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Auf Wunsch der Herren Mitarbeiter füge ich folgende Berichtigungen 
oder Ergänzungen zu dem vorliegenden Theil bei. 

1. In dem Literatorverzeichniss S. 16 ist zu Zeile 8 von unten zu bemerken: 
dass Von Maade and Pollock, of the law of merchant shipping, 4 ed. aach 
Bd. 2, zu Zeile 5 von unten . dass von Maclachlan , on the law of merchant 
shipping eine dritte Auflage (London 1880) existirt. 

2. Auf 8. 46, in Xot. 9 Zeile 5 derselben von unten, muss es statt „die 
Ersatzansprüche aus demselben Ereigniss^ heissen: ^Dic Ersatzansprüche, wenn 
auch aus verschiedenen Ereignissen"^. 

3. Zu 8. 244 Kot. 83 ist hinzuzufügen: Ueber die Accommandita siehe die 
werthvolle Untersuchung von W. Silberschmidt, die Commenda in ihrer frühesten 
Entwickelang bis zum 13. Jahrhundert. Würzburg 1884. 

4. Auf 8. 289 ist in Not. 14 zuzufügen : Vgl. jetzt die V.O. zur Verhütung 
des Zusammenstosses der Schiffe auf See vom 7. Januar 1880 (R.6.B1. 1880 
S. 1 flf.). Art. 10 derselben ist duixh die V.O. vom 16. Februar 1881 (ebendas. 
S. 28) wieder suspendirt. 
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Das Seerecht. 



^aadbtich dea HandelsrecUis. IV. Band. Abtb. 1. 1 



Einleitiuig. 

(Von Herrn Professor Dr. Lewis eo Bwlin.) 

I. Begriff des Seerechts. 

§ 1. 

I. Das Seerecht begreift die Normen, welche sich aasschliesslich auf die 
Seeschifffahrt beziehen. Da diese Normen zum Theil privatrechtlicher, zum 
Theil staatsrechtlicher, zum Theil völkerrechtlicher Natur sind, so unterscheidet 
man wohl Privat-, Staat«-, TQlker- (resp. internationales öffentliches) Seereeht.^) 
Als Beatandtheil des Handelsrechts nach dem hier beobachteten Plane und im 
Anschlass an das D.H.G.B. ist nur das Privat-Seerecht darzustellen, wennschon 
eine ganze Reihe von Rechtsinstituten and Rechtssätzen des öffentlichen Rechts, 
namentlich des Yerwaltangsrechts ebenso wenig von der Darstellung ausgeschlossen 
werden dttrfen, als sie das D. H.G.B., welches die in Rede stehende Materie mit 
einem noch weniger umfassenden Ausdrucke als Recht des ,, Seehandels'' be- 
zeichnet, ausgeschieden hat. ^) 

II. Das Seerecht regelt die Rechtsverhältnisse, welche sich an die See- 
sehiffTahrt knüpfen, und nur diese Rechtsverhältnisse. Fttr den Begriff der 
Seefahrt sind maassgebend die in den seemännischen Kreisen herrschenden 
Anschauungen,') wenn nicht dieser Begriff von Staatswegen, durch Gesetz 



^) Vgl. PerelSi Das intematioDale öffentliche Seerecht, Berlin 1882, S. 1. 

^) Dabin gehören u. A. die Torschriften über die Führung der Flagge und über 
die Schiffsregister, welche freilich durch das Bundes- (jetzt Reichs-) Gesetz, betreffend 
die Nationalität der Kauffahrteischiffe vom 25. Oktbr. 1S67 ersetzt worden sind, ver- 
schiedene Bestimmungen aus dem Titel über den Schiffer; wogegen der Titel von der 
Schiffsmannschaft rein privatrech tlieb er Natur war, während die R-Seemanns-Ord. vom 
27. Dezbr. 1872 sowohl das öffentliche, wie das Privatrecht in Betreff der Schiffsleute um- 
fasst. Dagegen ist z. B. das Auswanderungswesen ausznschliessen, um so mehr, als in dieser 
Beziehung durch das H.G.B. (Art. 679) die Landesgesetze selbst in ihren privatrechtlichen 
Bestimmungen ausdrücklich aufrecht erhalten worden sind. Dasselbe gilt vom Lootsen- 
wesen; auch dieses untersteht lediglich landesgesetzlicheu Regeln. 

^) In einem Erkenn tniss des Handelsgerichts zu Antwerpen vom 8. Mai 1876 heisst 
es z. B., dass die Fahrt auf der Scheide von Antwerpen abwärts stets als Seefahrt be- 

1* 



4 Buch 4. EinleitaDg. 

oder im Yerordnangswege festgestellt ist. Letzteres ist für das Deutsche Reich 
geschehen.*) • 

III. Zur Seeschifffahrt gehört auch die Kttstensehifffahrt, betriehen ledig- 
lich zwischen verschiedenen Häfen desselben Landes, ^) wennschon für diese 
einzelne besondere Bestimmungen gelten. ^) Dagegen steht die Sehlflfahrt auf 
Flllsson and Bluuengrewltsseni nicht unter den für die Seeschifffahrt geltenden 



trachtet worden wäre. Nicht unbedingt maassgebend ist dailir das Vorhandensein von 
Ebbe und Fluth. Vgl. Desjardins, Trait^ de droit commercial maritime I S. 78. 

*) Bekanntmachung des Bundesraths über die Registrirung und die Bezeichnung 
der Kauffahrteischiffe vom 18. Nov. 1878 § 1: „Als Seefahrt*' im Sinne des § 1 des Gesetzes 
vom 25. Oktbr. 1867 (Bundes- Gesetzblatt S. 35) ist in den nachstehend aufgeführten 
Revieren die Fahrt ausserhalb der dabei bezeichneten Grenzen anzusehen: 1) bei Memel 
ausserhalb der Mündung des Kurischen Haffis, — 2) bei Pillau aupserhalb des Pillauer 
Tiefs, — 8) bei Neufahrwasser ausserhalb der Mündung der Weichsel, — 4) in der 
Putziger Wiek ausserhalb Rewa und Heistemest, — 5) bei Dievenow, Swinemünde und 
Peenemünde ausserhalb der Mündungen der Dievenow und Swine, sowie ausserhalb der 
nördlichen Spitze der Insel Usedom und der Insel Rüden, — 6) bei Rügen östlich: 
ausserhalb der Insel Rüden und dem Thiessower Höft, westlich: ausserhalb Wittower 
Posthaus und der nördlichen Spitze von Hiddens-Oe, sowie ausserhalb des Bock bei 
Barhöft, — 7) bei Wismar ausserhalb Jackelbergs-Riff, Hannibal-Grund , Schweinskötel 
and Lieps, sowie ausserhalb Tamewitz, — 8) auf der Kieler Föbrde ausserhalb Stein 
bei Labö und Bülk, — 9) auf der Eckern Föhrde ausserhalb Nienhof und Bocknis, — 
10) bei Flensburg, Sonderburg und Apenrade ausserhalb Birknakke und Kekenis-Leucht- 
thurm, sowie ausserhalb Tundtoft-Nakke und Knudshoved, — 11) bei Hadersleben ausser- 
halb Raadhoved, Insel Aarö, Insel Linderum und Orbyhage, — 12) bei Husum ausserhalb 
Nordstrand, — 13) auf der Eider ausserhalb Vollerwiek und Hundeknoll, — 14) auf der 
Elbe ausserhalb der westlichen Spitze des hohen Ufers (Dieksand) und der Kugel-Bake 
bei Döse, — - 15) auf der Weser ausserhalb Kappel und Langvrarden, — 16) auf der 
Jade ausserhalb Langwarden und Schilligshöm , — 17) auf der Ems ausserhalb der 
westlichen Spitze der Westermarsch (Utlands-Höm) und Ostpolder Siel.'' 

^) In, Oesterreich unterscheidet man kleine und grosse Küstenfahrt (Ges. über die 
Registrirung der Seehandelsschiffe vom 7. Mai 1879 § 5). Erstere erstreckt sich auf das 
Adriatische (cit Ges. § 6, woselbst die Grenzen genauer angegeben sind), letztere ausser- 
dem auf das Mittelltediscbe, das Schwarze und Asowsche Meer, den Suez-Kanal und 
flas Rothe Meer (§ 7, daselbst auch die Grenzen). Ebenso werden in Frankreich unter- 
schieden petit cabotage, Frachtschifffahrt zwischen Hafen desselben Meeres, und grand 
cabotage, zwischen Häfen verschiedener Meere. Vgl. Desjardins I S. 94 f. 

^) Die wichtigste derselben ist öffentlichrechtlicher Natur, nämlich die ausschliess- 
liche Einräumung des Rechts der Küstenfrachtfahrt an nationale Schiffe, wie es z. B. in 
Frankreich, in Spanien, Portugal, Russland der Fall ist, jetzt auch im Deutschen Reich 
auf Grund des Reichsgesetzes, betreffend die Küstenfrachtfahrt vom 22. Mai 1881 (Aus- 
nahmen zu Gunsten der Schiffe bestimmter fremder Staaten : § 2 des Ges., Kaiserl. Verordn., 
betreffend die Berechtigung fremder Flaggen zur Ausübung der deutschen Küstenfracht- 
fahrt, vom 29. Dezbr. 1881, wie solche auch im Au^ande vorkommen, vgl. Desjardins I 
S. 94 ff.). Ausserdem Gestattung von Deckladungen, vgl. D. H.G.B. Art. 567, 710; Be- 
freiung von der Pflicht zur Registrirung der Schiffe und der Journalführung, welche Be- 
stimmungen jedoch nach Deutschem Recht nicht für Küstenfahrer allein, sondern auch für 
kleine Fahrzeuge überhaupt gelten: Reichsges., betreffend die Registrirung und die Be- 
zeichnung der Kauffahrteischiffe vom 28. Juni 1873 § 1, D.H.G.B. Art. 489, Preuss.Einf.G. 
Art. 55, Hannöv. 8 84, Schlesw.-Holst. § 68, Meckl.-Schwerin § 57, Oldenb. Art. 29, 
Brem. § 41, Hamb. § 47. 



§ 1. Begriff des Seerechts. 5 

Regeln.'^) Allerdings können diese durch Gesetz für die Flossschifffahrt für 
maassgebend erklärt werden, sei es ftberhanpt soweit sie darauf anwendbar sind, 
sei es fftr gewisse Rechtsverhältnisse und unter bestimmten Voraussetzungen.^) 
Im Deutschen Reich finden nach mehreren Landesgesetzen die Bestimmungen tther 
die Kollision der Seeschiffe (Art. 736 — 741 H.G.B),^) nach einigen von diesen 
auch die hierauf sich beziehenden Vorschriften über die Verjährung (Art. 906 ff.)^^) 
Anwendung; nach dem Oldenburgischen EinfOhrungs-Gesetz noch die über die 
Schiffsgläubiger.^^) Abgesehen hiervon, sind die seerechtlichen Vorschriften des 
D. H.G.B. für die Verhältnisse der Fluss- und Binnenschifffahrt weder direkt 
maassgebiBnd/^) noch hat sich für eine analoge Anwendung derselben eine all- 
gemeine Rechtsanschauung gebildet. ^') Der Transport auf Binnengewässern ist 
gerade umgekehrt unter die Regeln des Landfracht-Geschäfts gestellt worden.^*) 
IV. In noch höherem Maasse als der Handel überhaupt führt der Seeverkehr 
Angehörige der verschiedensten Nationen zusammen und betheiligt solche bei 
demselben Rechtsverhältnisse oder einem Komplex von Rechtsverhältnissen, 
welche miteinander in Verbindung stehen, und von denen das eine aus dem 
andren hervorgeht, resp. um des anderen willen da ist. Daher sollten im See- 
recht mehr als in irgend einer anderen Partie des Rechts die nationalen Eigen- 
thümlichkeiten abgeschliffen sein und die Rechtsinstitute einen gleicharUgen 
Karakter haben. Allein der Nothwendigkeit einer gleichförmigen Rechtsbildung 
wurde — wie ein geistvoller französischer Schriftsteller^^) darlegt — im Alter- 
thum und im Mittelalter in höherem Maasse Rechnung getragen, wie in der 
neueren Zeit. Zur Zeit der römischen Weltherrschaft scheint die lex Rhodia 



') Vgl. Seufferts Arch. II Nr. 86. 

^) So stellt das Holland. H.G.B. Art. 748 die vom Aaslande kommenden oder 
ins Ausland gehenden Schiffe, welche Flüsse und Binnengewässer befahren, den See- 
schiffen gleich und unterwirft dieselben demgemäss den für die letzteren geltenden 
Bestimmungen, soweit die Umstände es zulassen und nicht spezielle Reglements und 
Verordnungen Platz greifen. Für Preussen waren gewisse Bestimmungen des Seereehts 
gleichfalls auf Stromschiffe für anwendbar erklärt: § 1983 Preuss. A. L.R. H, 8. Kab.Ordres 
vom 23. Septbr. 1835 u. vom 14. Juli 1841; vgl. dazu die der Cirkularverf. des preuss, 
Handelsministers v. 31. Dezbr. 1861 beigefügte Denkschrift (Staatsanzeiger v. 1862 Nr. 7, 
zum Theil auch abgedruckt bei Mako wer, Komm, zu Art. 390. 

^) Hannöv. EinfGes. § 39, Lauenb. § 56, Schleswig-Holstein. § 78, Brem. § 46. 
Hamh. § 54, Mecklenb.-Schwerin § 73, Meeklenb.-Strelitz § 3, Oldenb. Art. 33 § 1. 

^^) HaonOv., Lauenb., Schlesw.-Holst, Hamb. EinfGes. a. a. 0. 

^^) Art 33 § 2. Auf die aus den Dienst- und Heuerverträgen herrührenden For- 
derungen der Schiffibesatzung freilieh nur soweit, „als dieselben aus den letzten beiden 
Jahren herrühren, wo das Schiff bemannt war.** 

'^) Bei Berathnng des H.G.B. waltete zuerst die Absicht ob, die für die Flusa- 
schifffahrt anwendbaren Bestimmungen des Seerechfes in einem besonderen Abschnitt 
zusammenzustellen; sp&ter wurde dieselbe indes wieder au^egeben. Vgl. Prot H S. 515 f., 
Vm S. 4490, IX S. 5126 f. 

>«) Entsch. d. R.O.H.G. VI S. 396 f., XXIV S. 418. Entsch. des fRG.Oiv.S. 
V S. 91 f. 

1*) D. H.G.B. Art. 890, 420. 

1») Courcy, Questtons de droit maritime I, Paris 1877, S. 5 ff. 
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den Karakter eines gemeinsamen Rechts, eines ins gentium aller seefahrenden 
Völker der damaligen civilisirten Welt gehabt za haben, und im Mittelalter 
hatten eine ähnliche Bedeutung das Konsulat der See und die Wisbyschen Ge- 
setze.*^^) In der neueren Zeit hat allerdings der französische Code de com- 
merce dadurch, dass er die Grundlage einer Reihe späterer Handelsgesetzbücher 
geworden ist, ein weiteres Herrschaftsgebiet erhalten, ^^) auch gibt es im See- 
recht wohl schwerlich Rechtsinstitute, welche nicht allen seefahrenden Nationen 
gemeinsam, sondern einem einzelnen Volke eigenthttmlich wären. Allein im 
einzelnen fehlt es nicht au den weitgehendsten Verschiedenheiten in dem Rechte 
der verschiedenen Staaten, und die wohl hier und da aufgetauchte Idee, ein 
gemeinsames Seerecht aller civilisirten Nationen herzustellen oder anzubahnen, 
ist bis jetzt ihrer Verwirklichung noch nicht näher gerückt. Hat es doch nicht 
einmal gelingen wollen, bei einzelnen dem Umfange nach beschränkten Rechts- 
materien über die Annahme bestimmter Regeln eine Uebereinstimmung der 
Regierungen herbeizuführen. ^^) 

V. Bei dieser Sachlage ist die Lehre von der Kollision der Reehtsquellen 
für das Seerecht von der grössten Bedeutung. Die allgemeinen Grundsätze 
dieser Lehre kommen natürlich auch hier zur Anwendung. Speziell wird auf 
die oben (Bd. I S. 105 S») gegebene Darstellung verwiesen. Nur zwei Punkte 
sind noch zu berühren. Nämlich die Frage, nach welchem Recht sich die 
Haftung des Rheders richtet, wenn er wegen Handlungen der Besatzung, die im 
Auslande stattgefunden, in Anspruch genommen wird? und welches Recht für 
die Feststellung und Vertheilung der in grosser Havarie zu ersetzenden Schäden 
maassgebend ist? 

Was nun die Verpflichtung des Rheders durch Rechtsgeschäfte und sonstige 
Rechtshandlungen des Schiffers betrifft, so ist dieselbe die Folge des in der 
Anstellung des letzteren liegenden stillschweigenden (weil vom Gesetz darin 
gefundenen) Auftrags, eine Reihe von Geschäften und Rechtshandlungen er- 
forderlichen Falls für den Rheder vorzunehmen. Inhalt und Umfang der hierauf 
beruhenden Vollmacht kann sich naturgemäss, wie bei einer auf einem ausdrück- 
lichen Mandat beruhenden Vollmacht , ^^) nur nach dem Rechte richten , unter 

1«) Vgl. Goldschmidt, H.R I, 1 S. 292 Not. 5. 

^'^) Vgl. Laurin bei Cresp, Cours de droit maritime I S. 9 f. 

^^) Die seit mehr als 20 Jahren von den interessirten Kreisen und der englischen 
Association for the Reform and Codification of the Law of Nations lebhaft verfolgte 
Idee, die störendsten Divergenzen, welche in den Seerechten der verschiedenen Nationen 
in Betreff der Behandlung der Havarie^osse bestehen, durch gewisse allgemein adop- 
tirte Grundsätze zu beseitigen, bat nicht mehr als eine wohlwollende Erwägung Seitens 
der einen oder andern Regierung erfahren. Seit dem Jahr 1879 scheint die Angelegen- 
heit — was die Regierungen anlangt — vollständig zu ruhen. Erfreulich ist es immerhin, 
dass weite Kreise der Interessenten gewisser Länder durch Priratdispositionen den von 
der genannten Association vorgeschlagenen gemeinsamen Grundsätzen in Betreff der 
Havariegrosse-Regulirung, den s. g. York and Antwerp Rules, sich unterwoirfen haben 
und damit ein internationales Gewohnheitsrecht anbahnen. Vgl. Lewis in Goldschmidts 
Zeitschr. XXIV S. 491 ff 

1») Vgl. Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht S. 260 ff. 
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dessen Herrschaft der Auftrag ertheilt wurde, d. h. die AnsteHung erfolgte, 
speziell nach dem im Heimatshafen des Schiffs geltenden Recht. ^^) Dieses ist 
maassgebend für die Rechtshandlangen, ^^) für welche der Rheder einzostehen 
hat, aber auch fElr den Umfang, in welchem der Rheder dafür haftet. Nach 
eben demselben Recht ist die Haftung des Rheders aus einem Verschulden der 
Personen der Besatzung zu beurtheilen, d. h. die Frage, ob für ein bestimmtes 
Verschulden der Rheder überhaupt haftet, und in welchem Umfange? Wenn 
nämlich der Rheder für das Verschulden Anderer einzustehen hat^ so ist das 
eine durch das Gesetz mit der von ihm oder in seinem Namen vorgenommenen 
Anstellung verbundene Folge. Dieses Gesetz aber kann kein anderes sein als das 
Gesetz seines Landes; denn nur dieses ist für ihn Recht (wenn er nicht etwa 
ein fremdes Gesetz als für ihn maassgebend anerkannt hat.) •^^) Nur den Folgen, 
welche dieses Gesetz mit der Anstellung von Personen der Schiffsbesatzung ver- 
bindet, kann er sich durch die Anstellung haben unterwerfen wollen. ^^) Diese 
Sätze werden von der Praxis der meisten seefahrenden Nationen anerkannt. ^^) 
Für die Feststellung und Vertheilung der Schäden in der grossen Havarie ist 
maassgebend das Recht des Orts, wo die Dispache aufgemacht wird. Dieser 
Ort ist naturgemäss der Ort, wo die Gemeinschaft zwischen Schiff und Ladung 
aufhört, da hierauf die Regelung der Seeschäden in der Havariegrosse beruht, ^^) 
also der Bestimmungsort und, wenn dieser nicht erreicht wird, der Hafen, in 
welchem die Reise endet. ^®) Auch dieses Prinzip ist durch die Praxis in den 



«>) So auch Entsch. des R.O.H.G. XXll S. 98, VUI 8. 151 f. 

31) Für die Folgen, welche sich an EonnosBemente knüpfen, ist natOrlich in Ge- 
mässheit der allgemeinen Rechtsregeln das Recht des Orts maassgebend, wo dieselben 
geltend gemacht werden: Entsch. des R.O.H.G. XXV 8. 194 f. 

^') Diese Unterwerfimg kann nicht nur durch eine ausdrückliche Erklärung, son- 
dern auch durch konkludente Handlungen erfolgen. S. darüber Sammlung der Erkennt- 
nisse des O.A.G. zu Lübeck in Hamb. Rechtssachen HI 8. 366, Ullrichs Sammlung 
Nr. 281 (Heft 2 8. 220 f.). Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 94 f. 

«») Entsch. des R.O.H.G. XXIV 8. 85 ff. 

^) Ebenso Asser-Cohn, Das internationale Privatrecht, Berlin 1880, S. 120 f. 
Die englische und amerikanische Praxis lassen für die Obligirung des Bheders durch 
den Schiffer das Recht der Flagge (das des Heimathshafens des Schifis, resp. Domizils 
des Rheders) maassgebend sein: Story, On the conflict of laws § 286b und c. Ab- 
bott S. 256, vgl. Maclachlan S. 166 ff. Ebenso neigt man sich in Frankreich 
dieser Ansicht zu: Desjardins U S. 77. Für die Fälle freilich, in denen das Englische 
Recht eine auf einen bestimmten Werth des Schiffs beschränkte Haftung statuirt, gilt 
dieses englische Prinzip nach der ausdrücklichen Bestimmung der Merchant Shipping 
Acts Amendement Act v. 1862 sect. 54 ebensowohl ftür Einheimische, wie Fremde („the 
owners of any ship, whether British or foreign^). 

2») S. Voigt, N. Arch. f. HR. I S. 807. Entsch. des R.O.H.G. VH S. 169, VIH 
8. 294 f. Dass gerade das Recht des Ortes maassgebend ist, wo die Gefahrsgemeinschaft 
ihr Ende erreicht, hat wohl seinen Grund darin, dass „die Dispachirung nach dem 
Recht eines anderen Platzes, wenn überhaupt, schwer und selten mit voller Zuverlässig- 
keit durchführbar" sein würde: Entsch. des R.O.H.G. Vlll S. 295. 

^) So nach älterem Recht: Busch, Darstellung der Handlung I 8. 314 f., II S. 459ff. 
Benecke-Nolte, System des See-Assekmranzwesens H 8. 728 ff. Voigt, N.Arcb. 
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meisten Seestaa.ten, wennschon in Einzelheiten die Ansichten auseinandergehen,'^) 
im wesentlichen anerkannt. ^^) Natürlich kommt dieses Recht dann nicht zur 
Anwendxmg, wenn die Betheiligten sich einem anderen Rechte in dieser Be- 
ziehung unterwerfen; was auch von vornherein durch eine Klausel der Charte- 
partie oder des Konnossements geschehen kann. ^^) Und ebenso wenig ist das 
Havariegrosse-Becht des Dispachirungsorts maassgebend, wenn durch die daselbst 
geltenden Gesetze oder Gebräuche die Beobachtung eines anderen Rechts, z. B. 
des Abgangsorts für die Havarieregulirung entweder überhaupt oder unter ge- 
wissen Umständen vorgeschrieben wird. ^®) 



für H.R. I S. 211, 214, 225 f., 307 ff. Ullrichs Sammlang Nr. 250, 353. Seebohms 
Sammlung Nr. 61, 128, 170, 188. Ebenso nach dem D. H.G.B. auf Grundlage der Art 
729 and 839; vgl. Entsch. des R.O.H.G. YIII S. 291—294. Lewis, Seerecht II S. 69 f. 

^'^) S. Asser-Cohn, Das internationale Privatrecht S. 129 ff. 

^^) So die englische und amerikanische Praxis: Abbott S. 533 ff. Arnould, 
On the law of marine Insurance (5. ed.) II S. 872 f. Maclachlan S. 640. Kent, 
Commentaries on American law (10. ed.) III S. 339; — die französische: B^darride 
V Nr. 1825 f., 1828, 1880, 1858—1856. Frignet, Trait^ des avaries H Nr. 537, 540, 
545 f., 548 ff.; — die holländische: Holtius, Voorlezingen over handeis- en zeeregt 
III S. 307. "^ 

29) Entsch. des O.A.G. za Lübeck v. 14. Oktbr. 1865 (Kierulffs Samml. I 
S. 923). Entsch. des R.O.H.G. XXY S. 2 ff. Solche Klauseln sind: All questions of general 
average to be settled according to the castom of the London underwriters at Lloyds; 
oder: General average payable accordiog to «York and Antwerp Rules (wodurch die 
von der Association for the Reform and Codification of the law of Nation über die 
Havariegrosse gefassten Beschlüsse für maassgebend erklärt werden). 

30) S. Prot, VII S. 3529. Entsch. d. R.O.H.G. VIU S. 294. 
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§ 2. 

A. Aeltere Quellen/) 

Das Bömiscbe Recht hat dem Seerecht ebenso wenig eine gesonderte Dar- 
stellung zu Theil werden lassen ats dem Handelsrecht überhaupt. Doch sind 
einige seerechtliche Institute , welche theils in das heutige Recht unverändert 
herübergenommen sind, theils die Grundlage moderner Institute bilden, durch 
das Römische Recht vollständig ausgebildet, und einzelne Titel der Sammlungen 
des Corpus iuris civilis sind auch fast ausschliesslich solchen gewidmet. Die auf 
das Seerecht bezüglichen Stellen des Römischen Rechts sind zusammengestellt 
in der Sammlung von Pardessus I S. 85 — 132. 

In den Quellen des Römischen Rechts geschieht der lex Bhodia ErwähnuDg, 
ohne dass jedoch daraus ersichtlich, ob es ein geschriebenes Rhodisches Seerecht 
gegeben habe. So viel steht fest, dass die noch jetzt unter dem Namen der 
Rhodischen Seegesetze erhaltene Sammlung nicht das Rhodische Seerecht ent- 
hält, wie es zur Zeit der klassischen römischen Juristen in Geltung war. Viel- 
mehr ist die aus drei nicht miteinander zusammenhängenden und erst spät (nach 
der Justinianischen Kodifikation, zum Theil erst nach den Basiliken) entstande- 
nen Stücken bestehende Sammlung eine Privatarbeit. Die Rechtsregeln, welche 
sie enthält, sind gewohnheitsrechtliche Sätze. Abgedruckt ist die Sammlung bei 
Pardessus I S. 231—260. 

Auch dem Mittelalter fehlen Gesetze, wodurch das Seerecht der seefahrenden 
Nationen normirt würde. Vielmehr bestand das Recht fast lediglich in der 
Gewohnheit und wurde durch diese fortgebildet. Schon frühzeitig aber ver- 
anstalteten Privatmänner Sammlungen der Seerechtsgewohnheiten, welche sehr 
bald nach ihrer Entstehung gleich Gesetzbüchern angewendet wurden, und zwar 
weit über die Grenzen des Landes hinaus, dem ihre Verfasser angehörten. 

Solche Sammlungen sind: 



^) Sammlungen von älteren Quellen des Seerechts: Pardessus, CoUection des 
lots maritimes (bis zum 18. Jahrtiundert) 6 Bnde., Paris 1828—45. Travers Twiss, 
Monumenta iuridica. The black book of tbe Admiralty 4 Bnde., London 1871^76. 
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Das Seerecht von Oleron, Roole des jngremeus d^Ol^ron. (Pardessus I 
S. 328 — 354) in seiner ältesten, nach Annahme der meisten Schriftsteller noch 
dem 11. Jahrhundert angehörenden und an der Westküste von Frankreich ent- 
standenen Gestalt eine Sammlang von seerechtlichen Rechtssprüchen, welche 
später mannigfache Zusätze erhielt, indem die Handschriften sehr verschieden- 
artige Gestalten zeigen. Die Sammlung ist namentlich in Frankreich, aber auch 
in England und Castilien zu grossem Ansehen gelangt. Lediglich eine vl&- 
mische Uebersetzung der ursprünglichen Oleronschen Sammlung sind die Tonnesse 
(Urtheilsfindungen) van Damme oder — wie sie auch bezeichnet werden — 
Gesetze von WesteapeUen (Pardessus I S. 371 — 392). 

Das Seerecht von Amalfl, tabula Amalphitana (herausgegeben von Laband 
in Goldschmidts Zeitschrift YII S. 296 ff.), in der jetzigen Gestalt um die Mitte 
des 14. Jahrhunderts entstanden und aus einem lateinischen und einem italienischen 
Stück bestehend, deren ersteres wohl ein Gerichtsweisthum ist. Die Sammlung soll 
noch im 16. Jahrhundert im Königreich beider Sicilien legis vicem gehabt haben. 

Das Konsulat der See, Consolado del mare (Pardessus II S. 49 — 368) eine 
wohl im 14. Jahrhundert in Barcelona (oder Marseille?) veranstaltete Sammlung 
alter Seegebränche, namentlich des Mittelländischen Meeres. 

Das Wisbysehe Seerecht (Pardessus I S. 463—524. Schlyter, corpus iuris 
Yisbyensis urbici et maritimi, Lund 1853) eine im nördlichen Europa, (aber 
nicht in Wisby auf Gothland) im 151 Jahrhundert ^ gemachte Rechtssammlnng, 
welche auf einer Verbindung der in Holland entstandenen Ordinancie oder des 
Amsterdamer Seerechts und der Vonnesse van Damme beruht, später aber Zu- 
sätze aus dem Lübischen Recht erhalten hat. 

Guiddn de la mer (Pardessus II S. 377 — 432), eine in Frankreich ent- 
standene Arbeit aus dem Ende des 16. Jahrhunderts. 

Die weiteste Verbreitung von diesen Sammlungen fanden das Konsulat der 
See und das Wisbysche Seerecht, und zwar hatte letzteres namentlich Geltung 
in den nördlichen, das Konsulat in den südlichen Meeren Europas. 

In der neueren Zeit bemächtigte sich die Gesetzgebung mehr und mehr 
fast des ganzen Gebietes des Seerechts. Schon in dem Hanseatischen Seerecht 
haben wir Gesetzesrecht. Mit diesem Ausdruck bezeichnet man die Hanse- 
Rezesse von 1369 bis 1614, und zwar besonders den des zuletzt genannten 
Jahres, der auch unter dem Titel veröffentlicht ist: Der Ehrbaren Hansee-Städte 
Schiffsordnung und Seerecht etc. (Pardessus II S. 455 — 558). 

Femer sind von deutschen Gesetzen hier zu nennen : Das Revidirte Lttbisehe 
Recht B. VI, sowie B. III Tit. 4 und 13, B. IV Tit. 1; das Hamburgisehe 
Stadtrecht von 1603, Th. II Tit. 13—19;^) das Preussische Allgemeine Land- 
recht, Th. II Tit. 8 §§ 1389-2451. 



9) Nach. R. Wagner (Goldschmidts Zeitschr. XXVH S. 393 ff.) auf Veranstaltung 
des Hansabnndes. 

") Dazu Langenbeck, Anmerkungen über das Hamburgische Schiff- und Seerecht 
Hamburg 1727. 
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I 
Von der allergrössten Bedeatang aber ffir das ganze moderne Seerecht ist 

geworden die von Ludwig XIV. erlassene Ordonnance tonehant 1a maiine (auch 

ordonnance de la marine genannt) vom August 1681 (Pardessus lY S. 325 — 418). 

Dieselbe behandelt nicht nur das Privatseerecht, sondern auch das öffentliche und 

das Seevöikerrecht. Sie ist in ihrem pfivatrechtlichen Theil durch den Code 

de conunerce ausser Kraft gesetzt, gilt aber noch für das öffentliche Recht und 

subsidiär da, wo der Code schweigt. 

Ein ausgedehntes Herrschaftsgebiet hat auch erhalten die Ordonnanz Ton 
Bilbao, die in ihrer letzten, unter einem gewissen Einfluss der französischen 
ordonnance du commerce und ordonnance de la marine entstandenen Redaktion 
(Ordenanzas de la ilustre universidad j casa de contratacion de la yilla de 
Bilbao), 1737 von Philipp Y. bestätigt ist und das Seerecht namentlich in den 
Kapiteln 19 bis 29 behandelt. Dieselbe hat später Geltung in Spanien und in 
den spanischen Kolonien gefunden, und besteht diese in Paraguay noch fort. ^) 

§ 3. 

B. Die Gesetze der Jetztzeit.*) 

Das Seerecht, soweit es privatrechtlich^ Natur ist, bildet in den neueren 
Gesetzgebungen fast durchweg einen Bestandteil der betreffenden Handelsgesetz- 
btkcher, und es ist daher in dieser Hinsicht auf die in Bd. I (S. 120 — 128) 
gegebene Zusammenstellung zu verweisen. Nur folgende Bemerkungen mö^en 
zur Ergänzung des tlber die Handelsgesetzbücher Gesagten hier Platz greifen. 

Das das Seerecht enthaltende zweite Buch des franzSsIsehen Code de eom- 

meree (art 190 — 486) vom 15. Septbr. 1807 ist fast lediglich ein Auszug aus 
der ordonnance de la marine, und noch dazu von nicht sonderlich sachverstän- 
diger Hand. Eine ganze Reihe der Bestimmungen desselben sind veraltet. ^) 
In der neueren Zeit ist eine Revision des Code in Angriff genommen. Eine im 
Jahre 1865 niedergesetzte Kommission hat den Entwurf eines neuen, zur Er- 
setzung des B. II des Code de commerce bestimmten Gesetzes ausgearbeitet.^) 
Der Entwurf ist liegen geblieben. Doch ist aus ihm später hervorgegangen das 
Gesetz über die hypothöque maritime (loi, qui rend les navires susceptibles 
d'hypoth^que) vom 10. Dezbr. 1874 (abgedruckt in Goldschmidts Zeitschrift XXII 



^) Dagegen nicht mehr in Guatemala und Hondurafi, wie Bd. I S. 127 noch ange- 
geben, vielmehr sind hier neuerdings eigene Gesetze erlassen. Der Codigo de comercio 
von Guatemala vom 15. September 1877 stimmt in seinem dritten, den Seehandel nor- 
mirenden Buch yollständig überein mit dem entsprechenden Abschnitt des H.G.B. von 
Chile. Vgl. Goithelf Meyer in Grünhuts Zeitfchr. f. d. Priv.- u. öffentl. R. der Gegen- 
wart YII S. 218. Journal de droit international priv^ III S. 178. 

^) Anthoine de Saint-Joseph, concordance entre les codes de commerce ^trangers 
et le Code de commerce fran^s. Paris 1844, 2. ed. 1851. 

') Vgl. Courcy, Questions maritimes I S. 8 f. 

') Vgl. Duhn m Goldschmidts Zeitschr. XIV S. 89 ff., Laurin bei Gresp I 
S. 16 Not. 20. 
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S. 175 ff.) In den letzten Jahren ist die französische Yolksvertretiing von 
Neuem mit einem die Revision einzelner Theile des Seerechts bezweckenden 
Gesetzentwurf befasst worden, und in der Session des Jahres 1877 ist der 
Entwurf in der vom Senat festgestellten Gestalt an die Deputirtenkammer ge- 
langt. Hier ist derselbe von der condmission de la marine marchande, welche 
über ihn schriftlichen Bericht erstattet hat, durchberathen. Weiteres ist aber 
in der Sache bis jetzt noch nicht erfolgt. In dem Entwurf werden die Art. 259, 
318, 386 des Code de commerce aufgehoben, die Art. 216, 258, 262, 263, 
265, 315, 334 und 347 modifizirt, und dabei wird den Verhältnissen der Jetzt- 
zeit mehr Rechnung getragen. 

Von den auf der Grundlage des Code beruhenden Gesetzen behandeln die 
Seerechtsverhältnisse viel eingehender als dieser: der spanische C6digo de comerelo 
vom 30. Mai 1829 (deutsche Uebersetzung von Schumacher, Hamburg 1832) 

■ 

B. III (Art. 583—1000), der portugiesische Codigo eommereia} vom 18. Sep- 
tember 1833 Th. II (Art. 1287-1860) und das niederlttndische Wetboek van 
Koophandel vom 10. April 1838 (deutsche Uebersetzung von Schumacher, Ham- 
burg 1840. Eine wohl amtliche Ausgabe mit synoptisch zusammengestellten 
holländischen und französischen Text, Haag 1874.) B. II (Art. 309—747, mit 
Ausschluss der Artikel 686—695). 

In Belgien ist das B. II deft daselbst mit dem 1. Januar 1808 in Kraft 
getretenen Code de commerce ersetzt durch das Gesetz vom 21. August 1879, 
das sich auch an den Code anlehnt, aber manche Lücken dieses Gesetzbuchs 
ausfüllt und den Bedürfnissen der Jetztzeit mehr Rechnung trägt. (Nur die 
Bestimmungen der Art. 197 — 215 des Code de commerce sind in Kraft geblieben 
und dem Code de procedure civile angehängt. 

In Italien ist eine neue Redaktion des Codiee di eommercio, der im B. II del 
commercio marittimo e della navigazione handelt, mittelst Gesetzes vom 2. April 
1882 publizirt worden und soll spätestens mit dem 1. Jan. 1883 in Kraft treten. 

Von den skandinavischen Staaten haben Norwegen und Schweden eigene 
Seegesetze, Norwegen vom 24. März 1860,^) (deutsche Uebersetzung bis Art. 122 
von Claussen in Goldschmidts Zeitschrift VI S. 258 — 313; französische Ueber- 
setzung neben dem Originaltext im Recueil de lois, r^solutions, circulaires etc. 
concemant le commerce et la navigation du royaume de Norv^ge, publik ä 
Tusage des consuls des Royaumes unis par le minist^re de Tint^rieur, Christiania 
1861), Schweden vom 23. Februar 1864. Dagegen gilt in Dftnemark noch das 
4. Buch des Gesetzbuehs KSnig Christians Y. (Kong Christian den Femtes 
Danske lov) vom 15. April 1683. 

Auch für Finnland ist ein besonderes Seegesetz vom 9. Juni 1873 (fran- 
zösische Uebersetzung Helsingfors 1877) erlassen. 

Vom' englischen Seerecht welches ebenso wenig wie das Handelsrecht 



^) Neben dem Seegesets sind bestehen geblieben einige Bestimmungen des mit dem 
Danike Igt übereinstimmenden Norske lov Christians V. Yom 15. April 1687 B. IV über 
Seeversicherung (C. 6). 
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kodifizirt ist, amfassen einen grossen Theil eine Reihe von Gesetzen, die in der 
neueren Zeit erlassen sind,^) nämlich: 

The Merchant Shipping Act vom 10. Angust 1«54 (17 n. 18 Victoria c. 104), — 
Merchant Shipping Repeal Act vom 11. August 1854 (17 u. 18 Vict c. 120), — 
Merchant Shipping Act Amendment Act vom 14. August 1855 (18 u. 19 Yict. 
c. 91), — Bills of Lading Act vom 14. August 1855 (18 u. 19 Vict. c. 111), — 
Passengers Act vom 14. August 1855 (18 u. 19 Vict. c 119), — Merchant 
Shipping Acts Amendment Act vom 29. Juli 1862 (25 u. 26 Vict. c. 68), — 
Passengers Act Amendment Act vom 13. Juli 1863 (26 u. 27 Vict. c. 51), — 
Merchant Shipping Act vom 20. August 1867 (30 u. 31 Vict. c. 124), — 
County Courts Admiralty Jurisdiction Act vom 81. Juli 1868 (31 u. 32 Vict. 
c. 71), — Merchant Shipping (Colonial) Act vom 13. Mai 1869 (32 Vict. c. 11), — 
Passengers Act Amendment Act vom 9. August 1870 (33 u. 34 Vict. c. 95), — 
Merchant Shipping Acts Amendment Act vom 21. August 1871 (34 u. 35 Vict. 
c. 110), — Merchant Shipping and Passenger Acts Amendment Act vom 10. Aug. 
1872 (35 u. 36 Vict. c. 73), — Merchant Shipping Act Amendment Act vom 
5. August 1873 (36 u. 37 Vict. c. 85), — The Merchant Shipping Act vom 
15. August 1876 (39 u. 40 Vict. c. 80), — Merchant Seamen (Payment of 
Wages and Rating) Act vom 2. August 1880 (43 u. 44 Vict. c. 16), — Merchant 
Shipping Act Amendment Act vom 2. August 1880 (43 u. 44 Vict. c. 18). 

Von den amerikanischen Gesetzbtlchem sollen hier nur hervorgehoben 
werden das lirasillaiifsehe, Codliro eommereial do imperio do Brasil vom 25. Juni 
1850, Th. II (Art. 457—796), und das von Chile, Codigo de eommereio de la 
republiea de Chile vom 23. November 1865 B. III (Art. 825—1324). 

Das Deutsche Seereeht ist enthalten im V. B. des A. D. U.G.B. *) und den 
dasselbe ergänzenden und abändernden Gesetzen. Diese sind:^) 

Das Reichsgesetz, betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre 
Befugniss zur Führung der Reichsflagge vom 25. Oktober 1867, wodurch die 
Art. 432—438 des H.G.B. abgeändert sind (dazu Verordnung, betr. die Reichs- 
flagge ftlr Kauffahrteischiffe vom 25. Oktbr. 1867). — Reichsgesetz, betr. die 
Organisation der Reichskonsulate vom 8. Novbr. 1867 in einigen seiner Be- 
stimmungen, — Reichsgesetz, betr. die Registrirung und die Bezeichnung der Kauf- 
fahrteischiffe vom 28. Juni 1873. (Hierzu, wie zu dem Reichsgesetz vom 25. Oktbr. 
1867 Vorschriften über die Registrirung und Bezeichnung der Kauffahrteischiffe — 



^) Dieselben sind auch abgedruckt in den gangbaren Handbachern des englischen 
Seerechts, so in Abbotts Law of Merchant Ships und in Maclachlan, on the Law of 
Merchant Shipping (in letzterem aber nur bis zum Jahre 1876 herunter). 

«) S. Bd. 1 S. 27 ff.; die fiiDfÜhrongsgesetze speziell S. 29 ff. Ebendas. S. 34 ist 
auch angegeben, dass die Art. 488, 494, 889 durch das Einföhrungsgesetz zur R.C.Pr.O. 
(§ 18) aufgehoben sind. 

^) Es werden hier nur die das Privatseerecht und das mit diesem in engerem Zu* 
sammenhange stehende öffentliche Seerecht betreffenden Keichsgesetze angeführt. Eine 
Znsammenstellung der auf die Seeschifffahrt bezüglichen Reichsgesetze, Verordnungen, 
Instruktionen, Anweisungen bis Anfang 1875 hat gegeben Stabenow, Sammlung der 
deutschen Seeschififahrtsgesetze, Leipzig 1875. 
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vom Bundesrath erlassen — vom 13. Novbr. 1873 und die Schiffsvermessungsordnang 
— vom Bondesrath erlassen — vom 5. Juli 1872), — Die Seemannsordnang vom 
27. Dezbr. 1872, welche den lit. 4 des 5. B. des H.G.B. aufgehoben hat und 
an dessen Stelle getreten ist, — Reichsgesetz, betr. die Verpflichtung deutscher 
Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute vom 27. Dezbr. 1872, ^ 
die Strandungsordnung vom 17. Mai 1874, — Reichsgesetz, betr. die Unter- 
suchung von SeeunfÄllen vom 27. Juli 1877. — Zu B. 5 Tit. 8 Abschn. 2 
des H.G.B. und § 145 des R.Str.G.B. kaiserl. Verordnung zur Verhütung des 
Zusammenstossens der Schiffe auf See vom 7. Januar 1880 (deren Art. 10 durch 
die Verordnung vom 16. Febr. 1881 abgeändert ist), und kaiserl. Verordnung 
über das Verhalten der Schiffe nach dem Zusammenstoss von Schiffen auf See 
vom 15. Aug. 1876, — Noth- und Lootsen-Signal-Ordnung für Schiffe auf See 
und auf den Küstengewässern vom 14. Aug. 1876. — Reichsgesetz, betr. die 
Küstenschifffahrt vom 22. Mai 1881 (dazu die kaiserl. Verordnung, betr. die 
Berechtigung fremder Flaggen zur Ausübung der deutschen Küstenfrachtfahrt 
vom 29. Dezbr. 1881). 

In Oesterreleh, wo die seit langer Zeit geplante Einführung des 5. B. des 
A. D. H.G.B. zur Zeit aussteht, gilt noch das Editto politico di navigazione 
mercantile austriaca vom 24. April 1774, welches jedoch nur das öffentliche 
Seerecht enthält. Für das Privatseerecht hat der Inhalt des Godice di com- 
mercio (für das napoleonische Königreich Italien veranstaltete Bearbeitung des 
Code de commerce) von 1808 (ß. II), wennschon derselbe in Südtyrol, Görz, 
Oradisca, Istrien und Triest nach der Wiedervereinigung dieser Distrikte mit 
der österreichischen Monarchie ausser Kraft gesetzt war, die Bedeutung eines 
von der Praxis recipirten Gewohnheitsrechts. Einzelne Materien sind durch 
spätere Gesetze geregelt. Unter diesen sind besonders hervorzuheben: das 
Gesetz über die Aichung der Seehandelsschiffe vom 15. Mai 1871 und das 
Gesetz über die Registrirung der Seehandelsschiffe vom 7. Mai 1879. 

§4. 

C. Ausgewählte Literatur. 

1. Aeltere Literatur bis Ausgang des vorigen Jahrhunderts: 

italienische : 

Straceha, tractatus de mercatura s. mercatore (Venet. 1553) p. VI (de 
nautis, navibus et navigatione). Ein tractatus de assecurationibus ist der Amster- 
damer Ausgabe von 1669 (Stracchae aliorumque cl. Ictorum de mercatura-trac- 
tatus varii) beigefügt. — Roccus, de navibus et naulo, item de assecurationibus 
notabilia; ed. Westeween Ultraiecti 1710 (auch in Roccus, responsorum legalium 
cum decisionibus centuriae duo Neap. 1655). — Casaregis, discursus legales de 
commercio (Genuae 1707): II consolato del raare di G. M. Casaregi (Florent. 
1718); Quintini Weytsen, tractatus deavaria - in novam methodnm ad faciliorem 
usum ab eodem F. M. de Casaregis accomodatns Flor. s. a. In den opera 
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practica (2. ed. Yenet. 1740) enthalten Bd. 1 n. 2 die discursos, Bd. 3 Qoin- 
tini Weytsen tr. de avaria and U consolato. — Taririiy ponderazioni sopra la 
contrattazione marittima. Genoa 1750. — Azanl, sistema aniversale dei principi 
del diritto marittimo deir Earopa. Florenz 1759 (neae Aufl. Triest 1796. 1797); 

holländische: 

Peekias, in tit. Dig. et. Cod. ad rem nanticam pertinentes commentarii 
c. not. Yinnii Amsterd. 1668. — Bynkershoek, in seinen observationes and 
opnscula. — Westerreen, il consolato del mare. Leyden 1704; 

dänische: 

LocceBios, de iure maritimo et navali. Amsterd. 1651. — Wedderkop, 
introdaetio in ins nanticam. Flensbarg 1757; 

französische : 

TallUy noaveaa commentaire sur Tordonnance de la marine (2 vol. La 
Rochelle 1776, ed. B^cane Paris 1829); 

deutsche: 

Stypmann, de iure maritimo et nautico ed. Fritz. Greifswald 1652. — 
Kurieke, ins maritimum Hanseaticnm. Hamb. 1667. — Langenbeek, Anmer- 
kungen aber d. Hamb. Schiff- u. Seerecht. Hamb. 1727. — Der wohlinstruirte 
Schiffer (Hamburg 1727), von Engelbrecht neu herausgegeben unter dem Titel: 
Der wohlanterwiesene Schiffer. Lüb. 1792. 

2. Neuere Literatur; 

deutsche : 

a) vor Erlass des H.G.B.: 

Martens, Gmndriss des H.R. (3. Aufl. Göttingen 1820) §§ 141 ff. ^ 
Jaeobsen, Seerecht des Friedens und des Krieges. Altena 1815. — POhls, 
DarsteUung des Seerechts (Bd. III des H.R.) 4 Thle. Hamburg 1830—1833, 
des See - Assekuranzrechts (Bd. lY des H R.) 2 Thle. Hamburg 1832. 
1834. — Mlruss, das Seerecht und die Flussschifffahrt nach den preussischen 
Gesetzen. 2 Bde. Leipzig 1838 f. — Kaltenbom, Grunds, des praktischen 
europäischen Seerechts. 2 Bde. Berlin 1851. — Heise u. Cropp, Juristische 
Abhandlungen, 2 Bde. Hamb. 1827. 1830. — Oelpeke, Zeitschr. f. Handels- 
recht. 3 Hfte. Berl. 1852. 1853. — Kletke, Sammlung von Präjudizien der 
obersten Gerichtshöfe Deutschlands in Handels-, See- und Wechselstreitsachen. 
Erlangen 1857, 2. Forts. 1857. 1858. — Sammlung von seerechtlichen Er- 
kenntnissen des Handelsgerichts zu Hamburg nebst den Entsch. der höheren 
Instanzen aus den Jahren 1851 — 1857, hrsg. v. Ullrich, Hamb. 1858. 1861; 
ans den Jahren 1858 — 1861, hrsg. v. Seebohm, Hamb. 1866; aus den Jahren 
1862—1865, hrsg. v. Hermann u. Hirsch, Hamb. (Leipz.) 1871—1876; 

b. seit dem Erlass des H.G.B. : 

Lewis, das deutsche Seerecht (ein Komment, z. 5. B. des A. D. H.G.B.), 
2 Bde. Leipz. 1877. 1878. — Ausserdem behandeln das Seerecht die Kom- 
mentare zum D. H.G.B. von Koeh, Makower, Baseh und das Lehrbuch des 
H.R. von Oareis, wie auch die Lehrbücher des Deutschen Privatrechts von Gerber, 
Beseler und Hillebrand und das Lehrb. des Preuss. Privatr. von Dernburi? (s. Bd. I 
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dieses Handbuchs S. 50 f.). Ebenso berücksichtigen das Seerecht die handels- 
rechtlichen Zeitschriften nnd die Sammlungen von gerichtlichen Entscheidungen 
(s. S. 51 — 53). Hinzuzufügen sind die Hamburgische Gerichtszeitung seit 1861, 
an deren Stelle seit 1863 die Hamburgische Handelsgerichtszeitung, und wieder 
an Stelle der letzteren seit 1880 die Hanseatische Gerichtszeitung getreten ist 
(Hamburg, Hauptblatt: handeis- inklusive seerechtliche, Beiblatt: nichthandels- 
gerichtliche Rechtsfälle), 
französische : 

Pardessns, cours de droit commercial, Paris 1814* — 16. 6. Ausg. hrsg. v. 
Roziere 1856. 1857 T. III. — Boulai-Paty, cours de droit commercial maritime. 
4 Bde. Rennes 1821 — 23. 2. Ausg. Paris 1834. — Belamarre et Lepoitvin, 
traite thöorique et pratique de droit commercial nouv. €d. (Paris 1860 f.) III. IV. — 
Alauzet, commentaire du Code de commerce (3. 6d. Paris 1879) III. IV. — 
Bravard-Teyri^res et Bemangeat, traite complet de droit commercial (Paris 
1861 — 65) IV u. V. — Canmont, dictionnaire universel de droit maritime, 
Paris 1867. — Uoeehster et Saer6, manuel de droit commercial maritime 
frangais et ^tranger. 2 vol. Paris 1875, — B^darrlde, commerce maritime (com- 
mentaire) 5 vol. 2. 6d. Paris 1876. Dazu : de Thypoth^que maritime. Paris 1877. — 
Bufour, droit maritime, commentaire des titres 1 et 2 L. II du code de comm. 
2 vol. Ronen u. Paris 1859. — Cresp, cours de droit maritime, hrsg. v. Laurln, 
bis jetzt 4 Bde. (Bd. 3 u. 4 Seeversicherungsrecht). Paris u. Aix 1876. 1878. 1882. 
Die Zusätze von Laurin machen — wenigsten in den beiden ersten Bänden — den 
weitaus grössten Theil des Werkes aus). ^) — Besjardins, traitä de droit commercial 
maritime, 3 vol. Paris 1878. 1880. 1882. — Goojet et Mergrer, dictionnaire de 
droit commercial, industriel et maritime. 1845. 3. 6d. par Raben de Couder. 6 vol. 
Paris 1877 — 1881. — Courcy, questions de droit maritime. 2 vol. Paris 1877. 79; 

italienische : 

Borsail^ il codice di commercio del regno d'Italia annotato. 2 vol. Turin 
1868. 1869. — Mariphieri, il diritto commerciale italiano, esposto sistematicamente 
1. Heft). Neapel 1882. — Morrone, il diritto marittimo del regno d'Italia, 
Vol. I. Neapel 1882; 

englische : 

Abbott (Lord Tenterden), of the law relative to merchant ships and seamen. 
London 1802, 6.— 11. ed. by Schee; 12. ed. by Samuel Prentice. London 1881. — 
Maude aud PoUoek, of the law of merchant shipping. London 1853. 4. ed. by 
Pollock andGainsford Bruce 2 vol. (von denen erst Bd. I erschienen) 1881. — 
Maelachlau, on the law of merchant shipping. London 1860. 2. ed. London 
1876. — Foard, on the law of merchant shipping. London 1880. — Olivers 
shipping law manual by Roche, 6. ed. London 1879; 

amerikanische : 

Kent, commentaries on American law 12. ed. Boston 1873; 



Im Folgenden wird je nachdem es sich um Ausführungen von Cresp, von Laurin 
oder von beiden handelt, citirt Cresp, Laurin bei Cresp, Cresp-Laurin. 



g 4. Ausgewählte Literatur. 17 

niederländische : 

HoltiuB, Voorlezingen over handels- en zeeregt, hrsg. v. Geer. Utrecht 
1861. Th. 2 u. 3. — Waal, het nederlandsche Handelsregt. Leyden 1861 — 70. 
Th. 2; 

schwedische : 

Jeh. X. DahlstrSm, den svenska privata sjörätten. Stockholm 1882; 

norwegische : 

Fr. Hallairer, den norske söret. Christiania 1867. 3. Aufl. v. Hagerap. 
Christiania 1881 ; 

brasilianische : 

Orlando de Arai^o Costa, Codigo commercial do imperio do Brazil anno- 
tado. 3. ed. Rio de Janeiro 1871B. 



Uandbueb dM HasdelsrechlB. IV. Band. Abth. 1. 



Abschnitt 1. 

Allgemeine Lehren. 

(Von Herrn Professor Dr. Lewis zu Berlin.) 



Ton den Seeschiffen nnd den daranf bezüglichen 

seerechtlichen Einrichtungen. 



§ 5. 

A. Von den Seeschiffen nnd deren juristischen Eigenschaften. 

I. Das Seerecht hat es nur mit den Beesehiffen zu thun, d. h. den Fahr- 
zengen, welche für die Seefahrt bestimmt und geeignet sind. Dies ist anzu- 
nehmen, mag die Bezeichnung der einzelnen Seerechtsgesetze es ausdrücken^) 
oder nicht ausdrücken.^) Ob ein Schiff für die Seefahrt bestimmt ist, ist quaestio 
facti. Irrelevant ist es, ob die Schiffe nach ihrer Beschaffenheit nur der Eüsten- 
schifffahrt dienen können, oder auch zu transatlantischen Reisen geeignet sind. 

Das Deutsche Seerecht hat den Begriff der Seeschiffe, auf welche seine Be- 
stimmungen anwendbar sind, noch enger gefasst. Es gehören nach demsMben 
dahin nur die zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe, die Kauf- 
fahrteischiffe,^) zu denen jedoch nicht nur die zum Waaren- und Personen- 
transport bestimmten Schiffe gerechnet werden, sondern auch „die zur grossen 
Seefischerei" und „die zum Schleppen anderer Schiffe bestimmten Fahrzeuge, 
welche Seefahrt betreiben".*) 



1) D. H.6.B. Art. 482: „Die zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe.'' 
Franz. Code de comm. art. 190: „Les navires et autres b&timents de mer.*^ Belg. Code 
de comm. L. II (v. 1879) art. 1 ebenso. 

') Engl. Merchant Shipping Act v. 1854 sect. 2. Schiff ist jedes zur Schifffahrt 
gebrauchte Fahrzeug, welches nicht durch Ruder bewegt wird („vessel used in navigation 
not propelled by oars"). 

8) D. H.G.B. Art. 432. Reichsges. v. 25. Oktbn 1867 § 1 ; vgl. Reich8Terf.ürk. 
Art. 54. 

*) Vorschriften des Bundesraths über die Registrirung und die Bezeichnung der 
Kauffahrteischiffe y. 13. Novbr. 1873 § 2. 
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II. Das Schiff ist eine zusammeng'esetzte Saehe (eine res connexa, ein 
^Gesammtbauwerk".*) Alles, was zu einem Schiff gehört, gilt als Theil eines 
solchen, also nicht nnr der Rampf, sondern auch die Masten, Raaen, Steaer- 
mder, Tauwerk, Segel;*) ebenso die etwaige Metallhaut und bei Dampfschiffen 
die Maschine, Räder, Schraube. Pertinenzen des Schiffs sind alle selb- 
st&ndigen Sachen, welche zum dauernden Gebrauch eines solchen bei der Seefahrt 
im allgemeinen bestimmt sind,^) als Anker, Ankerketten, Eompass^ Log, Loth, 
die Boote, *) die Kanonen, welche beständig sich , behufs Abgabe von Signalen, 
wie zur Vertheidigung , an Bord befinden, nicht aber solche, die nur vorüber- 
gehend auf dem Schiffe sind. ^) Sachen , welche nur für eine einzelne Reise 



^) Entsch. des R.O.H.G. I S. 190. — Das aus dem Spanischen herübergenommene 
Wort „Casco", welches zunächst nnr den Rumpf des Schiffs, gewöhnlich aber das Schiff 
selbst nebst Zubehör und Ausrüstung bedeutet, kommt als technischer Ausdruck nnr 
im Versicherungsrecht vor (Casco - Versicherung im Gegensatz zur Versicherung der 
Ladung u. s. w.). Eine allgemeinere Anwendung hat das französische „corps'', womit 
eben dasselbe bezeichnet wird, im Gegensatz zu den „facultes**, den Bestandtheilen der 
Ladung. 

•) L. 44 D. De evict (21,2). 

"^ Etwas anderes besagt auch Art 468 des Brasil. H.G.B. nicht, welcher bestimmt, 
dass alle zum Schiffe gehörigen und zur Zeit des Verkaufs an Bord befindlichen Gegen- 
stände beim Verkauf des Schiffs als mit verkauft gelten. Die firanzösische Jurisprudenz 
stellt der „CGque*", dem Schiffrumpf gegenüber „agräs'^ und „apparaux", ohne zwischen den 
Gegenständen, weiche integrirende Theile des Schiffs, als einer res connexa sind, und den 
Pertinenzen zu unterscheiden ; vgl. C r e s p - L a u r i n I S. 54 f., D e s j a r d i n s I S. 81 f. Auch 
in der deutschen Gesetzessprache werden die Begriffe nicht unterschieden, wie denn das 
Prenss. L.R. § 91 1, 2 neben den Ankern die Masten und Taue zu den Pertinenzen 
rechnet und der österr. Entw. eines Seerechts (welcher der Hamburger Konferenz vor- 
lag) § 5 sagt! „unter dem Zugehör sind nicht nur alle an dem Körper befestigten Stücke, 
als Maschinen, Anker, Masten, Segel und Tauwerk, sondern auch das Geschütz, das 
Boot u. s. w. begriffen.^ Von praktischer Bedeutung ist übrigens die Unterscheidung in 
integrirende Theile und Pertinenzen nicht, da die einen wie die anderen dem Ganzen 
des Schiffs folgen. 

^) Hinsichtlich der Boote sagt dies D. H.G.B. Art. 443 ausdrücklich. Aber auch 
im ausserdeutschen Seerecht ist dies heutzutage die herrschende Ansicht der Schrift- 
steller; vgl. Cresp-Lanrin I S. 56 ff., Desjardins I S. 81 f. Unter den römi- 
schen Juristen war allerdings die Pertinenzqualität der Boote streitig; s. L. 29 De in- 
stmcto legato (3.'^, 7); von den heutigen englischen Schriftstellern scheint Maclachlan 
S. 16 gegen dfie Pertinenzqualität der Boote zu sein. Natürlich sind die Boote wie 
alle anderen aufgezählten Gegenstände nur dann Pertinenzen, wenn sie zum dauernden 
Gebrauch des Schiffs bestimmt sind. Ein Boot, welches vom Schiff transportirt wird, 
ist nicht Pertinenz. 

») Preuss. L.R. § 91 I, 2. Pardessus III Nr. 599. Cresp-Laurin I S. 54 f. 
Desjardins I S. 82. Die englischen Gerichte rechnen bei Wallfischfängem das zum 
Fischfang erforderliche Geräth zum Schiff bei Feststellung des Werths, bis zu welchem 
die Verhaftung des Rheders aus Handlungen des Schiffers da reicht, wo dieselbe gesetz- 
lich beschränkt ist (Maclachlan S. 17), nicht aber seltsamer Weise bei der gewöhn- 
lichen Versicherung upon the body, tackle, apparel, munition, ordnance, boat and other 
famiture of the ship (Maclachlan a. a. 0. Arnould, On the law of marine insu- 
rance, 4. ed., I S. 20). 

2* 
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bestimmt sind, gelten nicht als Pertinenzen, wie Proviant und Munition. ^^) Das- 
Y^ ,^,.^ selbe gilt vom Ballast.^*) der unter umständen — wenn das Schiff Eisenballast 
f&hrt — einen nicht ganz unbedeutenden Werth haben kann. Ebenso werden 
solche für die Seeschifffahrt nothwendigen Instrumente, welche nicht sowohl zur 
Ausrüstung des Schiffs, als zur Ausrüstung des Kapitäns behufs besserer Führung 
des Schiffs gehören, als Seekarten, Chronometer, Fernrohr, Sprachrohr auch 
dann nicht als Zubehör des Schiffs betrachtet werden dürfen, wenn der Kapitän 
dessen alleiniger Eigenthümer ist.^^) Aus demselben Grunde sind auch die zur 
Bewaffnung der einzelnen Schiffsleute dienenden Waffen nicht Pertinenzen des 
Schiffs. ^^) Die Pertinenzqualität muss von dem, der sie behauptet, bewiesen 
werden. Doch hat das D. H.G.B. eine Präsumption für die Pertinenzqualität auf- 
gestellt, wenn Gegenstände in das Schiffsinventar eingetragen sind.^^) Umgekehrt 
kann durch Privatdisposition Sachen, die ihrer Natur nach als Pertinenzen eines 
Schiffs erscheinen, diese Pertinenzqualität genommen werden. ^^) Die Pertinenz- 
qualität im Seerecht ist nicht nur von Bedeutung für die Eigenthumsübertragung, 
sondern auch für die Versicherung, die Feststellung der fortune de mer des 
Rheders mit Rücksicht auf die gesetzlich beschränkte Haftung desselben, und 
bei der Havariegrossevertheilung. 

III. Die Schiffe sind ihrer Natur nach bewegliehe Sachen. ^^) Trotzdem 
hat man — unzweifelhaft ihres bedeutenden Werths und des Umstands wegen, 
dass Schiffe nicht so häufig wie andere Mobilien den Eigenthümer wechseln — 
in der früheren Zeit mitunter dieselben den Immobilien beigezählt. Daraus er- 
klärt es sich, weshalb, anfangend von der Ordonnance de la marine von 1681, 
die neueren Seerechte der überwiegenden Mehrzahl nach die Mobiliarqualität 
der Schiffe ausdrücklich hervorgehoben haben. ^^) Doch finden in einzelnen 



1«) Prot. IV S. 1486, 1489. In Frankreich ist die Frage, ob Proviant und 
Munition zu den Pertinenzen eines Schiffs gehören, sehr bestritten. Pardessus III 
Nr. 599 verneint sie. Dufour II Nr. 527, Desjardins I S. 82 u. a. unter- 
scheiden zwischen Proviant und Munition, und behandeln die letztere wie die Ka- 
nonen; L aurin in einer Anm. zu Cresp I S. 55 ff. bejaht die Frage unter Berufung 
auf art. 200 des Code de comm., welcher gegenüber dem Schiff provisions zusammen mit 
armes und munitions aufführt 

^^) So haben die engUschen Gerichte zuweilen entschieden: Maclachlan Sr 17. 

12) Prot IV S. 1486. Amerikanische und französische Gerichte haben gleich&lls 
entschieden, dass beim Verkauf eines Schiffs mit Pertinenzen der an Bord befindliche 
Chronometer nicht als mitverkauft gelte. 

^») Vgl. Preuss. L.R. § 95 I, 2. 

") D. H.G.B. Art 443. 

**) Vgl. Code de comm. art 315, 384. Franz. Ges. v. 10. Dezember 1874 über die 
hypoth^ques maritimes art. 4. 

") L. 20 § 4. Quod vi aut clam (43, 24). 

^') Ordonnance de la marine L. II T. 10 art. 1. Code civil art 531. Code de 
comm. art 190. Holland. H.G.B. Art 309. Portug. H.G.B. Art 1287. Span. H.G.B. Art. 608 
u. 615. Brasil. H.G.B. Art 478. Finnland. Seeges. v. 1873 Art 8. Belg. Code de comm. 
L. II (v. 1Ö79) Art 1 u. a. 
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Beziehungen die für die unbeweglichen Sachen geltenden Grundsätze auf sie 
Anwendung.^®) Von diesen sind die wichtigsten folgende: 

a. Die Bestellung von Hypotheken an Schiffen geschieht durch Eintragung 
in öffentliche Bücher. Dieser Satz findet sich in einigen deutschen I^andes- 
rechten ^^) und in verschiedenen auswärtigen Rechten ^^) wie solche auch an 
Schiffen eine eigentliche Hypothek zulassen, während sie diese sonst nur bei 
Immobilien anerkennen. *^) 

b. Der Zwangsverkauf richtet sich im Grossen und Ganzen nach den für 
Immobilien geltenden Hegeln ; so nach Deutschem Recht ^') und nach manchen 
fremden Rechten.**) 

c. Der Satz ^^Hand muss Hand wahren*^ ist bei Seeschiffen in gewissen 
Fällen ausgeschlossen, wo er sonst nach bürgerlichem oder Handelsrecht Platz 



^") Die Sätze, in denen diese Auffassung der Schiffe als „ schwimmender Gebäude** 
(oudsons flottantes, wie Bravard sagt) im D. H.G.6., den dazu erlassenen Einführungs- 
gesetzen und Instruktionen zum Ansdmck gelangen soll, hat Goldschmidt, H.R. I, 2 
S. 527 f. Not. 8 zusammengestellt. Abgesehen von den im Texte zu berührenden Punkten, 
scheint mir die gedachte Auffassung namentlich in dem umstand vorzutreten, dass die 
Seeschiffe einen Heimaths- oder Registerhafen haben und dass hier, ganz wie über die 
Grundstücke eines bestimmten Bezirks das Grund- resp. Hypothekenbuch, das diesem 
nachgebildete Schiffsregister, geführt wird, in welches — abgesehen von den ganz kleinen 
Schiffen — sämmtliche dahin gehörige, zum Führen der Reichsflagge befugte Schiffe 
einzutragen sind. 

1*) Preuss. EinfÜhr.Ges. zum H.G.B. Art. 59. Preuss. Ges. t. 26. Mai 1873 (über 
das Gmndbuchwesen und die Verpfändung von Seeschiffen in Neuvorpommem und Rügen) 
§ 48 und ▼. 27. Mai 1873 (über denselben Gegenstand für Schleswig. Holstein) § 48 (diese 
Gesetze fordern die Eintragung in das Schiffsregister). Oldenb. Ges., betr. Verpfändung 
von Schiffen u. s. w. v. 3. April 1876 Art 1—5, Art. 9 (hierin wird Eintragung in das 
vom Amtsgericht des Heimatbshafens des Schiffs geführte Schiffspfandregister verlangt). 
Das Hamb. EinfÜhr.Ges. § 66 verlangt für die vertragsmässige Pfandbestellung Aus- 
stellung einer Urkunde. — Das EinfÜhr.Ges. zur R.Konk.O. § 14 fasst allerdings die 
Sache so auf, dass nach dem Gesetz die Eintragung in das Schiffsregister der Ueber- 
gabe des verpfändeten Schiffs gleich stehe. Dagegen bestimmte die Hamburger 
Fallitenordnung (Art. 19 snb 2) mit Rücksicht auf die Behandlung im Eonkurse: „unter 
den unbeweglichen Gütern werden allhier die H&user des Schuldners, seine liegenden 
Gründe — Schiffe und Schiffsparten — verstanden"". Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXK 
S. 356 ff. 

^) Enffl. Merchant Shipping Act ▼. 1854 sect 66 ff. Franz. Ges. sur Thypoth^ue 
maritime ▼. 10. Dezbr. 1874 Art. 6 ff., vgl. Desjardins I S. 121. Belg. Code de 
eomm. L. H (v. 1879) Art. 139 ff. Holland. H.G.B. Art. 315. 

'1) Franz. Code de comm. art. 190. Franz. Ges. y. 10. Dezbr. 1874 art 1. Belg. 
Code de comm. L. H (v. 1879) art. 1. Holland. H.G.fi. Art 313—315. 

») D. H.G.B. Art. 767. Preuss. SubhastO. v. 15. Mfliz 1869 § 1 Ziff. 4, § 2, 
§ 94 ff. Ges., betr. die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen v. 4. März 
1879 § 1. Hannöv. EinfÜhr.Ges. zum H.G.B. § 42. Hamb. Ges., betr. die Zwangsvoll- 
streckung in das unbewegliche Vermögen v. 14. Juli 1879 § 1, §§ 30 ff. Mecklenb.- 
Schwerin Einführ. Verordn. § 76 I, Verordn., betr. die Zwangsvollstreckung in das un- 
bewegliche Vermögen v. 24. Mai 1879 §§ 93 ff. (vgl. R.C.P.O. § 757). 

«) Franz. Code de comm. art 197—214; vgl. Desjardins I S. 121. Span. H.G.6. 
Art 608. Brasil. H.G.B. Art. 478. 



22 Buch 4. AbBchnitt 1. Von den Seeschiffen. 

greifen würde. Das deutsche Seerecht hat da, wo nach Handelsrecht (H.G.B. 
Art. 306 Abs. 1) die an Sachen haftenden dinglichen Rechte durch Yeräusse- 
rung und Besitzübertragung zu Gunsten des Erwerbers erlöschen, bei Seeschiffen 
wenigstens hinsichtlich der gesetzlichen Pfandrechte der Schiffsgläubiger ausdrück- 
lich das Gegentheil angeordnet, indem es diese gegen dritte, also auch redliche 
Besitzer des Schiffs für verfolgbar erklärt. ^^) Ebenso lässt das deutsche See- 
recht das vom Handelsrecht (H.G.B. Art. 306 Abs. 2) über die Unstatthaftig- 
keit der Geltendmachung früher begründeter dinglicher Rechte an verpfändeten 
und tradirten Sachen aufgestellte Prinzip bei Seeschiffen nicht Platz greifen. 
Dafür gilt im Seerecht folgender Grundsatz: der Eigenthümer eines Schiffs hat 
sich die Durchführung der Ansprüche eines Schiffsgläubigers gefallen zu lassen^ 
wenn diese herrühren aus der Verwendung des Schiffs zum Erwerb durch See- 
fahrt seitens eines Dritten, vorausgesetzt dass diese Verwendung für eigene 
Rechnung des Dritten; aber ohne Rücksicht darauf, ob dieselbe mit oder ohne 
Willen des Eigenthümers (selbst infolge eines Delikts, z. B. eines Seeraubes) 
erfolgte. Dieser Nothwendigkeit wird der Eigenthümer allein durch den Beweis 
überhoben, dass nicht nur die Verwendung des Schiffs ihm gegenüber eine wider- 
rechtliche, sondern auch der Gläubiger in mala fide war.^^) Eine Bestimmung, 
wodurch der Satz des H.G.B. (Art. 306 Abs. 1) über den Eigenthumserwerb 
des redlichen Erwerbers ausgeschlossen würde, enthält das deutsche Seerecht 
allerdings nicht. Da jedoch das H.G.B. das gesetzliche Pfandrecht am Schiff 
gegen den dritten Besitzer des letzteren verfolgen lässt, so muss danach auch 
wohl eine Vindikation des Schiffs dem redlichen Besitzer gegenüber statthaft 
erscheinen, wenn dieser dasselbe vom Nichteigenthümer erworben hatte, ^^) 
indem der Eigenthümer unmöglich schlechter gestellt sein kann, als der Pfand- 
gläubiger. In gleicher Weise finden in den fremden Rechten keine Anwendung 
auf Seeschiffe die Grundsätze: „les meubles n'ont pas de suite par hypoth^ue'^ ^^) 
und „en f^t de meubles la possession vaut titre^. ^^) 



^) D. H.G.B. Art 758. üeber den Untergang des Pfandrechts b. Art 767 u. unten 
in der Lehre von den Schiffsgläubigern. 

2«^) D. H.G.B. Art. 477. 

»«) Vgl. Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 832 f. Derselbe macht noch darauf auf- 
merksam, dass im älteren Recht der Grundsatz „Hand muss Hand wahren" keine An* 
Wendung bei Seeschiffen fand; dass die Hamburger Konferenz sich meist streng an das 
bestehende Recht anschloss; und dass dieselbe speziell die Anwendung des gedachten 
Grundsatzes, wie die Protokolle (IV S. 1661 f., VIII 3740 f.) zeigen, abwies. A. M. 
Haus er im Arch. f. W.R. XVI S. 260 f. Mit Recht nimmt Goldschmidt an, dass 
die Nürnberger Konferenz bei der erst in dritter Lesung erfolgten Hinzuftigung der 
Bestimmungen des Art. 306 an die Seeschiffe gar nicht gedacht habe. 

^^) Der entgegengesetzte Satz ist durch eine ganze Reihe von Gesetzen ausdrück- 
lich ausgesprochen. So durch den Franz. Code de comm. art 190, 198, 196, Franz. 
Ges. y. 10. Dezbr. 1874 Art. 18 ff. (vgl. Cresp-Laurin I S. 87 ff., Desjardins I 
S. 205 ff. I S, 87 ff.) , Belg. Code de comm. II (v. 1879) art. 3 u. 6 , Holland. H.G.B. 
Art. 312 — 315. Auch lässt das Englische Recht die maritime liens nicht durch Ver- 
ftnsserung des Schiffs untergehen: Maclachlan S. 63 f. 

^^) Für die Nichtanwendung dieses Satzes ist die herrschende Meinung in Theorie 
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IV. Je nach der Bewegangskraft, der Bauart, der Betakelang, sowie dem 
zum Bau verwendeten Material werden die Schiffe in verschiedene Arten ein- 
gethellt, als Dampf- and Segelschiffe; Voll- oder Fregattschiffe, Barkschiffe, Briggs, 
Schaner a. s. w.; eiserne and hölzerne Schiffe. Allein diese Verschiedenheit der 
Beschaffenheit des Schiffs ist juristisch irrelevant Zwar muss das Schiffsregister 
aach hierüber einen Vermerk enthalten, allein es ist dies lediglich behufs Kon. 
statirung der Identität des Schiffs vorgeschrieben. Dagegen ist die Grösse, ganz 
abgesehen davon, dass sie zu den Momenten gehört, wodurch gleichfalls die 
Identität des Schiffs festgestellt wird, in privatrechtlicher, wie in öffentlichrecht- 
licher Hinsicht von Bedeutung. In ersterer, insofern sie die Grundlage f&r die 
Befrachtungsverträge bildet, in letzterer, insofern gewisse gesetzliehe Vorschriften 
nur f&r Schiffe von einer bestimmten Grösse gelten, insofern die Grosso die 
Grundlage bildet fttr die Normirung der Maximalzahl der Passagiere bei Aus- 
wandererschiffen, fttr die Erhebung von mancherlei Abgaben, als Hafen- und Qaai- 
abgaben, Leuchtfenergelder, Kanalzoll (beim Suezkanal) und Aehnliches. Von 
dem letzteren Gesichtspunkt aus erfolgt die Ermittelung der Grösse von Staats- 
wegen. Diese richtete sich früher auf die Tragffthigrkeit, insofern diese das 
Gewicht angibt, womit das Schiff unbeschadet seiner See- und Segelfähigkeit be- 
laden werden kann. Die hierbei angewendete Methode war eine sehr unzuver- 
lässige.*^) In der neueren Zeit wird dagegen der Rauminhalt festgestellt, das 
Volumen, welches der Schiffsraum aufnehmen kann. Und zwar geschieht dies 
nach dem sehr genauen Moorsomschen Vermessungsverfahren, welches zuerst 
in England im Jahre 1854 eingeführt, später aber von allen bedeutenderen see- 
fahrenden Nationen adoptirt, für das Deutsche Reich durch die vom Bundesrath 
erlassene Schiffsvermessungsordnung vom 5. Juli 1872 angeordnet worden ist. ^^) 
Der Rauminhalt, wofür gleichfalls die Bezeichnung Tragfähigkeit gebraucht wird, 
wird in England in Registertons (= 100 Kubikfuss) ausgedrückt; ^^) in Deutsch- 
land in Kubikmetern ; doch ist hier zugleich die entsprechende Zahl englischer 
Registertons (wobei der Kubikmeter = 0,353 Tons zu rechnen) anzugeben.^*) 



und Praxis in Frankreich. Vgl. Gresp-Laurin I S. 218 ff., Desjardins I S. 121 f. 
Ebenso in Holland: Holtzius, Voorlezingen H S. 26 S. 124 ff., in England: Abbott 
S. 1 f. Ausdrücklich schliesst den Satz aas das Portug. H.G.B. Art 1292; ebenso hat 
denselben das Span. H.G.B. Art. 587 beseitigt (nach diesem gewährt Besitz ohne Er- 
werbstitel nur Eigenthum, wenn er dreissig Jahre gedauert hat). 

^^) Zunächst wurde durch Messungen der Rauminhalt, der kubische Inhalt des 
Schiffs und aus diesem wieder durch Anwendung eines Erfahrungskoeffizienten der 
Gewichtsinhalt ermittelt. Da die Messungsmethode, wie der Erfahrungsko&fQzient stets 
dieselben waren, und dabei auf die Bauart des Schiffs gar keine Rüdtsicht genommen 
wurde, so wich die wirkliche Tragfähigkeit von der amtlich festgestellten regelmässig 
sehr erheblich ab (vgl. Romberg inHoltzendorffs Jahrbuch für Gesetzgebung, Ver- 
waltung und Rechtspflege des Deutschen Reichs III S. 314—316), und zwischen Schiffen 
Yon gleich angegebenem Maass kamen in betreff der wirklichen Tragfähigkeit Differenzen 
bis zu SO^/o und darüber vor. (Neues Archiv für H.R. II S. 261 ff. Entsch. des R.O.H.G. 
IV S. 242 f.) 

>o) Romberg a. a. 0. S. 316 ff. 

»1) Romberg a. a. 0. S. 317. 

^^ B. Schiffsvermessungs-Ordn. § 24. 
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Es wird Brattoranmgehalt and Nettoraumgehalt unterschieden. Ersterer am- 
fasst alle innem Räume des Schiffs und die auf demselben fest angebrachten Auf- 
bauten; bei letzterem sind in Abzug gebracht die Logisräume der Schiffsmann- 
schaft (doch nur bis zum zwanzigsten Theil des Bruttoraumgehalts) und die 
etwaigen Maschinen-, Dampfkessel- und Eohlenräume, bei Schraubendampfem 
auch der Wellentunnel , ^') jedoch höchstens bis zur Hälfte des Bruttoraum- 
gehalts. '^) Der Nettoraumgehalt bildet nach den meisten Rechten die Grund- 
lage für die Erhebung der Schiffsabgaben. Die denselben bezeichnende Kubik- 
meterzahl ist nach Deutschem Recht auf einem Deckbalken des Schiffs deutlich 
erkennbar und fest anzubringen.'^) In Deutschland erfolgt die Vermessung der 
Schiffe durch die von den Landesregierungen bestellten Yermessungsbehörden,'^) 
zu deren Mitgliedern ein Schiffsbautechniker gehören muss.^^) Ueber die Yer- 
messong wird ein Messbriof ausgestellt, der zu den an Bord geführten Schiffs- 
papieren gehört, auch wird die Tragfähigkeit im Schiffsregister vermerkt. In- 
folge von Verträgen, welche die verschiedenen Staaten mit einander eingegangen, 
werden die in dem einen Staate nach der Moorsomschen Methode vorgenommenen 
Messungen auch in den anderen als maassgebend anerkannt, während früher die 
Schiffe im fremden Staate sich einer neuen Vermessung unterwerfen mussten. 
Das Deutsche Reich hat innerhalb der Jahre 1872 und 1876 solche Verträge 
geschlossen mit Dänemark, Oesterreich - Ungarn , den Vereinigten Staaten von 
Amerika, England, Frankreich, Italien, Schweden, Norwegen und Chile. Eine 
Verschiedenheit in der Messungsmethode der einzelnen Staaten besteht nur in betreff 
der vom Bruttoraumgehalt zulässigen Abzüge, indem die Vereinigten Staaten von 
Amerika solche überhaupt nicht gestatten, sondern die Abgaben vom ganzen 
Bruttoraumgehalt erheben, England und Schweden dagegen Dampfschiffen grössere 
Abzüge für den Maschinenraum, als Deutschland statuiren. Demgemäss werden 
in den deutschen Häfen bei englischen und schwedischen Schiffen diese Räume 
nach der deutschen Methode nachgemessen, und nur die sich hiemach ergebenden 
Abzüge berücksichtigt. Auf der .anderen Seite findet — jedoch nur auf Ver- 
langen der Schiffsführer — in diesseitigen Häfen bei den amerikanischen Schiffen 
eine Ausmessung der Logis-, Maschinenräume u. s. w. statt, um den Nettoraum- 
gehalt zu ermitteln; und in gleicher Weise auf Verlangen der Schiffer bei den 
deutschen Schiffen in englischen und schwedischen Häfen eine Nachmessung der 
Maschinenräume, um sie der in diesen Staaten gestatteten grösseren Abzüge 
vom Bruttoraumgehalt theilhaftig zu machen.^®) 



'^s) Vgl. D. Schiffsvermess.O. §§ 2, 15, 16. 

^) Diese Grenze fällt indess bei Schleppdampfern fort 

^^) Instruktion zur Schiffsvermess.O. vom 23. Novbr. 1872 § 39; vgl. Bekannt- 
machung, betr. Ergänzung des § 23 der Schiff8yerme88.0. y. 24. Oktbr. 1875 (Centralbl. 
für das Deutsche Reich 1875 Nr. 46 S. 718). 

^) In Preussen sind es die an der Küste befindlichen Zoll- und Steuerämter, in 
den anderen deutschen Staaten meist besondere Vermessungsbehörden. 

'^) Schifi8vermes8.0. § 19. 

'^) S. die betr. Verordnungen in Lewis, Seerecht I 8. 12 Not. *. 
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V. Jedes Schiff führt einen Namen. Dieser Name moss nach den Gesetz- 
gebangen der seefahrenden Nationen — nach Deutschem Recht freilich nur bei 
den ins Schiffsregister eingetragenen Fahrzeugen ^^) — am Schiffskörper selbst 
sich befinden, ^^) — bei deutschen Schiffen an beiden Seiten des Bugs und am 
Heck. — Hierdurch soll die Möglichkeit gewährt werden, die Identität eines 
Schiffs festzustellen, wenn dies für die Verfolgung von Rechtsansprüchen gegen 
dasselbe, z. B. bei Kollisionen, nothwendig ist. Die Schriftzeichen der Namen 
müssen daher gut sichtbar und fest angebracht sein/^) nach manchen fremden 
Rechten auch eine bestimmte Grösse, Farbe und Untergrund haben/') wie es 
auch verboten ist, dieselben zu verändern, auszulöschen und zu verdecken. ^^) 
Aenderung des Namens eines Schiffs ist entweder unbedingt verboten, wie im 
französischen Recht, oder nur aus besonders dringenden Gründen, und dann nur 
mit obrigkeitlicher Genehmigung, im Deutschen Reich nur mit der des Reichs- 
amts des Innern gestattet. ^^) Diese Verbote beruhen auf der Erfahrung , dass 
Namensänderungen häufig in betrügerischer Absicht, um einem Schiff, welches 

4 

wegen zu hohen Alters oder sonst schlechter Beschaffenheit keine Versicherung 
oder Frachten mehr erhalten kann, das eine oder das andere zu verschaffen. 
Nach Deutschem Recht sind diese Vorschriften ausdrücklich auf die in das 
Schiffsregister eingetragenen Schiffe beschränkt. Sie cessiren daher in dem 
Fall, wo ein fremdes Schiff infolge eines Eigenthnmswechsels das Recht er- 
hält, die diesseitige Flagge zu führen, während dieselben nach englischem Recht 
auch in solchem Falle zur Anwendung kommen. ^^) Ausser dem Namen führt 
das Schiff noch ein in vier Buchstaben bestehendes Unterseheidungsslgnal, 
wodurch sich jedes Schiff von allen anderen Schiffen, welche unter derselben 
Flagge fahren, unterscheidet, während dies beim Namen nicht der Fall ist.**) 



*^) Reichsges., betr. die Registrirung und die Nationalität der Kauffahrteischiffe 
▼. 28. Juni 1873 § 3. Zuwiderhandlung gegen diese Vorschritt hat für den SchiffsfÜhrer 
eine Geldstrafe bis 150 Mark oder Haft zur Folge : ^ 4. 

*^) So auch engl. Merchant Shippiog Act ▼. 1854 sect. 34, wonach diese Vor- 
schrift für alle Schiffe gilt. Ebenso nach einem /ranz. Ges. v. 19. März 1852 Art 6, 
welches gleichfalls für alle Schiffe gilt, jedoch mit der Maassgabe, dass wenn die Be- 
stimmung von einem für die grosse Fahrt (long cours) ausgerüsteten Schiff übertreten 
ist, die Strafe 100 bis 300 Francs beträgt, wenn von einem für die Küstenschifffahrt aus- 
gerüsteten 50 bis 100 Francs und bei einem Schiff arme k la petite p^che 10 bis 50 Francs. 
Für die Vereinigten Staaten ist die Anordnung getroffen durch eine Akte v. 31. Dez. 1792. 

*^) D. Reichsges. ▼. 2S. Juni 1873 § 3. 

*2) Die engl. Merchant Shipping Act. a. a. 0. verlangt weisse oder gelbe Buch- 
staben von mindestens 4 Zoll Höhe auf schwarzem Gnmde; das franz. Ges. weisse Buch- 
staben von wenigstens 8 Ctm. Höhe auf schwarzem Grunde. 

**) Vgl. die engl. u. franz. Ges. a. a. 0. 

*^) Reichsges. v. 28. Juni 1873 § 2. Engl. Merchant Shipping Act. v. 1871 sect 6. 
Norweg. Seeges. vom 24. März 1860 Art 4; Oesterr. Ges. vom 7. Mai 1879 über die 
Registrirung der Seehandelsschiffe § 14. 

^) Merchant Shipping Act v. 1873 sect 5. 

**) Dagegen bestimmt das Oesterr. Recht, dass der Name, welcher schon von einem 
österreichischen Schiffe der weiten Fahrt oder der grossen Küstenfahrt geführt wird, 
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V\^äbrend der Name daher dem Schiff vom Eigenthümer gegeben wird, so wird 
demselben das Unterscheidungssignal von Seiten der Staatsbehörde, im Dentschen 
Reich von den Schiffsregisterbehörden nach Anweisung des Reichsamts des Innern 
ertheilt. Auch wird selbst im Falle einer Namensänderung das Unterscheidungs- 
zeichen nicht geändert. 

VI. Das Schiff hat einen Heimathshafen (Registerhafen, in England Port 
of Registry, in den Vereinigten Staaten homeport, in Frankreich port d'attache oder 
d'immatricule genannt); und darunter versteht man „den Hafen, von welchem 
aus mit dem Schiff die Seefahrt betrieben^ wird,^^) oder wie sich manche 
fremde Rechte ausdrücken, der Hafen, wo das Schiff registrirt ist. ^^) Der 
Name des Heimathshafens muss nach dem Recht der seefahrenden Nationen in 
derselben Weise am Schiffskörper angebracht sein, wie der Name des Schiffs 
selbst, ^^) nach Deutschem Recht jedoch nur am Heck. ^^) Wie das Schiff für 
seinen Eigenthümer, den Rheder eine ähnliche Bedeutung hat, wie für den Kauf- 
mann das Etablissement,^^) so hat auch der Heimathshafen hinsichtlich des 
Rhedereibetriebes dieselbe Bedeutung, wie für den Handelsbetrieb der Ort, wo 
der Kaufmann seine Handelsniederlassung hat. Er bildet den Mittelpunkt des 
Geschäftsbetriebes des Rheders. ^^) Daraus erklärt es sich, dass nach deutschem 
Seerecht das Gericht des Heimathshafens für alle aus dem Rhedereibetriebe 
gegen den Rheder anzustellenden Klagen zuständig ist, ohne Rücksicht darauf, 
ob der Rheder nur mit Schiff und Fracht oder persönlich haftet ;^^) ohne Rück- 
sicht darauf, ob bei einer Rhederei die sämmtlichen Mitrheder zusammen be- 
langt werden oder einzelne oder nur ein einziger; ohne Unterschied, ob ein 
Mitrheder Kläger ist, oder ein Dritter.^*) Nur wenn gegen die Seitens der 
Aufsichtsbehörde des Strandamts getroffene Festsetzung des Berge- resp. Hilfs- 
lohnes der Rechtsweg beschritten wird, ist die Klage bei dem für den Ort des 
Strandamts zuständigen Gericht anzubringen. ^^) Doch ist diese Klage auf Fest- 



einem anderen Schiffe einer oder der anderen dieser Kategorien nicht beigelegt werden 
darf: Ges. v. 7. Mai 1879 § 14. 

*^) H.G.B. Art. 435 Ziff. 3. Ebenso Oesterr. Ges. v. 7. Mai 1879 § 4. 

*^) Merchant Shipping Act v. 1854 sect. 33. Franz. General. Reglement v. 7. No- 
vember 1866 Art. 170. Nach dem Schwedischen Seeges. v. 1864 Art. 4 ist der Heimaths- 
hafen der Ort, wo das Schiff sein Nationalitäts-Patent erhalten hat. 

*«) S. S. 25 Note 40. 

'^^) Reichsges. v. 28. Juni 1873 § 3. 

''^) Dieser umstand hindert freilich nicht, dass man bei dem Rheder, der das 
Rhedereigeschäft in grösserem Umfange betreibt, noch von einem besonderen Etablisse- 
ment sprechen kann. 

•^2) Goldschmidt, H.R. I, 2 S. b'H Not. 8. Er nennt den Heimathshafen das 
„Quasidomicil" des Schiffs. 

^^) D. H.G.B. Art. 455. Natürlich kann der Schiffsgläubiger, der das ihm am Schiffe 
zustehende Pfandrecht geltend machen will, die Klage auch da anstellen, wo das Schiff 
angetroffen wird: Erk. des Hamb. Handelsger. v. 5. Febr. 1875 u. Oberger. v. 26. Juni 
1874 (Hamb. Handelsger.-Zeit. v. 1875 Nr. 103, 105). 

6<) D. H.G.B. Art. 475. 

^^) Strandungs-0. § 39. 
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Stellung des Ansprachs wegen Berge- nnd Hilfslohn allein gerichtet. Die Klage 
gegen den Rheder auf Zahlung des einen oder anderen kann vor dem Gericht 
des Heimathshafens des Schiffs angestellt werden. Der betrachtete Grundsatz 
über die Kompetenz des Gerichts des Heimathsjiafens wird auch für das Franzö- 
sische Recht, für welches eine gesetzliche Bestimmung der Art fehlt, von den 
Schriftstellern und Gerichten heutzutage angenommen,^*) wie auch in diesem 
Hafen die besonderen Hypothekenregister geführt werden. ^^) 

YII. Den Seeschiffen ist vielfach ein besonderes Privilegium eingeräumt 
worden. Dass ein beladenes Schiff rechtzeitig abgeht, ist für eine ganze Reihe 
von Personen von der grössten Wichtigkeit; für die Rheder, für die mitunter 
grosse Zahl der Ladungsinteressenten, den Schiffer. Ja noch grössere Kreise 
können bei der Bedeutung, welche das wichtigste Transportmittel für den Ver- 
kehr hat, ein bedeutendes Interesse daran haben. Daraus erklärt es sich, dass 
in den früheren Jahrhunderten, wie heutzutage utilitatis causa der Satz auf- 
gestellt ist: wenn die Geltendmachung eines einem Einzelnen zustehenden Rechts 
den Abgang des Schiffs hindern würde, so muss sein Einzelinteresse hinter den 
Interessen der Mehrheit zurückstehen. ^^) Der Abgang des Schiffs kann gehin- 
dert oder verzögert werden durch eine Beschlagnahme des Schiffs , der Ladung 
oder eines Theils derselben, sowie durch einen gegen Personen der Besatzung 
verhängten Arrest. Dies ist in verschiedener Weise durch die ältere und neuere 
Gesetzgebung verboten worden. Die älteren Gesetze ^^) sprechen nur die ün- 
statthaftigkeit eines Arrestes und eines gerichtlichen Verfahrens gegen Personen 
der Besatzung eines segelfertigen Schiffs aus (manche auch gegen Kaufleute, die 
im Begriff sind, zur Se^ zu gehen). Im vorigen Jahrhundert wird auch die 
Arrestfreiheit derartiger Schiffe und der geladenen Güter statuirt. So vom 
Preussischen Landrecht, *^) welches das Privilegium hinsichtlich der Schiffe auf 
im Laden begriffene ausdehnt. *^) Das heutige Deutsche Recht hat das Prinzip 



»«) Cresp-Laurin 1 S. 61, S. 280. Desjardins I S. 86. 

^'^) Franz. Ges. v. 10. Dezbr. 1874 Art. 6. Ebenso der Belg. Code de comm. II 
(v. 1879) art 189. 

^^) Das CoDsulado del mare c. 238 sagt, es wäre sehr unbillig, dass die Eaafleate, 
die ihre Waaren auf das Schiff verladen hätten, eine Verzögerung erlitten und Nach- 
theilen ausgesetzt würden in Folge der Nachlässigkeit des Gläubigers. Allerdings wird 
hier yoransgesetzt, dass der Schiffer sich so lange am Orte aufgehalten, dass der Gläu- 
biger früher hätte Klage erheben können. 

*^) Constitutum usus von Pisa ▼. 1160 c. 3 (Pardessus IV S. 569 f.). Consulado 
del mare c. 233 (Pardessus II S. :J09 ff.). Seerecht v. Wisby Art. 6 (Pardessus 
I S. 466). 

«0) Preuss. A.L. §§ 1409—1419 II, 8. Die Ord. de la marine statuirt nicht Arrestfrei- 
heit, sondern gibt nur in dem Falle, wo von einem einer Rbederei gehörigen Schiff eine 
einzelne Part arrestirt ist, den Mitrhedem das Recht, deren Freilassung gegen Kaution 
zu fordern: L. I T. 14 art. 18: Les interessez au navire, dont on saisira quelque por- 
tion, lorsqu'il sera prest 4 faire voile, pourront le faire naviger en donnant caution 
jnsques ä concurrence de l'estimation, qui sera faite de le portion saisie. 

^^) Der f&r dieses anomale Recht angegebene Grund (Salvirung der Rechte Dritter) 
tritt deutlich in der Bestimmung des Preuss. L.R. hervor, einmal, dass die Personalhaft 
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in der Weise präzisirt, dass dabei den Interessen der Gläubiger Rechnung ge- 
tragen wird, welche unmittelbar vor Abgang des Schiffs ihre Lieferungen 
machen müssen und daher ihre Forderungen früher gar nicht geltend machen 
können. Dasselbe stellt nämlich folgende Grundsätze auf: a. ein zum Abgehen 
fertiges, ^^) und zwar sowohl beladenes, als in Ballast gehendem. Schiff darf wegen 
Schulden (nicht auch wegen dinglicher Ansprüche) nicht mit Beschlag belegt 
werden. Eine Ausnahme gilt hinsichtlich der Schulden, die behufs Ausführung 
der anzutretenten Reise (für Ausrüstung, Yerproviantirung des Schiffs) gemacht 
sind,^') da durch diese das Schiff erst in den Stand gesetzt ist, abgehen zu 
können, b. Die Haft als Mittel zur Erzwingung von Handlungen, als eine 
Form des persönlichen Sicherheitsarrestes, ist unstatthaft gegen den Schiffer, 
die Schiffsmannschaft und alle übrigen auf einem Seeschiffe angestellten 
Personen, wenn das Schiff zum Abgehen fertigt ist. ^^) Ebenso aber auch 
die Vollziehung des Arrestes durch sonstige Beschränkungen der persönlichen 
Freiheit (Stadtarrest, Beschlagnahme von Legitimationspapieren u. s. w.). 
c. Durch eine Beschlagnahme der bereits an Bord befindlichen Güter 
kann deren Wiederausladung nur in denjenigen Fällen erwirkt werden, ^^) in 
welchen der Ablader selbst die Wiederausladung noch zu fordern befugt wäre. 
Also immer (vor, wie nach Antritt der Reise), wenn der Ablader das ganze 
Schiff gechartert hatte. ^^) Wenn dies nicht der Fall , und durch die Wieder- 
ausladung der Waaren eine Umladung oder eine Verzögerung der Reise ver- 
ursacht werden würde , allein mit Einwilligung der übrigen Befrachter. ®^) In 
jedem Falle kann die Wiederausladung nur gefordert werden gegen Leistung 
desjenigen, was der Ablader dann zu leisten haben würde, d. h. der Fautfracht 
(je nach Verschiedenheit der Fälle der halben, zwei Drittel oder der ganzen 
Fracht), ^^) der Kosten der Ein- und Wiederausladung und des etwaigen Liege- 



des Schiffsmanns nur ohne Genehmigung des Schiffers unstatthaft ist, und dann, dass der 
Schiffer sich den Arrest gefallen lassen muss, wenn ihm sofort ein anderer tüchtiger and 
annehmlicher Schiffsmann für dieselbe Heuer gestellt wird (§ 1415 f.). — Als zweites 
Motiv wird geltend gemacht Bestrafung der Nachlässigkeit solcher Gläubiger, welche ihre 
Ansprüche nicht rechtzeitig geltend machten, so von Weber im N. Archiv f. H.R. I 
S. 249 f. Von diesem Gesichtspunkt ging man auch bei Aufstellung der betreffenden 
Bestimmungen des Code de comm. aus (Boulay-Paty, Cours de droit commercial 
maritime I S. 242 f.). S. auch oben Not. 58. 

^^ Ein „segelfertiges"" Schiff. Der Code de comm. (art. 215) gibt dafür ein be- 
stimmtes Kennzeichen : lorsque le capitaine est muni de ses exp^ditions pour son voyage, 
wenn er die Schiffspapiere an Bord hat. 

«») D. H.G.B. Art. 446 Abs. 1. 

«*) R.C.Pr.O. § 785 Ziff 3, § 812. D. H.G.B. Art. 446 Abs. 3. Soweit dieser 
letztere Art. die Schuldhaft für uTistatthaffc erklärt, hat er jetzt — nach der reichsgesetz- 
lich (Ges. V. 29. Mai 1868) erfolgten Aufhebung der Schuldhaft — seine Anwendbarkeit 
verloren. 

««) D. H.G.B. Art. 446 Abs. 2. 

««) D. H.G.B. Art. 581, 588. 

•T) D. H.G.B. Art. 588. 

«8) D. H.G.B. Art. 581, 583-585, 587 f. 
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geldes. ^') Selbstverständlich finden diese in betreff des Arrestes aufgestellten 
Vorschriften nicht nur so lange Anwendung, als das Schiff segelfertig im Ab- 
gangshafen liegt, sondern bis zur Beendigung der Reise. In den fremden Rechten 
ist nicht selten der eine und der andere dieser Grundsätze gleichfalls aus- 
gesprochen worden. ''^) 

Ans handelspolitischen Rücksichten haben die Rechte von Spanien und 
Portugal und einiger südamerikanischer Staaten zu Gunsten fremder Schiffe ganz 
exceptionelle Privilegien aufgestellt, indem sie die in den Häfen der betreffen- 
den Staaten liegenden Schiffe — selbst solche, die noch nicht beladen sind — nicht 
wegen Schulden mit Beschlag belegen lassen, und eine Ausnahme von dieser 
Arrestfreiheit nur statuiren bei den Schulden, die auf dem Territorium selbst 
und zwar zum Nutzen des Schiffs kontrahirt sind; ^^) oder wobei der ursprüng- 
liche Gläubiger ein Unterthan des in Rede stehenden Staats ist;^^) oder die in 
dem Staate zahlbar sind;^^) oder bei Bodmerei, oder Wechselschulden, die zum 
Vortheil des Schiffs und der Ladung zwar im Auslande kontrahirt, aber in 
einem Platze des betreffenden Landes fällig sind.''^) Im Wesen des Seeverkehrs 
sind diese Vorrechte nicht begründet. 

§6. 

B. Die Flagge. 

Bas Schiff hat eine Nationalität. Dadurch wird dasselbe selbst ausserhalb 
der heimischen Häfen unter den Schutz einer bestimmten Macht, eben seines 
Staats gestellt. Auch in anderer Beziehung ist nach dem Rechte mancher 
Staaten die Nationalität wichtig. So ist nicht selten die Küstenfrachtfahrt 



w) D. H.G.B. Art 582. 

''®) So im Code de comm. Er enthält (art 215) in Betreff der Arrestfreiheit des 
Schiib denselben Grundsatz, wie das D. H.G.B., verordnet jedoch noch in Betreff der 
filr die zu unternehmende Reise kontrahirten Schulden : Le cautionnement de ces dettes 
emptehe la saisie. Art. 281 hatte die Arrestfreijieit der Personen der Schilbbesatzung 
(jedoch mit einer Ausnahme hinsichtlich der für die Reise kontrahirten Schulden) statnirt, 
er ist heutzutage antiquirt in Folge der Aufhebung der contrainte par corps: Laurin 
bei Cresp I S. 160 Anm. * Mit dem Art 215 des Code de comm. stimmt im Wesent- 
lichen überein das Spanische H.G.B. Art. 604 und das Portug. Art 1312, ^das jedoch 
bei Schulden, welche für die jetzige Reise kontrahirt sind, zur Befreiung des Schiffs 
vom Arrest nicht nur Kaution fordert, sondern auch die schriftliche Verpflichtung des 
Kapitäns, nach demselben Hafen zurückzukehren. Dem Englischen Recht sind derartige 
Bestimmungen fremd. 

'») Span. H.G.B. Art 605. 

''') Portug. H.G.B. Art. 1213 fügt diesen Fall dem vom Spanischen Gesetzb. auf- 
gestellten hinzu. 

''') Argentin. H.G.B. Art. 1031 nennt diesen Fall ausser dem zuerst genannten (des 
Span. Gesetzb.), lässt übrigens die Arrestfreiheit nicht nur cessuren bei Schulden zum 
Nutzen des Schiffs, sondern auch der Ladung. 

^^) Brasilian. H.G.B. Art. 482 lässt nur in diesen Fällen Beschlagnahme de^ Schiffs 
zu, während es dieselbe ausschliesst selbst bei Schulden, die auf brasilianischem Terri- 
torium zu Gunsten von Schiff und Ladung eingegangen sind. 
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heimischen Schiffen vorbehalten. Auch kommen besondere Abgaben für fremde 
Schiffe vor, so in Frankreich die surtaxes de pavillon für die auf nichtfranzö- 
sischen Schiffen eingeführten Produkte (aufgehoben durch Gesetz vom 19. Mai 
1866, hergestellt durch Gesetz vom 30. Januar 1872, und wieder beseitigt 
durch Gesetz vom 28. Juli 1873). Die Nationalität wird durch die Flagge be- 
zeichnet. Früher gab es nur eine besondere Nationalität der einzelnen deutschen 
Seestaaten ; die Flagge war daher die Landesflagge. ^) Jetzt ist die Nationalität 
die deutsche^) und die Flagge ist die Reichsflfiggre. ^) Die Voraussetzungen für 
den Nationalkarakter eines Schiffs waren nicht immer dieselben und sind auch 
noch jetzt in den verschiedenen Staaten verschieden. Hiernach kann die Nationali- 
tät des Schiffs bedingt sein durch den Ort der Erbauung, die Nationalität der 
Eigenthümer, die Nationalität des Kapitäns und der Mannschaft oder doch eines 
Theils derselben; und zwar können diese sämmtlichen Erfordernisse verlangt 
werden, oder nur das eine und das andere, oder nur eines. Nach heutigem 
gemeinem deutschem Reichsrecht ^) kommt es nur an auf die Nationalität der 
Rheder. Es gelten hiernach als Nationalschiffe und als berechtigt, die Reichs- 
flagge zu führen die Schiffe, welche sich im ausschliesslichen Eigenthum solcher 
physischer Personen befinden, denen das Reichsindigenat zusteht, oder von Aktien- 
gesellschaften oder eingetragenen Genossenschaften, die innerhalb des Reichs- 
gebiets ihren Sitz haben, oder von Aktien-Kommanditgesellschaften, deren per- 
sönlich haftende Gesellschafter sämmtlich im Besitz des Reichsindigenats sind.^) 
Die unter diese Kategorien gehörigen Schiffe sind einerseits allein, andererseits 
ohne weitere Voraussetzung^ berechtigt, die Reichsflagge zu führen. Unberech- 
tigte Führung ist mit Strafe bedroht. '') Ausländer können daher nicht Eigen- 
thümer eines deutschen Schiffs oder einer Part eines solchen sein. Und das 
Schiff hört auf ein deutsches zu sein, wenn es ganz oder zum Theil an Aus- 
länder veräussert wird. ^) Die partikularrechtlicben Bestimmungen, welche ein 



1) D. H.G.B. Art. 432: „Recht, die Landesflagge zu fahren.« 

') Verf.-Ürk. des deutseben Reichs Art. 54. 

») Verf.-Ürk. Art. 55. Reichsges. 'v. 25. Oktbr. 1867 § 1. Reichsges. v. 28. Juni 
1873 § 1. 

^) Die den Landesgesetzen durch das H.G.6. Art. 434 Abs. 1 eingeräumte Ermäch- 
tigung, die Erfordernisse zu bestimmen, von denen das Recht eines Schiffs, die Landes- 
flagge zu führen, abhängig sein soll, besteht nicht mehr. 

») Reichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 2. 

*) Die Bestimmung der Bremischen Einfuhr. Verordn. zum D. H.G.B. v. 6. Juni 1864 
§ 38, dasB die Schiffe von Aktiengesellschaften und Aktien-Kommanditgesellschaften nur 
mit besonderer Erlaubniss des Senats die Bremer Flagge ftOiren dürfen, kann schon um 
deswillen heutzutage nicht mehr in Betracht kommen, weil sie sich nur auf das Recht 
zum Führen der Bremer Flagge bezieht, eine Bremer Flagge es aber nicht mehr gibt. 

^) Reichsges. ▼. 25. Oktbr. 1S67 § 13, für den Fahrer des Schiffs Geldbusse bis zu 
1500 Mark oder Gefängnissstrafe bis zu 6 Monaten; auch kann auf Konfiskation des 
Schiffs erkannt werden. Gleiche Strafbestimmungen enthält das Oesterr. Ges. v. 7. Mai 
1879 § 30. 

") Nach Englischem Recht können Ausländer nicht EigenthOraer englischer Schiffe 
sein. Ein britisches Schiff darf nach der Merchant Shipping Act. v. 1854 sect. 18 nur 



§ 6. Die Flagge. 31 

Miteigenthnm von Ausländem an einem deatschen Schiffe in einem beschränkten 
Umfiange zaliessen, ^) sind hinfällig geworden. Dann allerdings können deutsche 
Schiffe ganz oder zum Theil sich im Vermögen von Ausländem befinden, wenn 
sie einer Aktiengesellschaft, eingetragenen Genossenschaft oder Aktien-Kommandit- 
gesellschaft angehören. 

Die älteren deutschen, wie fremden Rechte verbieten häufig die Yer- 
äusserung von Schiffen resp. Schiffsparten an Fremde , oder lassen eine 
solche nur unter gewissen Bedingungen ^^) zu. Dem heutigen Deutschen Recht 
ist ein Verbot, das Schfff an Ausländer zu veräussem, fremd. '^ Ebenso 

gehören 1. eingebornen britischen Unterthanen (natural-bom British subjects); 2. natnrali- 
sirten Unterthanen (denizens or natoralised), welche im britischen Reich domicilirt oder 
Glieder einer englischen Faktorei oder Theilhaber eines englischen Handlunf^hauses sind 
and dem Staatsoberhaupt den Treueid geleistet haben; 3. Korporationen, deren Haupt- 
etablissement sich im britischen Gebiet befindet. Ein amerikanisches registrirtes 
(s. u. S. 34 Not 10) Schiff kann nur Bürgern der Vereitfigten Staaten gehören, welche 
in denselben ihr Domizil haben oder Sozien eines in den Vereinigten Staaten befindlichen 
HandluDgshauses sind (Akte v. 31. Dezbr. 1792). Gehört das Schiff naturalisirten Bor- 
gern, so hört es schon auf ein amerikanisches zu sein, wenn diese sich länger als ein Jahr 
in ihrem Vaterlande, oder länger als 2 Jahre in der Fremde aufgehalten haben (Akte 
V. 10. März 1804). Dagegen kann nach neuerem Französischen Recht ein firanzösisches 
Schiff zur Hälfte Ausländem gehörten (Ges. ▼. 9. Juni IS^-") Art. 11). Ebenso braucht nach 
dem neuesten Oesterr. Recht das Schiff nur zu ^/a Oesterreichem zu gehören. Diesen 
Personen stehen Aktiengesellschaften gleich, welche in den im Reichsrath vertretenen 
Ländern errichtet sind und daselbst ihren Sitz haben (Oesterr. Ges. aber die Registrirung 
der Seehandelsschiffe v. 7. Mai 1879 § 2). 

') Nach § 42 II der Mecklenb.Schwerin. Einfuhr. Verordn. zum D. H.G.B. v. 28. De- 
zember 1863 (in der Fassung der Verordnung v. 31. Jan. 1865) durften Ausländer Mit- 
eigenthum an einem mecklenburgischen Schiffe bis zu ^U haben. 

^^) z. B. Hansa-RezesB v. 1412 C. 10 (Pardessus II S.462): — is vordregen, dat 
men den vromden Luden nene Schepe vorkopen schal na Passchen ent so kommende, 
by vorlfise so vele Geldes, also dat Ship vorkoft worde vnde en jewelke Stad van der 
Hense dar men shepe buwet schal Borgen nemen van den jennen, de dar Shepe kopen 
eder vtuoren, dat de Shepe nemende vorkoft werden buten der Hense wesende, vnd dat 
dar nement Part eder Deel ane hebben shal buten der Hense wesende. Rezess v. 1441 
C. 1 (Pardessus 1. c. S. 475): Dat nemand schal Shepe buwen, kopen noch voren in 
«ner Hense-Stadt, he en sij denne Borgher darsulues, offt dat Ship nemande wert vor- 
kopende buten der Hense edder to donde so slitende b^j Vorlust vnde Pene 3 Mark 
Goldes vnde by Vorlust der Hense. Das Genueser Statut über das Officium Ganzariae 
V. 1441 c. 48 (Pardessus IV S. 496) erlaubt eine Veräusserung nur mit obrigkeitlicher 
Genehmigung. Im 17. Jahrhundert verboten die Gesetze mehrerer Staaten und Städte 
an der Nordsee und Ostsee die Veräusserung nur während einer bestimmten Zeit nach 
der Erbauung, so in Dänemark (Edikt v. 11. Mai 1634), in Hamburg (Stat v. 1603), in 
Lübeck, in Danxig. In letzterer Stadt betrug der Zeitraum nur Jahr und Tag. Mar- 
quard, De iure mercatorum et commerciorum (Frankfurt 1662) L. II c. 5 Nr. 66. 
Wedderkop, IntroducUo in ius nauticum L. III Tit. 2 § 10. Dagegen untersagt wie- 
der das Französische Ges. v. 27 vend^miaire des J. II art. 11, 17, 18 den Verkauf 
von französischen Schiffen an Fremde überhaupt; vgl. Cresp I S. 78 f., Desjardins 
I S. 106. 

") Vgl. Prot. IV S. 1546. In Frankreich ist durch das Gesetz v. 21. April 181S 
Art. 2 die Exportation von üranzösischen Schiffen gegen eine Abgabe von 2 Francs pro 
Tonne, und damit der Verkauf an Fremde gestattet. 
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kennt das gemeine Deutsche Recht ein derartiges Verbot der Veräusserung von 
Schiffsparten nicht. ^*) Dagegen untersagt eine solche bei Strafe der Nichtigkeit 
das Schleswig-Holsteinische Provinzialrecht. ^*) ^ 

Die Ausübung des Rechts , die Reichsflagge zu führen , ist abhängig von 
der Eintragung des Schiffs in das Schiffsregister und der Aushändigung des 
Certifikats. ^*) Eine gesetzwidrige Ausübung desselben ist strafbar. ") Kur 
für den Fall ist eine Ausnahme zugelassen, dass ein ausserhalb des Reichs- 
gebiets befindliches fremdes Schiff' in das Eigenthum einer Person kommt, 
der das Reichsindigenat zusteht, und das dadurch das Recht erhält, die Reichs- 
flagge zu führen. Alsdann genügt für dessen Ausübung ein von dem deutschen 
Konsul, in dessen Bezirk sich das Schiff zur Zeit des Eigenthumsübergangs be- 
findet, über den Erwerb des Rechts zur Führung der Reichsflagge ertheiltes 



^2) Das.Finnländiscbe Seeges. v. 9. Juni 1873 verbietet jeden Verkauf von Schiffs- 
parten an Fremde (Art. 9). 

18) Schleswig -Holstein. Verordn. v. 4. Mai 1803. Reskript v. 6. Juni 1806; vgl. 
Falck, Handb. des Schleswig-Holstein. Privatrechts (Altona 1825—1848) IV S. 137. Der 
Ansicht Stobbes (D. Privatrecht I S. 208), dass diese Bestimmung wegen des im Deut- 
sehen Reich geltenden Prinzips der privatrechtlichen Gleichberechtigung der Fremden 
für antiquirt zu halten, ist mit Rücksicht darauf, dass das H.G.B. Art. 470 auch nach 
seiner Erhebung zum Reichsgesetz die Bestimmungen der Landesrechte, welche die in 
Rede stehende Veräusserung für unzulässig erklären, ausdrücklich aufrecht erhält (vgl. 
Prot. IV S. 1546 f.), nicht beizutreten. Einen rechten Sinn hat allerdings eine derartige 
Bestimmung heutzutage, wo einer Veräusserung des ganzen Schiffs an Ausländer nichts 
im Wege steht, mit der Veräusserung einer einzigen Schiffspart aber an einen Ausländer 
das Recht, die Reichsflagge zu führen, aufhört, und eine derartige Veräusserung nur mit 
Zustimmung aller Mitrbeder gültig erfolgt, nicht mehr. Für nicht zu Recht bestehend 
wird dagegen jetzt die Bestimmung des § 42 II der Mecklenb. Schwerin. Einführ. Ver- 
ordn. zum H.G.B. zu halten sein, wonach jede Veräusserung von Parten eines mecklen- 
burgischen Schiffs über ein Viertel desselben an Ausländer ungültig und ohne rechtliche 
Wirkung ist, da für dieselbe maassgebend gewesen ist die Absicht, das jetzt durch das 
Reichsges. v. 25. Oktbr. 1867 antiquirte Prinzip, dass nur die Schiffe als mecklenbur- 
gische Schiffe gelten sollen, die mindestens zu ^U in dem Eigenthum mecklenburgischer 
Unterthanen sich befinden (§ 41 eod.), vor jeder Verletzung zu sichern; dieselbe auch 
heutzutage keine Anwendbarkeit mehr hat, da sie nur von „mecklenburgischen Schiffen" 
handelt, es aber jetzt nicht mehr eine mecklenburgische, sondern nur noch eine einheit- 
liche deutsche Handelsmarine gibt. 

^*) Reichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 10. Das Gesetz sagt zwar „Ausfertigung des 
Certifikats", hat aber unzweifelhaft die Aushändigung gemeint; denn nach dem cit § 10 
genügt nicht mehr, wie nach dem H.G.B. Art. 433 Abs. 2, die Eintragung in das Schifb- 
register allein, um das Recht zur Führung der Reichsflagge auszuüben; vielmehr soll 
der Schiffer in der Lage sein, jeden Augenblick den Beweis des ihm zustehenden Rechts 
zu fuhren. Hierzu ist aber Besitz des Certifikats Seitens des Schiffers erforderlich 
(s. mein Seerecht I S. 5 Nr. 2). Dieselbe Bestimmung enthält das Oesterr. Ges. v. 7. Mai 
1879 § i u. 21. Dieses Gesetz fordert auch korrekter als das deutsche, dass ,,der Re- 
gisterbrief dem Schiffe zugekommen ist." 

i'O Reichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 14: Geldbusse bis zu 300 Mark oder verhält- 
nissmässige Gefängnissstiafe für den Schiffer, sofern er nicht nachweist, dass der unbe- 
fugte Gebrauch der Reichsflagge ohne sein Verschulden geschehen sei. Aehnliche Bestim- 
mungen trifft das Oesterr. Ges. v. 7. Mai 1879 § 31. 
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Attest. Doch hat dieses Attest nur provisorische Bedeutung ;^^) es gilt nur für 
ein Jahr vom Tage der Aasstellnng an gerechnet, wenn nicht die Reise durch 
höhere Gewalt über diesen Zeitraum hinaus verlängert ist:^^) 

§ 7. 

C. Schiffsregister nnd Certifikat. 

1. Das Sehiffsregister soll Auskunft geben über alles, was sich auf die Iden- 
tität, die Nationalität eines Schiffs und dessen Eigenthumsverhältnisse bezieht. 

Früher diente hierzu in den norddeutschen Seestaaten der Beilbrief oder 
Bielbrief, ein — nach manchen Rechten auf Grund einer (zuweilen eidlichen) 
Erklärung des Bauherrn oder Baumeisters, — von der zuständigen Behörde er- 
theiltes Attest über den vorschriftsmässigen Bau des Schiffs, dessen Namen, 
Gattung, Grösse, EigenthtLmer , Erbauer, Zeit und Ort der Erbauung, welches 
mitunter noch eine Erklärung des Baumeisters wegen seiner Ansprüche für 
Material und Arbeitslohn befriedigt zu sein, enthielt.^) Das Schiffsregister ist 
aus dem Englischen Seerecht, ^) dem es bereits andere Staaten entlehnt hatten, 
in das Deutsche Recht herübergenommen. Wie in England ^) kann auch im 
Deutschen Reich ein Schiff nur in das Schiffsregister des Hafens eingetragen 
werden, von welchem aus die Seefahrt mit ihm betrieben werden soll (Heimaths- 
hafen, Registerhafen.) ^) Hier wird jedes Schiff unter einer besonderen Ordnungs- 
nummer verzeichnet, und zwar muss die Eintragung folgende Punkte enthalten:^) 

„1. den Namen und die Gattung des Schiffs (ob Barke, Brigg u. s. w.); 

2. seine Grösse und die nach der Grösse berechnete Tragfähigkeit; 

3. die Zeit und den Ort seiner Erbauung, oder, wenn es die Flagge eines 
nicht zum Deutschen Reich gehörenden Landes geführt hat, den Thatumstand, wo- 
durch es das Recht, die Reichsflagge zu führen, erlangt hat, und ausserdem, 
wenn thunlich, die Zeit und den Ort der Erbauung; 

4. den Heimathshafen ; 

5. den Namen und die nähere Bezeichnung des Rheders, oder, wenn eine 
Rhederei besteht, den Namen und die nähere Bezeichnung aller Mitrheder und 
die Grösse der Schiffspart eines Jeden; ist eine Handelsgesellschaft, Rheder 
oder Mitrheder, so sind die Firma und der Ort, an welchem die Gesellschaft 



i<) Eine solche Bestimmung hat bereits die Englische Merchant Shipping Act. y. 
1854 sect 54 getroffen. Dasselbe gilt auch in Frankreich; s. Desjardins I 8. 118. 
Ebenso lässt in dem in Rede stehenden Fall das Oesterr. Qes. v. 7. Mai 1879 (§ 25) 
durch das zuständige Konsularamt einen „Interimspass** mit den gleichen Wirkungen 
ausstellen. 

") Reichsges. v. 25. Okt. 1867 § 16. 

i) Pohls, Seer. I S. 55 ff. Vgl. Preuss. L.R. § 1392 II, 8. 

*) Ueber die Einführung desselben in England s. Maclachlan S. 68 ff. 

') Merchant Shipping Act v. 1854 sect ^. Ebenso auch in den andren Staaten, 
welche das Schiffsregister adoptirt haben. 

*) Reichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 5. 

^) Reichsges. t. 25. Oktbr. 1867 § 6. 

Hftndbach dea Handeltreehts. IV. Band. Abth. 1. 3 
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ihren Sitz hat, und, wenn die GresellBchaft nicht eine Aktiengesellschaft ist, die 
Namen und die nähere Bezeichnung aller die Handelsgesellschaft bildenden 
Gesellschafter einzutragen; bei der Kommanditgesellschaft auf Aktien genügt statt 
der Eintragung aller Gesellschafter die Eintragung aller persönlich haftenden 
Gesellschafter; 

6. den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigenthums des 
Schiffs oder der einzelnen Schiffsparten beruht; 

7. die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder; 

8. den Tag der Eintragung des Schiffs." 

In den unter der Herrschaft des A.L.R. stehenden Provinzen der preussi- 
sehen Monarchie, ^) sowie in Neuvorpommem und Bügen ^) und in Schleswig- 
Holstein^) muss auch die Verpfändung des Schiffs und einzelner Schiffsparten 
in das Schiffsregister eingetragen werden, und zwar von Seiten des das Schiffs- 
register führenden Gerichts. Diese Eintragung muss enthalten: 1. den Namen des 
Gläubigers; 2. die Forderung, für welche die Verpfändung geschehen ist; 3. die 
Bezugnahme auf die Verpfändungsurkunde unter Bezeichnung des Orts und des 
Datums der Ausstellung; 4. die Zeit der Eintragung^). 

Die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregister darf erst geschehen, nachdem 
das Recht desselben, die Reichsflagge zu führen und die sonstigen einzutragenden 
Thatsachen glaubhaft nachgewiesen sind. ^^) Treten in denselben Veränderungen 
nach der Eintragung ein, so sind sie gleichfalls in das Schiffsregister einzutragen; 
wie das Schiff zu löschen ist, wenn es untergeht oder das Recht zur Führung der 
Reichsflagge verliert. ^^) Und zwar sind die Rheder bei Vermeidung einer Strafe 
zur Anzeige der gedachten Thatsachen innerhalb sechs Wochen a die notitiae 
verpflichtet.^') 

Die Schiffsregister, welche in Preussen von richterlichen Behörden und zwar 
von den Amtsgerichten,^^) in den anderen deutschen Seestaaten meist von Ver- 



^) PreusB. EinfÜhr.Ges. zum D. H.G.B. Art. 59. 

'') Preoss. Ges. v. 26. Mai 1873 § 48. 

8) Preuss. Ges. v. 27. Mai 1873 § 48. 

») Preuss. Einföhr.Ges. Art. 59 § 1. 

^^) Reichsges. ▼. 25. Oktbr. 1867 § 7. Diese Bestimmung ist auch im Einklang 
mit dem Englischen Recht: Merchant Shipping Act. v. 1854 sect. 38; das Gesetz 
hat für die vom Eigenthflmer verlangte Deklaration ein Formular aufgestellt Auch die 
andern Rechte fordern einen solchen Nachweis, so das Gestern Ges. v. 7. Mai 1879 
§ 13; das Recht der Vereinigten Staaten, welches zwar für kein Schiff die Pflicht zur 
Registrirung aufstellt, aber nur den Schiffen die vollen Rechte national -amerikanischer 
Schiffe einräumt, die registrirt sind (Acte v. 31. Dezbr. 1792 u. v. 29. Juli 1850), ver- 
langt eidliche Erklärung. Ebenso das Französische Recht, welches davon die Ertheilung 
des acte de francisation abhängig macht (Ges. v. 27. Vendäm. d. J. II art. 13. Greneral- 
regl. V. 7. Novbr. 1866 art. 146; vgl. Desjardins I S. 114 f.). 

11) Ebenso im Englischen Recht: Merchant Shipping Act v. 1854 sect 53 und im 
Franz. Generalr^l. v. 7. Nov. 1866 art. 159, 170; vgl. Desjardins I S. 89 f. S. 117. 

>2) Reichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 12, 16. 

^>) Ausfahr.-Ges. zum D. Gerichtsverf.-Ges. v. 24. April 1878 § 25. 
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waltODgsbehörden geführt werden^ ^^) sind öffentlich ; es steht die Einsicht der- 
selben Jedem za. ^^) 

II. Das Certf ilkat soll das Schiff in den Stand setzen, jederzeit seine Nationalität 
and das Becht zur Führung der Reichsflagge darzuthun. ^^) Dasselbe ist eine 
▼on der Rogisterbefaörde ausgefertigte, mit dem Inhalt der das Schiff betreffenden 
Eintragung in das Schiffisregister übereinstimmende Urkunde, die zugleich zu 
bescheinigen hat, dass der Nachweis der in das Schiffsregister eingetragenen 
Thatsachen geführt und das Schiff zur Führung der Beichsflagge befugt sei ^^) 
Alle im Schiffisregister vorgenommenen Veränderungen sind auf dem Certifikat 
zu vermerken; wie auch das Certifikat beim Untergang des Schiffs oder dem. 
Verlust des Rechts, die Reichsflagge zu führen, zurückgeliefert werden muss; 
falls dies noch geschehen kann. ^^) Die dem Certifikat innewohnende publica 
fides wird nicht nur von dem Staate, dem das Schiff angehört» sondern auch 
von fremden Nationen anerkannt. Das Certifikat wird an Bord geführt und ist 
das wichtigste Schiffispapier , und es sind dadurch die früher vorkommenden 
und zur Legitimation der Schiffe dienenden Schiffspapiere theils ersetzt, wie der 



^^) In Hamburg von der Deputation für Handel und Schiffiahrt; in Bremen von der 
Senatskommission fllor Schiff&hrts- Angelegenheiten; in Lübeck von der Kammer des Land- 
gerichts für Handelssachen; in Mecklenburg von den Schiffsregister-Behörden; in Olden- 
hurg vom Staatsministerinm, Departement des Innern. InOesterreich, wo es drei ver- 
schiedene Register für Schiffe der weiten Fahrt, der grossen Küstenfahrt und der kleinen 
Kfistenfahrt gibt, werden die beiden ersteren von der Seebehörde, das letztere von dem 
Hafenamte geführt, in dessen Amtsgebiet der Heimathshafen li^: Ges. v. 7. Mai 1879 
§11. In England ist Registerbeamter der oberste Zollbeamte des betreffenden Hafens: 
Merchant Shipping Act v. 1854 sect 30. In Frankreich fimgiren als Register-Behörden 
die commissaures (für die qnartiers) und admipistrateurs (für die sous-quartiers) de Tin- 
«cription maritime, die B^örden, welche die Listen über die sftmmtlicheo französischen 
Matrosen zu führen und zugleich die Stellung der deutschen Seeftmter haben: Ordon- 
nance V. 81. Oktbr. 1784 tit 7 art. 7. GenerabregL v. 7. Novbr. 1866 art 7, art. 168; vgl. 
Canmont, Dictionaire S. 718 bes. Nr. 47 § 4, Desjardins I S. 89. 

^^) Beichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 4. Ebenso in Oesterreich und in England. 

1«) Beichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 9. Das Certifikat des Deutschen Seerechts ist 
nach dem Muster des englischen Certificate of Begistry ausgebildet, das der Begistrar 
nach dem Schiffsregister auszustellen hat (Merchant Shipping Act v. 1854 sect. 44). In 
Frankreich entspricht dem der acte de finmcisation, welcher auf Grund der vom Eigen- 
thümer zu machenden (in besondere im Heimathshafen zu führende Begister einzutragenden) 
Angaben ausgefertigt, vom Finanzminister unterzeichnet und von dem Douane- Bureau 
des Heimathshafens ausgehändigt wird (vgl. Desjardins IS.l 12—1 15). InOesterreich 
wird durch „den Begisterbrief", welcher von der Begisterbebörde auszustellen ist, nicht 
nur die Mationalit&t des Schiffs nachgewiesen, sondern auch das Becht, innerhalb der 
betreffenden Kategorie, d. h. in kleiner oder grosser Küstenfeihrt oder weiter Seefahrt zu 
reisen (§ 21). 

1*0 Beichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 8. 

1^) Beichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 11. Ebenso nach den fremden Bechten: Engl. 
Merchant Shipping Act v. 1854 sect. 45. Franz. Ges. v. 27 Vend^m. des J. U art. 21, art. 8. 
Generalregl. v. 7. Novbr. 1866 art. 159, 160; vgl. Caumont, Dictionaire S. 638 Nr. 7 
§§ 2—9, 8. 639 Nr. 9, Desjardins I S. 117. Oesterr. Ges. v. 7. Mai 1879 § 22 f. 

3* 
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« 

Beilbrief ^^), theils überflüssig geworden, wie der Seepass'^). Kleine Schiffe 
von weniger als 50 kbm Brntto-Ranmgehalt sind von der Pflicht, sich in das 
Schifiisregister eintragen und ein Certificat ertheilen zu lassen, befreit*^). 



^*) In Oesterreich hat der Beilbrief eine andere Bedeutung. Hier wird durch den- 
selben der Erwerb des Eigenthums an neu erbauten Schiffen dargethan: Ges. y. 7. Mai 
1879 § 15 (über den Inhalt des Beilbriefis § 16). 

^) Reichsges. v. 25. Oktbr. 1867 § 9. Nach Französischem Recht ist erforderlich 
für die französischen Schiffe zum Verlassen des Heimathshafens ein cong^; für fremde 
Schiffe zum Verlassen des Hafens, in dem sie sich befinden ein passe -port: Ges. ▼. 
27. Vendto. des J. H art 5, 9, 22. GenenJregl. 7. 7. Novbr. 1866 art. 161 f. 164. Vgl. 
Gresp-Laurin I S. 59ff. Buben de Gouder, Dictionnaire de droit commerdal V 
S. 507 Nr. 52-n56. 

^^) Reichsges. v. 28. Juni 1873 § 1. Aehnliche Bestimmungen finden sich auch in 
den fremden Rechten. Nach Englischem Recht brauchen nicht registrirt zu werden: 
Schiffe, deren Grösse 15 Tons nicht übersteigt, und die in den Flüssen, zur Eüstenfi&hrt 
und Aehnlichem verwendet werden; femer Schiffe von nicht über 80 Tons, ohne voll- 
ständiges oder festes Deck, die zum Fisch&ng in Kanada und an den benachbarten 
Küsten verwendet werden (Merchant, Shipping Act v. 1854 sect 19; vgl. Foard S. 12). 
In Frankreich sind die Ausnahmen von dem Erfordemiss eines acte de frandsation 
mehr beschrankt. Von eigentlichen Seeschiffen brauchen nur keinen acte de frandsation 
die „embarcations de deux tonneauz et au-dessous employ^es k la pMie du poisson frais 
ou ä la r^colte des amendements marins^ oder „appartenant ä des habitants voisins de la 
cöte, qui s'en servent pour leur usage personnel k l'exclusion de tout tran^)ort de mar- 
chandises.^ Die „bateaux de plaisance de diz tonneaux et au-dessous** erhalten dnen be- 
sondem acte de frandsation, wie über sie auch ein besonderes Register geführt wird. 
S. Desjardins I S. 89, 116. Nach dem Oesterr. Ges. v. 7. Mai 1879 unterliegen allein 
den gesetzlidien Vorschriften über die Registrirung nicht die Schiffe, welche /keine See- 
Handelsschifffahrt treiben, als die ausschliesslich zu Vergnügungszwecken, zum Zweck 
der Fischerei oder zu wirthschaftUchen Zwecken der Landleute oder ausschliesslich zum 
inneren Hafenverkehr dienenden Schiffe (§ 10). Doch sind die Schiffe der kldnen Küsten- 
fahrt bis zu 25 Tonnen dnschüesslich von der Entrichtung der Registergebühren befreit, 
wie auch diese Gebühren abgestuft sind, je nachdem die Schiffe für wdte Fahrt, grosse 
oder kleine Küstenfahrt bestimmt sind (§ 27). 
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Abschnitt 2. 

Von den Personen des Seerechts. 

(Von Herrn Professor Dr. Lewis zu Berlin.) 



I. Der Bheder und die Bhederei. 



A. Der Rheder. 

§ 8. 

1. Erwerb des Elgenthnms am Schiff. 

I. Nach Deutschem Seerecht ist Rheder „der Eigenthümer eines ihm zum 
Erwerb durch die Seefahrt dienenden Schiffs^. ^) Dass blos von derartigen 
Schiffen der Eigenthümer als Rheder gilt, erklärt sich daraus, dass nur solche 
Schiffe als Kauffahrteischiffe angesehen werden, für welche die Bestimmungen 
des 5. B. des D. H.Gr.B. allein Anwendung finden. Auch bei Seeschiffen 
unterscheidet man origiBtren und derlTatiren Eigenthumserwerb. Die wichtigste 
Art des erstereu ist die durch Erbauung. Erbaut ein Schiffsbaumeister ein 
Schiff für fremde Rechnung auf Grund eines dahin zielenden Vertrags, so wird 
der Bauherr wohl Besteder, der Baumeister Annehmer genannt. Je nachdem 
der erstere oder der letztere das Baumaterial liefert,. ist der Kontrakt als Kauf- 
vertrag oder als Miethsvertrag,') und zwar als eine locatio conducüo operis 
aufzufassen. Auch eine locatio conductio operarum ist denkbar, aber nur dann, 
wenn der Bauherr nicht nur das Material anschafft, sondern auch selbst den 
Bau leitet, die einzelnen dabei vorkommenden Arbeiten aber durch die von 
ihm gedungenen Arbeiter ausfuhren lässt. Diese verschiedenen hier möglichen 
Verträge stehen selbstverständlich unter den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts. 

II. Dasselbe gilt von den derivativen Erwerbsarten des Eigenthums. Doch 
kommen für diese einzelne besondere Grundsätze in Betracht. Wäre lediglich 
das bürgerliche Recht maassgebend, so würde bei dem durch ein Veräusserungs- 



1) D. H.Ü.B. Art. 450. 

s) L. 20, L. 65 De contrah. empt (18, 1). L. 2 § 1 Locati (19, 2). 
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geschäft vermittelten Erwerb it Deutschland nach gemeinem Recht, wie den 
in Betracht kommenden Landesrechten zum Erwerb des Eigenthums die Tradition 
erforderlich sein. Diese würde aber, da Schiffe nicht nur, während sie sich im 
Heimathshafen , sondern auch wenn sie sich in einem fremden Hafen oder auf 
der Fahrt (in transitu) befinden, veräussert werden dttrfen, oft nicht vorge- 
nommen werden können. Bei Yeräusserung einer Schiffspart ist sie überhaupt 
nicht denkbar. Schon das ältere Recht begnügt sich daher mit einer sym- 
bolischen Tradition, die in der Uebertragung der Dokumente über das Eigenthum 
des Yeräusserers,") auch wohl in der blossen Vollziehung des Kaufvertrags ge- 
funden wurde.^) Im D. H.G.B. ist eine besondere Form für den Uebergang 
des Eigenthums nicht aufgestellt. Es untersteht dieser daher den Grundsätzen 
des bürgerlichen ^gemeinen oder partikulären) Rechts. Allein von der hiernach 
etwa erforderlichen Tradition kann nach der Bestimmung des Gesetzbuchs sowohl 
bei der Yeräusserung des ganzen Schiffs, wie einer Schiffspart durch eine mit 
dem Yeräusserungsgeschäft verbundene oder auch nachfolgende formlose (münd- 
liche oder schriftliche)^) Vereinbarung der Kontrahenten abgesehen und fest- 
gesetzt werden, dass das Eigenthum ohne Weiteres auf den Erwerber übergehen 
soll^), und zwar braucht die Vereinbarung dies nicht wörtlich auszusprechen, 
sondern es nur als die unzweifelhafte Absicht der Parteien auszudrücken ^). Der 
Besitz muss allerdings stets besonders erworben werden, was aber durch Stell- 
vertreter regelmässig ohne aUe Schwierigkeiten von Statten gehen wird. 

Für den Veräusserungsvertrag galt im früheren Deutschen Recht vielfach 
die Schriftlichkeit als Erfordemiss, jedoch nicht als wesentliche Form für die 
Gültigkeit des Kontrakts, sondern gewissennassen als Ersatz für die Tradition.*) 
Das H.G.B. hat über die Form des Veräusserungsvertrags gleichfalls keine 
Bestimmung getroffen* Ist dieser daher ein Handelsgeschäft, so ist er auch 



>) Entsch. d. O.A.G. zu Lübeck v. 31. Dezbr. 1839, v. 25. Novbr. 1841 (Senfferts 
Arch. Vin Nr. 111. X Nr. 232). 

*) Preuss. L.R. § 1896 H, 8. Pohls, Seer. I S. 104. Kaltenborn, Seer. I S. 110. 

'^) Dass die Uebereinkunft eine formlose sein kann, geht daraus hervor, dass das 
Gesetz das Wort Vereinbarung (»« pactum) gebraucht und von dem Erfordemiss irgend 
einer Form absieht; vgl. Prot IV S. 1772, 1708, Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 806 
Kot 18. Dagegen nimmt Makower an, dass die Formlosigkeit nur gestattet sei, wenn 
ein Handelsgeschäft vorliege, sonst aber die durch das in Betracht kommende Landes- 
recht vorgeschriebene Form beobachtet werden müsse: Komm, zu Art 439 Anm. 15b. 

*) D. H.G.B. Art 439. Nach dem Wortlaut des Artikels ist die Vereinbarung 
darauf zu richten, dass das Eigenthum ^.sofort^ übergehen soll. Das bedeutet aber 
nur, ohne dass eine Tradition oder sonstiger Rechtsakt erforderlich ist Das Gesetz 
gibt nämlich den Kontrahenten das Recht, den Eigenthnmsübergang von der Tradition 
unabhängig zu machen. Es bestimmt jedoch nicht, dass diese Befugniss dann nicht 
Platz greifen soll, wenn nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts die Tradition selbst eine 
bedingte oder betagte sein würde. Li^ aber der Fall so, dann kann auch die Ueber- 
einkunit der Parteien nur dahin gehen, dass nach Eintritt der Bedingung oder des Ter- 
mins das Eigenthum ohne Tradition auf den Erwerber übergehen soll. 

^) Vgl. Entsch. des R.O.H.G. IV 8. 309 f. 

«) Pohls, Seer. I S. 103, 139. Seufferts Archiv YHI Nr. 111. 
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formlos gttltig; sonst Buterstebt er den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. 
Allerdings ränmt das Gesetz jedem der Kontrahenten in allen Fällen einer frei- 
willigen YeräQssening das Recht ein, auf seine Kosten die Ertheilung einer (ge- 
richtlich oder notariell oder — wo dies nach dem betreffenden Partikularrecht 
Zulässig — von einer Administrativbehörde) beglanbigten Urkunde zu verlangen.^) 
Allein diese Urinmde, die lediglich die Bedentang einer Beweisorkonde hat, 
kann erst gefordert werden, nachdem der Yeräassemngsvertrag bereits durch 
Eigenthum80bertra|ung zur Ausfähmng gekommen ist^^) 

Bas Deutsche Recht geht in der formellen Erleichterung der Veräusserung 
von Seeschiffen und der Uebertragung des Eigenthums an solchen am weitesten. 
Die anderen Rechte fordern für den Uebergang des Eigenthums, manche auch 
für die Gültigkeit des Yeräusserungsgeschäfts, Schriftlichkeit, ^*) oder Schriftlich- 



*) D. H.G.B. Art. 440. Das Gesetz spricht von „allen Fällen der Veräusserung^; 
dasB nur an freiwillige Veräusserung gedacht, geht aus der Stellung des Artikels hervor; 
▼gl. Prot. Vni 8. 8708. 

i<») Entsch. des R.O.H.6. XXIV S. 47. 

11) So das Englische Recht eine bill of sale: Abbott S. 2 f. Maclachlan 
S. 25, 81. F(kr registrirte Schiffe, welche auch nach der Veräusserung die englische 
Flagge führen soUen, hat die Merchant Sbipping Act v. 1854 ausführliche Vorschriften 
gegeben. Das Gesetz fordert eine bill of sale (wofür es selbst ein Formular auf- 
gestellt hatX welche eine Erklärung des Veräusserers ist, dass er nach Empfang des 
Kaufpreises (dessen Betrag augegeben wird) das Schiff auf den Erwerber übertrage, und 
eine — mit dem Certifikat überstimmende — Beschreibung des Schi£b enthalten muss. 
Die Vollziehung der Uebertragnngsurkunde muss in Gegenwart von wenigstens Einem 
Zeugen geschoben, welcher dies zu attestlren hat (sect 55). Der Erwerber hat gleich- 
falls eine Erklärung abzugeben, welche der des ersten Erwerbers des Schiffes entspricht, 
und wofür das Gesetz gleichfalls die Formulare (für Einzelrheder und Gesellschaften) 
aufttellt (sect 56). Darauf wird der Kaufvertrag im Registerhafen eingetragen (sect 57). 
V^. Abbott S.47ff., Maclachlan p. 81—86. Ebenso statuirt das Recht der Ver- 
einigten Staaten von Amerika Schriftlichkeit des Veräusserungs- Vertrags als Voraus- 
setzung für die Einregistrirung des Schiffs, wodurch die Veräusserung Dritten gegen- 
über wirksam wird. S. Kent (10. ed.) 11 S. 700. Nach dem Französischen Code de 
commerce (art. 195) soll das Veräusserungsgeschäft schriftlich sein, und zwar kann die 
Urkunde acte public oder acte sous signature priY^e sein. Die Gültigkeit des Veräusse- 
rungsgeschäfts ist jedoch nach der herrschenden Meinung nicht dadurch bedingt, sondern 
es ist die Schrifüichkeit nur für den Beweis wesentlich, der daher nicht durch Zeugen 
und sonstige Beweismittel geführt werden kann — nach der Ansicht einiger Schriftsteller 
aber durch Eidesdelation — (Cresp-Laurin IS. 248--260, Desjardins I S. 145, 
154 fty Damit die Veräusserung audi Dritten gegenüber wirksam sei, genügt jedoch der 
Jurisprudenz zufolge, welche dies aus einer Kombinirung des Art 17 des Ges. v. 27. Ven- 
d^miaire des J. II mit den entsprechenden Artt des Code de commerce herleitet, die 
SchrifUichkeit des Vertrags nicht. Vielmehr muss die Veräusserung registrirt und „au 
dos de l'acte de frandsation'' vermerkt sein. S. Laurin bei Cresp I S. 265 ff. Not 52, 
Desjardins I S. 159 ff. Der Belgische Code de comm. L. II (▼. 1879) art 2 
stimmt mit dem Franz. Code de comm. art 195 hinsichtlich des Veräusserungsvertrags 
selbst ftberein, fordert aber für die Gültigkeit des Vertrags gegenüber Dritten Eintragung 
desselben in ein besonderes Register. Das Finnländische Seegesetz (Art 8) fordert 
eine Kaufurkunde. Das Portugiesische H.G.B. (Art 1290) verlangt Schriftlichkeit bei 
Schiffen Ton über 6 Tonnen. 
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keit und Eintragung des Kontrakts in öffentliche Register, ^^) oder eine öffent* 
liehe Urkunde, ^^) oder auch öffentliche Urkunde und Registnrung. >^) 

Mit der Uebertragung des Schiffs gehen natürlich auch die Pertinenzen 
auf den Erwerber Aber. Ausserdem aber gilt nach Deutschem Recht, wenn die 
Veräusserung stattgefunden hat, während das Schiff sich auf der Reise befindet, 
und zwar bei der Veräusserung des ganzen Schiffs wie einer Part die Präsumption, 
dass der Gewinn und Verlust der laufenden Reise — soweit das Verh&ltniss 
von Veräusserer und Erwerber in Betracht kommt — den letzteren trifft. ^^) 
Eine Präsumption, die sich keineswegs in allen fremden Rechten findet. ^^ 

§ 9. 

2. Die rechtliche Stellang des Bheders. 

I. Die rechtliche Stellung des Rheders ergibt sich nicht sowohl aus seiner 
Eigenschaft als Eigenthümer eines Seeschiffs, als vielmehr als Inhaber (dominus) * 
des Rhedereigewerbes , welches eben gerichtet ist auf den Erwerb durch die 
Seefahrt ; ') wie denn auch das D. H.G.B., ') wennschon es die Bezeichnung 



^») So das Holländische H.G.B. 309. Ebenso das Ai^entioische H.G.B. Art 1015 
(bei Schiffen von über 6 Tonnen). 

") So das Spanische H.G.B. Art. 586, 586, freilich nur ftü: den Beweis. 

^^) So das Brasilianische H.G.B. Art 468, bei Strafe der Nichtigkeit, doch nur für 
Schiffe, die zur Fahrt auf hoher See bestimmt sind. 

^^) D. H.G.B. Art 441. Bei Aufstellung dieser Bestimmung ging man von der An- 
nahme aus, dass in dem in Rede stehenden Falle regelmässig der Erwerber in das 
ganze Unternehmen eintreten wolle, auf welches das Schiff ausgegangen sei (Prot IV 
S. 1686 f.). 

^^) Nach Englischem Recht erscheint es lediglich als Interpretationsfrage, ob der 
Kaufkontrakt auch auf die Frachtgelder sich bezieht: Maclachlan S. 17. Die fran- 
zösische Doktrin wendet hinsichtlich der Fracht den Art 1614 des Code dvil analog 
an und spricht dem Käufer ein Recht auf die Yom Tage des Kaufs rerdiente Fracht zu. 
Von demselben Zeitpunkte ab lässt sie auch den Verlust den Käufer treffen (Desjar- 
dins I S. 164 ff. Delamarre et Lepoityin, Trait^ th^rique et pratique du droit 
commercial V Nr. 101). Eine Ausnahme wird jedoch gemacht f&r die „yente du navire en 
mer ä toutes chances", wobei der Käufer die Gefahr des Schieb trägt, und ihn selbst der 
vor dem Kontrakt stattgehabte Untergang des Schiffs trifft Hierbei fällt dem Käufer 
der ganze Frachtgewinn zu, andererseits trifft ihn der Verlust der Reise. Dagegen lässt 
das Finnländische Seeges. Art. 8 die zur Zeit des Eigenthums-Uebergangs yerdiente 
Nettofracht („le b^n^ce sur le fret, qui se trouve ä bord au moment du changement de 
propri^taire" heisst es in der französischen Uebersetzung), in Ermangelung entgegen- 
stehender Vereinbarungen auf den Erwerber übergehen. Ebendasselbe besagt wohl das 
Spanische H.G.B. (Art 595X das die auf der Reise seit Einnahme der letzten Ladung 
yerdienten Frachtgelder dem Käufer zuspricht. 

^) Diese Auffassung ist bereits dem R.R. eigen. Sie folgt aus dem Worte exerdtor 
und aus der Bezeichnung desselben, als de^enigen »ad quem cottidianus nayis quaestus 
pertinet'' (§ 2 J. Quod cum eo 4, 7) und de^enigen, „ad quem obyentiones et reditus 
omnes perveniunt'', ohne Racksicht darauf, ob er Eigenthümer des Schiffs ist oder das- 
selbe nur gemiethet hat (L. 1 § 15 De ezercitoria 14, 1). Auch das deutsche Wort 
Rheder (yon reden «- bereiten, ausrüsten) führt darauf. 

2) D. H.G.B. Art 477. 
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„Rheder" Dar dem Eigenthümer eines ihm zun Erwerbe durch die Seefahrt 
dienenden Schiffs gibt;') doch im Yerhältniss za Dritten hihsichtlich der ans 
dem Rhedereigewerbe hervorgehenden Rechte ond Pflichten als Rheder auch 
den behandelt, der ein ihm nicht gehöriges Schiff zum Erwerb durch die 'See- 
fahrt fftr seine Rechnung verwendet^) und es entweder in Person führt oder 
die Fflhrung einem Schiffer anvertraut, den er selbst angestellt oder wenigstens 
unter seiner ausschliesslichen Direktion hat. ^) 

Irrelevant ist es natfirlich — - ganz wie beim Eaufinann — ob der 
Rheder in Person dem Rhedereigesch&ft vorsteht oder dasselbe durch einen 
anderen (Prokuristen, Generalhandlungsbevollmächtigten, wenn das Rhederei- 
gewerbe selbst als Handelsgewerbe erscheint) betreiben lässt, wie ja auch die 
rechtliche Stellung einer Rhederei dadurch in keiner Weise verändert wird, dass 
dieselbe durch einen Eorrespondentrheder vertreten wird. 

II. Das Rhedereigewerbe kann mamiigfaeher Art s^n« Es kann gerichtet 
sein auf die Beförderung von Personen, auf die Beförderung von Gütern für fremde 
oder für eigene Rechnung (des Rheders, der zugleich Waarenhandel betreibt), 
auf den Fischfang, auf Bugsirdienste. Von der Beschaffenheit des Rhederei- 
betriebs hängt es ab, ob der Rheder als Kaufinana zu betrachten ist. Kaufmann 
ist der, sagt das D. H.G.B., welcher Handelsgeschäfte gewerbmässig betreibt ^) 
Als Handelsgeschäfte bezeichnet nun das Gesetz die Uebemahme der Beft^rderung 
von Gütern oder Reisenden zur See. '') Machen also diese Geschäfte den Inhalt 
des Rhedereibetriebes aus, so wird der Rheder als Kaufmann zu betrachten sein ; 
denn dass der Rheder, welcher diese Geschäfte betreibt, dieselben auch gewerbs- 
mässig betreiben wird, liegt bereits in der Begnffsbestimmung des Rheders. Ist 
aber der Rhedereibetrieb auf Fischfang oder Bugsirdienste') gerichtet, so 
erscheint auch der Rheder nicht als Kaufmann. Der als Kaufmann zu quali- 



°) In Frankreich unterscheidet man den propri^taire du navire und den armatenr. 
unter letzterem versteht man den, „qui arme an navire, ponr f'ezp^er en mer** (Caa- 
mont 8.213 Nr. 1. D esj ardin s II S. 6). Regelmässig wird vorausgesetzt, dass arma- 
tenr und propri^taire eine und dieselbe Person ist, nothwendig ist es jedoch nicht. Es 
kann einer von mehreren Miteigenthümem sein, welcher für seine und der übrigen Rech- 
nung das Rhedereigewerbe betreibt Es kann ein Fremder seiui der im Auftrag und für 
Rechnung des Eigenthümers oder der MiteigenthOmer die Rhederei betreibt Es kann 
ein Dritter sein, der das Schiff vom EigenthtUner oder den Miteigenthümem gemiethet 
hat, dasselbe ausrastet und damit für seine Rechnung die Rhederei betreibt S. Des- 
jardins II S. 9 f. 

*) Auch das Engtische Recht kennt ein solches Yerhältniss. 8. Abbott S. 28 f. 
S. 221 ; vgl 21, ^5. 

^) Prot lY S. 1656 f. Entsch. des O.A.G. zu Lübeck v. 90. April 1867 bei Kie- 
rnlff III S. 356; vgl Abbott S. 22, 25 f. Wieweit in diesem Fall der Eigenthümer 
dem Inhaber des Rhedereigewerbes gegenüber, wenn es sich um Geltendmachung der 
Ansprüche dritter Personen handelt, zurücktritt, darüber s. oben S. 22. 

•) D. H.G.B. Art 4. 

^) D. H.G.B. Art. 271. 

^) Dass der Schleppvertrag nicht als Frachtvertrag aufirafossen, darüber s. unten in 
der Lehre von der Natur and den Arten des Frachtvertrags. 
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fizirend« Rheder kann als Minderkanfmann im Sinne dee Art. 10 des H.G.B. 
erscheinen; denn von einem ^gewöhnlichen Schiffer^ kann man bei der See- 
schiffahrt, ebenso wie bei der Binnenschifffahrt reden. Wann dies der Fall, 
ist natflrlich qnaestio facti, die nach 4®n Anschauungen der seemännischen Kreise 
zu beantworten ist Unbedenklich wird man die Eigenthünier der Kanffahrtei- 
schiffe dahin rechnen dürfen, welche nach dem Reichsgesetz vom 28. Jnni 1873 
von der Registrimngspflicht frei sind. ^) Doch ist damit nicht gesagt, dass 
umgekehrt der £igenthttmer jedes dem Personen- oder Güter-Transport dienenden 
Schiffs, welches einen grösseren Raumgehalt hat, sofort als Vollkaufmann zu 
betrachten ist. 

III. Dem Rheder liegt bereits nach R.R. die Pflicht ob, in gewissem Umfange 
fir die Handlangen der Besatzung des Sehiffs elBzustehea. Er haftet aus den 
im Einklänge mit der lex praepositionis (der bei der Anstellung ertheilten 
Vollmacht) abgeschlossenen Eontrakten des magister navis^^) einschliesslich 
eines dabei vorgekommenen dolus oder einer culpa. ^^) Ebenso wegen eines von 
irgend einem Mitgliede der Schiffsbesatzung ausgehenden damnum in navi factum. ^^) 
Das gemeine Deutsche Recht und die meisten späteren europäischen Seegesetze 
erweiterten mit Rücksicht auf die Sicherheit des Publikums und des Verkehrs — 
worauf bereits die bezüglichen Grundsätze des R.R. zurückzuführen sind — 
diese Haftung des Rheders zu einer Haftung für Vergehen und Versehen über- 
haupt, welche Personen der Schiffsbesatzung in dieser Eigenschaft sich zu 
Schulden kommen Hessen.^') Doch bestand die Verschiedenheit, dass nach 
einigen Rechten die Haftung des Rheders nur eine subsidiäre war,^^) nach 
anderen derselbe principaliter liaftete.^^) Das D. H.G.B. nimmt, ebenso wie 
die Mehrzahl der jetzt geltenden auswärtigen Rechte,'^) den letzteren Stand- 



^) Schiffer ist hier nicht in der technischen Bedeutung des Tit. 8 B. 5 D. H.G.B. 
zu nehmen, sondern in der allgemeinen Bedeutung des alltäglichen Lebens. 

>«) L. 1 pr. §§ 2, 3, 5, 7—14, 25 De exerdt act. (14, 1). 

'') L. 1 § 10 eod. 

1^) L. 1 § 2 De ezerdt act (14, 1). L. 7 pr. Naut caup. stab. (4, 9)l § 8 J. De 
obl. quae quasi ex del. (4, 5). L. 29 § 2 Ad. leg. Aquil. (9, 2). 

IS) Cropp in Heises und seinen jur. Abh. I 8. 467 ff. Seufferts Archiv 
V Nr. 164, XI Nr. 85, XVIU Nr. 248. Freilich wurde der Säte auch von Terschiedenen 
Romanisten mit Rücksicht auf die Regehi des R.R. bestritten. Vgl. Glück Bd. XIV 
S. 198, 247 f., Thibaut, Pandekten«Recht § 528, Mühlenbruch, Pandekten -Recht 
§ 429. 

^^) So nach dem Consulado del mare c. 141 (Pardessns II S. 155 f.), c. 158 
(S. 171 l\ c. 182 (S. 205 f.); dem Hanseat. Seer. v. 1614 X Art. 2; dem Prenss. A. L.R. 
§ 1528 n, 8. Vgl. auch Cropp a. a. 0. S. 498 f. 

^^) So nach der Ordonnance de la marine ▼. 1681 H, 8 art. 2, III, 7 art 4. 

^^) Dahin gehören z. B. der Franz. Code de comm. art 216 (hier wird die Haftung 
für die Handlungen des Ki^itlns ausgesprochen; die fbr die Delikte der Mannschaft de* 
ducirt man aus Art. 217, beruft sich daneben auch auf Art. 858 n. 405: Laurin bei 
Cresp I S. 620 f., Desjardins H S. 59, Rüben de Couder I 8. 403 f. Nr. 28; 
übrigens liesse sich die Verantwortlichkeit bereits aus dem Code civil art 1884 ab- 
leiten); Belg. Code de comm. U (▼.1879) art. 7; das Englische Recht: Maclachlan 
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pnnkt ein. Es Iftsst den Rheder Ar jeden Schaden, welchen eine Person der 
Sehüfsbesatznng einem Dritten durch ihr Yerscholden in AnsfUhrnng ihrer Dienstr 
▼errichtnngen zufügt, haften und zwar, da das Gesetz die Verantwortlichkeit dee 
Rheders schlechtweg ausspricht, solidarisch mit dem Schuldigen selbst ^^ Aller- 
dings haftet der Rheder nicht fftr jeden Schaden, den ein Mitglied der Be- 
satzung bei Gel^nheit der AnsObnng dienstlicher Funktionen einem Dritten 
verursacht, sondern nur für den, der durch die fehlerhaft ausgeführte Dienst- 
Terrichtung selbst h^nrorgerufen ist. Er ist also z. B. nicht für Körper- 
beschädigungen verantwortlich, welche bei einem zwischen den Besatzungen 
zweier Schiffe, die beide an derselben Stelle des Hafens anlegen wollten, ent- 
standenen Streite vorgekommen sind, wohl aber, wenn bei Befestigung des Schiffs 
durch ungeschickte Spannung des Taues Seitens der Mannschaft Personen, die 
sich in einem vorttber&hrenden Boote befanden, verletzt worden sind.^^) Da- 
gegen fällt unter das Verschulden eben sowohl Fahrlässigkeit als dolus, und 
erstere kann in einem Thun wie in einem Unterlassen bestehen. Freilich würde 
das Unterlassen eines zur Verhinderung des eingetretenen Schadens geeignet 
gewesenen Thuns an und für sich noch kein Verschulden involviren, wohl aber 
dann, wenn eine rechtliche Verbindlichkeit zu einer fürsorgenden und schützenden 
Tkätigkeit bestand, und femer, wenn auch abgesehen hiervon die allgemein 
menschliche Verpflichtung, Niemanden zu verletzen (alterum non biedere) zum 
Treffen von Vorrichtungen nöthigen musste, um eine mit Gefahr für andere ver- 
bundene Handlung unschädlich zu machen.^*) Solche Thätigkeit ist z. B. Ver- 
sehung des Schiffs mit dem für die Reise erforderlichen Proviant ; die Führung 
der durch die Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens von Schiffen 
auf See vom 7. Januar 1880 vorgeschriebenen Lichter; die Abgabe der durch 



8.109f.; dasHolUndische H.G.B.Art321inVerbmdungmitArt584; dasFinnlän- 
dische Seeges. § 17. Dag^en haftet nachdem Spanischen H.6.B. (Art 624) der Rheder 
nicht für Exzesse, die der Kapitän und die Mannschaft während der Fahrt begehen. 
Die Beschädigten können sich nnr an die Schuldigen halten. — In Frankreich ist es nicht 
ganz unbestritten, ob die Verantwortlichkeit dem propri^ire des SchiffiB oder dem arma- 
teur obliegt Die bei Weitem aberwiegende Meinung in Theorie und Praxis geht dahin, 
dass der Eigenthümer haftet, der armateor nur, wenn und soweit er zugleich Eigen- 
thümer oder Miteigenthümer des Schiffes ist Vgl. Caumont, Dictionnaure S. 213 Nr. 2, 
Cresp-Laurin I S. 607 ff. und die Seite 610 Not 3 Citirten, Ruhen de Couder, 
Dicdonnaire I S. 410 Nr. 58. Wenn in französischen Erkenntnissen und bei französischen 
Juristen häufig der armateur als verantwortlich bezeichnet wird, so hängt dies damit zu* 
sammen, dass propriätaire de navire und armateur nicht selten verwechselt werden, und 
letztexe Bezeichnung besonders oft für den Schiffseigenthamer gebraucht wird; vgl 
Courcy, Questions maritimes I S. 129. Indes stellt Desjardins II S. 23 den armateur 
in Betreff der Haftung dann dem propri^taüre gleich, wenn derselbe für eigene Rech- 
nung ein fremdes Schiff zum Erwerb durch die Seefahrt verwendet 

1^ D. H.G.B. Art. 451. Ebenso ist die herrschende Ansicht in Franhreidi fOr soli- 
darische Haftung: Ruhen de Couder, Dictionnaire I S. 409 f. Nr. 51 f. und die da- 
selbst Citirten, Desjardins H S. 68 f. 

1«) Y^. Prot. IV 8. 2029. 

1«) L. 27 § 9, L. 30 § a, L. 81 Ad leg. Aqnü. (9, 2). § 5 J. De leg. Aqml. (4, S). 
Vgl. Entsch. des R.O.H.6. XIII S. 115 f., XXUI S. 358 f. 
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dieselbe Verordnung angeordneten Nebelsignale bei Schneefall, Nebel oder dickem 
Wetter ; bei einer drohenden Schi£Gs-Kollision die Vornahme derjenigen Manöver, 
welche geeignet sind, die Kollision abzuwenden oder deren schädliche Wirkung 
zu verringern; die Ausbesserung des Schifis, welches Havarie erlitten hatte. 
Dass eine Beschädigung durch ein Verschulden der Besatzung herbeigefahrt ist, 
hat natürlich der den Ersatzanspruch geltend machende Kläger zu beweisen. ^^) 
Für Kontraktsschulden der Besatzung überhaupt, auch wenn solche angeblich 
für Schiff und Reise gemacht, haftet der Rheder nach Seerecht nicht, sondern 
nur für die, welche unter gewissen Voraussetzungen der Schiffer kontrahirt, weil 
diesem allein die Befugniss zur Vertretung des Rheders obliegt. 

§ 10. 

3. ümfSang der Haftung des Bheders fUr die Terblndllchkelten 

aus dem fthederelbetrlebe. 

I. Vom Standpunkte der Rechtskonsequenz aus ist nicht abzusehen, inwiefern 
der Rheder filr die Verbindlichkeiten aus dem Rhedereibetriebe in anderer 
Weise haften soll, wie der in irgend einem obligatorischen Verhältniss Stehende 
für seine Verpflichtungen aus diesem. Und in der That räumt denn auch das 
B.R. dem exercitor keine Sonderstellung in dieser Beziehung ein. Es lässt den 
Rheder, mögen Verbindlichkeiten aus eigenen Handlungen, mögen solche aus 
Handlungen der Schiffsbesatzung — soweit der Rhedec überhaupt für diese 
einzustehen hat — in Frage stehen, unbeschränkt mit seinem ganzen Vermögen 
haften. Das spätere und auch das heutige Recht lässt zwar das Prinzip, dass 
der Rheder persönlich, d. h. unbeschränkt für die Forderungen Dritter aus dem 
Rhedereibetriebe haftet, als Regel bestehen,^) statuirt aber von diesem weit- 
gehende Ausnahmen. Maassgebend für solche sind lediglich Billigkeitsrücksichten 
gewesen. Abgesehen von einzelnen Fällen ^) lässt das spätere Seerecht die unbe- 
schränkte und unbedingte Haftung des Rheders cessiren, wo ein Einstehen für 
die Handlimgen Anderer in Frage steht. Hierbei erschien denn eine Milderung 
der Verantwortlichkeit des Rheders mit Rücksicht auf den Umstand geboten, 
dass derselbe regelmässig — nemlich wenn er nicht die Qualifikation zum Schiffer 
hat — gezwungen ist, das Schiff und die Ausführung, oft auch die Eingehung 
von Frachtverträgen, sowie die Abschliessung sonstiger auf die Schiffsexpedition 
bezüglicher Geschäfte einem Anderen zu überlassen; dass der Rheder regel- 
mässig gar nicht in der Lage ist, die Ausführung des in der Anstellung des 
Schiffers liegenden Mandats zu überwachen; dass derselbe regelmässig auf die 



«0) Entsch. des D. R.O.H.G. XXV S. 280 f. 

^) So auch das B. H.G.B. arg. Art, 454. Das Holland. HG.B. Art. 822 statuirt diese 
persönliche Haftung des Rheders ausdrücklich. 

^) Für das Deutsche Seerecht kommt hier eigentlich allein in Betracht, dass zur 
Entrichtung von Bergungs- und Hülfskosten niemals eine persönliche Verpflichtung des 
Rheders besteht, sollte auch dieser selbst einen Vertrag über die Bergung oder Hülfis- 
leistung geschlossen haben: D. H.G.B. Art 755 Abs. 1. 
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Auswahl der Personen der Besatznng (mit Ausnahme des Schiffers) keinen 
Einflnss üben kann nnd doch nach dem Gesetz Üac ihr Yerschnlden einzustehen hat. 

II. Schon frühzeitig findet sich der Grandsatz, dass die Rheder nur bis anf 
Höhe ihres Antheils am Schiff nnd an der Fracht für Versehen des Schiffers ') 
nnd die von diesem Atar das Schiff nnd die Reise gemachten Schulden ^) zu haften 
hätten. Die Gesetze der späteren Zeit statuiren zwar eine unbeschränkte Ver- 
haftung des Rheders, geben diesem aber das Recht, durch Aufgabe des Schiffs 
und der Fracht, auch wohl der Ansprüche gegen die Versicherer sich yon jeder 
Haftung mit seinem übrigen Vermögen zu befreien.^). Heutzutage bestdien in 
dieser Hinsicht Tier Systeme. 1. Der Rheder haftet nur mit Schiff und Fracht 
(der fortune de mer, dem der See anvertrauten Vermögen)^). 2. Der Rheder 
haftet zwar persönlich (mit der fortune de terre), hat jedoch das Recht des 
Abandons, d. h. kann sich durch Aufgabe von Schiff und Fracht von jeder 
weiteren Verantwortlichkeit befreien. 3. Der Rheder haftet der Regel nach mit 
seinem ganzen Vermögen, in gewissen Fällen tritt eine Beschränkung anf einen 
bestimmten, im Verhältniss zur Grösse des Schieb festgesetzten Werthbetrag ein. 
4. Die Regel bildet die unbeschränkte Haftung des Rheders. In einigen Fällen 
ist derselbe jedoch zum Abandon berechtigt. 

Das erste System ist vom D. H.G.B. ^) adoptirt, während der hauptsäch- 
lichste Vertreter des zweiten Systems das Französische,^) der des dritten das 



3) Z. B. Consalado del mare c. 141, (Pardessos n S. 155) c. 182 (S. 205 f.), Hanseat. 
Seer. y. 1614 Tit 10 Art. 2 (Pardessos H S. 551). 

^) Z. B. Coniulado del mare c. 183 (Pardessos II S. 206 f.). Vgl anch Seer. von 
Oleron Art 1 (Pardessos I S. 323X 3 (S. S2i\ 6 (S. a27X Seer. von Wisby Art. 15 
(Pardessos I S. 470), Art 43 (S. 492). 

^) So Ordonnance de la marine von 1681 H, 8 art. 2. Preoss. A. L.R. § 1529 f. 
IL, 8. Nach dem letzteren Gesetz können die Rheder vom Recht des Abandons keinen 
Gebraoch mehr machen, wenn sie das Schiff nach Endignng der Reise, während welcher 
eine solche ihnen bekannt gewordene Forderong entstanden ist, wieder in See haben 
gehen lassen (§ 1531). 

^) £hrenberg, Beschränkte Haftong des Scholdners nach See- ond Handelsrecht 
(Jena 1880) S. 18 bezeichnet dieses System als „Exekotionssystem^, im Gegensatz zo dem 
zweiten, dem ^Abandon-System**. 

'') Ebenso Tom Schwedischen Seeges. §§ 12, 43. 

^) Code de commerce art 216 laotet in der ihm dorch das Ges. y. 14. Joni 1841 
gegebenen Gestalt: nT^oui propri^taire de navire est dvilement responsable des faits da 
capitaine, et teno des engagements contractäs par ce demier, poor ce qoi est relatif au 
navire et ä l'ezp^dition. 

U peot, dans toos les cas, s*affi:anchir des obligations ci-dessos par Tabandon do 
navire et da fret 

Tootefois la facoltö de faire abandon n'est point accord^e ä celoi qoi est en m6me 
temps capitaine et propri^taire oo copropri^taire do navire. Lorsqoe le capitaine ne 
sera qoe copropriätaire, 11 ne sera responsable des engagements contract^s par loi, poor 
ce qoi est relatif ao navire et ä Texp^dition, qoe dans la proportion de son iat^r^t'' 
Das Recht des Abandons steht dem Eigentbtlmer ond nicht dem armateor zo. Der 
erstere braocht einen Ton letzterem ausgegangenen Abandon nicht gelten zu lassen. Nor 
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Englische,^) der des vierten das Spuusche Recht ^<^) ist. 

III. Das D. H.O.B. prilzisirt jedoch das von ihm vertretene Prinzip in 
folgender Weise: die beschrl^nkte Haftung tritt ein 1. bei Ansprüchen aas 
Rechtsgeschäften, die der Schiffer als solcher, auf Omnd seiner gesetzlichen Be- 
fugnisse, abgeschlossen hat; 2. bei Ansprüchen, welche sieh gründen auf Nicht- 
erftdlnng oder kontraktwidrige ErflUlang eines vom Rheder eingegangenen Kon- 
trakts, dessen Ansführang zu den Dienstobliegenheiten des Schiffers g^ört, ohne 

§ 

Rücksicht darauf, ob das Unterbleiben der vertragsmässigen Ansftthmng die 
Folge eines Verschuldens einer Person der Besatzung war oder nicht; 3. bei 
Ansprüchen, die auf ein Verschulden emes Mitgliedes der Besatzung gegründet 
werden. ^^) 

Aus der dem Prinzip von der beschränkten Haftung des Rheders zu Grande 
liegenden ratio folgt, dass dasselbe cessirt und in die volle civilrechtliche Verant- 
wortlichkeit des Rheders eintritt, sobald der Verpflichtungsgrund in dessen eigenem 
persönlichen Handeln, nicht in dem einer Person der Besatzung zu suchen ist. Der 
Rheder haftet daher persönlich, sobald der Schiffer auf Grund einer besonderen 



wenn und soweit der armateur zugleich Eigenthümer ist, hat er die in Rede stehende 
Befugniss: Caumont S. 218 f. Nr. 2, Cresp 18.616. Laurin ebendas. S. 349 Not 61. 
Desjardins 11 S. 15. Mit dem Französischen Code de commerce stimmt wörtlich der 
Belgische (art 7) ttberein. Auch das Holländische H.GJB. Art. 821 und das Finn- 
ländische Seeges. (Art. 17) stehen auf diesem Standpunkt 

*) In England galt bis in die erste Hälfte des vorigen Jahrhunderts hinein die un- 
beschränkte Haftung des Rheders. Seit jener Zeit sind verschiedene Gesetze erlassen, 
wodurch die Haftung desselben ftü: Verschuldungen des Schiffers und der Schifbmannschaft 
beschränkt wurde. So schon im 18. Jahrb.: 7 Georg II c. 15, 16; 26 Georg IH c. 86 
(vgl. Cropp in Heises u. seinen jur. Abh. I S. 488 ff. Nach der Merchant Shipping 
Acts Amendment Act v. 1862 sect 54, wodurch sect 504 der Merchant Shipping Act 
V. 1854 abgeftndert ist, ist die Haftung des Rheders, vorausgesetzt, dass ihn selbst keine 
Schuld trifft, bei Beschädigungen von Passagierai, bei Beschädigungen und Verlusten 
von Gütern, die sich auf seinem Schiffe befinden; femer bei den durch fehlerhafte Schifb- 
ftüirung herbeigeftüurten Beschädigungen von Personen, die sich auf einem fremden Schiffe 
oder Boote befinden, sowie von fremden Schiffen, Booten oder auf solchen befindlichen 
Waaren und sonstigen Gegenständen beschränkt auf den Mazimalbetrag eines vom Ge- 
setz fixirten Werthes des Schifis, der bei Körperbeschädigungen zu 15 Pftmd pro Tonne 
und bei Sachbeschädigungen zu 8 Pfund pro Tonne des Bruttoraumgehaltes des Schiffii 
angenommen wird. Die angegebenen Beträge bilden die Entschädigungsgrenze allen 
denen gegenüber, die Ersatzansprüche aus demselben Ereigniss geltend machen (Mer- 
chant Shipping Act v. 1854 sect 506). Durch die Thatsache, dass der Kapitän oder ein 
Schifismann zugleich Mitrheder ist, wird die ihm in ersterer Eigenschaft obliegende Ver- 
antwortlichkeit nicht beschränkt (Merchant Shipping Act v. 1854 sect 516). Vgl. 
Maclachlan S. 113 f., 116. 

^^) Span. H.G.B. Art. 621. Abandon lässt das Gesetzbuch bei Ersatzansprüchen 
zu, welche die Ladungsbetheiligten wegen Verlust und Beschädigung der Güter geltend 
machen, die dmrch mangelhafte Aufticht des Kapitäns verschuldet sind (Art 622). Ebenso 
das Brasil. H.G.B. Art. 494 und mehrere andere südamerikanische Gesetzbücher. 

^0 D. H.G.B. Art 452. Da Schiff und Fracht das einzige Befriedigungsobjekt für 
die hier bezeichneten Gläubiger bilden, so hat das Gesetz flir den Fall einer l^lehrheit 
von Gläubigem eine Rangordnung aufstellen müssen, in welcher diese zu ihrer Befriedigung 
gelangen. Davon in der Lehre von den Schiffsgläubigem. 
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Yollmacht, die iiin direkt zur Kontrahinmg der Schuld (z. B. des Darlehns), 
nicht etwa blos zur Vornahme der Handlung, welche die Veranlassung zur 
Uebemahme der Schuld ist, (etwa Reparatur des Schiffs) autorisirt, und unter 
ansdrikcklicher Bezugnahme auf diese ein Rechtsgeschäft abgeschlossen hat;^^) 
und d^ Vollmacht steht selbstTerständlich die Ratihabition gleich. ^') Ebenso 
haftet der Rheder persönlich, wenn ihn in betreff dor £rflUlung des von ihm 
selbst oder vom Schiffer eingegangenen Vertrags ein Verschulden trifft, ^*) sei 
es dass er selbst direkt den Vertrag bricht, z. B. das vercharterte Schiff dem 
Befrachter nicht zur Disposition stellt, oder selbst dem Schiffer Anweisung zu 
einem kontraktwidrigen — oder überhaupt rechtswidrigen — Verhalten gibt;^^) 
sei es, dass er durch ein kontraktwidriges Verhalten dem Schiffer die £rf)Üiung 
des Eontrakts unmöglich macht, z. B., wenn ihm nach der Chartepartie die 
Bestimmung des zum Transport geeigneten Schiffs überlassen war, ein hierzu 
ungeeignetes Schiff wählt, dessen Kapitän infolge hiervon im Abladehafen die 
Einnahme der Ladung verweigert. ^^) Weiter haftet er persönlich (und zwar 
selbst wegen des Verschuldens einer Person der Besatzung) wenn ihn eine culpa 
in eligendo trifft. ^^) Endlich auch, wenn er die Erfüllung des von ihm selbst 
oder vom Schiffer eingegangenen Vertrags besonders garantirt;'^) nicht aber 
schon, wenn er die Forderung anerkannt hat Hierbei ist es natürlich irrelevant, 
ob er diese Erklärung selbst abgegeben hat, oder für ihn der hierzu ausdrücklich 
autorisirte Schiffer. Dagegen genügt es nicht, wenn der Schiffer, ohne sich auf 
eine Ermächtigung berufen zu können, den Schiffsgläubigern Zahlung aus der 
fortune de terre des Rheders verspricht. ^^) 

Lediglich Humanitätsrücksichten sind indes dafür bestimmend gewesen, dass 
im Deutschen Recht, nicht aber ebenso in allen fremden Rechten, *^) zu Gunsten 



1^ „Mit Bezug auf eine besondere Vollmacht'' (H.G.B. Art. 452 Ziff. 1); vgl. Prot. 
IV S. 1614, Entsch. des Harab. Handelsger. v. 17. Septbr. 1863 (Hermann u. Hirsch, 
Samml. S. 290). . 

») 8. Laurin bei Gresp I S. 634 f. 

»*) D. H.G.B. Art. 452 Abs. 2. 

^^) D. H.G.B. Art. 479 Abs. 3, Art. 696, Art. 733 Abs. 2, Art. 754 Abs. 2. 

1«) Entsch. d. K.O.H.G. XI 8. 260 f. 

") Prot Vra S. 4154 f. 

") H.G.B. Art 452 Abs. 2. 

^*) EntBch. d. Hamb. Handelsger. v. 17. Septbr. 1863 (Hermann u. Hirsch 
Samml. S. 289). 

!20) Für das Französische Recht ist von der Jurisprudenz entschieden die Ansicht 
vertreten: Der Eigenthümer kann sich nicht durch einen Abandon von Schiff und Fracht 
von der Pflicht, die Heuer den Personen der Besatzung zu zahlen, befreien, wenn diese 
am Wohnorte des Rheders engagirt sind; „la loi pr^sumant alors, qne Tengagement a eu 
lieu de concert avec ce demier'' (arg. art. 223). (B^darride I Nr.298. Desjardins H 
S. 78. Gitt bei Couder I S. 413 Nr. 72). Denselben Standpunkt nimmt die Praxis des 
Tribunals von Marseille in Betreff der ausserhalb des Wohnorts des Rheders geheuerten 
SchiffBlenleein. Dagegen sind Laurin (bei Gresp. I S. 626— 629 —vgl. aber S. 685 — ) und 
RubendeCouder IS. 413 Nr. 72 i>i> nicht nur in dieser letzteren Hinsicht entgegenge- 
setzter Ansicht, sondern meinen auch, dass selbst, wenn der Heuervertrag am Wohnorte des 
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der Schifisbesatznng, obwohl die Annahme der Mannschaft unter allen Umständen 
zu den gesetzlichen Befugnissen des Schiffers gehört, wieder zum Prinzip der 
unbeschränkten, persönlichen Haftbarkeit des Rheders zurückgekehrt ist.'^) 

Es entsteht noch die Frage, ob das Prinzip von der beschränkten 
Haftung des Rheders auch dann Platz greift, wenn der Rheder zugleich 
Schiffer ist Natnrgemäss kann diese Frage nur fttr den Fall aufgeworfen 
werden, dass es sich um ein vom Schiffer innerhalb der gesetzlichen Yer- 
tretungsbefngnisse eines solchen abgeschlossenes Rechtsgeschäft handelt. Bei 
allen sonstigen Rechtsgeschäften unterliegt nemlich die persönliche Haftung 
des Rheders keinem Zweifel; auch kann, wenn die Haftung Folge eines Ver- 
schuldens ist, von einer Beschränkung derselben auf Schiff und Fracht nicht 
die Rede sein, weil durch ein solches der Schiffer sich selbst als Schiffer ver- 
antwortlich und mit seinem Vermögen haftbar macht, und man selbstverständlich 
hierbei nicht das Vermögen des Rheders von dem des Schiffers trennen darf. 
Bei Rechtsgeschäften der oben genannten Art würde nun die Konsequenz des 



Rheders abgeschlossen, dieser letztere aber dem Kontraktschloss vollständig fremd ge- 
blieben ist, das Recht des Abandons auch den hieraus sich ergebenden Heaerforderangen 
gegenüber geltend gemacht werden dürfe. Gehen Schiff und Güter vollständig verloren, 
so geht auch der Ansprach der Schiffsleute auf die Heuer für die letzte Reise, auf welcher 
der Verlust stattfand, unter; (ohne dass eine Ausnahme in Betreff der vom Rheder ge- 
heuerten gemacht wird) doch sind dieselben nicht zur Restituirung der Vorschussgelder 
verpflichtet (Code de comm. art. 258 vgl. L a u r i n bei C r e s p. I S. 515 f.). Das Spanische 
H.G.B., nach welchem die Heuerforderungen der Besatzuug nicht dem Abandonrecht des 
Rheders unterliegen, stellt (Art. 716) fOr den Fall des Verlustes des Schiffs dieselben 
Bestimmungen auf, wie der Code de comm. Dabei gilt noch der besondere Grundsatz, 
dass, wenn die Schiflbleute statt der Heuer einen Antheil an der Fracht erhalten, sie sich 
wegen ihrer Ansprüche nicht an die geborgenen Schiffsüberreste halten können, sondern 
nur an die für die geretteten Waaren zu zahlende Fracht Ausserdem haben sie ein 
Anrecht auf eine angemessene Belohnung, wenn sie bei der Bergung der Schiffsüberreste 
thätig gewesen sind (Art. 717). Ganz dieselben Bestimmungen enthält das Holländische 
H.G.B. Art. 418-420. Nur hinsichtlich der Bergung gilt die besondere Vorschrift: die 
Schiffsleute erhalten in jedem Fall Heuer für die Zeit, während welcher sie bei der 
Bergung thätig gewesen sind, f&r ausserordentliche, mit Erfolg gekrönte Dienste erhalten 
sie Bergelohn (Art. 421). Das Englische Recht kennt eine derartige Beschränkung 
der Haftung des Rheders ftir die HeueransprQche nicht, doch verliert der Seemann beim 
Verlust des Schiffs seinen Anspruch auf die verdiente Heuer alsdann, wenn dargethan 
wird, dass er nicht die äussersten Anstrengungen beim Versuch, Schiff und Ladung zu 
retten, gemacht hat. Merchant Shipping Act vom 1854 sect 188. Das Finnländische 
Seeges. (Art. 17) lässt den Rheder ganz unbedingt für die Heueransprüche des Kapitäns 
tmd der Schififoleute persönlich haften. 

^^) Die R. Seemanns-0. § 68: „Der Rheder haftet für die Forderungen des 
Schiffers und der zur Schiffsmannschaft gehörigen Personen aus den Dienst- und Heuer- 
verträgen nicht nur mit Schiff und Fracht, sondern persönlich.** Der durch diese Be- 
stimmung aufgehobene Art. 453 des D. H.G.B., welcher gleichfalls die persönliche 
Haftung des Rheders bei den in Rede stehenden Ansprüchen im allgemeinen statuirte, 
liess dieselbe bei den Forderungen aus dem letzten Reiseabschnitt cessiren, wenn das 
Schiff ohne Verschulden des Rheders vor Vollendung der Reise verloren gegangen war; 
sprach diesem jedoch zugleich die Befhgniss ab, die etwa gezahlten Handgelder und Vor- 
schüsse zurückzufordern. 
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Rechts gleichfalls unbeschränkte Haftung des Rheders verlangen, wenn der 
Schiffer AUeineigenthtUner des Schiffs wäre. Ebenso unbeschränkte Haftung der 
Rhederei, wenn er £igenthümer der Mehrzahl der Schiffsparten wäre, weil als- 
dann sein Entschlnss für identisch mit einem Rhedereibeschloss zu halten sein würde. 
Dag^en nur Haften der Rhederei mit Schiff und Fracht, wenn der Schiffer 
weniger als die Hälfte der Parten besässe, weil es dann an der gedachten 
Identität fehlen würde. Ebenso wenn das vom Schiffer eingegangene Rechts- 
geschäft nur durch Stimmeneinhelligkeit von den Mitgliedern hätte beschlossen 
werden können.*^) Diese Grundsätze sind auch für das Deutsche Seerecht, da 
das H.G.B. in dieser Beziehung keine Bestimmungen getroffen, zur Anwendung 
zu bringen. Allerdings lässt dieses, wenn der die Bodmerei eingehende Schiffer 
AUeineigenthümer (oder Miteigenthümer) des Schiffs ist, eine persönliche Haftung 
des Rheders für die Bodmereischuld nicht eintreten. ^^) Allein das ist im 
Wesen der Bodmerei begründet. Daraus aber, dass das Gesetzbuch die For- 
derungen aus sonstigen Kreditgeschäften, welche der Schiffer als solcher während 
des Aufenthalts des Schiffs ausserhalb des Heimathshafens in Noth&llen abge- 
schlossen hat. selbst dann die Rechte eines Schiffsgläubigers gewähren lässt, 
wenn derselbe AUeineigenthümer des Schiffs ist,^^) geht ebensowenig hervor, 
dass der Rheder auch in diesem Falle für die genannten Forderungen nur mit 
Schiff und Fracht haftet, als aus der Thatsache , dass die aus den Dienst- und 
Henerverträgen herrührenden Forderungen der Schiffsbesatzung gleichfalls die 
Rechte von Schiffsgläubigern geben. ^^) Das Französische Recht versagt denn 
auch, und zwar nicht nur dem AUeineigenthümer sondern auch dem Miteigen- 
thümer des Schiffs das Recht des Abandons, wenn ein solcher zugleich Kapitän 



^) Z. B. wenn ein Frachtvertrag fhr eine Fahrt nach Hinterasien beschlossen war, 
während das Schiff nach dem Rhedereivertrage nur Fahrten zwischen europäischen Häfen 
machen sollte. 

«) D. H.G.B. Art. 700. 

^) D. H.G.B. Art 757 Ziff. 7. Hierauf stützt sich Ehrenberg (Beschränkte Haf- 
tung des Schuldners S. 182 f Not. 23) für die Ansicht, dass der Rheder auch in solchem 
Falle nur mit Schiff und Fracht hafte , der daneben noch (a. a. 0. u. S. 217 f.) geltend 
macht, dass die entgegengesetzte Ansicht eine schwere Benachtheilignng für den Rheder, 
der zugleich Schiffer, gegenüber anderen Rhedem zur Folge habe. Dies Argument wird 
jedoch, abgesehen davon, dass es sich lediglich auf die Billigkeit stützt, dadurch hin- 
fällig, dass die „anderen Rheder*^ eben facta aliena zu vertreten haben; denn man kann 
doch beim Rheder, der zugleich Schiffer ist, nicht zwei rechtlich getrennte Personen unter- 
scheiden. (Vgl. auch Desjardins H S. 109f.: — ^La ligne de d^mar<»tion, qu'on essaie 
de tracer entre ces denx personnages, qui n*en fönt qu'an, est purement id^e." — ) Hier- 
bei scheint mir auch nicht zutreffend zu sein, wenn Ehrenberg (S. 217) „das Privilegium 
der beschrankten Haftung" ein Aequivalent nennt, dessen sich der Rheder für die Ha^ 
tnng ex recepto erfreue. Das D. H.G.B. gewährt allerdings dem Verfrachter ein Aequi- 
valent für die strenge Haftung aus dem Rezeptum. Dies besteht jedoch darin, dass nur 
der Werth der verlorenen, resp. die Werthverminderung der beschädigten Güter zu er- 
statten ist Dass aber ein solches Aequivalent nicht der nothwendige Begleiter des Re- 
zeptums ist, zeigt der Umstand, dass das R.R. keinerlei Beschränkung des Umfangs der 
Haftung ex recepto kennt. 

«») D. H.G.B. Art 757 Ziff. 4. 

HandVaeh de« Handebreclit«. IV. Band. AMh. I. 4 
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ist.^^) Und das neue Belgische Gesetz hat diesen Satz'^) einfach herüber- 
genommen, '^) während das Finnländische Seegesetz dem Mitrheder das Recht 
des Abandons gleichfalls einräumt, ^^) es also implicite dem AUeineigen- 
thttmer abspricht. 

lY. Wenn die Seerechte den Rheder in gewissen Fällen nor mit Schiff und 
Fracht haften, resp. durch Aufgabe von Schiff und Fracht von einer weiter- 
gehenden persönlichen Verantwortlichkeit sich befreien lassen, so ist selbst- 
verständlich bei dem Rheder, der mehrere Schiffe besitzt, unter dom Sehiff zu 
verstehen das Schiff, auf welches sich die eingegangene Verbindlichkeit bezieht, 
resp. zu dessen Besatzung die Person gehört, f£lr deren Verschulden der Rheder 
in Anspruch genommen wird, so dass die übrigen Schiffte desselben nicht weniger 
als alle sonstigen Vermögensobjekte mit Rücksicht auf diese Schuld zur fortune 
de terre gehören. Das Schiff wird, wie auch im Zweifel in sonstigen Rechts- 
verhältnissen, mit Inbegriff der Pertinenzen verstanden, ^^) und zwar in dem 
Zustand; in dem es sich zur Zeit der Geltendmachung der Forderung, resp. 
Forderungen befindet. Die Fraeht ist nach Deutschem Seerecht die Bruttofracht ^^) 
derjenigen Reise, auf welcher die Forderung entstanden ist,^') also die Fracht 
(mit Einschluss der Liegegelder^^) ohne Abzug der Unkosten der Reise, demgemäss 



^*^) Code de comm. art 216 Abs. 8 (nach dem Ges. v. 14. Juni 1841). 

^'^) Obwohl das französische Keformprojekt des B. II des Code de comm. t. 1867 ein 
vollständig anderes Prinzip in der in Rede stehenden Beziehung, als der Code de commerce 
enthielt, nämlich (art 225 Abs. 3) bestimmte: „Toutefois la facult^ d'abandon n'est ac- 
cord^e ni au propri^taire ni ä celui, qui est en m6me temps capitaine et propri^taire ou 
copropri^taire du navire, s'ils se sont personnellement engag^s." Vgl Desjardins II 
S. 109 f. 

2») Belg. Code de comm. II (t. 1879) art. 7 Abs. 3. 

^») Finnland. Seeges. Art 17 Abs. 3. 

«>) Vgl. D. H.G.B. Art 758. 

'*) Ist in Betreff des SchiffiB ein Unterfiracbtvertrag geschlossen, so kann der Rhe- 
der natürlich nur mit der Fracht haften, welche er erhält, nicht mit der Fracht, welche 
dem Unterverfachter gebührt und die etwa höher ist, als die ihm zu entrichtende (lieber 
Verbodmung der ünterfracht s. Ebrenberg, Beschränkte Haftung S. 250). — Die fran- 
zösische Jurisprudenz betrachtet nicht die Bruttofracht, sondern die Nettofracht als 
Gegenstand des Abandons; s. Laurin bei Cresp. I S. 631, Ruhen de Couder I 
S. 417 f. Nr. 98 ff., Desjardins II S. 91 f. 

^'^) D. H.6.B. Art 759, wonach die bezeichnete Fracht den SchifiiBgläubigem haftet, 
zu welchen alle di^enigen gerechnet werden, ttlr deren Forderungen der Rheder nur mit 
Schiff und Frach^einzustehen hat (Art. 757). Auf der Hamburger Konferenz hat die 
Majorität in betreff der Frage, ob die Fracht der Reise, auf der die fragliche Forderung 
entstanden, oder die noch nicht bezahlte Fracht der letzten resp. der zur Zeit der 
Geltendmachung der Forderung laufenden Reise; ferner ob Brutto- oder Nettofracht zmr 
fortune de mer gehören, mehrfach gevvecbselt, bis man sich schliesslich fUr den im Text 
angegebenen Grundsatz entschied: Prot IV S. 1595-1598, S. 1600-1006; VI S. 2882— 
2889, S. 2929—2932. 

^^) Da die Fracht nicht nur das Aequivalent für den Transport der Güter, sondern 
auch für deren Einladung und Ausladung ist, so rauss das gleichfalls auf Grund 
des Frachtvertrags für die infolge besonderer Verhältnisse zur Abladung oder £nt« 
löschung ausser der Lade- resp. Löschzeit noch gebrauchten Ueberliegetage zu ent- 
richtende Aequivalent als Bestandtheil der Fracht aufgefasst werden. 
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anch <^ii6 Abzng der etwa dem Kapitdn gebahrenden Taiitieme. Natürlich 
wird hierbei yoransgesetzt , dass eine Fracht nicht nur stipulirt war, sondern 
aach dem Rheder wirklich gebührte. War der Frachtansprach etwa infolge 
des Unterganges der Güter untergegangen, so begreift anch das Schiffisvermögen 
keine Fracht Hatte der Rheder nnr Ansprach auf einen Theil der Fracht, 
weil ein Theil der Güter antergegangen, oder als Fautfracht oder Distanzfracht, 
so gehört dieser, aber anch nur dieser zum Schifbvermögen. Dagegen begründet 
es keinen Unterschied, ob zur Zeit der G^ltendmachang der Forderung die 
Fracht noch geschaldet wird oder bereits vom Rheder eingezogen war, wie es 
auch* irrelevant ist, ob die Fracht ganz oder zum Theil prännmerirt war.'^) 
Den Frachtgeldern sind natürlich gleichzustellen die Ueberfahrtsgelder '^) und 
ebenso der Bugsirlohn bei Schleppschiffen ,'^) indem dieser als regelmässiger 
Erwerb durch die Seeschifffahrt unbedenklich nach Analogie der Frachtgelder 
behandelt werden kann , umsomehr als unsere Gesetzessprache derartige Schiffe 
unter den Kauffahrteischiffen mit begreift. Dagegen lässt sich der vom Berge- 
und Hilfslohn dem Rheder nach Art. 751 des D. H.G.B. zuzusprechende Betrag 
nicht unter die Fracht bringen. ^^) Ist der Rheder selbst Befrachter, so ist in 
demselben Maasse eine Fracht vorhanden wie bei der Yerfrachtung des Schiffs 
an einen Fremden, und in gleicher Weise Exekutionsobjekt für die Gl&ubiger. 
Und zwar gilt dann als Fracht die am Abladungsort und zur Abladungszeit 
für solche Güter, wie sie für Rechnung des Rheders abgeladen sind, übliche 
Fracht, d. h. der Rheder haftet bis zu diesem Betrage.'^) Ebenso ist der Fall 
zu behandeln, wenn ein Schiff dem Fischfange dient. Das Gesetz zieht nur die 
Fracht Einer Reise zur fortune de mer. Als selbständige Reise wird hierbei 
angesehen'®) die Fahrt, wozu das Schiff von neuem ausgerüstet (was jedoch 
in blosser Ergänzung der Yorräthe nicht zu finden) ist; die Fahrt, welche das 
Schiff nach vorangegangener vollständiger Löschung seiner früheren Ladung an- 
getreten hat, mag sie in dem einen, wie in dem anderen Falle behufs Transpor- 
tirung der Güter des Rheders selbst, mag sie in Ballast, um Frachten zu suchen, 
unternommen sein; endlich die Fahrt, welche das Schiff zur Ausführung eines neuen 
Frachtvertrags (sei es auch mit den alten Gütern) vorgenommen hat. Ist nach 
diesem Frachtvertrage eine Zureise in Ballast zu machen, so gilt diese als Bestand- 
theil der eben daranf beruhenden Reise mit der Ladung. Bei dem auf mehrere 
Reben gerichteten Frachtvertrag, welcher Eine Summe als Fracht für sämmt- 
liche Reisen festsetzt, beginnt eine neue Reise jedesmal, wenn das Schiff voll- 



»*) Vgl. Prot. IV S. 1597; VI S. 2884. 

^) Art. 67S I). H.G.B.. Vgl. Entsch. R.O.H.G. XVII S. 342 f. 

^') In anderen Fällen wird der Bugsirlobn gewöhnlich als Hülfelohn erscheinen und 
dann natürlich nicht anter die Fracht gebracht werden können. 

") Vgl. Prot. IV S. 1598. 

«•) D. H.G.B. Art. 774 Abs. r». Ebenso die französische Doktrin: Bödarride I 
Nr. 294, („Lc prix de ce fret serait facilement etabli par lo cours de la place au mo- 
ment du chargement.") Desjardins II S. 1)3. 

»*) Nach Art. 760 I). H.G.B. 

4* 
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ständig entlöscht oder von neuem ausgerüstet ist. Ans dem Yerhältniss einer 
solchen Reise zu den sämmtlichen des Frachtvertrags ist die jeder einzelnen 
Reise entsprechende Fracht zn ermitteln.^^) Die fremden Rechte enthalten in 
Betreff der Fracht nicht ebenso genaue Bestimmungen wie das D. H.G.B. Das 
Französische^^) und hiermit übereinstimmend das Belgische Recht ^^) bezeichnen 
lediglich die Fracht als Gegenstand des Abandons neben dem Schiff. Die fran- 
zösische Doktrin und Jurisprudenz versteht dies von der Fracht der zur Zeit 
der Geltendmachung des Abandonrechts in der Ausführung begriffenen Reise. ^^) 
Dagegen gehen die Ansichten darüber auseinander, ob dies die Brutto- oder 
Nettofracht ist. Die überwiegende Meinung entscheidet sich für die erstere.^^) 
Das Holländische^^) und das Spanische Recht ^^) verpflichten den Rheder zur 
Ueberlassung der auf der Reise, auf welche die sich das verpflichtende Ereigniss 
bezieht, verdienten Fracht. 

Y. Die Terttusserung des Schiffis oder einer Schiffspart hat auf die persön- 
lichen Yerbindlichkeiten des Yeräusserers keinen Einfluss.^^) Bis zum Zeitpunkt 
der Yeräusserung entstandene Forderungen, für welche der Rheder persönlich 
haftet, können auch später gegen ihn geltend gemacht werden. Inwiefern aber 
die auf dem Schiffsvermögen ausschliesslich haftenden Yerbindlichkeiten auf den 
Erwerber übergehen; oder an die Stelle von ursprünglichen Bestandttheilen des 
Schiffsvermögens ein Aequivalent tritt; oder und in welchem umfange eine 
persönliche Haftung des Yeräusserers eintritt, davon ist in der Lehre von den 
Schiffsgläubigem zu handeln. 

B. Die Rhederei. 

§ 11. 

1. €restalt und Karakter. 

I. Erbauung, resp. Kauf und Ausrüstung eines Seeschiffs erfordern bedeutende 
Kapitalien; zugleich ist das Schiff mit allem, was es trägt, in viel höherem 
Maasse als irgend ein anderes Yermögensobjekt dem Untergange ausgesetzt. 
Um Kosten und Risiko unter eine grössere Anzahl von Personen zu theilen und 
damit den Yerlust für den Einzelnen minder empfindlich zu machen, ist gesell- 
schaftlicher Geschäftsbetrieb beim Rhedereigewerbe von Alters her in viel grösserem 
Umfange üblich gewesen, als bei irgend einem anderen Gewerbe. Es ist daher 
im Seerecht eine eigenthümliche Gesellschaftsform ausgebildet, welche als Rhederei, 



*«) Ygl. Prot YI S. 2941. 
^^) Code de comm. art. 216. 
**) Code de comm. L. II art. 7. 

««) Lanrin bei Cresp I S. 629 ff. Ruhen de Couder I S. 418 Nr. 101 f. 
**) Laurin bei Cresp I S. 631. Ruhen de Couder I S. 417 f. Nr. 98 f.; vgl. 
Hoechster et Sacre I S. 56. 
«) Holland. H.G.B. Art. 821. 
*«) Span. H.G.B. Art 622. 
♦') D. H.G.B. Art. 442. 
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Mitrhederei (frtlher aach Mascopei) bezeichnet wird. Dadurch ist es freilich 
nicht ausgeschlossen, dass ein zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmtes Schiff 
auch einer Handelsgesellschaft, — d. h. offenen Handelsgesellschaft, , Kommandit- 
gesellschaft (mit Einschluss der Aktien -Kommanditgesellschaft), Aktiengesell- 
schaft — gehört, und das D. H.G.B. hat dieses Falls ausdrücklich Erwähnung 
gethan.') Allein alsdann kommt in allen seerechtlichen Beziehungen die Mehrheit 
von Personen, welche die Gesellschaft bilden, nicht in Betracht, vielmehr wird 
das Schiff als der Handelsgesellschaft gehörig betrachtet und diese als der Rheder 
aofigefasst, indem man auch die offene Handelsgesellschaft als solche, im Einklang 
mit der derselben in allen nach Aussen gerichteten Beziehungen eingeräumten 
Stellung, mit Persönlichkeit ausstattet. Die Rhederei ist hiernach eine Mehrheit 
von Personen, welche, ohne eine Handelsgesellschaft zu bilden, ein ihnen gemein- 
schaftlich gehöriges Schiff zum Erwerb durch die Seefahrt fttr gemeinschaftliche 
Rechnung verwenden.') Hierbei wird das Schiff in eine Anzahl ideeller Theile 
(Parten, in England schlechtweg shares, in Frankreich auch portions, daneben 
aber — namentlich im Süden — quirats genannt) zerlegt. Nach Englischem 
Recht gibt es hierfür eine feststehende Zahl; das Schiff wird in 64 Theile 
zerlegt') In Frankreich ist die schon in alter Zeit übliche Eintheilung in 
24 Theile häufig, doch ist dieselbe nicht die einzige, vielmehr theilt man 
namentlich auch nach Hundertsteln und Tausendsteln.') An den deutschen 
Küsten gibt es keine Grundzahl oder auch nur regelmässig vorkommende Zahl; 
dieselbe variirt ausserordentlich, ist bald grösser (120, 860 und mehr Parten 
kommen vor) bald kleiner (4 Parten und weniger).^) Der Divisor ist nicht 
nothwendiger Weise derselbe,^) wie diese Theile auch selbst wieder getheilt 
werden können. Die Zahl der Eigenthümer der Parten (in Deutschland Mit- 
rheder, früher auch Schiffsfreunde, in Frankreich portionnaires, quirataires, in 
der Gesetzessprache aber schlechtweg les propri^taires, in England part-owners 
genannt) ist nicht stets der der Parten gleich, vielmehr ist sie bald grösser, 
wenn manchen Mitrhedern nur Theilparten, bald kleiner, wenn den Mitrhedern 
mehrere Parten gehören. In Deutschland ist letzteres die Regel. Wird das 
Schiff in viele Parten getheilt, so ist die Zahl der Rheder gewöhnlich sogar 
bedeutend kleiner als die der Parten. In England werden nicht mehr als 
64 Eigenthümer registrirt.^) Auch während des Bestehens der Rhederei kann 



») D. H.G.B. Art. 456 Abs. 2. 

>) Art 456 des D. H.G.B. 

^ Olivers Shipping law manual 8. 8. Merchant Shipping Act Amendment Act 
T. 1880 (48 u. 44 Yict. c. 18) sect 2. 

*) Cresp-Lanrin I 8. 837. Die Parten sind wieder theilbar. 

^) Die Grösse der Schiffe ist fiir die Zahl der Parten ohne Einfluss, entscheidend 
ist Landesgebrauch und Ortssitte. Die Zahl der Mitrheder der grossen Bremer Schiffe — 
soweit diese nicht Einzelnen oder Aktiengesellschaften gehören — ist regelmässig eine 
sehr kleine, die der kleinen Mecklenburger und Schleswiger eine äusserst grosse. 

•) Es kommen z. B. folgende Antheile vor J/jg^j, *<^*'V60» Vso» "'^60^ %o ^^-^w. 

'') Merchant Shipping Act amendment act dt. v. 1880 sect 2. Doch kann ein Parten- 
inhaber Vertreter einer beliebigen Anzahl von Personen sein. Nach früherem Recht wurden 



I 
> 
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die Zahl der Mitglieder wechseln, indem durch Erbgang oder Ver&u86erttn'g&' 
geschäft der früher einer Person gehörige Theil des Schiffs an mehrere kommt, 
oder eine Person in der einen oder anderen Weise die früher mehreren gehörigen 
Theile erwirbt. 

II. Die Rhederei ist eine eigenthttmliche Gesellschaftsform,^) insofern eigen- 
thümlich, als das persönliche Element sehr in den Hintergrand tritt. Die 
Mitgliedschaft in der Rhederei wird bedingt dnrch da£ Eigenthum an einer 
Schiffspart.*) Der Erwerb einer solchen and somit der Eintritt in die Rhederei 
seitens einer derselben noch fremden Person kann von den übrigen Mitrhedem 
in keiner Weise gehindert werden. ^^) Eine Aenderong in den Personen der 
Mitrheder hat keinen Einflass aaf den Fortbestand der Rhederei. Tod oder 
Konkurs eines Mitrheders oder rechtliche Unfähigkeit eines solchen zur Yer* 
waltung seines Vermögens hat nicht die Auflösung der Rhederei zur Folge. ^^) 
Dem entsprechend findet auch eine Auflösung durch Aufkündigung eines Mit- 
rheders nicht statt, '*) während ein solcher jederzeit seine Schiffspart veräussem 
und damit ans der Rhederei austreten darf.^^) Auf der andern Seite ist die 
Ausschliessung eines Mitrheders seitens der übrigen nicht statthaft. ^^) 

Dass aber die Rhederei als Gesellschaft und nicht als Korporation auf- 

•* 

zufassen ist,^^) geht daraus hervor, dass die Mitrheder von den Gläubigern der 
Rhederei für deren Schulden unmittelbar in Anspruch genommen werden können, 
ohne dass es einer vorgängigen Ausklagung der Rhederei bedarf ,^^) und dass 
die Gesellschaft nach Aussen hin sich keineswegs als Einheit präsentirt, indem 
sie nicht einmal einen Gewerbsnamen, eine Firma führt, unter der sie Rechte 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, klagen und verklagt werden könnte. ^^ 
Die Rhederei ist indes eine selbständige Gesellschaftsform und lässt sich nament- 
lich nicht unter eine der handelsrechtlichen Gesellschaftsformen bringen. ^^) 



nicht mehr als 32 Eigenthümer registrirt. Doch durften bis zu 5 Personen als Mit- 
eigenthümer (joint-owners) der einzelnen Part eingetragen sein. S. Oliver a. a. 0. 

^) „Gewerbsgesellschaft sai generis^: Goldschmidt in seiner Zeitschrift XXIII 
S. 352. 

») D. H.G.B. Art. 468. 

10) D. H.G.B. Art. 470. 

") D. H.G.B. Art. 472 Abs. 1 u. 2. 

") D. H.G.B. Art. 472 Abs. 3. 

'^) D. H.G.B. Art. 470 Ibs. 1. Freilich wird ftlr das Ausscheiden vorausgesetzt, 
dass die Veränsserung der Schiffspart selbst den Mitrhedern angezeigt ist (Art 470 Abs. 1) 

") D. H.G.B. Art 472 Abs. 3. 

'^) Die von mir früher (Seer. I S. 41 ff.) vertretene entgegengesetzte Ansicht nehme 
ich zurück. 

16) D. H.G.B. Art. 474 Abs. 1. 

1^) Vgl. Entsch. des R.O.H.G. VUI S. 342. 

'") Die Ansichten über den Earakter der Rhederei gehen sehr auseinander. Die 
meisten Schriftsteller bezeichnen sie als eine der Aktiengesellschaft verwandte Genossen- 
schaft; doch fassen sie dieselbe nicht um deswillen auch als juristische Person auf, so 
Pohls (Seer. I S. 113), Kaltenborn a S. 116), Hillebrand (Priv.R. S. 574), Walter 
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' h, «^ ^^ "^ D ^™^4BiSiUSAF«|l|i'^f^ ^^ nnterscheiden ist, geht 

g £t ff^ ^ __ *;iB I' W V .ISÜHflilichen GegenDberstellnng der 

^'IPyS&S'fi'^^^Cp Ebensowenig ist dieselbe aber 

"" ~ ' . (Art. 266 ff.) ZQ betrachten, 

r Handelsgeschäfte eingegangen 

jtreiben. 

, sondern als Gesellschaft anf- 

r berechtigten nnd verpflichteten 

V nnd als Beklagte erscheinen.^') 

Ken von Berechtigung und Yer- 

K@>@<*^ nicht die Kechtssnbjehtivität 

, sondern es ist das nur eine 

der Mitrbeder. Eine solche 

(' zoläss^, welche der Korreapon- 

Bst, wie derselbe derartige Ge- 

b^spondentrheder des betreffenden 

* ■ * r ' S " 

■»i ^ 1 • : : 

\ r "■ * „ B'^Js5s:^^^^^lche beiden letzteren nocti auf das 
der AIctieDgesellscbaft hinveiwn, 
_ inm Uitrkeder nicht aaBgetchlouen 
^@iftgkke (Das deutsche Genosaenachatta* 
'^IS'cndet darauf den von ihm neu aof- 
laC'gesammten Hand) an. Das R.O.H.G. 
■s3I 8 342 f, XVI 8. 8a2|, und zirar 
t^s eine solche, welche „den gemein- 
~ itaade hat", also als Gelegenheila- 
Ansichten in Theo A und Praxis 
Die Einen tasseD sie als 
igesellschajt auf, Andi^re als offene 
^ufFasBunK scheint in der Jurispra- 
(soei^^ cn participatioii : s. die 
«elcber die Frage nach der jnristj- 
iDg unterwirft (I S. 386-S94), g»- 
lui generii sei, welche Elemente 
aber doch nicht unter eine be- 
sieh Laurin an (a. a. 0. S. 304 
___]5rdins 11 S. 17 auf. — Die herr- 
i^iÄÜmiaaig die Hitrheder als „tenants in 
"^fiAmlicb dann, „if part-owners hold in 
iSä interest in the vhole"): ausnahms- 
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§ 12. 

3. Begrflndnng der Bhederel. 

Das D. H.G.B.^) sagt: „Wird von mehreren Personen ein ihnen gemein- 
schaftlich zustehendes Schiff zom Erwerb dnrch die Seefahrt für gemeinschaft- 
liche Rechnung verwendet, so besteht eine Rhederei.^ Eine bestimmte Form 
ist daher fUr die Begründung einer Rhederei nicht erforderlich. Dieselbe kann 
durch mündlichen oder schriftlichen Vertrag eingegangen werden ; ja auch durch 
konkludente Handlungen ist dies möglich, wenn mehrere Erben oder Yermächtniss- 
nehmer eines Rheders das von diesem allein besessene Schiff fortan gemein- 
schaftlich für den Erwerb durch Seeschifffahrt verwenden. Allerdings entsteht 
infolge des Erbgangs blos Miteigenthum am Schiff. Dieses Yerhältniss dauert 
jedoch nur so lange, als das Vermögen resp. die legirte Sache noch nicht unter 
die Miterben oder Eollegatare getheilt ist; wenn aber die Miterben oder Kolle- 
gatare, statt das Schiff Xheilungshalber zu veräussern oder Einem von ihnen zu 
überlassen, dasselbe zum Erwerb durch die Seefahrt für gemeinschaftliche Rechnung 
verwenden, so existirt die Rhederei als Societät.*) 

Die Begriffsbestimmung, welche das D. H.G.B. aufstellt, findet selbstver- 
ständlich ebensowohl auf den Fall Anwendung, wo die Miteigenthümer des 
Schiffs dasselbe auf gemeinschaftliche Rechnung haben erbauen lassen, als auf 
d«n, wo sie dasselbe durch einen derivativen Titel erworben haben. Das H.G.B. 
behandelt aber auch die zum Zweck der Erbauung eines Schiffs für gemein- 
schaftliche Rechnung gebildete Vereinigung, vorausgesetzt, dass zugleich die 
Absicht obwaltete, das Schiff gleichfalls für gemeinschaftliche Rechnung zur 
Seefahrt zu verwenden, in gewissen Beziehungen als Rhederei, nemlich in Betreff 
der Beschlttssfassung ; in Betreff der Pflicht der Einzelnen , zu * den Bau- und 
Ausrüstungskosten beizutragen ; in Betreff des Einflusses, welchen eine Aenderung 
in den Personen der Theilnehmer, Tod, Eonkurs oder Uufähigkeit eines solchen 
zur Vermögensverwaltung, auf den Bestand der Gesellschaft hat; in Betreff der 
Aufkündigung des Verhältnisses seitens eines Mitgliedes und der Ausschliessung 
eines solchen; in Betreff der proratarischen Haftung der Socien gegenüber 
dritten Personen; ebenso, jedoch erst wenn das Schiff vollendet und vom Er- 
bauer abgeliefert ist, in Betreff des Rechts der einzelnen Theilhaber ihren An- 
theil am Schiff zu veräussern ; in Betreff der Wirkung einer solchen Veräusserung 
auf das Verhältniss des Veräusserers und des Erwerbers zu den übrigen Sozien ; 
und in Betreff der Auflösung der Sozietät. Doch greifen, wie dasselbe Prinzip 
bei der Rhederei gilt, die einschläglichen Bestimmungen des D. H.G.B. nur 
soweit Platz, als nicht eine vertragsmässige Beliebung der Socien getroffen ist.^) 



») Art. 456. 

«) Cresp I S. 339 f. 

«) D. H.G.B. Art 476. 
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§ 13. 

3. Die KeehtsTerhiltnisse der Bhederei nach Innen. 

Die SchiffiBparten haben eine zwiefache Bedeutung. Sie sind selbständige 
Yermögensobjekte und als solche veräusserlich und vererblich. Zugleich wird 
dadurch die Zugehörigkeit zur Rhederei begründet, mit der Theilnahme am 
Gewinn und Verlust und an der Leitung der Geschäftsangelegenheiten. 

]. Der Mitrheder darf seinen Antheil am Schiff oder einen Theil desselben 
Teriusseniy ohne dass den tlbrigen ein Widerspruchsrecht oder auch nur ein (gesetz- 
liches) Vorkaufsrecht zustande. Eine Ausnahme besteht nur für den Fall, dass 
infolge der Veräusserung der Part das Schiff das Recht, die Reichsflagge zu führen, 
verlieren würde. Alsdann ist die Veräusserung nur rechtsgültig, wenn sie mit 
Zustimmung aller Mitrheder erfolgt.^) Eine ohne diese Zustimmung erfolgte 
Veräusserung ist nicht nur unerlaubt (mit der Wirkung, dass dadurch ein Ent- 
schädigungsanspruch der Mitrheder gegen den Veräusserer begründet würde), 
sondern nichtig und braucht daher ebensowenig vom Veräusserer als von den 
übrigen Mitrhedem anerkannt zu werden.^) Der Erwerber der Schiffspart tritt 
in die Verhältnisse der Rhederei ein, sowie sie im Augenblick des Erwerbes be- 
standen. Es sind daher nicht nur die Bestimmungen des Rhedereivertrags für 
ihn maassgebend, sondern er muss auch die bis zu dem angegebenen Zeitpunkt 
gefassten Beschlüsse und eingegangenen Geschäfte, wenn sie fUr den Veräusserer 
bindend gewesen wären, für sich gelten lassen. Zum Tragen der Lasten der 
Rhederei wird er herangezogen, soweit dieselben nach der Erwerbung entstanden 
sind. Für die vorher entstandenen besteht für ihn eine Beitragspflicht nicht. 
Soweit jedoch noch Verbindlichkeiten des Veräusserers aus seinem Mitrheder- 
verhältniss mit Rücksicht auf die veräusserte Schiffspart gegenüber der Rhederei 
bestehen, können dieselben von den übrigen Mitrhedem gegen den Erwerber 
Gompensando geltend gemacht werden. Natürlich darf der Erwerber alsdann 
Schadloshaltung vom Veräusserer fordern.') Die Veräusserung muss vom Ver- 
äusserer und Erwerber den übrigen Mitrhedem oder dem Korrespondentrheder, 
wenn ein solcher bestellt ist, (mündlich oder schriftlich, persönlich oder durch 
einen Stellvertreter) angezeigt werden. So lange dies nicht geschehen, gilt der 
Veränsserer im Verhältniss zu den Mitrhedem noch als Mitrheder.^) Den Mit- 
rhedem gegenüber gilt er als stimmberechtigt,^) als zur Empfangnahme des 
Gewinns aus dem Rhedereibetriebe legitimirt Auf der anderen Seite hat er 
für die bis dahin kontrahirten Schulden trotz- der bereits bestehenden Haftpflicht 



J) D. H.G.B. Art. 470. 

^) Entsch. des R.O.H.G. XXIV S. 46 f. Der Veräusserer kann daher nicht genöthigt 
werden , dem Erwerber nach Art. 440 d. D.H.G.B. eine Urkunde über die Veräusserung 
zu ertheilen. 

») D. H.G.B. Art 471 Abs. 2 u. 3. 

*) D. H.G.B. Art. 471 Abs. 1. 

'^) Prot. IV S. 1549. 



58 .Bach 4. Abschnitt 2. Der Rheder und die Bhederei. 

des Erwerbers und der diesem obliegenden Pflicht zur Schadloshaltung ^) ein- 
zustehen und kann dafür auch noch nach der Anzeige von den Mitrhedem in 
Anspruch genommen werden.^) 

IL Die Mitrheder haben Theil am Gewinn und Terlost der Rhederei. Maass- 
gebend hierfür ist zunächst der Rhedereivertrag. In Ermangelung von darauf be- 
züglichen Bestimmungen richtet sich das eine • wie das andere nach der Grösse 
der Schiffsparten. ^) Nattlrlich hat der Mitrheder einen Anspruch auf Gewinn 
nur dann, wenn wirklich Reingewinn erzielt ist. Die Periode, für welche die 
Berechnung von Gewinn und Verlust resp. deren Ausgleichung vorzunehmen und 
die Ermittelung des Ueberschusses anzustellen, ist nicht eine einzelne Reise, sondern 
ein Unternehmen, welches erst endet, wenn das Schiff in den Heimathshafen zu- 
rückgekehrt ist, oder nach Vollendung der früher beschlossenen Reisen in einem 
anderen Hafen liegt und seine Mannschaft entlassen hat.^) Aber schon vor 
diesem Zeitpunkt hat jeder Mitrheder das Recht, vorläufige Vertheilung und 
Auszahlung der eingegangenen Gelder zu verlangen, soweit diese nicht erforderlich 
sind zur Deckung von Schulden der Rhederei ^®) oder von späteren Ausgaben 
(die z. B. durch eine nothwendige Reparatur des Schiffs oder durch ein jetzt 
erst von der Majorität beschlossenes neues Unternehmen verursacht sind).^^) 
Auf die Beobachtung dieser Vorschriften hat jeder Mitrheder ein ius quaesitum. 
Jed^r einzelne kann daher die Auszahlung des Gewinns unter den angegebenen 
Umständen erzwingen, wie auch der Auszahlung der eingegangenen Gelder aus 
den gesetzlichen Gründen mit Erfolg Widerspruch entgegensetzen. Dass zu 
letzterem auch der etwa vorhandene Korrespondentrheder berechtigt ist, versteht 
sich von selbst.^*) 

III. Soweit die Unkosten der Rhederei nicht aus den Einnahmen gedeckt 
werden können, sind die einzelnen Mitrheder, und zwar nach Maassgabe 
ihrer Parten, zu Einsehttssen verpflichtet. Hat der Korrespondentrheder 
oder auch ein Mitrheder, der nicht Korrespondentrheder ist, für die übrigen 



») D. H.G.B. Art. 441. 

') Prot. IV S. 1549, 1552. 

«) D. H.G.B. Art 469 Abs. 1. 

^) D. H.6.B. Art. 469 Abs. 2. Dem Heimathshafen werden durch mehrere Ein- 
flührungsgesetze zum D. H.G.B. auf Grund der ansdrücklichen Ermächtigung des Art. 448 
eine Reihe von Häfen des Reviers gleichgestellt. Das Hannoversche Einf&hr.Gea. vom 
5. Oktbr. 1864 § 32 stellt dem an der Elbe oder an der Weser oder an der Ems 
oder deren resp. Nebengewässem belegenen Heimathshafen gleich die an dem nämlichen 
Fluss oder dessen Nebengewässem befindlichen Häfen und Ankerplätze; die Oldenb. 
Einfllhr.Verordn. vom 18. April 1864 dem an der Weser oder Jade oder Ems oder 
deren Nebengewässem belegenen Heimathshafen alle an dem nämlichen Fluss oder 
dessen Nebengewässem befindlichen Häfen und Ankerplätze; die Brem. Einführ. Verordn. 
vom 6. Juni 1864 § 40 dem Heimathshafen alle Häfen- und Ankerplätze an der Weser 
und deren Nebengewässem; das Lüb. Einführ.Oes. vom 26. Oktbr. 1863 Art. 17 dem 
Heimathshafen Lübeck den Hafen von Travemünde. 

^^) Das Gesetz hebt die „Ansprüche einzelner Mitrheder an die Rhederei" beson- 
ders hervor. 

") D. H.G.B. Art. 469 Abs. 3. 

'2) S. Entsch. des R.O.H.G. XXIV S. 60 f. 
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Mitrheder oder einen oder den anderen von ihnen, einen Yorschase geleistet, 
so hat er natürlich einen Ansprach auf Wiederwstattnng, and, wenn der Mit- 
rheder mit der Leistang seines Beitrags in Verzag war, aach anf Zinsen vom 
Tage der Leistang des Yorschasses an.^^) Ansserdem ist nach dem D. H.G.B. 
der in Yorschass gehende Eorrespondentrheder ^*) oder Mitrheder zar Sicherang 
seines Ansprac&es berechtigt, die Part des betreffenden Mitrheders (mit Einschloss 
des diesem zukommenden Antheils an der Fracht) versichem za lassen ; ^^) wenn 
der Mitrheder in mora war anf Kosten desselben. Ein Pfandrecht an der 
Part des säamigen Mitrheders ränrot das D. H.G.B. dem Yorschassgebenden 
nicht ein, sondern verweist in dieser Hinsicht anf die Partikalargesetze,^^) von 
denen es das Mecklenburgische Recht ^^) aasdr&cklich anerkennt. 

lY. Aach der Anthell, den die Mitrheder an der Leitang der Rhederei- 
angelegenheiten haben, richtet sich zunächst nach etwaiger Yereinbarung.^^) 
Fehlt es an solcher, so sind maassgebend die Beschlüsse der Mitrheder, welche 
mit Stimmenmehrheit gefasst werden, und diese bestimmt sich lediglich nach 
der Grösse der Schiffsparten. „Die Stimmenmehrheit fflr einen Beschluss ist 
vorhanden, wenn der Person oder den Personen, welche für den Beschlass ge- 
stimmt haben, zusammen mehr als die Hälfte des ganzen SchiffiB gehört.^ ^^) 
Daraus folgt einerseits, dass auch Ein Mitrheder in den Rhederei- Angelegenheiten 
alle Dispositionen einseitig treffen darf, für welche Stimmenmehrheit ausreichend 
ist, andererseits für einen Rhedereibeschluss die Zustimmung der Inhaber von 
mehr als der Hälfte der in der etwa zusammenberufenen Rheder- Versammlung 
vertretenen Parten nicht ausreichend ist.^^) Eine bestinmite Form ist für die 
Rhedereibeschlttsse nicht vorgeschrieben.^^) Es braucht namentlich weder 
behufs Fassung derselben eine Versammlung sämmtlicher Mitrheder zusammen- 
berufen, noch ein Cirkular behufs schriftlicher Abgabe der Voten allen Mit- 



") D. H.G.B. Art 467. 

1^) D. H.G.6. Art. 467 spricht zwar nur vom Mitrheder, allein dieselbe ratio, wie 
bei diesem bedingt die Versicherbarkeit des Yorschasses aach bei dem Korrespondent- 
rheder, der nicht zugleich Mitrheder ist Entsch. des RO.H.G. XY S. 116 f.; vgl. Prot 
lY S. 1510 f., Vin S. 3721. 

>^) D. H.G.B. Art. 467. Der Yorschassgeber ist berechtigt, die Schiffspart und als 
deren Accessorium die Fracht versichern zu lassen, da nach den Anschauungen des 
Verkehrs die Part, wenn auch nicht ausschliesslich, so doch vorzugsweise zur Deckung 
der Forderung dienen soll, ein versicherbares Interesse also für den betreffenden Korre- 
spondentrheder resp. Mitrheder vorhanden ist: Entsch. des R.O.H.6. XY S. 116, S. 162 f. 

'«) D. H.G.B. Art. 467 Abs. 2. 

") Meklenb. Einführ. Verordn. zum H.G.B. § 54. 

'8) D. H.G.ß. Art. 457. 

J») D. H.G.B. Art. 458 Abs. 1. 

«0) Nach der Meklenb. Einführ. Verordn. v. 28. Dezbr. 1863 § 52 (s. R.G. v. 5. Juni 
1869 § 4) sollen allerdings in den laufenden Angelegenheiten die Stimmen der Mitrheder, 
die weder am Sitz der Rhederei wohnhaft sind, noch einen Vertreter bei dem Korre- 
spondentrheder angemeldet haben , sowie die Stimmen derjenigen, welche rechtlich oder 
thatsächlich an der Theilnahme behindert und auch nicht vertreten sind, der Mtgorität 
hinzugezählt werden. 

«) Seuff erts Arch. XXYII Nr. 164. Entsch. des R.O.H.G. XVI S. 882 f., XXH S. 292. 
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rhedern zugestellt zu seiD.'*) Es genügt, dass in irgend einer Weise, mflndlich 
oder schriftlich, eine Yerständigang von so vielen Mitrhedem erfolgt, als zu- 
sammen mehr als die Hälfte des Schiffs besitzen. ^^) 

Das Gesetz erkldrt die Beschlüsse der Mitrheder nur für die Angelegen- 
heiten der Rhederei fOr maassgebend. Diese Angelegenheiten werden entweder 
durch den Rhederei vertrag , oder, in Ermangelung eines solchen, durch den 
Zweck der Rhederei, d. h. des Rhedereigewerbes, bestimmt. ^^) Daher genügt 
nicht ein einfacher Majoritätsbeschluss , sondern es ist Einstimmigkeit aller 
Rheder erforderlich, wenn der Rhedereivertrag in seinem für das Rechtsver- 
hftltniss der Mitrheder unter einander wesentlichen Inhalt ^^) abgeändert oder 
eine Disposition getroffen werden soll, die den Bestimmungen des Rhederei- 
vertrags entgegen, oder dem Zweck des Rhedereigewerbes überhaupt fremd ist, 
z. B. angeordnet wird, dass das Schiff stillliegen, oder zu einem anderen Zwecke, 
als dem Erwerb (etwa einer Entdeckungsreise) gewidmet werden soll.^.^) Rein 



'*) Letzterer Abstinmiungsmodus ist allerdings in manchen GegeDden, so besonders 
in Meklenbnrg Üblich; vgl. Buchka und Budde, Samnd. v. Entscheidungsgründen 
des O.A.G. zu Rostock III S. 149. 

as) Das Gesetz sagt zwar, dass „die Stimmen nach der Grösse der Schifiparten 
gez&hlt'' werden, doch soll hiermit nur ausgedrückt werden, dass das Gewicht det 
Stimmen der Mitrheder sich nach der Grösse der Parten richtet; es ist damit in keiner 
Weise angedeutet, dass die mündlich in der Versammlung abgegebenen oder schriftlich 
erklärten Vota gez&hlt werden müssen. 

^) In diesem Sinne allein kann Zweck der Rhederei dem RhedereiTertrage gegen- 
übergesetzt werden; denn ein vom Zwecke des Rhedereigewerbes überhaupt verschiedener 
Zweck einer bestimmten Rhederei ist nur denkbar als ein durch den Rhedereivertrag 
besonders fizirter Zweck. 

^^) Dass es sich nur um diese Bestimmungen des Rhedereivertrags handeln kann, 
folgert das R.O.H.G. (Entsch. XV S. 159 f.) in zutreffender Weise aus dem Umstände, 
dass die in den Fällen des Abs. 2 Art 458 geforderte Stimmeneinhelligkeit der 
Mitrheder eine Ausnahme des im Abs. 1 desselben Art. angestellten Prinzips bilde, 
wonach für die Beschlnssfassung in Rhedereiangelegenheiten Stimmenmehrheit aus- 
reichend sei, in Verbindung mit dem Umstand, dass nach Art. 457 der Rhedereivertrag 
zunächst für das Verhältniss der Mitrheder maassgebend sein soll. Reine Verwaltungs- 
maassregeln, für deren Erledigung schon das Gesetz Bestimmungen getroffen hat, wie 
z. B. die die Stellung des Korrespondentrheders betreffenden, gehören, auch wenn die 
gesetzliche Bestimmung ausdrücklich in den Vertrag angenommen, nicht hierher, wenn 
nicht etwa - was den Umständen zu entnehmen sein müsste — die Aufnahme gerade 
desshalb erfolgt wäre, weil derselben die Kontrahenten eine besondere Bedeutung beilegten. 

^) Auf der Hamburger Konferenz wurde zwar die Ansicht geltend gemacht, wegen 
der ausserordentlichen Verschiedenheit der Rhedereizwecke müsse besonders hervor- 
gehoben werden, dass es sich nicht blos um die Zwecke der Rhederei schlechthin, 
sondern um die Zwecke dieser Rhederei handle, und mit Rücksicht hierauf wurde die 
Fassung: „dem Zwecke der Rhederei fremd'' gewählt (vgl. Prot IV S. 1501 f.). Allein 
wenn eine Rhederei sich einen enger begrenzten Zweck, als den des Erwerbes durch 
Seeschifffahrt überhaupt, selbst gesetzt, z. B. nur Fahrten zwischen England und den 
Hansestädten unternehmen will, so beruht dieser spezielle Zweck auf dem Rhederei- 
vertrage, und der dem entgegengesetzte Beschluss, das Schiff der Rhederei zu Grönlands- 
fahrten zu verwenden, würde den Bestimmungen des Rhedereivertrags entg^en sein; die 



§ 18. Die Recht8TerhAltnis8e der Rhederei nach Innen. gl 

positiv ist die BestiminnDg des D. H.6.B., dass die Bestellung eines Korrespondent- 
rheders, der nicht zu den Mitrhedem gehört, nur 'mit Stimmeneinhelligkeit 
erfolgen darf.'^) Da im Rhedereivertrage sich einige Mitrheder ihres Stimm- 
rechts begeben können, resp. das Stimmrecht von besonderen Bedingungen 
(z. B. dem Besitz einer grösseren Zahl von Parten, 5, 10 n. s. w.) abhängig 
gemacht werden kann, so entsteht die Frage, ob bei einem mit StimmeneiA- 
helligkeit za fassenden Beschlnss alle Rheder oder nur die stimmberechtigten 
mitznsUmmen haben. Hier ist nun zu sagen, dass in solchem Falle die Ein- 
stimmigkeit aller Rheder erforderlich ist, es mttsste denn ausdrücklich vereinbart 
sein, dass auch in den hier in Rede stehenden Fällen das Stimmrecht der 
betreffenden Rheder cessiren sollte. Abgesehen nemlich von einem derartigen 
Fall, kann ein Verzicht auf das Stimmrecht nur bedeuten einen Verzicht auf 
Betheiligung an der Leitung des Rhedereigewerbes innerhalb der durch den 
Rhedereivertrag festgestellten Grenzen, nicht aber Verzicht auf die Geltend- 
machung wohlerworbener Rechte gegen die stimmftthrenden Mitrheder.'^) 

V. Nach früheren Partikularrechten hatte die Minorität in jedem Falle die 
Möglichkeit, sich den Folgen eines Majoritätsbeschlusses zu e\itziehen, indem 
sie das Schiff „auf ein Geld setzte" und dadurch die Majorität in die Alter- 
native brachte, entweder zu dem norroirten Preise die Parten der Minorität zu 
übernehmen, oder dieser die ihrigen zu überlassen.*^) Dieses sog. Setznnys- 
reeht,^^) welches ursprünglich als ein Theilungsverfahren unter Mitrhedem 
erscheint und in einem grossen Theil der europäischen Seestaaten während des 
späteren M.A. und noch über dieses hinaus anerkannt war,^^) hat sich als ein 
Institut des Mecklenburgischen Rechts '*) erhalten und ist als solches durch das 
Reichsrecht ausdrücklich anerkannt. *') Das gleiche kann aber auch durch den 



Fassung des betreffenden Passus des Art 458 hindert in keiner Weise den im Text 
angenommenen Sinn damit zu verbinden. 

") D. H.G.B. Art 459 Abs. 1. 

^^) Lewis, Beer. I S. 47 f. Ob die Majorität der Hamburger Konferenz diesen 
Sinn mit dem Abs. 2 des Art. 458 hat verbinden wollen, ist schwer zu sagen. Auf der 
Konferenz machten sich drei Ansichten geltend. Die Einen meinten durch die Worte: 
„sämmtlicher Mitrheder'' würde in den Fällen des Abs. 2 auch die Zustimmung der 
Mitrheder gefordert, die sich ihres Stimmrechts begeben hätten; diese Entscheidung sei 
nicht richtig; desshalb seien die fr. Worte zu streichen. Andere, welche den Worten 
dieselbe Bedeutung beilegten, hielten die Entscheidung für zutreffend und wollten die 
Worte gerade desshalb beibehalten wissen. Noch andere sagten, der Abs. 2 bezöge sich 
nur auf den gewöhnlichen Fall, wo alle Rheder Stimmrecht hätten.' Wie es zu halten, 
wenn sich Einige desselben durch Vertrag begeben hätten, sei nach dem Inhalt des 
jedesmaligen Vertrags zu beurtheilen. Schliesslich einigte man sich lediglich über Bei- 
behaltung der Worte. (Prot IV S. 1563 f.) 

«») Rerid. Lüb. R. VI, 4. Art 6. 

'0) Vgl. R. Wagner, Beiträge zum Seer. (Riga 1880) S. 1-42. 

") R. Wagner, a. a. 0. S. 2 ff., S. 18 ff. 

'^ Meklenb.Scfawer. Einfuhr. Verordn. § 53 modifizirt durch die Verordn. vom 
22. Oktbr. 1869. 

'«) Reichsges. v. 5. Juni 1869 § 4. 
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Rhedereivertrag im konkreten Falle beliebt werden. '^J Danach darf die 
Minderheit der Rhederei, welche durch die Mehrheit überstimmt ist, das Schiff 
setzen, wobei jedoch der Anschlag nur den Werth des Schiffs und der Schiffs- 
geräthschaften ergreift, während die sonstige Auseinandersetzung einer besonderen 
Liquidation vorbehalten bleibt. ^^) Zu dem Behuf hat nach der Abstimmung 
der Korrespondentrheder unter genauer Angabe des Stimmenverhältnisses die 
überstimmte Minorität von dem Beschluss der Majorität in Kenntniss zu setzen, 
worauf die Setzongserklärung bei \erlust des Setzungsrechts innerhalb dreier 
Tage, in schleunigen Fällen sofort zu erfolgen hat.^^) Ist dieselbe rechtzeitig 
erfolgt., so hat die Ausführung des Mehrheitsbeschlusses zu unterbleiben.^^) Die 
Mehrheit aber hat sich innerhalb acht Tage nach erhaltener Benachrichtigung 
zu erklären , ob sie das Schiff nehmen oder geben will.^^) „Die Setzung führt 
nicht zur Auflösung der Rhederei, sondern nur zum Ausscheiden des bezüglichen 
Theils der Rheder." Der bei dem Schiff bleibende Theil tritt rücksichtlich der 
zu übernehmenden Parten in die laufenden Rechte und Verbindlichkeiten der 
Rhederei ein.'^) Dem gemeinen Deutschen Seerecht ist ein derartiges Rechts- 
institut fremd. Dasselbe räumt nur in gewissen Fällen jedem in der Minorität 
gebliebenen Mitrheder das Recht ein, sich durch unentgeltliche Aufgabe seiner 
Schiffspart von den zur Ausführung des Majoritätsbeschlusses erforderlichen 
Zuschüssen zu befreien.'^") Diese Fälle sind: 1. wenn eine neue Reise be- 
schlossen wird. Neu ist hier natürlich nicht in dem Sinne von ungewohnt zu 
nehmen. Neu ist daher nicht nur die Reise zu nennen, welche einen ganz 
anderen, namentlich gefährlicheren und kostspieligeren Earakter hat, als die 
bisher von dem betreffenden Schiffe gemachten; vielmehr ist es jede Reise, 
die nicht schon früher beschlossen war und die sich nicht als Ausführung 
oder Vollendung einer schon begonnenen Reise (als Zwischenreise, Rückfahrt) 
darstellt ;^^) 2. wenn nach Beendigung einer Reise die Reparatur des Schilfs 
beschlossen wird;^') 3. die volle Befriedigung eines Gläubigers, welchem 
die Rhederei nur mit Schiff und Fracht haftet. Damit aber nicht Zögern 



^) Auf Grund des Art 457 D. H.G.B. 

"^) Meklenb-Schwerin. EinfÜhr.Verordn. § 5S Ziff. 8. 

>«) Meklenb. Verordn. v. 22. Oktbr. 1869 § 1 u. 2. 

") A. a. O. § 8. 

^) Meklenb. Verordn. v. 22. Oktbr. 1869 § 4. üeber den Fall, wo die Stimmen 
der Mehrheit in dieser Hinsicht auseinander gehen § 5. 

««) A. a. 0. § 7. 

^^) D. H.G.B. Art. 468. Nach dem Schwed. Seeges. § 7 und dem Fmnländ. Seeges. 
Art 21 Abs. 2 steht jedem in der Minorität gebUebenen Mitrheder das Recht zu, sich 
der Pflicht zur Leistung der von der Minorität beschlossenen neuen Einschüsse dadurch 
zu entziehen, dass er Feine Part den Mitrbedern abandonnirt 

*^) Vgl. Prot VIII S. 3722 f Entsch. des R.O.H.G. XXII S. 290 f. 

^^) Nicht aber auch, wenn während der Reise das in Folge eines Unfalls in einen 
Nothhafen eingelaufene Schiff daselbst zu repariren von den Rhedem beschlossen oder 
vom Korrespondentrheder angeordnet wird. Vgl. Prot IV S. 1514—1519, Entsch. des 
K.O.H.G. XXII S. 294 f. Dagegen lässt das Holland. H.G.B. (Art. 324) gerade in diesem 
Falle Abandon der Minorität zu. 
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and unbestimmte Erklänmgen die von der Majorität beschlossenen Unter- 
nehmangen lähmen, mnss die Erklärung, von diesem Abandonrecht Gebraach 
zn machen, innerhalb einer bestimmten Frist gerichtlich oder notariell den 
Mitrhedem, resp. dem Eorrespondentrheder mitgetheilt werden. Die Frist 
beträgt drei Tage nach dem Tage, an welchem der Beschlnss gefasst ist, 
oder, wenn der betreffende Mitrheder bei der Beschlnssfassnng nicht zugegen 
and auch nicht vertreten war, nach der ihm gewordenen Mittheilong des Be- 
schlusses. Das Gesetz fordert Mittheilong des Rhedereibeschlossos als Yoraos- 
setzong fftr die Pflicht des Mitrheders, sich innerhalb der angegebenen Frist 
zn erklären. Es genügt daher nicht die znftUig erlangte Kenntniss von jenem 
Beschlnss. Ebensowenig aber die Anzeige, dass das Schiff eine neue Reise 
angetreten, weil hieraas nicht zu erkennen wäre, dass die Reise durch einen 
Majoritätsbeschluss wirklich beliebt worden. Dagegen ist es nicht wesentlich, 
dass die Mittheilang vor Antritt der Reise geschah; auch wenn sie erst nach 
Antritt derselben erfolgte, würde der Mitrheder innerhalb der gesetzlichen Frist 
sein Aband(Hirecht geltend zu machen haben. *b) Die aufgegebene Part fällt 
den übrigen Mitrhedem nach Yerhältniss der Grösse ihrer Schiffsparten zu. 

§ 14. 

4. BeehtsverhSltnisse der Bhederel nach Aussen. 

Die Rhederei tritt nicht als einheitliches Ganze, wie die Aktiengesellschaft, 
auch nicht einmal wie die offene Handelsgesellschaft dritten Personen gegenüber, 
sondern stets die einzelnen Mitrheder. Es sind daher die einzelnen Mit- 
rheder, welche zusammen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, 
welche in den Angelegenheiten der Rhederei klagen und verklagt werden 
müssen. ^) 

Die Forderongen kann jeder Mitrheder nur nach Yerhältniss der Grösse 
seiner Schiffspart geltend machen. 

Was die Schulden anlangt, so lässt das R.R. eine proratarische Haftung 
der Mitrheder nur dann eintreten, wenn sie selbst alle zusammen die Schifffahrt 
betreiben, wogegen dieselben, wenn sie gemeinschaftlich einen magister navis 
bestellt haben, sei es einen aus ihrer Mitte oder einen Fremden, in solidum 
haften.') Auch würde Letzteres der Fall sein, wenn die Mitrheder durch einen 
sonstigen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten ^) (also auch einen dem Korrespon- 
dentrheder der neueren Zeit entsprechenden) das Rhedereigewerbe betrieben 
hätten, oder einzelne dahin gehörige Geschäfte eingegangen wären. Allein 
schon frühzeitig verschafften die Bedürfnisse des Seeverkehrs dem ent- 
gegengesetzten Grundsatz , wonach die Mitrheder in allen Fällen nur nach 



*») Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXH S. 292 f. 

>) Entsch. des R.O.H.G. VHI S. 342. 

«) L. i § 25, L. 2, L. 3, L. 4 pr. § 1 De exercit. act. (14, 1). 

») Arg. L. 13 § 2, L. 14 De inst. act. (14, 8). 
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Verhältniss der Grösse- ihrer Antheile zu haften haben, Geltung,^) und heut- 
zatage ist derselbe, wenn auch nicht überall,^) so doch in den meisten Staaten 
durch das Gewohnheitsrecht, zum Theil durch die Gesetzgebung^) anerkannt 
Natürlich kann von dieser proratarischen Verpflichtung nur die Rede sein, wo 
die persönliche Haftung der Eheder — sei es als Regel, sei es als Ausnahme — 
Platz greift.* Dem entsprechend bestimmt auch das D. H.G.B. (Art. 474): „Die 
Mitrheder als solche haften dritten, wenn ihre persönliche Haftung eintritt, nur 
nach Verhältniss der Grösse ihrer Schiffsparten.^ Doch lässt das Gesetzbuch 
bei Veräusserung einer Schiffspart, im Einklang mit der in Betreff des Ver* 
hältnisses der Mitrheder unter einander aufgestellten Bestimmung, für die rück- 
sichtlich dieser Part in der Zeit zwischen der Ver&usserung und der von dieser 
zu erstattenden Anzeige entstandenen persönlichen Verbindlichkeiten sowohl den 
Veräusserer, als den Erwerber haften J) Anders liegt die Sache, wenn für die 
Schulden nur das Schiffsvermögen in Anspruch genonmien werden kann. So 
lange die Gläubiger nicht wegen ihrer Forderungen vollständig befriedigt sind, 
können sie Exekution in jenes Vermögen verlangen und es kann in dieser Hinsicht 
keinen Unterschied begründen, ob das Schiff einem einzigen Rheder oder einer 
grössereü oder kleineren Anzahl von Mitrhedem gehört. So wenig der Einzel- 
rheder, welcher einen Theil der Schuld bezahlt hat, verlangen kann, dass der 



*) Vgl. Cropp in Heises und seinen jur. Abh. I S. 448 f., S. 526 f. (Not 41) 
und die das. Citirten, Martens, Grundriss des Handelsr. (3. Aufl.) § 156, Kalten- 
born, Beer. I S. 126 f. 

'^)In England war früher die solidarische Haftung der Mitrheder anerkannt 
(Maclachlan S. 90 f., Abbott S. 66 f.) Heutzutage unterscheidet die herrschende 
Meinung in dieser Hinsicht zwischen part^owner und partner (=» Joint tenant: Abbott 
S. 62 Not e; vgl. oben S. 55 Not 18. Bei den partners, wobei jeder als Bevoll- 
mächtigter aller anderen angesehen wird, wird durch die im Namen und für die Zwecke 
der Genossenschaft vorgenommenen Geschäfte eines jeden solidarische Haftung aller 
begründet („they are jointly liable*'). Bei part^owners (was die regelmässige Form der 
Mitrhederei ist) haftet jeder nur für die Verbindlichkeiten, die er persönlich oder .durch 
einen gehörig bevollmächtigten Stellvertreter eingegangen ist Vgl. Maclachlan S. 101 f., 
118 f., Abbott S. 70 f., Foard S. 31 f., S. 45. Hinsichtlich der Klaganstellung gilt der 
Satz: ^if an action is to be brought against the part-owners upon any contract relating 
to the ship, regularly such action should be brought against all jointly, yet if all are 
not sued, the plaintiff will recover his whole demand, and the defendants must after- 
wards call upon the other for contribution'': Abbott S. 70; vgl. Maclachlan S. 1171 
In Frankreich (wo durch den Code de comm. art. 216 Abs. 8— ebenso wie in Belgien 
durch den Code de comm. U (von 1879) Art 7 Abs. 8 — allerdings für den des Abandon- 
rechts entbehrenden Rheder, der zugleich Schiffer ist, proratarische Hoffiiung statuirt ist) 
gehen die Ansichten noch auseinander; nach der einen (u. a. vertreten von Gaumont 
S. 225 Nr. 57, B^darride I Nr. 299, Alauzet III Nr. 1115, IV Nr. 1724, Bravard- 
D^mangeat IV S. 171) gilt proratarische, nach der andern (vertreten u. a. von Cresp- 
Laurin I S. 888 ff. bes. Not 103, Desjardins II S. 16 f., S. 54 ff.) solidarische Haftung 
der Mitrheder, und für die letztere Ansicht hat sich auch der Kassationshof (Entsch. 
V. 27. Febr. 1877) ausgesprochen. 

«) HoUänd. H.6.B. Art. 821, 335. Portug. H.G.B. Art. 1852. Finnland. Seeges. 
Art. 28. D. H.G.B. Art 474. 

^) D. H.G.B. Art. 474 Abs. 2. 
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Gläubiger nur in einen Theil des Schiffsirermögens die Exekution vollstrecken 
lässt, nur in die Fracht, oder nur in das Schiff, oder etwa gar einen Theil des 
Schiffs, ebensowenig können die Mitrheder, welche den ihren Parten entsprechen- 
den Theil der Schuld entrichtet haben, verlangen, dass der Ol&nbiger die 
Zwangsvollstreckung auf die den nicht zahlenden Mitrhedem gehörenden Antheile 
am Schiffsvermögen beschrftnken lässt So verordnet denn das D. H.6.B. 
(Art. 766): „Gehört das Schiff einer Rhederei, so haftet das Schiff und die 
Fracht den Schiffsgläubigern in gleicher ^T^eise, als wenn das Schiff nur Einem 
Rheder gehörte. "" 

Wird aber auch da, wo den Rhedem das Recht des Abandons zusteht, 
die persönliche Haftung der Mitrheder nur durch den von der Magorität zu 
beschliessenden Abandon des ganzen Schiffsvermögens abgewendet, oder kann 
jeder einzelne Mitrheder der persönlichen Haftung durch Aufgabe seines Antheils 
sich entziehen? Diese Frage ist im Sinne der letzteren Alternative zu be- 
antworten. Für die Verbindlichkeiten ans dem Rhedereibetriebe haften bei der 
Rhederei die Mitrheder. Diese und nicht die Rhederei als solche können dafür 
in Anspruch genommen werden. Von den gedachten Verbindlichkeiten kann 
durch Hingabe des Schiffsvermögens der Rheder, und, da dieser Grundsatz keine 
Ausnahme bei der Rhederei erleidet, auch jeder Mitrheder sich befreien. Da 
nim einerseits der Mitrheder seine Schiffspart veräussem darf, er andererseits, 
wie jede andere Person, nur solche Vermögensobjekte auf andere tibertragen 
kann, die ihm selbst gehören, so kann auch der in Anspruch genommene Mit- 
rheder nur den Theil des Schiffsvermögens aufgeben, den er hat, und wird 
doch dadurch von jeder Haftung frei.^) Dieser Grundsatz kann allerdings 



^) Ausdrücklich verordnen dies das Holl&nd. H.G.6. Art. 321 Abs. 4, und das 
P or tng. H.6.6. Art 1388. Den gleichen Grundsatz vertritt die herrschende Meinung in der 
französischen Doktrin, so namentlich u. a. B^darridel Nr. 298, Cresp I S. 893, 
687 f., Desjardins II S. 87. Andere Schriftsteller, wie Caumont (Dictionnaire 
S. 26 f. Nr. 24 ff.), Rüben de Oouder (Dictionnaire I S. 412 Nr. 69) weichen 
hiervon nur in sofern ab, als sie die den Abandon bescb liessende Msyorität die dissen- 
tirende Minorität binden lassen, während, wenn die Majorität den Abandon ablehnt und 
die Bezahlung der Schulden besehliesst, die Minorität an der Abandonnirung des ihr 
gehörenden Antheils am Schiftvermögen mit der gewöhnliehen Wirkung nicht gehindert 
werden kann. Allerdings kommen die firantösischen Schriftsteller zu ganz verschiedenen 
Resultaten, je nachdem sie proratarische oder solidarische Haftung der Mitrheder an* 
nehmen, indem im ersteren Falle nach Abandonnirung der Part der betreffende Theil 
der Schuld nicht weiter geltend gemacht werden kann, während im zweiten wegen des 
durch den VerkaufiserlOs der betreffenden Part nicht wirklich getilgten Theils der Schuld 
die Mitrheder solidarisch haften, welche ihre Part nicht abandonnirt haben. Ganz all- 
gemein vertritt diesen Standpunkt auch Lamprecht in Goldschmidts Zeitschr. XKI 
S. 98. Den entgegengesetzten, für den Fall, dass nicht etwas anderes durch die Gesetz- 
gebung des betreffenden Landes angeordnet ist, nimmt eigentlich nur Ehrenberg 
(Beschränkte Haftung des Schuldners S. 242 f.) ein, der aber zur Begründung seiner 
Meinung lediglich auf das unbillige der entgegengesetzten ftlr den Gläubiger hinweist. 
Denn die Berufung auf das Brasilian. H.G.B. (Art. 494) ist verfehlt, indem dieses in Betreff 
des Abandons lediglich eine solche Bestimmung enthält, wie der Code de comm. (^sta 

Haadbnoh des Handelsrechts. IV. Bund. Abtb. I. 5 
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Härten für den Gläabiger im Gefolge haben. Allein solche sind vom Abandon- 
system überhaupt unzertrennlich. 

An sich treten die einzelnen Mitrheder als Kläger und als Beklagte in 
den Angelegenheiten der Rhederei auf. Es ist dies stets nothwendig, wenn die 
Rhederei nicht im Eorrespondentrheder ein Yertretungsorgan hat. Hat sie einen 
solchen, so kann, soweit der Umfang der Vertretungsbefugniss eben desselben 
geht, eine Klage auch gegen die Rhederei (vertreten durch den Korrespondent- 
rheder oder den Korrespondentrheder als Vertreter der Rhederei) angestellt u^d 
seitens derselben erhoben werden, ohne dass es einer Bezeichnung der einzelnen 
Mitrheder bedürfte,^) wenn nicht ein besonderes Interesse an dieser Benennung 
vorhanden ist. Letzteres ist stets der Fall, wenn die persönliche Haftung der 
Mitrheder in Anspruch genommen wird, weil hier die Vorfrage zu erledigen ist, 
zu welchem Theil der einzelne Mitrheder haftet; nicht aber, wenn die Befrie- 
digung nur aus Schiff und Fracht gesucht wird^^). 

§ 15. 

5. Der Eorrespondentrheder. 

1. Die oft grosse Zahl der bei einer Rhederei betheiligten Personen macht 
die Bestellung eines gemeinsamen Vertreters wünschenswerth. Ein solcher dem 
Seereoht eigenthttmlieher Vertreter ist der Korrespondentrheder (Schiffsdirektor, 
Schiffsdisponent, dirigirender Rheder),^) Das D. H.G.B. hat die Bestellung 



responsabilidade cessa, facendo aquelles abandano do navio e fretes venddos e avencer 
na respectiva viagem")- 

^) Nach Analogie des Art. 461 des D. H.G.B.; vgl. Art. 460. 

10) Entach. des R.O.H.G. VII S. 147, VIII S. 342-344, 

1) Das Institut des Korrespondentrheders ist auch allen fremden Rechten bekannt 
In Frankreich entspricht demselben der annateur-görant (s. oben S. 41 Not. 3), welcher 
als Mandatar der Eigenthümer erscheint. Vgl. Caumont S. 213 Nr. 1 u. 2» S. 215 
Nr. 8, S. 217 Nr. 15, S. 240 Nr. 121, Desjar dins H S. 9, 13, 15 f. In England und in 
den Vereinigten Staaten Ton Amerika nimmt diese Stellung ein der ships husband 
(häufig einer der Mitrheder). Ein solcher findet sich gewöhnlich bei Rhedereien, und 
zwar wird er bestellt „to be the manager of their Joint concern, their general agent in 
the use and employment of the vessel under the name of ship's husband": Abbott 
S. 62. Hinsichtlich der Verhaftung der Mitrheder durch den Korrespondentrheder heisst 
es: „the ship's husband is the accredited agent of the owners, and they are bound by 
all contracts made on thehr behalf, or acta done within the soope of his autority for 
the purpose of the ship, in connection with her employment; pronded in respect of 
his contracts that they be proper and necessary for the ships at the time" ; — „he has uo 
implied authority, however, to bind them by a contract for the lengthening of the ship, 
for instance, or a contract of insurance on the ship**: Maclachlan S. 175 f. Solch 
ein husband kann übrigens auch bei Schiffen Torkommen, welche einer Aktiengesellschaft 
gehören, indem es in England f&r unstatthaft gehalten wird, dass eine und dieselbe 
Person als Direktor der Gesellschaft und als ship's husband fungirt: Maclachlan 
S. 174. Vgl. überhaupt Abbott S. 62 f., Maclachlan S. 173—176. In Holland 
heisst der Korrespondentrheder Buchhalter (boekhouder). Er ist bei der Rhederei eben 
so wenig nothwendig wie der deutsche Eorrespondentrheder, wird in derselben Weise, 
wie dieser bestellt und hat dieselbe Stellung: Hollftnd. H.G.B. Art 326-328, 380-340. 
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«ines solchen nur zugelassen,*) das Mecklenburgische Recht fordert sie bei jeder 
Rhederei.^) Nach gemeinem Deutschen Seerecht muss daher die Vertretung der 
Rhederei durch einen Korrespondentrheder erst durch einen Majoritätsbeschluss 
beliebt werden, und zwar kann dies ebensowohl gleich bei Begründung der 
Rhederei geschehen, als während des Bestehens derselben. Zum Korr^pondent- 
rheder darf sowohl ein Mitrheder, wie ein Fremder bestellt werden; doch ist 
im letzteren Falle hierzu Stimmeneinhelligkeit aller Mitrheder erforderlich, 
während im ersteren ein Majoritätsbeschluss genügt. Die Bestellung des 
Korrespondentrheders, welche auch schon vor Vollendung des Schiffs geschehen 
kann,^) ist so wenig an eine bestimmte Form gebunden, als das Fassen eines 
Rhedereibeschlussea. Die Bestellung kann auch stillsohweigend erfolgen durch 
Geschehenlassen der Vertretung, vorausgesetzt, dass die Billigung wirklich erkenn- 
bar ist. Der Mitrheder, welcher sich unter dem Wissen der übrigen und ohne 
deren Widerspruch, während sie diesen erheben konnten, als Korrespondentrheder 
gerirt, würde daher als Korrespondentrheder anzusehen sein;^) der Mitrheder, 
dem mehr als die Hälfte des ganzen Schiffs gehört, selbst ohne Zustimmung und 
Wissen der übrigen Mitrheder.^) Der Korrespondentrheder ist der Geschäfts- 
führer der Rhederei, dessen Stellung der des Handlungsbevollmächtigten nach- 
gebildet, aber mit weitergehenden Vertretungsbefugnissen ausgestattet, wodurch 
dich dieselbe der des Prokuristen nähert. Sie ist dieser auch dadurch ähnlich, 
dass die Vollmacht des Korrespondentrheders einen gesetzlich ein für allemal 
fixirten Inhalt hat. Soweit nemlich das Verhältniss zu Dritten in Frage kommt, 
ist derselbe befugt, alle die Geschäfte und Rechtshandlungen mit rechtsverbind- 
licher Wirkung für die Rhederei vorzunehmen, welche der Geschäftsbetrieb 
„einer Rhederei,^ d. h. des Rhedereigewerbes gewöhnlich mit sich bringt, selbst 
wenn zu einzelnen hierher gehörigen Geschäften nach den Laudesgesetzen eine 
Spezialvollmacht erforderlich sein sollte.'') Insbesondere erstreckt sich diese 
Befugniss auf die Ausrttetung — wozu natürlich auch die Normirung des Besatzungs- 
£tat8 gehört — Erhaltung und Verfrachtung des Schiffs, auf die Versicherung der 
Fracht, der AusrOstungskosten und der Havariegelder, auch auf die mit dem ge- 
wöhnlichen Geschäftsbetrieb verbundene Empfangnahme von Geldern (z. B. Fracht- 
geldern, nicht aber etwa einer Havariegrosse-Entschädigung). Ebenso hat er den 
Schiffer anzustellen, zu entsetzen und ausschliesslich mit Instruktionen zu ver- 
sehen. Soweit die Befugniss zur Eingehung von Rechtsgeschäften reicht, soweit 



>) D. H.O.B. Art. 459 Abs. 1. 

«) Mecklenb.Schwerin. Einführ. Verordn. v. 28. Dezbr. 1863 § 51. Dos Gleiche gilt 
vom Schwed. Seeges. § 13 und vom Finnland. Seeges. Art 19. 

^) In dem Fall, wo sich mehrere Personen vereinigt haben, um ein Schiff für 
gemeinschaftliche Rechnung zu erbauen und zur Seefahrt zu verwenden; D. H.G.B. 
Art 476: „Alsdann hat der Betreffende sogleich nach seiner Bestellung in Bezug auf 
den künftigen Rhedereibetrieb die Rechte und Pflichten eines Korrespondentrheders." 

^) Cropp in Heises und seinen Jor. Abh. I S. 525. Ullrich, Seerechtl. Erk. 
»r. 112. 

«) Arg. D. H.G.B. Art 458 Abs. 1. 

T D. H.G.B. Art. 460 Abs. 1 n. 6. 

5* 
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geht auch die Befugniss des Korrespondentrheders zur prozessualischen. Vertretung 
der Ehederei ®) als Kläger und, vorausgesetzt, dass eine Haftung mit Sclüff und 
Fracht in Frage steht, und nicht , eine persönliche Haftung der einzelnen Mit- 
rheder,^) als Beklagter. Dagegen besteht eine Verpflichtung für denselben za 
dieser Vertretung nicht:^^) Nicht ermächtigt ist der Eorrespondenteheder, ^^) 
das Schiff oder Schiffsparten zu verkaufen, zu verpfänden, dafUr Versicherung 
zu nehmen. Ebensowenig darf er im Namen der Ehederei oder einzelner Mit- 
rheder Wechselverbindlichkeiten eingehen oder Darlehen aufnehmen, daher auch 
nicht dem Schiffer einen Kredit bei einem dritten eröffnen. Soll in diesen 
Fällen der Korrespondentrheder zur Vertretung der Ehederei oder der einzelnen 
Mitrheder befugt sein, so bedarf er einer Spezialvollmacht der einen oder der 
anderen, die freilich, wenn er ohne solche als negotiorum gestor gehandelt hat, 
durch nachfolgende Eatihabition ersetzt werden kann. 

n. Für das Vertretungsverhältniss des Korrespondentrheders ist das Prinzii^ 
der direkten StellYertretung zur Anwendung gebracht, so dass die einzelnen 
Mitrheder durch die von jenem innerhalb seiner Befugnisse abgeschlossenen 
Eechtsgeschäfte unmittelbar berechtigt und verpflichtet werden, und der Korre- 
spondentrheder von jeder Verpflichtung frei bleibt. Hierzu ist es auch nicht 
erforderlich dass bei Eingehung des Geschäfts die einzelnen Mitrheder genannt 
sind, es reicht aus, dass der Korrespondentrheder, als solcher Namens der 
Ehederei gehandelt hat. ^^) Dies braucht nicht nothwendiger Weise ausdrück- 
lich zu geschehen; vielmehr genügt es, wenn aus den Umständen, unter denen 
kontrahirt ist, diese Absicht erhellt. Die einzelnen Mitrheder haften in diesem 
Falle in demselben Umfange, als wenn sie persönlich alle zusammen die Hand- 



8) D. H.G.B. Art. 460 Abs. 2—4. 

») Entsch. des E.O.H.G. VIII S. 844. 

^^) Daraus, dass das Gesetz den Korrespondentrheder zur Vertretung der Ehederei 
im Prozess für befugt erklärt, folgt in keiner Weise eine Verpflichtung derselben zur 
Uebemahme dieser Vertretung. S. Entsch. des E.G.G.S. I S. 296 ff. Das Gericht macht 
darauf auflnerksam, wie das H.G.B. da, wo es mit der Berechtigung auch eine Ver- 
pflichtung zur prozessualischen Vertretung verbindet (bei den natürlichen resp. gesetzlichen 
Organen von Eechtssubjekteu des Handelsrechts — der offenen Handelsgesellschaft, der 
Komanditgesellschaft und der Aktiengesellschaft — ), sich der Ausdrücke bedient: „wird 
vor Gericht vertreten^, „haben zu vertreten^ (Art. 117, 187, 167, 227); wie auch auf der 
Hamburger Konferenz der Anregung, „dass der Korrespondentrheder, soweit als er zur 
gerichtlichen Vertretung der Ehederei befugt erscheine, dritten gegenüber auch die Ver- 
pflichtung zur Uebemahme dieser Vertretung habe*^, keine Folge gegeben wurde. (Prot. 
VUI S. 8743). — Durch die E.Giv.Pr.0. § 159, welche Zustellungen an den General- 
bevollmächtigten, wie in den durch den Betrieb eines Handelsgewerbes hervorgerufenen 
Eechtsstreitigkeiten an den Prokuristen mit gldcher Wirkung, wie an die Partei selbst 
erfolgen lässt, ist in dieser Beziehung keinerlei Aenderung herbeigeflllhrt, weil der Korre^ 
spondentrheder sich nicht unter die erstere Kategorie bringen lässt. 

^1) D. H.G.B. Art 460 Abs. 5. Das Nehmen einer Versicherung für das Schiff würde 
der Versicherung aller einzelnen Parten gleichkommen und also in Wahrheit im Inter- 
esse je der einzelnen Mitrheder und nicht im gemeinsamen Interesse der Ehederei 
geschehen. 

") D. H.G.B. Art. 461. 
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luBg vorgenommen hätten, so dass eine Beschränkung derselben anf die fortnne 
de mer nnr unter denselben Voranssetznngen eintritt, wie beim Abschloss des 
Geschäfts dnrch den Rheder selbst. ^^) Eine der Bestellung gleich beigefügte oder 
nachträglich beschlossene Beschränkung der gesetzlichen Befugnisse des Korre- 
spondentrheders ist zwar dem Dritten gegenttber nicht unwirksam, doch kann 
die Rhederei sie diesem nur insofern entgegensetzen, als sie beweist, dass der 
Dritte die Beschränkung zur Zeit des Abschlusses des mit dem Korrespondent- 
rheder eingegangenen Geschäfts gekannt hat, oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
hätte kennen mfissen. ^^) Wenn Jemand einen Dritten dadurch benachtheiligt, 
dass er als Korrespondentrheder einer bestimmten Rhederei, ohne dies in 
Wahrheit zu sein, ein Geschäft mit demselben abschliesst, so ist der Art. 55 
des D. H.G.B. nicht anwendbar, da derselbe anomale, auf Ntttzlichkeitsrück^ 
sichten beruhende Rechtssätze enthält ; vielmehr finden lediglich die Grundsätze 
des bürgerlichen Rechts Anwendung, so dass also eine rechtswidrige Handlung 
auf Seiten des falschen Korrespondentrheders vorausgesetzt wird, wenn eine 
Entschädigungspflicht für ihn begrandet sein soll. Dasselbe gilt vom lieber- 
schreiten der Vollmacht. Nur wenn der Abschluss eines Handelsgeschäfts in 
Frage steht, ist nach Art. 298 D. H.G.B. die Anwendbarkeit des Art. 55 
begründet. 

III. Das Terhältnlss des Korrespondentrheders zur Rhederei ergibt sich aus 
seiner Stellung als Geschäftsführer derselben. Wie er für diese die Geschäfte 
mit Dritten zu besorgen hat, so hat er auch die hierzu erforderlichen Ausgaben 
zu bestreiten und, soweit er sie nicht aus den Einnahmen decken kann, dazu 
die Beiträge von den einzelnen Mitrhedern einzufordern, wie er andererseits 
die eingegangenen Gelder, soweit deren Vertheilung überhaupt stattzufinden 
hat, ^^) den Mitrhedern auszahlen muss. Dementsprechend ist er verpflichtet 
über seine Geschäftsführung abgesondert Buch zu führen, auch die dazu 
gehörigen Beläge aufzubewahren. Die Einsicht dieser Bücher, wie der Papiere 
muss er jederzeit den ^Mitrhedern gestatten , diesen auch auf Verlangen 
Auskunft über alle auf die Rhederei bezüglichen Verhältnisse geben; ^') auch 



1^) Das Holland. H.G.B. räumt dagegen den Mitrhedern bei allen Handlungen und 
Rechtsgeschäften des Korrespondentrheders das Recht des Abandons ein, mit Ausnahme 
der Fälle, wo derselbe in besonderem Auftrage oder mit Vorwissen der Rhederei 
gehandelt hat: Art 835 f. 

^*) D. H.G.B. Art. 462. Das Gesetz stellt zwar hier nicht dem Kennen des Dritten 
das Kennenmüssen gleich ; doch unterliegt es — wie auch auf der Hamburger Konferenz 
(Prot. IV S. 1582) widerspruchslos anerkannt wurde — hier, wie in anderen Fällen 
keinem Bedenken, dem dolus, der in dem Kennen zu Tage tritt, culpa lata gleichzustellen. 
Diese Interpretation steht zwar im Widerspruch za der beim Art 25 Abs. 2 u. Art. 46 
Abs. 1 Platz greifenden. Allein die strikte Interpretation dieser beiden letzteren Artikel 
erklärt sich aus dem Gegensatz, in dem die Fassung des Abs. 3 resp. 2 der betreffenden 
Artikel zu der des Abs. 2 resp. 1 steht 

") S. D. H.G.B. Art 469 Abs. 3. 

J«) D. H-G.B. Art. 465. 
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hat er jederzeit der Bhederei aaf deren Beschluss Rechnung zu legen, ^''j ohne 
das8 ihm das Recht zustünde, auf Anerkennung seiner Abrechnung und auf 
Dechargirung wegen seiner Buchführung zu klagen. ^^) Aber auch die ihm 
durch einen Majoritätsbeschluss ertheilte Decharge sichert ihn nicht vor der 
Geltendmachung von Ersatzansprüchen seitens der in der Minorität gebliebenen 
Mitrheder, die sich auf ein rechtswidriges Verhalten desselben stützen. ^^) 

Der Eorrespondentrheder hat in den Angelegenheiten der Rhederei „die 
Sorgfalt eines ordentlichen Rheders" anzuwenden , ^^) d. h. ein Verhalten 'zu 
beobachten, welches nach den Anschauungen der das Rhedereigewerbe betreibenden 
Personen als ein ordnungsmässiges anzusehen ist. Diese Sorgfalt hat er za 
beobachten, mag er auf Grund seiner gesetzlichen Vollmacht, mag er auf Grund 
einer Spezialvollmacht oder auch ohne die eine oder andre Vollmacht als nego- 
tiorum gestor für die Rhederei handeln. Er hat dieser gegenüber die Beschrän- 
kungen einzuhalten, die von ihr für den Umfang seiner Vertretungsbefugnisse 
ganz im allgemeinen oder für den einzelnen Fall festgesetzt sind. ^^) Ist 
daher der Rhederei aus einem Geschäft, welches sie anzuerkennen hat^ obwohl 
dem Eorrespondentrheder die Vornahme desselben untersagt war, ein Nachtheil 
erwachsen, so hat sie einen Ersatzanspruch gegen denselben. Die von der Rhederei 
gefassten Beschlüsse muss der Eorrespondentrheder sich zur Richtschnur dienen 
lassen und ausführen. ^*) Soweit nicht der Umfang seiner Vertretungsbefugnisse 
durch die Rhederei fixirt ist, ist hierfür auch ihr gegenüber die für die Ver- 
tretungsbefugniss nach Aussen aufgestellte Regel im Ganzen maassgebend. Doch 
hat der Eorrespondentrheder stets einen Beschluss der Rhederei einzuholen^ 
bei neuen Reisen'^) und Unternehmungen, bei aussergewöhnlichen Reparaturen 
und bei Anstellung und Entlassung des Schiffers. ^*) Die Bestellung de& 
Eorrespondentrheders kann jederzeit (auch ohne Grund) durch einen Majoritäts- 
beschluss widerrufen werden, ohne Unterschied ob dieselbe im Rhedereivertrage ^^) 
oder erst später erfolgt ist. Doch bleiben die Ansprüche desselben auf Ent- 
schädigung in Gemässheit des zwischen ihm und jer Rhederei bestehenden 
Vertragsverhältnisses unberührt.'^) Auch der Eorrespondentrheder kann das 



1^) D. H.G.B. Art. 466. 

'^) Entsch. des O.A.G. zu Gelle v. 14. Dezbr. 1865. Dagegen kann er natürlich 
auf Ersatz seiner Auslagen und Befreiung von den von ihm Übernommenen Verbind- 
lichkeiten klagen. 

1«) D. H.G.B. Art. 466, vgl. Prot. VIII S. 3719 f. 

«>) D. H.G.B. Art. 464. 

") D. H.G.B. Art. 468 Abs. 1. 

«) D. H.G.B. a. a. 0. 

**) üeber neue Reisen s. oben S. 62. 

") D. H.G.B. Art. 468 Abs. 2. 

^) Es rechtfertigt sich dies — was mit Rücksicht auf Art. 458 Abs. 2 besonders 
hervorgehoben werden muss — dadurch, dass die Verbindung der Bestimmung über die 
Person des Eorrespondentrheders mit dem Rhedereivertrage eine zuHllllge ist: Prot. IV 
S. 1502; vgl. Entsch. des R.O.H.G. XV S. 161. 

2«) D. H.G.B. Art. 459 Abs. 2. 
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YerhältniBs jeden Augenblick lösen, nnr darf dies nicht intempestive geschehen, 
weil er sonst nach den Mandatsgrandsätzen der Rhederei für den hierdurch ent- 
standenen Schaden haften würde. Dass das Yerh^ltniss beim Tode des Korrespon- 
dentrheders nicht auf dessen £rb^ übergeht ^ ist selbstverständlich. Ebenso 
dass es bei Auflösung der Rhederei von selbst endigt. Der Korrespondent- 
rheder hat in diesem Falle nicht etwa die Liquidation zu besorgen. ^^) 

§ 16. 

6. AaflOsung der Bhederet. 

Es ist schon früher^) hervorgehoben worden, dass die Rhederei nicht durch 
dieselben Gründe aufgehoben wird, wie eine civilrechtliche Societät. Tod oder 
Eonkurs eines oder mehrerer Mitrheder haben nicht die Auflösung derselben 
zur Folge. Nur würde in dem nicht recht denkbaren Falle, dass sämmtliche 
Mitrheder von einer und derselben Person beerbt würden <, die Rhederei aller- 
dings aufhören zu existiren und an ihre Stelle Ein Rheder treten. Das Gleiche 
tritt ein, wenn Ein Mitrheder durch Yeräusserungsgeschäft die Parten aller 
übrigen erwirbt. Durch den Willen der Mitrheder wird die Rhederei aufgelöst 
infolge eines Beschlusses, welcher mit Stimmenmehrheit zu fassen ist. Dieser 
Beschluss kann ein direkter oder ein indirekter sein. Als ein indirekter ist 
nemlich aufzufassen der Beschluss, das Schiff zu veräussern ; denn da die Basis 
der Rhederei ein Schiff ist, so muss mit der Entäasserung dieses auch die 
Rhederei aufgelöst sein. Selbstverständlich muss auch in dem ersteren Falle 
das Schiff verkauft werden, und zwar ordnet das Deutsche Seerecht öffentlichen 
Verkauf an. Der Verkauf (nicht auch der Beschluss, einen solchen vorzu- 
nehmen) *) darf hiernach nur erfolgen , wenn das Schiff nicht zu einer Reise 
verfrachtet ist, und im Heimathshafen oder einem sonstigen inländischen Hafen 
liegt.') Da diese Vorschrift lediglich im Interesse der Mitrheder gegeben ist, 
so kann davon unter Znstinmiung aller Mitrheder abgewichen werden. Ebenso 
cessirt die angegebene Regel, und es kann der Verkauf auch im Auslande und 



*'') S. Entsch. des O.A.G. su Celle v. 28. Mai 1868 in Senfferts Arch. XXIV Nr. 70. 

») 8. 54. 

*) Entsch. des R.O.H.G. XIV 8. 418 ff. 

>) D. H.G.B. Art 478. Dem Heimathshafen stellt (auf Grund des Art. 448 des H.G.B.) 
das Hannöv. Einführ.Ges. § 83 alle Häfen zwischen Eider und Scheide einschliesslich 
gleich; das Schleswig-Holst Einf&hr.Ges. § 67 alle schleswigischen und holsteinischen, 
sowie die an der Elbe oder Trave gelegenen Häfen; das Hamb. ElnfÜhr.Ges. § 46 stellt 
fEkr die zu Hamburg einregistrirten Schiffe die Hftfen von Altona und Harburg und alle 
hamburgischen H&fen mit Ausnahme der Hftfen des Amts Ritsebattel dem Heimaths- 
hafen gleich; flbr die zu Ritzebttttel einregistrirten alle Elbhftfien. Nach dem Brem., 
Lab. und Oldenb. Recht gelten die schon oben S. 58 Not 9 mitgetheilten , f&r die 
Zeit der Berechnung des Gewinns und Verlustes einer Rhederei (Art 469) ao^e- 
stellten Grunds&tse. Als inlandischer Hafen ist jetzt jeder Hafen des Deutschen Reichs 
zu betrachten, und es besteht daher der § 28 des Oldenb. EinfÜhr.Ges. , welcher den 
inlftndisdien Hftfen sämmtliche Hftfen zwischen Eider und Scheide einschliesslich gleich- 
stellt, nnr soweit zu Recht, als er sich auf ausserdeutsche Hftfen bezieht. 
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wenn das Schiff verfrachtet ist, vorgenommen werden, wenn dasselbe als repara- 
tornnfähig oder reparatoninwürdig kondemiiirt worden ist.^) Unabhängig vom Willen 
der Mitrheder hört die Rhederei mit dein Untergange des Schiffs auf zu existiren. 
Nach Auflösung der Rhederei ist der aus dem Verkauf des Schiffs 
erzielte Erlös und der etwaige in den Händen des bisherigen Schiffers 
oder Korrespondentrheders befindliche Baarbestand unter die Mitrheder nach 
Maassgabe ihrer Parten zu vertheilen. Die Bezahlung noch vorhandener 
Schulden, die Einziehung ausstehender Forderungen, sowie die Führung auf 
das I^hedereiverhältniss bezüglicher Prozesse mit Dritten, ist Sache der einzelnen 
Mitrheder. Diese können in Person oder durch Stellvertreter handeln, und 
zwar können sie alle zusammen einen gemeinschaftlichen Stellvertreter, selbst- 
verständlich auch einen der Mitrheder oder den Eorrespondentrheder bestellen. 
Dagegen kann ein solcher gemeinschaftlicher Vertreter nicht durch einen, noch 



*) D. H.6.B. Art. 478. Als reparaturunfähig bezeichnet das D. H.G.B. (Art. 444) 
ein seeuntüchtig gewordenes Schiff alsdann, wenn die Reparatur des Schi£fo 1. überhaupt 
nicht möglich ist (weil dasselbe ein Wrack oder doch in dem Maasse beschädigt 
ist, dass nur ein Neubau, wenngleich unter Mitbenutzung eines Theils der alten Mate- 
rialien, die Seefähigkeit wieder herstellen könnte: Entsch. des R.O.H.6. XVI S. 106 — 
absolute Reparaturunfähigkeit; 2. nicht an dem Orte, wo das Schiff sich befindet, (weil 
die zur Reparatur erforderlichen Voraussetzungen, als Helgen, Docks, Arbeiter etc. oder 
die nothwendigen Geldmittel nicht vorhanden) bewerkstelligt, dasselbe auch nicht nach 
einem Hafen, wo die Reparatur auszuführen wftre, gebracht werden kann (Entsch. des 
R.O.H.G. a. a. 0.) — relative Reparaturunfähigkeit. Als reparaturunwürdig bezeichnet 
es ein solches dann, wenn die Kosten der Reparatur des Schiffs mehr betragen würden, als drei 
Viertel seines früheren Werthes, d. h. desjenigen Werthes, den das Schiff vor Antritt der 
Reise (seil, wenn die Seeuntüchtigkeit während einer solchen eingetreten) resp. (nämlich in 
allen übrigen Fällen) zur 2ieit, bevor es seeuntüchtig geworden ist,« gehabt hat oder, bei ge- 
höriger Ausrüstung gehabt haben würde (weil in diesem FaAle die Wiederherstellung des 
Schiffs als eine unverständige Maassregel erscheinen würde. Prot VHI S. 3995). Bei der Ver- 
leichung des Betrages der Reparaturkosten mit dem früheren Werthe des Schifis wird 
von ersterem der (bei Erstattung der Reparaturkosten im Wege der Havsriegrosse- 
vertheilung — . Art. 712 — und von Seiten des Versicherers — Art. 876 — statuirte) 
Abzug von einem Drittel wegen des Unterschiedes zwischen alt und neu nicht gemacht 
Auch sind bei den Reparaturkosten mit in Anschlag zu bringen die Kosten der An- 
schaffung des erforderlichen Geldes im Nothhafen, z. B. eine zu zahlende Bodmerei- 
prämie, da dies auch Kosten sind, welche die Reparatur verursacht: Lewis, Seer. I 
S. 25. A. M. R.O.H.G. in Entsch. XH S. 408 f. Die fremde Rechte haben ganz 
ähnliche Gfrundsätze : die f r an z Ö s i s c h e Jurisprudenz unterscheidet innavigabilit^ absoloe 
und relative, und versteht unter der ersteren die absolute Reparaturunfähigkeit, unter 
der letzteren sowohl die relative ReparaturunfiÜugkeit, als die Reparatumnwtkrdigkeit 
Letztere wird nach den Gebräuchen des Seeverkehrs unter denselben Voraussetzungen 
angenommen, wie nach Deutschem Recht Vgl. Pardessus, Droit conunercial HI 
Nr. 644, 841, Caumont, Dictionnafre S. 368 Nr. 575, S. 864 f. Nr. 578—585, S. 365 
Nr. 591, Rüben de Couder, Dictionnaire lU S. 712—716 Nr. 42—62, S. 780 Nr. 151, 
Allg. frans. Versich.Police f. Kasko- Versich. Art. 10, 11 (John, Die Seeversich.PoliBen, 
Triest 1874, S. 185 f.) üebrigens werden in den Versicherungspolicen die Kosten der 
Geldanschaffung nicht mit unter die Reparaturkosten gerechnet (Art 10). — Das Englische 
Recht nimmt dagegen eine Reparaturunwürdigkeit erst an, wenn die Reparaturkosten 
den Werth des reparirten Schiffs übersteige würden. Abbott S. 5 ff. Oliver S. 157 f. 
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während des Bestehens der Rhederei (also etwa zugleich mit dem die Anflösong 
derselben aussprechenden) gefassten Migoritätsbeschluss bestellt werden,^) in- 
dem Beschlüsse der Rhederei nnr fOr die Zeit ihres Bestehens gefasst werden 
können nnd die Mitrheder nnr insoweit binden, als sie Mitglieder der Rhederei 
sind, nicht aber wenn diese Eigenschaft aufgehört hat. ^) 



^) Dies hftlt das A.G. zu Celle m einem Erk. ▼. 28. Mai 1868 (Seufferts Arch. 
XXIY Nr. 70) f&r zulässig. 

^) Es ist auch zu beachten, dass nach Art 458 BtimmeneinheUig^eit für einen 
RhedereibeschluBS nothwendig ist, wenn derselbe dem Zweck der Rhederei fremd ist; 
es sich aber im vorliegenden Fall sicher um eine Angelegenheit handelt, die mit dem 
Zweck der Rhederei nichts zu ihun hat 



n. Der Schiffer 



§ 17. 

A. Die Stellung des Schiffers im Allgemeinen. 

I. Der Führer eines Seeschiffs ^) wird als Schiffskapitän, als Schiffer (voraos- 
gesetzt dass dieses Wort im juristischen Sinne gebraucht wird) bezeichnet. 
Derselbe kann zugleich Eigenthümer des Schiffs sein, oder in einem Dienstver- 
hftltniss zum Rheder stehen. Dieser unterschied ist insofern von Bedeutung, 
als die für das Yerhältniss des Schiffers zum Rheder geltenden Grundsätze bei 
dem Kapitän, der zugleich Eigenthümer des Schiffs ist, gegenstandslos werden, 
während die allgemeinen Pflichten des Schiffers, die Regeln über das Yerhält- 
niss desselben zu den Ladungsbetheiligten und sonstigen dritten Personen gleich- 
massig zur Anwendung kommen. Ob bei der Rhederei der von dieser ange- 
stellte Schiffer zugleich Eigenthümer einer Schiffspart ist und somit zu den 
Mitgliedern der Rhederei gehört, ist irrelevant, an seinem Yerhältniss zur letz- 
teren wird dadurch nichts geändert. Auch die Befngniss der Rhederei, den 
Schiffer jederzeit zu entlassen, ist in solchem Fall in keiner Weise geschmälert. 
Nur kann alsdann der Schiffer verlangen, dass im Falle einer unfreiwilligen 
Entlassung seine Schiffspart von den Mitrhedem gegen Auszahlung des durch 
Sachverständige zu bestimmenden Werths übernommen werde, vorausgesetzt 
dass mit Rücksicht auf das Eigenthum an dieser Part seine Anstellung erfolgt 
ist, oder dass er die Part mit Rücksicht auf die Anstellung erworben hat. ^ 
Thatsächlich gestaltet sich auch die Stellung des Schiffers anders, dem der 
grösste Theil des Schiffs gehört, weil der Wille eines solchen Mitrheders in 
allen regelmässigen Angelegenheiten (d. h. in allen mit Ausnahme der im 
D. H.G.B Art. 458 Abs. 2 und 459 Abs. 1 Satz 2 aufgezählten) als Rhedereibe- 
schluss angesehen wird ', derselbe daher auch wider seinen Willen niemals seiner 
Stellung als Kapitän rathoben werden kann. 



1) Das D. H.6.B. Art. 478 spricht vom Führer eines Schiffs überhaupt, meint aber 
den Führer eines Seeschiffs, da es nur von den zum Erwerb durch die Seefahrt be- 
stimmten Schiffen handelt 

^ D. H.6.B. Art 522. Der Schiffer mnss jedoch von diesem Recht ohne Yersug 
Gebrauch machen; sonst erlischt dasselbe. 
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II. Der Kapit&D soll nach den Seerechten ^) bei allen Dienstverrichtungen ein- 
schliesslich der ihm obliegenden AnsfUirang von Verträgen die „Sorgfalt eines 
ordentlleheB Sehlffers** beobachten. Von welcher Beschaffenheit diese ist, und 
welche Pflichten daraus hervorgehen, wird darch die seemännischen Gebräuche 
und den seemännischen Takt bestimmt Daher wird nicht dieselbe Handlungs- 
weise stets dem Schiffer zur Pflicht gemacht, ein Abweichen davon nicht immer 
als culpa aufgefasst werden dürfen. Vielmehr kommt es auf die Umstände 
des konkreten Falles an, und es kann eine und dieselbe Handlungsweise unter 
gewissen Umständen als die einzig richtige und korrekte sich darstellen, durch 
die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers bedingt erscheinen, unter anderen 
wieder gerade als Nachlässigkeit aufzufassen sein. Läuft der Schiffer einen 
Hafen an, um den infolge von Unglücksfällen unzureichend gewordenen Pro- 
viant, Kohlenvorrath, Wasser zu ergänzen, um feindlichen Kreuzern zu entgehen, 
so handelt er mit der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers; thut er eben das- 
selbe, um seine eigenen Angelegenheiten zu besorgen, so lässt er sich eine 
culpa zu Schulden kommen. 

Die meisten Seerechte haben es nun für nöthig befunden, in gewissen Be- 
ziehungen ein bestimmtes Verhalten, das durch die seemännischen Gebräuche 
und die zu prästirende Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers bereits gefordert 
werden würde, dem Schiffer in seiner Eigenschaft als Führer des Schiffs noch 
besonders zur Pflicht machen. So wird ihm auch durch das D. H.G.B.die Verbind- 
lichkeit auferlegt, vor Antritt jeder Reise Fürsorge zu treffen für die Sicherheit 
von Schiff, Besatzung' und Ladung. Er hat dafür zu sorgen, dass das Schiff see- 
tüchtig, gehörig d. h. seiner Grösse und der zu unternehmenden Reise entsprechend 
ausgerüstet, bemannt, (nicht nur der Zahl, sondern auch der Qualifikation und 
Tüchtigkeit der Schiffsleute nach) verproviantirt und mit Rücksicht auf die zu 
transportirende Ladung eingerichtet ist.^) Hieraus ergibt sich auch, dass der 
Schiffer Gegenstände, welche das Schiff, die Besatzung oder die übrige Ladung 
ge&hrden., nicht an Bord nehmen darf, oder, wenn sie sich bereits an Bord 
befinden , wieder entfernen muss. ^) Er hat ferner dafür zu sorgen , dass die 
zum Laden und Löschen bestimmten Geräthschaften in gutem Stande und 
zweckentsprechend sind ; dass das Schiff nicht überladen, mit der erforderlichen 
Gamirung, ^ und, wenn es ohne Ladung oder ohne ausreichende Ladung aus- 
laufen soll, mit dem nöthigen Ballast versehen wird, auch die Güter gehörig. 



») D. H.G.B. Art 478. 

*) D. H.G.B. Art. 480. 

^) S. Entsch. des R.O.H.G. XXI S. 157. Die Befugniss, derartige Gegenstände 
wieder ans Land zu setsen, ja sogar in dringenden Fällen über Bord zu werfen, räumt 
dem Schiffer (in seinem Verhältniss zu den Befirachtem) Art 564 Abs. 4 ausdrücklieh ein. 

*) Es kommt vor, dass auch Güter zur Garpirung verwendet werden. Es darf dies 
jedoch nur mit Erlaubniss des Abladers und bei Gütern geschehen, welche dazu ge- 
eignet sind, d. h. selbst durch das regelmässig in das Schiff eindringende Seewasser 
nicht leiden und auch dieses von andern Gütern abhalten. Fehlt es an der einen oder 
der andern Voraussetzung, so liegt eine prästabie culpa des Schiffers vor; vgl. Entsch. 
des O.A.G. zu Berlin v. 18. Febr. 1870 in Seufferts Arch. XXIV Nr. 71. 
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d.h. nach Seemannsbraach , verstaut werden.^) Er muss die zum Ausweis 
von Schiff, Besatzung und Ladung dienenden Papiere, als Certifikat, Muster- 
rolle, Ghartepartie , Konnossemente, Ladungsmanifest an Bord haben, ^) die im 
Auslande geltenden Gesetze, namentlich die Polizei-, Steuer- und Zollgesetze, 
sowie die Gruniisätze des Seekriegsrechts beobachten, daher auch keine unter 
den Begriff der Kontrebande fallende Güter, laden. ^) Die Reise soll er an- 
treten, sobald da? Schiff zum Abgehen fertig ist, und Wind und Wetter es 
rftthlich erscheinen lassen. Auch alsdann soll er den Antritt oder die Fort- 
Setzung der Reise nicht ungebührlich^ verzögern, wenn er durch Krankheit oder 
andere Ursachen verhindert ist, selbst das Schiff zu führen; vielmehr hat er 
in diesem Falle, wenn es möglich ist, Yerhaltungsmaassregeln vom Rheder ein- 
zuholen, in der Zwischenzeit aber die geeigneten Vorkehrungen zu treffen, an- 
derenfalls selbst einen anderen Schiffer einzusetzen.'^) Er soll das Schiff, so 
lange die Umstände es erheischen, nicht ohne einen sachverständigen Führer 
lassen. Abgesehen von Fällen dringender Nothwendigkeit darf er das Schiff 
nicht verlassen, während dasselbe sich in See befindet und ausserdem bei 
drohender Gefahr; er darf es nicht gleichzeitig mit dem Steuermann verlassen 
vom Beginn der Ladung bis zur Beendigung der Löschung; und wenn das 
Schiff in einem nicht sicheren Hafen oder auf einer nicht sicheren Rhede liegt, 
auch nicht vor jenem und nach dieser, es müsste denn ein dringender Grund 
dafür vorliegen, und in diesem Falle hat er aus den Offizieren oder der übrigen 
Mannschaft zuvor einen geeigneten Vertreter zu bestellen.^') Besondere Pflich- 
ten, welche in einzelnen Rechtsverhältnissen sei es dem Schiffer als solchem, 
sei es als Vertreter des Rheders vom Gesetz besonders auferlegt sind, werden 
in den betreffenden Abschnitten behandelt werden. 

Hat der Kapitän durch Vernachlässigung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Schiffers sich einer culpa schuldig gemacht, so haftet er für den dadurch verur- 
sachten Schaden, ^^) und zwar haftet er nicht nur gegenüber dem Rheder, sondern 
uuch gegenüber den Ladungsbetheiliglen, den Reisenden, der Schiffsbesatzung, den 
Bodmereigläubigern und sonstigen Schiffsgläubigem, deren Forderungen aus Kredit- 
geschäften entstanden sind. '^) Von dieser Verantwortlichkeit wird der Schiffer auch 
durch den Umstand nicht befreit, dass er bei den von ihm zu treffenden Einrich- 
tungen sich den Anweisungen oder der Mitwirkung einer anderen Person nicht ent- 
ziehen konnte. Wenn eine solche nicht geradezu nach dem Gesetz für gewisse 
Handlungen an die Stelle des Kapitäns tritt, so wird er nur ihr resp. derjenigen 



') D. H.G.B. Art 481. 

^) D. H.G.B. Art 480. Der Schiffer hat diese Papiere selbstverständlich so schleunig 
sich zu verschaffen, dass dadurch kein unnöthiger Aufenthalt entsteht Dies folgt ans 
der von ihm zu prästirenden Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers. 

») D. H.G.B. Art 482. 

1«) D. H.G.B. Art 483. 

") D. H.G.B. Art. 484. 

1«) D. H.G.B. Art. 478 ; vgl. Art. 694, 695, 788, 754. 

1») D. H.G.B. Art. 479 Abs. 1. 
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gegenftber, in deren Namen die Mitwirkung erfolgt, von der Haftung frei, 
nicht aber sonstigen bei der Haftung interessirten Personen gegenüber. Dies 
gilt in betreff des Rheders, der dem Kapitän eine bestimmte Handlungsweise 
vorgeschrieben hat. ^*) Wennschon der Kapitän gar nicht in der Lage ist, die 
fflr die ihm obliegende Ausrüstung erforderlichen Rechtsgeschäfte im Heimaths- 
hafen des Schiffs ohne eine spezielle Ermächtigung des Rheders abzuschliessen, 
obwohl er auch in der Fremde in dieser Beziehung an die Anweisungen des 
Rheders gebunden ist, ^^) so wird er doch dadurch, dass eine fehlerhafte Ein- 
richtung resp. Ausrüstung überhaupt nicht durch ihn, sondern durch den Rheder, 
oder zwar von ihm, aber auf ausdrückliche Anweisung des Rheders getroffen ist^ 
von der Haftung nur diesem gegenüber befrat, und auch dies allein unter der 
Voraussetzung, dass er den Rheder über das Sachverhältniss genügend auf- 
geklärt hat,^*) oder dieser selbst darüber unterrichtet war. War dies der Fall, 
dann haftet auch der Rheder nicht nur mit der fortune de mer, sondern per- 
sönlich. *') In gleicher Wwse wird der Kapitän der Verpflichtung, ftlr ordent- 
liche Stauung zu sorgen, nicht überhoben durch die Thatsache, dass die Stauung 
besorgt wird durch besondere Stauer,^®) d. h. entweder durch öffentlich an- 
gestellte und nach den Gesetzen des Abladeorts vom Schiffer zu nehmende ^^) 
Stauer, oder in Gemässheit des Frachtvertrags durch die Stauer des Befrach- 
ters.^^) Freilich würde in solchen Fällen die Pflicht des Schiffers sich darauf 
beschränken, gegen eine augenscheinlich mangelhafte Stauung oder Garnirung 
in der geeigneten Weise Einsprache zu erheben. ^^) Trotzdem befreit bei der 
durch die Stauer des Abladers vorgenommenen Stauung die bei letzterem (ohne 
Erfolg) angebrachte Remonstration den Schiffer von der Haftung für die Mängel 
nur dem Ablader selbst und dem Destinatar gegenüber, der lediglich im In- 
teresse des Abladers die Waaren empfängt, nicht aber andren Ladungsem- 
pfängem, (wenn nicht dieserhalb im Konnossement ein besonderer Vorbehalt 



1*) D. H.G.B. Art. 479 Abs. 2, Art 696, 738 Abs. 2, Art. 754 Abs. 2. 

1») D. H.Q.B. Art 603. 

^*) Wenn der Schifiier es unterlässt, den Rheder auf das Fehlerhafte seiner An- 
ordnung anfinerksam zu machen, so macht er sich als Sachverständiger auch diesem 
gegenüber einer culpa schuldig. 

1^) Dies ordnet das D. H.G.B. (Art 479 Abs. 3, ebenso Art 696, 738 Abs. 2, 
Art. 754 Abs. 2) ausdrücklich für den Fall an, dass der Rheder den Schiffer mit An- 
weisung versehen hat; das Gleiche muss aber natürlich auch für den angenommen werden, 
wo der Rheder die betrefiende Einrichtung selbst vorgenommen hat Dass hierfür das 
Unterrichtetsein als Voraussetzung gefordert wird, geht daraus hervor, dass man vom 
Rheder besondere seemännisch technische Kenntnisse nicht fordern kann, eine Ver- 
letzung der ihm obliegenden diligentia (der Sorg&lt eines ordentlichen Rheders) nicht 
identisch ist mit der Verletzung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers. 

1«) D. H.G.B. Art 481 Abs. 1. 

^») Prot. IV S. 1756, VIU S. 3750. 

^) Entsch. des R.O.H.G. XIX S. 265 ff 

>') Ullrichs Samml. Nr. 290, Nr. 339. Entsch. des Hamb. H.G. v. 12. Juni 1873 
und O.G. V. II. Juli 1873 in Goldschmidts Zeitschr. XIX S. 229 ff. Entsch. des RO.H.G. 
XIX S. 264 ff 
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gemacht wäre) den Rhedem und der Besatzung gegenüber. '^) Auch für die 
Maassregeln trifft den Schiffer die volle Verantwortlichkeit, welche durch einen, 
im Falle der Gefahr von ihm abgehaltenen Schiffsrath der Offiziere beschlossen 
sind, wie er denn weder zur Abhaltung eines solchen Schiffsraths unter irgend 
welchen Umständen verpflichtet, noch an die Beschlüsse desselben gebunden ist. ^^) 

§ 18. 

B. Vom Schiffsjournal nud der Verklarung. 

I. Von Alters her ist zur Eontrole des Schiffers in Bezug auf seine Dienst- 
führung und sein Verhalten der Mannschaft gegenüber die Führung eines Jour- 
nals vorgeschrieben/) in welches jedoch auch alle Ereignisse einzutragen sind, 
an die sich ein juristisches Interesse knüpft. Die Führung des Journals gehört 
zu den Amtsfunktionen des Steuermanns, doch erfolgt dieselbe unter Aufsicht 
des Schiffers, der selbstverständlich falsche Eintragungen nicht dulden darf.^) 
Er hat dasselbe daher zusammen mit dem Steuermanne zu unterschreiben. ^) 
Das Journal soll immer für eine Reise geführt werden von dem Zeitpunkt, wo 
mit dem Einnehmen der Ladung oder des Ballastes begonnen ist,^) bis zu dem, 
wo das Schiff in den Heimathshafen zurückgekehrt, und sein Ballast oder 
die etwaige Ladung entlöscht ist. ^) Die Eintragungen sollen, soweit die Ver- 
hältnisse dies zulassen, täglich stattfinden. Gegenstand der Eintragung sind alle 



2^) Entsch. des R.O.H.6. XIX S. 267 f. Der Destinatar, der lediglich im Interesse 
des Abladers die Ladung empfängt, kann in dem in Rede stehenden Fall auf den etwa 
vorbehaltlosen Inhalt des Konnossements sich nicht berufen, weil ihm aus der Person 
des Abladers ein exceptio doli entgegengesetzt werden kann. Das ist jedoch bei jedem 
andern LadungsempAnger nicht der Fall. 

^*) D. H.6.B. Art. 485. üeber den Einfluss der Zuziehung eines Lootsen s. unten 
S. 118 ff 

^) Das D. H.6.B. Art. 489 hat es den Landesgesetzen überlassen, die kleinen Fahr- 
zeuge (z. B. Küstenfahrer) von der Pflicht, ein Journal zu fähren, zu befreien. Von 
dieser Befugniss haben Gebrauch gemacht die Mecklenb.Schwerin. Einfilhr.Verordn. 
v. 28. Dezbr. 1863 § 57, das Hamb. Einf.Ges. v. 22. Dezbr. 1865 § 47, das Oldenb. v. 
18. April 1864 Art. 49, das Brem. r. 6. Juni 1864 § 41, das Hannöv. v. 5. Oktbr. 1864 
§ 34, das Schlesw. Holst, v. 5. Juli 1867 § 68. Doch befreien die vier letzten nur von 
der Pflicht der durch das H.G.B. vorgeschriebenen detaillirten JoumalfÜhrung und ordnen 
an, dass in ein Journal die Beschaffenheit von Wind und Wetter und der Wasser- 
stand bei den Pumpen wo möglich täglich eingetragen werden, und ausserdem ohne Ver- 
zug alle Unf&lle, die dem Schiff oder der Ladung zustossen. Das Preuss. Einf.Ges. v. 
24. Juni 1861 Art. 55 hat die Befreiung von der JoumalfÜhrung königlicher Verordnung 
vorbehalten, die indes noch nicht erlassen ist. 

') D. H.G.B. Art. 486. Ist der Steuermann verhindert , so hat entweder der 
Schiffer selbst das Journal zu führen , oder durch einen geeigneten SchifiiBmann führen 
zu lassen. 

«) D. H.G.B. Art. 487 letzter Abs. 

*) D. H.G.B. Art. 486 Abs. 1. 

^) Die Reise aus und zu Haus bildet ein Ganzes. Etwaige Zwischenreisen in der 
Fremde werden mit eingerechnet. Doch würde die Reise in der Fremde endigen, wenn 
das Schiff in einem auswärtigen Hafen Jahre lang still läge. So Pohls, Seer. I S. 168. 
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Thatsachen, die für eine Seereise von Einfloss sind,^) nnd zwar hat das 
D. H.G.B. die Punkte leinzeln anfgeftthrt.^) 

Selbstverständlich bildet das Journal dn wichtiges Beweismittel f&r die Be- 
gebenheiten der Reise nnd das Verhalten des Schiffers nnd der Mannschaft während 
derselben. Es wird nemlich regelmässig die eine Eintragung dnrch andere Ein- 
tragungen kontrolirt, mit denen sie sich im Einklang befinden muss. Veranlasst 
nun der Schiffer zur Rechtfertigung seines Verhaltens die unrichtige Darstellung 
eines Sachverhalt«, so wird zwischen dieser nnd anderen Eintragungen meist 
ein Widerspruch bestehen, da der Schiffer die Führung dd^ Journals doch nicht 
von vom herein zur Beschönigung von in der Zukunft zu begehenden Fehlem 
einrichten kann. Der Werth desselben unterliegt jedoch im heutigen deutschen 
Prozess der freien Würdigung des Richters.^) Es wird dieser natürlich auf die 
ganze Art und Weise Rücksicht nehmen müssen, wie das Joumal geführt ist; 
ob Widersprüche in den Eintragungen vorkommen; ob Aenderangen vorgenonunen 
sind und wie sich diese Aenderungen zum ursprünglichen Text verhalten, oder 
ob diese Aenderungen gar vermittelst Rasuren (was stets verdächtig ist) be- 
werkstelligt sind; ob etwa Blätter ausgerissen; ob die Eintragungen in der ge- 
setzlich vorgeschriebenen Zeit stattgefunden haben, oder stets erst nach längeren 
Zwischenräumen, vielleicht erst für einen ganzen Reiseabschnitt, erst nachdem ein 
Unfall stattgefunden hat; was sich aus Schrift und Tinte leicht erkennen lassen vrird. 

II. Unter der Verklarung <$^der dem Seeprotest versteht man die vor einer 
Behörde gemachte Aussage der SchiffiBbesatzung über einen stattgehabten See- 
unfall. Dieselbe ist gleichzeitig Beweisaufnahme (zum ewigen Gedächtniss) und 
Rechenschaf tsablegung.^) Schon das R.R. ordnet eine solche an;^^) ebenso ver- 
schiedene Seerechte des Mittelalters ^^) und in gleicher Weise ist sie von den 
heutigen Gesetzen anerkannt. Das Deutsche Seerecht verpflichtet allerdings don 
Schiffer nur dann, die Aufnahme der Verklamng zu bewirken, wenn sich Unftlle 
auf der Reise ereignet, die den Verlust oder die Beschädigung des Schiffs, das 
Einlaufen in einen Nothhafen oder einen sonstigen Nachtheil verursacht haben. 
Ist der Schiffer gestorben, oder unfähig die Verklarung zu beirirken, so liegt 
Recht und Pflicht hierzu dem ersten Schiffsoffizier ob.^') Die Verklarung muss 
zu einer Zeit stattfinden, wo die zu bekundende Begebenheit noch frisch im 



*} Diese sind unter den „erheblichen Begebenheiten** des Ges. (Art 486) zu verstehen, 
nicht etwa blos ausserordentliche Ereignisse. 

^ Art 487. 

») R.GivPr.0. § 259. Einf.-Ge8. § 18, welcher den Art 488 des H.G.B. aufhebt 

») Pohls, Beer. II S. 690. Koch in Holtzendorffs Rechts-Lezikon, s. v. 
,,8eeprote8t". 

1«) L. 2, L. 3 C. De naufirag. (11, 6). 

") Guidon de ia mer 111 art 2. Seer. v. Oleron Art 11. Wisbysches Seer. Art 28. 

13) D. H.G.B. Art 490. Das Gesetz substitnirt dem Schiffer nur die Schifiofikiere, 
nicht etwa auch die übrigen Schiffsleute, wenn keine Offiziere am Leben oder im Stande 
sind, die Verklarung zu bewirken. Die Bestimmung der Mecklenb.Schwerin. Einf. Verordn. v. 
28. Dezbr. 1863 § 59, welche dies thnt, hat, da sie sich im Widerspruch mit dem H.G.B. 
befindet, nach Erhebung eben dieses zum Reichsgesetz keine Gültigkeit mehr. 
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GedächtnisB der Personen lebt, diese auch noch alle zusammen sind. Sie soll 
daher spätestens im Bestimmungshafen abgelegt werden und, wenn es deren 
mehrere gibt, in dem, den das Schiff zuerst nach dem Unfälle erreicht. Wird 
aber ein Nothhafen angelaufen und daselbst das Schiff reparirt oder gelöscht, 
in diesem. Endet die Reise, ohne dass der Bestimmungshafen erreicht wird, 
am ersten geeigneten Orte. Und zwar soll der Schiffer nach der Ankunft 
die Verklarung ohne Verzug bewirken, d. h. nicht nur anmelden, sondern auch 
alles thun, was zur Herbeiflihrung der Verklarung von seiner Seite zu geschehen 
hat. ^^) Der Schiffer kann aber auch in jedem früheren Zeitpunkt die Ver- 
klarung ablegen, wenn das dadurch bedingte Anlaufen eines Hafens, oder der 
dadurch verursachte Aufenthalt mit den Interessen der Schifi&hrt verträglich ist 
Die Abl^;ung der Verklarung ist eine Pflicht des Schiffers, deren Ver- 
absäumung als culpa denselben ftlr den dadurch verursachten Schaden verant- 
wortlich macht; ausserdem aber von allen Personen, die ein Interesse daran 
haben, durch Klage erzwungen werden kann, also von den Rhedern und Ladungs- 
betheiligten, die durch den Seeunfall einen Nachtheil erlitten haben. Die Be- 
hörde, bei welcher die Verklarung anzumelden und abzulegen ist, ist im 
Deutschen Reich das zuständige Gericht. ^*) Im Auslande ist, gemäss der 
Regel: locus regit actum, dafür — wie für die formellen Requisite der Ver- 
klarung überhaupt — maassgebend das Recht des Orts, wo die Verklarung ab- 
gelegt wird.^^) Soweit die Verklarung im Inlande und in Rechtsverhältnissen 
zwischen Inländern allein gebraucht werden soll, kann sie von einem deutschen 
Konsul aufgenommen werden, selbst wenn solchem die Ermächtigung zur Ab- 
hörung von Zeugen und Abnahme von Eiden nicht ertheilt ist^^) Doch würde 
auch der inländische Richter eine Verklarung für giltig zu halten haben, die 
im Auslande nach dem auswärtigen Recht vor einem ausländischen Beamten oder 
einon Notar aufgenommen worden wäre. ^^ Der Schiffer hat die ganze, zur 

58) D. H.G.B. Art. 490 Abs. 2. Das Mecklenb.Schwerin. Recht (Einf.Ges. v. 28. Dezbr. 
1863 § 59) setzt verhältnissm&ssige Ordnungsstrafen auf Verzögerungen der Anmeldung und 
Aufmachung. — Auf die geschehene Anmeldung soll das Gericht die Verklarung sobald 
als möglich aufnehmen (Art. 492 Abs. 2 des D. H.6.B.). 

^*) D. H.G3. Art 492 („im Gebiete dieses Gesetzbuchs''). Dieses zustandige Gericht ist 
in allen deutschen Küstenstaaten, mit Ausnahme von Hamburg das Amtgericht: Preuss. 
Ausf.Ges. zum deutschen Gerichtsverf-Ges. y. 24. April 1878 § 25 Ziff. 2; für Mecklenb. 
Schwerin arg. des § 68 der Ausf.Verordn. zum R.G.V.G. v. 17. Mal 1879 und des 
Art 3 D. H.G.B.; Oldenb. Einf.Ges. zum R.G.V.G. v. 10. April 1879 Art. 5 Nr. 6 u. 7. 
Für Hamburg ist das Landgericht zuständig, für welches ein einzelnes Mitglied fhngirt. 
Dagegen ist für die hamburgischen Laadherrenschaften Ritzebüttel und Bergedorf das 
Amtsgericht kompetent: Hamb. Gres., betr. die nichtstreitige Gerichtsbarkeit v. 25. Juli 
1879 § 5. Vgl. überhaupt Eeyssner in Goldschmidts Zeitschr. XXV S. 522 ff., 
536—538, 541-^43 (über Lübeck und Bremen speziell S. 541 f.). 

^^) Seebohms Samml. seerechtlicher Erk. Nr. 202 S. 618. Hamb. Handelsger. 
Ztg. T. 1874 Nr. 177 S. 218. So auch die Mecklenb.Schwerin. Einf.Verordn. v. 28. Dezbr. 
1868 § 59. 

^«) ReichskoBsulats-Ges. v. 8. Novbr. 1867 § 36, vgl. § 20. Dienstinstr. £ d. Kon- 
suln des D. Reichs v. 6. Juni 1871. 

'^ Eierulffs Samml. IH S. 1010. 



g 18. Vom Schi^oornal und der Verklarung. 81 

Mitwirknng bei der Yerklarnng gesetzlich yerpflichtete/^) Schiffsbesatzung oder 
doch einen genügenden Theil zn stellen. ^^) Die von derselben zn machende 
und zu beschwörende Aussage mnss nicht nur eine Darstellung der erlittenen 
Unfälle nebst Angabe der zur Abwendung und Verringerung der Nachtheile er- 
griffenen Maassregeln, sondern auch einen vollständigen Reisebericht enthalten.*®) 
Hierbei ist das Schiffsjournal in der Weise zu Grunde zu legen, dass von dessen 
Darstellung ausgegangen und darauf Bezug genommen wird.*^) Der Richter ist 
indes befugt, behufs besserer Aufklärung Fragen zu stellen; wie er nicht auf 
die vom Schiffer bestellten Schiffsleute beschränkt ist, sondern auch andere ver- 
nehmen darf, zu welchem Behuf ihm ein Verzeichniss aller Personen der Schiffs- 
besatzung, namentlich die Musterrolle auszuhändigen ist. ") Auch dtlrfen „die 
Interessenten von Schiff und Ladung, sowie die etwa sonst bei dem Unfall Be- 
theiligten ^, also auch die Versicherer, die Angesegelten der Verklarung beiwohnen, 
weshalb der dazu anberaumte Termin, sofern die Umstände einen solchen Aufent- 
halt gestatten, öffentlich bekannt zu machen ist.*') Von der über die Verklarung 
aufgenommenen Verhandlung sind den Betheiligten auf Verlangen beglaubigte 
Abschriften zu ertheilen, während die Urschrift von der Behörde aufbewahrt 
wird.**) Welche Beweiskraft der Verklarung beizulegen, ist der freien Würdi- 
gung des Richters überlassen.*^) Hierbei wird namentlich darauf das Augen- 
merk zu richten sein, inwiefern die Aussagen mit einander und dem Journal 
übereinstimmen, aber auch inwiefern das letztere einen unverdächtigen Eindruck 
macht, und die Personen der Besatzung selbst Glauben zu verdienen scheinen. 
Zeigen sich nachträglich in der Verklarung Lücken oder Unklarheiten in betreff 
der Darstellung des Unfalls, so würde eine Ergänzung derselben in der Gestalt 
einer Nachverklarung zulässig sein, wenn eine solche unter den für die Ver- 
klarung vorgeschriebenen Voraussetzungen erfolgen könnte, d. h. die Lücken, 
resp. Unklarheiten unmittelbar nach der Verklarung oder doch wenigstens vor 
der Entstehung von Rechtsstreitigkeiten zwischen den Interessenten bemerkt 
worden wären, auch die Personen der Besatzung, die bei der Verklarung mit- 



1») Seem.O. § 55. Wenn schon die mit dem Schiffer die Verklanmg ablegen- 
den Schi&leute nicht gerade dabei als Zeagen auftreten, sondern mehr als Eideshelfer 
im altgermaniBchen Sinn zu betrachten sind, so wird doch der Richter solche Schiffs^ 
leute, denen durch Strafiurtheil die Fähigkeit, als 2^uge oder Sachverständiger eidlich 
vernommen zu werden, abgesprochen ist, wohl auch bei Ablegnng der Verklarung nicht 
beeidigen dürfen. Pohls, Seer. H S. 697 ist allerdings anderer Ansicht. 

1^) D. H.G.B. Art. 480 Abs. 1. Ob die Zahl eine genügende gewesen, darüber ent- 
scheidet natürlich der Richter, der über diö Beweiskraft der Verklarung zu befinden hat. 

2<>) D. H.G.B. Art. 491, 493 Abs. 2. 

«) D. H.G.B. Art. 492 Abs. 1 n. 5-, vgl. Prot. IV S. 1823. 

«2) D. H.G.B. Art. 493 Abs. 1, Art. 492 Abs. 1. 

2») D. H.G.B. Art. 492 Abs. 3 u. 4. 

**) D. H.G.B. Art. 493 Abs. 3. 

s«) Rav.Pr.O. § 259. Durch § 13 des EinfGes. zu dieser ist der Art 494 des D. H.6.B. 
aufgehoben worden, wonach der Verklarung voller Beweis, vorbehaltlich des Gegenbe- 
weises, zugesprochen wird. Auch das Englische Recht kennt keine gesetzliche Beweiskraft 
der Verklarung, s. Abbott S. 820. 

Handl)veli dM Handelereclits. IV. Band. Abth. 1. 6 
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da^s die LandesgesetzgeboDg etwa für die eine oder andere Kategorie Spezial- 
vollmacht verlangt.^) Ohne eine Reihe von Handlangen läset sich non über- 
haupt ein Rhedereibetrieb nicht denken. Diese kann daher der Schiffer, soweit 
das Yerhältniss dritter Personen in Betracht kommt, gültiger and in einer den 
Rheder verpflichtenden Weise stets vornehmen, ohne dass es dazu noch irgend 
welcher weiteren Yorbedingangen bedürfte. Das sind alle Rechtshandlungen, 
welche die Ausführung der Reise, speziell die Ausrüstung, Bemannung, Yer- 
proviantirung und Erhaltung des Schiffs mit sich bringen, ^^) und zwar nicht 
nur die immer wiederkehrenden Geschäfte, sondern auch aussergewohnliche, wie 
z. B. eine Yereinbamng über Berge- und Hilfslohn. ^^) Nicht aber gehört dahin 
das Nehmen einer Yersicherung,^^) auch nicht die Anschaffung von Waaren zum 
Zwecke der Yerschiffhng und Yeräusserung an einem überseeischen Platze, ^^) und 
überhaupt nicht von Sachen, die nicht den erwähnten Zwecken dienen. Weiter 
gehört dahin die Eingehung von Frachtverträgen , ^^) und — da der Kapitän 
hierdurch zum Yerfirachter wird — auch die Empfangnahme'^) und Kredi- 
tirung^^) der Frachtgelder, nicht «her frachtfreie Annahme von Gütern zur Be- 
förderung, auch nicht Modifizirung und Aufhebung von Frachtverträgen, welche 
der Rheder selbst geschlossen hat;^^ es müsste denn dies gerade zur Erhaltung 
des Schiffs geschehen. ^^) Gewisse Rechtshandlungen werden beim Rhederei- 
betriebe nur unter gewissen Yoraussetzungen nothwendig. Und diese Yoraus- 
setzungen müssen demgemäss auch vorliegen, .wenn der Schiffer die Handlungen 
für den Rheder und als dessen Stellvertreter vornehmen soll. Solche Geschäfte 
^ sind Darlehen, Käufe auf Borg und ähnliche Kreditgeschäfte. t)iese dürfen nur 
eingegangen werden, wenn und soweit es zur Erhaltung des Schiffs oder zur 
Ausführung der Reise nothwendig ist; ein Bodmereigeschäft nur, wenn und so- 
weit dadurch allein die Ausführung der Reise ermöglicht wird. ^^) In diesen 
Fällen hat der Dritte vor Eingehung des Geschäfts zu untersuchen nicht nur, 
ob dieses unter eine der dem Kapitän freigegebenen Kategorien fällt; sondern 



zu repariren, zur Seefahrt in Stand zu setzen und mit Proviant zu versehen. Ausser- 
dem ermächtigt dasselbe (Art 641) den Schiffer zur Eingehung von Frachtverträgen, 
vorausgesetzt, dass er dadurch nicht gegen die ihm ertheilte Instruktion verstösst 

9) D. H.G.B. Art. 512. 

>«) D. H.G.B. Art 496 Abs. 1. 

11) Entsch. des R.O.H.G. IX S. 369 f. 

1«) Prot. lY S. 1886 f. 

1«) Prot. lY S. 1896. 

1*) D. H.G.B. Art. 496 Abs. 2. 

1*^) Der Rheder muss die dem Schiffer geschehene Zahlung für sich gelten lassen, 
auch wenn dieser das Geld veruntreut haben sollte. 

1^) Die Kreditirung von Frachtgeldern seitens des Kapitäns hat für den Rheder 
dieselben nachtheiligen Folgen (s. Art. 627 D. H.G.B.), als wenn er selbst kreditirt hätte. 

1^) Seufferts Arch. XII Nr. 292. Ullrich, Samml. I Nr. 27 S. 71, Nr. 86 S.86. 

iB) So ist der Schiffer unzweifelhaft befugt, aus den Gründen des Art 631 mit 
rechtlicher Wirkung für den Rheder von einem durch diesai geschlossenen Frachtvertrage 
zorückzutreten oder denselben zu modifiziren. 

") D. H.G.B. Art 497. 



§ 19. Der Schiffer als Vertreter der Rheder. 8 5 

aosserdem noch, ob das angegebene Bedürfhiss vorliegt; *^) ob das (rescbäft ge- 
<tignet ist, unter den vorliegenden Verhältnissen das Bedfirfniss zn befriedigen;^^) 
ob das Geschäft auch in dem vom Schiffer beabsichtigten Umfange*') zur Be- 
friedigung des Bedürfnisses abgeschlossen werden mnss. '') Dagegen wird die 
Gültigkeit des Geschäfts nicht dadurch alterirt, dass das Resoltat desselben nicht 
in der in Aussicht genommenen Weise angewendet, das geliehene Geld z. B. 
nicht zur Reparatur verwendet ist;*^) dass der Schiffer bei der Wahl des Ge- 
schäfts nicht verständig verfahren; auf den Kredit überhaupt nicht angewiesen 
war, vielmehr das Bedürfniss aus den ihm zu Gebote stehenden Mitteln hätte 
befriedigen können. Nur dann ist aus einem dieser Gründe das Geschäft für 
den Rheder nicht verbindlich, wenn bei Eingehung desselben dem Dritten diese 
Thatsachen bekannt gewesen sind. *^) 

Da der Rheder aus den vom Schiffer als solchem geschlossenen Geschäften 
nur mit Schiff und Fracht haftet, so würde auch das ausdrückliche Versprechen 
des Schiffers, dass der Rheder persönlich haften werde, diesen, abgesehen von 
einem besonderen Verpflichtungsgrund, niemals binden. Das Deutsche Recht geht 
aber noch weiter. £s spricht dem Schiffer ausdrücklich die Befugniss ab, auf 
den persSnUehen Kredit des Bheders Geschäfte abzuschliessen , insbesondere 
Wechselverbindlichkeiten einzugehen, wenn ihm nicht hierzu Spezialvollmacht 
des Rheders — der natürlich nachfolgende Ratihabition gleich steht — zu Theil 
wurde *^) und spricht damit nicht nur solchen Geschäften die Kraft ab, den 
Rheder über den Bestand der fortune de mer hinaus zu verpflichten, sondern 



^) Z. B. ob das Schiff reparirt werden muss („si illud qnoque sderit necessariam 
refectioni pecmiiam esse": L. 7 pr. De exerdt act. 14, 1). 

''-*^) Z. B. ob die Reparatur an dem Ort, wo sich das Schiff gerade befindet, bewerk- 
stelligt werden kann („an in eo loco pecuiia credita sit, in quo id, propter quod crede- 
batur comparari potuerit*^ : L. 7 dt § 1). 

^) Üeber den erforderlichen Betrag hinaus haftet der Rheder nicht L. 7 pr. dt.: — 
„quare etsi in ea causa fuerit navis, ut refid deberet, multo tamen maior pecunia credita 
fnerit, quam ad eam rem esset necessaria, non debere in soUdum adversus dominum 
naris actionem dari*'. Die Stelle zdgt zugleich, dass in solchem Falle nicht eine ganz 
genaue Schätzung von Sdten des Dritten gefordert wird; er hat nur zu prüfen, ob es 
wahrscheinlich erscheint, dass ein Betrag, nngeflkhr von der Höhe, wie der von ihm ge- 
forderte, zur Deckung des BedOrfiüsses erforderlich ist Ebenso L. 1 § 10 eod.: „S^d 
etsi in pretiis rerum emptarum fefellit magister, ezerdtoris erit daomnm, non creditoris''. 

^') Das Vorhandensein der gedachten Thatsachen hat der Dritte zu beweisen. 
Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 49. Ueber die Voraussetzungen der Präsumption für 
die Nothwendigkdt der Eingehung eines Bodmereigeschäfts D. H.G.B. Art 686. 

^*) L. 1 § 9, L. 7 pr. eod.: — „non oportet creditorem ad hoc astringi, ut ipse 
reficiendae navis curabi suedpiat et negotium domini gerat (quod certe futurum sit, si 
necesse habeat probare pecuniam in refectionem erogatam esse)**. 

^) D. H.G.B. Art 497 Abs. 2. NatUrUch hat der den dolus des Dritten einwen- 
dende Rheder denselben zu bewdsen. 

^) D. H.G.B. Art 498. Der Artikel fbgt noch ausdrücklich hinza, dass Ver- 
haltungsmaassregeln und dienstliche Anweisungen, welche der Schiffer vom Rheder erhält, 
nicht genügen, die persönliche Haftung des Rheders dem Dritten gegenüber zu begrün- 
den. Vgl. Art 700 a. E. 
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erklärt sie überhaupt für den Rheder für unverbindlich, da nur die vom Schiffer 
innerhalb seiner gesetzlichen Befugnisse vorgenommenen Rechtshandlungen deih 
Rheder verpflichten,*^) 

Im Falle dringender Nothwendigkeit hat der Schiffer auch die BeAigrniss^ 
das Sehiff eu verkaufen. ^^) Eine solche Nothwendigkeit ist dann anzunehmen, 
wenn der Verkauf durch das Interesse des Rheders selbst gefordert wird, d. h. 
das einzige Mittel ist, einen grösseren Schaden von diesem abzuwenden,*^) z. B. 
im Falle der Seeuntüchtigkeit, d. h. Reparaturunfähigkeit oder -unwürdigkeit 
des Schiffs , ^^) aber auch wenn es unmöglich erscheint, in absehbarer Zeit die 
für die Bedienung des Schiffs unumgänglich nothwendige Mannschaft aufzubringen. 
Die Nothwendigkeit muss aber^ wenn der Verkauf für den Rheder bindend sein 
soll, konstatirt sein durch das Ortsgericht oder eine andere Behörde, nach vor- 
angegangener Untersuchung unter Anhörung von Sachverständigen und Zu- 
ziehung des etwa vorhandenen deutschen Konsuls. Die Gültigkeit des Verkaufs 
hat also zwei Voraussetzungen : Vorhandensein einer dringenden Nothwendigkeit, 
und Konstatirung dieser Nothwendigkeit durch die Obrigkeit des Yerkaufsorts. 
Eine genügt nicht, und es würde die obrigkeitliche Bescheinigung der Noih* 
wendigkeit den Rheder nicht hindern, den Verkauf anzufechten, wenn diese 
trotzdem nicht vorhanden gewesen, ^^) oder als vorhanden nicht nachgewiesen 
worden wäre. ^*) Nur im Falle der Unmöglichkeit, die angegebenen Formvor- 
schriften zu beobachten, genügt für die Gültigkeit des Verkaufs das blosse Vor- 
handensein der Nothwendigkeit, doch muss der Schiffer in diesem Falle dafür das 
Gutachten von Sachverständigen einholen, oder, wenn auch dies nicht möglich, 
mit anderen Beweisen sich versehen. '#^) Der Verkauf muss öffentlich geschehen. ^^) 

Im Heimathshafen des Schiffs verpflichten die Rechtsgeschäfte des Schiffers 
den Rheder nur dann, wenn sie auf Grund einer Vollmacht abgeschlossen. 



^^) Natürlich hat der Dritte eine condictio gegen den Rheder, soweit aus dem Ge- 
schäft etwas in sein Vermögen gekommen ist. 

2«) D. H.G.B. Art. 499. 

«•) Entsch. des R.O.H.G. XVHI S. 283. 

8ö) Prot. IV S. 1912 f. EntBch. des R.O.H.G. XII S. 398 f. Vgl. D. H.G.B. Art. 444. 

81) Die fremde Behörde hat z. B. fölschlich — fahrlässiger oder gar doloser Weise — 
dringende Nothwendigkeit konstatirt. 

^2) Der letztere Fall würde z. B. dann vorliegeD, wenn die Sachverständigen, deren 
Gutachten die Behörde ihrem Spruch zu Grunde gelegt, auf die Aufzählung der Schäden, 
welche das Schiff erlitten, ein&di den Ausspruch hätten folgen lassen, dass dasselbe dem- 
gemäss für reparaturunfähig zu erachten, ohne dass dieser Schluss sich aus den Schä- 
den von selbst ergäbe: Entsch. des R.O.H.G. XVI S. 106. 

8») D. H.G.B. Art. 499 Abs. 2. 

^) A. a. 0. Abs. 3. Durch Nichtbeobachtung der für den Verkauf aufgestellten 
Vorschriften macht sich der Schiffer, soweit daraus ein Schaden entstanden ist, verant- 
wortlich, nicht nur dem Rheder, sondern auch allen anderen Personen gegenüber, denen 
er nach Art. 479 H.G.B. haftbar ist. Es ist nicht abzusehen, weshalb den letzteren 
gegenüber eine Entschädigungsverbindlichkeit cessiren, speziell nicht, weshalb es sich 
beim pflichtwidrigen Verkauf seitens des Schiffers um eine rein interne Angelegenheit 
zwischen Rheder und Schiffer handeln soll, woraus nur ein Ersatzanspruch für den 
Rheder begründet wird (wie Ehrenberg, Beschränkte Haftung S. 259 f. will)? Das 
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oder ein sonstiger besonderer Yerpflichtongsgrnnd (z. B. negotiorum gestio) vor- 
handen war. Nor die Annahme der Schifbmannschaft (und demgemäss auch 
Yereinbarong mit derselben über Hener nnd Verpflegung) steht demselben auf 
Gmnd seiner Stellung als Schiffer zu. *^) Diese Bestimmung entspricht einem 
allgemeinen Gebrauch, dem seinerseits wieder die Einsicht zu Grunde liegt, dass 
es zweckmässig sei, dem Schiffer freie Hand zu lassen bei der Wahl seiner Ge- 
hilfen, auf die er sich vollständig verlassen können muss, wenn er das Schiff 
stets mit der nöthigen Sicherheit führen soll. 

£ine Beschränkung der gesetzlichen Befugnisse des Schiffers durch den 
Rheder ist zwar nicht wirkungslos, doch präjndizirt dieselbe nur dann dem 
Dritten, wenn sie ihm zur Zeit der Eingehung des Geschäfts bekannt war. Die 
Beweislast liegt nattlrlich dem Rheder ob. ^^) 

III. Die Reehtswirkuiiff der vom Schiffer, der gesetzlichen Vollmacht gemäss, 
abgeschlossenen Geschäfte ^^) ist dieselbe wie bei der Prokura und Handlungsvoll- 
macht. Der Rheder wird durch das Geschäft, ohne Rflcksicht darauf, ob es ausdrück- 
lich in seinem Namen geschlossen ist oder nicht, dem Dritten gegenüber berechtigt 
und verpflichtet — letzteres freilich nur bis auf Höhe der.fortune de mer — , während 
der Schiffer davon unberührt bleibt, und eine Verhaftung desselben nur eintritt, wenn 
er die Gewährleistung für die Erfüllung des Geschäfts übernommen oder seine Be- 
fugnisse überschritten hat, ^^) oder sich ein Versehen bei der ihm obliegenden 
Ausführung eingegangener Verträge hat zu Schulden kommen lassen.'^) Selbst 
die Haftung des Schiffers aus dem Konnossement ist keine weitergehende.^^) 



Gesetz läset den Schiffer haften für jeden Schaden, der den gedachten Personen aus 
einer Verletzung der Pflichten erwächst, welche es demselben auferlegt Zu diesen 
Pflichten gehört unzweifelhaft auch die, den Verkauf» des Schiffs öffentlich vorzunehmen. 

^^) D. H.G.B. Art. 495. Dies gilt an sich auch vom Maschinen • Personal , wenn- 
schon es Sitte ist, dass dieses der erste Ingenieur annimmt, der seinerseits unmittelbar 
vom Rheder engagirt wird. 

^) D. H.6.B. Art 500. Ebendasselbe hat auch die französische Jurisprudenz an- 
genommen, s. Cresp-Laurin 11 S. 27, Desjardins II S. 295 f. 

*^) Natürlich begründete es keinen Unterschied, ob ein solches Geschäft vom Kapitän 
selbst oder von einem Vertreter desselben in dessen Kamen eingegangen: L. 1 § 5 
De ezercit. act (14, 1). 

'®) D. H.G.B. Art. 502. Die gesetzliche Vollmacht ist eine Folge der Anstellung. 
Ging diese nicht yom SchifEBeigenthümer selbst ans, sondern von dem, der ein fremdes 
Schiff zum Erwerb durch die Seefahrt für eigene Rechnung verwendet, so wird dieser 
durch die Rechtsgeschäfte des Schiffers verpflichtet nnd nicht der EigenthUmer: D. H.G.B. 
Art. 477. Dass und inwieweit der Dritte, dem infolge des Rechtsgeschäfts des Schiffers 
die Rechte eines Schiffsgläubigers zustehen, sein Pfandrecht gegen das Schiff verfolgen 
kann, ist schon oben (S. 22) gesagt worden. 

*^) Auch der Schiffsmannschaft gegenüber besteht keine weitergehende Haftung des 
Schiffers. Nur soweit durch seine Schuld die Mannschaft wegen ihrer Ansprüche aus 
dem Heuervertrage nicht befriedigt ist, haftet der Schiffer aus Art. 478 f. D. H.G.B. Aus 
dem Heuervertrage haftet der Rheder, in dessen Vertretung derselbe seitens des Schif- 
fers geschlossen wird: Entsch. des R.O.H.G. XHI S. 48, XXIH S. 200. Die von mir 
(Seer. I S. 111 f.) vertretene entgegengesetzte Ansicht nehme ich zurück. 

*^ Dies ist noch ausdrücklich im Art. 663 D. H.G.B. anerkannt: „In Ansehung 
der Verpflichtung des Schiffers aus den von ihm geschlossenen Frachtverträgen und aus- 
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IV. Zur ProzessfUiriuisr ist der Schiffer gleichfalls in einem gewissen Umfange 
durch das Gesetz ermächtigt. Er darf Klagen aus allen Angelegenheiten an- 
stellen, die in seinen Wirkungskreis fallen, ^^) also nicht nur aus Rechts- 
geschäften;^') auch nicht blos aus den von ihm eingegangenen Rechtsgeschäften, 
sondern auch denen des Rheders (z. B. einem von diesem geschlossenen Fracht- 
vertrage). Passiv legitimirt zur Klage (und zugleich zur Uebemahme der Klage 
verpflichtet) ist der Schiffer im Falle der Bodmereischuld und der Verfolgung 
des Pfandrechts seitens eines Schiffsgläubigers überhaupt. In diesen Fällen kann 
die Klage ebensowohl gegen den Schiffer als gegen den Rheder angestellt werden, 
und zwar selbst wenn sich das Schiff im Heimathshafen befindet. ^^) Soweit 
dagegen durch eine Klage die persönliche Verpflichtung des Rheders geltend 
gemacht wird, ist eine Passivlegitimation des Schiffers nicht begründet, da er 
das der See nicht anvertraute Vermögen des Rheders ohne besondere Vollmacht 
nicht verpflichten, demgemäss auch nicht vertreten kann.^^) Freilich kann der 
Schiffer die Uebemahme des Prozesses nicht ablehnen, wenn eine Forderung 
geltend gemacht wird, für welche der Rheder zugleich persönlich haftet,^^) doch 
wtlrde in solchem Falle das Erkenntniss (wie ein solches von einem Schiffismaun 
wegen einer Forderung aus dem Dienst- und Heuervertrage erstritten werden 
kann) nur in die fortune de mer, nicht auch in das übrige Vermögen des 
Rheders vollstreckt werden dürfto.*^) 



gestellten Konnossementen hat es bei den Vorschriften der Art 47S, 479 u. 502 sein Be- 
wenden." Es ist die Au&ahme dieser Bestimmung beliebt worden, damit nicht eine 
weitergehende Haftung des Schiffers aus der in den Konnossementen aus früherer Zeit 
beibehaltenen Verpflichtungs- und Verpf^dungsklaosel („zur Erfüllung dessen verbinde — 
oder verpfände — ich meine Person, Güter und das Schiff mit allem Zubehör**) gefolgert 
werden könnte. Vgl. Prot. IV S. 1901 — 1903, V S. 2459 f. Auch nach den fremden 
Rechten, wie namentlich nach dem Englischen haftet der Schiffer nicht in anderer Weise; 
vgl. Voigt, Zum See- und Versicherungsrecht (Jena 1880) S. 25 Not *. 

*») D. H.G.B. Art 496 Abs. 2. 

*^) So kann derselbe z. B. aus einer Schiffskollision erwachsene Ansprüche klage- 
weise geltend machen; s. Prot VEI S. 3784 f. 

*8) D. H.G.B. Art 697, 764. 

^) Dieser Grundsatz galt auch schon im älteren Rechte: Ullrich, Samml. Nr. 326. 
Das Gegentheil kann nicht etwa aus Art. 496 Abs. 2 abgeleitet werden, da dieser nur 
von der aktiven Prozessführung des Schiffers spricht.' Dagegen statnirt Koch (Komm. 
Not 12 zu Art 455) eine Passivlegitimation des Kapitäns bei Rekonventionen in den 
Fällen, wo derselbe zur Anstellung der Klage befugt ist Ehrenberg, Beschränkte 
Haftung S. 194 Not. 69 nimmt, im Gegensatz zum Hamburger Handelsgericht (Erk. v. 
10. Juli 1874, Hamb. Handelsger.Ztg. v. 1874 S. 314), Passivlegitimationen des Schiffers 
auch dann an, wenn es sich um ein auf Partikularrecht (oder auswärtigem Recht) be- 
ruhendes Pfandrecht (z. B. Konventionalpfand) handelt Allein die Annahme, dass das 
Wort „Rechtshandlungen" im Art. 496 Abs. 1 in dem Zusammenhang, in welchem es 
sich befindet, auch Einlassung auf eine Klage bezeichne, erscheint doch sehr gewagt 

«) D. H.G.B. Art. 765. Vgl. Erk. des Hamb. Oberger. v. 23. Jan. 1874 (Hamb. 
Handel8ger.Ztg. 1874 Nr. 186 S. 236. 

*«) Prot IV S. 1894, 1909 ff, VI S. 2927 ff, VIII S. 4173. Entsch. des Hamb. 
Handelsger. v. 6. Dezbr. 1873 (Hamb. Handel8ger.Ztg. v. 1874 Nr. 186 S. 233X v. 11. April 
1874 (eod. S. 237) u. v. 11. Mai 1874 (eod. S. 240). Dem Pfandobjekt steht natürlich 
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§ 20. 

D. Verhältuiss des Schilfers zum Rheder. 

I. Der vom Rheder angestellte Schiffer befindet sich diesem gegenüber in 
einem DienstrerhAltniss, welches regelmässig als locatio conductio operarum er- 
scheint; aosnahmsweise als locatio condnctio operis, wenn der Schiffer für eine 
bestimmte Reise oder ein bestimmtes Unternehmen angestellt ist. 

Der Schiffer bat Ansprach auf Lohn, da sein Yerh&ltniss anf Dienstmiethe 
beruht, und zwar auch in dem Falle, wenn ihm solcher bei der Anstellmig 
nicht ausdrücklich zugesichert ist. Derselbe kann in einer festen Heuer (mit 
Beköstigung oder einer Entschädigung daftlr) bestehen, oder in einem Antheil 
am Gewinn, oder in beidem. Ueber die Höhe der Heuer entscheidet der Heuer- 
vertrag ; enthält dieser keine Bestimmung darthber, so ist dieselbe nach billigem 
Ermessen unter Berftcksichtigung aller bei der Anstellung in Betracht kommen- 
den Umstände zu normiren. ^) Die Verjährung der Forderungen des Schiffers 
ans den Dienst- und Heuerverträgen ist denselben Grandsätzen unterworfen, wie 
die der Forderangen der Schiffsmannschaft. 

In der älteren Zeit wurden dem Schiffer auch gewisse Yortheile von Seiten 
der Ladungsinteressenten gewährt, so die Eaplaken (panni cappales), ursprüng- 
lich eine Vergütung für die auf Winterreisen vom Schiffer anzuschaffende Winter- 
kleidung (Kappe, Winterkappe, chapeau); Primage, Gratifikationen, welche der 
Ablader zu zahlen verspricht, entweder schlechtweg wenn er mit dem Schiffer 
zufrieden sein würde, ^) oder unter besonderen Be<Hngungen, so wenn das Schiff 
innerhalb einer bestimmten Zeit im Bestimmungshafen eintreffen, oder die Ladung 
einen vortheilhaften Markt finden würde u. s. w.; privilege, was dem Schiffer 
usanzmässig auf bestimmten Reisen (so nach Ostindien) gebührt. Diese Prämien, 
welche in gewissen Prc^enten der Fracht, oder in einer bestimmten Summe, 
deren Höhe durch Verti.g, Usanz-, eventuell auch durch billiges Ermessen des 
Richters zu normiren, bestanden, stellten sich in der neueren Zeit als ein Zu- 
schlag zur Fracht dar und wurden meist von den Rhedera in Anspruch ge- 



die zur Freimachang desselben deponirte Summe gleich : Entsch. des R.O.H.G. IX S. 364, 
Hamb. Handelsger.Ztg. a. a. 0. S. 2S7. 

*) Entsch. des R.O.H.G. XXH S. 53 f. Das R.O.H.G. scheint in dieser Entschei- 
dung eine analoge Anwendung des § 25 der Seem.O., wonach im Zweifel die Heuer 
als vereinbart angesehen wird, weiche am Orte und cur Zeit des Vertragsabschlusses 
üblich ist, nicht für zutreffend zu halten, indem es mit Recht darauf hinweist, dass wohl 
Ar Schiffsleute, je nach ihrem Range und ihrer Fahrzeit, in den verschiedenen Haien 
eine allgemein übliche Heuer bestünde., nicht aber für die Schiffer, deren Gage und 
sonstige Emolumente vielmehr nach der Nationalität, nach der GrÜsse und dem Fracht- 
Verdienst des einzehien Schiffs, nach dem Umstand, ob der Schiffer Parten in demselben 
habe oder nicht, und noch nach mancherlei sonstigen Umst&nden sehr zu variiren pflegtm 
(a. a. 0. 8. 50 f.). 

2) Hierzu genügt es, dass der Kapitän sich als ordentlicher Schiffer gerirt hat: 
Pothier, Trait^ des contrats de louage maritime (Paris u. Orleans 1774) Nr. 57. 
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nommen.^) Das D. H.G.B.^) hat dieser neueren Gewohnheit. Rechnang getragen 
and angeordnet, dass der Schiffer alles, was er vom Befrachter, Ablader oder 
Ladnngsempfänger ausser der Fracht als Belohnung oder Entschädigung unter 
dem Namen von Eaplaken, Primage oder irgend einem anderen^) erhalte, dem 
Rheder in Rechnung zu bringen habe. Hierbei ist es irrelevant, ob der Fracht- 
vertrag vom Schiffer oder vom Rheder abgeschlossen ist; ob die Prämien aus^ 
bedungen oder ohne vorheriges Versprechen gegeben sind; ob sie im ersteren 
Falle ohne Nennung des Empfangsberechtigten oder ausdrücklich dem Schiffer 
(sei es sogar vom Rheder selbst) stipulirt sind. Nur wird vorausgesetzt, dass 
freiwillig gegebene Geschenke dem Kapitän in seiner Eigenschaft als Schiffs- 
fbhrer gegeben sind. ^) 

Dem Schiffer ist es untersagt, ohne Einwilligung des Rheders Gttter für 



«) Pohls II S. 417 ff. Kaltenborn, Seer. I S. 156, 268 ff. Samml. der Erk. 
des Lüb. O.A.6. in Hamb. Rechtssachen II Nr. 78 S. 616 ff. Ullrich I Nr. 22 S. 66. 

^) Art 513. 'Der Ausdruck Kaplaken kommt übrigens für solche von den Ladungs- 
Interessenten gewährte Prämien kaum noch vor, yielmehr yersteht man jetzt darunter 
meist eine in bestimmten Prozenten von der Brutto- oder Nettofracht bestehende Tan- 
tieme des Schiffers, oder statt derselben auch eine bestimmte Summe, welche dem 
Schiffer vom Rheder zugesichert wird. 

^) Das R0.H.6. dehnt diese Bestimmung auch auf Ausfiihrprämien aus, welche 
weder der Befrachter noch der Ladungsempfänger beanspruchen, indem es das Prinzip 
aufstellt, der Grundsatz des Art. 518 verhindere den Schiffer, in Ermangelung ent- 
gegenstehender Vereinbarung, irgend etwas zu behalten, was er in seiner Eigen- 
schaft als Schiffer, sei es für sich persönlich, sei es für die Rhederei, sei es für 
die Ladungsinteressenten, erhalten habe (Entsch. VI S. 62 ff.). Ich bin nun auch der 
Ansicht, dass Ausfuhrprämien unter der in Rede stehenden Voraussetzung der Rhederei 
in Rechnung zu stellen sind; auf Grund des Art. 518 aber nur, wenn die Ladungs- 
interessenten in Wahrheit auf die Prämie einen Anspruch hatten und diese dem Schiffer 
überlassen haben. Ist dies aber nicht der Fall, so räume ich der Rhederei einen An- 
spruch darauf ein, weil als Exporteur der Schiffer nicht als Führer des Schiffs be- 
zeichnet werden kann, sondern nur als Vertreter der Rhederei, mit deren Schiff auch 
der Export bewerkstelligt wird. Das angegebene Prinzip halte ich in seiner Allgemein- 
heit für nicht richtig; dasselbe lässt sich aus der in Wahrheit auf Zweckmässigkeits- 
rücksichten beruhenden, also anomalen Regel des Art. 518 nicht ableiten, der nur von 
den dem Schiffer seitens der Ladungsinteressenten zugewendeten Vortheilen spricht. 
Räumt doch das H.G.B. (Art. 751) selbst dem Schiffer einen Anthdl am Berge- oder 
Hilfslohn ein, wenn durch das, von diesem geführte Schiff ein anderes Schiff oder dessen 
Ladung geborgen oder gerettet ist 

^) Der Grund der Bestimmung ist in Zweckmässigkeitsrücksichten zu suchen. Es 
soll eine Kollision zwischen den Interessen des Rheders und denen des Schiffers ver- 
mieden werden. Das auch noch auf der Hamburger Konferenz ausgesprochene Prinzip, 
dass alles, was der Schiffer mit dem Schiffe durch Ausübung seiner Pflicht verdiene, 
von Rechtswegen dem Rheder gehöre, (vgl. Prot. IV S. 1922 f.) würde nicht ein Recht 
des Rheders auf die dem Schiffer als Lohn für bewiesenen Eifer gemachten Geschenke 
begründen; wie denn auch die Bestimmung des D. H.G.B. mit den Mandatsgrundsätzen des 
gemeinen Rechts (vgl. L. 6 § 6, L. 10 § 8, § 13, L. 12 § 1 Mandati 17,1) ün Wider- 
spruch steht und über das bis zum Erlass des H.G.B. geltende Recht hinausgeht, indem 
nach diesem nur die dem Schiffer versprochenen Vortheile dem Rheder zukamen. Vgl. 
Seufferts Arch. IX Nr. 158 u. Prot a. a. 0. 
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eigene Rechnaog za verladen, um etwa am Bestimmungsorte Handel damit zu 
treiben. Handelt er diesem Verbot zuwider, so hat er dem Rheder vollen 
Schadensersatz zu leisten und jedenfalls die höchste am Abladungsort und zur 
Abladungszeit für solche Reisen und Gttter bedungene Fracht zu erstatten.^) 

II. In seiner Eigenschaft als Tertreter des Rheders beim Betriebe des Rhederei- 
gewerbes (im Auslande) hat sich der Schiffer zunächst nach der ihm gewordenen 
Anweisung des Rheders zu richten. Wo eine solche, die demselben engere 
Schranken setzt, nicht vorhanden, da gelten dem Rheder gegenüber solche Hand- 
lungen als erlaubt, die dieser dem Dritten gegenüber gelten zu lassen hat 
Doch soll der Schiffer den Rheder vom Zustande des Schiffis, den Begebnissen 
der Reise, den von ihm geschlossenen Verträgen und den anhängig gewordenen 
Prozessen in fortlaufender Kenntniss erhalten, auch, soweit ihm nicht etwa bei 
seiner Anstellung freie Hand gelassen ist, in allen wichtigen Fällen, voraus- 
gesetzt, dass die Umstände es gestatten, sich Instruktion vom Rheder erbitten, 
namentlich wenn die Eingehung von Kreditgeschäften^ und der Verkauf des 
Schiffs, eine Aenderung oder Einstellung der Reise, oder ausserordentliche 
Reparaturen resp. Anschaffungen nothwendig werden. ^) Wo dies nicht mög- 
lich ist, hat derselbe das wohlverstandene Interesse des Rheders zu wahren. 
Demgemäss darf er zu ausserordentlichen Reparaturen und Anschaffungen nur 
im Falle der Nothwendigkeit schreiten, sollte er sie auch mit den ihm zur Ver^ 
fllgung stehenden Mitteln des Rheders bestreiten können. Gibt es mehrere 
Wege, um das zur Bestreitung eines Bedürfnisses nöthige Geld sich zu verschaffen, 
so hat er den zu wählen, der dem Rheder die geringsten Opfer auferlegt. Hier- 
nach hat er sich, wenn dies nur durch Bodmerei oder durch Verkauf von entr 
befarlichem Schiffszubehör oder entbehrlichen Vorräthen geschehen könnte, für 
das eine oder andere zu entscheiden.*) Hat der Schiffer als solcher '°) selbst 
ans eigenen Mitteln fttr Rechnung des Rheders, ohne einen besonderen Auftrag 
des letzteren, ^^) Vorschüsse geleistet, oder sich persönlich verpflichtet, so haftet 
ihm der Rheder dafür in keinem weiteren Umfang als einem Dritten, ^^) während 
es auf der anderen Seite nicht genügt, dass der Schiffer die Nothwendigkeit der 



^ D. H.G.B. Art 514. Sind die GQter der Art, dass sie die Beschlagnahme oder 
Einziehung des Schi£b oder der Ladung veranlassen können, so tritt kriminelle Strafe 
ein (Geldstrafe bis 1500 Biark oder Gefängniss bis zu 2 Jahren): RStr.G.B. § 297. 

^) Die Nichtbeachtung dieser Vorschrift ist natürlich ohne Einfluss auf die Rechts- 
beständigkeit der Geschäfte, welche der Schiffer innerhalb seiner gesetzlichen Befugnisse 
mit dritten Personen abgeschlossen hat. 

») D. H.G.B. Art. 503 Abs. 1-4. 

^^) Das Gesetz kann hier natürlich nur den Fall vor Augen haben, wo der Kapitän 
in seiner Eigenschaft als Schiffer Vorschüsse macht, resp. sich persönlich verpflichtet. 
Der Umstand, dass jemand Schiffer eines Rheders ist, hindert denselben nicht, da, wo er 
gar nicht als gesetzlicher Vertreter des Rheders erscheinen kann, im Heimathshafen, eine 
negotiorum gestio fCa jenen vorzunehmen, die dann unter den Regeln des bürgerlichen 
Rechts steht. 

^^) Dem Auftrag steht natürlich Ratihabition gleich. 

") D. H-G.B. Art 501. 
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Geldverwendang darthnt, derselbe vielmehr auch die wirkliche, dem Gesetz ent- 
sprechende Verwendung des Geldes and die Zweckmässigkeit der von ihm ge- 
troffenen Maassregel nachweisen moss.^^) Zar Rechnongslegnng ist der Schiffer 
jederzeit auf Verlangen des Rheders verpflichtet; jedenfalls nach der Rückkehr 
in den Heimathshafen.^^) 

III. Das Dienstverhältniss des Schiffers endet natürlich mit Ablauf der dafür 
vertragsmässig festgesetzen Zeit, mit dem Tode des Schiffers und dem Unter- 
gange des Schiffs, für dessen Führung derselbe ausschliesslich engagirt 
war.^^) Ist der Schiffer auf bestimmte Zeit angestellt, so hört das Dienstver- 
hältniss mit dem Ablauf der Zeit auf, ohne Rücksicht darauf, ob alsdann das 
Schiff sich gerade auf der Reise befindet. ^^) Ist derselbe für eine bestimmte 
Reise angestellt, so hat er im Dienste zu bleiben bis zur Entlöschung des Schiffs, 
wenn es beladen ist, weil erst hiermit die Frachtreise ihr Ende erreicht; bis 
zur Rückkehr des Schiffs in den Hafen, von dem es ausgegangen, wenn es sich 

• 

um eine Reise „aus und zu Haus" handelt. Ist der Schiffer aber auf unbe- 
stimmte Zeit angestellt, so darf er, sobald er eine Reise angetreten hat, den 
Dienst nicht eher verlassen, als bis das Schiff in den Heimathshafen oder einen 
inländischen Hafen zurückgekehrt und entlöscht ist. Er kann jedoch seine Ent- 
lassung fordern, wenn seit der ersten Abreise zwei oder drei Jahre verflossen 
sind, je nachdem das Schiff zur Zeit der Aufkündigung in einem europäischen ^^) 
oder nichteuropäischen Hafen sich befindet. Nur muss er in einem solchen Fall 
dem Rheder die zu seiner Ersetzung erforderliche (nöthigenfalls durch richter- 
liches Ermessen festzusetzende) Zeit gewähren und den Dienst inzwischen fortsetzen, 
lanch demgemäss den auf Antretung einer neuen Reise gerichteten Anweisungen 
des Rheders Folge leisten; jedenfalls die zur Zeit der Kündigung laufende Fracht- 
reise (nicht auch die Rückreise bei einer Reise aus und zu Hans) beendigen; 
endlich das Schiff zurückführen, wenn der Rheder sofort nach der Kündigung 
die Rückreise angeordnet hat. ^^) 

Der Rheder hat dem auf bestimmte Zeit oder für eine bestimmte Reise 
angestellten Schiffer die aus dem Dienstverhältnisse zukommenden Vortheile^^) 



1») Prot IV S. 1907-1909. 

1*) D. H.G.B. Art. 503 Abs. 5. 

^^) Bei den grossen DampfschifiTahrtsgesellschaften pflegt dies nicht der Fall zu sein. 
Da würde auch mit dem Untergänge des zur Zeit gerade vom Schiffer geführten Schiffs 
das Dienstverhältniss nicht aufgelöst sein. 

") Vgl. auch Prot. IV S. 1957 f. 

^'^) Mit Einschluss der nichteuropäischen Häfen des Mittelländischen, Schwarzen und 
Asowschen Meeres: D. H.G.B. Art. 447. 

1») D. ILG.B. Art. 521. 

^®) In Betreff der Erkrankung resp. Verwundung des Schiffers bestimmt das D. 
H.G.B. Art 523: „Falls der Schiffer nach Antritt der Reise erkrankt oder verwundet wird, 
so trägt der Rheder die Kosten der Verpflegung und Heilung: 

1. wenn der Schiffer mit dem Schiff zurückkehrt, und die Rückreise in dem Heimaths- 
hafen oder in dem Hafen endet, wo er geheuert worden ist, bis zur Beendigung der 
Rückreise; 
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fflr diese Dienstzeit za gewähren,^®) doch kann er denselben jederzeit entlassen, 
d. h. ihn seiner Funktionen als Führer des Schiffs entheben and die demselben 
in dieser Eigenschaft stillschweigend ertheilte Yollmacht zurücknehmen.'^) Der 
anf anbestimmte Zeit angestellte Schiffer kann nicht nar jederzeit entlassen 
werden, sondern er hat aach nar bis zur Entlassang^') Ansprach aal Heaer u. s.w. 
Erfolgt jedoch die Entlassang, nachdem er die Aasf&hnmg einer bestimmten 
Reise übernommen, d. h. zur Aosführong einer hierauf gerichteten Anweisung 
des Bheders entweder sich ausdicücklich bereit erklärt, oder faktisch damit be- 
gonnen ha/t, so erh&lt er an Stelle der ihm nach dem bürgerlichen Recht zu- 
stehenden Entschädigung für die mit Rücksicht auf die Reise gemachten Aus- 
lagen und den erweislich entgangenen Gewinn (etwa aus einem anderen Dienstver- 
hältniss) die Heuer für zwei oder vier Monate, je nachdem die Entlassung in einem 
europäischen'^) oder aussereuropäischen Hafen erfolgte,'^) freilich nie mehr als 
er erhalten haben würde, wenn er die Reise zu Ende geführt hätte. Wurde er 
während der Reise entlassen, so hat er ausserdem auch Anspruch auf freie 
Rückbeförderung nach dem Hafen, wo er geheuert ist (einschliesslich der Be- 



2. wenn er mit dem Schiff zurückkehrt, und die Reise nicht in einem der genannten 
Häfen endet, bis zum Ablauf Ton sechs Monaten seit Beendigung der Rückreise; 

8. wenn er während der Reise am Lande zurückgelassen werden mnsste, bis zum 
Ablauf von sechs Monaten seit der Weiterreise des Schifb. 

Auch gebührt ihm in den beiden letzteren Fällen freie Zorückbeförderung (Art. 517) 
oder nach seiner Wahl eine entsprechende Vergütung. 

Die Heuer einschliesslich aller sonst bedungenen Vortheile bezieht der nach Antritt 
der Reise erkrankte oder Terwundete Schiffer, wenn er mit dem Schiff zurückkehrt, bis 
zur Beendigung der Rückreise, wenn er am Lande zorückgelassen werden musste, bis zu 
dem Tage, an welchem er das Schiff yerlässt. 

Ist der Schiffer bei Yertheidigung des Schift beschädigt, so hat er (überdies auf 
eine angemessene, erforderlichenfalls von dem Richter zu bestimmende Belohnung Anspruch.'' 

^^) War der Schiffer für die Ans- und Rückreiso angestellt, so hat er, wenn die 
Rückreise des Schiflb nicht im Heimathshafen endet, Anspruch auf freie Zurückbeförde» 
rang nach dem Hafen, wo er geheuert worden ist, nebst Beköstigung und Fortbezug der 
Heuer während der Reise, oder nach seiner Wahl, auf entsprechende Vergütung: D. HO.fi. 
Art. 520. 

") D. H.G.B. Art. 515. 

^^) Endet die Rückreise des Schifb nicht im Heimathshafen, so hat der auf unbe- 
stimmte Zeit angestellte Schiffer denselben Anspruch wie in dem gleichen Fall der für 
die Aus- und Rückreise geheuerte: D. H.G.B. Art 520. Im preussischen Text des H.G.B. 
wird die Bestimmung nidit gegeben in Betreff des auf „unbestimmte" sondern gerade 
.,auf bestimmte Zeit** angestellten Schiffers. Es beruht dies jedoch auf einem Druck- 
fehler. Vgl. Prot. Vni 8. 3833. 

^') Gleichfalls mit Einschluss sämmtlicher Häfen des Mittelländischen, Schwsrzen 
und Asowschen Meeres (D. H.G.B. Art 447). 

^^) Ist die Heuer nicht nach der Zeit, sondern für die ganze Reise vereinbart, so 
ist zunächst die durchschnittliche Dauer der Reise für ein Schiff der in Rede stehenden 
Art unter Einrechnung der Lade- und Löscbzeit durch Sachverständige zu ermitteln und 
danach die zwei- resp. Tiermonatliche Heuer zu berechnen: D. H.G.B. Art 519. Dem Schiffer 
zugi*sicherte Kaplaken und sonstige Emolumente kommen hierbei nicht in Betracht 
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kösügong, aber nicht auch Bekleidung), oder auf eine entsprechende Vergütung. ^^) 
Lag der Grand der Lösung des Verhältnisses in der Person des Schiffers, d. h. 
wurde derselbe wegen üntauglichkeit oder pflichtwidrigen Betragens entlassen, 
so gebühren ihm ^^)- die Heuer und die sonst ausbedungenen Vortheile nur bis 
zu seiner Entlassung. ^^) Ob Üntauglichkeit oder pflichtwidriges Verhalten des 
Schiffers vorliegen, darüber entscheidet richterliches Ermessen. Ebenso kann 
der Schiffer Heuer und sonstige Vortheile nur für die Dauer des Dienstverhält- 
nisses beansprachen, wenn er ^ für eine bestimtnte Reise angestellt ist, also eine 
locatio conductio operis vorliegt, oder zwar auf unbestimmte Zeit angestellt ist, 
indes bereits die Ausführang einer bestimmten Reise übernommen hat, diese 
Reise aber unmöglich geworden ist durch einen Schiff oder Ladung treffenden 
Zufall, ^^) z. B. durch Krieg, wodurch Schiff oder Ladung unfrei werden, durch 
Embai^ , von welchem das Schiff betroffen wird , durch Blokade'^) des Aus- 
gangs oder Bestimmungshafens, oder ein für jenen erlassenes Ausfuhr- oder für 
diesen erlassenes Einfuhrverbot. Wird der Schiffer in diesen Fällen während 
der Reise entlassen, so kann er ausser dem, was er bereits verdient hat, ent- 
weder freie Zurückbeförderang nach dem Hafen, wo er geheuert worden ist, 
einschliesslich der Beköstigung oder — falls er dies vorzieht — entsprechende 
Vergütung fordern. ^^) Ist der Heuerkontrakt durch den Tod des Schiffers ge- 
löst, so haben dessen Erben Ansprach auf die bis zum Todestage verdiente 
Heuer mit Einschluss aller sonst bedungenen Vortheile. Ist der Tod nach An- 
tritt der Reise erfolgt, so hat der Rheder die Beerdigungskosten zu tragen, und 
wenn der Schiffer bei Vertheidigung des Schiffs getödtet, ausserdem eine an- 
gemessene Belohnung zu zahlen, die nöthigenfalls durch richterliches Ermessen 
festzustellen ist.^^) Ist das Schiff verschollen, so können die Erben des Schiffers 



^^) D. H.G.B. Art. 518. 

8«) Vgl. L. 38 Locati (19, 2). 

^^) D. H.6.B. Art 516. Ist die Heuer nach der Zeit (z. B. nach Monaten) bedangen, 
so ist die Ausmittelong der dem Schiffer gebührenden Heuer ein einfaches Rechen- 
exempel ; ist sie dagegen in Bausch und Bogen für die ganze Reise bedungen, so ist der 
dem Schiffer gebührende Betrag ein mit Rücksicht auf das Verhältniss der geleisteten 
Dienste und des etwa zurückgelegten Theils der Reise zu der ganzen Reise und den 
hierbei aufirawendenden Diensten durch sadurerBtändiges Ermessen zu normirender Theil 
der stipolirten Heuer mit Einschluss der dem Schiffer zugesicherten Vortheile: D. H.G.B. 
Art. 519. 

^) Ereignet sich der Zufall in der Person des Rheders, wird diesem z. B. die im 
Frachtvertrag ausbedungene Ladung nicht geliefert, so hört der Ansprach des Schiffers 
aaf Heaer u. s. w. nicht auf. 

^^) Dass die Blokade eine effektive sei, ist nicht erforderlich. Auch bei nicht 
effektiver Blokade ist nämlich das dieselbe nicht reapektirende Schiff der Aufbringung 
durch die Kriegsschiffe der blokirenden Macht ausgesetzt. Die Frage ist allerdings kon- 
trovers. Im hier vertretenen Sinne ein Erk. des A.G. zu Marienwerddr v. 5. Juli 1865 
in Busch, Arch. VI S. 489 f. A. M. zwei Erk. des Kommerz.- u. Admiralit-Kolleg. zu 
Danzig v. 26. Juli u. 6. Septbr. 1864 in Busch, Arch. IV S. 487 f. 

»0) D. H.G.B. Art. 517. 

") D. H.G.B. Art. 524. 
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ihren Ansprach anf die Heuer and die Accessionen derselben geltend machen 
nach Ablaaf der gesetzlichen Verschollenheitsfrist. ^*) Und zwar gilt alsdann 
das Dienstverhältniss einen halben Monat nach dem Tage als beendet, bis za 
dem die letzte Nachricht über das Schiff reicht. Die Aash&ndigang des Betrags 
an die Empfangsberechtigten hat das Seemannsamt des Heimathshafens zu ver- 
mitteln, dem derselbe seitens der Rhederei za übergeben ist. '^) 

Ist das Schiff untergegangen, so hat das dem Schiffer ertheilte Mandat die 
Wirkung, dass er die Interessen des Rheders weiter wahrzonehmen hat, so lange 
dies nothwendig ist.^^) Demgemäss hat er in Havarieangelegenheiten die Rechte des 
Rheders zu vertreten, speziell aach fOr die Verklarung zu sorgen. So, lange be- 
stehen denn auch die Verbindlichkeiten des Rheders aus dem Heuervertrage dem 
Schiffer gegenflber fort. Der Schiffer hat Anspruch auf Fortbezug der Heuer und 
Erstattung der Kosten des Unterhalts. Ausserdem hat er, wie der w&hrend der 
Reise wegen eines dieselbe unmöglich machenden, Schiff oder Ladung betreffenden 
Zufalls entlassene Schiffer, Anspruch auf freie Zurttckbeförderung oder, nach 
seiner V^ahl, auf entsprechende Vergütung. ^^) 

^) D. H.6.B. Art 866: „Ein Schiff, welches eine Reise angetreten hat, ist als 
verschollen anzusehen, wenn es innerhalb der VerschoUenheitsfirist den Bestimmungshafen 
nicht erreicht hat; auch innerhalb dieser Frist den Betheiligten keine Nachrichten über 
dasselbe zagegangen sind. 

Die Verschollenheitsfrist beträgt: 

1. wenn sowohl der Abgangshafen als der Bestimmungshafen ein europäischer 
Hafen ist, bei Segelschiffen sechs, bei DampÜBchiffen vier Monate; 

2. wenn entweder nur der Abgangshafen oder nur der Bestimmungshafen ein nicht- 
europäischer Hafen ist, falls derselbe diesseits des Vorgebirges der guten Hoffiiung und 
des Kap Hom belegen ist, bei Segel- und Damp&chiffen neun Monate, falls derselbe 
jenseits des einen jener Vorgebirge belegen ist, bei Segel- und Dampfschiffen zwölf Monate ; 

3. wenn sowohl der Abgangs- als der Bestimmungshafen ein nichteuropäischer 
Hafen ist, bei Segel- und Dampfschiffen sechs, neun oder zwölf Monate, je nachdem die 
Durchsdinittsdauer der Reise nicht über zwei oder nicht über drei oder mehr als drei 
Monate beträgt 

Im Zweifel ist die längere Frist abzuwarten.** Art 867: „Die Verschollenheitsfrist 
wird von dem Tage an berechnet, an welchem das Schiff die Reise angetreten hat Sind 
jedoch seit dessen Abgange Nachrichten von 'demselben angelangt, so wird von dem Tage 
an, bis zu welchem die letzte Nachricht reicht, diejenige Frist berechnet, welche maass- 
gebend sein würde, wenn das Schiff von dem Punkt, an welchem es nach sicherer Nach- 
richt zuletzt sich beüinden hat, abgegangen wäre.'' 

»») D. Seem.O. § 42. 

^) Man kann die durch das Gesetz dem Schiffer auferlegten Obliegenheiten nicht 
als Ausfluss einer negotiorum gestio des Schiffers auffiusen (s. Prot. VHI S. .3808); denn 
es handelt sich hier nicht um eine freiwillige Geschäftsführung, sondern um die Erfüllung 
gesetzlicher Pflichten, die als eine Folge des Dienstverhältnisses erscheinen. Das Recht, 
das dafür das Qesetz dem Schiffer gewährt, ist daher auch nicht als ein aus der nego* 
tiorum gestio herrührender und mit der actio negotiorum gestorum contraria geltend zu 
machender Entschädigungsanspruch (wie R.O.H.6. XV S. 66 f. angenommen wird), sondern 
als Recht aus dem Dienstyerhältniss aufrufiissen. 

^) D. H.6.B. Art. 526. Für diese Ansprüche haftet der Rheder persönlich. Die 
in Betreff des zuletzt genannten durch den dt Artikel statuirte Beschränkung der Haftung 
des Rheders auf den Betrag der fortune de mer, ist durch § 68 der Seem.-0. beseitigt 
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IV. Ist der Schiffer srestorbeH oder infolge körperlicher oder Geisteskrankheit 
oder aus anderen Gründen znr Fühnuig des Schiffes untaagrlieh geworden, so er- 
scheint, wenn nicht der Kapitän seiner Verpfiichtang gemäss — wie im Falle 
körperlicher Krankheit — einen anderen Schiffer eingesetzt hat,^^) der Stenermann 
in seiner Eigenschaft als gesetzlicher Stellvertreter des Schiffers, als Führer des 
Schiffs und demgemäss mit den Befagnissen und der Vollmacht eines Kapitäns 
aasgestattet, bis in anderer Weise für*die Führung des Schiffs Fürsorge getroffen 
ist. ^^) Dies kann durch den Rheder selbst geschehen; es ist aber auch der 
Konsul hierzu auf Antrag der Betheiligten befugt,^®) und unter den Betheiligten 
sind nicht nur die Rheder, sondern auch die Mitglieder der Schiffsbesatzung, wie 
die Ladungsbetheiligten zu verstehen. ^^) Auch ist dem Antrag unzweifelhaft die 
nachträgliche Genehmigung des Rheders gleichzustellen, wenn der Konsul ohne 
Aufforderung die Bestellung des Schiffers vorgenommen hat. ^®) Der Konsul 
handelt hierbei als der gesetzliche Vertreter des Rheders ; und der letztere wird 
durch den vom Konsul mit dem Schiffer abgeschlossenen Dienstvertrag in der- 
selben Weise berechtigt und verpflichtet, als wenn er ihn selbst abgeschlossen 
hätte. *i) 

§ 21. 

E. Der Schiffer im Verhältniss zu den Ladnngsiiiteresseiiten. 

I. Der Schiffer ist während der Reise ^) nicht nur der gesetzliehe Stellvertreter 
der Rheder, sondern auch der Ladungsbetheiligten (Absender, wie — nach Ver- 
schickung der Konnossemente — der Destinatare, ^) soweit dies zur Realisirung 



««) D. H.G.B. Art 483 Abs. 2. 

") S. Seem.-0. § 2, § 53, D. H.G.B. Art. 484; vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXII 
S. 49. Sind mehrere Steuerleute an Bord, so ist für die Reihenfolge, in der sie an die 
Stelle des Kapitäns zu treten berufen sind, ihre Rangordnung maassgebend. Es würden 
aber nur Steuerleute ohne besondere Bestellung seitens des Rheders oder des Konsuls 
die Stelle eines SchifibfÜhrers mit den diesem durch das Gesets eingeräumten Befugnissen 
einnehmen dürfen; — denn nur der Steuermann erscheint als gesetzlicher Vertreter des 
Schiffers — nicht etwa alle Personen, die den Karakter von Schiffsoffizieren haben, auch 
nicht der erste Ingenieur eines Dampfschiffs. Würde irgend ein anderer, als ein Steuer* 
mann, etwa weil ein solcher nicht mehr vorhanden, die Führung des Schiffs übernehmen, 
so würden seine rechtlichen Handlungen dem Rheder gegenüber stets nur unter den 
Begriff der negotiorum gestio fallen können. Vgl. Prot. VUI S. 3880 f. 

»8) Rdchskonsulatsges. v. 8. Novbr. 1867 § 85. 

°^) Es wäre sonst nicht abzusehen, weshalb das Gesetz nicht einfiBu:h vom Antrag 
des Rheders gesprochen. 

-*«) Vgl. Entsch. des RO.H.G. XX S. 47. 

") Entsch. des R.O.H.G. XXII S. 48. 

^) Also nicht schon im Abladungshafen, weil hier die Ablader für die Ladung zu 
sorgen im Stande sind. Vgl. Entsch. des RO.H.G. IV S. 442 f. Wohl aber unter Um. 
ständen im Bestimmungshafen. S. Entsch. des Hamb. O.G. vom 15. Mai 1874 (Hamb. 
HandelsgerZtg. v. 1874 Nr. 143 S. 178). 

^) Früher lag diese Sorge dem Superkargo (Cargadeur) ob, der Namens der Eigen- 
thümer die Ladung nach dem Bestimmungsorte begleitete und den Verkauf daselbst 
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der Absicht derselben, die Ladung in möglichst unversehrtem Zustande nach 
dem Bestimmungsort zu bringen, nöthig ist. ') Und zwar ist er nicht nur wäh- 
rend der Dauer des Frachtvertrags verpflichtet, für das Beste der Ladung zu 
sorgen, sondern, vorausgesetzt, dass die Ladungsbetheiligten nicht anwesend und 
in der Lage sind, ihre Interessen selbst wahrzunehmen, auch trotz der Auf- 
lösung desselben nach dem Untergange des Schiffs, sowie nach dem durch die 
Unmöglichkeit, den Frachtvertrag zur Zeit* auszuführen, gerechtfertigten Rücktritt 
des Befrachters oder Verfrachters. ^) Dafür gebührt dem Schiffer , auf Grund 
des mandatsähnlichen Verhältnisses,^) in dem er zu den Ladungsbetheiligten steht, 
gegen diese ein Anspruch, nicht nur auf Ersatz seiner Auslagen, sondern auch 
auf angemessene Vergütung für die aufgewendete Zeit und seine Mühwaltung. 
Für die Erfüllung der demselben als Vertreter der Ladungsbetheiligten obliegenden 
Pflichten haftet, da sie demselben in seiner Eigenschaft als Schiffer obliegen, der 
Rheder, selbstverständlich nur mit Schiff und Fracht. ^) 

IL Die Stellung des Schiffers, als Vertreter der Ladungsinteressenten, ist der 
naehgebildet, die er als Vertreter der Rheder einnimmt. Die Ladungsinteresöenten 
müssen alle Geschäfte und Handlungen für sich gelten lassen, die der Schiffer 
seiner gesetzlichen Vollmacht gemäss vorgenommen hat, und zwar auch hinsichtlich 
der Folgen, welche eine derartige Handlung mit Rücksicht auf das Verhältniss 
der Ladungsbetheiligten zum Rheder hat. Die Stellung, welche der Schiffer zu 
letzterem einnimmt, verhindert nemlich in keiner Weise, dass er Namens der 
Ladungsinteressenten dem Rheder gegenüber bestimmte Verpflichtungen anerkennt 
und übernimmt.'') Allerdings schreibt das Gesetz dem Schiffer vor, sobald zur 



besorgte. Einige neuere Handelsgesetsbücher enthalten noch über die Stellung desselben 
ausführliche Bestimmungen, so das Span. H.6.B. Art. 723—728. Vgl. Kaltenborn, 
Beer. I S. 346 ff. 

«) D. H.G.B. Art 504. 

*) D. H.G.B. Art. 505, 634, 636 Abs. 7. 

^) Ein Mandatsverhältniss ist es freilich nicht, in dem der Schiffer zu den Ladungs- 
betheiligten steht, da seine Stellung diesen gegenüber auf dem Gesetz beruht Wo es 
sich aber um Rechte und Pflichten handelt, welche das Gesetz nicht normtrt hat, sind 
diese aus dem oben (S. 95 Not 84) angegebenen Grunde nicht aus der negotiorum 
gestio des Schiffers abzuleiten, sondern aus dem einem Mandat ähnlichen Verhältniss 
(„gesetzlichen Mandat** : Prot. V S.2462, 2464). Man kann übrigens m. E. zur Begründang 
der hier in Rede stehenden Ansprüche des Schiffers einfach den Art 516 D. H.G.B. analog 
heranziehen. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XV S. 66 f. 

^) Dies bestimmt mit Rücksicht auf die dem Schiffer nach Verlust des Schiffs ob- 
liegende Pflicht Art. 634 Abs. 3 D. H.G.B. ausdrücklich, weil die Schifferqualität mit 
ihren Konsequenzen mit Untergang des Schiffs aufhört, weshalb denn auch das Gesetz 
für diesen Fall eine Reihe von Obliegenheiten des Schiffers positiv normirt Im Uebrigen 
ergibt sich die Haftung des Rheders schon aus Art 451 f. in Verbindung mit Art. 478 f. 
Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 9 f. 

'*) Gestattet das Gesetz den Ladungsbetheiligten gewisse Handlungen nur gegen 
Anerkennung und Uebemahme bestimmter Verpflichtungen gegenüber dem Verirachter, 
so liegt in der Vornahme jener Handlungen seitens des Schiffers zugleich die still- 
schweigende Anerkennung resp. Uebemahme der Verpflichtungen im Namen der Ladungs- 

Handbach des Handelsrechts. lY. Band. Abth. 1. 7 
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Abwendung und Verringerung von Verlusten besondere Maassregeln erforderlich 
werden, für Benachrichtigung der Ladungsbetheiligten zu sorgen, auch von diesen, 
wenn es thunlich, sich Instruktionen zu erbitten, und diese, soweit es den 
Verhältnissen entspricht, zu befolgen; aber es macht hiervon die Verbindlichkeit 
der vom Schiffer getroffenen Maassregeln für die Ladungsinteressenten nicht ab- 
hängig,^) wie es auch den Schiffer berechtigt und verpflichtet, nach eigenem 
Ermessen zu handeln und alle Maassregeln zu treffen, die durch das Interesse 
der Ladungsbetheiligten gefordert werden.^) Dies gilt nicht nur in Betreff der 
Rei^, die der Schiffer, wenn sie infolge eines Zufalls in der ursprünglichen 
Richtung nicht fortgesetzt werden kann, je nach Lage der Verhältnisse in einer 
anderen Richtung fortsetzen, auf kürzere oder längere Zeit einstellen oder auch 
ganz aufgeben und nach dem Abgangshafen zurückkehren kann,^^) sondern auch 
in Betreff der Ladung selbst. Der Schiffer darf dieselbe, wenn sie angehalten 
oder aufgebracht ist, reklamiren; wenn sie auf andere Weise seiner Verfügung 
entzogen ist (z. B. Waaren gestohlen sind), ihre Wiedererlangung gerichtlich 
und aussergerichtlich betreiben; ^^) und nicht nur als Kläger sondern auch als 
Beklagter die Ladung unter den angegebenen Bedingungen vertreten. ^*) Er 
kann die Ladung ganz oder zum Theil löschen; ^^) im Fall der Auflösung des 
früheren Frachtvertrags auch deren Auflagerung bewirken oder dieselbe mittelst 
eines anderen Schiffs für Rechnung der Ladungsbetheiligten nach dem Be- 
stimmungshafen befördern lassen.*^) Aber auch zu Verfügungen über die Ladung 



betheiligten, da der Schiffer an erster Stelle das Interesse seines Rheders zu vertreten 
hat und er diesem nicht zuwider handeln darf. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 10. 

^) Wohl kann eine culpa darin liegen, wenn der Schiffer die Ladungsinteressenten 
nicht unterrichtet oder sich über deren Anweisungen hinwegsetzt 

») D. H.G.B. Art. 504 Abs. 2, Art. 505 Abs. 1; vgl. Art. 684 Abs. 1. Die durch 
die Landesgesetzgebung für die abzuschliessenden Geschäfte und Rechtshandlungen etwa 
vorgeschriebene Spezialvollmacht ist nicht erforderlich: Art 512. 

10) D. H.G.B. Art 505 Abs. 1. 

") D. H.G.B. Art 504 Abs. 3. 

^'^) Ausdrücklich verordnet das D. H.G.B., dass gegen den Schiffer zu richten ist 
die Klage des Bodmereigläubigers in Ansehung der Ladung, bevor dieselbe von jenem 
ausgeliefert ist: D. H.G.B. Art. 697 Abs. 2; ebenso die Klage, mit welcher das Pfand- 
recht wegen derBergungs- und Hil&kosten geltend gemacht wird: D. H.G.B. Art 758 Abs. 2. 
Umgekehrt wird das an den wegen Havariegrosse „beitragspflichtigen Gütern den Vergütungs- 
berechtigten zustehende Pfandrecbt** „für diese durch den Verfrachter^ (regelmässig also 
durch den Schiffer, als Vertrer des Rheders) „ausgeübt": D. H.G.B. Art 788 Abs. 8. 

") D. H.G.B. Art 504 Abs. 8. 

1«) D. H.G.B. Art 634 Abs. 1. Andere Rechte legen dem Schiffer die Pflicht auf, 
für seine resp. des Rheders Kosten die Waaren durch ein anderes Schiff nach dem Be- 
stimmungshafen bringen zu lassen. So das Holland. H.G.B. Art 478 Abs. 8, Span. H.G.B. 
Art. 777 Abs. 1. Der Franz. Code de comm. art296 (und damit gleichlautend der Belg. 
Code de comm. II v. 1879 art. 94) bestimmt: „Dans le cas ou le navire ne ponrrait ^tre 
radoub^, le capitaine est tenu d'en louer un autre.^ Die Ansichten der Juristen gehen in 
Betreff der Auslegung dieser Stelle auseinander, indem die einen die Charterung des 
Schiffs seitens des Kapitäns auf Kosten des Ladungseigenthümers, die anderen auf 
Kosten des Rheders verstehen. Die heutzutage herrschende Ansicht ist die erstere: 
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selbst ist der Schiffer ans bestimmten Grflnden befugt; nemlich zur Abwendung 
oder Verringerung eines der Ladung drohenden Verlustes, und dann zum Zweck 
der Fortsetzung der Reise. Der Schiffer darf die Ladung, wenn ein erheblicher 
Verlust wegen drohenden Verderbs oder aus sonstigen Gründen anders nicht 
abzuwenden ist, yerkaufen. Er darf dieselbe, wenn zu ihrer Erhaltung und 
Weiterbeförderung (z. B. zur Löschung und Aufarbeitung der warm gewordenen 
Ladung, wie zur Wiedereinladung derselben) Mittel erforderlich geworden sind, 
Terbodmen, um diese Mittel zu beschaffen. ^^) Er darf im Falle der Auflösung 
des frtlheren Frachtvertrags die Ladung verkaufen; oder wenn er die Auf- 
lagerung oder Weiterbeförderung derselben wählt, behufs Beschaffung der hierzu, 
wie zur Erhaltung der Ladung erforderlichen Mittel einen Theil derselben ver- 
kaufen, auch im Fall der Weiterbeförderung die Ladung ganz oder zum Theil 
verbodmen. *^ Zum Zwecke der Fortsetzung der Reise darf der Schiffer die 
Ladung verbodmen, Ladungstheile verkaufen oder verwenden. ^^) Von den an- 
gegebenen Voraussetzungen hängt die Gültigkeit und Verbindlichkeit des be- 
treffenden Geschäfts für die Ladungsinteressenten ab. Treffen aber die Voraus- 
setzungen zu, so ist das Geschäft verbindlich nicht nur ftir die zur Zeit des 
Abschlusses desselben vorhandenen Ladungseigenthümer , sondern auch für die, 
welche dies erst durch nachträgliche Konnossementsindossirung geworden sind. 
Gehört die Ladung mehreren Personen, so ist der Schiffer zum Zwecke der 
Fortsetzung der Reise befugt, auch die sämmtlichen Güter eines oder mehrerer 
Ladungsbetheiligten zu verkaufen oder zu verwenden, wenn nur noch Güter 
anderer Ladungsbetheiligter im Schiffe zurückbleiben, um deren Willen die Reise 
fortzusetzen ist.^^) In den anderen Fällen darf der Schiffer nur üb^ die Güter 
der Personen verfügen, in deren Interesse die Verfügung stattfindet. Derselbe 
ist daher nicht befugt, die Güter des einen Ladungsbetheiligten zu verbodmen, 
um die Mittel zur Erhältung der dem anderen gehörigen Waaren sich zu ver- 
schaffen; er darf nach Auflösung des früheren Frachtvertrags und nach dem 
Untergang des Schiffs nicht die Güter des einen verkaufen, um die für den 
Weitertransport der Güter der übrigen LadungsbethMligten erforderlichen Mittel 
zu erhalten. Der Grund dieser Verschiedenheit ist darin zu suchen, dass dem 
Schiffer nur im Interesse der Ladungsbetheiligten das Recht zu deren Vertretung 
eingeräumt, ^^) und nur im Interesse des Eigenthttmers der Güter ein Verfügungs- 
recht über diese gegeben ist. Nun hat jeder Ladungseigenthümer ein Interesse 



Laurin b. Cresp. II S. 110 ff., Rüben de Conder IV S. 463 f. Nr. 231, Desjar- 
dins III 8. 522 ff. u. die das. Cit. In gleicher Weise wie in Frankreich gehen in Eng- 
land die Ansichten auseinander. S. Abbott S. 314 ff., Maclachlan S. 399 ff., 467 ff. 

^^) D. H.G.B. Art. 504 Abs. 8. Natürlich kann der Schiffer auch einen die Ladungs- 
interessenten bindenden Vertrag über Berge- u. Hilfslohn eingehen: Entsch. d. R. O.H.O. IX 
S. 869. 

»«) D. H.G.B. Art. 684 Abs. 1, Art. 636 Abs. 7. 

") D. H.G.B. Art. 507. 

»8) Vgl. Prot. V S. 2462 f. 

i<») D. H.G.6. Art. 504 („im Interesse der Ladungsbetheiligten"), Art. 634 („für dos 
Beste der Ladung Sorge tragen"). 8. Hamb. Handelsger.Ztg. v. 1877 Nr. 122 S. 200. 
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daran, dass die angefangene Reise fortgesetzt and vollendet wird; auch der, 
dessen Güter sämmtlich zu dem Zweck verkauft oder verwendet werden, dass 
im Interesse der übrigen Ladungsbetheiligten and des Rheders die Fortsetzung 
der Reise ermöglicht werde. Infolge der Verfügung nemlich, welche der 
Schiffer über Güter trifft, erwirbt der Eigenthümer derselben einen Ent- 
schädigungsanspruch gegen den Rheder, wenn der Grund in partikulärer Havarie 
des Schiffs zu suchen ist, indem in diesem Falle Verkauf und Verwendung 
der Güter, wie auch deren Verbodmung als ein für Rechnung des Rheders ab- 
geschlossenes Kreditgeschäft gilt;^^) gegen die Havarieinteressenten, wenn es sich 
um grosse Havarie handelt. Hiemach ist zu erwarten, dass wenn infolge der 
Verfügung über gewisse Güter das Schiff mit dem Reste der Ladung den Be- 
stimmungshafen erreicht, der Eigenthümer jener Güter mindestens eine geringere 
Einbusse erleidet, als wenn die Reise nicht fortgesetzt werden könnte. In allen 
anderen Fällen dagegen wtlrde das Interesse bei dem Eigenthümer der Güter, 
über welche der Schiffer verfügen wollte , fehlen , ^^) da in diesen weder von 
einem Entschädigungsanspruch des Ladangseigenthümers gegen den Rheder, noch 
gegen die Ladungsbetheiligten, in deren Interesse die Verwendung geschehen, 
die Rede sein könnte.^') Eine analoge Anwendung tler Grundsätze der Havarie- 
grosse auf die in Rede stehenden Fälle, ist aber desshalb nicht statthaft, weil 
hier die bei jener durch die gemeinsame Gefahr geschaffene Interessengemein- 
schaft fehlt. 

Eine Verfügung des Schiffers über die Ladung, resp. Ladungstheile fordert 
zu ihrer Gültigkeit das Vorhandensein der angegebenen Voraussetzungen. Es 
genügt jedoch, dass der Dritte, wenn die Ladungsbetheiligten das Geschäft nicht 
als für sie verbindlich anerkennen wollen, den Nachweis führt, ^') der Schiffer 
habe sich in einer Lage befunden, welche die Beschaffung von Mitteln behufs 
Abwendung oder Verringerung eines, die betreffenden Güter bedrohenden, Ver- 
lustes, oder behufs Fortsetzung der Reise, nothwendig machte, und dass das 



^^) D. H.G.B. Art. 510. Weil in diesem Fall eine Interessengemeinschaft sämmt- 
licher Ladongsinteressenten vorliegt, so lässt das H.G.B. auch den Verlast, den ein 
Ladungsbetheiligter dadurch erleidet, dass er wegen seiner Ersatzansprüche aus Schiff 
und Fracht gar nicht oder nicht vollständig befriedigt werden kann, sämmtliche Ladangs- 
interessenten nach den Grandsätzen der Havariegrosse tragen: Art. 784. 

^^) Nach Ehrenberg soll freilich die blosse Thatsache, dass die Güter der ein- 
zelnen Ladungsinteressenten sich in einem Schiff mit den Gütern anderer Ladungs- 
interessenten zusammen befinden, eine Gemeinschaft begründen, welche zur Folge habe, 
dass für die in ihrer Existenz gefährdeten Vermögenswerthe des einen Genossen die 
übrigen mit den ihrigen einzutreten hätten. S. beschränkte Haftung S. 72 ff., 85 ff. 

^^) Von einer negotiorum gesdo der durch den Schiffer vertretenen Eigenthümer 
der geopferten Güter kann hier nicht die Rede sein. Ehrenberg folgert die Ent- 
schädigungsansprüche aus dem sozietätsähnlichen Gemeinschaftsverhältniss, in welchem 
nach ihm die Eigenthümer der in einem Schiff befindlichen Güter stehen. Dass es hierf&r 
an direkten gesetzlichen Bestimmungen fehlt, gibt er zu; er meint aber, dass die Regeln 
des Hauptfalls, der Havariegrosse, sich wohl eigneten, auch auf die übrigen Fälle ana- 
log angewendet zu werden. S. S. 87 ff. 

^^) Ob der Nachweis für geführt zu erachteu, darüber entscheidet arbitrium iudicis. 
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Rechtsgescbäft gerade aaf Beschaffang solcher Mittel, und zwar nur in der 
durch das Bedürfniss geforderten Höhe, gerichtet war. ^^) Dagegen ist es irre- 
levant, ob das durch das Rechtsgeschäft erhaltene Geld wirklich f&r das Be- 
dürfniss verwendet ist; ob der Schiffer nicht etwa das nöthige Geld selbst ge- 
habt, oder es sich auf andere — für die Ladungsbetheiligten vortheilhaftere — 
Weise habe verschaffen können; es mflsste denn der Dritte im bösen Glauben 
gewesen sein. *^) Freilich schreibt das Deutsche Seerecht dem Schiffer vor, 
wenn das für die Fortsetzung der Reise sich herausstellende Bedürfniss in einer 
grossen Havarie sich gründet, und er demselben durch verschiedene Maass- 
regeln ^®) abhelfen kann, diejenige zu ergreifen, die für die Betheüigten (in ihrer 
Gesammtheit) ^'^) mit dem geringsten Nachtheil verbunden ist, *^) und erlaubt 
demselben, wenn nicht der Fall einer grossen Havarie, sondern einer partiku- 
lären vorliegt, *^) zur Verbodmung der Ladung , ^^) oder zur Veräusserung oder 
Verwendung von Ladungstheilen nur ausnahmsweise, nemlich nur dann zu 
schreiten, wenn er dem Bedürfniss auf anderem Wege nicht abhelfen kann, 
oder die Wahl eines anderen Mittels einen unverhältnissmässigen Schaden für 
den Rheder zur Folge haben würde ;^^) macht ihm auch zur Pflicht, die Yer- 



<^) Der Art 511 erklärt die im Art 497 (für die Kreditgeschäfte) aufgestellten Vor- 
schriften für maassgebend für die in den Fällen der Art 504, 507—509 vom Schiffer abge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte überhaupt, nicht nur für Kreditgeschäfte, die derselbe für 
die Ladungsinteressenten eingegangen. Das zeigt auch Art 507. Im Falle eines Bod- 
mereigeschäfts wird der in Rede stehende, dem Bodmereigeber obliegende, Beweis durch 
eine Präsumption, ersetzt, wenn die A^raussetzungen des Art. 686 dafür vorliegen. 

») D. H.G.B. Art. 511 (Art 497). 

'®) Solche Mittel sind z. B. Verbodmung des SchifilB oder der Fracht, Verkauf von 
SchiffBzubehör, von Schiffsvorräthen, Verbodmung von Schiff, I<>acht und Ladung, Ver- 
kauf oder Verwendung von Ladungstheilen. 

27) Der Schiffer darf und muss daher eine Maassregel wählen, die einen der Inter- 
essenten in hohem Maasse beschwert, wenn dies für die Gesammtheit mit dem geringsten 
Kachtheil verbunden ist Die Ausgleichung findet bei der Havariegrosse-ReguUrong statt. 

2») D. H.G.B. Art. 508. 

^^) Weil hier nicht der Schaden von allen Interessenten zu tragen ist, so hat der 
Schiffer zunächst mit solchen Mitteln das Bedürfiiiss zu decken, für die der Rheder 
aufzukommen hat, da dieser regelmässig die für die Fortsetzung der Reise nothwendigen 
Gelder zu beschaffen hat 

^) Dass zur Gültigkeit des behufs Ausführung der Reise eingegangenen Bodmerei- 
geschäfts gefordert wird , dass die Ladung zusammen mit Schiff und Fracht verbodmet 
ist (Art. 509 Abs. 2), ergibt sich aus den über die Bodmerei geltenden Grundsätzen: 
D. H.G.B. Art 681 Abs. 2. 

*^) Dass auch diese Voraussetzung für Verbodmung der Ladung, wie Verkauf oder 
Verwendung von Ladungstheilen für ausreichend erklärt wird, beruht lediglich auf Billig- 
keitsrücksichten. — Uebrigens wird die Verbodmung der Ladung, oder der Verkauf 
oder die Verwendung von Ladungstheilen als ein für Rechnung des Rheders abge- 
schlossenes Kreditgeschäft betrachtet, weshalb die Ladungsinteressenten in dieser Hin- 
sicht zu den Schifisgläubigern (Art 757 Ziff. 7) gehören : Art 510. Dies gilt auch in 
dem Fall, wo eine Unterverfrachtung stattgefunden hat; der ünterverfrachter wird da- 
durch nicht berührt: arg. Art. 6d4. Als Ersatz ist dem Ladungseigenthümer zu leisten 
der Marktpreis event der durch Sachverständige zu ermittelnde Durchschnittspreis der 



ji 
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bodmnng vor dem Yerkaof zn wählen, so lange nicht aus der ersteren ein 
nnverhältnissmässiger Schaden dem Rheder erwachsen würde. ^^) Allein von 
der Beobachtung, resp. Nichtbeobachtung dieser Yorschriften hängt lediglich die 
Beantwortung der Frage ab, ob der Kapitän mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Schiffers gehandelt, oder sich eine Nachlässigkeit hat zu Schulden kommen 
lassen, nicht aber die Gültigkeit oder Ungültigkeit des Geschäfts. 

Auf den persönlichen Kredit der Ladungsbetheiligten darf der Schiffer auf Grund 
seiner gesetzlichen Vollmacht kein Geschäft abschliessen.^^) Es haften demgemäss 
die Ladungsbetheiligten auch niemals aus solchen Handlungen persönlich, welche 
der Schiffer als deren gesetzlicher Vertreter vorgenommen hat, so z. B. nicht 
für Prozesszinsen, wenn der Schiffer es in betreff der Forderung eines dritten 
gegen dieselben, deren Befriedigung ihm oblag, auf einen Prozess hat ankommen 
lassen ; ^^) nicht für die Fracht, auf welche der Verfrachter eines, behufs Weiter- 
beförderung der Ladung vom Schiffer nach dem Untergange seines eigenen 
gecharterten, Schiffs Anspruch hat. Anders, wenn der Schiffer als Mandatar 
unter Berufung auf einen besonderen ihm gewordenen Auftrag, oder als negotiorum 
gestor der Ladungsbetheiligten gehandelt hat.^^) Allein derartige Handlungen 
brauchte immer nur derjenige der Ladungsbetheiligten für sich gelten zu lassen, 
als dessen Mandatar oder negotiorum gestor der Schiffer dieselben vornahm. 
Die übrigen können aus einem solchen Geschäft nicht nur nicht über den Werth 
der Ladung hinaus, sondern gar nicht in Anspruch genommen werden. 

in. Ist der Kapitän zugleich Ladungseigenthttmer und geht er während der 
Reise Rechtsgeschäfte zur Erhaltung und Weiterbeförderung der Ladung ein, so 

Güter, ganz wie solcher beim Verlust der Güter zu entrichten ist; wenn jedoch im Fall des 
Verkaufe der Güter der Reinerlös höher ist, als der genannte Preis, der Reinerlös: 
Art. 613, 612. 

8«) D. H.G.B. Art 509. 

««) D. H.G.B. Art. 506; vgl. Prot VI S. 2629 ff. — Für das Französische Recht 
behauptet Laurin (bei Cresp II S. 194 Not *), dass für die Verpflichtung der Ladungs- 
betheiligten durch den Schiffer, den er bezeichnet als „repr^entant des chargeurs, pour 
tout ce qni a trait ä la conservation de la marchandise ou des droits y affärents'' (I S. 567X 
dieselben Grundsätze zur Anwendung kämen, wie i^r die Verpflichtung des Rheders 
durch den Schiffer. Doch gehen die Ansichten der Schriftsteller und Gerichte hinsichtlich 
der Vertretung der Ladungsinteressenten durch den Schiffer nach verschiedenen Rich- 
tungen auseinander. Ob (Ue übrigen Rechte beschränkte Haftung resp. Abandonrecht 
der Ladungsinteressenten statuiren, muss sehr zweifelhaft erscheinen. Ehrenberg 
(Beschränkte Haftung S. 41 f.) behauptet, dass die für die Haftung des Rheders geltenden 
Vorschriften analog auch für die Ladungsbetheiligten zur Anwendung kämen. Allein 
die von ihm hierfür beigebrachten Stellen, namentlich Holland. H.G.B. Art 788 und 
Span. H.G.B. Art 978 Abs. 2, Art 991 Abs. 2 — an Stelle des im letzteren Artikd 
iiTthümlicher Weise angezogenen Art. 975 ist wohl Art 978 zu setzen; doch passt auch 
Art. 985 — beweisen dies in keiner Weise. 

'^) EntBch. des O.A.G. zu Oldenburg, bestätigt v. R.O.H.G. Entsch. IX S. 863. 

3^) Würde freilich eine Handlung des Ladungseigenthümers selbst nur dessen 
beschränkte Haftung begründen (wie z. 6. eine Vereinbarung über Berge- oder Hil&- 
lohn), so könnte auch die Handlung des Mandatars oder negotiorum gestor keinen 
andern Effekt haben. 
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kann von einer beschränkten Haftung nicht die Rede sein, wenn auch derselbe 
beim Abschlnss der Geschäfte lediglich als Kapitän aufgetreten wäre;^^) es 
müsste denn durch die Nator des Geschäfts selbst eine persönliche Haftung des 
Ladnngseigenthfimers aasgeschlossen sein, wie beim Bodmereigeschäft oder einer 
Vereinbarung ttber Bergung oder Hilfsleistung in Seenoth. Allerdings spricht das 
Gesetz dem Schiffer die Fähigkeit ab, Geschäfte abzuschliessen auf den persönlichen 
Kredit der Ladungsbetheiligten , d. h. anderer Personen, nicht aber auch auf 
seinen eigenen, und, wie schon oben'^) bemerkt, lassen sich nicht in einem 
Menschen zwei rechtlich getrennte Personen unterscheiden. Hätte das Gesetz 
wirklich eine persönliche Verpflichtung des Schiffer-Ladungseigenthtlmers durch 
Geschäfte, welche dieser in ersterer Eigenschaft eingegangen, ausschliessen wollen, 
so würde es den Schiffer lediglich zur Abschliessung solcher Geschäfte befähigt 
haben, bei denen vermöge ihrer Natur eine persönliche Haftung des Schuld- 
ners nicht Platz greifen kann.^^) 

IV. Hat der Schiffer die im Interesse der Ladung zu machenden Aufwendungen 
aus seinen elgeneH Mittelii oder denen des Rheders bestritten, so liegt kein Grund 
vor eine persönliche Haftung der Ladungsinteressenten auszuschliessen, vielmehr 
steht in diesem Falle die Ersatzpflicht der letzteren ganz ebenso, wie wenn 
ein Dritter die Aufwendungen gemacht hätte, lediglich unter den Regeln der 
negotiorum gestio. ^^) 

**) A. M. Ehrenberg S. 50 f., für den seine Theorie vom Sondergut ausschlag- 
gebend gewesen ist. 

8') 8. 0. S. 49 Not 24. 

^) Ehrenberg S. 51 macht geltend, dass bei Annahme der unbeschränkten Haf- 
tong die Lage des Schiffer-Ladungsinteressenten insofern eine nachtheiligere wäre, 
als ein solcher schwer einen Kontrahenten finden würde, indem das positive Recht nur 
bei gesetzlich beschränkter Haftung des Schuldners dem Gläubiger ein Pfand- und Vorzugs- 
recht an der Ladung verleihe, anderenfalls also die Forderung minder sicher sein würde. 
Allein das Recht stattet nicht die Forderungen, bei. denen eine persönliche Haftung 
des Schuldners ausgeschlossen ist, als solche mit dem gedachten Pfand- und Vorzugs- 
recht aus, sondern lediglich ganz bestimmte Forderungen, nemlich die Frachtforderung, 
die Bodmereiforderung, die Forderung wegen der Beiträge zur grossen Havarie und 
wegen der Bergungs- und Hilfskosten (D. H.G.B. Art. 624, 680, 727, 758, 781); und zwar 
ist hierbei, wie dies die Frachtforderung zeigt, gar nicht die beschränkte Haftung des 
Schuldners ausschlaggebend gewesen. 

s«) Vgl. Prot. VI S. 2630. Es lässt sich auch als Grund für die in diesem Falle 
Platz greifende persönliche Haftung der Ladungsinteressenten der Umstand geltend 
machen, dass der Art. 501 des D. H.G.B. nicht unter den (zunächst das Verhältniss von 
Schiffer und Rheder regelnden) Artikeln aufgezählt ist, welche auf die letzteren An- 
wendung finden sollen. Das Holland. H.G.B. Art. 738 hat den vorliegenden Fall aus- 
drücklich von der beschränkten Haftung der Ladungseigenthümer ausgenommen. 



III. Die Schiffsmannschaft;. 



§ 22. 

A. Im Allgemeinen. 

Unter Sehiffsmannsohaft; versteht man in Deutschland sämmtliche zur 
seemännischen Bedienung eines Schiffs bestimmten Personen, mit Einschlnss der 
Schiffsoffiziere, aber mit Ausschluss des Kapitäns.^) Dagegen umfasst die Be- 
zeichnung Schiffsbesatzung zugleich den Schiffer und auch die sonst noch auf 
einem Schiffe angestellten Personen. ^) 

Welche Kategorien der Schiffsleute zu den Offizieren zu rechnen, ist gesetz- 
lich nicht bestimmt. Man muss sich daher an den Begriff halten, den man 
mit Offizier verbindet; zugleich auch die in den betheiligten Kreisen herrschen- 
den Anschauungen berücksichtigen. Hiernach wird man nur den als Offizier 
bezeichnen, der ein Kommando auf dem Schiffe führt. Das gilt nun unzweifel- 
haft und bedingungslos nur von den Steuerleuten, deren Zahl sich nach der 
Grösse des Schiffs richtet; denn während sich auf kleinen Schiffen nur ein 
einziger Steuermann ^) befindet , gibt es auf grösseren Segelschiffen zwei (Ober- 
uud Untersteuermann), auf den ganz grossen Dampfschiffen drei auch vier, die 
als erster, zweiter u. s. w. Offizier bezeichnet werden. Der Bootsmann dagegen 
wird nur ausnahmsweise zu den Offizieren zu rechnen sein, nemlich dann, wenn 
er — was auf kleineren Schiffen, die nur Einen Steuermann haben, vorkommt — 
Steuermannsdienste versieht. Alle übrigen Schiffsleute, die noch spezielle Funk- 
tionen auf dem Schiffe haben, als Zimmermann, Koch, Segelmacher, gehören 
nicht dahin.^) Die Frage, wer von den Schiffsleuten als Offizier anzusehen, ist 



1) R.Seem.O. § 3. 

3) D. H.G.B. Art. 445. 

^) Auf ganz kleinen Schiffen (die 3 bis 4 Mann Besatzung haben) gibt es gar keinen 
Steuermann, sondern statt desselben einen Bestmann der zugleich MatroseniUenste 
versieht. 

^) Die nach dem deutsch-firauzösischen Kriege zur Feststellung der durch das Reichs- 
gesetz vom 14. Juni 1871 den Rhedem, Schiffsbesatzungen und Ladungseigenthümem 
zugebilligten Entschädigungeu niedergesetzte Liquidationskommission für Bhedereischäden 
hat bei Festsetzung der nach dem citirten Gesetz Art II den Rhedem der durch die 
Kriegsgefahr in ausserdeutschen Häfen zurückgehaltenen Schiffe für den Unterhalt der 
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jaristiBch wichtig mit Rücksicht auf eine Beihe von Bestimmongen des D. H.6.B.^) 
ond der Seemanns-0. ; ^) ganz besonders in betreff der den Seemannsämtem auf- 
erlegten Verpflichtung, auf die Beschwerde auch nur Eines Offiziers, dass das 
Schiff nicht seetüchtig oder nicht gehörig verproviantirt sei, eine Untersuchung 
eintreten zu lassen. '') 

Der Steuermann ist der Gehilfe und der gesetzliche Vertreter des Schiffers, 
sowohl bei zeitiger Verhinderung des letzteren, als nach dessen Tode bis 
zur Bestellung eines neuen Kapitäns , ^) wie derselbe auch nach seemännischem 
Gebrauch als der Vertreter des Schiffers für die Empfangnahme der abgeladenen 
Waaren erscheint, ohne dass hierfür eine ausdrückliche Bevollmächtigung seitens 
des Schiffers verlangt würde. ^) Sind mehrere Steuerleute vorhanden, so gebührt 
diese Stellung dem ersten, doch treten die späteren beim Fortfallen des ersteren 
an dessen Stelle. Die Schiffsmannschaft ausser den Offizieren wird durch die 
Matrosen im weiteren Sinne des Wortes gebildet und durch die Schlff^ungen, 
welche den Seedienst erlernen sollen, daneben aber auch wohl zur Bedien|ing 
des Kapitäns da sind. Die verschiedenen, theils nach den besonderen Dienst- 
obliegenheiten derselben (als Bootsmann, 2Ummermann, Koch, Segelmacher) theils 
nach dem Dienstalter und der seemännischen Erfahrung, und demgemäss auch 
den Heuersätzen (als Vollmatrosen, Jungmänner, Halbmänner) abgestuften Kate- 
gorien, die sich auch keinesw^s sämmtlich auf allen Schiffen finden, sind in 
juristischer Hinsicht irrelevant. 

Das Masehinenpersonal auf Dampfschiffen (als Ingenieur, Maschinisten, 
Maschinist-Assistenten, Heizer, Feuerleute zum Kohlenschaufeln) gehört nicht 
zur Schiffsmannschaft, ebensowenig das sonst noch auf ganz grossen, namentlich 
Passagierdampfschiffen vorkommende Personal, als Zahlmeister, Proviantmeister, 



Besatzung gebührenden Entschädigung drei Stufen unterschieden: Schifiisftüirer, Offiziere, 
Scbiffsleute; zu den Offizieren aber auf Segelschiffen nur Steuerleute gerechnet, sowie 
den Bootsmann, wenn er Stenermannsdienste versehen hatte. A. M. Tecklenborg, Hand- 
lexikon für Rheder, Versicherer und Schiffskapitäne (Bremen 1863) S. 405 f., und nach 
diesem König, Handbuch des deutschen Konsularwesens (Berlin 1875) S. 197. Hiemach 
erscheinen Bootsmann, Zimmermann, Koch, zuweilen auch Segelmacher als Offiziere. 
Dass das D. H.G.B. Art 484 Abs. 1 ausser dem Steuermann noch Offiziere annimmt, 
berechtigt, da weder es selbst, noch die Seem.O. irgend welche Kriterien fbr die 
Qualität eines Offiziers aufstellt, nicht, willkfirlich die eine oder die andere Kategorie 
von Schiffsleuten als Offiziere zu behandeln. 

•J) Art. 484, 490 Abs. 3, Art. 686. 

•) § 47, 52, 84 Abs. 3, § 102. 

'^) Der Beschwerde von Schifisleuten wird die gleiche Wirksamkeit nur dann bei- 
gelegt, wenn sie von dreien zugleich ausgeht: Seem.O. § 47. 

») D. H.G.B. Art 484. Seem.O. § 2 u. 53; s. Entsch. des R.O.H.G. XXII S. 48 f. 

*) Entsch. des R.O.H.G. XX S. 121 ff. Das R.O.H.O. will für den Umfang der 
Vertretnngsbefiignisse des Steuermanns in dieser Hinsicht die f&r die Handlungsbevoll- 
mächtigten geltenden Bestimmungen, speziell die des Art. 50 des D. H.G.B., zur An- 
wendung gebracht wissen. 
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Aerzte,^^) Köche (die hier nicht Matrosen sind) Aafwärter; doch haben diese 
auf dem Schiffe angestellten Personen nach Deutschem Recht dieselben Rechte 
and Pflichten, die das Gesetz der Schiffsmannschaft aaferlegt, und sind daher 
auch verpflichtet, in Ansehung des Schiffsdienstes den Anordnungen des Kapitäns 
unweigerlich Gehorsam zu leisten. ^ ^) Dies gilt speziell auch vom Ingenieur, 
dem Chef des Maschinenpersonals, der diesem gegenüber eine gleiche Stellung 
einnimmt, wie der Schiffer der Mannschaft gegentlber. Es begründet in dieser 
Hinsicht keinen Unterschied ob die genannten Personen vom Schiffer oder vom 
Rheder angestellt sind. ^^) 

§ 23. 

B. You der Annahme der Schiffsmannscliaft nnd der 

Anmusterung. 

I. Das Dienstverhältniss, in welches der Schiffsmann zum Rheder tritt, be- 
ruht auf dem zwischen ihm nnd dem Schiffer im Namen des Rheders abge» 
schlossenen Miethsvertrag (Heuerrertrair). Der Eintritt in den Sohtffsdieiist 
setzt innerhalb des Reichsgebiets voraus, dass der Schiffsmann von dem See- 
mannsamt, nachdem er sich vor demselben über Namen, Heimath und Alter 
ausgewiesen, ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten hat, wenn er ein Deutscher 
ist, auch das 14. Lebensjahr vollendet und die Genehmigung seines Vaters 
resp. Vormundes , ^) wenn er noch in väterlicher Gewalt steht oder minder- 
jährig ist, erhalten hat. ^) Die Beobachtung einer bestimmten Form ist ftlr 
den Heuervertrag nicht vorgeschrieben.^) Doch wird die hierfür fehlende 
Form ersetzt durch den öffentlichen Akt der Anmusterung. Das Gesetz schreibt 
nemlich die Musterung der vom Schiffer angenommenen Mannschaft vor dem 
Seemannsamt vor. ^) 

II. Die Anmusterung, welche der Schiffer, wenn das Schiff im Reichsgebiet 



1^) Diese drei Kategorien haben Offiziers -Rang; ebenso die Ingenieure nnd 
Maschinisten. 

") Seem.O. § 80. 

1«) Seem.O. § 3. 

^) Die ohne Einschränkung ertheilte Genehmigung gilt als ein für allemal ertheilt; 
nnd es wird kraft derselben der Mindeijährige einem Gros^fthrigen gleich geachtet, 
soweit es sich um den Abschluss von Heuerverträgen und die aus dem DienstrerhältDiss 
hervorgehenden Rechte und Pflichten handelt: Seem.O. § 6. 

^) R. Seem.O. § 5. Auch über seine Militärverhältnisse hat sich der deutsche 
Schiffsmann auszuweisen. 

8) Seem.O. § 24. 

^) Seemannsämter sind im Reichsgebiet die Musteningsbehörden der einzelnen 
Staaten, im Aaslande die Reichskonsalate (Seem.O. g 4; vgl. Reichskons-Ges. vom 
8. Novbr. 1867 § 82). Die Masterungsbehörden sind in der Regel besondere Behörden 
unter diesem Namen, oder auch wohl unter dem Namen Seemannsamt; nicht selten 
aber sind die Funktionen derselben einer Verwaltungsbehörde übertragen. In den Hanse- 
städten führt der Vorsteher des Seemannsamts noch den alten Titel Wasserschout Das 
Verzeichniss der Seemannsämter des Deutschen Reichs enthält das Handbuch für die 
deutsche Handelsmarine, so das vom J. 1881 S. 86 ff. 
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liegt, vor Antritt resp. Fortsetzung der Reise, anderenfalls sobald ein Seemanna* 
amt angegangen werden kann, zu veranlassen hat,^) und zu welcher sich der 
Schiffsmann, wenn nicht ein unabwendbares Hindemiss entgegensteht, za stellen 
verpflichtet ist,^) besteht in der Yerlaatbanmg des zwischen Schiffer and Schiffs- 
mann abgeschlossenen Heaervertrags. ^ Die Anmosterungsverhandliing wird 
vom Seemannsamt als Musterrolle ausgefertigt. Diese muss enthalten: Namen 
und Nationalität des Schiffs, Namen und Wohnort des Schiffers, Namen, 
Wohnort und dienstliche Stellung jedes Schiffsmanns, die Bestimmungen des 
Heuervertrags , einschliesslich etwaiger besonderer Verabredungen.®) Bei den 
erst nach Ausfertigung der Musterrolle angeheuerten Schiffsleuten ist die Muste- 
rung nachträglich durch das Seemannsamt in die Musterrolle einzutragen. ^) 
Ueber die Anmusterung und die Zeit des Diensteintritts wird vom Seemanns- 
amt ein, zugleich als Ausgangs- oder Seepass dienender Vermerk in das See- 
fahrtsbuch des Schiffsmanns eingetragen, wenn erstere innerhalb des Reichsge- 
biets erfolgt. Ausserhalb desselben findet die Eintragung nur statt , wenn das 
Seefahrtsbuch zu diesem Zwecke vorgelegt wird. ^^) Die Musterrolle wird vom 
Schiffer an Bord geführt; sie gehört zu den Schiffspapieren, und hat, da sie 
Auskunft über die Nationalität der Mannschaft gibt, in völkerrechtlicher Hin- 
sicht publica fides. Zugleich hat sie die Bedeutung eines instrumentum publi- 
cum in betreff des Dienstverhältnisses der Schiffsleute. Nur kann der Beweis 
der hierher gehörigen Punkte nicht durch die Musterrolle allein geführt werden, 
da die Aufnahme des Heuervertrags in diese zwar vorgeschrieben, davon aber 
die Gültigkeit desselben nicht abhängig gemacht ist. ^^) Schiffisleute , welche 
nach ihrem Seefahrtsbuch bereits einmal angemustert waren, dürfen nur dann 
von Neuem angemustert werden, wenn sie durch das, die erfolgte Abmusterung 
bekundende, Seefahrtsbuch die Lösung des früheren Dienstverhältnisses nach- 
weisen. Nur wenn die Beibringung dieses Nachweises nach dem Ermessen 
des Seemannsamts nicht möglich ist, gentigt es, wenn in anderer Weise die 
Beendigung des Dienstverhältnisses glaubhaft gemacht, und dies durch das 
Seemannsamt im Seefahrtsbuch bescheinigt ist. ^') Kollidirt ein Heuervertrag 
mit einem früher eingegangenen, so hat der Anspruch auf Erfüllung des älteren 
Vertrags den Vorzug; eine Bestimmung, die wie die gleichen mancher Farti- 
kularrechte über die Gesindemiethe , auf Billigkeitsrücksichten beruht. Mit 
Rücksicht auf den öffentlichen Karakter der Anmusterung erleidet indess die 
Regel eine Ausnahme. Wenn nemlich zum späteren Vertrage die Anmusterung 



^) Seem.O. § 10 Abs. 1, § 11. Aaf Verabsftamung dieser Pflicht ist eine Geld- 
strafe gesetzt: § 99 Ziff. 1. 

^) Seem.O. § 10 Abs. 2. 

^) Seem.O. § 11. 

") Seem.O. § 12. 

*) Seem.O. § 18. 

i<») Seem.0. § 14. 

^>) Die Anmusterung besteht in der VerlautbaroDg des geschlossenen Heuer- 
vertrags: § 11 der Seem.O. 

") Seem.O. § 8. 
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hinzugekommen ist, nicht aber auch zum älteren, so geht der spätere Vertrag 
vor. ^^) Nach Beendigung der Reise oder der Zeit, worauf sich die Muster- 
rolle bezieht, ist dieselbe dem Seemannsamt, vor dem abgemustert wird, zu über- 
liefern. Von diesem wird sie dem Seemannsamt des Heimathshafens übersandt. ^^) 
Nach erfolgter Anmusterung ist der Schiffsmann verpflichtet, behufs 
Antritts des Schiffsdienstes, sich an Bord des Schiffs einzufinden, wenn nicht 
etwas anderes vereinbart ist. ^^) Verzögert derselbe den Dienstantritt länger 
als 24 Stunden, so kann der Schiffer vom Heuervertrage zurücktreten, ohne 
dass hierfür eine prästable culpa des ersteren vorausgesetzt wird. Auf diese 
kommt es nur bei Erwägung der Frage an, inwiefern der Schiffsmann zum 
Ersatz des durch seine Zögerung verursachten Schadens verpflichtet ist. ^^) 
Uebrigens hat der angemusterte Schiffsmann, wenn er durch ein unabwendbares 
Hindemiss ausser Stand gesetzt ist den Dienst anzutreten, sich hierüber sobald 
wie möglich gegen den Schiffer und das Seemannsamt, vor dem er angemustert, 
auszuweisen. ^^) Entzieht sich aber der Schiffsmann dem Antritt oder der 
Fortsetzung des Dienstes, welches letztere nicht nur durch Desertiren, sondern 
auch Arbeitsverweigerung geschehen kann, '^) so kann ihn der Schiffer zur 
Erfüllung seiner Pflicht durch das Seemannsamt zwangsweise anhalten lassen. '^) 

§ 24. 

C. Pflichten des Schiffsmauns. 

Das Eontraktsverhältniss , in welches der Schiffsmann eintritt, ist eine 
locatio condnctio operamm. Die Dienste, welche Gegenstand dieser Miethe sind, 
sind seemännische Dienste, wie sie zur Bedienung eines Schiffs und zur Erfül- 
lung der Kontrakte, welche mit Bezug auf ein Schiff geschlossen werden, 
erforderlich sind. Demgemäss ist der Schiffismann verpflichtet, zu jeder Zeit 
und unt^r allen Umständen, auch auf dem Lande, sämmtliche vom Schiffer oder 
dessen Stellvertreter ihm für Schiff und Ladung übertragene Arbeiten zu ver- 
richten. ^) Er darf das Schiff ohne Erlaubniss des Schiffers bis zur Abmusterung 
nicht verlassen. Die dienstliche Stellung, unter der er in der Musterrolle auf- 
geführt ist, gibt ihm nicht etwa einen Anspruch, nur mit hierauf bezüglichen 
Arbeiten beschäftigt zu werden, sondern berechtigt nur den Schiffer, die für 
eine solche dienstliche Stellung als Voraussetzung dienenden Fähigkeiten zu 
beanspruchen. Stellt sich heraus, dass der Schiffsmann zu dem Dienste, zu 



") Seem.O. § 27. 

1*) Seem.O. § 21. 

16) Seem.O. § 28. 

^^) Seem.O. § 28 Abs. 2. 

") Seem.O. § 15. 

18) Entsch. des R.O.H.G. IV S. 292. 

1») Seem.O. § 29. Die daraus erwachsenen Kosten hat der SchiffiBmann zu ersetzen. 
Die Bestimmung ist nicht etwa als durch die R.Giv.Pr.O. beseitigt anzusehen, da es sich 
hier um einen mehr polizeilichen Zwang handelt. 

1) Seem.O. § 30. 



^ 24. Pflichten des Schifbrnanns. 109 

welchem er sich verheuert hat, untanglich ist, so ist dies, wenn es vor Antritt 
der Reise der Fall ist, ein Entlassangsgmnd ; wenn nach Antritt der Reise, so 
darf der Schiffer den Schiffsmann — mit Aasnahme des Steuermanns — - im 
Range herabsetzen und seine Hener verhftltnissmässig verringern. ') Der Schiffer, 
als Vertreter des Rheders hat aber nicht nur die Rechte der Mannschaft 
gegenüber, welche ans der Dienstmiethe ftlr den condactor operamm hervor- 
gehen, sondern es steht ihm auch über dieselbe eine ähnliche Disziplinargewalt 
zu, wie sie der Dienstherrseliafl; über das Gesinde zukommt; nur ist sie eine 
viel straffere.^) Während der Reise steigert sie sich sogar zu einer obrigkeit- 
liehen und zwar polizeilichen Gewalt. ^) Diese steht demselben aber nicht mehr 
zu als Repräsentanten der Rheder, sondern in seiner Eigenschaft als Schiffsfflhrer, 
gewissermaassen im Namen des Staats. Daher weist die R.Seem.O. den 
Kapitän auch an, die Kommandanten der deutschen Kriegsschiffe um Beistand 
zur Aufrechterhaltung der Disziplin, wenn es sich thun lässt, anzugehen. ^) Der 
Schiffer darf alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung uAd zur Sicherung der 
Regelmässigkeit des Dienstes erforderlichen Maassregeln ergreifen und herkömm- 
liche Erschwerungen des Dienstes oder eine massige Schmälerung der Kost 
(diese aber nur auf höchstens drei Tage) eintreten lassen. Die Yerhängung 
von Geldbussen, körperlicher Züchtigung und Einsperrung ist demselben zwar 
prinzipiell untersagt, allein im Falle von Widersetzlichkeit oder beharrlichem 
Ungehorsam kann er jedes zweckdienliche Mittel zur Anwendung bringen, um 
seinen Befehlen Gehorsam zu verschaffen. Aeusserstenfalls darf er die Reni- 
tenten während der Reise sogar fesseln. ^) Die Polizeigewalt des Schiffers 
macht sich auch bei Begehung von Delikten seitens der Schiffsleute geltend. 
In diesen Fällen hat derselbe während der Reise alle Erhebungen anzustellen und 
sonstigen Maassregeln zu ergreifen, die zur Feststellung des Thatbestandes und 
zur Ueberfährung und Bestrafung des Yerbrechens dienen. ^) Die Schiffsleute 
sind bei Vermeidung von Kriminalstrafen verpflichtet, dem Schiffer zur Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung, sowie zur Abwendung und Unterdrückung von Wider- 
setzlichkeiten auf Erfordern Beistand zu leisten.^) 

Zur Sicherung der Disziplin sind auch Strafbestimmungen getroffen. ^) 
Gleichfalls im Interesse der Disziplin, aber auch um die Reise-Dispositionen 
des Rheders vor Chikanen der Schiffsleute zu sichern, ist es diesen bei Ver- 
lust der Heuer und Verpflichtung zum Schadensersatz untersagt, den Schiffer 



«) Seem.O. § 34. 

8) Seein.O. § 72. 

*) Vgl auch Seem.O. § 103. 

^) Seem.O. § 79 Abs. 4. 

^) Seem.O. § 79 Abs. 1 n. 2. Zur VerhütuDg eines Missbrauchs der Disziplinar- 
gewalt hat das Gesetz angeordnet, dass alle seitens des Schiffers zur Aufrechterhaltung 
der Disziplin getroffenen Maassregeln in das Journal eingetragen werden (§ 80). Auch 
hat es jeden derartigen Missbrauch mit Kriminalstrafen bedroht (§ 96). 

') Seem.O. § 102 f. 

«) Seem.O. § 79, vgl. § 92. 

^) Seem.O. § 81—84, § 86—92. 
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vor einem fremden Gericht zu belangen, eine Bestimmung, die indess bei 
Geltendmachung der Forderungen der Schiffsleute aus den Dienst- oder Heuer- 
▼ertragen nach stattgehabtem Zwangsverkauf des Schiffs nicht Platz greift. 
Wohl aber kann der Schiffsmann in Fällen, die keinen Aufschub leiden, die 
vorläufige Entscheidung des Seemannsamts anrufen, welche für jeden Theil, 
vorbehaltlich der Befugniss, den Rechtsweg nach Beendigung der Reise zu 
beschreiten, vorläufig bindend ist. ^^) Auch hat das Seemannsamt, falls ein 
Offizier oder wenigstens drei Schiffsleute Beschwerde darflber erheben, dass das 
Schiff, für das sie angemustert sind, nicht seetflchtig oder nicht gehörig ver- 
proviantirt ist, eine Untersuchung der genannten Thatsachen zu veranlassen, 
und, wenn die Beschwerde sich als begrtlndet erweist, für geeignete Abhilfe 
Sorge zu tragen. ^^) 

§ 25. 

1). Rechte des Schiffsmanns. 

I. Die Ansprüche des Schiffsmanns beruhen auf dem Heuervertrage. Wenn 
eine ausdrückliche Festsetzung in betreff der Heuer nicht stattgefunden, so 
kann der Schiffsmann eine angemessene, fordern, und das ist im Zweifel die 
zur Zeit und im Hafen der Anmusterung — nach der Auskunft des dortigen 
Seemannsamts — übliche Heuer. ^) Hinsichtlich der Beköstigung, worauf die Schiffs- 
mannschaft, ebenso wie auf einen angemessenen, wohlverwahrten und gesunden 
Logisraum für sich und ihre Effekten,^) auch ohne besondere Zusage seitens 
des Schiffers, einen Rechtsanspruch hat,^) entscheidet das örtliche Recht des 
Heimathshafens. ^) Für die erst nach Ausfertigung der Musterrolle geheuerten 
Schiffsleute gelten in Ermangelung anderweitiger vertragsmässiger Vereinbarungen 
die nach Inhalt der Musterrolle mit der übrigen Mannschaft getroffenen Abreden, 
namentlich auch in betreff* der Höhe der Heuer. ^) In gewissen Fällen tritt 
während der Reise von selbst eine Erhöhung der Heuer für die Schiffsleute 
ein, nemlich einmal, wenn die Zahl der Mannschaft sich während der Reise 
vermindert und nicht wieder ergänzt wird, und dann, wenn die Dauer der Reise 
den Zeitraum von zwei Jahren übersteigt. Ist für diese Fälle nicht etwas 
andres vereinbart worden, so wird im ersteren Falle der Betrag der durch die 
Verringerung der Mannschaft ersparten Heuer unter die an Bord verbliebenen 



1») Seem.O. § 105.. 

^^) Seem.O. § 47. Das Gesetz hat Gefängnissstrafe für die wider besseres Wissen, 
und Geldstrafe für die leichtfertiger Weise auf unwahre Behauptungen gestützte Be- 
schwerde angedroht: § 94. 

^) Seem.O. § 25. 

») Seem.O. § 44. 

8) Seem.O. § 43. 

^) Seem.O. § 45. Ueber das Recht des Schiffers, während der Reise in ausser- 
ordentlichen Fällen eine Kürzung der Rationen, oder eine Aenderang in Betreff der 
Wahl der Speisen und Getränke eintreten zu lassen, s. § 46. 

^) Seem.O. § 27. 
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Schiffsleute nach dem Yerhältniss der ihnen gebührenden Hener yertheilt; es 
müsste denn die Yerringerang ihren Grand in Desertionen haben, und die Effekten 
der Deserteure — was ohne Schuld der übrigen Schiffsleute nicht recht denk- 
bar — nicht an Bord zurückgeblieben sein ; ^) im zweiten tritt für die seit 
zwei Jahren im Dienste befindlichen Schiffsleute, wenn deren Heuer nach Zeit 
bedungen ist, eine Erhöhung derselben nach bestimmten durch das Gesetz auf- 
gestellten Grundsätzen ein. ^ 

In Ermangelung anderweitiger Abrede, beginnt der Anspruch auf Be- 
köstigung mit dem Zeitpunkt des Dienstantritts,^) der auf Heuer mit der 
Anmusterung. ^) Doch kann der Schiffsmann — wieder natürlich wenn nicht 
etwas anderes vertragsm&ssig festgesetzt ist — deren Auszahlung erst for- 
dern, wenn die Reise beendigt, oder das Dienstverhältniss in anderer Weise 
schon früher gelöst ist,^®) und demgemäss auch an dem Orte, wo das 
Dienstverhältniss gelöst ist. ^^) Yorschusszahlungen oder Handgelder vor 
Antritt der Reise kann der Schiffsmann nur dann fordern, wenn es ver- 
einbart oder durch den Ortsgebrauch des Hafens, in welchem die Anmusterung 
stattgefunden, bestimmt ist. ^') Dagegen kann derselbe bei Zwischenreisen im 
ersten Hafen, in welchem das Schiff ganz oder zum grösseren Theil entlöscht 
wird, die Auszahlung der Hälfte der bis dahin verdienten ^^) Heuer verlangen, 
wenn bereits sechs Monate seit der Anmusterung verflossen sind. Und das 
gleiche Recht steht ihm beim Ablauf je weiterer sechs Monate nach der früheren 
Auszahlung in betreff der bis dahin wieder verdienten Heuer zu. **) lieber 
die Art und Weise der Zahlung entscheidet zunächst die Yereinbarung. In 
Ermangelung einer solchen muss sie nach Wahl der Schiffsleute entweder haar 



^) Seem.O. § 40. 

'') Seem.O. § 41. Die vom Gesetz aufgestellten Grundsätze sind folgende: 
„1. der Schiff^'unge tritt mit Beginn des dritten Jahres in die in der Musterrolle 
bestimmte oder aus derselben als Darchschnittsbetrag sich ergebende Heuer der Leicht- 
matrosen, und mit Beginn des vierten Jahres in die in der Musterrolle bestimmte Heuer 
der Yollmatrosen ein; 

2. der Leichtmatrose erhält mit Beginn des dritten Jahres die in der Musterrolle 
bestimmte Heuer der Yollmatrosen, und mit Beginn des vierten Jahres ein Fünftel der- 
selben mehr an Heuer; 

3. für die übrige Mannschaft steigt die in der Musterrolle angegebene Heuer mit 
Beginn des dritten Jahres um ein Fünftel, und mit Beginn des vierten Jahres um ein 
ferneres Fünftel ihres ursprünglichen Betrages. 

In dem Fall der Ziffer 2 tritt der Leichtmatrose mit Beginn des dritten Jahres in 
den Rang eines Yollmatrosen ein." 

») Seem.O. § 48. 

») Seem.O. § 35. 

»0) Seem.O. § 36 Abs. 1. 

1^) Entsch. des Hamb. O.G. vom 23. Jan. 1874 (Hamb. Handelger.Ztg. v. 74 Nr. 186 
S. 236. 

*«) Seem.O. § 37. 

^") Ueber die Berechnung der verdienten Heuer, wenn dieselbe nicht zeitweise, 
sondern in Bausch und Bogen für die ganze Reise bedungen ist, s. Seem.O. § 67. 

") Seem.O. § 36 Abs. 2. 
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oder mittelst einer auf den Rheder ausgestellten, aaf Sicht zahlbaren An- 
weisung geleistet werden. ^^) 

Die Erben der Schiffsleute eines verschollenen Schiffs können ihre For- 
derung auf den Betrag dessen, was die letzteren aus den Dienst- und Heuer- 
verträgen noch zu fordern haben, mit Ablauf der Yerschollenheitsfrist ^') geltend 
machen. Diesen Betrag hat übrigens der Rheder dem Seemannsamt des Heimaths- 
hafens zur Ausantwortung an die Erben zu übergeben. ^^) 

II. Die Forderungen der Schiffsleute aus den Dienst- und Heuerverträgen 
veijähren als Schiffsforderungen in Einem Jahre; in zwei Jahren jedoch, wenn 
die Entlassung aus dem Dienste jenseits des Vorgebirges der guten Hoffnung 
oder des Kap Hörn erfolgte. ^^) Hierbei beginnt die Verjährung mit Ablauf 
des Tages, an welchem das Dienst- oder Heuerverhältniss endet. Falls jedoch 
die Forderung früher klagbar, und der Schiffsmann faktisch in der Lage 
war, dieselbe klagweise geltend zu machen, ^^) diese Geltendmachung auch nach 
dem Gesetz zulässig war,^^) so läuft die Verjährung von dem Tage an, wo 
diese Thatsachen Platz greifen; doch kommt das Recht, Vorschuss- und Abschlags- 
zahlungen zu verlangen, für den Beginn der Verjährung nicht in Betracht. '^) 

III. Früher stand den Schiffsleuten das Recht zu, eine gewisse Quantität von 
Waaren frachtfrei mitzunehmen (Recht der F1ih!ruug) ^^) , auch ist wohl noch 
in der neueren Zeit die Befugniss derselben anerkannt, soviel unverbotene 
Güter mit sich zu führen, als sie in ihren Schlafstellen oder Eisten bergen 
können. '') Dagegen verbietet das heutige Deutsche Seerecht den Schiffsleuten 
ausdrücklich, ohne Erlaubniss des Schiffers Güter an Bord zu bringen. Der 
Schiffsmann, welcher diesem Verbot zuwider handelt, hat die höchste am Ab- 
ladnngsort zur Abladungszeit für solche Güter und Reisen bedungene Fracht 
zu erstatten, auch den etwaigen höheren Schaden zu ersetzen, falls solcher 
nachzuweisen ist. Auch darf der Schiffer die Waaren über Bord werfen, falls 
sie Schiff oder Ladung gefährden. **) 



Iß) Seem.O. § 88. 

!•) D. H.G.B. Art. 866 f. (s. o. S. 95 Not. 82). 

1'') Seem.O. § 42. Das Dienstverhältniss gilt alsdann für beendet einen halben 
Monat nach dem Tage, bis zu dem die letzte Nachricht über das Schiff reicht 

18) D. H.G.B. Art. 906. 

1') Diese Möglichkeit wird fehlen, so lange der Scluffsmann auf Reisen ist. 

>o) D. h. der § 105 der Seem.O. nicht im Wege stand. 

") D. H.G.B. Art. 908 Ziff. 1. 

^) Pohls, Seer. I S. 274 f. Kaltenborn, Seer. I S. 205 f. 

'') So die französische Praxis trotz des ausdrücklichen Verbots des Code de comm. 
art. 251: Pardessus, Cours de droit commercial III Nr. 671. 

^) Seem.O. § 75; vgl. die' Strafandrohung des RStr.G.B. § 297. Die Bestimmung 
des § 75 greift auch Platz, wenn der Schifismann ohne Erlaubniss des Kapitäns geistige 
Getränke oder mehr Taback, als für seinen persönlichen Bedarf auf der bevorstehenden 
Reise hinreicht, an Bord bringt. Dieselben verfallen ausserdem dem Schiff: § 76. 
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§ 26. 

E. Beendigung des Dienstverhältnisses. 

I. Die Bauer des DienstTerliXltiiisses richtet sich nach dem Heuervertrage. 
Ist ein bestimmter, in Tagen, Monaten n. s. w. ausgedrückter, Zeitraum dafür 
festgesetzt, so endigt das Yerhältniss mit dem Ablauf dieser Zeit. Dasselbe 
kann aber auch durch den übereinstimmenden Willen beider Theile darüber 
hinaus ausgedehnt werden. Und eine solche Ausdehnung kann nicht nur beim 
Ablauf des durch den ursprünglichen Heueryertrag festgesetzten Zeitraums 
beliebt, sondern auch von Tomherein unter gewissen Voraussetzungen vereinbart 
werden. Diese Art der Festsetzung der Dienstzeit ist jedoch nicht die übliche. 
Gewöhnlich ist es, dass dieselbe nach der Dauer einer Reise bemessen wird. Wenn 
nxm in diesem letzteren Falle im Heuervertrage nicht etwas Anderes bestimmt 
ist, so ist der Schiffsmann verpflichtet, während der ganzen Beise, für die er 
geheuert ist, einschliesslich etwaiger Zwischenreisen, bis zur Beendigung der 
Bückreise im Dienste zu verbleiben.^) Und auch nach beendigter Beise kann 
derselbe seine Entlassung nicht frtlher verlangen, als bis die Ladung gelöscht, 
das Schiff gereinigt und im Hafen oder an einem anderen Orte festgemacht und 
die etwa nothwendige Verklarung abgelegt ist,^) bei welcher er auf Verlangen 
mitzuwirken hat, und zwar gegen Zahlung der etwa erwachsenden Beise- und 
Versäumnisskosten selbst dann, wenn der Heuervertrag infolge des Verlustes 
des Schiffs gelöst ist. ^) Vor Ablauf der Dienstzeit kann der Heuervertrag 
natürlich durch gegenseitige Uebereinkunft gelöst werden. Einseitig aber nur 
aus bestimmten, entweder durch den Heuervertrag oder das Gesetz aufgestellten 
Gründen. Die letzteren sind folgende. A. Der Schiffer darf den Schiffsmann 
vor Ablauf der Dienstzeit entlassen: 1. wegen mangelnder Qualifikation, aber 
nur vor Antritt der Beise;*) 2. wegen pflichtwidrigen Verhaltens im Dienst; 
3) wegen gewisser Delikte, nemlich mit Zuchthaus bedrohter Verbrechen, Ver- 
gehen gegen Treu und Glauben, sowie Diebstahl und Hehlerei; 4. wegen 
gewisser durch unerlaubte Handlungen oder Unsittlichkeit entstandener Krank- 
heiten, welche mit Ansteckungsgefahr verbunden sind oder arbeitsunfähig machen ; 

^) Seem.O. § 54. Unter Rückreise versteht das Gesetz die Reise nach dem Hafen, 
von dem aas das Schiff seine Ausreise angetreten hat. Kommt das Schiff indess von 
einem mchtearop&ischen Hafen oder einem Hafen des Schwarzen oder Asowschen 
Meeres, so gilt auch als Rückreise, wenn die Ausreise von einem deutschen Hafen 
angetreten ist, die Reise nach jedem anderen deutschen, sowie nach einem ausser- 
deutschen Hafen der Nordsee, einem Hafen des Kanals oder Grossbritanniens, und 
wenn die Ausreise von einem Ostseehafen angetreten ist, auch die Reise nach einem 
auBserdeutschen Hafen der Ostsee, einem Hafen des Sundes oder Kattegats; freilich 
nur unter der Voraussetzung, dass der Schiffer spätestens unmittelbar nach der Ankunft 
die Reise der Mannschaft gegenüber fiir beendet erklärt. 

^ Seem.O. § 55. 

») Seem.O. § 33. 

*) Was Rechtens, wenn sich dies erst nach Antritt der Reise zeigt, s. o. S. 108 f. 
(Seem.O. § 34). 

Handbacli des Handelsreelits. IV. Band. Abtb. 1. 8 
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5. wegen Unmöglichkeit, die Reise anzutreten oder fortzusetzen, wenn dieselbe 
durch einen Schiff oder Ladung betreffenden Zufall entstanden ist ^) B. Der 
Schiffsmann kann seine Entlassung Tor Ablauf der Dienstzeit nur fordern 
1. weg^ schwerer Verletzung der aus dem Heuerkontrakt für den Schiffer 
hervorgehenden Pflichten seitens des letzteren; 2. wegen Wechsels der Flagge 
des Schiffs, aber nicht w^en Wechsels im Eigenthum oder im Kommando; 
3. wegen Ablaufs von zwei Jahren (wenn das Schiff sich in einem europäischen 
Hafen, sowie nichteuropäischen des Mittelländischen, Schwarzen oder Asowschen 
Meeres) oder von drei Jahren (wenn es sich in einem sonstigen nichtenro- 
päischen Hafen befindet) nach dem Dienstantritt, vorausgesetzt dass a. die 
Ausreise oder eine Zwischenreise beendigt ist, ^) b. der Schiffsmann sich nicht 
auf einen längeren als den angegebenen Zeitraum verheuert hat, und c. nicht 
die Rückreise angeordnet ist. ^) Doch darf der Schiffer, abgesehen vom Falle 
des Flaggenwechsels seinen Dienst nicht ohne Genehmigung des Seemannsamts 
bei Vermeidung einer Greldbusse ^) verlassen. ^) Nach den Grundsätzen des 
bürgerlichen Rechts ^^) kann der Schiffsmann auch seine Entlassung wegen 
drohender Kriegsgefahr fordern. ^^) Ob aber eine Kriegsgefahr eine drohende, 
darüber entscheidet das richterliche Ermessen. ^') Ebenso kann der für eine 
bestimmte Reise geheuerte Schiffsmann seine Entlassung fordern, wenn eine 
ganz andere unternommen werden soll, weil hierin eine vollständige Aenderung 
des Gegenstandes des Vertrags liegt. ^^) Durch den Tod des Rheders endet der 
Heuervertrag nicht (natürlich auch nicht durch den des Schiffers), wohl aber, 
wenn das Schiff durch einen Zufall dem Rheder verloren geht, was auch dann 
angenommen wird, wenn dasselbe als reparaturunfähig oder -unwürdig kondem- 
nirt, und im letzteren Falle ohne Verzag öffentlich verkauft wird. ^*) 

II. Ist der SchiffiBmann ohne gesetzlichen Grund entlassen, so hat er 
Anspmcli auf Ersatz des ihm hierdurch erwachsenen Schadens, der natürlich 
von ihm nachzuweisen ist. Für den am häufigsten vorkommenden Fall hat 
das D. H.G.6. die Höhe des Ersatzanspruchs selbst normirt, nemlich für 
den, dass der für eine bestimmte Reise geheuerte Schiffsmann entlassen wird. 



») Seem.O. § 57. 
6) Seem.O. § 61. 
•^) Seem.O. § 62. 

8) Seem.O. § 88. 

9) Seem.O. § 64. 

^^) Arg. L. 27 § 1 D. Locati (19, 2\ deren analoge Anwendung auf die Dienst- 
miethe wohl nach L. 22 G. De locato (4, 65) gerechtfertigt sein wird. (Vgl. Prot IV 
S. 2007). 

^1) Entsch. des R.O.H.G. VIH S. 845 ff. A. M. Preuss. O.Trib. in Entach. LXVI 
Nr. 48 — Krim.Sen. Nr. 2 — S. 9* ff. Hamb. O.G.Erk. v. 19. Jan. 1871 in Gold- 
schmidts Zeitschr. XVHI S. 572 ff. * 

^^) Hat das Seemannsamt die Weigerung des Schiffsmanns, die Reise fortsusetzen, 
filr gerechtfertigt erklärt (vgl. Seem.O. § 64 u. 105), so wird auch der Richter die Gefahr 
für eine drohende anzusehen haben. 

18) Prot IV S. 2007. 

1*) Seem.O. § 56. 
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Ist ein solcher Tor Antritt der Beise entlassen, so behält er als Ent- 
schädigung die Hand- nnd Yorschnssgelder , welche er ehalten, soweit sie 
den Oblichen Betrag nicht übersteigen; sind solche nicht gezalilt, so kann 
er die Heuer fOr einen Monat fordern. Erfolgte die Entlassung aber erst 
nach Antritt der Beise, so kann er ausser der verdienten ^^) Heuer die Heuer 
für zwei oder vier Monate fordern, je nachdem er in einem europäischen ^^) pder 
nichteuropäischen Hafen entlassen ist; jedoch höchstens soviel, als er erhalten 
haben würde, wenn er erst nach Beendigung der Beise entlassen worden wäre.^^) 
Ausserdem hat er Anspruch auf freie Zurückbeförderung ^^) nach dem Hafen, von 
dem aus das Schiff seine Ausreise angetreten hat, oder nach Wahl des Schiffiers 
auf eine entsprechende Entschädigung.^') Ist aber der Schiffsmann wegen Un- 
tauglichkeit, wegen grober Dienstvergehen, wegen der oben bezeichneten krimi- 
nellen Delikte oder Krankheiten, resp. Verwundungen entlassen, so gebührt ihm 
nur die verdiente ^^) Heuer. Ist er entlassen weil ein Schiff oder Ladung 
treffender Zufall die Beise unmöglich gemacht hat, ebenfalls nur die verdiente 
Heuer, wenn die Entlassung vor Antritt der Beise erfolgte; erfolgte sie erst 
nachher, ausserdem noch freie Zurückbeförderung,'^) oder nach der Wahl des 
Schiffers entsprechende Vergütung.'*) Wird der Schiffsmann nach Antritt des 
Dienstes an dessen Fortsetzung durch Krankheit oder Verwundung verhindert, 
so hört, abgesehen von dem Fall, wo sie durch eine unerlaubte Handlung 
verursacht oder die Krankheit eine syphilitische ist,'^) nicht stets mit Einstellung 
des Dienstes sein Anspruch auf Heuer auf. Vielmehr ist dies nur dann der 
Fall, wenn der Scbiffsmann die Beise überhaupt nicht antritt. Hat er dieselbe 
angetreten, hat er jedoch am Lande zurückgelassen werden müssen, so dauert 
sein Anspruch fort bis zu dem Tage, an welchem er das Schiff verlässt; ist er 
aber mit dem Schiff zurückgekehrt, bis zur Beendigung der BückrMse.'^) 



«) Vgl. 8eem.O. § 67. 

1^), Einem solchen stehen auch hier wieder gleich die nichteuropftischen Häfen des 
Mittelländischen, Schwarzen oder Asowschen Meeres: Seem.O. § 70. 

^^) Mit Bücksicht hierauf ist die Dauer der Heise durch sachverständiges Ermessen 
festzustellen; fUr den Fall aber, dass der Scbiffiamann nach Beendigung der Reise in 
einem deutschen Hafen zu entlassen gewesen wäre, und es sich um ein Segelschiff 
handelte, hat die Seem.O. (§ 60) selbst die Dauer der Reise von den Häfen der ver- 
schiedenen möglichen Gewässer festgestellt. 

^^) Die freie Zurückbeförderung umfasst auch Beköstigung während der Reise 
(Seem.O. § 65), nicht aber auch Bekleidung; vgl. Erk. des Preus3. Ob.Trib. in Striet- 
horsts Arch. LXII S. 245 ff. Dem Anspruch auf freie Zurückbeförderung wird durch 
den Nachweis eines der früheren Stellung des Schiffsmanns entsprechenden Dienstes 
genügt Doch ist hierzu die Genehmigung des Seemannsamts erforderlich. S. darüber 
Seem.O. § 66. 

1») Seem.O. § 59. 

«») Seem.O. § 67. 

") Vgl. hierüber Not. 18. 

««) Seem.O. § 58. 

") Seem.O. § 50. 

«♦) Seem.O. § 49. 

8* 
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Ansserdem sind die Enrkosten vom Rheder während eines bestimmten, vom 
Gesetz je nach dem Einflnss, welchen Krankheit oder Verwundung auf die vom 
Schiffsmann zu machende Reise hat, resp. dem Endpunkt der Rückreise des 
Schiffs verschieden normirten Zeitraumes zu tragen, und ist dem Schiffsmann 
nach dem Hafen, von dem das Schiff seine Abreise angetreten, wenn er 
nicht nach demselben mit dem Schiff zurückkehrt, freie Zurückbef&rderung,*^) 
oder nach der Wahl des Schiffers entsprechende Vergütung zu gewähren.'^ 
Ist der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffs verwundet, so hat er ferner 
noch Anspruch auf eine angemessene Belohnung, die erforderlichen Falls 
durch den Richter festzusetzen ist.*'') Ist der Schiffsmann nach Antritt des 
Dienstes gestorben, so hat der Rheder die bis zum Todestage verdiente'^) 
Heuer zu zahlen, ausserdem die Beerdigungskosten zu tragen, und, wenn der- 
selbe bei Vertheidigung des Schiffs ums Leben gekommen ist, eine ange- 
messene event. arbitrio iudicis zu normirende Belohnung den Erben desselben zu 
gewähren. ^^) Die Heuerrückstände sind behufs Auszahlung an die Erben nebst 
dem an Bord befindlichen Nachlass des Schiffsmanns dem Seemannsamt, bei 
dem dies zuerst geschehen kann, auszuhändigen.^^) 

III. Sobald das Dienstverhältniss beendigt ist, hat der Schiffer die Abmustenuig' 
zu veranlassen.^^) Dieselbe besteht in der Verlautbarung der Beendigung des 
Dienstverhältnisses seitens des Schiffers und der aus diesem Verhältniss schei- 
denden Mannschaft, und zwar erfolgt sie, wenn nichts Anderes vereinbart wird, 
vor dem Seemannsamt des Hafens, wo das Schiff liegt; nach Verlust des Schiffs 
vor demjenigen Seemannsamt , das zuerst angegangen werden kann.'') Vor 
der Abmusterung hat der Schiffer dem abzumusternden Schiffsmann im Seefahrts- 
buch eine Bescheinigung über die bisherigen Rang- und Dienstverhältnisse, auch 
die Dauer der Dienstzeit zu ertheilen , '') die der Unterschrift nach von dem 
Seemannsamt zu beglaubigen ist, vor welchem die Abmusterung stattfindet. ^*) 
Die erfolgte Abmusterung wird vom Seemannsamt gleichfalls in dem Seefahrts- 
buch des abgemusterten Schiffsmanns und ausserdem auf der Musterrolle ver- 
merkt.'^) Die Abmusterung muss einerseits nach Aufhebung des Dienstverhält- 
nisses erfolgen und darf andererseits nicht vor derselben erfolgen. Sie setzt 
die Aufhebung des Dienstverhältnisses voraus, '^) und ist nicht etwa selbst ein 
selbständiger Aufhebungsgrund. 



«'^) Vgl. S. 115 Not. 18. 
86) Seem.O. § 48. 

27) Seem.O. § 49 Abs. 2. 

28) Seem.O. § 67. 
««) Seem.O. § 51. 
»0) Seem.O. § 52. 

31) Bei Vermeidung einer Qeldbusse: Seem.O. § 99 Ziff. 1. 

M) Seem.O. § 16. 

38) Seem.O. § 17. 

^) Seem.O. § 18. 

86) Seem.O. § 20. 

3«) Vgl. EntBch. des R.O.H.G. XVUI S. 416 f. 



IT. Die Lootsen. 



§ 27. 

I. Lootsen sind die Seeleate, welche gewerbsmässig die Führung h^emdet 
Schiffe beim Passiren gewisser Gewässer Übernehmen. Die verschiedenen, yon 
den Funktionen hergenommenen, Eintheilungen der Lootsen sind hinsichtlich des 
Privatseerechts irrelevant. Dies gilt auch von der obersten und allgemeinsten 
Eintheilung in See-, Revier- und Hafenlootsen, von denen die letzten den Dienst 
in den Häfen, die zweiten auf den Flflssen vom Hafen bis . zu deren Mündung 
zu versehen, und die ersten die Schiffe aus und in See zu bringen haben. Die 

# 

Annahme eines Lootsen ist entweder in das pfliehtmftssige Ermessen des Kapitäns 
gelegt, oder es besteht eine gesetzliehe Pflieht dazu. Im letzteren Falle bezeich- 
net man den Lootsen als Zwangslootsen.^) Die Unterlassung der Annahme hat 
alsdann unter Umständen eine Strafe (Geldstrafe oder Haft) zur Folge, und 
begründet vom civilrechtlichen Standpunkt aus, in jedem Fall ein Verschulden 
des Kapitäns. Aber auch im ersteren Fall ist dieselbe nicht stets ohne Nach- 
theil für den Schiffer und demgemäss auch für den Rheder, nemlich dann nicht, 
wenn sie eine culpa involvirt. Ob dies aber der Fall, hängt davon ab, ob ein 
ordentlicher Schiffer unter den konkreten Verhältnissen einen Lootsen angenom- 
men haben würde oder nicht. Hiemach würde eine unbedingte Verpflichtung 
des Schiffers zur Annahme eines solchen, auch in einem sogen. Lootswasser, 



^) Das D. H6.B. spricht vom Zwangslootsen, konnte aber seiner ganzen Beschaffen* 
heit nach die Voraussetzungen fGlr einen solchen nicht auÜBtellen. Hierfikr sind daher die 
partikulären und lokalen Bestimmungen maassgebend. Es ist nun nothwendig, dass das 
Gesetac die Annahme eines Lootsen anordnet, wenn von Zwangslootsen die Rede sein 
soll. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XI S. 8d2 („gesetzliche Zwangspflicht der Znsiehung 
eines Lootsen**). Ob diese Anordnung auch durch Androhung einer Geldstrafe (oder 
GeAngnissstrafe) verstärkt wird, ist irrelevant R. Wagner, Beiträge zum Seerecht, 
Riga 1880, 8. 84 f. meint, Zwangslootse sei der, zu dessen Annahme für den Rheder 
ein privatrechtlicher Zwang vorhanden sei, und dieser privatrechtliche Zwang soll in der 
Pflicht zur Entrichtung des Lootsengeldes für den Fall, dass ein Lootse nicht angenonmien 
wird, bestehen. Wenn er dies aber aus dem vorwiegend privatrechtlichen Karakter des 
D. H.G.B., insbesondere aus der die Haftung des Rheders betreffenden Bestimmung des 
Art 740 folgern zu können glaubt, so übersieht er, dass das D. H.G.B. einfach einen 
bereits bestehenden Begriff herübergenommen hat 
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d. h. da, wo man sich regelmässig eines Lootsen bedient oder die Vorsicht dies 
zu fordern scheint, nicht bestehen. Vielmehr wttrde diese Pflicht cessiren, wenn 
der Schiffer, oder eine andere Person der Schiffsbesatzung, oder selbst irgend 
eine an Bord befindliche Person (etwa ein ehemaliger Kapitän) gentigend mit 
dem Fahrwasser bekannt wäre, oder auch die zu Gebote stehenden Iiootsen doch 
nur ziemlich unkundige oder sonst nicht zuverlässige Personen wären. ^) Selbst 
die Beschaffenheit, namentlich der Tiefgang des Schiffs, kann hierbei ausschlag- 
gebend sein. 

II. Das Verhältniss des Lootsen zum Schiffer resp. Rheder ist durch das 
D. H.G.B. ^) und die R.Seem.O. nicht geregelt. Es ist daher in dieser Hinsicht 
auf die das Lootsenwesen regelnden Provinzial- resp. Lokalgesetze, wie auf das, 
den Seeverkehr beherrschende Gewohnheitsrecht zu rekurriren. Hiernach ist soviel 
als feststehend anzunehmen : dem Zwangslootsen muss der Kapitän das Kommando 
übergeben, dem freiwillig an Bord genommenen Lootsen darf er es übergeben.^) 
Während der Zeit, wo er das Kommando führt, ist der Lootse Führer des Schiffis. 
Wie nun der gesetzliche Vertreter des Schiffers (der Steuermann) und der vom 
Schiffer bestellte Vertreter^) als Schiffisführer im Verhältniss zum Rheder die- 
selbe Stellung einnehmen, wie der Kapitän, so nimmt eben diese auch der Lootse 
ein. ^) Daraus geht hervor, dass der Rheder für den durch ein Verschulden 
des das Kommando führenden Lootsen verursachten Schaden in derselben Weise 



>) So Entsch. des R.O.H.O. XI S. Bdl ff. Dafür ist auch eine konstante Praxis 
der deutschen Seeämter: Entsch. der Seeämter I S. 189 f., S. 501, 681. 

>) Das D. H.G.B. thut der Lootsen nur an zwei Stellen, Art. 487 und 740, Er- 
wähnung. 

*) Entsch. der Seeämter I S. 123, 393, Ü S. 170 f., III S. 452 ff. Es widerspricht 
entschieden den in diesen Erkenntnissen zu Tage tretenden Anschauungen der see- 
männischen Kreise, in dem üeberlassen des Kommandos an den freiwillig an Bord ge- 
nommenen Lootsen eine culpa des Kapitäns zu sehen, von welcher Anffiissung ich in 
meinem Seerecht II S. 100 ausging. 

'^) D. H.G.B. Art 484 Abs. 1. 

^) Darauf macht Kuhns aufmerksam in Goldschmidts Zeitschr. Xn S. 425 f. 
Insofern der das Kommando führende Lootse SchiffiBfÜhrer ist, gehört er auch zur Be- 
satzung. In meinem Seerecht (I S. 187 f.) habe ich dies für jede Art des Lootsen in 
Abrede gestellt, ohne das Entgegengesetzte hinsichtlich des das Kommando führenden 
Lootflt^n zu Btatuiren. Hierbei habe ich zu viel Gewicht auf die Gregenüberstellung von 
Lootsen und Schifisbesatzung im Art. 740 des D. H.G.B. gelegt. Da der Gresetzgeber 
sich gar nicht über die Stellung des Lootsen aussprechen wollte, so konnte er wohl, 
wennschon der das Schiff kommandirende Lootse mit zur Besatzung zu zählen ist, doch 
von der Besatzung schlechtweg reden, auch wenn er die ständige (d. h. bereits vor dem 
Anbordkommen des Lootsen vorhandene) Besatzung des Schiffs im Auge hatte, da die 
Gegenüberstellung des Lootsen zur Genüge anzeigt, welche Leute unter der Besatzung 
zu verstehen wären. Bei französischen Schriftstellem findet sich allerdings die Auffassung, 
dass der Lootse stets lediglich „conseil^ und „indicateur^ sei, so bei Conrcy, Questions II 
S. 105 f. (auch „une carte marine parlante, qui se rectifie.au jour le jour'^ wird er hier 
genannt), während andere ihn schlechtweg als „aide" oder „prepos^"' des Kapitäns be- 
zeichnen, wie Laurin bei Cresp I S. 588. 
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haftet, wie fttr den durch den Schiffer verschuldeten. ^) Uehergibt der Schiffer 
dem am Bord gekommenen Lootsen nicht das Konmiando, sondern bedient er 
sich nur des Raths desselben, so steht letzterer in gar keinem Yerhältniss zum 
Rheder. Von einer Anstellung des nur vorabergehend auf dem Schiffe befind- 
lichen Lootsen, lässt sich ebensowenig reden wie bei Personen, welche auf dem 
Schiffe, w&hrend es im Hafen liegt, gewisse Arbeiten verrichten sollen, oder zur 
Taxirung eines Schadens an Bord gekommen sind. £r gehört also weder zur 

• 

Mannschaft, noch zu den sonst auf dem Schiffe angestellten Personen.^) FOr 
Versehen eines solchen Lootsen haftet der Rheder an sich nicht. Ebensowenig 
ist selbstverständlich das Verschulden des Lootsen als Verschulden des Schiffers 
zu betrachten. Auch ist nicht immer ein Versehen des Schiffers anzunehmen, 
wenn er verkehrten Abgaben des Lootsen folgt, sondern es kommt hierbei alles 
auf die besonderen Umst&nde an. Hat der Schiffer irriger Angaben des Lootsen 
in betreff des Fahrwassers, deren Unglaubwfirdigkeit sich ihm nicht ohne Weiteres 
ergeben musste, für wahr angenommen und danach seine Anordnungen getroffen, 
so hat dies dieselbe Bedeutung, als wenn die Karten, deren man sich allgemein 
f&r ein bestimmtes Wasser bedient, ungenau sind. ^) Alsdann kann von einem 
Verschulden des Schiffers nicht die Rede sein. ^^) Dagegen würde der Schiffer 
die Schuld niemals von sich ablehnen kOnnen durch die Behauptung, dass ihm 
der Lootse in Betreff der eigentlichen Schiffsfiihrung einen verbehrten Rath 
gegeben. Denn fttr diese ist der Kapit&n, so lange er das Kommando fahrt, 
allein verantwortlich. 



^) Ehrenberg (Beschr&nkte Haftung S. 228 f.) meint, dass nach Deutschem Recht 
eine Haftung des Rheders ftlr Verschulden eines freiwillig angenommenen Lootsen ebenso- 
wenig, wie fOr da8 eines Zwangslootsen begrOndet sei. Dann aber wäre nicht abzusehen, 
weshalb das D. H.G.B. (Art. 740) bei Schiffskollisionen den Eigenthfimer des Schifib, an 
dessen Bord der.Zusammenstoss verschuldet ist, nur in dem Falle von der Verantwort- 
lichkeit hierfür freispricht, dass derselbe durch die Schuld eines das Schiff führenden 
Zwangslootsen verarsacht ist Weshalb spricht das Gesetz nicht schlechtweg vom 
Lootsen? — Nicht zu verstehen ist es, wenn Laroprecht (in Goldschmidts Zeitschr. 
XXl S. 92 f.\ der den Lootsen zur Besatzung rechnet, den Rheder für denselben auch 
in dem Fall nicht haften lassen will, wo zwar keine gesetzliche Nöthignng zur Annahme 
eines Lootsen bestand, dieselbe aber nach den Umständen als durch die Vorsicht geboten 
erschien. 

") Daraus erklärt sich auch, dass im Art. 487 des D. H.G.B. unter den in das 
Journal einzutragenden Thatsachen gesondert von den im Personal der Schiffsbesatzung 
eingetretenen Veränderungen das Annehmen eines Lootsen aufgeführt wird. Nicht selten 
wird fri*ilich der Lootse als solcher zur Besatzung (so von Lamprecht in Gold- 
schmidts Zeitschr. XXI S. 89 ff.) oder geradezu zur Schiffsmannschaft (so u. a. von 
Pohls I S. 248, vom O.A.G. zu Lübeck in Kierulffs Samml. IV S. 805 f. und neuer- 
dings von Wagner a. a. 0. S. 65 f.) gerechnet 

*) Dass in solchem Fall dem Kapitän eine culpa nicht zur Last gelegt werden 
kann, darüber s. Entsch. der Seeämter I S. 289 f., vgl. III S. 862. 

>^) Freilich ist es hiemach für den Rheder günstiger, wenn der Schiffer dem Lootsen 
nicht das Kommando übergibt. Aber derselbe steht ebenso, wenn der Schiffer keinen 
Lootsen angenommen hatte und nach dem Rathe eines mit dem Fahrwasser vertrauten 
Passagiers verfuhr. 
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III. Eine besondere Stellung nimmt der Zwangrslootse ein. Er ist auch Führer 
des Schiffs, so lange er das Kommando fahrt. Ausserdem aber hat er inner- 
halb der durch seine Stellung ihm angewiesenen Sphäre Beamtenqualitftt, ganz 
ebenso wie die Organe der Hafenpolizei. Er ist ein Organ cLer staatlichen 
Sicherheitspolizei zur See. Nur so erklärt es sich nemlich, dass der Schiffer 
verpflichtet ist, dem Lootsen die Führung des Schiffs zu überlassen. ^^) Es wider- 
spricht dem auch nicht der Umstand, dass neuere Gesetze dem Kapitän geradezu 
das Recht einräumen, dem Lootsen das Kommando abzunehmen, wenn die seitens 
des Letzteren ertheilten Anordnungen offensichtlich nuTemünftig oder zweck- 
widrig sind,'^) und dadurch das Schiff oder die Ladung gefährdet wird, da doch 
die Qualität eines Beamten '^) allein nicht unter allen Umständen eine Auf- 
lehnung gegen seine Anordnungen als unstatthaft erscheinen lässt*, erklärt doch 
selbst das Strafgesetz Widerstand gegen Beamte unter dem Gesichtspunkt der 
Nothwehr für straflos. Aus dieser Beamtenstellung des Zwangslootsen erklärt 
es sich auch, dass der Rheder für den durch Verschulden eines solchen ver- 
ursachten Schaden nicht in Anspruch genommen werden kann. Dies statuirt das 
D. H.G.B.'^) ausdrücklich, allerdings nur für den Fall, dass es sich um eine aus- 
schliesslich durch den das Schiff führenden Zwangslootsen verschuldete Schiffs- 
kollision handelt ; doch ist dieser Satz auf jeden anderen^ durch einen Zwangs- 



>0 8. z. B. Polizei-Verordn. f. d. Hafen v. Pillau v. 14. März 1822 (Mahnke, Die 
Seeschifffahrt Preassens — Stettin 1855 — S. 250 ff.) § 4, Hafen-Poliz.O. f. Danzig o. 
Neafahrwasser Y. 30. Jan. 1821 (Mahnke S. 220 ff.) § 5, Poliz.O. f. d. Häfen u. Binnen- 
gewässer y. Stettin u. Swinemünde v. 22. Aug. 1883 § 21, 3, 5 (Preuss. Ges-Samml. 
S. 88). Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXV 8. 230. 

^^) So die in Note 11 citirten Verordnungen. Hiemach darf der Schiffer das in Rede 
stehende Recht nur in Uebereinstimmung mit dem Schiffisrathe ausüben. Dieses letzteren 
Requisits wird es heutzutage nach Art. 485 des D. H.G.B. nicht mehr bedürfen, wenn- 
schon dessen Nothwendigkeit durch das Stettiner Seeamt in einer Entsch. v. 20. April 1878 
noch anerkannt ist: Entsch. der Seeämter I S. 39. Ist der Lootse betrunken, so wird 
man nach den in Rede stehenden Gesetzen den Schiffer für berechtigt halten müssen, 
dem Lootsen die Abgabe des Kommandos zu verweigern, da bei einem solchen die £r- 
theilung unvernünftiger Anordnungen zu erwarten ist Wo das Gesetz dem Schiffer das 
Recht einräumt, bei zweckwidrigen Anordnungen des Lootsen diesem das Kommando 
abzunehmen, würde in derartigen Fällen ein Verschulden des Schiffers anzunehmen sein, 
wenn derselbe von dem ihm zustehenden Recht keinen Gebrauch machte. Vgl. Entsch. 
des R.O.H.G. XXV S. 230. 

^') Wie aus der Beamten-Qualität des Lootsen folgen soll, dass seinen Anordnungen 
nicht nur seitens des Schiffers, sondern auch der übrigen Besatzung unbedingt Folge zu 
leisten ist, und demgemäss von der letzteren auf seinen Befehl dienstliche Verrichtungen 
auszuführen sind (R. Wagner a. a. 0. S. 70 i.\ vermag ich nicht einzusehen. Wem 
ein Beamter Anweisungen zu ertheilen hat, hängt von der ihm durch das Recht ein- 
geräumten Stellung ab. und so bleibt ein Lootse auch dann Beamter, wenn die Gesetze 
direkt nur den Schiffer verpflichten, seine Anweisungen auszuführen, üebrigens haben 
auch die Schiffsleute den Befehlen des Lootsen zu folgen, sobald derselbe das Kommando 
übernommen hat. 

**) D. H.G.B. Art. 740. 
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lootsen verursachten ^^) Schaden auszudehnen.^^ Die Haftung des Rheders cessirt 
in diesen Fällen, weil hier das Schaden bringende Ereigniss, — nemlich die 
Annahme des Lootsen, welcher denselben verscholdet hat — auf eine Yerf&gnng 
von hoher Hand zurückzuführen ist, also unter die vis maior ilBAlt, 

IV. Das KoBtnktsverUltiiiss in welches der Lootse eintritt, ist das einer 
locatio conductio operis, da Gegenstand des Vertrags, der zwischen ihm und 
dem Kapitän geschlossen wird, eine bestimmte, durch seine Dienste hervorzu- 
bringende Wirkung (z. B. das Einbringen des Schiffs in den Hafen) ist. Nicht 
als ein solches reines Kontraktsverhältniss ist das Verhältniss eines Zwangslootsen 
zu betrachten. Seine Rechte und Verbindlichkeiten sind jedoch nach Analogie 
jenes zu beurtheilen. Der Lootse hat Anspruch auf einen Lohn, dessen Höhe 
wohl stets durch obrigkeitliche Taxe normirt wird. Er hat das Schiff der mit 
dem Kapitän getroffenen Vereinbarung gemäss zu fahren. Erhält er ausnahms- 
weise nicht das Kommando, so wfirde eine locatio conductio operarum vorliegen, 
weil alsdann der Lootse nur die erforderliche Auskunft zu ertheilen hätte. 

V. Der Lootse haflet natürlich für den durch sein Verschulden verursachten 
Schaden, und zwar nicht nur dem Rheder des von ihm geführten Schiffs, 
den Eigenthümem der darauf befindlichen Ladung und den Personen der Be- 
satzung, sondern auch jedweder dritten Person nach den Grundsätzen der lex 
Aquilia, und zwar haftet er berdts für geringes Versehen. Die Lootsengesellschaft, 
wenn der Lootse einer solchen angehört, haftet nicht für dessen Verschulden, 
weil der Lootse, wenn er ein Schiff führt, niemals als Vertreter der Gesellschaft 



^^) Wesentlich ist, dass der Schaden auch wirklich allein durch Schuld des Lootsen 
herbeigeführt ist. Konkurrirt mit dem Verschulden des Lootsen Verschulden der Be- 
satzung, oder ist die fehlerhafte Führung des Lootsen wieder die Folge eines Verschuldens 
der Besatzung, speziell des Schiffers, so ist die Haftung des Rheders begründet. Ein 
derartiges Verschulden des Schiffers würde namentlich dann vorliegen, wenn dieser dem 
Lootsen die für die Leitung des Schiffs erforderlichen Angaben, besonders über die 
Eigenschaften des Schiffs (als Tiefgang, Steuerung u. a. yr.\ nicht, oder nicht der Wahrheit 
entsprechend gemacht, oder nicht die für die Fahrt nothw'endigen Vorrichtungen auf dem 
Schiffe getroffen hätte. Es bedarf kaum der Erwähnung, dass die Haftung des Rheders 
begründet ist, wenn die Führung des Lootsen eine durchaus richtige war, seine Kom- 
mandos aber nicht, oder verkehrt ausgeführt wurden (vgl. Entsch. des R.O.6.G. XXV 
8. 230 f.). 

^®) So verordnet denn auch die Englische Mercbant Shipping Act. v. 1854 sect. 
888 : „No owner or master of any ship shall be answerable to any person whateyer for any 
loss or damage occasioned by the fetult or incapadty of any qualified pilot acting in 
Charge of sudi ship, within any district where the employment of such pUot is compul- 
sory by law." Dagegen bestimmt der Belg. Code de comm. U (y. 1879) art 228 
Abs. 3 ganz allgemein: „La präsence de pilotes ne fait pas obstacle ä la responsabilit^, 
^blie par le paragraphe pr^c^ent'', wonach jeden bei einer Kollision entstandenen 
Schaden das Schiff zu tragen bat, an dessen Bord „la faute a ^t^ commise^. Ebenso 
statnirt die französische Jurisprudenz von der Pflicht des Bheders, für Verschulden des 
Lootsen zu haften, keine Ausnahme in Betreff der Zwangslootsen: B^darride I S. 281, 
Desjardins H 8. 59 f., wie denn auch die Verantwortlichkeit des Kapit&ns durch die 
Anwesenheit eines Lootsen (auch Zwangslootsen) an Bord nicht gemindert wird: Lanrin 
bei Cresp I S. 587 ff., Buben de Gouder, Dictionnaire V S. 745 Nr.80u. die Oitt das. 
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handelt. Wird ein Schaden dadurch verursacht, dass ein Schiff in Folge einer 
Nachlässigkeit der Gesellschaft keinen Lootsen erhalten hat, so ist ein Ersatz- 
anspruch gegen dieselbe nicht begrttndet, indem es an jedem Rechtsgrunde hier- 
für fehlen würde. Ausgenommen ist nur der Fall, wo der Schiffer oder Rheder 
einen Vertrag mit der Gesellschaft auf Stellung eines Lootsen geschlossen hat. Der 
Staat endlich haftet niemals, weder für das Versehen eines Lootsen noch für 
das Fehlen von solchen, ^^) weil hier der Staat, als Inhaber der Regierungs^ 
gewalt, nicht als Fiskus in Betracht kommt. 



") Die in Prenssen im Bereich des Grundbuchwesens statuirte Ausnahme (Prenss. 
Grundb.O. § 29 Abs. 2) ist eine rein positive Bestimmung, die nicht auf andere Verhältnisse 
ausgedehnt werden darf. 



Abschnitt 3. 

Das Transportgeschäft 

(Von Heim Professor Dr. Lewis sn Berlin.) 



I. Befördernng yon Gütern. 



§ 28. 

A. Natnr und Arten des FrachtTertrags. 

L Der Seefrachtvertrag ist gerichtet aaf Transport Ton Saehen^) zur See 

nach einem von vornherein oder nachträglich bestimmten Ort gegen einen Lohn.^) 
Die Handinngen, zn welchen derselbe verpflichtet, sind Uebemahroe der Sachen, 
um sie zu transportiren, Transport derselben, Anfbewahmng während des Trans- 
ports, Abliefemng nach vollendetem Transport.^) Das Geschäft wird abgeschlossen 
zwischen dem Absender der Waaren, dem Befrachter^) nnd dem Rheder oder, 
in dessen Vertretung, dem Schiffer, als dem Verfrachter. Die Vereinbanmg kann 
gerichtet sein entweder 1. anf den Transport einzelner Güter (Stflckgttter) auf 
dem Schiffe des Verpächters (Stückgüter- Vertrag) , oder 2. auf TJeberlassung 



^) Das D. H.6.6. nennt zwar aacb den aof die Beförderung von Personen gerichteten 
Vertrag Frachtgeschäft Doch entspricht es wohl mehr dem gewöhnlichen Sprachgebrauch, 
diese letztere Bezeichnung auf den Transport von Sachen zu beschränken, und für das 
auf die Beförderung von Personen gerichtete Geschäft die Bezeichnung üeberfahrts- oder 
Passagevertrag zu gebrauchen. 

^) Es kann auch, nemlich bei der Charterung eines ganzen Schiffs, der Frachtvertrag 
auf Aus- und Heimreise geschlossen werden. Der Karakter des Vertrags wird aber 
hierdurch nicht geändert 

') Entsch. d. R.O.H.G. XXUI S. 320. Daher kann nicht unter den Frachtvertrag 
subsumirt werden der Schleppvertrag, denn dieser ist lediglich auf Fortbewegung des 
(zu schleppenden) Schiffs gerichtet. S. darüber die eben dtirte Entsch. S. 820 ff.; vgl. 
auch Goldschmidt, H.R. I, 1 S. 615 Not 20. A. M. Thöl, H.R. IH S. 7 Not 7. 

*) Der neben dem Befrachter noch vorkommende Ablader ist deijenige, der die 
Ladung liefert Ist er eine vom Befrachter getrennte Person, so kommt er hinsichtlich 
des Frachtvertrags immer nur als dessen Vertreter in Betracht: Prot V S. 2074 f., 
Seufferts Archiv V Nr. 87. 
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des ganzen Schiffs, oder eines verhältnissmässigen Theils oder eines bestimmten 
Raumes desselben und den Transport der hierin zu verladenden Güter. ^) In 
jedem dieser Fälle und der Frachtvertrag als looatlo eondaetlo operis aufzufassen 
sein. ^) Dies liegt beim StfiekgUtervertrage klar zu Tage , aber es gilt ebenso 
bei den anderen Arten des Frachtvertrags, dem sog. Chartenrertrag.^) Auch 
bei diesem ist Gegenstand des Vertrags nicht der Gebrauch einer Sache, auch 
nicht zu leistende Dienste, sondern ein durch Dienste und Sachen zu erzielendes 
Resultat. In dem einen, wie in dem andern Falle bezieht sich der Vertrag auf 
den Transport von Gütern. Ob diese Güter vom Verfrachter auf seinem Schiffe 
beliebig — wenn nur nach Seemannsgebrauch — untergebracht werden können, 
auch mit anderen Gütern zusammen, oder ob in bestimmten Räumen des Schiffs 



^) Hat ein Mäkler auf den Auftri^g des Schiffers, ihm eine Ladung zu besorgen, 
mit einer Reihe von Befrachtern lYachtverträge vorbereitet und dann im Namen aller 
dieser Befrachter eine gemeinschaftliche Chartepartie geschlossen, so liegt keine Stück- 
güterverfrachtung vor, vielmehr muss dieser Fall nach den Grundsätzen der Total- 
vercharterung beurtheilt werden , jedoch mit der Modifikation , dass Dispositionen über 
das Schiff, Rücktritt vom Vertrage nicht jedem einzelnen Befrachter zustehen, sondern 
nur dem Konsortium, welches als Kontrahent anzusehen ist Vgl. Prot. V S. 2186. 

«) So auch RO.H.G., Entsch. XK S. 876; vgl. S. 824, IV S. 177 ff. 

'^ Beim Chartervertrag war früher die Frage streitig, ob er unter die locatio con- 
dnctio rei oder operis falle. Cropp in Heises und seinen jur. Abh. H S. 685 
nimmt locatio rei an; ebenso Voigt im Neuen Archiv U S. 225, der dies als die 
herrschende Meinung bezeichnet, u. das O.A.G. zu Lübeck in einem Erk. v. 7. Dezbr. 1887 
(bei Voigt a. a. 0. S. 283), welches dies die natürlichere Ansicht nennt Nach Heise 
H^ndelsr. S. 858 enthält die Befrachtung eines ganzen Schifife Sach- und Dienstmiethe 
zugleich. Dasselbe nimmt Pohls, Seerecht II S. 899, an, der jedoch hinzufügt, am 
einfachsten könnte man eine locatio operis annehmen. Den richtigen Standpunkt nimmt 
Ullrich in Voigts Neuem Arch. II S. 817 ff. ein. Das R.R. hat die Frage nach dem 
rechtlichen Karakter des Frachtvertrags nicht entschieden. Die einschläglichen Stellen 
deuten an, dass neben einem eigentlichen Transportvertrag (als locatio conductio operis) 
auch die Miethe eines Fahrzeugs vorgekommen (vgl. die bei Ullrich a. a. 0. S. 882 ff. 
angeführten Stellen und besonders L. 1 § 1 De praescr. verb. 19, 5: „Domino mercium 
in magistrum navis, si sit incertum, utrum navem conduxerit an^merces vehendas loca- 
verit, civilem actionem in factum esse dandam Labeo scribit"). Aus den Bezeichnungen: 
„condncere, locare navem** ist ebensowenig ein Schluss auf die Natur des Vertrags zu ziehen, 
wie aus unserem heutigen „ein Schiff chartern, verchartem, befrachten, verfrachten^. 
S. Ullrich a. a. 0. S. 885 f. Der Preuss. Entw. zum D. H.6.B. (Art 466) fasste aller- 
dings den Chartervertrag als locatio conductio rei auf, indem er bestimmt: „die 
Befrachtung geschieht: 1. für ein ganzes Schiff oder einen verhältnissmässigen oder einen 
räumlich bestimmten Theil desselben; 2. für den Transport von einzelnen Gütern.*" — 
Diese Auffassung wurde aber geradezu auf der Hamburger Konferenz verworien. Statt 
der Fassung des Entwurfs war nemlieh vorgeschlagen worden, zu setzen: „Der Fracht- 
vertrag hat zum Gegenstande 1. entweder das Schiff im Ganzen oder zu einem verhältniss- 
mässigen Theile oder einen bestimmt bezeichneten Raum des Schiffs; 2. oder den 
Transport einzelner Güter (Stückgüter).*" Dieselbe wurde indess von der Minorität der 
Kommission beanstandet, weil der Ausdruck „der Frachtvertrag hat das Schiff etc. zum 
Gegenstände^ so aufgefasst werden könnte, als ob der Frachtvertrag über ein ganzes 
Schiff als locatio rei aufrufassen sei; und es wurde statt derselben die jetzige ^'assung 
des Gesetzes gewählt (Prot. V S. 2466). 
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abgesondert, oder aach in dem ganzen Schiff allein und anter Ausschluss fremder 
Gater, ist selbstverständlich irrelevant^) Wollte man in der Charterung eines 
ganzen Schiffs eine Sachmiethe sehen, so wfirde der Verfrachter seiner Ver- 
bindlichkeit Genüge thun, wenn er das Schiff in seetflchtigem Zustande dem 
Befrachter zur Disposition stellte und während der vertragsmässigen Zeit zur 
Benutzung überliesse. Sache des Befrachters wäre es, fQr die Bemannung des 
Schiffis zu sorgen. V^oUte man beim GShartervertrage an eine Eombinirung von 
Sachmiethe und Dienstmiethe (locatio conductio operarum) denken, so würde 
zwar der Verfrachter ausser dem Schiff, noch die Besatzung desselben zu stellen, 
die Dienste derselben dem Befrachter zu überlassen haben ; allein die Direktion 
des Schiffers, die auf die Reise bezüglichen Anordnungen würden dann nur vom 
Befrachter ausgehen können. Derartige Rechtsverhältnisse sind denkbar, ja das 
D. H.G.B. hat sogar darüber eine Bestimmung getroffen; aber es liegt alsdann 
so wenig ein Transportvertrag, ein Frachtvertrag vor, dass das Gesetzbuch den 
Miether in seinen Verhältnissen zu dritten Personen als Rheder angesehen 
wissen will.*) 

II. Bezieht sich der Frachtvertrag auf das ?anze Schiff, so steht dies in allen 
seinen zur Aufnahme von Gütern bestimmten Räumen zur Disposition des Be- 
frachters, der freilich nur die vereinbarten Guter abladen darf. Dass die zur 
Aufbewahrung der Schiffsutensilien und des Proviants, sowie für die Schiffsleute 
nöthigen Räume nicht vom Befrachter in Anspruch genommen werden können, 
versteht sich von selbst; ^^) ebensowenig, abgesehen von entgegenstehender 
Vereinbarung, die Kajüte, auch wenn sich in derselben Güter ohne Belästigung 
des Kapitäns unterbringen Hessen. Doch ist es auf der anderen Seite auch 
dem Verfrachter nicht gestattet, selbst Güter in die Kajüte zu verladen, wenn 
nicht der Befrachter seine Einwilligung dazu gibt. ^^) 

III. In betreff der Form des Frachtvertrags unterscheiden die meisten älteren 
und neueren Rechte zwischen Stückgütervertrag einerseits und Befrachtung eines 
ganzen Schiffs, eines quoten Theils oder eines bestimmten Raumes eines solchen 
andererseits.^^) Im ersteren Falle wird regelmässig ein formloser Vertrag zu- 



^) Selbst wenn — was aber immer doch die Ausnahme bildet — (vgl. Art 481, 562) 
der Befrachter die Stauung selbst besorgen Iftsst, kann man nicht von einer Betheiligung 
desselben beim Transport sprechen, weil die Stauung eine Vorbereitung, nicht aber ein 
Theil des Transports ist Der Transport selbst wird auch in diesem Fall durch den 
Verfrachter ausgef&hrt. 

«) D.H.G.B. Art 477; vgl. ProtV S. 2040 ff. Ullrich in Voigts Neuem Arch. II, 
S. 324 f. Abbott S. 28. 

10) Die Mecklenb.Schwerin. EinfÜhr.Verordn. vom 28. Dezbr. 1868 § 68 hat es aber 
noch ausdrücklich hervorgehoben. 

11) D. H.G.B. Art. 559. Durch diese Bestimmung soll verhütet werden, dass 
dem Befrachter durch den Verfrachter selbst am Bestimmungsort Konkurrenz gemacht 
werde. 

IS) Pohls II S. 408 ff Kaltenborn I S. 248 ff 
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gelassen,^') im zweiten Schriftlichkeit dnrch das Gesetz gefordert. ^^) Das 
heutige Deutsche Recht steht auf einem anderen Standpunkt. Wie nach ihm 
die Formlosigkeit fär den Abschluss von Handelsgeschäften überhaupt die Regel 
bildet, ^^) so bedingt auch die Gültigkeit des Seefrachtvertrags, welchißr auf 
Seiten des Verfrachters ein absolutes Handelsgeschäft ist,^^) weder Schriftlichkeit 
noch irgend eine sonstige Form.^^) Doch hat das Gesetz bei der Verfrachtung 
des ganzen Schiffs, eines quoten Theils oder bestimmten Raumes desselben jedem 
der Kontrahenten das Recht eingeräumt, die Errichtung einer schriftlichen Ur- 
kunde über den Vertrag (sog. Ohartepartie) zu verlangen. ^^) 

IV. Die Kontrahenten eines Frachtvertrags können jeder die ihnen aus dem- 
selben zustehenden Rechte auf eine andere Person durch Cession übertragen, der 
Verfrachter den Anspruch auf die Fracht und die Accessionen derselben, der 
Befrachter den Anspruch auf Ausführung des verabredeten Waaren-Transports 
mittelst des im Vertrage genannten Schiffs. Auf die Verbindlichkeiten der 
Kontrahenten aus dem Vertrage hat selbstverständlich die Cession keinen Einfluss. 
Vielmehr kann sich jeder nach wie vor an seinen Kontrahenten halten, wenn- 
schon die Erfüllung des Vertrags durch den Gessionar des einen von der anderen 
Seite nicht zurückgewiesen werden darf, wenn sie durchaus in der bedungenen 



^^) Das Preuss. L.R. fordert zwar auch für den Stückgüter-Vertrag Schriftlichkeit 
(§ 1622 II, 8), lässt jedoch diese, wenn der Vertrag durch einen Mäkler geschlossen ist, 
durch Eintragung in dessen Jonmal und das Manifest des letzteren ersetzen (§ 1623 
a. a. 0.). Der Code de comm. Art. 273 fordert bei jeder Art des Frachtvertrags schrift- 
liche Form. 

1*) Preuss. L.R. § 1620 II, 8. Holland. H.G.B. Art. 454. Span. H.G.B. Art 788 
(doch kann der fehlende schriftliche Kontrakt durch das Konnossement ersetzt werden: 
Art. 739). Franz. Code de comm. art. 278. Doch herrscht in der französischen Theorie 
und Praxis die Ansicht vor, dass durch die Schriftlichkeit nicht die Gültigkeit des Ver- 
trags bedingt, sondern dass dieselbe nur des Beweises wegen vorgeschrieben sei, welcher 
lediglich durch die Urkunde geführt werden könne; daneben freilich auch — was aus 
der Möglichkeit eines Geständnisses gefolgert wird — durch Eidesdelation: Cresp II 
S. 30 ff., Rüben de Couder II S. 558 f. Nr. 14 f., Desjardins II S. 423 ff. 

»5) D. H.G.B. Art. 317. 

^^) D. H.G.B. Art. 271. Ein Handelsgeschäft ist nicht nur der Frachtvertrag, 
welchen der Rheder eines Schiffs selbst oder durch den Schiffer, als seinen Stellvertreter, 
abschliesst, sondern auch der^ welchen der Unterverfrachter, der selbst erst das Schiff 
vom Rheder gechartert hat, mit dem ünterbefrachter eingeht. S. Prot IX S. 5118 f.; 
vgl. Goldschmidt, HR. I, 1 S. 589. 

^'^) In England wird in diesem Falle gleichfalls regelmässig ein schriftlicher Vertrag 
gemacht, doch ist dadurch die Gültigkeit des Frachtvertrags nicht bedingt: Abbott 
S. 83, 174 f. Das Finnland. Seeges. Art. 80 stimmt mit dem D. H.G.B. überehi. Der 
Belg. Code de comm. II (v. 1879) art. 67 fordert weder ftür die Gültigkeit noch für den 
Beweis irgend eine bestimmte Form. 

^^) D. H.G.B. Art 558. Die Bezeichnung Chartepartie wird hergeleitet von Charta 
partita, indem in der älteren Zeit das den Frachtkontrakt enthaltende Pergamentblatt 
zur Verhütung von Fälschungen durchschnitten, und jedem der Kontrahenten davon die 
Hälfte gegeben wurde. S. Abbott S. 174 f., Pohls II S. 404. 
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Art erfolgt. ^^) Durch Indossament kann die Chartepartie nicht übertragen 
werden. ^^) Wohl könnte ein solches, wenn es auf einen bestiininten Namen 
lautet, den Beweis fOr eine stattgehabte Cession liefern. Allein das auf einer 
Charter befindliche Blankoindossament wtürde den Inhaber derselben noch nicht 
als zur Greltendmachung der Rechte aus dem Frachtvertrag berechtigt legiti* 
miren.*^) 

Ton der Cession der Rechte des Befrachters ans einem Frachtverträge ist 
zu unterscheiden die Alterehartepartie. In diesem Falle liegt eine snblocatio 
vor. An sich wird dadurch ein Rechtsverhältniss nur zwischen dem Unter- 
befrachter und Unterverfrachter, nicht auch dem Hauptverfrachter begründet.'^) 
Der Unterverfrachter verpflichtet sich dem Unterbefrachter gegenüber zur Er- 
füllung des Vertrags unter Bezugnahme anf den von ihm als Befrachter ab- 
geschlossenen Frachtvertrag, auf Grund dessen der Transport der Güter erfolgen 
soll. Der erste Verfrachter bleibt trotz der Unterverfrachtung nur seinem 
Befrachter verpflichtet, doch kann er von diesem zur Ausführung des Unter- 
frachtvertrags gezwungen werden, wenn die Bedingungen des letzteren denen 
des Hauptvertrags gleich sind und nicht das Gegentheil in diesem festgesetzt 
war; ^^) denn der Hauptverfrachter erfüllt mit der Ausführung des Unterfracht- 
vertrags nur den Hanptvertrag und hat dabei keii^e Handlung vorzunehmen; zu 
der er nicht auf Grund des Hauptvertrags verpflichtet wäre. Ebenso muss der 
Hauptverfrachter, obwohl er an sich in keine direkte .Beziehungen zum Unter- 
befrachter zu treten braucht, den Anordnungen eben dieses, als Vertreters des 
ersten Befrachters auf des letzteren Anweisung Folge leisten, wie er, ganz ab- 
gesehen von der Unterverfrachtung, dem Ablader gegenüber dazu verpflichtet 
ist, wenn nicht der Befrwshtei' selbst die Ladung liefert.**) Auf der anderen 
Seite ist der Unterbefrachter in Folge der Natur des Vertrags von vornherein 
damit einverstanden, dass nicht der Unter Verfrachter, sondern dass der Haupt- 
verfrachter, ,d. h. der Rheder, und in dessen Vertretung der Schiffer den Vertrag 
ausführe. Hierin, sowie in dem Umstand, dass das Recht eine Vertretung des 
Verfrachters durch den Schiffer nicht kennt, sondern nur eine Vertretung des 
Rheders durch den Schiffer,-*) liegt der Grund, dass für die Erfailung des 
Unterfrachtvertrags, insoweit dessen Ausführung zu den Dienstobliegenheiten des 
Schiffers gehört, der Schiffer hierzu als gesetzlicher Vertreter des Rheders befugt 
ist und insoweit von diesem auch thatsächlich damit ein Anfang (z. B. durch 
Annahme der Güter, Ausstellung der Konnossemente) gemacht ist,'^) nicht der 



^^) Entsch. des O.A.G. zu Lübeck v. 13. Oktbr. 1870 in Kierulffa Samml. VI 
S. 474 ff. (auch in Seufferts Arch. XXVI Nr. 235). Vgl. Seufferts Arch. I Nr. 28. 

^) Vgl D. H.G.B. Art. 802. 

^) Entsch. des O.A.G, m Lübeck v. 13. Oktbr. 1870 a. a. 0. 

*«) Arg. L. 58 pr. Locati (19, 2); s. Erk. des Hamb. Handelsger. v. 21. Jan. 1864 
b. Herrmann u. Hirsch, Samml. Nr. 89. 

w) L. 60 pr. Locati. L. 6 C. De locato (4, 65). 

M) Bruhns in Goldschmidts Zeitschr. XXI S. 129 ff. 

«») Prot. Vni S. 4290 f. 

**) Die blosse Zusage seitens des Hauptverfrachters oder des Schiffers, den Unter- 
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Unterverfrachter, sondern der Rheder mit Schiff und Fracht haftet.*') Unter- 
bleibt die Uebernahme des Frachtvertrags durch den Schiffer, so kann sich 
der Unterbefrachter an den Unterverfrachter halten. Allein der Umstand, dass 
die Kontrahenten die Erfüllung des Vertrags durch den Hauptverfrachter voraus- 
gesetzt haben, bewirkt, dass der Umfang der Haftpflicht des Unterverfirachters 
sich allemal nach dem der Haftpflicht des Hauptverfrachters richtet, wenn in Folge 
eines Verschuldens des letzteren resp. des Schiffers die Ausführung des Unter- 
frachtvertrags unterblieben ist. Haftet hierfür der Hauptverfrachter dem Unter- 
verfrachter, als seinem Befrachter nur mit Schiff und Fracht, so hat der 
Unterverfrachter nur die auf Schiff und Fracht beschränkte Haftung des Rheders 
zu vertreten,*^) d. h. er haftet für das Interesse des Unterbefrachters nur bis 
zu einem dem Werth von Schiff und Fracht gleichkommenden Betrage. Haftet 
aber der Hauptverfrachter persönlich, so ist die Haftung des Unterverfrachters 
gleichfalls eine unbeschränkte. Das letztere gilt auch in dem Falle, wo der Unter- 
verfrachter selbst die Unterlassung der Ausführung des Unterfrachtvertrags ver- 
schuldet hat, z. B. durch Aufnahme von Bedingungen, die mit dem Hauptvertrag 
im Widerspruch standen, sowie dann, wenn er die Erfüllung des Unterfracht- 
vertrags besonders gewährleistet hat.*^) 

B. Vorbereitung des Transports. 

§ 29. 

1. Hierauf bezfigliche Yerpfllchtangen des Yerfrachters. 

I. Welche Art des Frachtvertrags auch vorliegen mag, so hat der Verfrachter 
die Verpflichtung, den übernommenen Transport auszuführen, und zwar nicht 
etwa auf irgend eine zweckentsprechende Weise , d. h. auf irgend einem dazu 
tauglichen Schiff, sondern mittelst des bestimmten, im Kontrakt genannten SehÜEB ; 
denn bei Seetransporten kommt es in viel höherem Maasse auf das konkrete 
Beförderungsmittel an, als beim Landtransport. Wie bereits das Kömische, ^) so 
verbietet auch das heutige Recht, dem kontraktmässigen Schiff ohne Erlaubniss 
des Befrachters ein anderes zu substituiren und in dieses die Güter zu ver- 



firachtvertrag erfüllen zu wollen, würde nicht dieselbe Wirkung haben. Es würde dadurch 
ein direkter Anspruch des Unterbefrachters gegen den Hauptverfrachter auf Erfüllung 
begründet, der Unterverfrachter aber nicht von seiner Haftung befreit werden. Dem- 
gemäss wird die Haftung des Unterverfrachters in demselben Maasse ausgeschlossen, als 
mit der AnsflOirung des Vertrags seitens des Schiffers begonnen ist, also in Betreff der 
von ihm übernommenen einzelnen Güter oder Ladungstheile. Vgl. Bruhns a. a. 0. 
S. 181 f. 

«•') D. H.G.B. Art. 664 Abs. 1. 

a«) D. H.G.B. Art. 664 Abs. 2. 

»») Arg. D. H.G.B. Art. 452. Vgl. Bruhns a. a. 0. S. 132 ff. 

>) L. 13 § 1 Locati (19, 1). L. 10 § 1 De lege Rhodia (14, 2). Die erstere 
Stelle zeigt, dass nicht nur die Verladung in ein schlechteres Schiff, sondern überhaupt 
in ein anderes, als das kontraktmässige verboten war. Vgl. mein Seerecbt I S. 191 f. 
Note **. 
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laden, ^) und zwar vor Antritt der Reise, ohne einen Unterschied zu machen 
zwischen einer durch die Bequemlichkeit des Verfrachters motivirten Substitution 
und einer solchen, welche durch einen Nothfall verursacht ist. Nur dann wurde 
im letzteren Fall eine Ausnahme von diesem Grundsatz zu statuiren sein, und 
der Verfrachter als negotiorum gestor des Befrachters die Verladung in ein 
anderes Schiff vornehmen dttrfen, wenn auch ein Dritter als negotiorum gestor 
auftreten könnte.') Dagegen ist allerdings dem Schiffer die Umladung ohne 
Weiteres gestattet, wenn sich der Nothfall nach Antritt der Reise ereignet^) 
Die Uebertretung des in Rede stehenden Verbots hat die Folge, dass der Ver- 
frachter für jeden Schaden, den die Ladung erlitten, verantwortlich ist, so lange 
er nicht beweist, dass derselbe, im Falle die Güter nicht in ein anderes Schiff 
verladen worden wären, nicht nur gleichfalls entstanden, sondern auch dem 
Befrachter zur Last gefallen sein würde. ^) 

II. Der Verfrachter hat dafür einzustehen, dass das von ihm gelieferte Schiff 
sich in seetttehtifrem Stande befindet , d. h. nicht blos im Stande ist, überhaupt 
See zu halten, sondern die den Gegenstand des Frachtvertrags bildende Reise 
auszuführen. Er hat daher den durch die mangelhafte Beschaffenheit des Schiffs 
verursachten Schaden dem Befrachter zu ersetzen , ^) und zwar nicht nur den, 
welcher durch eigenes Versehen in Betreff des Schiffs selbst (z. B. durch unter- 
lassene Untersuchung desselben, Anordnung einer unzulänglichen Reparatur), 
oder in Betreff der Auswahl der zur Vornahme der Untersuchung und der etwa 
erforderlichen Reparaturen bestellten Personen (culpa in eligendo), sondern auch 
durch Versehen eben dieser Personen verursacht ist. ') Er haftet für jedweden 



s) D. H.G.B. Art. 566 Abs. 1. Ebenso das Englische Recht (Maclachlan S.845), 
die französische Theorie n. Praxis (B^darride II Nr. 726. Desjardins HI S. 501 i.\ 
das Spanische Recht (nach einer ausdrücklichen Besthnmong des H.G.B. Art. 757). 

>) Vgl. Prot. V S. 2074. 

*) D. H.G.B. Art 566 Abs. 2. Unter Umständen ist der Schiffer hierzu nicht nur 
berechtigt, sondern auch verpflichtet: Art. 634. 

^) Der blosse Beweis, dass der Schaden auch ohne die Substitution die Ladung 
betroffen haben würde, genügt nicht, weil es sehr wohl möglich ist, dass er infolge 
einer Versicherang dem Befrachter nicht zur Last gefallen wäre, während dieser denselben 
jetKt tragen muss, da die Asseknradeure für den Schaden regelmässig nicht zu haften 
haben, den die Ladung auf einem anderen Schiff als dem, für welches die Versicherung 
genommen, erlitten hat: Prot. V S. 2073. 

0) D. H.G.B. Art. 560. Ebenso in Frankreich (Desjardins III S. 515 ff.) und in 
England. Es gilt hier als stillschweigende Klausel des Frachtvertrags und als die Basis 
desselben („fomidation and immediate substration^), dass das Schiff in gutem Stande und 
für die Reise geeignet ist: Abbott S. 282 ff. Muss das Schiff, nachdem bereits mit 
der Abladung begonnen, wegen sich herausstellender Seeuntüchtigkeit einer Reparatur 
nnterzogen werden, so können die hierdurch veranlassten Kosten, also auch die durch 
die nothwendig gewordene Ausladung und Lagerung der bereits eingenommenen Güter 
verursachten nicht in Havariegrosse gebracht werden, da sie im Interesse des Verfrachters 
aufgewendet sind, der das Schiff in seetüchtigem Stande zu liefern hat. Vgl. Entscb. des 
R.O.H.G. XXV S. 144. 

7) Prot. V S. 2060, 2063. VIII S. 3848. 

Handbueli d«f Handelarechts. IV. Band. Abth. 1. 9 
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Schaden, mag dieser im Verlust oder der Beschädigung von Gfltern bestehen,^) 
mag er bestehen in der Verzögerung der Abreise, oder in. der Unmöglichkeit, 
tlberhaupt den Transport auszufahren. Doch wird fttr die Haftbarkeit des Ver- 
frachters vorausgesetzt, dass die M&ngel vorhanden waren zur Zeit, als. das 
Schiff dem Befrachter zur Disposition gestellt wurde, und nicht erst nachher 
entstanden sind ; ^) ferner dass es nicht nach seemännischer Anschauung ausserhalb 
der Möglichkeit lag, die Mängel zu entdecken. ^^) Ueber die Beweislast hat 
das Deutsche Seerecht keine Bestimmungen aufgestellt, während das Französische 
dem Befrachter den Beweis der Seeuntüchtigkeit auferlegt. ^^) Es greifen also 
die allgemeinen Grundsätze über die exceptio non rite adimpleti contractus Platz. 
Hiemach würde an sich die Beweislast bald den Befrachter, bald den Verfrachter 
treffen, je nachdem der eine oder der andere Ansprüche aus dem Frachtvertrage 
geltend macht. Hat jedoch der erstere oder der in dieser Hinsicht als sein 
Vertreter erscheinende Ablader das Schiff, als es ihm zur Disposition gestellt 
wurde, vorbehaltlos angenommen und beladen, so hat er damit stillschweigend 
dessen Seetüchtigkeit anerkannt. War diese Annahme eine irrthümliche, so hat 
derselbe zur Beseitigung seiner Erklärung zu beweisen, dass die dieser zu 
Grunde liegende thatsächliche Voraussetzung nicht vorhanden, d. h. das Schiff 
seeuntüchtig gewesen sei. ^^) Dieser Beweis wird regelmässig vermittelst Sach- 
verständiger durch Rückschlüsse aus dem späteren Zustande des Schiffis geführt 
werden. ^^) Den Beweis, dass der Mangel ungeachtet aller Sorgfalt nicht zu 
entdecken gewesen, d. h. dass hier ein Fall von höherer Gewalt vorliege, hat 



^) Es wird in solchem Falle unter Umständen vortheilhafter sein, die Klage auf 
Seeuntüchtigkeit des Schifis zu stützen, als auf das Rezeptum, weil in ersterem Falle 
volle Schadloshaltung verlangt werden kann, während die im zweiten Fall zu erlangende 
Entschädigung (s. D. H.G.B. Art 612, 614) dahinter oft zurückbleiben wird. 

^) Auf der anderen Seite würde der Befrachter dem Verfrachter noch nicht Kontrakt- 
widrigkeit zur Last legen dürfen, wenn zwar in dem Zeitpunkt, wo mit der Ladung 
begonnen werden soll , das Schiff sich in einem reparaturbedürftigen Zustande befindet, 
der Verfrachter aber die Reparatur vornehmen will, dieselbe auch sich bis zum vertrags- 
massigen Abgange des Schi£fo bewerkstelligen lässt und der Einnahme der Ladung nicht 
hinderlich ist. Vgl. Entsch. des O.A.G. zu Lübeck v. 27. Mai 1867 (in Kierulffs SammL 
lU 8. 468). 

1«) D. H.G.B. Art. 560. 

^^) Code de comm. art 297. 

i<) Entsch. des RO.H.G. XXHl S. 21 f. Vgl. Keller, Fand. I S. 527. Wind- 
scheid, Fand. II § 821 Not 6. 

i>) Der Umstand, dass, als das Schiff dem Befrachter zur Disposition gestellt wurde, 
die Zeit, für welche ihm die erste Klasse vom Londoner Lloyd, dem Bureau Veritas 
oder einem anderen Klassifikations-Institute ertheilt wurde, bereits abgelaufen war, be- 
rechtigt noch nicht zu der Annahme, dass dasselbe nicht mehr vollständig seetauglich 
und zu jeder Frachtfedurt fähig gewesen; wie auch selbstverständlich umgekehrt die blosse 
Thatsache, dass jene Zeit noch läuft, noch nicht ohne Weiteres den Schluss auf die 
fortdauernde Seetüchtigkeit des Schiffs zulässt. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXI 8. 161 fL 
Wohl aber würde ein Schiff, welches nachweislich keine Klasse erhalten konnte, ohne 
Weiteres für seeunfähig zu halten sein. 
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natCtrlich der Verfrachter zu führen. Anch dieser Beweis wird fast immer 
Sachverständigenbeweis sein. 

III. Für den Platz, an welchen der Schiffer behafs Einnahme der Ladung das 
Schiff hinzulegen hat, ist zunächst maassgebend die Anweisung des oder der 
mehreren Befrachter. Wenn jedoch diese Anweisung nicht rechtzeitig'^) erfolgt, 
oder die mehreren Befrachter nicht denselben Platz wählen, oder die Wasser- 
tiefe , die Sicherheit des Schiffs oder die örtlichen Verordnungen und Ein- 
richtungen die Befolgung der Anweisung nicht gestatten, so hat der Schiffer an 
dem ortsQblichen Ladungsplatz anzulegen, ^^) ohne erst noch eine abermalige 
hierauf gerichtete Weisung des Befrachters abzuwarten, und zwar sobald der 
Platz frei ist und es sonst die Umstände gestatten. 

lY. Ausser der Herstellung der Seetflchtigkeit des Schiffs gehört zu den Vor- 
bereitungen des Transports die gehörige AusrHatuiig, Verproviantirung, Bemannung 
des Schiffs, wie die Beschaffung der erforderlichen Papiere und die gehörige 
Verladung und Staauig der Güter. Die hierauf bezüglichen Handlungen gehören 
zu den Obliegenheiten des Schiffers.'®) Der Rheder haftet also nicht unbeschränkt 
für den durch ein dabei vorgekommenes Versehen verursachten Schaden ; sondern 
nur mit Schiff und Fracht, er müsste denn die fehlerhafte Handlung selbst 
vorgenommen oder angeordnet haben, '^) während er für den aus der See- 
untflchtigkeit des Schiffs persönlich haftet, so lange nicht der Frachtvertrag 
vom Schiffer ausserhalb des Heimatshafens und somit kraft der gesetzlichen 
Befugnisse desselben abgeschlossen ist. Speziell verboten ist, Güter ohne Ge- 
nehmigung^^) des Abladers auf das Verdeck zu verladen oder an die Seiten 
des Schiffs zu hängen, da solche leichter, als anderswo verladene vom Seewasser 
beschädigt oder weggespült werden. Der Verfrachter haftet für jeden hierdurch 
verursachten Schaden. ^^) Ob in dieser Hinsicht als Verdeck die sog. Hütten 



^^) Innerhalb welcher Zeit die Anweisung erfolgen muss, um als rechtzeitig zu 
gelten, darüber entscheidet natürlich das Ortsrecht event richterliches Ermessen. 

^^) D. H.G.B. Art 561. Uebrigens braucht der Schiffer auch an einem der orts- 
üblichen Ladnngsplätze , wenn ihm ein solcher durch den Befrachter angewiesen ist, 
nicht unter allen Umständen anzulegen, sondern^ nur dann, wenn dies ohne GeAhrdung 
des SchiffiB geschehen kann. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. V S. 372. 

") D. H.G.B. Art. 480, 481. 

1') D. H.G.B. Art. 479 Abs. 3. 

^^) D. H.G.B. Art 567 Abs. 1. Gibt der Ablader seine Genehmigung hierzu, so 
wird ihm gegenüber der Verfrachter von der Verantwortlichkeit für den an den Gütern 
verursachten Schaden frei, der lediglich auf die Thatsache zurückzuführen ist, dass sie 
auf Deck verladen sind. Dagegen wird durch diese Einwilligung der Schiffer nicht von 
der Verantwortlichkeit gegenüber den übrigen Ladungsinteressenten, Schi£bleuten u. s. w. 
frei, wenn durch die Verladung von Gütern auf Deck eine Gefahr für die übrigen Güter 
und das Schiff entsteht, der Schiffer also dadurch sich eine Verletzung der ihm obliegenden 
Sorgfalt hat zu Schulden kommen lassen. S. mein Seerecht I S. 193 f. 

1») Das Verbot der Deckladungen findet sich bereits im älteren Recht; so im Consu- 
lado del mare c. 141, im Revid. Lüb. R. III Tit. 2 Art 7, Tit. 4 Art 5., Hanseat See- 
recht V. 1614 Tit. III Art. 2. Ebenso in den heutigen fremden Hechten, so im Franz. 
Code de comm. Art. 229 (vgl. Desjardins II S. 347 ff.), Belg. Code de comm. Art 20, 

im Englischen Recht (Abbott S. 520 ff.), im Finnland. Seeges. (Art 82). 

9* 
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oder Dünetten (die auf dem Verdeck eingedeckten Räume) anzusehen sind, oder 
nicht, hängt von der Beschaffenheit der letzteren ab. Man wird dieselben nicht 
dem Verdeck gleichstellen dürfen, wenn sie so fest mit dem ganzen Gefttge des 
Schiffs yerbunden sind, dass sie denselben Schutz gegen die See gewähren, wie 
der unter dem Haupiverdeck befindliche Raom.^^) Ob dies aber der Fall, 
darüber wird der Richter seine Entscheidung nur auf der Grundlage eines 
sachverständigen Gutachtens abgeben können. Viele Seerechte lassen diese Be- 
stimmung cessiren bei gewissen Reisen oder bei bestimmten Gütern, und zwar 
entweder überhaupt oder nur für gewisse Fahrten. ^^) Das Deutsche "Reckt 
statuirt derartige Ausnahmen nicht, sondern hat nur der Landesgesetzgebung 
solche in Ansehung der Küstenschifffahrt zu treffen überlassen, doch hat die 
Landesgesetzgebung davon keinen Gebrauch gemacht. ^^) 

V. Die Verpflichtung zum Tragen der Kosten der Abladung bestimmt sich 
zunächst nach der Uebereinkunft beider Theile. Hat eine solche nicht statt- 
gefunden, so entscheiden darüber die örtlichen Verordnungen oder Usanzen des 
Abladungshafens. In Ermangelung von solchen soll nach der Bestimmung des 
D. H.G.B. der Befrachter die Wa^en frei an Bord liefern, während die Kosten 
der Einladung in das Schiff vom Verfrachter getragen werden müssen. '*) 

§ 30. 

2. Lieferung der Ladung seitens des Befrachters. 

I. Der Befrachter hat die dem Frachtverträge entsprechende Ladung zu liefern. 
Ist im Vertrage nichts über die Art derselben bestimmt, so muss der Schiffer 
jede Art von Waaren annehmen, welche der Befrachter abzuladen für gut befindet. 
Eine Ausnahme machen solche Güter, welche ihrer eigenthümlichen Beschaffenheit 
(z. B. ihrer ungewöhnlichen Gestalt oder ausserordentlichen Schwere) wegen 
auf dem Schiffe nicht verladen werden können, welche dem Schiffe oder der 
übrigen Ladung Gefahr bringen,^) wie explodirbare Substanzen, Kriegskontrebande, 
unter Umständen aber auch Ladungen der schwersten Art, wie Metalle, welche 
ohne Gefahr für Schiff und Besatzung namentlich auf grösseren und gefährlicheren 
Reisen nur auf eigens dazu eingerichteten Schiffen befördert werden können.^) 



2«) S. mein Seerecht I S. 193 f , Belg. Code de comm. II (v. 1879) Art. 20 
Abs. 2 : „Est assimileö au tillac tonte constmction ne faisant pas corps avec la membrure". 
In den York und Antwerp Bules heisst es (Regel I Abs. 2): „Every structure not bullt 
in with the frame of the vessel shall be considered to be part of the deck of the vesBel". 

^^) So der Franz. Code de comm. Art. 229 Abs. 2 für petit cabotage. Die Englische 
Merchant Shipping Act v. 15. Aug. 1876 sect. 23 u. 24 enthält sehr detaillirte Bestim- 
mungen über die Deckladungen, speziell über die Voraussetzungen, unter denen solche 
gestattet sind. 

2«) D. H.G.B. Art. 567 Abs. 2. 

«) D. H.G.B. Art. 562. 

1) D. H.G.B. Art 564 Abs. 1. 

') Regelmässig wird der Schiffer daher solche Güter ohne besondere Vereinbarung 
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Sind solche G^ter bereits eingeladen, so darf der Schiffer dieselben ans Land 
setzen, in dringenden Fällen sogar Aber Bord werfen,') wie derselbe anch nicht 
▼erpflichtet ist, Gegenstände, die er frfiher an Bord gehabt hat, nachdem sie 
in einen das Schiff gefährdenden Znstand gerathen nnd im Nothhafen ausgeladen 
waren, wieder einzuladen.^) Ist über die Beschaffenheit der Ladung eine 
Vereinbarung getroffen, so entscheidet diese Aber die Natur der Gtlter. Ist 
ohne dass die Arten der Gttter benannt sind, nur gesagt, der Befrachter werde 
eine volle und bequeme Ladung liefern,^) so muss diese so beschaffen sein, dass 
sie auf der einen Seite das Schiff nicht überlastet, auf der anderen aber auch 
genttgend belastet, so dass der Verfrachter nicht etwa noch Ballast einzunehmen 
und gar dafür Kosten aufzuwenden hat. Doch kann der Befrachter den all- 
gemeinen Grundsätzen der locatio conductio gemäss, verlangen, dass der Ver- 
frachter auch ohne die volle bedungene Ladung die Reise antrete/) Freilich 
hat er alsdann die volle Fracht nebst Nebenkosten, sowie die Mehrkosten zu 
zahlen, die infolge der Un Vollständigkeit der Ladung, z. B. durch die Noth* 
wendigkeit, Ballast einzunehmen, dem Verfrachter erwachsen,^) auch Sicherheit 
fOr die Zahlung der vollen Fracht zu leisten, soweit letzterem die durch die 
Ladung gebotene Sicherheit entgeht. Sind die Güter im Frachtvertrage bezeichnet, 
Jedoch nur der Gattung nach, so muss der Verfrachter auch Gftter anderer Art 
zur Verschiffung nach dem verabredeten Bestimmungshafen vom Befrachter 
annehmen.^) Diese Regel, welche einen Bruch in die Konsequenz des Vertrags- 
rechts enthält,^) entspricht der Natur der Verhältnisse des Seeverkehrs, indem 
der Befrachter zur Zeit, wo er den Frachtvertrag abschliesst, oft nicht wissen 
kann, ob es für ihn möglich und vortheilhaft sein wird, die zur Beladung des 
Schiffs erforderliche Quantität Güter, welche er damals zu verschiffen gedachte, 
nach dem in Aussicht genommenen Bestimmungsort zu versenden, derselbe auch 
den Verfrachter behufs liieferung des Frachtguts nicht selten an den möglicher 
Weise an einem entfernten Platze wohnenden Ablader verweist; auf der anderen 
Seite regelmässig der Verfrachter kein Interesse daran hat, auf Versendung 
gerade dieser Güter zu bestehen. So wird denn häufig in den Frachtvertrag 



nicht anzunehmen haben. Vgl. überhaupt Voigt, Neues Archiv II 8. 258, 289, 
Desjardins UI 8. 592 f. 

s) D. H.G.B. Art 564 Abs. 4. 

«) Entsch. des R.O.H.G. XXI 8. 157. Der Schiffer darf nach Analogie des Art. 481 
nicht einmal in solchem Fall die Güter wieder einnehmen. 

<^) Vgl. über diese und ähnliche Vereinbarungen Voigt a. a. 0. 8. 290—292. 

«) D. H.G.B. Art. 579. Franz. Code de comm. Art. 288 Abs. 4: „Si le navire a 
regu une partie de son chargement, et qu*il parte ä non-charge, le fret entier sera du 
ao capitaine. Belg. Code de comm. Art. 75 Abs. 5. 

^) Auch dadurch können ihm Mehrkosten erwachsen, dass das Schiff zum Tragen 
der Havariegrosse in höherem Maasse herangezogen wird, als wenn dasselbe eine volle 
Ladung an Bord hätte, da natOrlich nur die an Bord befindliche Ladung bei der grossen 
Havarie in Betracht kommt. D. H.G.B. Art. 579. 

«) D. H.G.B. Art. 563. 

») 8. auch Entsch. des R.O.H.G. XXIV 8. 419. 
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« 

eine Formel aufgenommen, wonach es dem Befrachter freistehen soll, an Stelle 
der beabsichtigten Art von Gütern andere Güter zu der entsprechenden Fracht 
zu liefern ( — „in case other produces should be loaded, freight for the same 
to be paid in a fair and nght proportion"^). Aber auch, wenn es an einer 
solchen Formel fehlte, sprach schon die ältere deutsche Praxis, ebenso wie die 
englische dem Befrachter die gedachte Befngniss zu.^^) Dieser seerechtlichen 
Anschauung hat das D. H.G.B. einen gesetzlichen Ausdruck gegeben, indem es ala 
Interpretationsregel den Satz aufstellte, die Bezeichnung einer bestimmten Waare 
in der Chartepartie sei nur als demonstrationis causa beigefügt anzusehen. ^^) 
Die Anwendung der Regel kann daher durch den Frachtvertrag ausgeschlossen 
werden, auch setzt dieselbe voraus, dass dadurch die Lage des Verfrachters 
nicht verschlechtert wird, d. h. die ihm zum Transport angebotenen Gegenstände 
unter die nach denselben Bedingungen zu verschiffende Klasse von Frachtgütern 
gehören. Der Verfrachter braucht also (abgesehen von den Gütern, deren 
Transport er in jedem Fall ohne besondere Vereinbarung zurückweisen darf) 
nicht solche Güter anzunehmen, deren Transport mit mehr Schwierigkeiten oder 
grösseren Gefahren verbunden ist, also z. B. statt Getreide nicht Kohlen, femer 
nicht Güter von erheblich grösserem oder geringerem spezifischen Gevdcht (statt 
des ausbedungenen Leichtguts Schwergut, resp. statt Massguts Gewichtgut oder 
umgekehrt, ^^) endlich nicht Güter, für die regelmässig eine höhere Fracht zu 
entrichten ist.^^) Sind die Güter im Vertrage nicht Gattungsweise, sondern 



^^) Vgl. Voigt im Neuen Archiv II S. 259, 292, Maclachlan S. 4U ff. 
Eben dasselbe ist auch nach anderen Rechten beim Maogel einer darauf bezüglichen 
gesetzlichen Bestimmung anzunehmen. S. Desjardins III S. 598. 

") Prot. V S. 2151 f. 

13) Ist das spezifische Gewicht erheblich grösser als das der vereinbarten Güter» 
so würde die Tragfähigkeit in höherem Maasse als der Rauminhalt in Anspruch ge- 
nommen. Die hierauf gestützte Weigerung des Verfirachters, die Güter anzunehmen, ist 
nun nicht nur dann begründet, wenn das grössere Gewicht der Ladung das Schiff ge- 
fährden würde, sondern auch abgesehen davon einmal dann, wenn zwar das Schiff im 
Ganzen verfirachtet, die Fracht aber per Tonne normirt war, und nun in Folge dea 
grösseren Gewichts ein geringerer Theil des Laderaumes des Schiffs r&umlich ausgefüUt 
werden kann, die Zahl der Tonnen, für welche Fracht zu entrichten, also eine geringere 
ist, als bei Lieferung der vertragsmAssigen Güter; ebenso dann, wenn der Frachtvertrag 
sich nur auf einen Theil des Schilb bezog und nun in Folge der grösseren spezifischen 
Schwere der Güter der übrig bleibende Raum minder schwer belastet werden muss, als 
dies bei den dem Frachtkontrakt gemäss zu liefernden Güter hätte geschehen können. 
Wegen geringeren spezifischen Gewichts wird der Verfrachter die Annahme der Güter 
verweigern dürfen, wenn er dadurch genöthigt wäre, um dem Schiffe Begelf&bigkeit zu 
geben, Ballast einzunehmen, oder mehr Ballast, als bei den nach dem Vertrage zu 
liefernden Gütern nöthig gewesen. Hieraus erwachsen dem Verfrachter Unkosten, auch 
wird er insofern (seil, bei Verfirachtung des Schiffs per Tonne, wie bei Verfrachtung 
eines Theils des SchlffB) ungünstiger gestellt, als der für die Einnahme von Gütern zu 
verwendende Laderaum verringert würde. Daher darf im letzteren Falle der Verfrachter 
die Annahme der Güter nicht ablehnen, wenn Befrachtung en rouche in Frage steht, 
auch der Befrachter nach dem Frachtverträge die Kosten der Einnahme von Ballast zu 
tragen hat. 

13) Prot. V S. 2151 ff. Güter, für welche eine geringere Fracht, wie filr die ver- 
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speziell bezeichnet (z. B. bestimmte Marmorblöcke oder Maschinen)i so braucht 
sich der Verfrachter einen Wechsel in den Gegenständen der Ladung nicht ge- 
fallen zu lassen. ^^) 

II. Der Befrachter oder Ablader muss die verladenen Güter rieht!«: beseiehnen; 
er darf nicht Kriegskontrebande oder Güter verladen, in Betreff deren im 
Abladehafen ein Ausfuhrverbot oder im Bestimmungshafen ein Einfuhrverbot 
besteht, er hat bei der Abladung die Polizei-, Steuer- und Zollgesetze und 
sonstigen ir^setzUeheii Yorsehriften zu beobachten. Hat derselbe sich absichtlich 
oder aus Nachlässigkeit eine Uebertretung dieser Vorschriften zu Schulden 
kommen lassen, so haftet er für den dadurch verursachten Aufenthalt und jeden 
anderen Schaden (z. B. ftür den durch das Lecken von Gegenständen ver- 
ursachten, welche nicht als feuchte bezeichnet und daher nicht von solchen 

«Waaren, getrennt gestaut sind, welche durch Feuchtigkeit leiden). Und zwar 
haftet er dem Rheder, der Schiffsbesatzung, den übrigen Ladungsinteressenten 
und allen sonstigen Personen, denen sich der Schiffer durch ein Verschulden 
verantwortlich machen kann. Hat der Schiffer seine Genehmigung zu der 
Handlungsweise des Abladers gegeben, so kann er einen Entschädigungsanspruch 
gegen diesen nicht geltend machen. Ebensowenig der Rheder, es mttsste denn 
der Schiffer in Kollusion mit dem Befrachter gehandelt haben. Dagegen bleibt 
der Anspruch aller übrigen Ersatzberechtigten bestehen. ^^) 

III. Ohne Wissen des Schiffers dürfen auch niemals Güter an Bord gebracht 
werden. Und es hat der Ablader jeden dadurch verursachten Schaden (den 
eben genannten Personen) zu ersetzen. Auch ist der Schiffer befugt, solche 
Güter wieder ans Land zu setzen. ^^) Behält sie derselbe an Bord, so ist daütr 
die höchste am Abladungsort und zur Abladnngszeit für solche Reisen und 
Grüter bedungene J'racht zu bezahlen. ^^) 

§ 31. 

3. Die Abladung. 

I. Der Befrachter ist verpflichtet, innerhalb einer bestimmten Zeit die Ladung 
zu liefern, sowie alle zur Verschiffung derselben erforderlichen Papiere dem 
Schiffer zuzustellen.^) Diese Zeit, während welcher auch der Verfrachter auf 
die Abladung^ zu warten hat, heisst Wartezeit.') Dieselbe kann zwiefacher 



einbarten zu zahlen* ist, braucht der Verfirachter nur dann aozunehmen, wenn daftlr die 
stipulirten Frachtsätze bestehen bleiben: Prot VIII 8. 8854 f. 

»*) D. H.G.B. Art 568 Abs. 2. 

^^) D. H.G.B. Art. 564 Abs. 1 und 2. 

1*) OeflUirden die Güter das Schiff oder die übrige Ladung, so kann sie der Schiffer 
auch über Bord werfen. 

1^) D. H.6.B. Art 565. So auch nach den fremden Rechten: Franz. Code de 
comm. Art. 292. Belg. II Art 88. Span. H.G.B. Art. 761. 

») D. H.Q.B. Art 592. 

') Die Abladung ist bewirkt, wenn die Waaren an Bord des Schiffs gebracht sind. 
Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XVIII S. 181 f. 

«) D. H.G.B. Art. 571, 580. 
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Art sein, Ladezeit und Ueberliegezeit Die Ladezeit (Liegezeit, Liegetage; 
französisch: jours de plaoche oder staries; englisch: days for loading oder lay- 
days) ist die Zeit, während welcher der Verfrachter nnentgeldlich auf die Ladung 
2u warten nach dem Gesetz verpflichtet ist, indem das Aeqnivalent dafür bereits 
in der vereinbarten Fracht enthalten ist Die Ueberliefezeit (französisch: 
surestaries, englisch: demnrrage) eine auf besonderer Yereinbarung beruhende 
weitere Frist für die Abladung,^) fflr die jedoch, wenn nicht das Gegentheil 
bedangen, eine Vergütung Seitens des Befrachters, Liegegeld zu zahlen ist.^) 
Dass eine solche Ueberliegezeit regelmässig ausser der Ladezeit im Fracht- 
vertrage vereinbart wird, hängt damit zusammen, dass häufig Umstände ein- 
treten, welche es dem Befrachter unmöglich machen, die Abladung in der — 
unter gewöhnlichen Umständen ausreichenden — Ladezeit zu bewirken.^) 

IL Was die Natur des Liecregeldes anlangt, so wurde dasselbe früher regel- 
mässig als eine für den Fall der Ueberschreitung der Ladezeit stipulirte 
Konventionalstrafe aufgefasst,^) während die Ansicht, dass dasselbe ein im voraus 
vereinbartes Miethsgeld für den Fall, dass der Befrachter für die Abladung 
mehr Zeit gebrauchen würde, als von Hause aus im Frachtvertrage vorgesehen, 
nur ganz vereinzelt zum Ausdruck gelangte.^) Nach der Behandlung, welche 
das D. H.G.B. dem Liegegeld angedeiben lässt, ist allein die letztere Auffassung 
möglich. Das Gesetz kennt nur eine auf dem Frachtvertrage beruhende Ueber- 

*) S. Abbott S. 241 fF., Maclachlan S. 487 ff., Desjardins III S. 622 ff.; 
vgl. Lanrin bei Gresp II S. 88 f. 152 ff. Sind die Güter zwar während der Lade- 
zeit abgeladen, die erforderlichen Papiere aber erst nach Eintritt der Ueberliegezeit 
dem Schiffer zugestellt, so hat der Befrachter gleichfalls Liegegeld zu entrichten, weil 
dieselben für den Antritt der Reise ebenso nothwendig sind, als die Abladung der Güter. 

^) D. H.G.B. Art. 568 Abs. 3 und 4. Ebenso nach den fremd Ai Buchten: Franz. 
Code de comm. Art 294 Abs. 1, Belg. Code de comm. II Art 82 Abs. 1; vgl. Des- 
jardins III S. 465. Das Franz. Recht kennt ausser den surestaries noch contrestaries 
oder contresurestaries , eine zweite Ueberliegezeit, für welche erhöhtes Liegegeld zu 
entrichten ist (Desjardins III S. 4(38 f.). 

*) Schon im älteren Seerecht (vor Erlass des D. H.G.B.) galt nach einer überall gleich- 
massigen Praxis bei Ueberschreitung der Ladezeit (und LöBchzeit) der Befrachter (resp. 
Empfänger) an und für sich nur als verpflichtet, eine angemessene Vergütung als Ersatz 
für den längeren Aufenthalt dem Schiffer zu leisten, nicht aber war letzterer ohne 
Weiteres berechtigt, den Befrachter als völlig kontraktfällig zu behandeln. — S. Voigt 
im Neuen Archiv 11 S. 214 f., Desjardins lU 8. 461 ff. 

^) Pohls, Seer. IIS. 482. Kaltenborn, Seer. I S. 850. Voigt, Neues Archiv II 
S. 227 ff. Seufferts Archiv XU Nr. 15. 

^) Erk. des Hamb. H.G. v. 2. Novbr. 1854, abgedruckt in Voigts Neuem Archiv II 
S. 242. -— In Frankreich lässt sich aus den Bestimmungen des Code de comm. (Art 294 
Abs. 1: „Si le navire est arr6tä au d^part — par le fait de Taffir^teur, les frais du 
retardement sont dus par Taffir^teur'') ein Schluss auf die Natur des Ueberli^egeldes 
nicht ziehen. Es bestehen dort zwei Ansichten. Nach der einen ist das Liegegeld 
„r^paration d'un temps perdu par le fait de Taffir^teur et Tindemnit^ d'nn dommage; 
elles ne sont pas attach^es au £ut du transport comme le fret''; nach der anderen er- 
scheint dasselbe als „raccession et le compl^ment du fret*'. Die letztere Ansicht ist die 
vom Rassationshof jetzt adoptirte. Vgl. Desjardins III S. 622 ff. 
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Hegezeit, und es lässt sich, nicht sagen, dass der sich einer Eontraktsfiberschreitong 
scholdig mache, welcher von einem kontraktsmässigen Rechte Gebraach macht. 
Die üeberliegetage sind nach dem D. H.G.B. fttr eine weitere Ladezeit anzu- 
sehen, aasbedungen für den Fall, dass irgend welche Umst&nde den Befrachter 
Döthigen sollten, die ursprflnglich für ausreichend erachtete Ladezeit zu ttber- 
schrdten. Hieraus erklärt ach auch zur Genüge, dass für die Ueberli^etage 
seitens des Befrachters eine Yergfltung dem Verfrachter zu gewähren ist. Der 
Anspruch auf Liegegeld ist daher fflr den Verfrachter begrttndet, sobald der 
Befrachter Üeberliegetage in Anspruch genommen hat, ohne dass hierzu ein 
Verschulden desselben vorausgesetzt wird. Daher treffen aber auch den Be- 
frachter nicht die nachtheiligen Folgen eines während der Ueberliegezeit ein- 
getretenen Zufalls. £s wfirde derselbe also nicht dem Verfrachter zum Schadens- 
ersatz verpflichtet sein, wenn das Schiff noch über diese Zeit hinaus infolge 
inzwischen eingetretenen Frostwetters hätte stillliegen mflssen.^) 

III. Der Anfang der Ladezeit setzt die Ladebereitschaft des Schiffers voraus. 
Hiervon hat letzterer nach Deutschem Recht dem Befrachter oder Ablader, wenn 
jener nicht selbst Ladung liefert, Anzeige zu machen. ^^) Die Beobachtung einer be- 
stimmten Form ist fOr dieselbe nicht vorgeschrieben. Es genügt, dass die Mittheilung 
geeignet war, den Befrachter von der Ladebereitschaft in Kenntniss zu setzen. ^^) 
Sollte etwa der Korrespondent des Befrachters dem Schiffer nicht bekannt sein, — 
was dann, wenn das Schiff in einem entfernten Hafen seine Ladung einzunehmen 
hat, immerhin möglich ist — so hätte nach Analogie der fttr die Löschung des 
Schiffs geltenden Bestimmungen ^') die Anzeige durch öffentliche Blätter, Börsen- 
anschlag oder in sonst ortsflblicher Weise durch öffentliche Bekanntmachung zu 
erfolgen. LadebereltseliafI; ist dann vorhanden, wenn der Schiffer im Stande 
und Willens ist, die Ladung einzunehmen. Hierzu ist es erforderlich, dass das 
Schiff überhaupt im Abladehafen angekommen ist.^^) Dagegen ist es nicht noth- 
wendig, dass dasselbe auch den Ladungsplatz eingenommen hat Die Wahl 
des Abladeplatzes geht nemlich zunächst vom Befrachter aus, und es würde 
somit die Ladebereitschaft durch eine Mitwirkung des letzteren bedingt sein, 
während es sich doch bei derselben nur um das Resultat einer Thätigkeit des 
Schiffers handelt. Dass aber nicht das Einnehmen des ortsüblichen Ladungs- 
platzes die Voraussetzung der Ladebereitschaft bildet, ergibt sich daraus, dass 



») So Entsch. des Hamb. H.6. v. 2. Novbr. 1854 in Voigts Neuen Archiv II S 242 
und einige Mitglieder der Hamb. Konferenz; s. Prot V S. 2092. Das Entgegengesetste 
folgt ans der Anffossung der Inanspruchnahme von üeberliegetagen als Kontraktsbruch; 
Voigt, Neues Archiv II 8. 229 f. 

10) D. H.G.B. Art 568 Abs. 1. Dasselbe gilt aber auch schon im älteren Recht: 
Voigt im Neuen Archiv 11 S. 219. 

11) Eine Aufforderang des Verfrachters an den Ablader mit der Abladung zu be- 
ginnen, würde als Erklärung der Ladebereitschaft anzusehen sein. (Entsch. des R.O.H.G. 
XXII 1 S. 417). Ebenso würde genügend sein, eine ErklSrung, die in Gegenwart des 
Abladen, aber nicht direkt ihm gegenüber erfolgte (Entsch. XV S. 229 f.). 

i>) D. H.G.6. Art. 595 Abs. 2. So auch für das ältere Recht Voigt a. a. 0. S. 220. 
») Entsch. des R.O.H.G. XV S. 234, XXIH S. 415 f. 
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der Schiffer an diesen Platz nur dann das Schiff hinlegen darf und hinlegen 
muss, wenn der Ablader nicht rechtzeitig oder in nicht geeigneter Weise sein 
gedachtes Wahlrecht ausgefibt hat; and nichts im Wortlaute des Gesetzes darauf 
hindeutet, dass dasselbe eine Handlang, die eine blosse Formalit&t ohne jedes 
Interesse fttr den Befrachter, für den Schiffer aber mit Aufwendung von Zeit 
und Kosten verbunden wäre, zur Voraussetzung fOr die Ladebereitschaft b&tte 
machen wollen. ^^) Stehen daher Hindernisse, welche in der besonderen Be- 
schaffenheit des Ladungsplatzes, — dauernder (z. B. der geringen Wassertiefe) oder 
zeitiger (z. B. dem Umstand, dass der Platz nicht frei, sondern von anderen 
Schiffen okkupirt war) '^) — liegen, dem Anlegen des Schiffs an demselben im 
Wege, so wird dadurch die Ladebereitschaft nicht ausgeschlossen. Ebensowenig 
wenn der Befrachter durch besondere Umstände, wennschon ohne sein Verschulden, 
verhindert wird, einen Ladungsplatz rechtzeitig anzuweisen. Dagegen gehört 
es allerdings zur Ladebereitschaft, dass von Seiten des Schiffers nichts entgegen- 
steht, den ihm anzuweisenden oder ortsüblichen Ladungsplatz ohne Verzug ein- 
zunehmen. Infolge dieser Voraussetzung wird die Ladebereitschaft nicht nur 
ausgeschlossen, wenn Hindemisse sich in der Person des Schiffers ereignen, oder 
in der Beschaffenheit des Schiffs liegen, sondern auch dann, wenn sich Hindere 
nisse der Fahrt des Schiffs nach dem Landungsplatze entgegenstellen, z. B. durch 
Unwetter, Ueberfüllung des Hafens, besondere polizeiliche Anordnungen der 
Schiffer gehindert wird, nach dem Ladungsplatze vorzudringen. Der Grund 
hierfür ist darin zu suchen, dass eine Handlang unmöglich gemacht wurde, 
welche dem Schiffer oblag, und dass den Bestimmungen des D. H.G.B. über die 
Ladung (und Löschung) das allgemeine Prinzip zu Grunde liegt, dass jeder 
Theil den sich in seiner Person ereignenden Zufall zu tragen hat.^^ Mit dem 
auf die Anzeige von der Ladebereitschaft folgenden Tage beginnt die Ladezeit. ^^) 
Doch würde, wenn trotz der Anzeige das Schiff nicht ladebereit gewesen wäre, 
die Anzeige selbst als nicht geschehen zu betrachten sein.^^) Unter Umständen 
kann ein Theil der Ladezeit schon vor der gedachten Anzeige absorbirt sein, 
nemlich dann, wenn der Schiffer Seitens des Befrachters die Anweisung erhalten, 
einen bestimmten Hafen anzulaufen, um sich Ordre über den Ort, wo die Ladung 



1^) Entsch. des B.O.H.G. XV S. 238 f., XIX S. 285 ff. 

^^) Die Existenz eines solchen Hindernisses würde der Schiffer nicht etwa, um sich 
vor Nachiheilen zu sichern, durch einen Protest festzustellen haben. Auch hätte er 
überhaupt nur dann von der Thatsache dem Befrachter MittheOung zu machen, wenn 
er Grund hätte anzunehmen, dass dieselbe dem letzteren nidit bekannt wäre. Vgl. Entsch. 
des R.O.H.G. XV S. 288 ff. 

") Prot. V S. 2240 1 Entsch. des R.O.H.G. XV S. 234, XVII S. 93 ff., 96, XIX 
S. 290. Vgl. D. H.G.B. Art. 574. 

1^) D. H.G.B. Art 568 Abs. 2. Ist die Mittheilung mittelst öffentlicher Blätter oder 

Börsenanschlags geschehen, so ist es der Tag, nachdem das die Anzeige enthaltende 

Blatt ausgegeben, der Börsenanschlag erfolgt ist — Nach Englischem Recht beginnt 

die Ladezeit, wenn das Schiff an dem üblichen oder angewiesenen Platze angelangt ist. 

*^S. Maclachlan S. 491. 

>«) Vgl. Prot. V S. 2080, Entsch. des R.O.HG. XXIII S. 415 ff. 
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einzunehmen und über den Ablader za holen. Würde derselbe dort über die 
im Kontrakt festgesetzte, resp. die den Umständen nach angemessene Zeit hinaus 
aufgehalten sein, so würde die hier zu viel aufgewendete Zeit auf die Ladezeit 
in Anrechnung zu bringen sein. Die Ladezeit ist nemlich die Zeit, während 
welcher das Schiff fttr die durch den Befrachter zu bewirkende Abladung 
disponibel gehalten wird. Die Abladung ist aber so lange nicht zu bewerk- 
stelligen, als der Schiffer nicht weiss, wem er sich zur Entgegennahme der 
Ladung zur Verfügung zu stellen hat. Indem der Befrachter die Benennung 
des Abladers verzögert, verzögert er die Abladung selbst. Und so werden die 
dadurch in Anspruch genommenen Tage von der Ladezeit genommen. ^^) 

lY. Die Bauer der Ladezeit kann durch Vertrag bestimmt sein. Dann hat es 
natürlich hierbei sein Bewenden. Fehlt es an solchem, so sind dafür maass* 
gebend die örtlichen Verordnungen des Abladungshafens, in deren Ermangelung 
Ortsgebränche , d. h. örtliches Gewohnheitsrecht. Besteht auch letzteres nicht, 
so wird die Zeit durch richterliches Ermessen gesetzt, ^^) welches dabei in 
Betracht zu ziehen hat die Umstände des Falls, d. h. die Quantität der Güter und 
die an dem betreffenden Platze bestehenden Ladeeinrichtungen, nicht aber 
etwa besondere, diese spezielle Abladung betreffende, Hindernisse.^^) 

V. Der Anfang der Ueberliegezeit tritt ohne Weiteres mit dem Ablauf der 
Ladezeit ein, wenn durch Vertrag eine fixe (durch Tage etc. ausgedrückte) 
Ladefrist, oder ein fixer (auf einen bestimmten Kalendertag gesetzter) Ladungs* 
Endtermin festgestellt ist. Ist dies nicht der Fall, so setzt der Anfang der 
Ueberliegezeit eine Erklärung des Verfrachters voraus, dass die Ladezeit abge- 
laufen sei.*^) Doch kann der Verfrachter schon innerhalb der Ladezeit erklären, 
mit welchem Tage er diese für abgelaufen ansehe.^') Mit dem auf diesen 



i») Voigt im Neuen Archiv II S. 220 und die das. S. 252 mitgetheilte Entsch. 
des O.A.G. zu Lübeck v. 15. Febr. 1858. S. auch Entsch. bei Hermann and Hirsch, 
Nr. 86 8. 152. 

^) D. H.G.B. Art. 569 Abs. 1. Nach Französischem Recht sind zunächst maass- 
gebend ^Conventions des parties", an zweiter Stelle y^usage des lieux" (Code de comm. 
art 274)l Nach Englischem Recht ist in Ermangelung einer Vereinbarung darüber, die 
Ladezeit „eine reasonable time considered with reference to the trade and the port the 
vessel is in*": Maclachlan 8. 488. 

») Entsch. des R.O.H.G. V. S. 140. 

'*) Da wo eine angemessene, d. h. durch den Richter zu arbitrirende Ladezeit in 
Frage steht, werden die Ansichten der Betbeiligten darüber, welche Frist angemessen 
oder erforderlich, leicht auseinander gehen. Wo es sich um eine auf Ortlicher Ver- 
ordnung oder Uebung beruhende Ladezeit (im Gegensatz zu der für den konkreten Fall 
berechneten vertragsmässigen) handelt, wird der Verfirachter häufig noch über diese 
hinaus nnentgeldlich auf die Abladung zu warten willens sein. Zur Vermeidung von 
Unsicherheiten und zum Ausschluss der Berufung auf vorausgesetzte Nachsicht des 
Verfrachten hielt man auf der Hamburger Konferenz eine Anzeige des letzteren für 
geboten, dass er die angemessene Ladezeit für verstrichen erachte und weiterhin nur 
noch gegen Vergütung warten wolle. S. Prot. V 8. 2089 f., 2105 ff., 2197 f., VIII 
S. 3871—8874. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 157. 

^) D. H.G.B. Art. 570. Die Erklärung muss direkt hierauf gerichtet sein. Es 
kann daher da, wo die Ladezeit durch den Ortsgebrauch festgesetzt wird, die Anzeige 
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folgenden Tage beginnt alsdann die Ueberliegezeit , ebenso mit dem anf die 
Erklärung folgenden Tage, wenn dieselbe erst nach Beendigung der Ladezeit 
abgegeben ist.^^) Die gedachte Erklärung kann eine formlose sein; doch ist 
der Verfrachter in seinem Interesse ^^) befugt, einen förmlichen Protest durch 
das Gericht, einen Notar, den Konsul, ^^) oder eine sonstige durch das Recht 
des Ladungsplatzes dazu autorisirte ^^) Behörde auf Kosten des Befrachters auf- 
nehmen zu lassen, wenn dieser sich weigert, den Empfang jener Erklärung in 
genttgender Weise, d. h. schriftlich z. B. auf der Ghartepartie oder dem Kon- 
nossement zu bescheinigen.'^) Der Vertrag, durch welchen die Ueberliegezeit 
vereinbart ist, kann zugleich deren Dauer normiren, oder auch hiervon absehen 
and blos festsetzen, dass Ueberliegezeit gelten soll, und eben dasselbe ist dann 
anzunehmen, wenn nur ein Liegegeld festgesetzt ist. Im zweiten Fall hat das 
Gesetz die Dauer der Frist auf 14 Tage festgestellt.'^) 

VI. Regelmässig wird der Endtermin der Ladezeit oder Ueberliegezeit erst 
durch eine Bereehnong ermittelt werden müssen, und zwar selbst dann, wenn 
die Dauer der einen oder der anderen durch Vertrag normirt ist, nemlich stets, 
wenn nicht dieser ausdrücklich (mit Namen oder Zahl) den Tag angibt, mit 
welchem die gedachte Frist zu Ende geht. Bei dieser Berechnung werden nun nur 
Tage '^) aber in ununterbrochener Reihenfolge gezählt, so dass — soweit nicht 
durch Vertrag etwas anderes festgesetzt ist^^) — die Sonn- und Feiertage 



von der Ladebereitschaft nicht etwa zugleich dahin verstanden werden, dass mit Ablauf 
des letzten Tages der ortsübh'chen Ladezeit die Verpflichtung zur Entrichtung von 
Liegegeld beginne; denn die Anzeige von der Ladebereitschi^ ist lediglich die Vor^ 
aussetzung für den Beginn der Ladezeit, und es würde jene Auslegung geradezu anf 
eine Beseitigung der Vorschrift, dass der Verfirachter sich über das Ende der nicht 
durch Vertrag festgesetzten Ladezeit dem Befrachter gegenüber zu erklären hat, hinaus- 
laufen. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XVIII S. 868 ff. 

'^) Es ergibt sich dies aus der die Lehre beherrschenden Civilkomputation; vgl. 
Entsch. des RG.av.S. III S. 151 f. 

^^) Um sich den Beweis zu sichern, dass das für den Beginn der Ueberliegezeit 
vom Gesetz geforderte Requisit (die von ihm abzugebende Erklärung) vorhanden gewesen. 

^) Reicbskonsnlats-Ges. v. 8. Novbr. 1867 § 15. 

^) Es macht sich hierbei natürlich der Satz: „locus regit actum^ geltend. 

^^) D. H.G.B. Art. 572. Lässt der Verfrachter statt der formlosen Erklärung einen 
(zur Kenntniss des Befrachters zu bringenden) Protest aufnehmen, so hat er die Kosten 
zu tragen. S. Entsch. des R.G.C.S. III S. 152. V 

«») D. H.G.B. Art. 569 Abs. 2 und 3. 

*^) In den Bestimmungen des D. H.G.B. ist überhaupt die Civilkomputation zur 
Anwendung gelangt. Art. 828, 568 Abs. 2, Art. 571, 595 Abs. 3, Art. 610, 628, 884. Vgl. Entsdi. 
des RO.H.G. XII S. 180. Die Naturalkomputation würde nur dann anzuwenden sein, wenn 
die Absicht der Kontrahenten vorläge, auch kleinere Zeittheile, als Tage in Betracht zu 
ziehen. Dies ist jedoch nicht bereits dann anzunehmen, wenn die Kontrabenten die 
Lade- resp. Ueberliegezeit in Stunden ausgedrückt hatten, sondern nur dann, wenn diese 
Bezeichnung nach Stunden, nicht mit einer Bezeichnung nach Tagen im alltäglichen 
Leben völlig gleichbedeutend ist, wie dies z. B. bei 24 Stunden (» 1 Tag), 48 Stunden 
(» 2 Tage) der Fall ist. (D. H.G.B. Art. 610). Vgl. Entsch. des RO.H.G. XII S. 128 f. 

"^) Sind im Frachtvertrage blos die Sonntage ausgeschlossen, so würden auch die 
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nicht ausser Betracht bleiben; '^) ebensowenig die Tage, an denen der Befrachter 
dorch Zufall an der Lieferung der Ladung verhindert ist. Dagegen werden in 
die Wartezeit die Tage nicht eingerechnet, an denen ein Zufall, namentlich 
Wind und Wetter die Lieferung nicht nur der bedungenen, sondern jeder Art 
von Ladung an das Schiff verhindert, ^^) wenn nicht der Verfrachter sich aus- 
bedungen hat, dass die Abladung bis zu einem bestimmten Tage beendet sein 
müsse, '^) und stets hat der Verfrachter Anspruch auf Liegegeld, wenn die 
Verhinderung bewirkte, dass er über die Ladezeit hinaus hat warten mtlssen.'^) 
Hat der Zufall aber die üebemahme der Ladung Seitens des Schiffs (z. B. weil 
dieses des Wetters wegen den Ladungsplatz verlassen musste) verhindert,'^) so 
werden die Tage, während welcher dies der Fall war, nicht in Ansatz gebracht,'^) 



nicht auf einen Sonntag fallenden Festtage ausgeschlossen sein. A. M. Entsch. des 
R.O.H.6. VI S. 98 f. Vgl. mein Seer. I S. 205 f. 

'^) Hierbei ist zu beachten, dass, wenn die Sonn- und Festtage bei Berechnung 
der Lade =» (Lösch«») resp. Uebcrliegezeit in Ansatz gebracht werden sollen, der Schiffer 
nicht etwa verpflichtet ist, die Mannschaft zur Vornahme der Lade- (resp. Lö8ch-)Arbeiten 
an diesen Tagen anzuhalten. Wie denn bei der Festsetzung der Lade- (resp. Lö8ch-)zeit 
keineswegs von der Voraussetzung ausgegangen wird, dass dem Befrachter resp. Desti- 
natar wirklich so viele Tage fl)r die Lade- und Löscharbeit zur Verfügung stehen 
wfirden, als die vereinbarte Zeit betrSgt. Erfahmngsmässig machen vielmehr Lade- und 
Löschzeit bedeutend grössere Zeiträume aus, als zur Beladung resp. Entlöschung wirklich 
erforderlich sein würden. Der Grund hierfür ist eben darin zu suchen, dass unvorher- 
gesehene Zufälle Laden und Löschen an einigen Tagen hindern können, auch an den 
in die Frist fallenden Sonn- und Festtagen, die sich nicht von vornherein berechnen 
lassen, die Arbeit regelmässig ruhen mnss. Prot V S. 2096—2098. Voigt im Neuen Archiv 
II S. 221 f. fintsch. des R.O.H.6. XX S. 417. — In Frankreich ist es bestritten, 
ob in Ermangelung einer Vereinbarung Sonn- und Festtage bei Berechnung der Lade- 
zeit mitzuzählen sind oder nicht (Desjardins III S. 474 ff.). In England ist die zur 
Berechnung der Ladezeit gebrauchte Bezeichnung „days" (ohne weiteren Zusatz) für 
^eichbedeutend mit „running days" zu nehmen, <«o dass also die Sonntage mitgezählt 
werden; vorausgesetzt, dass nicht durch Lokalgebräuche etwas anderes angeordnet ist 
Aus diesem Grunde wird denn auch für den Londoner Hafen das Wort „days^ für ;,woi> 
king days'' genommen. S. Maclachlan S. 493. 

^^) D. H.G.B. Art. 574. Durch diese und die folgenden Bestimmungen sind die 
Sfreitfragen entschieden, die sich in den fremden Rechten darüber finden. Vgl. über 
das Französische Recht: Laurin bei Cresp II S. 159 ff., Desjardins III S. 628 ff. 

3*) D. H.G.B. Art. 577. 

»&) D. H.G.B. Art. 575. 

^*) Hierunter fällt an sich noch nicht die blosse Existenz eines „regulär tum*^ in 
einem Seeplatze in Verbindung mit dem Umstand, dass ein Schiff wegen Konkurrenz 
mit früher eingetroffenen und deshalb ein Vorzugsrecht geniessenden Schiffen erst nach 
deren Abfertigung an eine gewisse Ladestelle anlegen kann. Vielmehr ist weiter noch 
erforderlich, dass der Ablader nicht in der Lage ist, an einer anderen Stelle, als an 
deijenigen, für die regulär tum besteht, diem Schiffe die Ladung zu geben und der 
Ablader nicht selbst es verschuldet, dass in Folge des bestehenden regulär turn die 
Abfertigung des Schiffe verzögert wurde (z. B. dadurch, dass er nicht die ganze Ladung 
bereit stellte, in Folge wovon das Schiff seine Priorität verlor und dem folgenden Schiff 
Platz machen musste). Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXI S. 227 ff. 

") D. H.G.B. Art. 574 Abs. 2 Ziff. 2. 
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weder soweit die Wartezeit, noch soweit die Ueberliegezeit in Frage steht, so 
dass also der Verfrachter für die Tage, die er ans diesem Grande länger hat 
warten müssen, kein Liegegeld beanspruchen kann, selbst wenn die Yerhindemng 
während der Ueberliegezeit eingetreten ist.^^) Die angegebenen Grandsätze 
kommen jedoch für die Berechnung der Ladezeit nur dann zor Anwendung, 
wenn deren Dauer auf Vertrag beruht, oder durch den Richter za arbitriren 
ist, nicht aber, wenn dafür örtliche Verordnungen oder Ortsgebräache maass- 
gebend sind. Alsdann nemlich sind die letzteren zur Anwendung za bringen, 
soweit sie von dem allgemeinen Gesetz abweichende Bestimmangen enthalten.'®) 

VIL Die H9h6 des Liegegeldes kann darch Vertrag festgesetzt werden. Ist dies 
nicht der Fall, so wird es nach billigem Ermessen durch d^ Richter festgesetzt, 
der hierbei Sachverständige zuzuziehen berechtigt, aber nicht verpflichtet ist.^^) 
Bei dieser Festsetzung ist Rücksicht zu nehmen auf die Heuerbeträge und 
Unterhaltungskosten der Schiffsbesatzung, den dem Verfrachter entgehenden 
Frachtverdienst, sowie auf die sonstigen näheren Umstände des konkreten Falls/ 
Doch braucht das dem Verfrachter zugebilligte Liegegeld nicht gerade noth- 
wendiger Weise den Unkosten und dem entgangenen Verdienst gleichzukommen, 
indem für den Richter auch sehr wohl die in dem Hafen übliche Höhe der 
Liegegelder bestimmend sein kann.^^) 

VIII. Ist die Ladezeit, und falls noch eine Ueberliegezeit vereinbart ist, auch 
diese verstrichen, so darf der Verfrachter doch nicht ohne Weiteres gleich die 
fernere Annahme von Ladung verweigern; vielmehr ist er hierzu nur dann be- 
rechtigt, wenn er drei Tage vor Ablauf der Ladezeit resp. Ueberliegezeit seinen 
Willen, nicht länger zu warten, dem Befrachter erklärt hat. Hat die Erklärung 
nicht stattgefunden , so l&aft die Wartezeit erst ab, wenn dieselbe nachgeholt 
und seitdem drei Tage verflossen sind.**) Wird hierdurch die Ladezeit — 



M) D. H.G.B. Art 575. 

^^) D. H.G.B. Art. 576. Nicht zu verwechseln mit den für die Dauer der Ladezeit 
maassgebenden (d. h. dieselbe in Tagen oder in ähnlicher Weise ausdrückenden) ört- 
lichen Verordnimgen resp. Ortsgebräuchen sind Ortsrechte, welche Normen für die Be- 
rechnung der Ladezeit aufstellen, indem sie z. B. gewisse Tage nicht in Ansatz bringen 
lassen. Der Art. 576 unterscheidet ganz deutlich zwischen Dauer und Berechnung Her 
Ladezeit, und lässt nur die die Dauer der Ladezeit nonnirenden örtlichen Bestimmung^ 
den Artt 574 und 575 vorgehen. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. V S. 135 f., des R.G.Civ.S. III 
S. 149 f. 

^0) „NöthigenfiaUs nach Anhörung von Sachverständigen'': D. H.G.B. Art. 578 Abs. 1. 
Die Parteien haben also kein Recht, diese Zuziehung zu verlangen: Entsch. des R.O.H.G. 
V S. 141, XI S. 388. Der Richter ist auch an den Ausspruch der Sachva^tändigen 
nicht gebunden: Entsch. des RO.H.G. V S. 151. 

*i) D. H.G.B. Art 573 Abs. 2. 

«) Prot. V S. 2118 f. 

^>) D. H.G.B. Art. 571. Die Erklärung kann formlos stattfinden, doch darf, wie 
bei der für die Beendigung der Ladezeit vorgeschriebenen Erklärung der Verfrachter 
darüber eine öffentliche Urkunde auf Kosten des Befrachters errichten lassen, wenn 
dieser sich weigert, den Empfang der Erklärung in genügender Weise zu beschei- 
nigen: Art. 572. 
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neben welcher nicht noch eine Ueberliegezeit vereinbart ist — flberschritt^i, 
so erhalten die darüber hinansliegenden Tage nicht etwa den Earakter von 
Ueberliegetagen , für welche Liegegeld zu entrichten wäre, indem nach dem 
D. H.G.B. eine Ueberliegezeit nar durch Vertrag entstehen kann ; vielmehr wird 
lediglich die Ladezeit verlängert. Ebenso wird aber auch die Ueberliegezeit 
erweitert, wenn die in Rede stehende Erklärung später als drei Tage vor deren 
Ablauf abgegeben wäre. Mit dem Ende dieser dreitägigen EündignngsMst geht 
auch die Ueberliegezeit zu Ende. Es hat demgemäss der Verfrachter, wenn das 
Schiff länger liegen bleibt, keinen weiteren Ansprach auf Liegegeld, es müsste denn 
der Befrachter mit <ler Abladung fortfahren, weil alsdann durch stillschweigendes 
Uebereinkommen eine Verlängerung der Ueberliegezeit stattgefunden hätte. 

Soll der Verfrachter die Ladung von einem Dritten (einem Geschäfts- 
freunde, Bevollmächtigten) erhalten, und ist dieser ungeachtet der von jenem 
in ortsüblicher Weise kundgemachten Bereitschaft zum Laden nicht zu er- 
mitteln, so hat der Verfrachter den Befrachter hiervon schleunigst — wo es 
d^ Geschäftsgebrauch mit sich bringt auch telegraphisch — zu benachrichtigen. 
Eben dasselbe hat er zu thun , • wenn der Dritte sich zwar meldet , aber die 
Lieferung der Ladung verweigert; es müsste denn dieser der Bevollmächtigte 
des Befrachters und dem Verfrachter als solcher seitens des Befrachters be- 
zeichnet sein.^^) Durch diese Benachrichtigung soll dem Befrachter Gelegenheit 
geboten werden, für eine anderweitige Abladung zu sorgen. Dahef hat der 
Verfrachter, nachdem sie stattgefunden, bis zum Ablauf der Ladezeit auf die 
Abladung zu warten; — aber nicht länger, selbst wenn eine Ueberliegezeit 
vereinbart war — er müsste denn von dem Befrachter oder einem Bevoll- 
mächtigten desselben eine entgegengesetzte Anweisung erhalten, und zwar inner- 
halb der Ladezeit. Einer erst nach Ablauf der letzteren eingegangenen An- 
weisung braucht er nicht mehr Folge zu leisten. Hierbei gilt noch die Regel, 
dass, wenn für die Lade- und Löschzeit zusammen eine ungetheilte Frist be- 
stimmt ist, die Hälfte dieser Frist als Ladezeit anzusehen ist.^^) 

IX. Wenn der Befrachter während derWarte^it die Abladung nicht voUstindi; 
bewirkt, so darf der Verfrachter, wofern jener nicht vom Vertrage zurücktritt, die 
Reise antreten und hat Anspruch auf die volle Fracht, das etwaige Liegegeld und 
Ersatz der etwaigen Mehrkosten, die ihm infolge der Unvollständigkeit der 
Ladung, durch die Nothwendigkeit Ballast einzunehmen, oder infolge der Noth- 
wendigkeit, mit einem höheren Betrage, als bei voller Ladung zur Havariegrosse 
beizutragen, entstehen. Ausserdem kann er, soweit ihm durch die Unvoll- 
ständigkeit der Ladung die Sicherheit für die volle Fracht entgeht, Bestellung 
anderweiter Sicherheit fordern.*^) Hat der Befrachter bis zum Ablauf der 
Wartezeit gar keine Ladung geliefert, so ist der Verfrachter an seine Verpflich- 
tungen aus dem Vertrage nicht länger gebunden und befugt, gegen den Befrachter 



^^) Der Weigerung des Bevollmächtigten würde dieselbe Bedeutung, wie der des 
Befirachters selbst beizulegen sein. 
*6) D. H.G.B. Art. .578. 
*«) D. H.G.B. Art. 580. 
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der Fautfracht entsprechende Entschädigungsansprüche geltend zu machen/^) 
welche, wie diese, verschieden sind, je nachdem es sich um einfache oder kom- 
binirte Reisen handelt.**) 

X. Diese Grundsätze gelten ebensowohl, wenn der Frachtvertrag das Schiff im 
Ganzen zum Gegenstande hat,*^) als wenn nur ein verhältnissmässiger Theil 
oder ein bestimmt bezeichneter Raum desselben verfrachtet ist^®) Steht ein 
StttekrOtervertrag in Frage, so ist von einer gesetzlichen Ladezeit , welche die 
Anzeige des Schiffers von der Ladebereitschaft voraussetzt, keine Rede ; vielmehr 
hat der Befrachter auf die Aufforderung des Schiffers die Abladung ohne Terzng 
zu bewirken. Er hat daher mit derselben nicht erst an dem auf die Auf- 
forderung folgenden Tage, sondern an demselben Tage — soweit dies mit 
Rücksicht auf die Tageszeit, zu welcher dieselbe erging, möglich ist — den 
Anfang zu machen und damit, vorausgesetzt dass die Umstände (z. B. die 
Witterungsverhältnisse) es zulassen, ohne Unterbrechung fortzufahren. ^^ Natür- 
lich kann vertragsmässig, oder auch usanzmässig eine Ladezeit resp. Ueberliege- 
zeit festgesetzt sein, für deren Berechnung im Zweifel die vom D. H.G.B. für die 
Verfrachtung eines ganzen Schiffs aufgestellten Orundsätze analog zur Anwendung 



^^) D. H.G.B. Art. 586. Wäre der Verfrachter nach Ablauf der Wartezeit noch 
liegen geblieben, und hätte er nachträglich die Ladung eingenommen, so würde er nicht 
ausser der ganzen stipulirten Fracht noch Fautfracht verlangen dürfen. Das Gesetz 
erklärt nämlich den Vertrag für den Verfrachter nur für nicht verbindlich, aber nicht 
fUr nichtig. Nimmt daher der Verfrachter die in dem Frachtvertrage bezeichnete Ladung 
noch ein, so gibt er damit zu erkennen, flass er denselben noch als zu Recht bestehend 
betrachtet. Vgl. Prot. VIII S. 3878 f. 

^^) Bei kombinirten Reisen würde der Verfrachter nicht unter allen Umständen 
vom Vertrage sich lossagen können, wenn er in einem der anzulaufenden Häfen keine 
Ladung erhielte. £s sind vielmehr folgende Fälle zu unterscheiden: 1. Weist der Be- 
frachter den Verfrachter, statt ihm Ladung zu liefern, an, den nächsten der kontrakt- 
lichen Häfen behufs Einnahme von Ladung anzulaufen, so hat derselbe dieser Weisung 
Folge zu leisten (arg. des Art. 579 des D. H.G.B.); hat jedoch natürlich Anspruch auf 
vollständige Schadloshaltung, ganz wie beim Antritt der Reise mit nur theilweiser 
Ladung (s. S. 143). 2. Soll* der Verfrachter nicht vom Befrachter, sondern von einem 
Dritten in dem betreffenden Hafen die Ladung erhalten, und liefert dieser Dritte keine 
Ladung, oder ist er nicht aufzufinden, so hat jener hiervon den Befrachter in Kenntniss 
zu setzen und dessen Verhaltungsregeln während der Ladezeit abzuwarten (Art 578 des 
D. H.G.B.). Wäre eine solche Benachrichtigung des Befrachters nicht möglich, so würde 
der Schiffer nach Art. 504 des D. H.G.B. verpflichtet sein, nach dem nächsten Hafen 
zu segeln, um dort Ladung zu erhalten, es müsste denn die Vergeblichkeit eines solchen 
Schritte klar vorliegen. In den übrigen Fällen freilich würde der Verfrachter an den 
Vertrag nicht gebunden sein, wenn er auch nur im ersten Hafen keine Ladung erhielte. 
Vgl. Lewis, Seer. I 8. 219 f. 

*^) D. H.G.B. Art. 568. 

'^^) D. H.G.B. Art. 588 Abs. 1. 

'^M D. H.G.B. Art 589 Abs. 1. Das Gesetz sagt, der Befrachter hat die Abladung 
ohne Verzug zu bewirken. Die mora wird aber ausgeschlossen durch äussere (nicht in 
der Person des Verpflichteten liegende) Hindemisse, welche die vorzunehmende Handlung 
unmöglich machen. Vgl. L. 23 pr. De usuris (22, 1). 
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zu bringen sind,^*) nur dass hier nicht die Anzeige der Ladebereitschaft, sondern 
die Aufforderung zur Abladung für den Beginn der Ladezeit maassgebend ist.^^) 
Ist der Befrachter mit der Abladung säumig, so ist der Verfrachter nicht ver- 
pflichtet, auf die Lieferung der Güter zu warten, vielmehr kann er die Reise 
auch ohne dieselben antreten und trotzdem den Anspruch auf die volle Fracht 
gegen den Befrachter geltend machen. Doch muss er sich gefallen lassen, dass 
davon die Fracht für solche Güter abgezogen wird, die er an Stelle der nicht 
gelieferten angenommen hat.^^) Zur Geltendmachung des Anspruchs wird voraus- 
gesetzt, dass der Verfrachter vor der Abreise seine dahin gehende Absicht dem 
Befrachter kund gethan hat.^^) 

§ 32. 

C. Autritt der Beise/ 

Nach beendeter Abladung hat der Schiffer, sobald Wetter und Wind es 
gestatten, die Reise anzutreten.^) Die von ihm zu beschaffenden Schiffspapiere 
hat er so zeitig zu besorgen, dass dadurch — soweit es an ihm liegt — kein 
Aufschub der Reise erfolgt. Dies gehört zur Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers, 
mit der die Frachtverträge auszuführen sind. Eine besondere Bestimmung gilt 
indess beim Stückgütervertrage. Natürlich hat auch bei diesem der Schiffer die 
Reise anzutreten, sobald er eine volle Ladung hat. Und hierbei hat es sein 
Bewenden, wenn der Satz, dass der Schiffer nur mit genügender Ladung zu 
fahren verpflichtet ist, ausdrücklich oder stillschweigend durch den Frachtvertrag 
aufgestellt ist, oder im Ortsrecht seine Begründung hat. Hat der Verfrachter 
sich ausdrücklich verpflichtet, an einem bestimmten Termin abzusegeln, so ist 
dieser inne zu halten. Ist jedoch der Zeitpunkt der Abreise nicht festgesetzt 
oder — was damit gleichbedeutend ist — desselben nur mit unbestimmten Aus- 
drücken (wie z. B. „sobald als möglich'') Erwähnung gethan, so hat auf Antrag 
des Befrachters der Richter nach den Umständen des Falls den Termin zu be- 
stimmen, über den hinaus der Antritt der Reise nicht verschoben werden darf.') 
In einem solchen Fall besteht nemlich unter den Kontrahenten darin Ueberein- 
Stimmung, dass dem Verfrachter Zeit zur Erlangung einer ausreichenden Ladung 
zu lassen ist, dass derselbe aber» wenn er innerhalb einer angemessenen, mit 
den Interessen des Befrachters verträglichen, Frist keine solche erhalten, auch 
ohne eine volle Ladung die Reise anzutreten hat^) 

»*) Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XII S. 130. 

^) Dass auch hier die Ladezeit erst am Tage nach der Aufforderung ihren 
Anfang nimmt, geht schon ans der im D. H.G.B. herrschenden Civükomputation hervor. 

w) D. H.G.B. Art. 589 Abs. 2. 

^) D. H.G.B. Art. 589 Abs. 8. Diese Erklärung ist ebenso formlos wie die über 
die Beendigung der Ladezeit abzugebende; und gilt eben dasselbe wie hierbei über die 
Aufnahme eines förmlichen Protestes (s. o. S. 140). 

*) D. H.G.B. Art. 483 Abs. 1. 

2) D. H.G.B. Art. 591. 

») Prot. V S. 2190-2193. 

Handbnoh des Hftndelsreohts. IV. Btnd. Abth. 1. 10 
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eben die Löschzeit bildet. ^^) Umgekehrt dOrfen, wenn für Lade- und Löschzeit 
gesonderte Fristen fizirt sind (z. B. 14 Tage zum Laden, 8 Tage zum Löschen) 
diese Fristen nicht als eine gemeinschaftliche ongetheilte Frist behandelt and 
demgemäss die nicht zum Laden benatzten Tage nicht zam Löschen verwendet 
werden ; es müsste denn das Entgegengesetzte anzweifelhaft von den Kontrahenten 
beabsichtigt seii).'^) 

Ueber die Berechnung der Lösch- und Ueberliegezeit gelten ganz dieselben 
Bestimmangen, wie für die Lade- and Ueberliegezeit. Aach hier werden, soweit 
nicht das für die Daaer der Löschzeit etwa maassgebende Ortsrecht etwas anderes 
verordnet, die Tage in onant^rbrochen fortlaufender Reihenfolge gerechnet^ 
wobei nur ausser Ansatz bleiben die Tage, an denen entweder der Transport 
nicht nur der im Schiffe befindlichen, sondern jeder Art von Ladung vom Schiffe 
an das Land, oder die Ausladung aus dem Schiffe verhindert ist, erstere jedoch 
nur mU Rücksicht auf die Frage, ob die Frist, während welcher der Verfrachter 
auf die Löschung zu warten verpflichtet, verstrichen ist,^^) letztere ausserdem 
auch mit Rücksicht auf die, ob Liegegeld zu entrichten ist.'') Ebenso gelten 
in betreff der Voraussetzungen der Ueberliegezeit die bei der Lehre von der 
Einnahme der Ladung angegebenen Regeln; d. h. die Ueberliegezeit beginnt von 
selbst mit dem Ablauf der Löschzeit, wenn die Daner dieser letzteren durch 
Vertrag festgesetzt ist, sonst wird für den Anfang eine eben solche Erklärung 
des Verfrachters über den Ablauf der Löschzeit, wie bei der Beladung über 
den Ablauf der Ladezeit vorausgesetzt.''^) 

Beim Stückgüter- Vertrage '*) hat der Destinatar — wenn nicht etwa vertrags- 
mässig eine Löschzeit festgesetzt ist — die Güter auf die Aufforderung des 



1») Entsch. des R.O.H.G. XV S. 220 f. Die ganz singulare Bestimmung des Art. 578 
Abs. 2 darf nicht auf den in Rede stehenden Fall analog ausgedehnt werden, wie sie 
denn ausdrücklich auf den im Abs. i des Art 578 bebandelten Fall beschränkt wird. 

'^) Voigt im Neuen Archiv II S. 220 f. In Frankreich spricht man in dem Fall, 
wo die Fristen getrennt bleiben müssen, von jours de planche non reversibles, im Gegen- 
satz zu jours de planche reversibles, wobei die eine Frist durch die andere ergänzt 
werden darf. 

'^^) Hier, wie beim Einnehmen der Ladung wird diese Frist durch die Verhinderung 
des Transports jeder Art von Ladung nicht verlängert, wenn der Verfrachter sich aus- 
bedungen hat, dass die Löschung bis zu einem bestimmten Tage vollendet sein müsse. 

82) D. H.G.B. Art. 598-601. 

2») D. H.G.B. Art. 597 ; s. o. S. 139 f. 

^^) Wenn bei einem Chartervertrag der Befirachter mehrere Destinatare bezeichnet 
hat, so wird durch diese Thatsache natürlich nicht die Anwendung der bei dem genannten 
Vertrage geltenden Grundsätze über die Löschung ausgeschlossen. Hat dagegen bei 
Verfracbtong des ganzen Schiffis, eines quoten Theils oder eines bestimmten Raumes 
desselben der Befirachter nicht unmittelbar mehrere Destinatare bestimmt, sondern ver- 
schiedene ünterfirachtverträge über Stückgüter geschlossen, so sind für die Empfänger 
dieser Stückgüter die beim Stückgütervertrage geltenden Grundsätze über die Löschung 
maassgebend (vgl. Prot. VIU S. 8991). Für die Rechte und Pflichten des ursprünglichen 
Verfirachters ist dies jedoch einflusslos. Diese stehen lediglich unter den (in den Art 595 
— 608 des H.G.B. enthaltenen) Regeln des Chartervertrags über die Löschung : D. H.G.B. 
Art. 606. 
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Schiffers ohne Tenrag ^^) abzonehmen. Die Anfforderang erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung in ortsüblicher Weise, wenn der Empf&nger dem Schiffer nicht 
bekannt ist,**) 

IV. Wenn der Empfänger zur Abnahme der Güter sich bereit erklärt hat, 
trotzdem aber diese über die von ihm einzuhaltenden Fristen TerzSgert, so darf 
der Schiffer die Güter unter Benachrichtigung desselben deponiren. Er ist 
hierzu nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet und hat gleichzeitig den 
Befrachter davon in Kenntniss zu setzen, wenn der Empfänger 1. die Annahme 
der Güter verweigert, 2. auf die Anzeige des Schiffers von der Löschbereitschaft 
sich darüber, ob er die Ladung annehmen wolle oder nicht, überhaupt nicht 
erklärt, 8. nicht zu ermitteln ist.'^) Die Benachrichtigung hat beim Charter- 
vertrag persönlich zu erfolgen, beim Stflckgütervertrag genügt eine öffentliche 
in ortsüblicher Weise (z. B. durch öffentliche Blätter, Anschlag an der Börse) 
bewirkte Bekanntmachung am Löschungsorte. ^^) Unterlässt oder verzögert der 
Schiffer die Niederlegung der Güter, wie die Benachrichtigung des Befrachters 
in den Fällen, wo ihn das Gesetz hierzu verpflichtet, so haftet er für allen 
daraus erwachsenen Schaden dem Befrachter, dem Empfänger und den übrigen 
Ladungsinteressenten , '^) wenn solche vorhanden. Den zuletzt genannten Per- 
sonen haftet er auch dann, wenn er die Deposition in den Fällen, wo er nur 
dazu berechtigt ist, unterlässt,'®) da ein ordentlicher Schiffer alle zulässigen 
und im Seeverkehr üblichen Maaasnahmen zu treffen hat, die geeignet sind, die 
Ladungsinteressenten vor Nachtheil zu bewahren.'^) Die Beobachtung der ge- 
nannten Pflichten seitens des Schiffers erscheint jedoch nicht etwa als die for- 
melle Voraussetzung für die Geltendmachung der Forderungen des Verfrachters.'*) 

Ist durch die Säumniss des Empfängers oder das Niederlegungsverfahren 
beim Chartervertrag die Löschzeit, beim Stückgütervertrag — wenn nicht etwa 
eine Löschzeit vertragsmässig festgesetzt ist — die nach sachverständigem Er* 
messen zum Löschen erforderliche Frist überschritten, so kann der Verfrachter 



s*^) Vgl. oben S. 144. 

««) D. H.G.B. Art. 605 Abs. 1. 

") D. H.G.B. Art. 602. 

^) D. H.G.B. Art 605 Abs. 2. 

**) Diese können dadurch Schaden erleiden, dass die Ausladung ihrer Güter — 
welche vor den durch die Destinatare nicht abgenommenen nicht bewirkt werden konnte — 
durch Unterlassung der Niederlegnng vensögert wird, in der Zwischenzeit aber der Preis 
der betreffenden Güter gesunken ist; vgl. Prot. V S. 2258 f. 

«») Vgl. Prot V S. 2254. 

>i) Das Brem. Ges. wegen Löschung der Seeschiffe v. 12. Febr. 1866 § 8 verpflichtet 
den Schiffer noch ausdrücklich, auf Verlangen eines oder mehrerer der betheiligten 
Destinatare die Empfänger von Stückgütern zur unverzüglichen Empfangnahme derselben 
anzuhalten und im Fall der Verzögerung die Güter niederralegen. Nach dem im Text 
gesagten bedarf es einer solchen Vorschrift gar nicht, um den Schiffer für den aus der 
Unterlassung der Niederlegung der Güter den übrigen Ladungainteressenten erwachsenen 
Schaden Terantwortlich zu machen. 

«^ Entsch. des R.O.H.G. XV S. 281 f. 
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Ersatz des ihm dadurch verursachten Schadens fordern.^') Hierzu ist es jedoch 
erforderlich, sowohl dass die Existenz und die Höhe des Schadens dargethaa 
werden, als auch dass die Unterlassung oder Verzögerung der Löschung vom Em- 
pfänger verschuldet war.®*) Aber auch wenn dieser Nachweis nicht geführt werden 
kann, ist der Empfanger zur 2^hlung von Liegegeld (das soweit es nicht durch 
Vertrag normirt, vom Richter festzusetzen ist) verpflichtet, es mOsste denn der 
Zeitaufwand in einem Verschulden des Schiffers seinen Grund haben. '^) Wurde 
durch die Zögerung die etwa vereinbarte Ueberliegezeit nicht überschritten, so 
kann in keinem Fall mehr, als das Liegegeld vom Verft'achter beansprucht 
werden, weil der Empfänger alsdann das ihm vertragsmässig zustehende Recht 
ausgeübt hat, die gedachte Frist gegen Entrichtung von Liegegeld zu benutzen.®^) 

§ 34. 

E. Verantwortlichkeit des Verfrachters aus dem Fracht- 
Verträge. 

L Der Verfrachter übernimmt durch den Frachtvertrag die Verpflichtung, die 
Güter dem Vertrage gemäss — also auch innerhalb der vereinbarten, oder, was 
die Regel sein wird, der der Beschaffenheit der Reise entsprechenden Zeit — 
nach dem Bestimmungsort zu transportiren und haftet hierbei für jeden Schade, 
welchen er durch dolus oder (irgend eine) eulpa verschuldet. Ja, wenn der 
Schaden durch die mangelhafte Beschaffenheit des Schiffs entstanden ist, so ist 
die Verantwortlichkeit desselben noch eine weitergehende.^) Ferner haftet der- 
selbe fär jeden Schaden, welcher durch ein bei Ausführung der Dienstverrichtungen 
vorgekommenes Verschulden der Besatzung verursacht ist,^) selbst wenn ihn bei 
der Auswahl der Mitglieder derselben keine culpa trifft ; hier allerdings nur bis 



8») D. H.G.B. Art 603, 604, 605 Abs. 3. 

»*) Prot V S. 2254. 

^^) Es iet dies eine positive, im Interesse der Rhederei gegebene Vorschrift. Man 
ging von der Voraussetzung aus, dass dem Verfrachter stets durch längeres Warten 
ein Schaden zugefügt und dass dieser Schaden schwerlich jemals weniger als das Liege* 
geld betragen wttrde; sowie dass der Nachweis des Interesses seitens des Verfrachters 
meist so schwierig und mit solchen Weitläufigkeiten verbunden sein würde, dass dieser 
oftmals auf die Geltendmachung seines Rechts würde verzichten müssen. Vgl. Prot V 
S. 2252 f. 

»«) D. H.G.B. Art. 603, 605. Für den Stückgüter-Vertrag hat das Gesetz (Art 605) 
den Anspruch auf vollen (das Liegegeld übersteigenden) Schadensersatz nicht ausdrücklich 
auf die die etwa vereinbarte Ueberliegezeit überschreitende Frist beschränkt, weil bei diesem 
Vertrage eine vertragsmässige Ueberliegezeit überaus selten vorkommt Sollte eine solche 
aber festgesetzt sein, so würde aus den im Texte angegebenen Gründen ebensowenig 
wie beim Charterverträge für die Dauer derselben ein das Liegegeld überschreitender 
Schadensersatz gefordert werden können, da von einem Schaden, der dem Verfrachter 
durch die Zurückhaltung seines Schiffs während der Ueberliegezeit und gegen Entrichtung 
des Liegegeldes verursacht worden wäre, nicht gesprochen werden könnte. 

1) S. oben S. 129 f. 

2) D. H.G.B. Art. 451. 
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auf den Betrag der fortone de mer.') Das Recht — das alte sowohl wie das 
moderne — ist jedoch bei dieser Haftung nicht stehen geblieben, mit Rücksicht 
anf die Lage, in der sich der Befrachter dem Verfrachter gegenüber befindet. 
Wäre nemlich ein Verschulden des letzteren oder der Personen, für welche er 
haftet, die conditio sine qua non für den Ersatzanspruch des Befrachters resp. 
Destinatars , so ' würde dieser meist auf die Geltendmachung eines solchen ver- 
zdchten müssen, da er regelmässig nicht in der Lage sein wird, den Beweis einer 
Nachlässigkeit oder Sorglosigkeit zu erbringen.^) Hierauf beruhen die für den 
Frachtverkehr zur See, nicht minder wie zu Lande maassgebenden Grundsätze 
des römischen Bezeptums,^) welche auch durch die früheren und jetzt geltenden 
Seerechte zur Anerkennung gelangt sind. Sie laufen darauf hinaus, dass der 
Schiffer resp. der Verfrachter durch die von ihm selbst oder seinen Leuten auf 
Grund irgend eines Rechtsgeschäfts erfolgte Annahme der Güter, ^ die Ver- 
bindlichkeit übernimmt, dieselben unbedingt und in unbeschädigtem Zustande zu 
restituiren, resp. für jeden Verlust und jede Beschädigung während der Zeit von 
der Empfangnahme bis zur Ablieferung derselben, ohne alle Rücksicht auf sein 
und seiner Leute Verschulden, Entschädigung zu leisten. Bei der Seefracht 
stützt sich daher nach heutigem Recht der Entschädigungsanspruch. nicht auf 
den Frachtvertrag selbst, sondern auf die mit Rücksicht auf einen Frachtvertrag 
(mag dessen Abschliessung der Abladung der Güter vorangegangen sein oder erst 
nachher stattgefunden haben) erfolgte Anbordbringung und Annahme der Güter 
seitens des Verfrachters oder eines legitimirten Vertreters desselben.'') Ein 
solcher Vertreter kann ausdrücklich bestellt sein, — wie dies bei den grossen 
Dampfschiffgesellschaften regelmässig der Fall ist — es kann aber auch ein 
gesetzlicher Vertreter sein. In die letztere Kategorie gehören der Schiffer, der 
Steuermann^) oder eine sonstige Person der Besatzung, die der Schiffer zu 



») D. H.G.B. Art 452. 

*) Dies Motiv wird schon von den römischen Juristen geltend gemacht: L. 1 pr. 
Nantae caup. (4, 9). Vgl. Prot. IX S. 4695. 

«) Vgl. Goldschmidt, Zeitschr. f. H.R. III S. 58 ff., S. 831 ff. 
«) L. 1 pr., L. 3 § 1 Nautae caup. (4, 9). 

^) Wennschon die neueren Beerechte schlechtweg dem Verfrachter die Pflicht auf- 
erlegen, für Beschädigung und Verlust der Güter Neinzustehen, so ist doch auch nach 
ihnen diese Pflicht an die Annahme der Güter geknüpft, da dieselben eben die Grund- 
sätze des Rezeptums sanktionirt haben. Das D. H.G.6. (Art 607) drückt dies noch 
deutlicher aus, indem es den Verfirachter für den Schaden haften lässt, „welcher durch 
Verlust oder Beschädigung der Güter seit der Empfangnahme bis zur Ablieferang 
entstanden isf Wenn also Güter behuis Transportirung an Bord gebracht werden, der 
Frachtvertrag aber erst später abgeschlossen wird, so ruht die Verantwortlichkeit ex 
recepto auf dem Verfrachter nicht erst vom letzteren Zeitpunkt, sondern bereits von 
dem Moment der Entgegennahme der Güter: Entsch. des R.O.H.G. XX S. 120 f. üebrigens 
ist es nicht wesentlich, dass die Güter in das Schiff eingeladen sind; auch wenn sie 
noch nicht eingeladen, wird durch die Entgegennahme seitens des Schiffers oder eines 
Stellvertreters desselben die Hafhing des Verfrachters begründet: L. 8 pr. Nautae 
caup. (4, 9). 

») AiTj. Art. 47, Art 50 des D. H.G.B.; vgl. Entsch. des R.O.H.G. XX 8. 122 f. 
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seinem Vertreter bestellt hat,^) natürlich anter der Voraussetzung, dass den- 
selben nicht die Annahme der Güter untersagt, und diese^ Thatsache dem Be- 
frachter bekannt war.^<^) Die Verantwortlichkeit des Verfrachters besteht nicht 
nur während der Beise, sondern auch nach der Ankunft im Besümmungshafen 
bis zur Ablieferung der Güter selbst. Die Ersatzpflicht cessirt jedoch, wenn 
der Verlust resp. die Beschädigung verursacht ist 1. durch höhere Gewalt (yis 
maior),' 2. durch natürliche Beschaffenheit der Güter, 3. durch äusserlich nicht 
erkennbare Mängel der Verpackung,^^) 4. wenn der Verlust Kostbarkeiten, Gelder, 
Werthpapiere betroffen hat und deren Beschaffenheit resp. Werth dem Schiffer 
bei der Abladung nicht angegeben war.^^) 

1. Der Begriff der hSheren Gewalt wird ebensowenig in den neueren Ge- 
setzen (dem D. H.G.B. wie den fremden — Franz. Code de comm. art 230: 
obstacles de force majeure — ), als im R.R. gegeben. In der Wissenschaft gingen 
namentlich früher die Ansichten darüber sehr auseinander. Nach der heutzutage 
herrschenden Ansicht ^') ist einerseits vis maior nicht mit casus gleichbedeutend, 
da gerade das R.R. den sine culpa eingetretenen und den damno fatali oder 
durch vis maior herbeigeführten Schaden einander gegenüberstellt,^^) und fallen 
andererseits darunter nicht lediglich Fälle von wirklich unwiderstehlicher Natur- 
und Menschengewalt, wie sich dies aus den Anschauungen des Verkehrs und der 
Stellung gerade der Gewerbtreibenden, denen das Recht eine so strenge Haftung 
auferlegt, ergibt. Vis maior ist vielmehr nicht nur ein Unfall, der Menschen- 
kräfte überhaupt, sondern auch der die Mittel und Kräfte gerade des Ver- 
pflichteten übersteigt Dahin aber sind auch die Unfälle zu rechnen, deren Ab- 
wendung einen Kostenaufwand erfordern würde, durch den der Betreffende, weil 
er dafür kein Aequivalent in der ihm für seine Leistung zu Theil werdenden 



«) D. H.G.B. Art. 484. 

»ö) L. 11 § 2, L. 17 § 4 De inst, act (14, 3). Vgl. Entsch. des^ R.O.H.G. XX 
8. 121 ff. 

") D. H.G.B. Art. 607. 

") D. H.G.B. Art 608. 

^*) Goldschmidt in seiner Zeitschr. III S. 79 ff., Hahn, Komment, zu Art 395 
§§ 10—18, Anschütz, Komment III S. 434, Entsch. des R.O.H.G. n 8. 259 f., VIII 
8. 30 f., 8. 160 ff., XII 8. 107 ff., L e w i i , 8eer. I 8. 238 ff. Uebrigens tritt uns noch in manchen 
Untersuchungen der neuesten Zeit eine ganz merkwürdige Uebereinstimmung in der Auffassung 
des Haftens für casus mit Ausnahme der vis maior mit der Auffossung des Haftens für culpa 
levissima nach der Lehre von der dreigradigen culpa entgegen. Dahin rechne ich auch 
die Auseinandersetzung von Thöl, H.R. III (Transportgewerbe) S. 40 f. Hiemach ist 
der Fuhrmann von der Haftung frei, 1. wenn der Unfall unter allen Umständen absolut 
unabwendbar war, 2. wenn derselbe unter den vorhandenen und als maassgebend an- 
zuerkennenden Umständen absolut unabwendbar war, 3. wenn der Unfall dem absolut 
unabwendbaren nahe kommt Der zuletzt genannte Fall wird nemlich dem absolut 
unabwendbaren Unfall gleich gestellt, weil den Verpflichteten in dem einen wie in dem 
anderen Falle „auch bei Anlegung des strengsten Maassstabes, auch wenn man von ihm 
die alleräusserste Anstrengung, Sorgfalt, Peinlichkeit, wie sie nur irgend möglich ist, 
verlangt, kein Vorwurf trifft." 

1«) L. 3 § 1 Nautae caup. (4, 9). 
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Gegenleifitniig fiUide, pekuniär niinirt werden würde. Nur die Aufwendungen 
werden gefordert werden können, die in einem vernünftigen Verhältniss zu dem 
dadurch zu erreichenden Resultat und dem aus dem Gewerbe des Verpflichteten 
zu erzielenden Gewinn stehen. Welche das sind, darüber ist nach dem Urtheile 
und den Anschauungen der Berufsgenossen zu entscheiden. Da nun das Unter- 
lassen der Vornahme solcher Maassregeln stets eine culpa involviren wird, 
so ist das Wesen des Einstehens auch für casus mit Ausnahme der vis maior, — 
wie dies aus den das receptum betreffenden Worten des prätorischen Edikts: 
salvum fore recipere hervorgeht — darin zu suchen, dass der Verpflichtete hier- 
bei den Erfolg der von ihm zu treffenden Maassregeln garantirt.^^) Er hat also 
für einen Unfall auch dann einzustehen, wenn er alle zur Abwendung desselben 
zu ergreifenden Maassregeln getroffien , • der Unfall aber trotzdem sich er- 
eignet hat, weil die Maassregeln in dem konkreten Falle versagten. Dass der 
Unfall von aussen kommt. ^^) ist durchaus nicht nothwendig; ebenso wenig 
dass es ein ungewöhnliches unberechenbares Ereigniss ist. ^^) Uebrigens lässt 
sich kein Ereigniss an und fOr sich und schlechtweg als vis maior bezeichnen. 
Weder irgend welche Naturkräfte, noch Menschenkräfte fallen darunter, son- 
dern es muss sich im konkreten Falle gezeigt haben, dass dieselben den ver- 
nünftiger Weise zu ihrer Abwendung zu treffenden Vorkehrungen überlegen 
waren. Wenn bei einem Unwetter von einer ganz ungewöhnlichen Heftigkeit 
der Schiffer alle und jede Maassregel zur Rettung von Schiff und Ladung 
unterlassen hätte, so würde man den Untergang des Schiffs resp. der Ladung 
nicht als durch höhere Gewalt herbeigeführt bezeichnen können. Wenn der 
Schiffer bei einem auf das Schiff von Seeräubern gemachten Angriff mit Rück- 
sicht auf die Uebermacht derselben auf jeden Widerstand von Hause aus ver- 
zichtet hätte, so würde die Wegnahme der Ladung seitens der Räuber sich 
nicht als höhere Gewalt qualifiziren. ^®) Ebenso würde das Vorhandensein von 
Yis maior zu leugnen sein, wenn der Schiffer der Gefahr, da wo es möglich, 



^^) Soweit daher der Verpflichtete die ihm obliegenden Leistungen durch andere 
ausführen Iftsst, steht er nicht nur für culpa in eligendo ein, sondern haftet auch für 
deren Versehen.. Vgl. Goldschmidt a. a. 0. S. 98 f. Hahn a. a. 0. zu Art. d95 § 8. 

^*) Im Innern des Schiffs ausgebrochenes Feuer kann sehr wohl vis maior sein: 
Entsch. des R.O.H.G. VUI S. 81. 

^^) Der durch einen BlitEStrahl verursachte Schaden ist auch dann als durch vis 
maior herbeigeführt anzusehen, wenn der Schiffer bei einem Gewitter seine Reise an- 
getreten oder fortgesetzt hat: Entsch. des R.O.H.G. VIU S. 168. — Die englischen 
Schriftsteller (vrie auch Ghartepartien und Konnossemente) zählen zwar einzelne Fälle 
gerade dieser Art auf, wenn höhere Gewalt in Frage steht, als aets of God and 
the Eing's enemies, perils of thc sea und ähnliche ; doch ist daraus nicht zu schliessen, 
dass nicht auch in anderen Fällen höhere Gewalt nach Englischem Recht angenommen 
werden könnte. Vgl. überhaupt Abbott S. 827—837. Maclachlan S. 498-508. 

1") Der blosse Diebstahl, auch der mit besonderer Schlauheit ausgeführte, kann 
wohl kaum als vis maior betrachtet werden, da ein solcher bei Anwendung gehöriger 
Sorgfalt (wenn pflichtmässig Wache gehalten) schwer denkbar ist: Entsch. des R.O.H.G. 
XX 8. 123 ff 
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nicht aus dem Wege gegangen, also nicht in einen Hafen eingelaufen wäre, 
tun einem dem Schiffe nothwendiger Weise verhängnissvollen Stnrm, am bei 
einem Kriegsznstande der Aufbringung durch die Kreuzer einer feindlichen 
Macht zu entgehen. Freilich würde dies blos bei solchen GrefSeihren zutreffen, 
gegen welche nach vernünftigem sachverständigem Ermessen ein zuverlässiges 
Schutzmittel nur in dem Yermeiden derselben gefunden werden könnte; wo- 
gegen es dem Schiffer sicher nicht zum Vorwurf gemacht werden dürfte, wenn 
er bei einem Unwetter nicht sogleich einen Nothhafen aufgesucht hat, sobald 
nur genügender Grund zu der Annahme vorhanden, dass das Schiff vermittelst 
der sonst gebräuchlichen Maassregeln unbeschädigt aus der Gefahr hervorgehen 
würde. Ein Urtheil, ob ein Unfall durch vis maior herbeigeführt, kann daher 
niemals auf Grund der allgemeinen Kategorie von Ereignissen, unter welche 
derselbe fällt, sondern nur nach der individuellen Beschaffenheit des konkreten 
Falls, in Verbindung mit allen denselben begleitenden Umständen gefällt werden. 
Niemals auf vis maior zurückzuführen ist der Schaden, welcher durch die 
SchiffiBleute oder die sonst auf dem Schiffe beschäftigten Personen herbeigeführt 
ist; ^^) ebenso wenig der, welcher durch die Beschaffenheit des Schiffs selbst, des 
Zubehörs desselben und der darauf befindlichen Geräthschaften verursacht ist, 
es müssten denn die Mängel aller Sorgfalt ungeachtet nicht zu entdecken 
gewesen sein. *^) 

2. Verlust oder Beschädigung, verursacht durch die natfirliehe Beseluffen- 
heft der Güter, liegt dann vor, wenn der Schaden auch ohne Transport über- 
haupt, oder in Folge eines jeden Transports oder eines auch ordnnngsmässigen 
Transports gerade der in Rede stehenden Art durch Erschütterung, Kälte oder 
Wärme, Feuchtigkeit, Reibung verursacht ist; als innerer Verderb durch Gäh- 
rung, Rost, Verstecken, Verfaulen, Schwinden d. h. Verringerung des Gewichts 
oder des Volumens, Leckage d. h. das Dringen der Flüssigkeiten durch die 
Fugen der Gebinde. Die Beschädigungen und Verluste sind hierbei gleichfalls 
der Art, dass sie durch die dem Verfrachter vernünftiger Weise zuzumuthenden 
Maassregeln nicht verhütet werden können. 

3. Ist es schon Sache des Verfrachters, für die Einrichtungen zu sorgen. 



^^) S. 0. S. 1^ Note 15. Nor bei ganz plötzlich eingetretener Geisteskrankheit 
eines Angestellten dürfte wohl eine Ausnahme zu statuiren sein. S. Entsch. des R.6. 
Civ. S. I S. 254. Die Handlungen der Passagiere werden unter Umständen vom Verfrachter 
nicht zu vertreten sein, nemlich dann nicht, wenn die Voraussetzungen der vis maior 
vorliegen d. h. Raub oder Beschädigung, welche durch eine Anzahl zusammengerotteter 
und den ihnen seitens der Besatzung entgegengesetzten Widerstand überwältigender 
Passagiere verübt worden wären. Wenn nemlich auch nach R.R. der Schiffer fbr die 
Handlungen der Passagiere unbedingt einzustehen hat (L. 1 § ult., L. 3 pr. Nautae 
caup. 4, 9; vgl. Gol dschmidt in seiner Zeitschr. III S. 93, 95 f , XXIU S. 357^ so lisst 
sich doch bei der bestimmten und detaillirten Festsetzung des D. H.G.B. nicht sagen, 
dass die sftmmtlichen Regeln des römischen Rezeptums aufgenommen seien. Für das 
Französische Recht behauptet Laurin bei Gresp I S. 621, dass der Verfrachter die 
Handlungen der Passagiere in dieser Hinsicht zu vertreten habe. 

20) D. H.G.B. Art. 560, 607 Abs. 2. 
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welche der ordentliche Transport der Ottter fordert, so hat auf der anderen 
Seite der Ablader den Gtttem eine solche Terpaekiuig zu geben, dass sie den 
Transport aashalten, and es mass daher die Yerpackong auch den Bedingongen 
entsprechen y anter denen der Transport aasgeführt wird (a. a. den zu er- 
wartenden Witternngsverhältnissen and der mathmaasslichen Daaer der Reise). 
Hat der Ablader nicht für eine solche entsprechende Yerpackong gesorgt, so 
macht er sich einer Nachlässigkeit schuldig and der durch die mangelhafte 
Verpackung rerursachte Schaden ist die Folge seiner culpa. Dieser Umstand 
aber schliesst die Geltendmachung eines Schadensersatz-Anspruchs von Seiten 
des Abladers und seiner Rechtsnachfolger aas. '^) Ist freilich die Mangelhaf- 
tigkeit der Verpackung äusserlich ^kennbar, d. h. für den Verfrachter als 
Sachverständigen wahrnehmbar (und zwar selbstverständlich nicht nur mit den 
Augen, sondern auch mittelst anderer Sinne als Gefühl, Geruch), so ist es 
dessen Pflicht, den Ablader darauf aufmerksam zu machen, und derselbe 
handelt culpos, wenn er dies unterlässt, und macht sich demgemäss für den 
aus der mangelhaften Verpackung entstehenden Schaden verantwortlich. Auf 
dieses Aufmerksammachen beschränkt sich freilich die Verpflichtung des Ver- 
frachters und der Schaden triflt den Ablader, wenn dieser trotzdem den 
Mängeln nicht abhilft. Daher bedarf es auch einer Benachrichtigung seitens 
des Verfrachters gar nicht, wenn der Ablader deutlich zu erkennen gibt, dass 
ihm die Mangelhaftigkeit der Verpackang bekannt, etwa indem er ausdrücklich 
die Gefahr derselben übernommen hat. Nicht als mangelhaft ist die Ver- 
packung anzusehen, welche eine besonders vorsichtige Behandlung der so ver- 
packten Güter seitens des Verfrachters erheischt, sobald nur dies zu dessen 
Kenntniss gebracht ist, z. B. durch das auf den betreffenden Ballen geschriebene 
V^Tort „Vorsicht'', oder auch ein hiermit gleichbedeutendes Symbol, etwa ein 
Glas. ^^) Durch die Annahme so verpackter Güter verpflichtet sich der Ver- 
frachter zu einer dementsprechenden Behandlung. Freilich würde der- 
selbe ohne besondere Vereinbarung nicht zur Annahme solcher Güter ver- 
pflichtet sein. 

4. Für Kostbarkeiten, d. h. Gegenstände, deren Volumen oder Gewicht in 
gar keinem Verhältniss zu ihrem Werthe steht (als Sachen aus Edelmetall, 
Edelsteine, Perlen, Kunstwerke), Geldsummen und Werthpapiere tritt eine 
Haftung des Verfrachters aus dem Rezeptum und dem Frachtverträge mit 
Rücksicht auf den Umstand, dass nach den Anforderungen der den Verkehr 
beherrschenden bona fides der Verfrachter in die Lage versetzt werden muss, 
den Umfang seiner Verantwortlichkeit zu übersehen und die dem entsprechenden 
Maassregeln zur Verhütung von Verlust und Beschädigung zu treffen, nicht 
unbedingt ein, sondern nur dann, wenn bei der Abladung selbst dem 
Schiffer die Beschaffenheit oder der Werth der Güter ausdrücklich mitgetheilt 



2^) L. 205 De RL (50, 17). 

«3) Hahn zu Art. 395 des D. H.G.B. § 20. 



156 ^uch 4. Abschnitt 8. Transportgesch&ft zur Beförderung von Gflteni. 

worden ist. '^) Hat diese Deklaration nicht stattgefunden, so wird es so an- 
gesehen, als ob die betreffenden Cregenstände dem Schiffer überhaupt nicht auf 
Grund des Frachtvertrags übergeben worden, und von vertragsm&ssiger Ver- 
antwortlichkeit des Verfrachters kann demgem&ss keine Rede sein. Der Schiffer 
ist daher nur in Anspruch zu nehmen, wenn der Verlust oder die Beschädigung 
des Gutes „durch ein von den Vertragspflichten unabhängiges rechtswidriges 
Handeln verursacht ist".^^) Eine Haftung des Rheders wird aber wohl nie 
eintreten, da dieselbe nur dann bei einem Verschulden einer Person der Be- 
satzung Platz greift, wenn ein solches bei Ausführung von Dienstverrichtungen 
stattgefunden hat, '^) ein derartiger Fall aber hier schwer denkbar ist, '^) wie 
denn das Englische Recht für diesen Fall die Haftung des Rheders ausdrück- 
lich und unbedingt ausschliesst. '^) 

IL Den Naehweis der Thatsache, aus welcher er von seiner Verantwortlichkeit 
frei bleiben will, hat der Verfrachter zu führen, da eine solche ihm eine Ex- 
ceptio gewährt gegen den Anspruch auf Ablieferung der Güter in unversehrtem 
Zustande, welcher sich auf die von seiner Seite erfolgten Annahme gründet. *^) 
Er hat also darzuthun, dass der Verlust resp. die Beschädigung der Güter 
verursacht ist durch ein Ereigniss, welches sich als höhere Gewalt qualiflzirt, 
oder durch Leckage, inneren Verderb oder sonstige natürliche Beschaffenheit 
der Güter, oder durch mangelhafte Verpackung. Behauptet der Schiffer höhere 
Gewalt, so genügt nicht der Nachweis der einfachen Thatsache des betreffenden 
Ereignisses, sondern er hat auch die näheren Umstände klar zu legen, unter 
denen das Ereigniss stattfand, um so dem Richter ein Urtheil darüber zu er- 
möglichen, ob vis maior anzunehmen sei oder nicht. '^) Dem Gegner steht 
dann in der Replik der Nachweis offen, dass der Schaden trotzdem lediglich 
seinen Grund in der „Versäumung möglicher Sorgfalt^ habe. '®) Eine gleiche 
Replik würde auch dem Einwand des Verfrachters, dass der Schaden durch 



'*) Das Finnland. Seeges. Art. 115 fordert ausserdem noch, dass solche Gregenstftnde 
dem Kapitän persönlich übergeben sind. Dasselbe Gesetz lässt auch eine Entschädigungs- 
pflicht des Kapitäns cessiren, wenn sonstige Güter nicht korrekt deklarirt sind und 
infolge davon denselben nicht die besondere Sorgüilt zugewendet ist, die ihnen ihrer 
Natur nach zugewendet werden muss. 

^) Entsch. des R.O.H.G. VIII S. 271-273. 

«) D. H.G.B. Art. 451. 

'^) In gleicher Weise cessirt auch der Entschädigungsanspruch der EigenthOmer bei 
der Havariegrosse: D. H.G.B. Art 710 Ziff. 3, Art. 725. 

^^) Merchant Shipping Act v. 1854 sect. 503. Eine Bestimmung, die jedoch nur 
auf Britische Schiffe bezogen wird (s. Maclachlan S. 112 f.). Wenn in dem Englischen 
Gesetz für die Nichthaftung des SchifflBeigenthümers ausdrücklich vorausgesetzt wird, 
dass dieser nicht selbst Theünehmer des Delikts sei, so versteht sich dies von selbst, 
weil in solchem Falle der SchiffiBeigenthümer nicht aus dem Delikt einer Person der 
Besatzung, sondern ans dem eigenen Delikt haften würde. 

»») L. 3 § 1 Nautae caup. (4, 9). 

s*) Beim Raube müsste daher der seitens der Besatzung geleistete Widerstand und 
die Ueberwältignng derselben bewiesen werden; vgl. Entsch. des R.O.H.G. XX 8. 122. 

SO) Goldschmidt a. a. 0. S. 116. 
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mangelhafte Verpackung verorsacht worden, entgegengesetzt werden können, 
dahin gehend, dass die Mangelhaftigkeit änsserlich erkennbar gewesen. Wird 
der Verfrachter von seiner Verantwortlichkeit durch den Umstand befreit, dass 
die Gflter Kostbarkeiten, Geld resp. Werthpapiere sind, und diese Eigenschaft 
resp. der Werth derselben nicht deklarirt ist, so kann von einer Beweislast 
desselben keine Rede sein; denn ans der Angabe resp. dem Nachweis des 
Befrachters, dass er solche Gegenstände dem Verfrachter zum Transport über- 
geben, würde das Cessiren jeder Verantwortlichkeit eben dieses aas dem Fracht- 
vertrage resp. Rezeptnm hervorgehen. 

UI. Durch Uebereiakanft der Parteien kann natürlich die schwere Verantwort- 
lichkeit, welche das Recht dem Verfrachter auferlegt, gemildert und seine 
Haftung auf eulpa lata, ja sogar auf dolus — und zwar eigenen des Rheders — 
beschränkt; oder es kann dieselbe für gewisse Arten von Beschädigungen 
(z. B. Leckage) ausgeschlossen werden; auch kann dadurch festgesetzt werden, 
dass dolus und culpa des Schiffers resp. der Mannschaft von Seiten des Be- 
frachters bewiesen werden müssen."^) Und eine solche Uebereinkunft kann 
auch in der Weise stattfinden, dass der Befrachter auf Grund von ein für alle 
Mal von einer Rhederei (einer Dampfschiff-Aktiengesellschaft) aufgestellten 
Frachtbedingungen mit dieser einen Frachtvertrag abschliesst. 

IV. Der weitgehenden Haftung des Verfrachters aus dem Rezeptum stellt das 
geltende Deutsche Seerecht eine Herabsetzung des Sehadensersatz-Anspraehs des 
Befrachters gegenüber. Wird nemlich der Verfrachter aus dem Rezeptum in 
Anspruch genommen, so hat er nur den Werth der verloren gegangenen'^) 
und die Werthsverminderung der beschädigten Güter'') zu vergüten. Als 
Werth aber gilt der aus den öffentlichen Preisnotirungen ersichtliche, oder in 
anderer Weise (z. B. durch den Nachweis einer Reihe von Kaufgeschäften) zu 
ermittelnde Marktpreis, welchen Güter derselben Art und Beschaffenheit haben, 
und zwar, wenn der Bestimmungsort der Güter erreicht wird, am Bestimmungs- 
orte bei Beginn der Löschung des Schiffs oder, wenn' eine Löschung nicht statt- 
findet, bei der Ankunft des Schiffs daselbst; wenn der Bestimmungsort nicht 
erreicht wird, am Orte, wo die Reise endet oder, wenn die Reise durch Verlust 
des Schiffs ihr Ende findet, am Orte, wo die Ladung in Sicherheit gebracht 
worden ist. Existirt ein solcher Marktpreis nicht, oder bestehen Zweifel über den- 
selben oder über dessen Anwendung, namentlich mit Rücksicht auf die Qualität der in 
Rede stehenden Güter, so ist durch Sachverständige zu ermitteln der Werth, 
den solche Güter an dem genannten Orte und zur angegebenen Zeit haben, 
d. h. der durchschnittliche Kaufpreis für solche. Die Differenz zwischen dem 
so festgestellten Werth und dem durch Sachverständige zu ermittelnden Ver- 
kaufswerth, den die Güter in beschädigtem Zustande haben, bildet den Betrag 

") Seufferts Arch. XI Nr. 86. Hamb. Handelsger.Zeit. v. 1878 S. 845. S. über- 
haupt unten in der Lehre von den Eonnossements-Klauseln und Voigt, Die neuen Unter- 
nehmungen zum Zweck der Ausgleichung der Verschiedenheiten der in den Seestaaten 
geltenden HavariegrosBe- und Seefiracht-Rechte, Jena 1882, S. 14 ff. 

3«) D. H.G.B. Art. 612 Abs. 1. 

»«) D. H.G.B. Art 614. 
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der Werthsverminderung. In jedem Falle ist von dem Werth der Güter in 
Abzug zu bringen, was an Fracht, Zöllen und Unkosten in Folge des Verlustes 
oder der Beschädigung erspart wird, weil diese. Unkosten in dem Verkaufs» 
preise der Güter enthalten sind. 

Diese beschränkte Ersatzpfiicht des Verfrachters tritt nur dann ein, wenn 
gegen ihn ein Anspruch aus dem Rezeptnm erhoben wird; dagegen haftet der- 
selbe auf das volle Interesse, wenn der Schaden herbeigeführt ist durch ein 
Verschulden, welches einer Person der Schiffsbesatzung bei Ausführung ihrer 
Dienstverrichtungen zur Last fällt, ^^) oder durch den mangelhaften Zustand 
des Schiffs, '^) oder durch eigene Verletzung der Sorgfalt eines, ordentlichen 
Kaufmanns, zu deren Aufwendung der Rheder bei Ausführung von Fracht- 
geschäften verpflichtet ist.^^) 

V. Durch die Grundsätze über das Rezeptum wird dem Schiffer und Rheder 
eine grosse Verantwortlichkeit und eine schwere Last auferlegt. Nicht nur ist 
vis maior die einzige Thatsache, durch welche der Schiffer von der Haftung 
für Verlust und Beschädigung der Ladung befreit wird , sondern derselbe 
hat auch, wenn er unter Berufung hierauf die Verantwortlichkeit von sich ab- 
lehnt, den Beweis zu führen, dass der Verlust resp. die Beschädigung durch 
vis maior verursacht worden ist. Diese Lage des Schiffers würde aber ge- 
radezu eine unerträgliche sein, wenn auch nach Ablieferung der Güter bis 
zum Ablauf der Verjährungszeit die während des Transports entstandenen 
Beschädigungen oder Verluste geltend gemacht werden könnten; denn wenn 
derselbe bei der Empfangnahme der Güter den Beweis der ihn von der 
Verantwortlichkeit befreienden Thatsachen zu führen im Stande sein wird, so 
wird ihm dies eine gewisse Zeit nachher, wenn er sich denselben (durch eine 
Verklarung) nicht gesichert hat, häufig nicht möglich sein, weil von der Mann- 
schaft, die er während der in Betracht kommenden Reise an Bord hatte, 
Niemand mehr bei ihm ist. Die Seerechte haben denn in verschiedener Weise 
dafür gesorgt, dass der Schiffer bei der Empfangnahme der Waaren oder un- 
mittelbar darauf erfährt, ob der Destinatar Willens resp. in der Lage ist, die 
Ladung oder einen Theil derselben zu beanstanden.^^) Das D. H.G.B. hat 
dies in der Weise gethan, dass es den Destinatar und natürlich auch den 
Befrachter, wenn von diesem die Güter abgenommen werden,'*) verpflichtet, 
innerhalb einer ganz kurzen Zeit nach der Uebemahme eine Besichtl^ong' der 



»*) D. H.G.B. Art. 451, 478. S. Entsch. des R.G. Civ.S. I S. 39 f. 

»») D. H.G.B. Art. 560. 

»«) D. H.G.B. Art. 282. 

'^) Das Französische Recht schliesst jede Entschädigungskiage gegen den Kapitän 
aus, wenn der Destinatar ohne Protest die Güter angenommen (und auch nicht innerhalb 
24 Stunden nach der Empfieuignahme solchen erhoben) hat: Code de comm. Art 485, 
486 (ebenso Belg. Code de comm. II Art. 282, 283). Das Holland. H.G.B. (Art 498—495) 
hat ähnliche Bestimmungen wie das D. H.G.B. Art 609, 610. Das Finnland. Seeges. 
Art. 116 ahnliche wie der letztere Artikel. 

»») D. H.G.B. Art. 629 Abs. 2. 
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Güter Tomehmen za lassen. Doch kann der Empfänger diese auch vorher 
eintreten lassen, wie auch dem Schiffer durch das Gesetz die Befngniss ein- 
geräumt wird, bevor die Uebemahme seitens des Empfängers erfolgt ist, eine 

Untersuchung des Zustandes der Ladung zu veranlassen, deren Vornahme den 

« 

Destinatar der gedachten, ihm auferlegten Verbindlichkeit überhebt.'*) 

Es gelten somit in dieser Beziehung folgende Grundsätze : Vor der Ueber- 
nahme^^) der Güter durch den Empfänger ist sowohl dieser wie der Schiffer 
berechtigt, ^^) eine Besichtigung derselben zu bewirken; nach der üeber- 
nahme ist der Destinatar hierzu innerhalb 48 Stunden nach dem Tage der* 
selben verpflichtet^') wenn die Besichtigung nicht vorher stattgefunden hat/') 
Es genügt also nicht, dass innerhalb des gedachten Zeitraums der Desti- 



»•) D. H.G.B. Art. 609, 610. 

^®) Uebemahme ist nicht jede faktische Entgegennahme der Güter, sondern nur der 
juristische Empfang durch demjenigen, der berechtigt ist zu erklären, dass das Gut an- 
genommen und nicht beanstandet werde. Die Uebemahme kann an Stelle des Destinatars 
daher nicht durch blosse Boten desselben geschehen, welche sum Abholen der Güter 
geschickt werden, sondern nur durch wirkliche BevoUrnftchtigte , welche sich Über den 
Zustand der Güter vergewissern und die entsprechende Erklärang abgeben dürfen: Prot. V 
8. 2307, 2502, VIII S. 3915 f. Ob im konkreten Falle eine Entgegennahme als Ueber- 
nahme im Sinne des D. H.G.B. au&ufassen, ist quaestio facti, weil dabei die besonderen 
örtlichen und sonstigen faktischen Verhältnisse in Betracht zu ziehen sind. Partikular- 
rechtlich finden sich darüber Bestimmungen: so in dem Brem. Ges. wegen Löschung . 
der Seeschiffe v. 12. Febr. 1866 (abgeftndert durch Ges. v. 6. Mai 1877 u. 2. Novbr. 
1879) § 2. 

«) D. H.G.B. Art 609. 

*^ Die Kosten des Besichtigungsverfahrens hat der, welcher dasselbe beantragt hat, 
zu tragen, und nur dann ÜEÜlen die Kosten der vom Empfänger beantragten Untersuchung 
dem Verfrachter zur Last, wenn durch dieselbe ein Verlust oder eine Beschädigung 
ermittelt ist, wofür der Verfrachter Ersatz zu leisten hat: Art. 611 H.G.B.; doch 
wfirde im letzteren Fall diese Verbindlichkeit des Verfrachters fortfallen, wenn dieser 
sich von vornherein zum Ersatz des Schadens bereit erklärt, der Destinatar aber den- 
noch die Besichtigung veranlasst hätte: Prot VIII S. 8989. 

**) D. H.G.B. Art 610. Für Bremen ist dieser Artikel modifizirt durch die auch 
nach der Erhebung des H.6.B. zum R.G. als L.G. in Kraft erhaltene (s. R.G. v. 5. Juni 
1869 § 4) Brem. Verordn., betr. die Löschung der Seeschiffe v. 12. Febr. 1866 § 6: 
„Verlust und Beschädigung der Qüter, welche bei der Empfangnahme aus einem See- 
schiffe äuBserlich erkennbar waren, können später nur geltend gemacht werden, wenn 
von deren Vorhandensein dem Schiffer oder seinem Stellvertreter bei der Empfangnahme 
schriftlich oder sonst in genügender Weise Anzeige gemacht worden ist" Auch in 
Hamburg haben auf Grund des noch jetzt gültigen § 50 des EinfÜhr.Ges. vom 
22. Dezbr. 1865 (R.G. v. 5. Juni 1869 § 4) die Vorschriften der Verordnung ftkr Schiffer 
und Schifibvolk v. 27. März 1786 § 11 u. 12 yerbindliche Kraft. Hiemach wird bei der 
Ueberladung der Güter in Leichterschiffe oder Ever der Schiffer durch die pure Quittung 
des Leichterschiffers und EverfÜhrers gegen alle künftigen Ansprüche gesichert, und der 
Leichterschiffer resp. E?erführer treten in seine Verbindlichkeiten ein. Beschädigte 
Güter soll der Leichterschiffer nicht annehmen, ausser im Nothfalle; alsdann aber er- 
theilt er keine Quittung; sondern der Schiffer soll ihm einen oder zwei Matrosen mit- 
geben und bleibt bis zur Löschung der Güter aus den Leichterschiffen verantwortlich. 
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natär die Besichtigung der Güter beantragt, noch aach sich der Bereitwilligkeit 
der betreffenden Behörde resp. der Sachverständigen versichert, z. B. einen 
darauf gerichteten Gerichtsbeschluss erwirkt; sondern es muss die Besichtigung 
selbst stattfinden, wennschon der Umstand für den Destinatar ohne Nachtheil 
sein würde, dass die rechtzeitig begonnene Untersuchung besonderer Umstände 
wegen nicht auch innerhalb des gesetzlichen Zeitraums hätt« vollendet werden 
können.**) 

Die Besichtigung soll durch die zuständige Behörde oder durch die zu 
dem Zweck amtlich bestellten Sachverständigen erfolgen. Welche Behörde die 
zuständige, ist dem Fartikularrecht, Landesgesetz resp. Gewohnheitsrecht, oder 
örtlicher Verordnung resp. Usanz zu entnehmen.*^) Zunächst ist diese Behörde 
wohi als eine technische gedacht.*^) In Ermangelung einer solchen und in 
Ermangelung ständiger verpflichteter Sachverständiger wird das Gericht um die 
Ernennung besonderer Sachverständiger für den konkreten Fall anzugehen sein.^^) 
Das Gesetz stellt nemlich den zuständigen Behörden die amtlich bestellten 
Sachverständigen gegenüber. Diese können nun eben so wohl ein für alle Mal, 
wie für den konkreten Fall bestellt sein. Zur Bestellung von Sachverständigen 
der letzteren Art sind aber die Gerichte nach Art. 348 Abs. 3, Art. 407 
Abs. 2 H.G.B. kompetent.*^) Die Besichtigung muss durch die Behörde resp. 
die amtlich bestellten Sachverständigen selbst vorgenommen werden.^^) Die- 
selben können sich zwar der Hilfe anderer Personen bedienen und durch diese 



Der EverfÜhrer dagegen braucht, wenn ihm der Schiffer Güter abliefert, die äusserlich 
beschädigt sind, nur diesen Umstand in der Quittung anzuführen. 

**) Entsch. des R.O.H.G. XII S. 249, XIV S. 149—151. 

^^) Duhn in Voigts Neuem Archiv IV S. 478 macht darauf aufmerksam, dass 
die in dem Art. 609 des H.G.B. erwähnten Behörden nicht eingesetzt, sondern voraus- 
gesetzt werden: 

*^) Das ergeben die Verhandlungen der Hamb. Kommission, s.ProtV S. 2302 f.; vgl. 
Duhn a. a. 0. S. 473 ff. — Eine solche Behörde bilden die Luken- und Ladungs- 
besichtiger in Bremerhafen :'Brem. Verordn. v. 2. Juni 1856, v. 11. Novbr. 1S70 §§ 1 u2. 

^^) Dem entsprechend bestimmt die Mecklenb.Schwerin. Einführ. Verordn. vom 
28. Dezbr. 1863 § 69: „Die für die in dem Art. 609 des H.G.B. erwähnte Besichtigung 
zuständige Behörde ist im Inlande das Handelsgericht des Orts" (jetzt also Amtsgericht, 
vgl. Eeyssner in Goldschmidts Zeitschr. XXV S. 537). „Dasselbe hat die 
Sachverständigen in jedem einzelnen Falle zu ernennen.*' Die (wenig glückliche) Fassung 
lässt wohl den Schluss zu, dass die Verordnung die Sachverständigen nicht als Gehilfen 
des die Besichtigung vornehmenden Gerichts sich denkt, sondern als die für die Be- 
sichtigung amtlich bestellten Sachverständigen. Die Brem. Verordn. v. 11. Novbr. 1870 
§ 9 lässt den Betheiligten die Wahl, sich der st&ndigen Sachverständigen zu bedienen, 
oder für den konkreten Fall „bei dem kompetenten Gericht die Ernennung von Sach- 
verständigen zu beantragen". 

««) Vgl. Prot. V S. 2302. Hierdurch dürften sich die Bedenken erledigen, welche 
Duhn a. a. 0. S. 474 f. in betreff der für die Besichtigung kompetenten Behörden erhebt 

^») D. H.G.B. Art. 609: — „kann sowohl der Empfänger als der Schiffer — die 
Besichtigung — durch die zuständige Behörde oder durch die zu dem Zweck amtlich 
bestellten Sachverständigen bewirken lassen". 
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bestimmte Verriebtongen (wie Messen, Wägen, Zählen) vornehmen lassen, aber 
sie haben stets die Aufsicht hiertlber zn f&hren nnd die betreffenden An- 
weisungen zu geben nnd sie dürfen sich niemals darauf beschränken, lediglich 
die Wahmehmnngen nnd Feststellungen solcher Personen zu konstatiren nnd 
dieselben ohne Prüfnng als Grundlage ihres Gutachtens sich anzueignen. Es 
folgt dies aus dem Umstände, dass die Besichtigung nach der Absicht des 
Gesetzes keine blosse Formalität (gewissermaassen ein Protest gegen die ans 
der unbeanstandeten Annahme der Waaren zu schliessende Genehmigung) ist, 
sondern die Menge und die Beschaffenheit des Frachtgutes feststellen und so 
zeigen soll, ob der Empfänger tlberhaupt in der Lage ist, Entschädigungs- 
ansprüche geltend zu machen. Hierfür hat die Behörde mit der ihr inne- 
wohnenden amtlichen Autorität ^^) einzustehen; das kann sie aber nur dann, 
wenn sie selbst die Besichtigung vornimmt. ^^) 

' Bei diesem Besichtigungsverfahren ist, sofern die Umstände es gestatten, 
die am Orte anwesende Gegenpartei zuzuziehen, damit dieselbe ihre Gerechtsame 
wahrnehmen und auf Beseitigung etwa vorkonmiender Mängel und Unregel- 
mässigkeiten bei Zeiten hinwirken kann. Diese Zuziehung der anwesenden 
Gegenpartei ist eine für die Gültigkeit des Verfahrens wesentliche Förmlichkeit ; 
und nur dann gestattet das Gesetz von derselben abzusehen, wenn sonst die 
Besichtigung selbst unterbleiben müsste, weil die Zuziehung (z. B. wegen der 
Kürze der Zeit) sich nicht bewerkstelligen Hesse. ^^) Fflr wesentlich erklärt ist 
nur die Zuziehung der anwesenden Gegenpartei ; daraus folgt dass die abwesende 
nicht zugezogen werden muss, nicht aber, dass sie nicht zugezogen werden darf.*^^) 
Natürlich ist über das Resultat der Besichtigung eine Bescheinigung auszustellen 
nnd dem Requirenten einzuhändigen, weil dieselbe erst durch eine solche Doku- 
mentirung des Befundes ihren Werth erhält. ^^) 

Die den Anforderungen des Gesetzes entsprechende Besichtigung ist die 
conditio sine qua non für die Geltendmachung von Schadensersatz - Ansprüchen 
seitens des Emp&ngers. Ist die Besichtigung ganz unterblieben, oder nicht 
innerhalb der gesetzlichen Zeit, oder nicht in der vom Gesetz vorgeschriebenen 
Weise vorgenommen, so sind die Ansprüche des Empfängers wegen Be- 
schädigung oder theilweisen Verlustes erloschen, und zwar ohne Unterschied ob 
Verlust und Beschädigung äusserlich erkennbar waren oder nicht. ^^) Die nach- 



^) Der amtlich bestellte Sachverständige steht in dieser Hinsicht dem Beamten gleich. 

<^>) Entsch. des R.O.H.G. Xfl S. 249 f. (in welchem Falle die Sachverständigen auf 
das von der Steuerbehörde festgestellte Gewicht Bezug genommen hatten); vgl. XI S. 244 
(Gründe eines Erk. des A.G. zu Stettin). 

^*) Entsch. des R.O.H.G. XI S. 245 f., XXI S. Id9. 

w) Entsch. des R.O.H.G. XVII 8. 181 f. 

^) Entsch. des KO.H.G. III S. 21. Mitunter ist dies auch durch die Instruktionen 
der für die Besichtigung zuständigen Behörden ausdrücklich vorgeschrieben. Brem. 
Instruktion fUr die Luken- und Ladungsbesichtiger §§ 8, 9, 12. 

»») D. H.G.B. Art. 610. Der Artikel bezieht sich nicht auf den Fall eines Total- 
verlustes. Der Bestimmung desselben liegt nämlich der Satz zu Grunde, dass im 
Handelsverkehr die Uebemahme der Waare als Genehmigung gilt. Diese Genehmigung 

Handbuch des Handeltrechts. IV. Band. Ahth. 1. 11 
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trägliche Beweisffthnmg , dass sich zur Zeit der Empfangnahme der Güter an 
denselben Beschädigungen resp. ein Manko gezeigt, kann die Unterlassung der 
rechtzeitigen Besichtigung nicht ersetzen ; wie auch das nachträgliche Geständniss 
des Schiffers in betreff der Beschädigung der Güter, des Umfangs des Schadens 
und der von ihm zu vertretenden Ursache der Beschädigung den Anspruch auf 
Schadensersatz für den Empfänger nicht wiederherstellen würde.^^) Anders 
würde freilich die Sache liegen , wenn bei der Ablieferung über die gedachten 
Thatsachen Einverständniss zwischen dem Schiffer und dem Empfänger bestanden, 
auch der Schiffer seine Entschädigungspflicht und deren Umfang anerkannt 
hätte.*^ 

Trotz der Unterlassung der Untersuchung behält der Empfänger seinen 
Entschädigungsanspruch wegen solcher Verluste und Beschädigungen, welche durch 
eine bösliche Handlungsweise einer Person der Besatzung entstanden sind.^^) 
Natürlich genügt in diesem Falle nicht der Beweis, dass der Schiffer oder dbr 
eine oder andere der Schiffsleute sich überhaupt einen dolus während der Reise 
hat zu Schulden kommen lassen, sondern nur der, dass die bestimmten Verluste 
resp. Beschädigungen die Folge der dolosen Handlungsweise einer Person der 
Besatzung sind.^^) 

Hat die Untersuchung stattgefunden und Beschädigungen resp. Verluste 
ergeben, so greift die schwere Haftung des Verfrachters mit der ihm obliegenden 
Beweislast Platz. ^^) Nur würde in dem Falle, wo die Untersuchung erst nach 
der Uebernahme stattgefunden, der Empfänger noch zu beweisen haben, dass 



kann sich nur auf den Zustand der Waare nach Quantität und Qualität beziehen. 
Wo aber überhaupt keine Waare geliefert ist, da kann von deren Grenehmigung nicht 
die Rede sein. Als Totalverlust ist auch der Fall aufzufassen, wo «von den in 
Einem Konnossement, aber mit besonderer Signirung und unter Bezeichnung des Inhalts 
und Quantums gesondert aufgeführten Kolli bei der Löschung eins oder mehrere fehlen. 
Diese Kolli würden nämlich nicht als Packe desselben Frachtguts, sondern als selb- 
ständige Stückgüter zu betrachten sein, über welche auch verschiedene Konnossemente 
ausgestellt, die nur in Einer Urkunde zusammengefasst wären. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. 
XI S. 35 f., XV S. 142—144. 

M) Entsch. des RO.H.G. XXI S. 199 f. 

^'^) Ohne dieses Anerkenntniss könnte die vorbehaltlose Uebernahme des Guts 
seitens des Empfängers als Verzicht auf den Schadensersatz angesehen werden. Dies 
scheint auch die Ansicht des R.O.H.G. zu sein; vgl. Entsch. XXI S. 200. Das blosse 
Anerkenntniss der Existenz des Schadens seitens des Schiffers hält Duhn in Voigts 
Neuem Archiv IV 8. 480 für ausreichend. • 

^^) Dolos ist die Handlungsweise einer Person der Besatzung, wenn diese sich 
sagen musste, dass Beschädigung resp. Verlust der Güter die nothwendige Folge ihres 
Verhaltens sein würde. War der Schiffer zu der betreffenden Handlungsweise dem 
Befrachter gegenüber berechtigt, so würde hierdurch doch nicht der dolus demjenigen 
gegenüber ausgeschlossen sein, der die Güter auf Grund eines Konnossements empfangen 
hat, wenn nicht das letztere ausdrücklich auf die den Schiffer zu jenem Verfieüiren er- 
mächtigende Bestimmung des Frachtvertrags Bezug nimmt. S. Entsch. des R.G. Civ. 
S. I S. 87 ff. 

»•) Entsch. des RO.H.G. XIV S. 297 f., XV S. 380. 

««) Entsch. des R.O.H.G. XV S. 380. ^ 
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die Verlaste resp. Beschädigungen, welche sich bei der Untersuchung zeigten, 
bereits bei der Ablieferung der Güter vorhanden waren. ^*) Trotzdem die Unter- 
suchung der Waaren die Voraussetzung fiir die Geltendmachung von Ent- 
schädigungsansprtlchen seitens des Empfängers ist, so lässt sich doch nicht 
sagen, dass dadurch einerseits allein und andererseits unumstösslicher Beweis, 
welcher jeden Gegenbeweis ausschliesst , geliefert würde. Das Gesetz, welches 
die Besichtigung der Ladung durch Behörden resp. Sachverständige theils zulässt, 
theils anordnet, gibt allerdings als Zweck dieser Besichtigung Gewinnung des 
Beweismaterials, sowie Salvirung der Entschädigungsansprüche des Empfängers 
an, über die Beweiskraft derselben enthält es jedoch nichts. Der Ausspruch 
der Behörde resp. der Sachverständigen hat daher die Bedeutung eines ausser- 
prozessualischen Sachverständigengutachtens. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass in dem Prozess, in welchem die 
Entschädigungsansprüche des Empfängers in Frage stehen, regelmässig über die 
Beschaffenheit und die Menge der Güter der Beweis durch das Gutachten der 
Sachverständigen, welche die Untersuchung angestellt haben, geführt wird. Wie 
dieser Beweis der freien Würdigung des Richters unterliegt, so ist es den Par- 
teien unbenommen , denselben durch anderweitige Beweismittel zu ersetzen, 
zu ergänzen oder zu widerlegen. ^^) Der, welcher die Besichtigung impetrirt 
hat, steht in dieser Hinsicht ganz ebenso da, wie die Gegenpartei, und der 
Empfänger, wie der Schiffer. Auf die vor Uebernahme der Güter veranlasste 
Besichtigung bezieht sich nemlich eine und dieselbe Bestimmung des D. H.G.B., 
ohne zwischen dem Schiffer und dem Empfänger zu unterscheiden. Für die 
nach der Uebernahme zu veranstaltende trifft das Gesetz allerdings nur eine 
Vorschrift hinsichtlich des Empfängers, die aber in betreff der Beweiskraft 
ebensowenig wie die erstere irgend etwas festsetzt ; ^^) sie bedroht den Empfänger 
mit dem Verlust seiner Ansprüche wegen Beschädigung und theilweisen Verlustes 
der Ladung, wenn er nicht innerhalb der angegebenen Zeit die Besichtigung 
der Güter erwirkt, nicht mit dem Verlust der Ansprüche wegen derjenigen 
Beschädigungen und Verluste , welche durch die Besichtigung nicht dargethan 
werden. Daher ist es denn auch zur Vermeidung des dem Empfänger ange- 
drohten Verlustes seiner Entschädigungsansprüche ausreichend, dass die Be- 
sichtigung der Ladung in formeller Hinsicht den Anforderungen des Gesetzes 
entspricht; es ist nicht erforderlich, dass materiell der vom Gesetz beabsichtigte 
Zweck dadurch erreicht wird, d. h. dass mit der nöthigen Sorgfalt seitens 



«) Vgr. Prot Vni S. 3919. 

«^ Vgl. Entsch. des R.O.H.G. IH S. 23. So auch ein Erk. des Lüb. O.G. bei 
Dtthn in Voigts Neuem Archiv IV S. 478 f. 

^') Es ist daher verkehrt, wenn Mako wer, Komment, zu Art. 609 Anm. 82 b 
behauptet, dass, während Art. 609 des H.G.B. eine andere Beweisführung seitens des 
Schiffers über Quantität und Qualität der Ladung nicht ansschliesse, dies Art. 610 hin- 
sichtlich des Empfängers thue. Ob und inwiefern das R.O.H.G. in der Entsch. vom 
22. Juni 1872 (VI S. 345), worauf sich Makower für seine Ansicht stützt, mit der 
V. 80. Juni 1871 (III S. 28) sich hat in Widerspruch setzen wollen, ist nicht zu ersehen. 

11* 
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der Behörde resp. der Sachverständigen zu Werke gegangen nnd wirklich 
konstatirt wird, ob und welche Beschädigungen nnd Verluste an den Gfitem 
vorhanden, oder ob dieselben vollkommen intakt sind; wie denn auch nicht ab* 
zusehen wäre, mit welchem Recht dem Empfänger aus der Nachlässigkeit eines 
Dritten , die er nicht verhindern , oft gar nicht einmal zeitig genug wahrnehmen 
kann, um die Möglichkeit zu einer Korrektur zu haben, ein Nachtheil erwachsen 

sollte.") 

VI. Die Forderungen wegen verspäteter Ablieferung von Gütern, wegen Be- 
schädigung und wegen Nichtablieferung von solchen, einschliesslich der Ersatz- 
ansprüche aus der Havariegrosse, unterliegen der gewöhnlichen seerechtlichen 
Veijährong von Einem Jahre, ^^) und zwar beginnt diese Frist zu laufen , wenn 
es sich um Beschädigung und verspätete Ablieferung handelt, mit Ablauf des 
Tages, an welchem die Ablieferung erfolgt ist, wenn um Nichtablieferung aber 
mit Ablauf des Tages, an welchem das Schiff den Hafen erreicht hat, wo die 
Ablieferung erfolgen sollte ; wenn dieser Hafen gar nicht erreicht worden ist, mit 
Ablauf des Tages, an welchem die Betheiligten sowohl hiervon, als auch von 
dem Schaden zuerst Kenntniss gehabt haben. ^^) 

F. Das Konnossement. 

§ 35. 

1. Natur und Form desselben. 

I. Bei jeder Art von Frachtvertrag ist der Schiffer zur Ausstellung eines 
Konnossements verpflichtet. ^) Das Konnossement ist eine Urkunde , in welcher 



^) Entsck des R.O.H.6. III S. 22 f. 

«'^) D. H.G.B. Art. 906. 

«<>) D. H.G.B. Art. 908 Ziff. 2. Diese Ziffer ist nicht ganz korrekt gefasst Die- 
selbe that der Forderungen wegen der Beiträge zur grossen Havarie nur Erwähnung in 
Verbindung mit den Forderungen wegen Beschädigung oder verspäteter Ablieferung von 
Gütern, wobei die Yeijährung mit Ablauf des Tages der erfolgten Ablieferung beginnt; 
und erweckt somit den Schein, als ob mit diesem Tage die Verjährung der Ansprüche 
ans der Havariegrosse auch dann beginnen soll, wenn in Folge des Havariefalls die 
Güter gar nicht abgeliefert worden sind — was einfach widersinnig wäre. Es ist daher 
die in der Ziffer hinsichtlich der Forderungen aus der grossen Havarie getroffenen 
Bestimmung — was nach dem Zusammenhange möglich — auf den Fall der Beschä- 
digung von Gütern zu beschränken, und man bat bei der in betreff der Nichtablieferung 
von Gütern gegebeneu Bestimmung auch den Fall zu subintelligiren , dass diese Nicht- 
ablieferung durch grosse Havarie verursacht ist Uebrigens lautete die betreffende 
Bestimmung in dem Entwurf aus I. Lesung (Art. 672): „Die Veijährung' beginnt: — 
2. in Ansehung der Forderungen wegen Verlustes, Beschädigung oder verspäteter Ab- 
lieferung von Gütern und Reiseeffekten und wegen der Beiträge zur grossen Havarie 
mit dem Tage der Ablieferung; ist eine Ablieferung nicht erfolgt mit dem Tage der 
Ankunft des Schiffs im Bestimmungshafen'' u. s. w. In zweiter Lesung wurde beschlossen, 
statt am Tage der Ablieferung u. s. w. zu setzen: mit dem Ablauf des Tages u. s. w., 
sonst wurde eine sachliche Aendenmg in der in Rede stehenden Ziffer nicht beliebt 
S. Prot Vm S. 4203. 

') D. H.G.B. Art 644. Es kommen übrigens auch Seetransporte von Gütern ohne 
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der Schiffer bekennt, bestimmte Güter vom Ablader an Bord seines Schiflb 
empfangen zu habm nnd sich verpflichtet, dieselben dem bezeichneten Empfänger 
ansznantworten. Dasselbe ist also Empfanfsbekenntnlss nnd TerpfliehtiuiyBsehelii.') 
Entwiekelt hat sich das Konnossement ans einer im Mittelalter, namentlich im 
Mittelländischen Meere bestehenden Einrichtung. Der das Schiff regelmässig 
begleitende Schiffsschreiber hatte ein Yerzeichniss aller geladenen Güter auf 
Verlangen ^znfertigen nnd den Abladern von demselben, soweit es ihrcih Theil 
betraf, Abschriften zu ertheilen, welche die Ablader aach den Destinataren zn 
ihrer Legitimation gegenüber dem Schiffer übersandten. Sowohl dem Yerzeichniss, 
wie der Abschrift wurde volle Beweiskraft gegen den Schiffer nnd Rheder bei- 
gelegt. Ans der Abschrift des Güterverzeichnisses wnrde später ein selbständiges 
Empfangsbekenntniss, welches der Schiffer, der überhaupt die Funktionen des 
nicht mehr vorkommenden Schiffsschreibers versah, abgab.') 

Die Verpflichtung zur Ausstellung des Konnossements ist die Folge der auf 
Grund des Frachtvertrags ^) erfolgten Abladung der Güter. Ueber den Empfang 
dieser letzteren pflegt der Schiffer oder ein Stellvertreter desselben (regelmässig 
der Steuermann) ein vorläufiges Empfangsbekenntniss (recepisse, receive, Recief ) 
dem Ablader auszuhändigen.^) Gegen Rückgabe eben dieses ist das Konnossement 



Ausstellung von Konnossementen vor. So bei der Küstenfahrt; in eilenden Fällen, 
wenn die Güter erst unmittelbar vor der Abfahrt an Bord des SchiffiB gebracht sind. 
Vgl. Kaltenborn I S. 287, Prot V 8. 2701. S. auch D. H.G.B. Art. 710. 

3) Erk. des O.A.G. zu Lüb. v. 25. Mai 1857 in Goldschmidts Zeitschr. f. H.R. III 
S.210ff. Voigts Neues Archiv f. H.R. I S. 858 ff. Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 658 f. 
Not 2. Einige neuere Gesetze, wie der Franz. Code de comm. (art. 222) und der Belg. 
Code de comm. (LI, art. 18) karakterisiren zwar das Konnossement lediglich als 
reconnaissance über den Empfang der Waaren. Ebenso weist der Ursprung des Worts 
(es ist entstanden aus den romanischen Formen von cognoscere — s. Goldschmidt 
a. a. 0. S. 652 f. Not. 1 — ) auf ein blosses Anerkenntniss hin. 

3) Vgl. Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 654 ff. 

*) Da das Konnossement gleichfalls dazu dient, um Verfügungen Über die Ladung 
zn vermittehi , so wird ein solches auch ausgestellt, wo die Voraussetzungen für die 
Verpflichtung des Schiffers zur Ausstellung nicht vorliegen; wo der Transport nicht in 
Folge eines Frachtvertrags erfolgt, weil Ablader und Rheder und vielleicht auch noch 
der Destinatar eine und dieselbe Person sind, indem der Transport der Güter für Rech- 
nung des Rheders ausgeführt wird, auch das Konnossement noch etwa an dessen Order 
gestellt ist 

^) Üeber die verladenen Güter wird regelmässig ein Verzeichniss vom Steuermann 
angefertigt, wofl^ die Bezeichnung „Ladebuch'' üblich ist Ausser diesem wird aber 
noch ein Verzeichniss der geladenen Güter vom Schiffer oder vom SchiAmäkler ge- 
wöhnlich aus den Konnossementen zusammengestellt, das gleichfalls „Ladebuch^, aber 
auch „Manifest" genannt wird. Nach Formularen, wie sie in Bremen gebraucht werden, 
enthält dasselbe: Namen und Wohnort des Absenders, Bestimmungsort und Destinatar, 
Zahl der Kolli, Benennung der Waaren, Maas, Gewicht, Werth derselben. Doch finden 
sich diese Angaben keineswegs stets. Das Manifest wird namentlich zu 2k>llzwecken 
gebraucht S. Pohls, Seer. II S. 446 f., 465 ff., Kaltenborn, Seer. I S. 284 f., 327 f. 
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ohne Verzug ^ nach vollendeter Abladung ^), und zwar bei der Befrachtung eines 
bestimmten Baumes oder quoten Theils eines Schiffs, sowie beim Stückg&ter- 
vertrage nach jeder einzelnen Abladung und nicht erst nach vollständiger Be- 
frachtung des ganzen Schiffs dem Ablader auszustellen.^) 

II. Ans der Natur des Konnossements ergibt sich bereits der Inhalt desselben. 
Die Bestandtheile des Konnossements sind daher zuerst durch die Uebung und 
dieser ^entsprechend — demgemäss im Wesentlichen übereinstimmend^- durch die 
Seegesetze fixirt. Doch sind die gesetzlichen Bestandtheile nicht in dem Sinne 
für wesentlich zu halten, dass durch deren Vorhandensein die formelle Gültigkeit 
der Urkunde bedingt würde, und das Fehlen des einen oder des anderen noth- 
wendiger Weise die Nullität des Konnossements zur Folge hätte. ^) Vielmehr 
hat der Richter in jedem Falle zu prüfen, ob die Abweichung vom gesetzlichen 
Inhalt mit der Natur und dem Zwecke des Konnossements in Widerspruch 
steht. ^^) So wird stets und nach allen Rechten die Abweichung für eine wesent^ 
liehe zu halten sein, wenn dadurch die Identität der wirklich abgeladenen Güter 
mit den im Konnossement verzeichneten, oder etwa gar die Absicht der Parteien, 
dass die ausgestellte Urkunde überhaupt ein Konnossement sein sollte, in Frage 



^) So nach Deutschem Recht. Manche fremde Gesetze schreiben eine bestimmte 
Zeit vor, innerhalb welcher das Konnossement auszustellen ist, meist 24 Stunden nach 
der Abladung; so z. B. der Franz. Code de comm. art 282, Belg. Code de comm. II 
art. 41, Holland. H.G.B. Art 509, Pprtug. H.G.B. Art. 1555, Brasil. H.G.B. Art 578. 

^) Aber nicht früher, weil sonst das Konnossement, in dem der Schiffer bekennt, 
die Güter empfangen, d. h. an Bord seines Schifb, zu haben, mit den thatsftchlichen 
Verhältnissen in Widerspruch stehen würde. Demgemäss kann der Schiffer, welcher 
früher, etwa zu der Zeit, als ihm die Güter auf dem Werft oder In Leichtem zur Dis- 
position gestellt wurden, das Konnossement gezeichnet hatte, sich nicht auf eine ihn 
zur vorzeitigen Zeichnung des Konnossements verpflichtende Usanz berufen. Vgl. Hamb. 
H.G.Ztg. V. 1877 Nr. 195, 215, Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 196 ff. (Wie hier S. 200 f. 
Not. * mitgetheilt, enthält die Jurisprudence du port d'Anvers v. 1864 I S. 847 ein 
Erk., in welchem die Beruftmg auf eine solche Usanz zugelassen wurde.) Das Datum 
ist nämlich bei Konnossementen deshalb von grosser Wichtigkeit, weil über abzuladende 
oder schon verschiffte Waaren häufig unter Aufnahme des Verladungs- oder Abgangs- 
termins, als eines wesentlichen Zeitpunkts, in die Kontraktsstipnlationen Kaufgeschäfte 
geschlossen werden, indem der gedachte Zeitpunkt (aus welchem wieder mit einiger 
Wahrscheinlichkeit auf das Moment des Eintreffens im Bestimmungshafen zu schliessen 
ist) entscheidend sein kann für den Willen des Käufers, sich auf das Kaufgeschäft über- 
haupt einzulassen , wie auf die Normimng des Kaufpreises. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. 
XXIV S. 194 ff., XXV 8. 196 f., des R.G. Civ.S. II S. 128 f., III S. 102f. Das Finnland. 
Seeges. enthält ein ausdrückliches Verbot, das Konnossement vor Empfang der Güter aus- 
zustellen. Der Art 89 Abs. 1 lautet in französischer Uebersetzung: „Le capitaine ne signera 
pas le connaissement avant qne les marchandises soient embarquto; autrement il sera 
responsable envers le consignataire de tout ce qu'il aura appronv^ par sa signature. ^ 

^) D. H.G.B. Art 644 Abs. 1. Da nur dem Ablader das Konnossement auszustellen 
ist, nicht dem Inhaber des Recief , so lässt sich dieses nach heutigem Deutschen See- 
recht jedenfalls nicht als Inhaberpapier bezeichnen, wie das wohl früher angenommen 
wurde: Pohls, Beer. II S. 446 (vgl. aber S. 561), Kaltenborn, Seer. I S. 285. 

^) Vgl. Ruhen de Couder, Dictionnaire de droit commercial III S. 376 f. 

»0) Vgl. Prot V S. 2202—2204. 
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gestellt wttrde.^^) Sind aber hiemach die im Gesetz aufgezählten Bestandtheile 
für diß formelle Gültigkeit des Konnossements nicht onerlftsslich , so hat doch 
jede Partei das Recht, die Aufnahme derselben zu verlangen. Nach dem 
D. H.G.B. (Art. 645) enthält das Konnossement:^') 1. den Namen des Schiffers, 
^. Namen und Nationalität des Schiffs, 3. den Namen des Abladers, 4. die 
Bezeichnung (das Gesetz sagt ,)den Namen^) des Empfängers, 5. den Abladungs* 
hafen, 6. den Löschungshafen oder den Ort, an welchem Anweisung („Order**) 
fiber denselben einzuholen ist (sog. Orderhafen), ^') 7. die Bezeichnung der ab- 
geladenen Gäter,^^) deren Menge und Merkzeichen, 8. die Bestimmung in An- 
sehung der Fracht, 9. den Ort und Tag der Ausstellung, 10. die Zahl der 
ausgestellten Exemplare. 

Das Konnossement wird yom Schiffer gezeichnet, ausnahmsweise auch von 
einem anderen Vertreter des Rheders, welchen letzterer in dieser Beziehung 
zum Stellvertreter des Schiffers bestellt,'^) so bei den Dampfschiffen der Packet- 



") S. Erk. des Hamb. 0.6. t. 20. Febr. 1857 in Ullrichs Samml. Nr. 297. 

^^) Bei Ausstellung der Konnossemente pflegt man sich gedruckter Formulare zu 
bedienen. Die einfachste Form eines solchen (ohne Konnossements-Klauseln) ist folgende : 

Ich A . . . Schiffer von dem Schiffe, genannt X . . ., welches jetzt in B . . . (oder 
„hier**) ladet, um nach ... zu fahren, bescheinige von Herrn C . . . folgende Güter — 
mit nebenstehenden Zeichen (oder „nebenstehenden Marken und Nummern") empfangen 
zu haben am solche nach zurückgelegter glttoklicher Reise abzuliefern an die Order des 
Herrn D . . . gegen die Bezahlung der Fracht von — nebst — % Primage. 

Die Havarie wird nach Seegebranch festgesetzt. 

Zur Erfüllung dessen verbinde ich meine Person, Güter und das Schiff mit allem 
Zubehör, indem ich darüber — Konnossemente gleichen Inhalts unterschrieben habe, 
die nur für eines gelten. 

H . . . , den 7. Juni 1881. A . . . . 

In engUschen Konnossementen spricht der Schiffer nicht in eigener Person. Die- 
selben beginnen mit den Worten: Shipped in good order and well conditioned by 
M. £ . . . . (dem Ablader) in and upon the ship called the J . . . ., whereof 6 . . . . 
is Master for the present voyage, now lying in that harbour of D . . . . and bonnd for 
L . . . . — being marked and numbered as in the margin and are to be delivered in 
the like good order and well conditioned at the aforesaid Port of L . . . . unto 
M. R . . . . u.*B. w. 

^") Der Ablader weiss vielleicht beim Abgange des Schifis noch nicht, nach welchem 
Platz dasselbe zu dirigiren ist, indem der vortheilhafteste Mkrkt für die von ihm ver- 
ladenen Waaren durch die spfttere Konjunktur bedingt ist; oder er will dem Destinatar 
die Möglichkeit offen halten, das Schiff selbst nach einem ihm günstig scheinenden Platz 
zu dirigiren. 

^^) Es braucht nicht etwa die besondere Gattung der Güter angegeben zu werden; 
sie können ganz allgemein, z. B. als Kanfinannsgüter bezeichnet werden; vgl. Prot. V 
S. 2210. 

^^) Das Gesetz verpflichtet allerdings den Schiffer, dem Ablader das Konnossement 
auszustellen. Daraus gebt hervor, dass der Schiffer regelmftssig auch dasselbe zu unter- 
zeichnen hat AUein hierdurch ist die Gültigkeit der Urkunde in keiner Weise bedingt, 
vielmehr ist eine Vertretung des Schiffers in dieser Beziehung zulftssig. 8. Prot Y 
S. 2194, 2211 f. 
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schiff- Gesellschaften von Expeditionen and Agentaren ; ^®) aber auch wenn der 
Schiffer zar Zeichnung anfähig, oder zeitweise — gerade zor Zeit der Beladang — 
gar kein Bchiffer da ist. Ebenso kann der Schiffer selbst das Konnossement 
darch einen von ihm bestellten oder anerkannten Vertreter mit derselben Wir- 
kung, als wenn er es selbst gethan, zeichnen lassen. Dagegen sind Schiffsagenten, 
Schiffsmäkler als solche zar Zeichnung von Konnossementen nicht befugt. Durch 
ein von einem solchen gezeichnetes Konnossement v^rde weder die Rhederei 
mit Schiff and Fracht; noch auch der Schiffer — soweit dessen persönliche 
Haftung reicht — persönlich für die Ausführung der durch das Konnossement 
aaf erlegten Yerpflichtangen verbindlich gemacht werden. ^^) Es braucht daher 
der Ablader solche Konnossemente sich nicht gefallen zu lassen. ^^) Regelmässig 
werden die Formulare, deren man sich bei Ausstellung von Konnossementen zu 
bedienen pflegt, vom Ablader oder einem Beauftragten desselben aasgefdllt und 
vom Schiffer unterzeichnet.^^) Dagegen wird nach Deutschem Seerecht nicht, 
wie nach manchen fremden, ^^) das Konnossement vom Ablader mit unterzeichnet, 
wennschon dieser verpflichtet ist, eine von ihm anterzeichnete Kopie desselben 
dem Schiffer auf Verlangen aaszuhändigen,^^) die aber natürlich nicht begeben 
werden kann. 

^^) Hier — wo fast ausschliesslich Stückgüter- Verladungen vorkommen — würde 
der Schiffer die grosse Menge der auszustellenden Konnossemente in der kurzen Zeit 
der Beladung gar nicht zeichnen können. 

") Voigts Neues Archiv f. H.R. H S. 105, 107 f., 117, 124. Entsch. des R.O.H.G. 
XIV S. 836 ff. Entsch. des R.G. Qv.S. II S. 128 f. Die in englischen Konnossementen 
noch übliche Erwähnung des purser neben dem master („in witness whereof the master 
or purser of the said ship has signed**) ist eine Reminiscenz aus der Zeit, wo es neben 
dem des Schreibens unkundigen Schiffer einen besonderen Schiffsschreiber auf dem 
Schiffe gab. Heutzutage kommt ein purser nur ausnahmsweise auf sehr grossen Schiffen 
und zwar als Proviantmeister oder Zahlmeister ?or. Neuerdings findet sich auch die 
Fassung : „the master or agent*' (s. V o i g t jun. im Neuen Archiv II S. 462 Not. *) oder (in Kon- 
nossementen der Dampfschiffs-Gesellschaften) „the agent of the — Steamship Company" 
(s. Voigt, Zum See- und Versicherungsrecht, Jena 1880, S. 9\ und in der BiUs of 
Lading Act v. 14. Aug. 1855 sect. 8 ist die Rede „von the master or other person signing 
the bill of lading.*^ Allein das lässt sich in der im Text angegebenen Weise erklSren. 
Ebenso die Verbindlichkeit der Unterschrift des purser, wenn sie einmal vorkommt: 
Entsch. des R.G. a. a. 0.; vgl. Neues Archiv II S. 124 und überhaupt Foard, On the 
law of merchant shipping S. 467. 

^^) Dies gibt auch Voigt jun. im Neuen Archiv U S. 464 zu, der im Uebrigen 
behauptet (S. 461 ff.), dass h&ufig Konnossemente durch Mäkler und Agenten, selbst 
ohne Angabe ihres VertretungSTerh&ltnisses oder ihrer Befugniss zum Zeichnen aus- 
gestellt würden. 

^^ Vgl. Kierulffs Samml. H S. 405. 

^^) So nach dem Franz. Code de comm. art. 282 (doch bemerkt Courcy, Questions 
de droit maritime I S. 21, dass dies sehr selten geschehe), dem Holl&nd. H.G.B. Art 507. 
Nach einigen Seerechten, wie dem Span. H.G.B. Art. 800 und dem Belg. Code de 
comm. II art 41 wird das für den Kapitän bestimmte Konnossement ^ welches aber 
ebenso wie die anderen ein Originalkonnossement ist — vom Ablader, die anderen vom 
Kapitän unterzeichnet. 

«*) D. H.G.B. Art 644 Abs. 8. 
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Je nach der Art und Weise der Bezeichnung des Destinatars unterscheidet 
man Namens- und Orderkonnossemente, in manchen Ländern auch Blanko- und 
Inhaberkonnossemente. ^^) Das NameBskonnossemeiit ist dasjenige^ wobei der 
Destinatar von vornherein eine bestimmte, mit Namen bezeichnete Person ist. 
Doch kann diese nicht nur eine dritte, sondern anch der Ablader selbst sein, 
der vielleicht am Bestimmungsort eine Geschäftsniederlassung besitzt, oder auch 
der das Konnossement zeichnende Schiffer,'^) der als Verkaufskommissionär 
fungiren soll. Beim OrderkoHnossement, welches schon in der zweiten Hälfte 
des 16. «Jahrhunderts hier und da vorkommt'^) und heutzutage die Regel bildet, ^^) 
sollen die Güter ausgeliefert werden an die Order einer der genannten Personen, 
d. h. an diese Personen oder eine nachträglich von ihnen durch Indossament 
bezeichnete Person. Das Konnossement kann auch schlechtweg an Order gestellt 
werden, und darunter ist nach dem D. H.G.B. die Order des Abladers zu v^- 
stehen. Soweit nicht im Frachtvertrage das Entgegengesetzte vereinbart ist, 
kann der Ablader fordern, dass das Konnossement an die Order des Empftngers 
oder blos an Order gestellt werde. *^) Inhaberkonnossemente, wobei der jedes- 
malige Inhaber der Urkunde als zur Empfangnahme der Gttter berechtigt erscheint, 
und Blankokonnossemente, wobei der Name des Empftngers offen gelassen ist 
(„to be delivered etc. unto.... Order, or....assigns^), sind im deutschen Schifffahrtsver- 
kehr nicht in Gebrauch. Es kann aber auch der Schiffer nicht zur Ausstellung eines 
derartigen Konnossements wider seinen Willen genöthigt werden. Das Namens- 
konnossement kann, da das Konnossement an und für sich nicht als negoziables 
Werthpapier gilt, nur durch Cession übertragen werden; *"') das Orderkonnossement 
dagegen durch Indossament,^^) und zwar kann dieses, da das Gesetz für das 
Indossament bei Konnossementen die beim Wechsel geltenden Vorschriften für 
maassgebend erklärt,^^) auch ein Blankoindossament sein. 



'>) Inhaberkonnosseiuente kennt z. B. das Englische Recht (Foard S. 465X das 
Französische Recht (Code de comm. art. 281), das Belgische Recht (Code de comm. 
n art. 40), das Nordamerikanische Recht (Code dril of New- York sect 1110); Blanko- 
konnossemente das Englische Recht (Abbott S. 258 f., vgl. 8. 416). 

«) D. H.G.B. Art. 646 Abs. 2. 

^) Vgl. Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 663 f. Not 20. 

'^) In Kriegszeiten fordert jedoch die Vorsicht, die Konnossemente nicht an Order, 
sondern auf den Namen und unter der Nationalität des Abladers, Eigenthümers und 
EmpflUigers der Güter auszustellen. Die Allg. SeeT.er8ich.Beding. (§ 54) schreiben dies 
ausdrücklich vor und lassen eine — natOrlich nicht auch Kriegsgeüfthr umftssende — Ver- 
sicherung, wobei diese Vorschrift nicht beobachtet ist, als „frei von Kriegsmolesf* gelten. 

»•) D. H.G.B. Art 646. 

*'') Wird ein Namenskonnossement auf jemanden indossirt, so ist das Indossament 
nicht als solches anzusehen, sondern lediglich als Beweismittel für die stattgehabte 
Cession. Vgl. Kierulffs Samml. I 8. 856 f. (auch in Seufferts Arch. XXIV Nr. 72)l 

^) D. H.G.B. Art 302. Die Indossabihtftt des Orderkounossements schliesst 
natürlich nicht aus, dass die aus einem solchen erworbenen Rechte vom Berechtigten 
durch Cession, ohne dass eine Indossirnng des Konnossements stattfindet, auf einen 
Anderen übertragen werden. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 841. 

«»; D. H.G.B. Art. 305; vgl. D. W.O. Art. 11—13, 36. 
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Auf Verlangen des Abladers ist das Konnossement in mehreren Exemplaren 
auszustellen, die aber, wie die Duplikate eines Wechsels, als Ein Konnossement 
gelten.'^) Der Sicherheit halber ist es nemlich ftü* den Ablader, wenn er sich 
des Konnossements zu Verfligungen über die Ladung bedient, wttnschenswerth, 
dasselbe an den Destinatar mit mehreren Transportgelegenheiten zu versenden; 
auch wird er selbst des Beweises wegen ein Exemplar zurückbehalten wollen. 
Die Zahl der Exemplare hängt nach Deutschem Recht lediglich vom Willen des 
Abladers ab,^^) und zwar werden vier, fünf, sogar sechs und noch mehr Exem- 
plare ausgestellt. Doch ist eine Nachfordemng nicht gestattet, nachdem die 
mit Angabe der Zahl versehenen Konnossementsexemplare vom Schiffer abgeliefert 
sind.^^) Die sämmtlichen Exemplare müssen den gleichen Inhalt, wennschon 
nicht denselben Wortlaut,^') dasselbe Datum haben und die Zahl der ausgestellten 
Exemplare angeben.'^) Weichen die verschiedenen Exemplare des Konnossements 
von einander ab, so ist festzustellen, welcher Inhalt den thatsächlichen Verhält- 
nisse and dem übereinstimmenden Willen der Parteien zur Zeit der Ausstellung 
entspricht; und in dieser Hinsicht wird auf die etwa vorhandene Chartepartie 
zu rekurriren sein. Der gedruckte Inhalt des Konnossements muss natürlich 
dem geschriebenen nachstehen, und ebenso die in den Händen des Schiffers 
befindliche Kopie den (selbstverständlich unverdächtigen) Originalkonnosse- 
menten.**) 



»«) D. H,G.B. Art 644 Abs. 1. 

») D. H.G.B. Art 644 Abs. 1; so auch nach Engl. Recht (Abbott S. 256 f. 
Maclachlan 8. .%6), dem Span. H.G.B. (Art 800), dem Finnland. Seeges. (Art 87). 
Manche Rechte stellen eine Minimalzahl auf, so vier (der Franz. Code de comm. Art 282, 
das Holland. H.G.B. Art 509 , Belg. Code de comm. II Art 41), eins itir den Ablader, 
eins für den Destinatar, eins für den Schiffer und eins für den Rheder. Doch bemerkt 
Courcy (Questions de droit maritime I S. 20) zu der Bestimmung des Code de comm.: 
„Pense-t-on, que la navigation ä vapenr s^embarasse de cela? Jamals^. 

B>) Goldschmidt, H.R. J, 2 S. 676 Not 29. 

*") Die verschiedenen Exemplare können daher auch in verschiedenen Sprachen 
ausgestellt sein. 

^) D. H.G.B. Art 644 Abs. 2. Aach nach den fremden Rechten wird die Angabe 
der Zahl der ausgestellten Exemplare für nothwendig gehalten, wennschon die Gesetze 
dies nicht ausdrücklich fordern. 8. für das Französische Recht B^darride U Nr. 691, 
Laurin bei Cresp II S. 143. — Die noch heutzutage übliche kassatorische Klausel 
(jetzt gewöhnlich in der Form: „die nur für eines gelten"), ist nicht wesentlich. Vgl. 
Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 694 Not 25. 

^*) Koch, Kommentar Anm. 165 zu Art. 654 H.G.B. Goldschmidt a. a. O. 
S. 676 f. Lewis, Seer. I. S. 292 f. Das Holland. H.G.B. (Art. 515) gibt dem Kon- 
nossement den Vorzug, welches am meisten in Ordnung ist. Der Franz. Code de comm. 
(Art. 284) legt dem Exemplar stets Beweiskraft gegen die Partei bei, die es ausgefüllt 
hat, eine Bestimmung, durch welche der Konflikt nicht gelö&t wird, weil der Kapitän 
das Konnossement nur zeichnet, während dasselbe vom Ablader ausgefüllt wird. Auf 
das Unzureichende dieser Bestimmung macht auch Laurin bei Cresp II S. 148 f. auf- 
merksam. Der Belg. Code de comm. (II Art 43) legt dagegen, im Einklang mit 
seinen Bestimmungen Über das Zeichnen der Konnossemente, einem Exemplar stets 
Beweiskraft gegen die Partei bei, welche es gezeichnet 



§ 35. Natur und Fonn des Eonossements. 171 

III. Da durch Ausstellung und Begebung des Konnossements ein selbständiges 
obligatorisches Yerhältniss^ zwischen dem Verfrachter und dem (im Konnossement 
benannten oder durch Indossament bezeichneten) Destinat&r begrttndet wird, 
so hört, sobald der Schiffer die Urkunde dem Ablader ausgehändigt hat, jede 
damit in Widersprach stehende Terfttgang des letzteren über die Ladung auf; 
es müsste denn der Grund jenes obligatorischen Verhältnisses wieder beseitigt 
sein. Ist daher ein Orderkonnossement gezeichnet, so darf der Schiffer den 
hiermit in Widerspruch stehenden Anweisungen des Abladers wegen Zurückgabe 
oder Auslieferung der Güter nur dann Folge leisten, wenn ihm sämmtliche 
Exemplare des Konnossements zurückgegeben sind; andernfalls bleibt er dem 
rechtmässigen Inhaber des Konnossements aus diesem vollständig verpflichtet. 
Beim Namenskonnossement hat dagegen der Schiffer die Güter dem Ver- 
langen des Abladers gemäss auch ohne Beibringung eines Konnossementsexemplars 
zurückzugeben resp. auszuliefern, wenn der im Konnossement bezeichnete Em- 
pfänger seine Einwilligung dazu gibt. Freilich kann der Schiffer in diesem 
Falle, wenn ihm nicht sämmtliche Konnossemente zurückgestellt werden, wegen 
der deshalb zu besorgenden Nachtheile zuvor Sicherheitsleistung fordern. ^^ 
Diese Grundsätze greifen auch dann Platz, wenn der Frachtvertrag, sei es vor 
Antritt der Reise, sei es nachher, aufgelöst wird.'^) 



^) D. H.G.B. Art. 661. Beim Namenskonnossement ist die Rückgabe der Kon- 
nossemente nicht die Voraussetzung für die Ansantwortung der Güter seitens des 
Schiffers, weil dieses Konnossement nur durch Cession auf andere übertragen werden 
kann, dem Cessionar aber die Einreden aus der Person des Cedenten entgegengesetzt 
werden dürfen. Wie also dem im Konnossement bezeichneten Destinatar selbst, wenn 
er später die Güter fordern sollte, ein wirksamer Einwand auf Grund seiner Zustim- 
mnng zu der Anweisung des Abladers entgegengesetzt werden könnte, so würde eben 
derselbe Einwand auch dem Inhaber eines Konnossements, welcher dasselbe durch Cession 
des Destinatän erworben, gegenüber geltend gemacht werden dürfen. Nun ist aber 
immer doch Gefahr vorhanden, dass der Schiffer mit einem solchen Konnossements- 
inhaber in einen Prozess über die Auslieferung der Güter verwickelt wird und deshalb 
kann er Sicherheitsleistung verlangen. Vgl. Prot. V S. 2228 f. Von den fremden Rechten 
verpflichten manche, ohne zwischen Namens- und Orderkonnossement zu unterscheiden, 
den Schiffer nur gegen Rückgabe sämmtlicher Exemplare zur Befolgung von Dispositionen 
des Abladers, welche mit dem Inhalt des Konnossements in Widerspruch stehen. So das 
Holland. H.G.B. Art. 511, das Span. H.G.B. (Art 804). Ebenso die französische 
Jurisprudenz (s. Kuben de Gouder III S. 887 Nr. 88). Doch kann die Rückgabe 
durch Sicherheitsleistung ersetzt werden nach Holländischem Recht, wenn die Konnosse* 
mente bereits verschickt, nach Spanischem, wenn sie abhanden gekonmien sind; nach 
ersterem jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der Schiffer durch den Richter er- 
mächtigt ist, der Anweisung des Abladers Folge zu leisten. 

3^) D. H,G.B. Art. 662. 
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2. Die Wirkungen des Konnossemente. 

§ 36. 
a. Forderungsrecht des Empfängers. 

I. Das Konnossement ist Empfangsbekenntniss und Yerpflichtungsschein. In 
dieser zwiefachen Bedeutung hat es verschiedene Wirkungen. 

Wie die Chartepartie eine Urkunde ist über den zwischen dem Befrachter 
und Verfrachter geschlossenen Frachtvertrag, so ist das Konnossement eine 
Urkunde über die auf Grund des Frachtvertrags und behufs Ausführung desselben 
stattgehabte Abladung.^) Zum Beweise dieser Thatsache können sich gegen 
den Schiffer (resp. Eheder) auf dasselbe berufen die, denen, resp. zu deren 
Gunsten das Konnossement ausgestellt ist, d h. der Ablader und der Destinatar. 
Weiter aber dient dasselbe zwischen dem Ablader und dem Verfrachter als 
Beweismittel über diejenigen Punkte des Frachtvertrags, über welche es Auskunft 
gibt, z. B. über die Fracht, und zwar als instrumentum commune sowohl gegen 
die eine, wie gegen die andere Partei. Namentlich hat dasselbe diese Funktion 
beim Stückgütervertrag, wobei eine Chartepartie nicht vorkommt. Bestehen 
zwischen dem erweislichen Inhalt des Frachtvertrags und dem Konnossement 
Verschiedenheiten, so ist nicht ohne Weiteres anzunehmen, dass der Fracht- 
vertrag nachträglich abgeändert, sondern nur dann, wenn dies als der Wille 
der Kontrahenten nachgewiesen ist.') Manche Seerechte lassen das Konnossement 
vollen Beweis machen unter allen bei der Abladung interessirten Personen und 
zwischen diesen und den Versicherern.^) Allein durch die Natur des Konnosse- 
ments, welches immerhin nur eine Privatnrkunde ist, ist eine solche Beweiskraft 



^) DaBB das Konnossement nicht eine Urkunde über den Frachtvertrag selbst ist, wie 
Brinckmann, Lehrb. des H.R. § 78 Not. 9, Thöl, H.R. I § 270, S. 887 f. u. A. wollen, 
ergibt sich aus dem Inhalt desselben, sowie aus dem Umstände, dass das Konnossement 
nicht vom Verfirachter (wenigstens der Regel nach) dem Befrachter ausgestellt wird, 
sondern vom Schiffer dem Ablader, auch wenn letzterer nicht zugleich Befrachter und 
ersterer nicht Verfrachter ist: Prot. V S. 2196. Es wftre auch nicht abzusehen, weshalb 
man, wenn das Konnossement eine Urkunde über den Frachtvertrag wfire, beim Charter- 
vertrag dem Befrachter das Recht gegeben hätte, noch eine zweite Urkunde, die Charte- 
partie zu verlangen. 

>) Der Preussische Entw. des H.G.B. (Art. 486) erklärte den Frachtvertrag fiU: das 
Verh&ltniss zwischen Ablader und Schiffer nur für verbindlich soweit „im Konnos- 
sement nichts abweichendes enthalten ist**, sah also in einer abweichenden 
Bestimmung des Konnossements ohne Weiteres eine Abänderung des Frachtvertrags, 
indem dies als der Wüle der beiden Parteien angenommen wurde (Motive S. 267). 
Allein in den Verhandlungen der Handelsrechts-Konferenz sind die gesperrt gedruckten 
Worte gestrichen (Prot III S. 1242, 1247, V S. 2228). Damit ist den abweichenden 
Bestimmungen des Konnossements die Bedeutung einer von den Parteien beliebten Ab- 
änderung des Frachtvertrags abgesprochen. 

') So der Franz. Code de comm. Art 283, der Belg. Code de comm. II Art 42, 
das Holland. H.6.B. Art. 512. Doch wird dritten Personen Gegenbeweis nachgelassen 
und zwar auch von der französischen Jurisprudenz: Ruhen de Couder, Dictionnaire 
ni S. 888 Nr. 95, Laurin bei Cresp II S. 145. 
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dritten (dem Akte der Ansstellnng desselben vollkommen fremd gebliebenen) 
Personen gegenüber^) nicht gerechtfertigt. Das H.G.B. geht denn auch 
nicht so weit. Der Havarievertheilang werden neben anderen Privatorknnden 
auch Konnossemente, und zwar mit Bttcksicht anf sämmtliche Betheiligte zu 
Grande gelegt;^) ebenso werden dieselben auch zugelassen in dem Verhältniss 
zwischen Versicherten und Versicherer beim Nachweis der Thatsachen, welche 
die Voraussetzung flir Schadensersatzansprüche des ersteren bilden.^) Allein das 
Gesetz hat derartige Beläge, ganz ebenso wie der Handelsverkehr und die Praxis 
der Prisengerichte, wegen der Schwierigkeit der Beschafiung anderer Beweise 
zugelassen, und ohne dass es denselben selbst nur in den in Rede stehenden 
Rechtsverhältnissen unter allen Umständen volle Beweiskraft beigelegt hätte.'') 
Diese Bedeutung des Konnossements, als Beweisurkunde zu dienen, ist denn auch 
von untergeordneter Bedeutung. Ungleich wichtiger sind die Wirkungen, die es 
als Verpflichtungsschein hervorbringt. 

IL Das Konnossement begründet keine Formalobllgation. Die Grundlage der 
Verpflichtung des Schiffers, die bezeichneten Waaren an den Destinatar auszu- 
antworten, bildet eben die Einnahme derselben, bildet das Rezeptum. Hiernach 
würde der Schiffer aber nur zur Ablieferang von Gtttera verpflichtet, soweit 
solche abgeladen sind, und es müsste demselben bei Nichtübereinstimmung des 
Konnossements mit den thatsächlichen Vorgängen bei der Abladung gegen den 
durch das Konnossement geführten Beweis, dass er bestimmte Waaren empfangen 
habe, der Gegenbeweis offen gelassen werden. 

Hat jedoch der Kapitän, unter Verletzung der ihm — in allen dienstlichen 
Verrichtungen®) — obliegenden Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers ein mit 
den thatsächlichen Verhältnissen im Widersprach stehendes Konnossements ge- 
zeichnet, so hat er für allen hieraus erwachsenden Schaden jedem Dritten, 
namentlich den Erwerbern des Konnossements einzustehen.^) Da nun aber 
die Zeichnung eines solchen Konnossements nur in den seltensten Fällen ohne 
Verschulden des Kapitäns denkbar ist, andererseits das Konnossement nur dann 
für den Verkehr, für den es bestimmt, vollkommen geeignet ist, wenn man sich 
auf die Angaben desselben verlassen kann, so hat der Handelsgebrauch an die 
Stelle des nach dem bürgerlichen Recht sich ergebenden Satzes: der Schiffer 
hat für den durch seine Schuld verarsachten unrichtigen Inhalt des Konnossements 
zu haften, den Satz gesetzt: Der Schiffer hat in Jedem Falle für den Inhalt des 



^) Hierauf macht auch aufmerksam Laurin bei Gresp II S. 144 t 

«) D. H.G.B. Art 731; vgl. Art. 713, 717. 

«) D. H.G.B. Art. 888, 889, 890. 

^) Prot. VI S. 2761 f., VII S. 3553 ff.; vgl. Art 889 D. H.G.B. Uebrigens galt 
dies bereits vor Erlass des H.G.B. nach Deutschem Seerecht: Ullrich, Samml. Nr. 85, 
Seebohm, Samml. Nr. 116. 

^) Hierzu gehört auch die Ausstellung von Konnossementen. 
») Vgl. Abbott S. 259, Hamb. H.G.Ztg. von 1877 Nr. 195, 215, Entsch. des 
R.O.H.G. XXV S. 196 ff 
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Konnossoments einzustehen ; '^) es steht ihm gegen dasselbe ein Oegenheireis 
nleht sn. Diesen Satz, welcher schon früher in Deutschland namentlich in der 
Praxis Anwendung gefanden hatte ^0 ^^^ ^^ den fremden Hechten gleichfalls 
zur Anerkennung gelangt war,^^) hat das D. H.G.B. ganz unbedingt ausgesprochen 
und daraus die Konsequenzen gezogen, wennschon die hierdurch 'bewirkte Los- 
lösung der Konnossementsobligation vom Rezeptum doch nicht vollkommen durch- 
geführt, in gewissen Punkten vielmehr eine Abhftngigkeit der ersteren von 
letzterem hervortritt.^') Das Gesetz (Art. 653) sagt: „das Konnossement ist 
entscheidend für die Rechtsverhältnisse zwischen dem Verfrachter und dem 
Empfänger der Güter." Daraus ergeben sich folgende Sätze: 1. das Konnosse- 
ment ist maassgebend für die Person des Destinatars; 2. das Konnossement ist 
maassgebend für die abzuliefernden Güter, deren Quantität und Qualität ; 3. das 
Konnossement ist maassgebend für die Bedingungen, unter denen die Ablieferung 
derselben zu erfolgen hat. 

1. Durch die Ausstellung und Begebung des Konnossement« erwirbt der — sei 
es im Konnossement mit Namen, sei es durch Indossament bezeichnete — 
Destinatar, ein selbständiges und unmittelbares Reeht gegen den Aussteller der 
Urkunde, den Schiffer. ^^) Dieses selbständige Recht des Destinatars findet auch 
nach dem bürgerlichen Recht seine Begründung. 



^^) Dass dieser Satz positiver Natur ist, also dem anomalen Recht angehört, darauf 
wird aofinerksam gsmacht in Entgeh, des R.G.Civ.S. V S. 81 f. 

1^) So in den Hamb. Erk. in Ullrichs Samml. Nr. 2, 15, 26, 80, 224, 843, 864, 
Seebohms Samml. Nr. 12, 26, 30, 31, 45, 139, 143, 161, 173. Ebenso Entsch. des 
O.A.G. zu Lübeck vom 25. Mai 1857 in Goldschmidts Zeitschr. III S. 212; vgl. 
Voigt jun. im Neuen Archiv I S. 487 f. 

^^) Die meisten neueren Gesetze haben freilich das im Text angegebene Prinzip 
nicht direkt ausgesprochen. Die Anerkennung desselben ergibt sich aber aus der ab- 
soluten Beweiskraft, welche sie dem Konnossement beilegen. So der Franz. Code de 
comm. Art 283 (wogegen die Ordonnance de la marine II, 1 Art. 9 das Prinzip selbst 
anfistellte, indem sie den Kapitän für verantwortlich erklärte „de toutes les marchandises 
charg^es dans son b&timent, dont il sera tenu de rendre compte sur le pied de ses 
connoissements*'), das Holland. H.6.B. Art. 512, das Span. H.G.B. Art 808, der Belg. 
Code de comm. 11. Art. 42. Die englische Bills of Lading Act von 1855 (sect 3) ver- 
ordnety dass das Konnossement „in the hands of a consignee or endorsee for valuable 
consideration*' soll sein „conclosive evidence of such shipment as against the master or 
other person signing the same, notwithstanding that such goods, or some part thereo^ 
may not have been so shipped**. Doch lässt das Gesetz äle Regel nicht Platz greifen: 
1. wenn dem Inhaber des Konnossements zur Zeit des Erwerbs desselben bekannt war, 
dass die Güter nicht verladen waren; 2. wenn der Konnossementszeichner beweisen 
kann, dass die Nichtübereinstimmung des Konnossements mit dem wirklichen That- 
bestände nicht durch seine Schuld, sondern durch Betrug des Abladers oder des Kon- 
nossementsinhabers oder einer Person, deren Handlungen der letztere zu vertreten hat, 
herbeigeführt ist Nach Annahme der englischen Juristen findet die Regel keine An- 
wendung gegen den Rheder, welcher das Konnossement nicht gezeichnet hat S. Abbott 
S. 260 f., besonders Not f. Maclachlan S. 870 besonders Note 1. 

1^) Schlodtmann in Goldschmidts Zeitschr. XXI S. 399, 409. 

^*) Dies war schon vor Geltung des H.G.B. in Deutschland anerkannt: Seebohm, 
Samml. Nr. 143, 173, 182, Hermann und Hirsch, Samml. Nr. 174, Busch, Dar- 
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Wie im R.R. bei solchen Rechtsgeschäften, nach denen durch Hingabe 
einer Sache eine Yerpflichtong des £mp&ngers zur Restitution begrttndet 
mrd, ein Dritter hierauf ein direktes Klagerecht hat, wenn die Hingabe in 
seinen Namen erfolgte, ^^) so moss auch das auf die Anweisung einer Person 
Ton einer anderen abgegebene Versprechen, einen von der ersteren erhaltenen 
Gegenstand einem — schon jetzt genannten oder erst in Zukunft zu nennenden — 
Dritten auszuhändigen, diesem Dritten gleichfalls ein direktes Klagerecht gegen 
den Versprechenden gewähren. Freilich muss zu diesem in der Ausstellong 
resp. Unterzeichnung des Konnossements seitens des Schiffers liegenden Ver- 
sprechen die Begebung hinzukommen, weil hierdurch erst das Konossement als 
Quelle einer Skripturobligation seine Wirksamkeit erhält. ^^ 

Der Destinatar leitet daher sein Recht nicht aus der Person des Abladers 
resp. des Befrachters ab, und es können ihm demgemäss keinerlei Einreden aus 
der Person eben desselben entgegengesetzt werden. ^^) Selbst die Thatsache, dass 
er gar keine Ladung erhalten oder die erhaltene Ladung zurtlckgegeben oder 
auf spätere Anweisung des Abladers einer anderen Person ausgeliefert hat, dass 
er durch Betrug oder Zwang von Seiten des Abladers zur Ausstellung eines mit 
den thatsächlichen Verhältnissen in Widerspruch stehenden Konnossements ver- 
anlasst worden ist, befreit den Schiffer nicht von der Verpflichtung, die in diesem 
bezeichneten Goter dem Destinatar abzuliefern.^®) Nur in dem Falle würden 



stellang der Handlung Zus. 58 (3. Ausg. Bd. II S. 835), Neues Arch. f. H.R. I S. 360, 
Voigt Jon. ebendas. S. 488. Für das heutige Recht vgl. Gerber, D. Privi^echt 
§ 184 und Antrag in der Hamb. Konf.: Prot. V S. 2217, Endemann § 78 III, Gold- 
schmi^t H.R. I, 2 S. 681 ff. Not 1 und die das. noch weiter Citirten, Motive zum 
Preuss. Entw. des H.G.B. S. 266 („Der Ladungsempfänger leitet sein Recht lediglich 
aas dem Konnossemente ab''). Die Jheringsche Begrandung des Forderongsrechts des 
Destinatars gegen den Schiffer (Dogm. Jahrb. I S. 182 ff. — Gesammelte Aufs. IS. 117 ff.), 
wonach in dem Konnossement eine Cession der Klage des Befrachters gegen den Schiffer 
gesehen wird, lässt den Inhalt des Konnossements völlig unberQcksichtigt Welche 
Klage cedirt denn der Ablader? Die aus dem Konnossement? Aber in diesem über- 
nimmt ja der Schiffer dem Ablader gegenüber gar keine Verbindlichkeit, sondern gerade 
dem Empfänger gegenüber. Soll es jedoch die Klage aus dem Frachtvertrage oder aus 
dem Rezeptum sein, so wäre nicht abzusehen, weshalb man zu diesem Behufs den 
Schiffer einen Verpflichtungsschein ausstellen liesse? 

^1^) J her in g, Jahrb. II S. 87 ff. (gesammelte Aufs. I S. 207 ff.) 

^*) Dies gilt auch für das Namenskonnossement. Beim Orderkonnossement wird 
durch die Begebung überhaupt erst der Destinatar bestimmt. Dem Sinne nach sind 
übereinstimmend die Motive zum Preuss. Entw. des H.Q.B. S. 263: „Das Konnossement 
begründet ein vom Frachtvertrage unabhängiges obligatorisches Verhältniss zwischen 
dem Schiffer und dem Empfänger. Die Eingehung dieses Verhältnisses liegt auf Seite 
des Schiffers in der Ausstellung oder Unterschrift und Aushändigung des Konnossements 
auf Seiten des Empfängers in der Annahme desselben.'' 

17) Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 683 f., Entsch. des B.O.H.G. II S. 330. 

^ Ullrich, Samml. Nr. 80. Seebohm, Samml. Nr. 182. Entsch. des O.A.G. 
zu Lübeck vom 25. Mai 1857 in Goldschmidts Zeitschr. III S. 212. Hermann und 
Hirsch, Samml. Nr. 174. Prot. V S. 2265. Voigt jun. im Neuen Archiv I S. 488 f. 
Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 684. 
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selbstverständlich dem Destinatar die gegen den Ablader selbst zustehenden 
Einreden entgegengesetzt werden können, wenn derselbe lediglich als Vertreter 
des Abladers die Ansprüche ans dem Konnossement geltend machte; ^^) denn 
wie dem Ablader selbst, welcher das durch das Konnossement begründete selb- 
ständige Recht zu seinen Gunsten geltend machen wollte, die exceptio doli ent- 
gegengesetzt werden könnte, wenn dessen Inhalt mit den thatsächlichen Vor- 
gängen bei der Abladung in Widerspruch stünde, so auch dem Ladnngsempfänger, 
welcher sich auf jenes Recht nur im Interesse des Abladers beruft. 

So unabhängig das Recht jedes Destinatars von dem des Abladers ist, 
ebenso unabhängig ist beim Orderkonnossement das Recht des durch Indossament 
bezeichneten Destinatars von dem der Vorbesitzer und Indossanten des Konnosse- 
ments,*^) während der, welcher ein Namenskonnossement durch Cession er- 
worben hat, selbstverständlich sich die gegen den Cedenten zustehenden Ein- 
reden gefallen lassen muss. 

2. „Die Ablieferung der Güter an den Empfänger muss nach Inhalt des 
Konnossements erfolgen.^ '^) . Für die Art, die Menge und die Beschaffenheit 
derselben ist lediglich das letztere maassgebend. Das Gesetz hat jedoch dieses 
Prinzip nur soweit streng durchgeführt, als dasselbe sich durch die dem Schiffer 
bei Empfangnahme der Güter, bei Zeichnung des darüber auszustellenden Kon- 
nossements und während der Reise obliegende Diligenz motiviren lässt Soweit 
kann dessen Anwendung auch nicht vertragsmässig ausgeschlossen werden und 
ein darauf abzielender Vermerk im Konnossement würde unwirksam sein.^^) 
Dagegen sind Ausnahmen von dem Prinzip statnirt, wo die gedachte Motivirung 
nicht* zutrifft, und ein Festhalten an dem in Rede stehenden Grundsatz eine un- 
gerechtfertigte Härte gegen den Schiffer enthalten würde. In den Fällln also, 
wo die Thatsache, dass die Ablieferung der Güter nicht dem Inhalte des Kon- 
nossements entspricht, sich nicht durch die vom Schiffer zu prästirende Sorgfalt 
verhüten lässt, lässt das Gesetz das in Rede stehende Prinzip entweder von 
selbst cessiren, oder durch Aufnahme bestimmter Klauseln in das Konnossement 
(sog. Konnossementsklauseln) ausschliessen. 

Dies findet zunächst Anwendung in betreff der Gattung der Güter. Der Ver- 
frachter hat für die Ablieferung der im Konnossement angegebenen Gattung von 
Waaren einzustehen*^) und wird von dieser Verbindlichkeit selbst dadurch nicht be- 



^») Prot. V S. 2279. Entscheid, des Hamb. Oberger. vom 11. Juli 1873 in Gold- 
Schmidts Zeitschr. XIX S. 231. Vgl. Ullrich, Samml. Nr. 26, Hermann und 
Hirsch, Samml. Nr. 174, S. 682. 

2«) D. H.G.B. Art. 303 Abs. 2 ; vgl. Erk. des Hamb. H.G. vom 6. Septbr. 1858, vom 
14. Dezbr. 1860 (Seebohm, Samml. Nr. 30, 182), vom 18. Septbr. 1865 (Hermann 
und Hirsch, Samml. Nr. 174). 

«1) D. H.G.B. Art. 653 Abs. 1. 

^^) Vgl. Voigt jun. im Neuen Archiv I S. 490, Schlodtmann in Goldschmidts 
Zeitschr. XXI S. 402. 

^3) „Der Verfrachter ist fllr die Bichtigkeit der im Konnossement enthaltenen Bezeich- 
nung der abgeladenen Güter — verantwortlich^ : Art. 654 D. H.G.B. Für die Richtigkeit 
der „Merkzeichen^ erklärt das Gesetz den Verfrachter nicht für verantwortlich; denn dass 
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freit, dass die Identität der ausgelieferten nnd der übernommenen Güter nicht be- 
stritten, oder dass dieselbe von ihm nachgewiesen ist ; ^^) z. B. also nachgewiesen 
ist, dass nicht Menado*, wie das Konnossement angibt, sondern Mokka-Kaffee, nicht 
Kognak (wie nach dem Konnossement) sondern Rum geladen ist. Dieser Satz gilt in 
dem Falle, wo die bezeichneten Güter dem Schiffer offen übergeben sind, nnd zwar 
entweder lose (wie Getreide, Kohlen) oder zwar in Packen zusammengeschnürt, aber 
doch so, dass ihre Art äusserlich erkennbar bleibt (wie Korkholz, Hunte). In diesem 
Falle kann der Verfrachter sich auch dadurch nicht von der Verantwortlichkeit 
befreien, dass er diese im Konnossement etwa durch die Klausel „Inhalt un- 
bekannt^ von sich ablehnt. Bei Gütern aber, welche verpackt dem Schiffer 
übergebffli werden und in dieser Verpackung nicht erkennbar sind, ist es regel- 
mässig nicht thunlich, den Schiffer durch eigene Anschauung von der Art der- 
selben Kenntniss nehmen zu lassen, weil dies ohne Oeffonng der Kolli u. s. w. 
nicht möglich, ein solches aber das Interesse der Ladungsbetheiligten verbietet. 
Hier beschränkt sich denn die Verantwortlichkeit des Schiffers darauf, dass er 
keine Bezeichnung wählt, welche sich bei Uebernahme der Güter dem, der solche 
sehr häufig zu Gesicht bekommt und mit denselben umzugehen hat, ohne Weiteres 
als falsch ergeben muss.*^) Dem entsprechend befreit nach Deutschem Seerecht 
die Thatsache, dass dem Schiffer die Güter in Verpackung oder in geschlossenen 
Gefässen übergeben wurden, in Ballen, Fässern, Kisten, Flaschen u. s. w., 
den Verfrachter zwar noch nicht an und für sich von der Pflicht, die Angabe 
des Konnossements in betreff der Gattung der Güter zu vertreten, wohl aber 
in dem Falle, wenn dieselbe zugleich aus dem Inhalte des Konnossements er- 
sichtlich ist. Alsdann haftet der Verfrachter lediglich aus dem Rezeptum, 
auch^ wenn er ein reines Konnossement gezeichnet, d. h. nicht im Konnossement 
durch einen besonderen Vermerk angedeutet hat, dass er die Richtigkeit der 
Konnossementsbezeichnung nicht habe prüfen können. Allerdings hat alsdann 
der Verfrachter auch noch den Beweis zu liefern, dass die von ihm abgelieferten 
Güter mit den eingenommenen identisch seien, und dass er trotz Aufwendung 
der ihm obliegenden Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers nicht die Unrichtigkeit 
der im Konnossement enthaltenen Bezeichnung habe wahrnehmen können.'^ 
Der letztere Beweis wird durch ein sachverständiges Gutachten zu fhhren sein;^^) 

diese nicht unter dem Ausdruck „Bezeichnung^ gleichfalls zu verstehen, geht ans der 
Nebeneinanderstellung von „Bezeichnung" und „Merkzeichen" im Art. 645 7üS. 7 
hervor; wie denn auch von einem durch falsch angegebene M^kzeiehen herbeigeführten 
Minderwerth der Güter (wofür bei fehlerhafter Bezeichnung der Verfrachter allein haftet) 
nicht recht die Rede sein könnte. Vgl. Schlodtmann in Goldschmidts Zeitschr. 
XXI S. 404 ff. 

s^) D. H.G.B. Art 655 Abs. S. Selbstverständlich hat der Ablader dem Verfrachter 
für den Schaden einzustehen, wenn durch seine Schuld die Güter nicht von der im 
Konnossement angegebenen Gattung oder Beschaffenheit sind. 

«) Vgl. Voigt jun. im Neuen Archiv I S. 489 ff. 

«•) D. H.G.B. Art 655 Abs. 1 u. 2. 

^) Vor den Kammern für Handelssachen wird freilich ein besonderer Sachver- 
ständigen-Beweis häufig nicht erhoben werden; vgl. R.Ger.VerfGes. § 118. 

Handbaeh de« Handelneehtg. IV. Band. Abth. 1. 12 
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der erstere allemal dann, wenn für den Verdacht einer Unredlichkeit des Kapitfins 
kein Moment vorliegt, lediglich dnrch den Beweis der Identität ^^) und Unver- 
letztheit der äusseren UmhflUnngen.*^) Noch günstiger ist der Verfrachter 
gestellt, wenn der Schiffer bei derselben Sachlage das Konnossement, wozu das 
Gesetz ihn ausdrücklich ermächtigt, mit dem Zusatz „Inhalt unbekannt" oder 
einem gleichbedeutenden'^) versehen hat. In diesem Falle hat nicht der Verfrachter 
den Nachweis zu führen, dass die im Konnossement verzeichneten Güter mit den 
abgeladenen identisch, und dass die fehlerhafte Bezeichnung in keiner Weise vom 
Schiffer verschuldet sei ; sondern es ist umgekehrt Sache des Destinatars, welcher 
wegen der Nichtübereinstimmung zwischen der Gattung der abgeladenen Güter 
und der im Konnossement bezeichneten Schadensersatzansprüche erhebt, den 
Nachweis zu führen, dass der Schiffer einen anderen, als den abgelieferten Inhalt 
empfangen habe.'^) 

Der Verfrachter haftet femer für die im Konnossement angegebene Quantität 
der WaareU; ohne dass ihm der Beweis, dass er weniger (oder auch gar nichts) 
empfangen, zustände. Dies gilt namentlich in dem Falle, wo die Güter nach 
Maass, Zahl oder Gewicht bezeichnet sind, während ein Zumessen, Zuzählen, 
Zuwägen gar nicht stattgefunden hat. Das Gesetz erlaubt jedoch in diesem 
Falle dem Schiffer, in das Konnossement die Klausel „Maass, Zahl, Gewicht 
unbekannt'' oder einen gleichbedeutenden Zusatz ^^) aufzunehmen und dadurch 
sich von der Vertretung des Konnossements in betreff der Maass-, Zahl- und 
Grewichtsangaben zu befreien ;'') so dass auch hier wieder nur die Haftung 
aus dem Receptum bestehen bleibt,'^) es also Sache des Destinatars ist, 
den Nachweis des abgeladenen Quantums zu führen. Selbstverständlich würde 



'^) Bei diesem Beweis spielt das Merkzeichen eine grosse Rolle. Bei Verschieden- 
heit der Merkzeichen wird der Verfrachter regelmässig gar nicht in der Lage sein, den 
Identitäts-Beweis zu führen. Doch darf man dem Destinatar entschieden nicht das Recht 
einräumen, (wie das wohl die Praxis vor Erlass des H.G.B. in Deutschland that: Hamb. 
Samml. der £rk. des O.A.G. zu Lübeck 11 8. 1054, Seebohms Samml. Nr. 182) 
die Führung des Beweises seitens des Verfrachters durch andere Beweismittel abzu- 
lehnen. Vgl. Schlodtmann in Goldschmidts Zeitschr. XXI S. 407 f. 

«») Prot V 8. 2278 f. R.Civ.Pr.0. § 259. 

'®) Als ein solcher Zusatz ist die Klausel „not responsible for marks, brands and 
nnmbers*' nicht anzusehen, wie denn dem mit der gehörigen Sorgfalt zu Werke gehenden 
Schiffer bei Empfangnahme der Güter deren Merkzeichen nicht unbekannt werden bleiben 
können; die Aufiiahme eiper falschen Marke in das Konnossement also wohl immer auf 
eine Nachlässigkeit des ^hiffers zurückzuführen sein wird. Die gedachte Klausel befr^t 
daher den Verfrachter nicht von der Pflicht, den Identitäts-Beweis zu führen. Vgl. 
Schlodtmann in Goldschmidts Zeitschr. XXI S. 403 f., 409. 

»^) D. H.G.B. Art. 656. 

^>) Auch die Klauseln: ^Maass unbekannt"; »Zahl unbekannt*"; „Gewicht unbe- 
kannt** kommen vor: Prot. VIII 8. 4008. 

»«) D. H.G.B. Art. 657. 

^) Diese wird durch die in Rede stehende Klausel nicht berührt: Ullrichs 
Samml. Nr. 72, 181, Goldschmidts Zeitschr. X S. 148, Hamb. H.G.Ztg. ▼. 1872 Nr. 50, 
Entsch. des R.O.H.G. XIV 8. 296, XV 8. 381 ; vgl. Prot V 8. 2290—2295. 
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die Aufnahme der Klausel dann keine Bedeatong haben, wenn dem Schiffer die 
Gflter zugemessen, zugezählt, zogewogen worden wären, weil sich hier eine Un- 
wissenheit des Schiffers über die fraglichen Pankte nur ans einer Yerletzang der 
ihm obliegenden Sorgfalt erklären liesse.'^) 

Der Verfrachter hat endlich das Konnossement in betreff der Besehaffenheit 
der Güter zu vertreten. Er kann sich nicht daraaf berufen, dass die Gttter 
bei der Abladung sich in beschädigtem Zustand oder schlechter Beschaffenheit 
befunden, mag das Konnossement das ausdrückliche Bekenntniss des Schiffers 
enthalten, die Waaren „in guter Ordnung und wohl konditionirt" empfangen zu 
haben, mag ein solches fehlen; denn es ist dasselbe als stillschweigend im Kon- 
nossement enthalten anzusehen; soweit dieses nicht das Gegen theil ausdrückt. ^^) 
Soll daher nicht den Verfrachter die Verantwortlichkeit für die Beschädigung 
und schlechte Beschaffenheit der Gttter treffen, die zur Zeit der Abladung vor- 
handen, sowie für Schäden, welche durch die schlechte Verpackung, in der die 
Güter übernommen, verursacht sind, so muss dieser Mängel im Konnossement 
Erwähnung geschehen, vorausgesetzt, dass sie zur Zeit der Abladung sichtbar 
waren, und vom Schiffer ohne Verletzung der ihm obliegenden Diligenz nicht 
übersehen werden konnten.'^) Die Beweislast in diesem Falle richtet sich nach 
der Art des Konnossements. Hat der Schiffer ein reines Konnossement ge- 
zeichnet, so hat der Verfrachter den Beweis zu führen, dass die Mängel auch 
bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers nicht erkennbar waren ; 
hat derselbe dagegen — natürlich in den Fällen, wo dies überhaupt zulässig — 
in das Konnossement die Klausel „Inhalt unbekannt'' aufgenommen, so wtkrde 
umgekehrt der Destinatar den Beweis der Erkennbarkeit zu erbringen haben, 
und zwar selbst in dem Falle, wo das Konnossement das übliche Bekenntniss, 
die Güter in guter Ordnung empfangen zu haben, enthielte, weil hierdurch nur 
ausgedrückt werden soll, dass der Schiffer Mängel nicht wahrgenommen.'^) 



'^) Voigt jun. im Neuen Archiv I S. 495 f., Schlodtmann in Goldschmidts 
Zeitschr. XXI S. 402 f. 

>«) Entsch. des R.O.H.G. lU S. 24 f. 

»^) D. H.G.B. Art. 660. 

^) Arg. der Art 655 Abs. 2 und Art 656, die unzweifelhaft auf die vorliegende 
Frage Anwendbarkeit haben , da die Haftung für die Art und Gattung der Güter sich 
in joristischer Beziehung in keiner Weise von der für die Beschaffenheit derselben 
onterscjieidet; vgl. Entscheid, des R.O.H.G. III S. 27 ff. Das Reichsgericht hat in einem 
Erk. vom 16. AprU 1881 (Entscheid, in Ci?.S. IV S. 90 f.) bei lose verladenem Roggen 
der Klausel „quality unknown^, mit welcher der Kapitän das Konnossement zeichnete, 
die Bedeutung beigelegt, die Vertretung der Richtigkeit der Konnossementsangabe, dass 
die Ladung sei „dry sifted and in perfect condition and good order" auszuscbliessen, 
soweit nicht die mit dieser Angabe im Widerspruch stehende Beschaffenheit der Güter 
bei der Abladung erkennbar gewesen, die Unkenntniss des Schiffers hiervon also nur 
aus Mangel an Diligenz zu erklären wäre. Das Reichsgericht motivirt diese Entschei- 
dung damit, dass die Eigenschaft der Feuchtigkeit sehr relativ, nicht ohne Weiteres 
jeder Mangel absoluter Trockenheit als schlechte Beschaffenheit oder Beschädigung des 
Roggens anzusehen, auch nicht anzunehmen sei, dass der Schiffer, bei dem speziellere 

12* 
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Der Grundsatz, dass das Konnossement für die Rechtsverhältnisse zwischen 
Verfrachter und Destinatar maassgebend ist, ermöglicht anch die Herabsetzung der 
strengen, aus dem Rezeptum hervorgehenden, Haftung des ersteren vermittelst 
der Aufnahme von Klauseln, welche dessen Verantwortlichkeit für die aus be- 
stimmten Ursachen hervorgehenden Verluste und Beschädigungen ausdrücklich 
ausschliessen. Allerdings wird hierzu die Zustimmung des Befrachters im Fracht- 
vertrage vorausgesetzt; allein dieselbe wird bei manchen mit Rücksicht auf die 
Anschauungen des Verkehrs nicht verweigert werden können, bei anderen mit 
Rücksicht darauf, dass die Rheder solcher Schiffe, welche für bestimmte Trans- 
porte allein in Betracht kommen (die grossen Dampfschiffsgesellschaften) Fracht- 
verträge überhaupt nur bei Bewilligung weitreichender Befreiungsklauseln ein- 
gehen. Klauseln der ersteren Art, welche schon früher viel gebraucht und deren 
Bedeutung und Wirkungen daher vom D. H.G.B. normirt wurden, sind: „frei 
von Beschädigung," „frei von Bruch," „frei von Leckage "" und hiermit gleich- 
bedeutende. Dieselben befreien den Verfrachter von der Haftung aus dem 
Rezeptum und beschränken seine Verantwortlichkeit auf den Schaden, welcher 
verursacht ist durch ein seitens des Destinatars nachzuweisendes Verschulden 
des Schiffers, der Mannschaft und anderer Personen, die sonst noch unter Aufsicht 
des Schiffers für Schiff und Ladung Arbeiten zu verrichten haben (z. B. Stauer, 
Scheuerleute) und für deren Verschulden demgemäss der Verfrachter einzustehen 
hat.^^) Noch weiter gehende Befreiungsklauseln hat der moderne Seeverkehr 
mit seinen so ausserordentlich beschleunigten Fahrten, und so überaus kurz- 
bemessenen Ladungs- und £ntlöschungsfristen hervorgebracht. Dieselben gehen 
namentlich darauf hinaus, dem Rheder die Verantwortlichkeit für die durch 
doloses oder nachlässiges Verhalten der eben genannten Personen verursachten 
Beschädigungen der Ladung abzunehmen. ^^) Dass solche vertragsmässige Be- 
schränkung der Haftung der Rheder vollkommen rechtsbeständig, unterliegt 
keinem Zweifel, indem eine Ausschliessung der Haftungspflicht auch durch Vertrag 
nur dann nicht statthaft ist, wenn dadurch gegen das öffentliche Recht oder die 
guten Sitten Verstössen werden würde. Das öffentliche Recht kommt nun aber 
hierbei gar nicht in Betracht, wie denn auch dem D. H.G.B., ebenso wie dem 
fremden Rechte, ein Verbot vertragsmässiger Beschränkung der gesetzlich dem 
Verfrachter obliegenden Haftungspflicht, wie es z. B. das D. H.G.B. ^^) beim 
Landtransport hinsichtlich der Eisenbahnen statuirt, fremd ist^') Eine Ver- 
letzung der guten Sitten aber würde erst dann in Frage stehen, wenn der Ver- 
frachter sich von der Verantwortlichkeit für eigene dolose Handlungen frei 
machen wollte.^^) Wie weit übrigens die gesetzliche Haftung durch die Kon- 

Waarenkunde nicht voraasgesetzt werden dürfe, den mangelhaften Zustand der Waare 
ra erkennen vermocht habe. 

»») D. H.G.B. Art. 659. 

*^) Vgl. Voigt, Zum See- und Versich .R. S. 22 ff., ders., Die neuen Unterneh- 
mungen (8. 0. S. 157 Not 31) S. 17 ff. 

«) Art 428. 

♦«) Vgl. die Citt bei Voigt, Zum See- und Versich.R. S. 88 ff. 

*«) L. 23. De R.J, (50, 17). Vgl. überhaupt Seufferts Arch. XI Nr. 86 (Ent- 
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nossementsklauseln im einzelnen Falle beschränkt ist, ist selbstverständlich 
Interpretationsfrage. Der Verfrachter bleibt jedoch trotz der Aufnahme einer 
solchen Elansel fftr die bei Abladung der Güter sichtbare Beschädigong, schlechte 
Beschaffenheit oder schlechte Verpackung Y^rantwortlich, wenn nicht die Mängel 
im Konnossement bemerkt sind>^) 

Wo eine Haftung des Verfrachters wegen einer dem Konnossement nicht 
entsprechenden Ablieferung der Güter besteht, ist der Umfang derselben nach 
den für das Rezeptnm geltenden Grundsätzen zu bestimmen ; ^^) wird derselbe 
speziell wegen unrichtiger Bezeichnung der Güter in Anspruch genommen, so 
geht dieser Anspruch nur auf Ersatz des Minderwerthes , der ans der Nicht* 
Übereinstimmung der Güter mit der Konnossementsbezeichnung sich ergibt/^) 

3. Die Bedingungen der Abllefenuig der Güter richten sich lediglich nach 
dem Konnossement. Es wird ausschliesslich durch das Konnossement, auf Grund 
dessen die Ablieferung der Güter erfolgt, bestimmt, ob und inwieweit der 
Empfänger zur Zahlung von Fracht und deren Accessionen, zur Entrichtung von 
Liegegeld, zur Erstattung von Auslagen verpflichtet ist.^^) Ebenso ist für die 
Höhe der Fracht, wie des Liegegeldes das Konnossement maassgebend, und zwar, 
wenn die Fracht nach der Quantität (Zahl, Maass, Gewicht) der Güter sich richtet, 
nicht nur in betreff des Einheitssatzes, sondern auch der Quantität der Güter, 
falls diese im Konnossement in ausreichender und der für die Frachtfestsetzung 
aufgestellten Einheit entsprechender Weise (nach Zahl, Maass oder Gewicht) 
angegeben ist. Auch diese letztere Angabe ist für beide Theile unbedingt 
bindend und schliesst — abgesehen von Fällen doloser Kollusion — sowohl den 
Beweis eines minderen Quantums seitens des Empfängers, wie eines grösseren 
von Seiten des Verfrachters aus.^^) Allerdings kann der Schiffer der Quantitäts- 



scheid, des O.A.6. zu Lübeck vom 29. Mai 1856), Entscheid, des R.O.H.6. XXV S. 181, 
Vo igt a. a. 0. 8. 87 — 41. Auch der fransdsische Kassationshof hat (in einer Ent- 
scheid, vom 14. März 1877 und einer vom 2. April 1878) in dem im Texte angegebenen 
Sinne entschieden (Courcy, Qaestions de droit maritime U S. 89; Raben de Gou- 
der, Dictionnaire HI 8. 390 f. Nr. 110; auch Goldschmidts Zeitschr. XXIV S. 584). 
Die neuesten französischen Seerechts-Schriftsteller sind dagegen entgegengesetzter Ansicht: 
Laurin bei Gresp I S. 688-649, Desjardins II 8. 62—68. Auch scheint das 
Hamb. H.G. die Ausschliessung der Haftbarkeit für dolus der Besatzung nicht für zu- 
lässig zu halten, sondern nur für Nachlässigkeit (Hamb. H.G.Ztg. von 1878 S. 256). 

**) D. H.G.B. Art 660. 

^'*) Vgl. Prot Vlll S. 4182 f. 

*«) D. H.G.B. Art. 654. 

«^) D. H.G.B. Art. 615; vgl. Art 645 Ziff. 8. Zur Zahlung der die Güter treffenden 
Beiträge zur grossen Havarie, der Bodmereigelder, Bergungs- und Hilfskosten ist der 
Empfibiger ohne l/Veiteres verpflichtet, weil diese auf den Gütern haften (D. H.G.B. 
Art. 680, 727, 753). Die in den Konnossementen sich noch jetzt findende Klausel 
„Die Havarie wird nach Seegebranch festgesetzt*' oder Aehnliches, ist daher unwesentlich. 

*») D. H.G.B. Art. 658; vgl. Kierulffs Samml. VI S. 54 ff. (dasselbe in 
Seufferts Arch. XXVII Nr. 251), Entscheid, des R.O.H.G. XII S. 371. Das Gesetz 
sagt nicht, dass die Quantitätsangabe des Konnossements im Zweifel für die Berechnung 
der Fracht als maassgebend anzunehmen sei, sondern sie ist entscheidend. Eboiso die 
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angäbe des Konnossements die entscheidende Bedeutung für die Frachtberechnung 
nehmen. Hierzu bedarf es aber einer ausdrücklich dies in unzweideutiger Weise 
besagenden Erklärung und zwar im Konnossement selbst. Diese Bedeutung ist 
nicht der Klausel „Zahl, Maass, Gewiqjit unbekannt^ beizulegen, weil diese lediglich 
zur Befreiung des Verfrachters ?on der Verpflichtung, fttr die Quantit&tsangaben 
des Konnossements einzustehen, dient. ^^) Ebenso wenig natürlich einem der 
Unterschrift des Konnossements beigefügten Protest (»unter Protest^, „signed 
under protesf^), weil dieser sich auf gar verschiedenartige Punkte des Konnosse- 
ments und des Frachtverhältnisses beziehen kann, daraus also kein Schluss 
auf den in Rede stehenden Willen des Schiffers gezogen werden darf.^^) Wohl 
aber würde diese Bedeutung der dem Namen beigefügte Zusatz: „unter Protest 
wegen Uebermaasses" haben. ^^) Wirkungslos würde die Erklärung über die 
Unanwendbarkeit der Quantitätsangaben des Konnossements für die Fracht- 
ermittelung sein, wenn sie sich in einer besonderen Protesturkunde befände, 
sollte selbst auf diese im Konnossement (etwa durch die Worte „unter bei- 
liegendem Protest^) Bezug genommen sein. Anders wenn die Protesturkunde 
dem Konnossement dergestalt annektirt wäre, dass sie ein Theil des letzteren 
geworden und als solcher in die Hände des Destinatars gelangt wäre.^^) 

Weder das Verhältniss des Abladers zum Verfrachter, noch das des Abladers 
zum Destinatar hat auf die Bedingungen der Abnahme der Güter Einfluss. Das 
erstere kann nur dadurch dem Empfänger gegenüber eine rechtliche Bedeutung 
erbalten, dass es — ganz oder theilweise — zu einem Bestandtheil des Kon- 
nossements gemacht wird.^) Dies kann dadurch geschehen, dass Bestimmungen 
des Frachtvertrags ihrem Wortlaut nach dem Konnossement selbst einverleibt 
werden, aber auch dadurch, dass auf dieselben im Konnossement Bezug genommen 
wird. Doch muss diese Bezugnahme eine ausdrückliche sein. Eine stillschweigende 
ist wirkungslos. Es darf daher namentlich daraus, dass auf eine Bestimmung 
der Chartepartie Bezug genommen ist, nicht geschlossen werden, dass damit 
auch die übrigen haben aufgenonmien werden, sollen. ^^) Hieraus folgt, dass, 



französische Jurisprudenz. Nur einige Gerichte und Schriftsteller lassen nach dem 
ausgelieferten Quantum, wenn dieses höher ist, als das im Konnossement angegebene, 
die Fracht berechnen. Vgl. Laurin bei CrespU S. 178 f., Desjardinsin S. 662£ 

") Vgl. D. H.G.B. Art Ö57. 

^) Entsch. des B.O.H.G. I 8. 200. 
* «) Entsch. des R.O.H.G. VI S. 850. 

59) Entsch. des B.O.H.G. I S. 201, R.O.H.G. VI S. 848. 

w) D. H.G.B. Art. 653 Abs. 2. 

^ Motive zum Preuss. Entw. des H.G.B. S. 265 ff., 275. Prot V S. 2227 f. Entsch. 
des B.O.H.G. I S. 201, des R.O.H.G. VI 8. 346, XH S. 131, XV S. 222 f., XVII 8. 74 «L, 
XIX S. 263 f. Eine Klausel , wodurch die ganze Chartepartie zu einem Bestandtheil 
des Konnossements wird, ist die: „on paying freight for the said good and all 
other conditions as per charterparty'*. Wie weit die Chartepartie in das Konnossement 
hat aufgenommen werden sollen, ist Sache der richterlichen Interpretation. Wo 
sich Widersprüche finden zwischen der angezogenen Bebtimmung der Chartepartie 
und dem Konnossement resp. gesetzlichen Folgen eines solchen, muss natürlich die 
Chartepartie zurückstehen. Das geht ans der dem Konnossement eingeräumten Stellung 
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wenn im Konnossement in Ansehung der Fracht anf die Chartepartie (z. B. durch 
die Worte: „Fracht laut Chartepartie*') yerwiesen wird, dadurch nur für maass- 
gebend erklärt werden die die Fracht im engeren Sinne ond deren unzweifel- 
hafte Accessionen als Eaplaken, Primage normirenden fiestimmongen, nicht aber 
die Aber das Liegegeld,^^) sowie die sonst noch über die Löschung aufgestellten 
Bestimmungen, wie ttber Loschzeit und Ueberliegezeit. 

Auf der anderen Seite wird das Yerhältniss zwischen dem Befrachter und 
Verfrachter durch den Inhalt des Konnossements nicht bertlhrt Hierfür sind 
lediglich die Bestimmungen des Frachtvertrags maassgebend.^^) Fordert daher 
der Verfrachter vom Befrachter die Fracht, so wttrde er immer nur die im 
Frachtverträge, nicht aber die im Konnossement festgesetzte verlangen können; ^^) 
es müsste denn nachträglich eine Abänderung der Frachtfestsetzung von den 
Parteien beliebt sein und diese im Konnossement ihren Ausdruck gefunden 
haben.^») 

Auch das Bechtsverhältniss zwischen Ablader und Destinatar, auf Grund 
dessen die Uebersendung der Waaren an den letzteren erfolgt, beeinflusst in 
keiner Weise das Recht eben dieses aus dem Konnossement; wie umgekehrt 
dieses letztere für jenes Bechtsverhältniss in keiner Weise in Betracht kommt. 
Würde der Ablader die Aushändigung der Waaren an den Destinatar von der 
Erfüllung gewisser Bedingungen abhängig machen können, so würde der Schiffer 
hiervon nicht einen Einwand gegen die Ablieferung hernehmen dürfen ; es mttssten 



hervor. Ist also im Konnossement Zahl, Maass oder Gewicht der Güter angegeben, in 
betreff der Fracht aber auf die Chartepartie verwiesen, und hier die Fracht normirt 
für eine bestimmte Einheit mit dem Zusatz: „nach eingenommenem Maass'', so ist 
doch für das Quantum die Angabe des Konnossements entscheidend, weil das Gesetz 
in jedem Fall, wo im Konnossement Zahl, Maass, Gewicht angegeben ist, für die nach 
Zahl, Maass oder Gewicht bedungene Fracht die Qaantität8*Angabe des Konnossements 
bestimmend sein lässt: s. o. S. 181. Die ältere Praxis scheint nicht unbedingt eine ausdrück- 
liche Bezugnahme auf die Chartepartie für wesentlich gehalten, sondern auch von der 
Bezugnahme auf einen Punkt auf die Au&ahme anderer geschlossen zu haben: Ullrich, 
Samml. Nr. 339; vgl. Seebohm, Samml. Nr. 31. 

M) In dem Gesetzestezt heisst es nicht Liegegeld, sondern Liegezeit («sind 
hierin die Bestimmungen über Löschzeit, Ueberliegezeit und Liegezeit nicht als ein- 
begriffen anzusehen''). Dass es aber Liegegeld heissen muss, unterliegt keinem Zweifel 
(vgl. Entscheid, des R.O.H.G. V 8. 132 f., XV 8. 222). In dem Entw. I. Lesung 
lautete die betreffende Stelle des H.G.B. (Art. 525): — »Wird in Ansehung der Fracht 
auf den Frachtvertrag yerwiesen — so sind hierin die Bestimmungen über Löschzeit, 
Ueberliegezeit und Liegegeld nicht als einbegriffen anzusehen''; wie denn auch auf der 
Hamburger Konferenz bei den Berathungen (in erster Lesung) über die Tragweite der 
Klausel „Fracht nach Chartepartie'', Gegenstand der Diskussion nur die Frage war, 
ob dieselbe sich auch auf das Liegegeld beziehe (Prot V S. 2226—2228). In zweiter 
Lesung ist aber eine Aenderung jenes Satzes nicht beliebt worden. (Vgl. Prot VIII 
S. 4007.) 

»«) D. H.G.B. Art Ö58 Abs. 3. 

^^) Erk. des Brem. H.G. ?om 4. Mai 1863, des Lüb. O.A.G. vom 28. Januar 1865 
in Kierulffs Samml. I S. 37. 

M) 8. 0. 8. 172 Not 2. 
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denn diese Bedingungen in das Konnossement selbst aufgenommen sein (z. B. ^nur 
gegen Zahlung auszuliefern").^^) Umgekehrt ist die Geltendmachung des An- 
spruchs des Empfängers gegen ^en Absender aus dem mit di|6em abgeschlossenen 
Vertrage wegen kontraktwidriger Lieferung nicht davon abhängig, dass vorher 
der ßmpf^ger den Verfrachter in Anspruch genommen hat, wenn die Be- 
schaffenheit der Güter nicht dem Inhalte des Konnossements entsprach.®^) 

III. Eine besondere, erst in jüngster Zeit bekannt gewordene oder doch 
wenigstens häufiger angewendete Konnossementsform, worüber die neueren Gesetze, 
und so auch das D. H.G.B., besondere Bestimmungen nicht enthalten, ist das 
durehsrehende Konnossement (through bill of lading).®') Man bedient sich dieser 
Konnossemente, welche besonders seitens der grossen transatlantischen Dampf- 
schiffsgesellschaften ausgestellt werden, namentlich in den Fällen, wo es sich um 
den Transport von Gütern nach solchen entlegenen überseeischen Plätzen handelt, 
welche keine direkte Schiffsverbindung mit dem Abladungsplatze haben, oder 
zwar eine solche haben, die man aber ihrer Kostspieligkeit halber zu umgehen 
und durch verschiedene Seetransporte oder Seetransporte und Landtransporte 
zu ersetzen sucht. Ein solches Konnossement lautet auch auf Transportimng 
der Güter nach dem Bestimmungsort, und zwar für eine Gesammtfracht. Der 
Aussteller des Konnossements übernimmt aber mit eigenem Schiff nur einen 
Theil des Transports, verpflichtet sich jedoch, dafür zu sorgen, dass die Weiter- 
beförderung der Güter von anderer Seite übernommen werde, ^') entweder 
schlechtweg oder vermittelst einer bestimmten, im Konnossement bezeichneten 
Schiffsgelegenheit resp. sonstigen Transportgelegenheit. ^^) Genannt wird in einem 
solchen Konnossement stets nur das Schiff, in welches die zu transportirenden 
Güter vom Verlader abgeladen werden, und welches sie bis zur ersten Transport- 
station befordert, mag dieses dem Konnossementsaussteller selbst gehören, oder 
ein von ihm zu benutzendes Schiff eines anderen Rheders sein. Die obliga- 
torischen Wirkungen eines solchen Konnossements sind ausserordentlich beschränkt. 
Der Satz, dass das Konnossement für die Rechtsverhältnisse zwischen dem Ver- 



^^) Goldschmidt I, 2 8. 685. 

^) Entscheid, des B.O.H.G. II S. 330. 

*^) Darüber handeln Schlodtmann in Goldschmidts Zeitschr. XXI S. 884ff., 
Voigt, Zum See- und Ver8ich.R. S. 7 ff. 

^^) Um ein so gefasstes Formular eines durchgehenden Konnossements handelt es 
sich in Entsch. des R.O.H.G. III S. 222. Hier übernimmt die Verfrachterin, die 
West-India and Pacific Steam Ship Company die Verpflichtung „to carry the — bales — 
to Liverpool from which port they are to be forworded, either by raiiway or steamer 
or other conveyance as the case may be, to the port of Hamburg^. Ebenso war in 
dem Fall, von dem Schlodtmann (a. a. 0. S. 887) ausgeht, der Transport seitens des 
Konnossementsausstellers übernommen nach Hüll „for transhtpment to Bremen*'. 

*') Diese Art von Formularen durchgehender Konnossemente allein hat Voigt im 
Auge; s. S. 8—10, so in einem Konnossement der Hamburg- Amerikanischen Packet- 
fahrt A. G. — „to be carried to Colon by the Steamer of the Hamburg American Packet 
Company, from Colon to Panama by the Panama Railroad Company, and thence to the 
Port of Destination by to Pacific Steam Navigation Company**. 
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frachter and dem Destinat&r entscheidend, gilt nur f&r den, welcher den Transport 
auf dem ersten Reiseabschnitt besorgt hat^ nnd auch für diesen nnr mit wesent- 
lichen Modifikationen, da dasselbe nur im Endpunkte des kombinirten Transports 
geltend gemacht werden kann. Für den Konnossementsaassteller, soweit er 
einen späteren Theil des Gütertransports übernommen hat, ist das Konnossement 
nur insofern maassgebend, als es Bestimmangen des Frachtkontrakts enthält, 
dagegen gar nicht, soweit der Beweis der Einnahme der Güter dadurch geführt 
wird. Für andere spätere Transportführer ist es ohne jede Bedeutung, da diese 
die Güter nicht auf Grund des ursprünglichen (durchgehenden) Konnossements 
zur Beförderung übernehmen , sondern auf Grund des Frachtvertrags , den sie 
mit dem Aussteller jenes Konnossements abschliessen.^^) Alle auf den ersten 
folgenden Transportführer stehen für den den Bestimmungen des für sie maass- 
gebenden Frachtvertrags und in Ergänzung desselben des für sie maassgebenden 
Gesetzes (resp. Gewohnheitsrechts) entsprechenden Transport der Güter nur 
soweit ein^ als ihnen die zu transportirenden Güter von ihrem Yormann wirklich 
abgeliefert und in der Beschaffenheit, in welcher sie abgeliefert sind, und zwar 
nur bis zum Endpunkt des von ihnen übernommenen Reiseabscbnitts , resp. bis 
zur Ablieferung der Güter an den späteren Transportführer. Die Prinzipien 
des Landtransports, wonach der frühere Frachtführer, der einem anderen die 
zu transportirenden Güter übergibt, für diesen und alle folgenden Frachtführer 
zu haften hat; und umgekehrt der später^Frachtführer, der auf Grund des 
ursprünglichen Frachtbriefs von einem früheren die Güter zum Weitertransport 
übernimmt, in die Verbindlichkeiten der früheren Frachtführer in betreff des 
bereits ausgeführten Transports succedirt,^^) können nicht einfach auf den See- 
transport angewendet werden, da es sich hier nicht um Prinzipien handelt, die 
im Wesen des Frachtgeschäfts überhaupt begründet sind, zum Theil auch die 
Yoraussetzungen dafür fehlen. Ebensowenig liesse es sich rechtfertigen, den 
Satz analog anzuwenden . dass der Spediteur in dubio' für die von ihm ange- 
nommenen Zwischenspediteure und Frachtführer haftet, wenn er mit dem Ab- 
sender oder Destinatar sich über bestimmte Sätze der Transportkosten geeinigt 
hat/^) Der Destinatar kann demgemäss die Auslieferung der Güter vom letzten 
Transportführer ^^) nur verlangen auf Grund des Bezeptums und des von demselben 
eingegangenen Frachtvertrags®^) oder des etwa vom letzten Tränsportführer 



«*) Schlodtmann a. a. 0. 8. 388. Voigt a. a. 0. S. 12 und 14. Haben die 
späteren Transportführer resp. der letzte den Transport der Güter zu anderen, als den 
dem durchgehenden Konnossement entsprechenden Bedingungen übernommen, so können 
sich der Ablader resp. Destinatar nur bei dem Aussteiler des Konnossements wegen des 
ihnen daraus erwachsenden Schadens erholen. 

•») D. H.G.B. Art. 401. 

••) D. H.G.B. Art 884. 

^^) Der Ablader und als dessen Rechtsnachfolger der Destinatar können einen 
unmittelbaren Aniipnich gegen den letzten Transportführer geltend machen, weil mit 
diesem dessen Vormann als Stellvertreter des Abladers kontrahirt 

^) Natürlich liegt in dieser Hinsicht die Beweislast dem Destinatar ob. 
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anegeetellten Konnossements.^^) Das durchgehende Konnossement dient dem 
letzten Transportführer gegenüber lediglich zur Legitimation des Destinatars. 
Wegen Yerringeningen oder Beschädigungen, die die Ladung auf einem früheren 
Transport erlitten hat, kann der Destinatar nur den Transportführer in Anspruch 
nehmen, dem dieselben zur Last zu legen sind. 

§ 37. 

b. Besitzübertragung vermittelst des Konnossements. 

I. Im Interesse beschleunigten Güterumlaufs dient das Konnossement dazu, 
Verfügungen über abgeladene Güter zu ermöglichen, auch für den, der that- 
sächlich sich nicht im Besitz der Güter befindet, und in so vollständiger Weise, 
dass gegen das Konnossement der Kaufpreis der abgeladenen Güter dem Ver- 
käufer gezahlt, oder Wechsel, welche dieser auf Höhe desselben gezogen, acceptirt 
werden.^) Soll dasselbe aber diese Funktion erfüllen können, so muss das dem 
Destinatar aus der Urkunde zustehende Recht ein nach allen Seiten hin ge- 
sichertes sein. Hierzu würde die obligatorische Wirkung des Konnossements, 
welche dem Destinatar ein vom Willen des Abladers und der Indossanten 
durchaus unabhängiges, durch keinerlei aus der Person des Abladers oder der 
Indossanten genommene Einreden zu beschränkendes Forderungsrecht gegen 
den Schiffer resp. Verfrachter auf Auslieferung des Frachtguts gewährt, nicht 
ausreichend sein. Alsdann würde nemlich die Möglichkeit, über das abwesende 
'Gut zu disponiren, durch verschiedene ausserhalb des zwischen Verfrachter und 
Destinatar bestehenden obligatorischen Nexus liegende Momente wesentlich be- 
einträchtigt werden können. Diese Möglichkeit wird nur dadurch beseitigt, dass 
dem Destinatar zum Schutz seines Hechts ausser den persönlichen Klagen gegen 
den Verfrachter aus dem Konnossement, gegen den Absender aus dem zwischen 
ihnen bestehenden Bechtsverhältniss, gegen den Indossanten aus dem dem Indossament 
zu Grunde liegenden Rechtsgeschäft noch dingliche Klagen zu Gebote stehen. 
Um diesem Bedürfniss gerecht zu werden,^) stellte man den Satz auf: Die 

^9) Ueber die nachtheilige Lage, in welcher sich beim durchgehenden Konnosse- 
ment der Destinatar befindet, vgl. Voigt a. a. 0. S. 19 ff., Schlodtmann a. a. O. 
S. 386 ff., 894 f. 

>) Vgl. Goldschmidt H.R. 1,28. 661 f., 700, Neues Arcbiv I S. 877 ff. 
Allerdings hat diese Leistung des Käufers nicht den Karakter der Kontraktserftlllung, 
der eigentlichen Zahlung, sondern den der Deckung, der Vorschussleistung; vgl. Ent- 
scheid, des R.6. Giv.S. III S. 87 ff. und die das. S. 90 citirten Entscheidungen. 

>) J bering, Dogm. Jahrb. I S. 182 ff. (gesammelte Aufs. I S. 116 ff.) führt das ^nn- 
mittelbare rechtliche Verhftltniss'', in welches der Destinat&r durch das Konnossement 
zu den noch nicht an ihn abgelieferten Waaren gesetzt wird, und die demselben zu- 
stehende Befugniss, diese Macht durch Ces&ion oder Indossament auf andere zu Über- 
tragen , lediglich auf eine Cession der Vindikation zurück , welche zugleich mit der 
Cession der persönlichen Klage gegen den Schiffer vom Ablader in der üebertragung 
des Konnossements und weiter vom Konnossementsinhaber durch Cession oder Indoe- 
sirung desselben Torgenommen würde, unterlAsst es jedoch darzuthun, wie in der blossen 
Üebertragung des vom Schiffer ausgestellten Konnossements die Willenseridamng des 
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Uebergabe des EoimosaementB hat dieselben dliiffllelieA ReebtswirkuigeA zur 
Folge, welche die Uebergabe der Güter selbst hervorgebracht hfttte; oder wie 
dasselbe früher aosgedrackt wurde: die Uebertragang des Konnossements gilt 
soviel, wie die Uebertragang des körperlichen Besitzes der Waare. Die Geltung 
dieses Satzes, als eines durch allgemeines Handelsgewohnheitsrecht anerkannten, 
wird von den einen Schriftstellern und Gerichten ebenso bestimmt behauptet,^) 
als von den anderen in Abrede gestellt.^) Bei dieser Sachlage kann man nan 
nicht einfach ein bestehendes Gewohnheitsrecht geltend machen, wennschon sich 
sehr berufene Gewährsmänner für dessen Existenz ausgesprochen haben ;^) 
wennschon sich auch für die Existenz eines solchen Handelsgebranchs der Um- 
stand geltend machen liesse, dass die Yeräusserung von schwimmenden oder 
wenigstens abgeladenen Gütern mittelst des Konnossements erfolgt, dass gegen 
AuslieferuDg der Konossemente der vereinbarte Kaufpreis gezahlt wird, oder auf 
Höhe desselben Tratten des Verkäufers vom Käufer acceptirt werden, und bei 



Abladers enthalten sein soll, die ihm hinsichtlich der Waaren zustehende rei vindicatio 
dem Destinatar zu cediren? wie dieses Rechtsmittel den Destinatar gegen den Ablader 
selbst schützen soll, wenn dieser nach der Konnossementsübertragung denselben beein- 
trächtigende Dispositionen mit den Waaren vornimmt? wie man sich die von ihm in 
der Ueberrdchung des dem Schiffer vom Ablader zugestellten Konnossementsexemplars 
gefundene Denunziation der Cession zu denken hat? da doch dem Schiffer ein Exemplar 
oder, wie nach Deutschen Recht, eine Kopie des Konnossements vor der Begebung desselben 
ausgehändigt wird, darin also höchstens die Absicht gesehen werden könnte, in Zukunft 
die in Rede stehenden Klagen einer (häufig noch gar nicht genannten) Person zu cediren; 
worin endlich bei den späteren (von Seiten des ersten Inhabers oder eines Indossatars 
erfolgenden Konnossementaübertragungen die Denunziation zu finden sei? Lab and, 
der hiergegen polemisirt (Zeitscbr. f. D. B. XIX S. 121 ff.), gibt dem Destinatar, aber 
nur für den Fall, dass der Besitz der Waaren „durch Delikt in die Hände Anderer 
gekommen ist" eine „rei yindicatio utilis''. Dieses Klagerecht soll sich, ohne dass 
jedoch angedeutet wird, wie und aus welchem Grunde, aus dem „animus tradendi" er- 
geben, der eich in der Verladung der Waaren dokumentirt 

>) Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 707 ff. und die das. Not 28 Citirten. 

^) So ganz besonders von Gerber in den Prot, der Hamb. Konf Y S. 2217, 
Deutsches Privatr. § 184, Thöl, H.R. I § 270, S. 890 ff., Jhering in den Jahrb. I 
8. 178 ff. (AnfB. I S. 113 ff.), Endemann, H.R. § 78 III, Laband in der Zeitscbr. 
f. D. R. XIX S. 121 ff.; seitens der Rechtsprechung besonders von einer lange Zeit hindurch 
festgehaltenen Praxis des O.A.6. zu Lübeck und der Hamburgischen Gerichte, Citt 
bei ThOl a. a. 0. S. 893 Not. 23, Goldschmidt a. a. 0. S. 705 Not. 16. 

*) Hierhin rechne ich die Aeusserungen besonders der kaufmännischen Abgeord- 
neten auf der Nürnberger und Hamburger Konferenz (Prot. I S. 443 — 446, 450, 452, 
y S. 2228 f., YIU 8. 4017 ff.), welche den Satz: „Die Uebergabe des Konnossements 
(wie des Ladescheins) steht der Uebergabe der Waaren gleich, als den kaufmänoischen 
Anschauungen entsprechend und für den Handelsverkehr unentbehrlich vertheidigten; 
wie auch die Motive des WOrttembergschen Entwurfs eines H.G.B. (S. 313) und die des 
Preussischen (S. 116 f.) die Existenz eines derartigen allgemeinen Handelsgebrauchs 
bestätigen; auch auf der Hamburger Konferenz weder von kaufmännischer, noch 
von juristischer Seite das Yorhandensein des genannten Satzes geleugnet, sondern ihm 
nnr von letzterer Seite der juristische Karakter abgesprochen und seine Unkonstruirbar- 
keit behauptet wurde (Prot. V S. 2207, 2219 ff.). 
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Normirang dieses Kaufpreises, nicht etwa — wie auf die Höhe des Kurses 
der Inhaherpapiere die Solvenz oder der Kredit des Ausstellers mit einwirkt — 
die grössere oder geringere Wahrscheinlichkeit, dass die Waare vom Schiffer 
nicht werde ausgeliefert werden, in Betracht gezogen wird, sondern lediglich 
4ie Konjunkturen des Marktes der betreffenden Waare entscheidend sind.^ Es 
ist vielmehr zu untersuchen, ob sich nicht der in Rede stehende Satz aas 
allgemeinen Rechtsprinzipien ergibt, ob er sich nicht civilistisch konstmiren 
lässt. Derartige Yersuche sind nun auch von verschiedenen Seiten gemacht 
worden. So hat man namentlich eine symbolische Tradition angenommen; ein 
constitutum possessorium; auch hat man in der Konnossementsannahme seitens 
des Distinatärs eine Ratihabition der Besitzergreifung der Waaren gesehen, 
welche der Schiffer als negotiorum gestor des Konnossementsinhabers bei der 
Abladung vornehme. 

Durch die Annahme einer symbolischen Tradition,^ wobei das Konnossement 
als Symbol der Waare erscheint, ist nun nichts gewonnen ; denn das R.R. kennt 
eine solche nicht, ^) und der Annahme einer durch das Gewohnheitsrecht be- 
gründeten symbolischen Tradition stehen dieselben Bedenken entgegen, wie der 
Annahme, dass der zu konstruirende Satz überhaupt ein Satz des geltenden 
Gewohnheitsrechts sei.^) 

Was die Konstruktion mittelst eines constitutum possessorium^^) anlangt, 
wobei der Absender als Mandatar oder negotiorum gestor des Destinatars 
erscheint und in dem Augenblick, wo er sich als solcher gerirt, den Besitz der 
Waare für den letzteren haben will; so ist die Annahme, dass der Absender 
als Stellvertreter des Destinatars während irgend welcher Zeit die Güter besitze, 
eine grundlose Fiktion. Die Uebersendung der Waaren an den Destinatar ist 
selbst beim Yeräusserungsgeschäft nicht die Folge eines dem Yeräusserer ge- 
wordenen besonderen Mandats oder einer negotiorum gestio, sondern des Ge- 
schäftes selbst. ^ *) Wollte man aber auch ein Mandat oder eine negotiorum 
gestio annehmen, so würde man doch hieraus auf das Vorhandensein eines 



*) Diese Thatsache, meine ich, widerspricht der Auffassung Labands (Zeitscfar. 
f. D. R. XIX S. 132), wonach das Konnossement lediglich „der Repräsentant des 
obligatorischen Rechts** gegen den Schiffer ist. 

^) Vertreten u. A. von Pohls, H.R. I S. 181 ff., Kaltenborn, Seer. I S. 307 ff., 
Beseler, D. Privatr. II § 255 Not. 30. 

^) Hinsichtlich der L. 1. G. De donat (8, 53) schliesse ich mich dar auch von 
Goldschmidt (H.R. I, 2 S. 639 f.) adoptirten Erklärung Savignys (Besitz § 16) an. 

*) Beseler, D. Privatr. a. a. 0. findet es freilich verkehrt, dass man den Rechts- 
satz zu konstmiren („aus dem R.R. abzuleiten") suche, statt sich einfach auf eine durch 
Gewohnheitsrecht begründete symbolische Tradition zu berufen. 

^^) Erk. des O.A.G. zu Rostock vom 27. Jan. 1845 in der Zeitschr. f. D. R. IX 
S. 489 ff. Mittermai er, Priyatr. § 565. 

^^) Thöl, H.R. I § 261, S. 847 f. Der Kaufvertrag geht eben dahin, dass der Ver- 
käufer nicht unmittelbar dem Käufer die Sache übergibt, sondern mittelst einer Yon 
letzterem bestimmten oder von ersterem zu bestimmenden Transportgelegenheit Über- 
sendet. Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 632 nimmt Nebenvertrag zum Kaufrertrage an. 
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coüBtitiitiiin possessorinin nicht schliessen können. Dass der, welcher eine Sache 
veränssert und dieselbe zugleich miethet oder sich den Usnsfrukt daran vor- 
behält, den animus rem sibi habendi verwandelt in den animus rem alieno 
nomine possidendi, ist klar. Indem er an der Sache ein ins in re aliena oder 
ein obligatorisches Recht fitr sich in Anspruch nimmt, gibt er zu erkennen, 
dass er die Sache als eine fremde behandelt, die er also auch allein in fremdem 
Namen besitzen kann. Dagegen ist diese Wandlung des Willens in keiner 
Weise daraus zu ersehen, dass der bisherige Eigenthflmer der Güter den Transport 
derselben vorbereitende Handlungen vornimmt; wie denn der Yeränsserer sehr 
wohl dem, der den Transport besorgt, die Weisung ertheilen kann, nur unter 
bestimmten Voraussetzungen dem Erwerber d^ Besitz der Gttter zu flbertragen. 
Sollte aus der erwähnten Handlungsweise des Yeräusserers auf jene Willens- 
änderung geschlossen werden können, so mOsste man dieselbe schon aus der 
blossen Thatsache der Yeräusserung folgern. Daher lässt sich denn auch in 
der Annahme des Konnossements seitens des Destinatars nicht eine Ratihabition 
der negotiorum gestio des Absenders und demgemäss auf den Besitzerwerb ge- 
richtete Willenserklärung finden.^') Findet man aber in der Empfangnahme 
des vom Schiffer gezeichneten Konnossements seitens des Absenders die Willens- 
erklärung des letzteren, für den Destinatar besitzen zu wollen, ^^) so ist dies 
lediglich eine Behauptung, die ebenso des Beweises erst bedarf, wie die Be- 
hauptung, dass durch das Konnossement der Besitz der Güter übertragen wird. 
Ein constitutum possessorium ist allerdings bei dem in Rede stehenden Rechts- 
verhältniss an sich denkbar, wenn die Voraussetzungen dafür vorliegen. 

Der Ansicht, dass der Schiffer als negotiorum gestor des Destinatars für 
diesen den faktischen Besitz der Waaren ergreife, welcher durch Annahme des 
Konnossements seitens des Destinatars, worin sich dessen animus possidendi 
manifestire, in juristischen Besitz verwandelt werde, ^^) steht der Umstand ent- 
gegen, dass dem Schiffer regelmässig das Rechts verhältniss , auf Grund dessen 
die Versendung der Waaren erfolgt, unbekannt ist, und er daher nicht den 
Willen haben kann, den Destinatar zum juristischen Besitzer zu machen, auch 
der Ablader in vielen Fällen diese Absicht nicht hat. 

Aus Inhalt und Wirkungen des Konnossements ergibt sich vielmehr Fol- 
gendes.^^) Der Schiffer detinirt die abgeladenen Güter, als deren Inhaber er 



1») Dies thut das O.A.6. zu Rostock; s. S. 188 Not. 10. 

^^) Dies ist die Auffassung Mittermaiers a. a. 0. 

1^) So Hol ti US (Abb. civil- und handelsrechtlichen Inhalts, übersetzt von Sutro 
S. 120 ff.), Wilda (in Weiskes Rechtsiez. IH S. 34 f.) und die sonst bei Gold- 
schmidt, H.R. I, 2 S. 720 Not. 47 Citirten. 

^^) Ich schliesse mich im Folgenden (wie ich es in meinem Beer. I S. 301 f. 
gethan) der von Goldschmidt (H.R. I, 2 S. 721 ff.) gegebenen Konstruktion an, welche 
jetzt auch das Reichsgericht (Entsch. Civ.S. V S. 80) adoptirt hat. Letzteres macht 
noch darauf aufinerksam, dass diese Theorie für das Prenssische Recht eine Stütze in 
den §§ 66, 67 A. L.R. I, 7 finde, indem in der Vereinbarung, dass das dem Schiffer 
übergebene Gut nicht mehr zur Verfügung des Absenders stehe, sondern dem legitimirten 
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sich im Konnossement ansdrficklich bekennt. Er detinirt dieselben aber nicht 
fttr sich, da, ohne eine Eontrektatio vorzunehmen, er keinerlei Herrschaftsgewalt 
über dieselben geltend machen kann. Vielmehr detinirt er vor Zeichnung und 
Aushändigung der Konnossemente für den Ablader, der bis zu diesem Moment, 
soweit nur das Verhältniss des Schiffers in Betracht kommt, nach seinem Belieben 
auf die Güter einwirken und über dieselben verfügen kann, indem der Schiffer 
den hierauf gerichteten Weisungen desselben Folge zu leisten hat. Die Möglichkeit, 
über die Ladung zu verfügen, hört jedoch für den Ablader als solchen in dem 
Augenblick auf, wo der Schiffer die Konnossemente gezeichnet und ausgehändigt 
hat. Von da ab hat diese Möglichkeit der berechtigte Inhaber des Konnossements, 
da der Schiffer ihm die Güter unbedingt auszuliefern hat; der Ablader nur, so 
lange er noch die Konnossemente in Händen hat. Hieraus folgt: so lange der 
Ablader die ihm vom Schiffer ausgeantworteten Konnossemente noch nicht aus 
der Hand gegeben hat, detinirt auch der Schiffer für ihn; ist jedoch das 
Konnossement in den Händen des von Hause aus in demselben bezeichneten 
oder durch Indossament ausgewiesenen Destinatars, so detinirt der Schiffer für 
diesen. So tritt durch die Uebergabe des Konnossements von Seiten des Ab- 
laders an den Destinatar oder von Seiten des Indossanten an den Indossatar 
ein Wechsel in der Person dessen ein, für den der Schiffer besitzt, und zwar 
tritt dieser Wechsel durch den Willen dessen ein, der bis dahin durch den 
Schiffer besass.^^) Der Umstand, dass der Konnossomentsinhaber sehr häufig — 
nemlich beim Orderkonnossement — eine persona incerta für den Schiffer ist, 
henimmt diesem nicht die Möglichkeit, für denselben die Detention der Güter 
auszuüben, da man ja auch den Besitz einer Sache auf eine Person übertragen 
. kann, die einem unbekannt ist, wenn nur in derselben gewisse Voraussetzungen 
zutreffen, ^^) auch eine negotiorum gestio mit den rechtlichen Wirkungen an- 
genommen wird, wenn jemand die Geschäfte einer ganz anderen Person besorgt 
hat, als für die er solche hat besorgen wollen. ^^) 

An und für sich ersetzt die Konnossementsübertragung nur die UebertragaBg> 
der Detention auf den Destinatar. Nur hinsichtlich der Rechtswirkungen welche 
diese zur Voraussetzung haben, wird die Uebertragung der Detention mit der des 
Konnossements als geschehen angenommen.^*) Ob aber der Destinatar den juristi- 



Inhaber des Konnossements ausgeliefert werden solle, nothwendiger Weise die Anweisung 
an den Schiffer enthalten sei, für diesen Inhaber zu detiniren. 

^^) Dass man durch diese Konstruktion in dem Falle, wo die mehreren Konnosse* 
mentsexemplare an verschiedene Personen indossirt sind, nicht zu einem Besitz mehrerer 
an derselben Sache gelangt, zeigt Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 728 ff. durch den 
Hinweis darauf, dass die mehreren Konnossementsxemplare immer nur als Ein Kon- 
nossement gelten, und der Schiffer nur für den berechtigten Konnossementsinhaber detinirt. 

") L. 9 § 7 De A. R.D. (41, 1). § 46 J. De R.D. (2, 1). 

1») L. 5 § 1, § 10 De neg. gest. (8, 5). L. 14 § 1, L. 29 pr. Gomm. div. (10, 3). 

^') Hierbei ist es durchaus nicht für abnorm zu halten, dass unter umständen der 
Detentor durch einen Stellvertreter die Detention ausübt. Stellvertretung kann nemlich 
beim Besitz immer nur hinsichtlich der Detention stattfinden, sie ist aber ebensowohl 
für den Detentor, wie für den juristischen Besitzer möglich, da ja die blosse Detention 
bereits Rechtswirkungen hat: Goldschmidt, HR. I, 2 S. 723. 
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sehen Besitz, Pfandrecht oder Eigentham erhält, hängt von dem Rechtsverhältnisse 
aby auf Grand dessen die Eonnossementsübertragang stattfand.*^) So wird der 
HandlongsbevoUmächtigte des Abs^ders, dem die Waaren zum Terkaaf für des 
letzteren Rechnung zugesandt werden, infolge des Empfanges der Konnossemente 
nur als Detentor angesehen ; der Spediteur, der Kommissionär zunächst auch nur 
als Detentoren, soweit sie aber an den Gütern ein Pfandrecht geltend machen 
können, auch als juristische Besitzer ; der, welchem die Waaren auf Grund eines 
Kaufgeschäfts nach Zahlung (resp. Kreditirung) des Kaufpreises^^) vom bis- 
herigen EigenthtUner übersandt werden , als Eigenthümer.^') Der Beweis des 
Eigenthums bei Vindizirung der Güter seitens des Konnossementsinhabers ist 
allerdings nicht nur auf die in der Konnossementsübertragung liegende Tradition 
der Güter zu richten (welcher Beweis — vorbehaltlich eines Gegenbeweises — 
durch den Besitz der Urkunde selbst geführt wird), sondern auch auf die iusta 
caussa traditionis. Das soll aber nicht heissen, dass das spezielle Rechtsgeschäft, 
daA der Tradition zu Grunde liegt, bewiesen werden muss, sondern nur, dass 
der Wille des Tradenten auf Uebertragung des Eigenthums gerichtet war. Dieser 
Wille ist aus dem Indossament zu entnehmen. Und es wäre Sache des Gegners, 
einen anderweitigen Willen des Indossanten (und Tradenten) darzuthun, wenn 
nicht ein solcher aus dem Indossament selbst ersichtlich, wie es beim Prokura- 
indossament der Fall ist. Hieraus geht weiter hervor, dass der Konnossements- 
inhaber , welcher auf Grund eines Kaufgeschäfts das Konnossement und damit 
die Güter selbst erworben hat, nach gemeinem Recht nicht von vornherein zu 
beweisen bat, dass der Kaufpreis für die Güter bezahlt oder kredidirt ist, er 
vielmehr hierzu erst durch den Einwand des Prozessgegners genöthigt wird, 
dass ihm das Konnossement auf Grund eines Kaufgeschäfts übergeben und der 
Kaufpreis weder bezahlt noch kreditirt sei.'') Nach dem speziellen Rechts- 
verhältniss wieder, wie auch freilich nach den Grundsätzen des bürgerlichen 
Rechts über die Verfolgung dinglicher Rechte beantwortet sich die Frage, in- 
wieweit der im Besitz des Konnossements befindliche Destinatar den vermittelst 
einer Handlung des Abladers,'^) des Schiffers'^) oder unabhängig von einer 
solchen verloren gegangenen Besitz wieder erlangen kann. 



^) Prot. V S. 2222 f. Goldschmidt, H.B. I, 2 S. 722 f. 

^) So nach gemeinem Recht Auch ohne das Requisit der 2iahlung oder Kredi- 
tirung des Kaufpreises, wo das Landesrecht dasselbe nicht aufstellt 

^) Zimmermann in Goldschmidts Zeitschr. XIX S. 428 will in Gemässheit 
der von ihm über den Elgenthumserwerb beim Distanzkaufgeschäft aufgestellten Ansicht 
in solchen Fallen durch die blosse Annahme des Konnossements ebenso wenig, wie 
durch die Abnahme der Waaren selbst seitens des Empfilngers, diesen Eigenthum er- 
werben lassen, sondern erst durch eine besondere Dokumentirung des hierauf gerichteten 
Willens, welche in der Weiterdisposition über die Waare zu finden sei. Gegen die 
Zimmermann sehe Ansicht überhaupt vgl. Thöl, H.R. I § 269 S. 886 Not 29. 

«) Entsch. des R.G. Oiv.S. IV 8. 147 ff. 

^) Z. B. durch eine dem Schiffer aufgetragene und von diesem vollzogene Tra- 
dition der Waaren. 

^) Der unredlicher Weise die Guter einem Dritten ausliefert. 
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II. Das B. H.O.B. ^^) hat den aDgegebenen Grandsatz nicht in seinem vollen 
Umfange ^^) hinsichtlich jeder Art von Konnossementen, sondern nar für das 
OrderkonnoBsement anerkannt Für dieses ist daher an Stelle der behandelten 
Streitfrage feststehendes Gesetzesrecht getreten. Ftür das Namenskonnossement 
ist die Gleichstellnng der Uebertragung des Konnossements mit der Uebertragang 
der Güter aosdrücklich nur ausgesprochen in betreff der Begründang and Fort- 
daaer des gesetzlichen Pfand- and Retentionsrechts.'^) Mit Rücksicht aaf die 
sonstigen, von der Uebertragang der Sachen abhängigen Rechtswirkangen ist es 
bei dem Schweigen des H.G.B.'^) beim früheren Recht geblieben , ^^) wonach 



'^) Art 649 : „Die üebergabe des an Order lautenden Konnossements an den- 
jenigen, welcher durch dasselbe zur Empfangnahme legitimirt wird, hat, sobald die 
Güter wirklich abgeladen sind, für den Erwerb der von der Üebergabe der Güter ab- 
hängigen Rechte dieselben rechtlichen Wirkungen wie die üebergabe der Güter. ^ 

^^) Die Mehrzahl der fremden Rechte erkennen den Grundsatz für Order- wie 
Namenskonnossemente an; so das Englische Recht: Abbott S. 274 f., Maclach- 
lan S. 371 f., Bills of lading act v. 1855 sect 1: „Every consignee of goods named 
in a bill of lading and every endorsee of a bill of lading to whom the property in 
the goods therein mentioned shall pass, upon or by reason of such consignement or 
endorsement, shall have transferred to and vested in him all rights of suit, and be 
subject to the same liabilities in respect of such goods as if the contract contained in 
the bill of lading had been made with himself.*" Ebenso das Portug. H.G.B. Art 472, 
das Brasil. H.G.B. Art 200 Ziff. 4 und andere südamerikanische H.G.B., welche 
durch symbolische Tradition Eigenthum übergehen lassen, wenn das Konnossement die 
Klausel „por conta^ enthält In Frankreich wird der Satz iür Orderkonnossemente 
allgemein anerkannt, und zwar soll durch ein solches nach der herrschenden — auch 
vom Kassationshof vertretenen — Ansicht Eigenthum übertragen werden (vgl. Caumont, 
Dictionnaire S. 519 Nr. 34, Laurin bei Cresp II S. 148 f., Ruhen de Couder, 
Dictionnaire III S. 381 Nr. 49), während nach anderen nur ein „droit ä la consignation*' 
dadurch begründet wird, so dass noch der Beweis des Erwerbs des Rechts erbracht 
werden muss, welches der Konnossementsinhaber in Anspruch nimmt. (Gaumont 
a. a. 0.) Mehrere Schriftsteller lassen dagegen den Satz auch bei Namenskonnosse- 
menten gelten. Laurin (a. a. 0.) statuirt zwischen diesen und den Orderkonnosse- 
menten den Unterschied, dass letztere Eigenthum übertragen, das Namenskonnosse- 
ment ein Recht ä la consignation. Vgl. Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 707 ff. Not 23. 

««) D. H.G.B. Art 313, 374, 382. 

^) Vgl. über die Verhandlungen der Nürnberger und Hamburger Konferenz, deren 
Resultat der Art. 649 D. H.G.B. ist, Lewis, Seer. I S. 299 f. 

^®) Wenn das H.G.B. Art. 649 sagt: „Die Üebergabe des an Order lautenden 
Konnossements — hat — für den Erwerb der von der Üebergabe der Güter abhängigen 
Rechte dieselben rechtlichen Wirkungen wie die Üebergabe der Güter'', so beschränkt 
es sich darauf, eine Vorschrift för die Wirkungen des Orderkonnossements au&a- 
stellen. Es fehlt an der entsprechenden Vorschrift fur die Namenskonnossemente. 
Das Gesetz enthält also eine Lücke, welche (nach Art 1) durch Handelsgebränche 
resp. bürgerliches Recht auszufüllen (so auch Thöl, H.R. I § 270 S. 888, Gold- 
schmidt, H.R I, 2 S. 716 Not 32, Entscheid, des R.O.H.G. XI S. 415--417, des 
RG. Civ.S. V S. 79 f.). Nichts in den citirten Worten deutet darauf hin , dass zugleich 
die vom Gesetz für das Orderkonnossement aufgestellten Wirkungen der Uebertragang 
dem Namenskonnossement abgesprochen sein sollten; wie Beseler, D. Privatr. II 
S. 1047 Not 31 annimmt Von Partikularrechten erhält die Bremer Verordnung vom 
25. August 1848, den Uebergang des Eigenthums an beweglichen Sachen betreffend, § 2 
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f&r das gemeine Recht die in Rede stehende Gleichstellang der obigen Aas- 
ftthning gemäss gleichfalls anzunehmen ist, wennschon natürlich hierüber der 
alte Streit fortdanert.^^) 

§ 38. 

3. Ton der AushBiidlgiiiig der Waaren auf Omnd des Eonnosse- 
ments und der Kollision yersehiedener Eonnossementsexemplare. 

I. Da der Schiffer auf Grand and in Gemftssheit des Konnossements die Waaren 
dem Destinatar aoszaliefem hat, so hat sich der letztere als solcher zu legiti- 
miren durch den Besitz und Inhalt des Konnossements, und zwar als der von 
Hause aus bezeichnete Emp Anger oder als Indossatar.^) Der Schiffer braucht 
aber die Güter nur gegen Rückgabe des Konnossements auszuliefern, so dass 
die Auslieferung der Waaren und die Rückgabe des Konnossements Zug um 
Zug erfolgt. Ausserdem ist dem Schiffer seitens des Destinatars über den 
Empfang der Güter auf dem Konnossement Quittung zu ertfieilen.') 

II. Während nun aber das Gesetz den Schiffer verpflichtet, das Konnossement 
in mehreren Exemplaren auszustellen, so hat es dem Schiffer nicht das Recht 
gegeben, auf Rückgabe sämmtlicher Exemplare zu bestehen, denselben vielmehr 
verpflichtet, im Löschungshafen die Güter bereits dem legitimirten Inhaber eines 
einzigen KOBBOSsemensexemplars auszuantworten , ^) indem die sämmtlichen 



den Grundsatz: „Dass mit der geschehenen Einsendung oder Uebertragung des über 
eine verEchiffte Waare ausgestellten Konnossements die Waare selbst für übergeben 
gilt^, ausdrücklich aufrecht. Und ebenso erkennt die Brem. revid. Erbe- und Hand- 
festen-Ordn. vom dO. Juli 1860 § 123 und 136 eine Uebertragung von Gütern mittelst 
Konnossements an. 

'^) So verneint das Zutreffen des fraglichen Grundsatzes für das Namenskonnossement 
u. a. Thöl, H.R. I § 270 S. 890 ff., ebenso das O.A.6. zu Lübeck in einer Entsch. v. 22. Juni 
1859 (Kierulffs Samml. Y S. 356 ff., auch in Seufferts Arch. XXIV Nr. 72). 
Vgl. die Citt bei Goldschmidt, H.B. I, 2 S. 705 f. Not. 16. Unerklftrlich ist es, 
wie Wunderlich (Die Jurisprudenz der vier freien Städte in bürgerlichen Rechts- 
sachen -- Bremen 1866 — IS. 149 Not. 3) auch im Art. 649 des H.G.B. nur obliga- 
torische Wirkungen der Konnossements-Uebergabe ausgesprochen findet 

^) D. H.G.B. Art 647. Die Echtheit der Indossamente zu prüfen, ist der Schiffer 
ebenso wenig verpflichtet, wie bei dem Wechsel der Zahlende (D. W.O. Art 36); ebenso 
wenig ob die Indossimng des Konnossements behufs eigener Empfimgnahme der Ladung 
seitens des Indossatars erfolgte oder behufr Auslieferung des Konnossements an einen 
anderen (Entsch. des R.O.H.G. XY S. 230. Foard 8. 469. B^darride II Nr. 689. 
Ruhen de Gouder III S. 387 Nr. 86). Wohl aber muss sich bei Cession eines 
Namenskonnossements der Schiffer von der Gültigkeit eben dieser überzeugen: Protl Y 
8. 2237 f. 

2) D. H.G.B. Art 652, 303 Abs. 3. Nach Span. H.G.B. (Art. 811) werden 
dem Schiffer nach geschehener Abladung die von ihm gezeichneten Konnossements- 
exemplare ausgehändigt, oder wenigstens eins, worauf über den Empfang zu quittiren 
ist Nach Französischem (Code de comm. Art. 285) und Belgischem Recht (Code de 
comm. II Art 46) ist dem Schiffer nur Quittung nach erfolgter Ablieferung, und zwar auf 
Verlangen zu ertbeilen. 

') D. H.G.B. Art 647 Abs. 1. Eben dasselbe ist nach den fremden Rechten an- 
zunehmen. 8. Maclachlan S. 403, Kent lU S. 292, B^darride II Nr. 686. 

Hudbnch des Handelsreehta. IV. Band. Abtb. 1. 13 
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Exemplare als Ein Konnossement gelten und durch Erfüllung eines einzigen die 
übrigen ihre Kraft verlieren. In einem anderen, als dem Bestimmungshafen 
muss und darf der Schiffer einem Konnossementsinhaber die Güter nur gegen 
Rückgabe sämmtlicher Konnossementsexemplare ausliefern,^) und zwar selbst 
dann, wenn der Frachtvertrag infolge eines Zufalls aufgelöst ist.^) Eine Aus* 
nähme besteht nur beim Rektakonnossement, wobei der Schiffer zur Auslieferung 
der Güter selbst ohne Rückgabe des Konnossements verpflichtet ist, wenn der Ab- 
lader seine Einwilligung dazu gibt, freilich aber wegen der ihm aus der Nichtaus- 
händigung der Konnossementsexemplare drohenden Nachtheile Sicherheitsleistung 
zu fordern berechtigt ist.^) Ein Satz, der ebensowohl für den Fall gilt, dass die Rück- 
gabe der Güter im Bestimmungshafen als in einem anderen Hafen verlangt wird. 
III. Das Vorhandensein mehrerer Konnossementsexemplare in der Hand 
des Abladers wie eines Indossatars gewährt diesem die Möglichkeit, die- 
selben verschiedenen Personen zu übertragen, wennschon dies keineswegs die 
Absicht bei der Ausstellung der mehreren Exemplare gewesen ist Doch hat 
der Schiffer durchaus nicht die Pflicht, bei Auslieferung der Güter diese Mög- 
lichkeit in Betracht zu ziehen und sich etwa davon zu überzeugen, dass der 
sich meldende Konnossementsinhaber der einzige oder allein zur Geltendmachung 
des Konnossements berechtigte ist. Anders liegt die Sache, wenn mehrere als 
Destinatare oder Indossatare legitimirte Konnossementsinhaber die Aosant- 
wortung der Güter verlangen, bevor der Schiffer diese Einem ausgeliefert hat. 
Freilich steht nach Deutschem Seerecht auch in diesem Falle dem Schiffer nicht 
die Untersuchung darüber zu, wem in Wahrheit das Recht auf Aushändigung 
der Güter gebühre, noch braucht er sich mit den Konnossementsinhabem auf 
einen Prozess hierüber einzulassen. Vielmehr hat der Schiffer in solchem Falle 
allen die Herausgabe der Güter zu verweigern, diese zu deponiren, dabei aber 
die Konnossementsinhaber, soweit sie sich gemeldet, hiervon unter Angabe der 
Gründe seines Verfahrens zu benachrichtigen.^ Es ist dann diesen überlassen, 
ihre Rechte untereinander im Wege des Prozesses geltend zu machen. Dies 
gilt nicht nur in dem Falle, wenn die mehreren Konnossementsinhaber sich 
gleichzeitig melden, sondern auch wenn der Schiffer sich Einem gegenüber 
schon zur Ausantwortung der Güter bereit erklärt hat; und selbst, wenn er mit 
der Auslieferung den Anfang gemacht, greift die angegebene Handlungsweise 
hinsichtlich des Restes Platz. 



^) D. H.G.B. Art. 661 Abs. 2. Anderenfalls bleibt der Schiffer dem rechtmässigen 
Konnossementsinhaber verhaftet: D. H.6.B. Art 661 Abs. 3; s. o. 8. 171 Not 86. 

^) D. H.G.B. Art 662. 

^) D. H.G.B. Art 661 Abs. 4. Der Schiffer muss die Güter auch einem Dritten 
ausliefern, wenn Ablader und Destinatar darein willigen. 

^ D. H.G.B. Art 648 Abs. 1. Der Abs. 2 dieses Art. räumt in dem in Rede 
stehenden Falle, wenn „die Niederlegnng nicht gerichtlich geschieht", dem Schiffer das 
Recht ein, auf Kosten der Ladung „über sein Verfahren und dessen Gründe eine öfient- 
liche Urkunde errichten zu lassen"^, um sich so den Beweis der gesetzlichen Voraus* 
Setzungen der Deposition zu sichern. 
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lY. Da durch die Konnossementsübergabe an sich weder Eigenthum 
noch juristischer Besitz in der Hand des Erwerbers begründet, sondern 
durch dieselbe nur die Uebertragnng der Detention ersetzt wird, so steht 
die Uebertragong des Konnossements als solche an eine bestimmte Person 
einer späteren anderweitigen Uebertragong nicht im Wege. Es kommt vielmehr 
alles anf das Rechtsverh&ltniss an, aaf Gmnd dessen die Uebertragong stattfand. 
Sollte hiemach der Destinatar lediglich die Detention erhalten, als Bevoll- 
mächtigter, als Kommissionär, Spediteur — vorausgesetzt, dass diese kein 
Retentions- oder Pfandrecht geltend machen könnten — so darf der Ablader 
resp. Indossatar das Konnossement einem Dritten mit voller rechtlicher Wirkung 
tibertragen. Es wird daher auch der spätere Konnossementsinhaber, wie er 
legitimirt werden könnte, dem früheren Konnossementsinhaber die diesem bereits 
abgelieferten Güter wieder abzofordem, für befugt zu halten sein, die Aus- 
antwortung der demselben noch nicht eingehändigten Güter auf Grund seines Kon- 
nossements zu verlangen. Dies gilt ebensowohl für den Fall, wo demselben 
lediglich die Detention der Waaren übertrieben werden soll, er also deren 
Ausantwortung für den Ablader selbst als dessen Stellvertreter fordert, wie 
in dem, wo ihm der juristische Besitz, Pfandrecht oder Eigenthum an den 
Gütern eingeräumt werden soll. Ging zwar das der Konnossementsübergabe 
zu Grunde liegende Rechtsgeschäft anf Uebertragnng des Eigenthums, ist aber 
diese Rechtswirkong noch suspendirt, wie nach gemeinem bürgerlichen Recht 
beim Kaufgeschäft, wenn das Kaufgeld weder bezahlt noch kreditirt war, so ist 
der Ablader, welcher dem Erwerber den Besitz der Sache wieder entziehen darf, 
auch befugt, durch anderweitige Konnossementsübertragung anderweitig über die 
Waaren zu verfügen. Anders liegt jedoch die Sache, wenn an den Gütern ftür 
den Konnossementsempfänger bereits ein dingliches Recht begründet war, z. B. ein 
Pfandrecht für den Kommissionär oder Spediteur, Eigenthum für den Käufer. 
In diesen Fällen kann der Ablader dorch ein ferneres Konnossement nor insoweit 
über die Ladung verfügen, als es sich um Bestellung eines mit dem Recht des 
früheren Konnossementserwerbers nicht koUidirenden Rechts handelt, also etwa 
um Uebertragung des Eigenthums, während für den früheren Konnossements- 
empfönger nur ein Pfandrecht oder Retentionsrecht begründet wurde. Diese 
hinsichtlich des Abladers geltenden Grundsätze kommen auch für den Inhaber 
des Konnossements zur Anwendung, der dasselbe durch Indossament erhalten 
hat. Ist nun durch Uebertragnng von Konnossementsezemplaren an verschiedene 
Personen ein Kollisionsfall geschaffen, so muss natürlich einfach infolge des 
Grundsatzes „nemo plus iuris in alterum transferre potest qnam ipse habet ^ 
derjenige weichen, welcher sein Recht an der Ladung auf die spätere Kon- 
nossementsübertragung desselben Yormanns stützt,^) weil der Ablader oder 
Indossatar gar nicht mehr in der Lage war, ein solches zu begründen.^) Das 

^ Abbott S. 425. Kent III S. 292. Delamarre et Lepoitvin, Droit com- 
mercial U Nr. 204, 205. 

^) L. 72 De R. Y. (6, 1). L. 9 § 4. De pnbl. act. (6, 2). L. 6 pr. De dir. temp. 
praescr. (44, 3). L. 14 Qui pot (20, 4). L. 2, L. 4 G. eod. (8, 18). 

13* 
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D. H.G.B. hat dieses Prinzip freilich nicht ganz anbedingt anerkannt. Es lässt 
dasselbe vielmehr nur für ddn Fall gelten, dass die Güter vom Schiffer noch 
nicht an einen Konnossementsinhaber abgeliefert sind, sich also noch in den 
Händen des Schiffers befinden, oder von demselben deponirt worden sind.^^) 
Sind jedoch die Güter einem der Eonnossementsinhaber bereits vom Schiffer in 
der dem G^etz entsprechenden Weise, also im Bestimmnngshafen ausgeliefert, 
bevor der Ansprach aaf Aaslieferang vom Inhaber des früher begebenen Exemplars 
erhoben worden ist, so kann dieser das durch die Eonnossementsübergabe auf 
Grund des diese veranlassenden Rechtsgeschäfts an den Gütern für ihn begründete 
Eecht zum Nachtheil des ersteren nicht geltend machen. ^^) Ein Satz, den das 
Gesetz lediglich aus Zweckmässigkeitsrücksichten aufgestellt hat.^') Tritt nun 
aber eine Eonkurrenz mehrerer Eonnossementsinhaber vor vollständiger Ab- 
lieferung der Ladung an einen von ihnen seitens des Schiffers ein, so ist f&r 
das Recht auf Ausantwortung der Güter maassgebend der Umstand, welches 
der verschiedenen Eonnossementsexemplare zuerst von dem gemeinsehftftlleheB 
Tormann in einer den Empfänger zur Empfangnahme der Güter legitimirenden 
Weise begeben ist, während darauf gar keine Rücksicht genommen wird, welchem 
der gegenwärtigen Inhaber das betreffende Exemplar zuerst von seinem unmittel- 
baren Yormann begeben ist. Es ist also stets zu Gunsten des legitimirten 
Inhabers des vom gemeinschaftlichen Yormann zuerst begebenen Eonnossements- 
exemplars zu erkennen. ^^) Hierbei wird nach Deutschem Seerecht bei dem nach 
einem anderen Orte übersandten Exemplar „die Zeit der Uebergabe durch den 
Zeitpunkt der Absendung bestimmt^. ^^) Lässt sich nicht ermitteln, welches der 
Eonnossementsexemplare zuerst vom gemeinschaftlichen Yormann begeben ist, 
oder sind dieselben gar nicht von einem und demselben Yormann verschiedenen 
Personen übertragen — was aber nur infolge eines Delikts vorkommen wird — 
so wird keiner als Besitzer der Güter angesehen, ^^) da das Gesetz nur den 
Inhaber des vom gemeinschaftlichen Yormann zuerst übertragenen Eonnossements- 
exemplars als Besitzer bezeichnet, ein solcher aber im letzteren Falle nicht 
vorhanden ist, im ersteren sich nicht ermitteln lässt. Die Sache liegt alsdann 
so, als wenn gar kein Eonnossement ausgestellt wäre, und die Eonnossements- 



1«) D. H.G.B. Art. 651 ; vgl. Prot YIII S. 4083. 

") D. H.G.B. Art. 650. 

1^ Prot YIII S. 4082--4034, 4150. Die Beschränkung des über die Konkurrenz 
von Konnossementsinhabern au^estellten Ghrundsatzes auf den Fall, wo die Ladung 
noch nicht ausgeliefert ist, gilt nur im Yerhältniss der Konnossementsinhaber zu ein- 
ander, nicht aber in betreff des Yerhältnisses dieser zum Absender und den Konkurs- 
gläubigem desselben. 

»8) D. H.G.B. Art. 651 Abs. 1. 

1^) D. H.G.B. Art 651 Abs. 2. Diese Yorschrift ist getroffen mit Rücksicht auf 
die Bestimmungen des Gesetzb. (Art 321) über die Perfektion der Yertrige: Prot YIH 
S. 4034. 

i<^) Frühere Schriftsteller (d. h. vor Erlass des D. H.G.B.) Hessen in diesem FaU 
die verschiedenen Konnossementsinhaber theilen, so Kaltenborn, Seer. I S. 312. 
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Inhaber sind lediglich auf die Geltendmachung ihrer Rechte gegen den Ablader 
oder ihre resp. Yorm&nner verwiesen. ^^) 

y. Wie beim Landtransport, so ist auch beim Seetransport durch das positive 
Recht, and zwar jetzt aach durch das Reichsrecht in Deutschland, das Ter- 
folgungsreeht oder besser Hemniiuifsreeht (right of stoppage in transitu) an- 
erkannt. Der wegen des Kaufpreises nicht vollständig befriedigte Absender 
(Verkäufer oder Einkaufskommissionär) kann daher, wenn auch vermittelst der 
Konnossementstkbergabe Eigenthum an den übersandten Waaren auf den Empßüiger 
übertragen wurde, dieselben im Falle der Insolvenz des letzteren zurftckfordem, 
sofern sie noch in transitu, unterwegs, ^^) d. h. nicht schon vor Eröflhung des 
Konkursverfahrens an dem Orte der Ablieferung^^) angekommen und in den 
Gewahrsam des Gemeinschuldners oder irgend eines Vertreters desselben — z. B. des 
zur Empfangnahme des Gutes speziell oder nur derartiger Sendungen Überhaupt 
beauftragten Spediteurs — ^^) gelangt sind, auch nicht bereits vor der Konkurs- 
eröffnung für einen gutgläubigen*^) Dritten nach den Grundsätzen des D. 
H.G.B. Art 306 an denselben Eigenthum*^) oder ein vertragsmässiges oder 
auch gesetzliches. Pfandrecht'^ begründet worden ist. Es geschieht dies ver- 



1«) Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 732. 

1^) RKonk.O. § 36. Die Klage ist als eine auf Rückgängigmachung des Eigen- 
thumsübergangs gerichtete rescissoiische Klage (actio publiciana resdssoria) anfrufassen, 
Tgl. Goldschmidt I, 2 S. 870 und überhaupt S. 855 ff. Wilmowski, Deutsche 
R.Konk.O. , 2. Aufl. Berlin 1881 , S. 218. Der Konkorsverwalter kann die Geltend- 
machung des Verfolgnngsrechts dadurch abwenden, dass er an Stelle des Gemein- 
schuldners den Kaufpreis zahlt: RKonk.0. § 15. 

^^) Dies ist nicht nothwendiger Weise der ursprünglich festgesetste Bestimmungsort; 
vielmehr kann der Destinatar auch an irgend einem Zwischenplatz der ursprünglichen 
Reise den Transport beendigen oder durch einen Vertreter beendigen lassen und die 
Waare in Empfang nehmen oder nehmen lassen. Eine blos zeitige Unterbrechung des 
Transports (veranlasst z. B. durch die seitens des Destinatars an einen Zwischen- 
spediteur ergangene Weisung, die Waare bis auf die Aufforderung zur Uebersendung 
zu lagern) würde dagegen nicht bewirken, dass die Güter aufhörten in „transitu^ zu sein. 
Vgl. EnUch. des RO.H.G. VI S. 305, XXII S. 69 f. 

^*) Dies trifft nicht nur bei dem Spediteur zu, welcher das Gut bekommt, um es 
für den Destinatar au&ubewahren , sondern auch bei dem, der es erhält, um es dem- 
selben zuzuführen; vgl. Wilmowski a. a. 0. S. 211. 

*<^) Die „mala fides** besteht hier in dem Bewnsstsein, dass die in Rede stehenden 
Güter weder bezahlt sind, noch nach den Vermögensumständen des Destinatars bezahlt 
werden würden, und in der Absicht, durch Erlangung des Besitzes an ihnen das Ver- 
folgungsrecht zu vereiteln. Vgl. Voigt im Neuen Archiv UI S. 277, 287, 321, IV S. 461 f., 
Entsch. des R.O.H.G. XXIV S. 353. 

'1) Hatte vor der Konkurseröfimng seitens des Gemeinschuldners (oder nach 
derselben seitens des Verwalters) eine Veräussemng der Güter stattgefunden, so hat der 
Absender ein Recht auf Abtretung des Anspruchs auf die noch ausstehende Gegen- 
forderung, sowie einen Anspruch auf die etwa nach der Konkurseröffiiung in die Masse 
geflossene Gegenleistung: RKonk.O. § 38. 

**) Dagegen kann der Spediteur das ihm wegen seiner Forderungen an den Desti- 
natar zustehende Retentionsrecht nicht gegenüber dem Verfolgungsrecht des Absenders 
geltend machen, da in dem Art. 306 des H.G.B. das gesetzliche PfEmdrecht nicht auch 
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mittelst eines anderen Konnossements, eines Arrestsdilages , oder einer dem 
Schiffer übermittelten Gegenordre. 

§ 39. 

G. Verpflichtnilgen des Destinatars. 

I. Der Destinatar steht in keinem Rechtsverhältniss zum Verfrachter. Von 
einer Verpflichtung desselben dem letzteren gegenüber zur Abnahme der Ladung 
und zur Zahlung der Fracht kann daher nicht die Rede sein. Nur soweit der 
Ablader von dem Destinatar die Empfangnahme der Güter fordern kann und 
der Schiffer Stellvertreter des ersteren ist, kann dieser die Abnahme der Güter 
durch den Empfänger verlangen. Die Annahme der Güter jedoch verpflichtet den 
Bestinatftr, den Verfrachter wegen aller Ansprüche zu befriedigen, welche diesem 
das Konnossement oder der Frachtvertrag, auf deren Grund die Empfangnahme 
geschieht, gewährt.^) Beim Konnossement versteht sich diese Verpflichtung des 
Destinatars von selbst, weil dasselbe für die Rechtsverhältnisse zwischen diesem und 
dem Verfrachter maassgebend ist, der Destinat&r also, welcher die ihm durch das- 
selbe eingeräumten Rechte dem Schiffer gegenüber geltend macht, das Konnossement 
auch, soweit er durch dasselbe verpflichtet wird, für sich als maassgebend aner- 
kennt. Ist aber kein Konnossement gezeichnet, so erkennt der Destinatar, wenn 
er die Güter auf Grund des Frachtvertrags annimmt, diesen nicht nur, soweit er 
dem locator operis Rechte einräumt, sondern auch, wo er demselben Verbindlich- 
keiten auferlegt, für sich als bindend an; indem er die Vortheile aus dem 
Frachtvertrage acceptirt, d. h.. die Güter entgegennimmt, verpflichtet er sich^ 
die Leistungen vorzunehmen, gegen welche jene gewährt werden.^) Diese be- 
stehen in Zahlung der Fracht nebst deren Accessionen, Entrichtung des etwaigen 
Liegegeldes, Erstattung der ausgelegten Zölle und der sonstigen Auslagen, als 
Vorschüsse und Nachnahmen. Das Konnossement, in Ermangelung eines solchen 
der Frachtvertrag, ist maassgebend für den Betrag der Fracht, sowie für die 
Entscheidung der Frage, ob der Destinatar Kaplaken, Prämien nnd ähnliche 
Accessionen der Fracht zu zahlen hat; denn die Verbindlichkeit zur Entrichtung 
von solchen folgt durchaus nicht aus der blossen Verpflichtung zur Zahlung der 



das Retentionsrecht des Spediteurs begreift (vgl. Entsch. des R.O.H.G. VI S. 306 ff.» 
X S. 78 ff., XXIV S. 848, Erk. des Hamh. O.G. vom 18. Febr. 1874 in Goldschmidts 
Zeitschr. XDC S. 561), und sobald man nicht auf diesen Artikel rekurrirt, um die Ver- 
folgungsklage durch Retention8.R. auszuschliessen, nicht abzusehen ist, wie der Spediteur, 
der sich bei Geltendmachung seines Rechts auf das Eigenthum des Destinatars stützt, 
ein besseres Recht f&r sich in Anspruch nehmen soll, als sein Autor (s. Voigt im 
Neuen Archiv IV 8. 891 f., Wilmowski a. a. 0. S. 218. 

») D. H.G.B. Art. 615 Abs. 1. 

2) Vgl. Prot. VIII S. 4459 f., S. 3926. L aurin bei Cresp II S. 164: „üne 

Convention nouvelle do ut des s'est form^e'^ — sdl. in Folge der Auslieferung der 

Güter — „par suite de la quelle le consignataire se trouve directement tenu". Des- 
jardins III S. 649. 
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Fracht, sondern setzt eine besondere Yereinbaning voraas. ^) Das Gleiche gilt 
von den gewöhnlichen und ungewöhnlichen Unkosten der Schifffahrt, als Lootsen- 
geldem, Hafengeldern, Leachtfenergeldem , Schlepplohn, Quarantänegeldern, 
Anseisungskosten und dergleichen. Abgesehen von einer entgegenstehenden Ab- 
rede fallen dieselben dem Verfrachter zur Last, der das Aeqaivalent fttr diese 
Betriebskosten des Rhedereigewerbes mit in der Fracht empfängt. Dies gilt 
sogar in dem Falle, wo der Yerfrachier zur £Irgreifang der Maassregeln, welche 
die Auslagen vemrsacht haben (als Auseisong, Annahme eines Schleppdaropfers) 
auf Grund des Frachtvertrages nicht verpflichtet war, ^) sie vielmehr aus freiem 
Antrieb vorgenommen hat.^) Die Kosten der Erhaltung der Ladung werden 
bald dem Verfrachter, bald den Ladungsinteressenten zur Last fallen. Ersterem, 
wenn es sich um gewöhnliche, auf jeder Reise vorkommende Maassregeln handelt, 
letzteren, wenn die Maassregeln durch ausserordentliche Ereignisse oder die 
besondere Beschaffenheit der Ladung hervorgerufen sind.^) Liegegeld hat der 
Destinatar stets zu berichtigen, soweit Ueberliegezeit bei der Löschung in An- 
spruch genommen ist.^) Ebenso das von der Einnahme der Ladung herrtthrende 



») D. H.G.B. Art 622 Abs. 1. 

^) D. H.G.B. Art 622 Abs. 2. Die fraglichen Abgaben und Unkosten wurden 
früher als kleine oder ordinaire Havarie bezeichnet und Qber Schiff und Ladung ver- 
theilt Vgl. Pohls, Seer. II S. 627, Preuss. A. L.B. §§ 1774 ff. II, 8. Nachdem 
Preuss. L.R. hatte das Schiff davon Vz, die Ladung Vz zu tragen, wenn nicht eine 
anderweitige Vereinbarung darüber getroffen war: §§ 1781 f. a. a. 0. Die neuere 
Gesetzgebung hat jedoch unter Aufgebung des Begriffs der kleinen Havarie die gedachten 
Unkosten dem Schiff allein zur Last gelegt: Franz. Code de comm. Art 406, vgl. Belg. 
Code de comm. II Art 99; Holland. H.6.B. Art. 708, vgl. 702. In EDgland hängt 
es von der Usance ab, wer diese Unkosten (welche dort noch als „average" bezeichnet 
werden), zu tragen hat Die gewöhnliche Konnossementsform enth&lt dem entsprechend 
bei den Frachtbestimmungen noch den Zusatz: „with — average accustomed^. Zuweil^ 
wird dafür eine bestimmte Summe im Konnossement in Ansatz gebracht oder auch ein 
kleiner Prozentsatz von der Fracnt Vgl. Abbott 8. 815, Maclachlan S. 419f., 497. 

^) Die durch das EinfÜhr.Ges. zum D. H.6.B. vom 26. Oktbr. 1863 ausdrücklich auf- 
recht erhaltene Lübische Verordn. vom 1. Dezbr. 1841, das Ein- und Auseisen betreffend, 
lässt einen Beschluss über das Eineisen von Schiffen, die in Travemünde liegen, oder 
das Ausetsen von solchen, welche im Lübecker Hafen eingefroren, aber zur Fahrt in 
See bestimmt sind, mit dreiviertel Majorit&t der, nach der Anzahl der Lasten der ver- 
ladenen Güter in Betracht zu ziehenden, Ladungsinteressenten gefasst werden, und dann 
die Kosten zu Vn vom Schiff, zu '/s von der Ladung .tragen und legt letztere den einzelnen 
Interessenten nach der Lastenzahl ihrer Güter auf. Dieser Bestimmung ist aber wohl 
nicht mehr verbindliche Kraft beizulegen, da sie sich im Widerspruch mit dem H.G.B. 
befindet. Letzteres lässt nämlich für Unkosten der in Rede stehenden Art die Ladungs- 
interessenten nur dann haften, wenn sie sich zu ihrer Tragung vertragsmftssig anheischig 
gemacht haben. Nach diesem Gesetz kann aber auch ein Ladungsinteressent dazu 
wider seinen Willen durch einen M^jorit&tsbeschluss genOthigt werden. 

^) D. H.G.B. Art 622 Abs. 3: „Die Fftlle der grossen Haverei, sowie die FUle 
der Aufwendung von Kosten für Erhaltung, Bergung und Rettupg der Ladung werden 
durch diesen Artikel nicht berührt** ; vgl. Prot VIII S. 4224—4226. 

^) Mehrere Destinatare haften für das Liegegeld solidarisch, wenn die ganze Ueber- 
liegezeit von jedem von ihnen in Anspruch genommen ist. Das Liegegeld ist n&mlich 
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Liegegeld, ^) wenn das Recht, dasselbe zu fordern im Konnossement dem Schiffer 
vorbehalten ist Dagegen ist derartige Verpflichtung des Destinatars nicht be- 
gründet, wenn das Konnossement nichts darüber enthält. Ist kein Konnossement 
über den Transport ausgestellt worden, so kommt es hinsichtlich dieser Pflicht 
ganz auf die Bedingungen an, unter denen sich der Schiffer dem Destinatar 
gegenüber zur Ausantwortung der Ladung anheischig gemacht hat.®) 

II. Es ist möglich, dass die Fracht yon vornherein genau fixirt ist, sei es, 
dass Konnossement oder Frachtvertrag dieselbe in einer bestimmten Summe an- 
geben, sei es, dass die Zahl-, Maass-, Gewichtsangabe des Konnossements ftkr 
die Berechnung der nach Zahl, Maass oder Gewicht der Güter bednngeben Fracht 
entscheidend ist.^^) Es ist aber auch möglich, dass nur eine Frachteinheit 
vereinbart und hieraus erst durch einen noch festzustellenden Umstand die ge- 
sammte Fraeht zu ermitteln ist. Dieser Umstand kann das Quantum der Güter, 
es kann aber auch die Dauer der Reise sein. Ist für die Ermittelung der 
Fracht die Quantität entscheidend, indem dieselbe nach Maass, Gewicht oder 
Menge der Güter bedungen ist, so ist als die Absicht der Parteien ^^) anzunehmen, 
dass maassgebend sein soll Maass, Zahl, Gewicht der abgelieferten, nicht der 
eingelieferten Güter,'') eine Regel, die ihrer Natur nach dann nicht Platz 
greift, wenn die Kontrahenten den entgegengesetzten Willen nachweisbar gehabt 



zu zahlen für den Gebrauch der Ueberliegezeit; der Verfrachter kann es daher fordon 
von jedem , bei dem diese Thatsache zutrifft. In dem Umstände , dass das Schiff auch 
noch mit Rücksicht auf die von anderen Interessenten vorzunehmende Löschung hätte 
liegen bleiben müssen, kann kein Grund gefunden werden, den Verfrachter zu nöthigen, 
seine Forderung auf das Liegegeld gegen jeden einzelnen Empfänger pro rata parte 
geltend zu machen. Natürlich kann das Liegegeld nur einmal gefordert werden, so 

«SS die Zahlung des einen Destinatars auch den anderen zu Gute kommt (Entsch. des 
O.H.G. XV S. 224 f.). Dies gilt in dem Fall, wo das Liegegeld nach Tagen berechnet 
wird, und alle Destinatare dieselbe Zahl von Ueberlie^tagen gebraucht haben. Ebenso 
aber auch dann, wenn für die Ueberliegezeit im Ganzen eine bestimmte Summe als 
Liegegeld festgesetzt ist, für alle Destinatare, bei denen die Löschung überhaupt bis in 
die Liegezeit gedauert hat, ohne ROcksicht darauf, ob dieselbe bei dem einen mehr 
Tage beansprucht hat, als bei dem andern. Dagegen hat selbstverständlich der Em- 
pflUiger, welcher gar keine Ueberliegezeit beansprucht hat, kein Liegegeld zu entrichten 
und ebenso wenig bei dem nach Tagen berechneten Liegegeld für die Ueberliegetage, 
die er nicht in Anpruoh genommen hat, wenn das Schiff mit Rücksicht auf die übrigen 
Empfänger behufs Löschung länger l^t liegen bleiben müssen. 

*) Dasselbe, was vom Liegegelde, gilt von der Fautfracht 

«) Prot. V S. 2357—2359. 

") S. D. H.G.B. Art. 658. 

^^) „so ist ein Zweifel anzunehmen*'. 

i>) D. H.G.B. Art. 621 — So auch nach dem Finnland. Seeges. (Art. 106) und 
nach Englischem Recht (Abbott S. 352 f.). Und eben dasselbe wird im Holland. 
H.G.B. (Art 491), Portug. H.G.B. (Art. 1536), Span. Recht (H.G.B. Art. 791) yoraus- 
gesetzt. Die französischen Juristen lassen den Satz gelten, wenn das abgelieferte 
Quantum grösser ist, als das eingaiommene. Ist dagegen das Umgekehrte der Fall, so 
soll nach ihnen das eingenommene Quantum maassgebend sein. Vgl. L aurin bei 
Cresp II S. 172—174, Desjardins III S. 660-664. 
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haben. ^^) Ist die Dauer der Reise das fttr die Berechnung der Fracht maass- 
gebende Moment, so entstehen die Fragen, von welchem Zeitpunkt und bis zu 
welchem Zeitpunkt ist die Fracht zn entrichten? Welche Hindernisse und 
Uhterbrechnngen der Reise lassen auch die Fortentrichtnng der Fracht zeitweise 
aufhören? In dieser Hinsicht trifft das Deutsche Seerecht folgende Bestim- 
mungen.^^) 

1. Die Fracht ist von dem Tage an zu entrichten, wo das Schilf zur 
Disposition des Befrachters steht, d. h. von dem Tage, welcher auf denjenigen 
folgt, an dem der Schiffer die Anzeige von der Ladebereitschaft, bei einer Reise 
in Ballast Von seiner Reisebereitschaft erstattet hat;^^) wenn aber diese Anzeige 
bei einer Reise der letzteren Art am Tage vor dem Antritt der Reise noch 
nicht erfolgt ist, von dem Tage an, an welchem die Reise angetreten wird. Ist 
Liegegeld oder Ueberliegezeit ausbedungen, so beginnt die Fracht mit dem 
Tage zu laufen, an welchem die Reise angetreten ist. 

2. Die Fracht endet mit dem Tage, an welchem die Löschung vollendet ist. 

3. Ein Hinderniss, wodurch die Reise verzögert oder untArbrochen wird, 
hebt die Yerpfiichtung zur Fortentrichtung der Fracht fttr die Daner des Hinder- 
nisses nicht auf, es mttsste denn dieses durch ein Verschulden des Verfrachters 
herbeigefahrt sein oder in einer Verfügung von hoher Hand sich gründen, ^^) 
oder in der nothwendig gewordenen Ausbesserung des Schifis bestehen. ^^) 

Diese Grundsätze gelten jedoch nur dann, wenn nicht etwas anderes seitens 
der Parteien vereinbart ist.*®) 

Wenn Güter, ohne dass über die Höhe der Fracht eine Vereinbarung statt- 
gefunden, zum Transport übernommen sind, so ist eine angemessene Fracht zu 
entrichten, und darunter ist zu verstehen nicht die am Kontraktsort oder am 



i>) Kierulffs Samml. VI S. 54 f. (auch abgedruckt in Senfferts Arch. XXVII 
Nr. 251 S. 403 f.). 

*^) D. H.G.B. Art. 628. Andere Rechte lassen die Zeitfracht, in Ermangelung 
anderweitiger Vereinbarung, mit dem Tage beginnen, au dem das Schiff in See gegangen 
ist. So das Engl. Recht (Maclachlan 8. 458, Abbott S. 858), das Franz. (Code 
de comm. Art 275; vgl. dazu Des j ardin s III S. 494 f.), das Belg. (Code de comm. II 
Art 69), das Hollftnd. (H.G.B. Art. 468), das Portug. Recht (H.G.B. Art. 1508). 
Nach dem Span. H.G.B. (Art. 782) beginnt dieselbe dagegen mit dem Tage der 
Ladebereitschaft. Das Ende ist auch nach den fremden Rechten in derselben Weise 
zu bestimmen, wie es das Deutsche Recht gethan: Maclachlan 8. 484, Desjardins 
in S. 495 f. 

^'^) Dem abwesenden Befrachter gegenüber würde die Anzeige nicht erst für gemacht 
za erachten sein, wenn sie ihm zugekommen, sondern bereits wenn sie abgeschickt ist 
Auch würde in diesem Fall die Anzeige durch Protest-Erhebung ersetzt werden können 
(Prot V S. 2346). 

»•) D. H.G.B. Art. 689 Abs. 2. 

17) D. H.G.6. Art 640. Naeh Englischem Recht ist die Fracht auch für die 
Daner der Ausbesserung fort zu entrichten, wenn nicht das Schiff bei Antritt der Reise 
seeuntüchtig oder die Verzögerung der Reise eine Übermässige war. 8. Abbott S. 858f. 

1") Natürlich kann die Fortentrichtung der Fracht w&hrend des durch dolus des 
Verfrachters herbeigeführten Aufenthalts nicht gültig vereinbart werden. 
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Bestimmungsort, .sondern am Abladangsorte and zwar zur Abladungszeit übliche 
Fracht. Dieser Satz des heutigen Seerechts, welcher mit dem früheren Deutachen 
Gewohnheitsrecht übereinstimmt, hat seinen Grund darin, dass diejenigen Um« 
stände, ^^) durch deren Zusammenwirken die Frachtdurchschnittssätze für Güter 
einer bestimmten Art fixirt werden, in ihrer Gesammtheit sich nur im Abladungs- 
hafen finden werden. Wenn zwar die Fracht für ein bestimmtes Quantum von 
Gütern ansbednngen ist, aber über dieses Maass hinaus Güter zur Beförderung 
übernommen sind, so ist für diese die Fracht nach Yerhältniss der bedungenen 
Fracht zu zahlen.^^) 

III. Der Verfrachter verliert seinen Fracht^nspruch dadurch nicht, dass die 
Ottter besehftdigrt sind, mag dies durch einen von demselben zu vertretenden 
oder nicht zu vertretenden Umstand herbeigeführt sein , '^) wennschon im ersteren 
Falle der Verfrachter zur Leistung von Schadenersatz verpflichtet ist.*') In 
keinem Fall braucht derselbe die Güter, mögen sie verdorben oder beschädigt 
sein oder sich in intaktem Zustand befinden, an Zahlungsstatt anzunehmen. '*) 
Eine AusnahmS von dieser Regel statuirt ein allgemeiner, auch vom Deutschen 
Seerecht sanktionirter Gebrauch hinsichtlich der mit Flüssigkeiten gefüllten Be- 
hältnisse, bei denen ein Verlust durch Leckage stattgefunden hat. Wenn nemlicb 
solche Behältnisse'^) während der Reise ganz oder zum grösseren Theil aus- 
gelaufen sind, also mehr als die Hälfte ihres Inhalts verloren haben, so können 
sie dem Verfrachter für seine Fracht und sonstigen Forderungen an Zahlungsstatt 
überlassen werden.**) 

Das Recht des Abandons kann ausgeübt werden vom Destinatar, aber auch 
vom Befrachter, wenn ersterer die Annahme der Güter verweigert und letzterer 
aus dem Frachtvertrage in Anspruch genommen wird. Der Abandon setzt eine 



^^) Besondere Eigoischaften und Verpackungsweise der betreflfenden Waaren, 
Verschifiongs-EoDkurrenz gerade solcher Guter, welche eine Nachfirage nach einer 
Transportgelegenheit derselben Art verursachen. Vgl. Voigt im Neuen Archiv II S. 288. 

20) D. H.G.B. Art. 620. 

*^^) Der Franz. (Art 309) und der Belg. Code de comm. (II Art. 76) sagen aus- 
drücklich, dass „en aucun cas le chargeur ne peut demander de dimination sur le 
prix du fret.*" 

«2) Abbott S. 368. Maclachlan S. 487. 

>') D. H.G.B. Art. 617 Abs. 1. Ebenso Span. H.G.B. Art. 790, Franz. Code de 
comm. Art. 310, Belg. Code de comm. 11, Art 77. 

^^) Die Bestimmung greift nur Platz bei Behältnissen, welche mit Flüssigkeiten 
gefüllt sind, nicht bei gefüllten Flaschen oder sonstigen Gefässen, die wieder in Eisten 
oder andere Behältnisse verpackt sind, indem hier die ersteren nicht Gegenstand des 
Transports, und die Eisten und sonstigen Behältnisse nicht mit Flüssigkeiten gefüllt 
sind. Vgl. Prot VIII S. 8927. Eine Eritik der Vorsefarift bei Courcy, Questions de 
droit maritime I S. 166 ff. 

2») D. H.G.B. Art. 617 Abs. 2. Ebenso Finnland. Seeges. Art 107. Der Franz. 
(Art. 810) und der Belg. Code de comm. (II Art. 77) lassen den Abandon nur zu, wenn 
die Bebältnisse ;,vides on presque vides'' sind. Vgl. dazu Desjardins III S. 671 ff. 
Das Engl. Recht dagegen erkennt einen solchen überhaupt nicht an: Abbott S. 868 
—868, Maclachlan S. 488—442. 
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ansdrttckliche Erklärung voraus, dass die Güter dem Verfrachter fflr seine 
Forderungen ans dem Frachtverträge überlassen werden sollen, und ist nicht 
bereits in der Verweigerung der Annahme zu finden.'^) Das Recht des Abandons 
kann hinsichtlich der ganzen Ladung ausgeübt werden, aber auch hinsichtlich 
einzelner Frachtstücke, und zwar ebensowohl in dem Falle, wo sie lediglich aus 
Flüssigkeiten enthaltenden Geftssen, wie in dem, wo sie aus solchen und anderen 
Gegenständen besteht, und selbst in dem Falle, wo die Fracht in Bausch und Bogen 
bedungen ist. Im letzteren Falle sind die durch Leckage affizirten Behältnisse zu 
abandonniren für einen verhältnissmässigen Theil der Fracht und sonstigen For- 
derungen des Verfrachters,'^) welcher durch Sachverständige zu ermitteln ist.'*) 
Das Recht des Abandons hört auf, sobald die Güter in die Detention des Ab- 
nehmers gelangt sind.'^) Durch Vertrag kann den Destinataren resp. Befrachtern 
das Recht entzogen werden, so dass sie auch fär die zum grössten Theil aus- 
gelaufeneu und ganz leergeleckten Behältnisse die volle Fracht zu entrichten 
haben. Als eine solche Uebereinkunft ist jedoch nach ausdrücklicher Be- 
stimmung des H.G.B. die Vereinbarung , dass der Verfrachter nicht für 
Leckage hafte, sowie die Klausel »frei von Leckage" nicht anzusehen,'^) indem 
hierdurch nur die Pflicht zum Ersatz des Werths der durch Leckage verloren 
gegangenen Waaren ausgeschlossen werden soU.'^ 

IV. Wenn die Güter — alle oder zum Theil — nicht nmeh dem BestImvinnirMrt 
grebraeht sind, so gelten hinsichtlich des Frachtanspruchs des Verfrachters ver- 
schiedene Grundsätze, je nach der Ursache jener Thatsache. Liegt der Grund 
in einer Anordnung des Befrachters, so hat der Verfrachter Anspruch auf die 
volle Fracht'') Liegt der Grund in einem Verschulden des Verfrachters oder 
Schiffers oder überhaupt in einer von ihnen zu vertretenden Thatsache, hat 
also der erstere Schadensersatz zu leisten, so ist von einem selbständigen Fracht- 
anspruch desselben nicht die Rede.") Wird die Ablieferung durch einen vom 
Verfrachter nicht zu prästirenden Zufall verhindert, so treten wieder, je nach 
der Natur dieses Zufalls, zwei verschiedene Möglichkeiten ein.'^) Besteht derselbe 



>•) Eierulffs Samml. IH S. 822. 

«^) D. H.G.B. Art 617 Abs. 4. 

») Vgl. Prot V S. 2831 f. 

^) D. H.O.B. Art 617 Abs. 3. So auch ausdrücklich Finulftnd. Seeges. Art 107. 
^ '^) D. H.6.B. Art 617 Abs. 3. Dagegen würde von Abandon keine Rede sein 
können, wenn die Leckage durch Schuld des Abladers verursacht wikre, welcher die 
Flüssigkeiten in undichten Behältnissen verschickte. Freilich müssten dieselben Voraus- 
setzungen vorhanden sein, unter denen der Verfrachter für Schaden nicht einzustehen 
hat, die durch Mängel der Verpackung entstanden sind. Dero entsprechend macht das 
Fixmländ. Seeges. Art. 107 das Recht des Abandons auch davon abhängig, dass der 
Kapitän die Gefässe annahm, ohne auf dem Konnossement die mangelhafte Beschaffenheit, 
welche die Gefässe zeigten, zu konstatiren. 

") Vgl. Prot. V S. 2329 f. 

»>) D. H.G.B. Art 583, 639, 640, 643 Ziff. 4. 

»») D. H.G.B. Art 612, vgl. 560, 478. 

^*) In England gilt der Grundsatz: „If the shipowner fiails to carry the goods for 
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in dem Untergang des Schiffs, so ist dem Verfrachter Distanzfracht eu zahlen.'^) 
Besteht dieselbe in dem Verlust der Güter, so ist vermöge einer mit den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen nicht übereinstimmenden Spezialvorschrift des Seerechts, '^ 
keine Fracht zu entrichten.*') Ist nur ein Theil der Güter im Falle der Ver- 
frachtung des ganzen Schiffs, eines quoten Theils oder bestimmten Baumes 
desselben zu Grunde gegangen, so gilt derselbe Grundsatz hinsichtlich der fl&r 
die untergegangenen Güter stipulirten Fracht, und ist diese in Bausch und Bogen 
bedungen, so ist ein verhältnissmässiger (durch Sachverständige zu ermittelnder) 
Abzug von der Fracht gestattet.*^) Das Recht «teilt diese Regel nur auf für 
Sachen, welche durch einen Unfall wirklich verloren gegangen sind, d. h. nach 
demselben gar nicht mehr vorhanden, resp. durch dessen Einwirkung dem Ge- 
wahrsam des Schiffers entzogen sind. Diesen sind die Sachen gleich zu stellen, 
welche in der Weise beschädigt sind, dass sie wegen ihres Zustandes unterwegs 
über Bord geworfen, oder im Nothhafen derelinquirt werden mussten, weil hier 
eine Verwerthung nicht möglich war, sei es dass der Verkauf der Waaren durch 
obrigkeitliche Verfügung verhindert wurde, sei es, dass der gemachte Versuch misslang, 
oder von demselben abgestanden wurde, weil ein die Verkaufskosten deckender 
Erlös nicht zu erwarten war;^*) ebenso die, deren Verkauf durch die Obrigkeit 
mit Rücksicht auf die öffentliche Sicherheit oder die Sicherheit der Besatzung 
angeordnet ist, weil hier in Wahrheit die Güter durch eine Verfügung von hoher 
Hand dem Schiffer entzogen sind. Die Regel greift aber nicht Platz bei Sadien^ 
welche auf Veranlassung des Befrachters oder aus eigener Initiative des Schiffers 
deshalb verkauft sind, weil sie durch einen Unfall so beschädigt werden, dass ihr 
Weitertransport nach vernünftigem Ermessen wegen schlechter Beschaffenheit, 
Gefahr des Verderbs u. s. w., unterlassen werden'^) musste, sollte selbst der 
Verkaufserlös vollständig durch die gehabten Unkosten absorbirt worden sein. 
Alsdann haben nemlich die Güter den Bestimmungshafen infolge einer Anordnung 
des Befrachters nicht erreicht, und zwar auch wenn die Anordnung vom Schiffer 
ausging, indem dieser in solchem Falle als der gesetzliche Repräsentant der 
Ladungsinteressenten handelte.^ ^) Dass der Entschluss zu einer solchen An- 

the merchannt to the destined port, the freight is not eamed." S. Maclachlan 
S. 444 f. 

«) D. H.G.B. Art. 632, 643. 

»•) Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 11. 

*^) D. H.G.6. Art. 618 Abs. 1, Art. 635. Ebenso der Franz. Code de comm. 
Art 302 Abs. 1 und der Belg. Code de comm. II Art 97 Abs. 1, welche jedoch die 
einzelnen Unfälle au&ählen, wodurcli die Pflicht zur Frachtzahlung aufgehoben wird. 

w) D. H.G.B. Art. 618 Abs. 2. 

«») Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 12, 14. 

*^) Das D. H.G.B. h&lt auch stets Verlust und Beschädigung der GQter auseinander: 
Art. 607, 610, 612, 614, 617, 879—881. 

*i) Vgl. Kierulff, Samml. VI S. 352—357, Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 11—16. 
Dasselbe gilt in dem Falle, wo auf Antrag der Destinatare oder Befrachter durch die 
Behörde der Verkauf der von ersteren nicht abgenommenen Güter verfügt worden ist; 
vgl. Kierulffs Samml. Ul S. 318 f. In derartigen Fällen ist also die volle Fracht, 
nicht etwa blos die Distanzfracht bis zum Verkau&platze zu zahlen. 
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Ordnung durch einen Unfall veranlasst oder beeinflusst war, ist irrelevant. Ist 
die Fracht bereits — ganz oder zum Thcil — voraus bezahlt, und zwar entweder 
direkt als Fracht an den Rheder, oder mit dessen Genehmigung als Vorschuss 
an den Schiffer, so muss sie, in Oemäasheit der Grundsätze des btkrger- 
liehen Rechts, ^^) bei Verlust der Güter zurflckgezahlt werden ;^^) doch kann 
das Gegentheil gültig ansdrflcklich oder stillschweigend vereinbart werden/^) 
Als eine Vereinbarung der letzteren Art wird z. B. nach einer im Seehandel 
feststehenden Praxis die der Chartepartie einverleibte Klausel angesehen: „der 
Befrachter hat die Verschussgelder auf Kosten des Verfrachters versichern zu 
lassen" (der Vorschuss soll, sein „subject to insurance," „Paffr^teur fera assurer 
les avances" mit oder ohne den Zusatz: „la prime demenrant h la Charge du 
fr^teur^). Dieselbe gew&hrt nemliclk dem Befrachter nicht nur das Recht, 
den Vorschuss auf Kosten des Verfrachters versichern zu lassen, sondern sie 
legt ihm zugleich die Pflicht auf, den Vorschuss überhaupt versichern zu lassen, 
und so zu bewirken, dass der Verfrachter im Falle des Frachtverlustes der 
Rtlckzahlungspflicht enthoben wird. Demgemftss übernimmt der Befrachter gegen 
den Anspruch auf Ersatz der Versicherungskosten von Seiten des Verfrachters 
das Risiko der Fracht bis auf Höhe des Vorschusses und kann im Falle des 
Verlustes der Güter den Vorschuss nicht vom Verfrachter zurückfordern, auch 
wenn er von der ihm eingeräumten Möglichkeit, auf dessen Kosten Versicherung 
zu nehmen, keinen Gebrauch gemacht haben sollte. ^^) Ist der Verlust der 
Güter und demgemäss deren Nichtablieferung die Folge der natürlichen Be- 
schaffenheit derselben (z. B. des Schwindens, von Selbstentzündung) oder die 
Folge des natürlichen Todes (bei Thieren, welche unterwegs gestorben sind), so 
ist dennoch Fracht zu zahlen. ^^) Dasselbe gilt in betreff der Güter, deren 
Ausfuhr oder deren Einfuhr im Bestimmungshafen verboten ist, oder welche 
sich als Kriegskontrebande qualifizirftn, oder bei deren Abladung die Polizei-, 
Steuer-, Zoll- und sonstigen Gesetze übertreten, und die infolge hiervon 
konfiszirt sind, vorausgesetzt, dass dem Befrachter dieserhalb ein Verschulden 
zur Last fällt.*') 

V. An und für sich hat nach Deutschem Seerecht ganz wie nach dem älteren 
Recht*®) der Verfrachter die Güter nicht vor Zahlung der Fracht und Erfüllung 



*«) L. 15 § 6 Locati (19, 2). 

^) D. H.G.B. Art. 618 Abs. 1. So auch der Franz. Code de comm. Art 302 
Abs. 2 und Belg. Code de comm. II Art 97 Abs. 2. Dagegen ist nach Engl. Recht 
die Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Vertrage die Fracht vor Ablieferung 
der Güter zu entrichten, und nicht unter dem Namen eines Frachtvorschusses nur 
ein Darlehn gegeben war; Tgl. Abbott S. 348 f., Maclachlan S. 485 f. 

^) D. H.G.B. Art. 618 Abs. 1. 

«^) Entsch. des R.O.H.G. XV S. 60 ff. und die Citt. (aucÜ in betreff des Engl, 
und Franz. Rechts) das. S. 63 f. 

««) D. H.G.B. Art 619. Hinsichtlich des Ersatzes der Fracht für Güter, die in 
Fällen grosser Havarie geopfert sind, enthält das Havariegrosse-R. die Normen. 

*•') D. H.6.B. Art 564. 

*^) Consulado del mare c. 38 i. f. (Pardessus n S. 88). Wisbysches Seer. Art. 58 
(Pardessus I S. 499). 
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der übrigen Verpflichtongen des Empfängers auszuliefern, vielmehr haben die 
Leistungen des einen und des anderen Zu^ um Zug zu erfolgen/^) Und nicht 
nur zur Sicherung der eigenen Forderungen des Verfrachters kann der Schiffer 
das Retentionsrecht geltend machen; vielmehr ist derselbe auch einerseits be- 
rechtigt,^^) andererseits bei eigener Verantwortlichkeit verpflichtet,*^) die Heraus^ 
gäbe der Güter so lange zu verweigern, bis die auf denselben haftenden Beiträge 
zur grossen Havarie, die Bergungs- und Hilfskosten und Bodmereigelder bezahlt 
sind, oder — namentlich wenn dieselben noch nicht festgestellt sein sollten — 
dafür Sicherheit geleistet ist. Hieraus folgt ' freilich nieht , dass der Schiffer 
auch jede die Ablieferung der Ladung vorbereitende Handlung bis nach ge- 
schehener Leistung des Destinatars unterlassen darf; derselbe wird vielmehr 
schon vor Empfang der Fracht die Lage brechen und den Destinatar in den 
Stand setzen müssen, „die Waare zu untersuchen und zu prüfen, ob er dieselbe 
ohne Vorbehalt und ohne vorherige Besichtigung durch die dazu berufenen Per- 
sonen empfangen könne oder nicht ;^*^) auch wird derselbe vermöge der ihm 
obliegenden Fürsorge für die Ladung diese zu löschen haben, wenn längeres 
Verbleiben im Schiff für dieselbe gefährlich ist/^) 

Das dem Verfrachter zustehende Retentionsrecht könnte zu den bedenk- 
lichsten Unzuträglichkeiten in den Fällen führen, wo ein Streit über die For- 
derungen des Verfrachters entsteht, sei es dass der Destinatar die Höhe derselben 
beanstandet, sei es dass derselbe wegen Beschädigungen der Güter Gegen- 



^») D. H.G.B. Art. 615 Abs. 2: „Der Verfrachter hat die Güter gegen Zahlung 
der Fracht und gegen Erfüllung der übrigen Verpflichtangen des Empfängers auBzuliefem.'^ 
Nach Englischem Recht ist der Schiffer nicht verpflichtet, mit seiner Leistung voran- 
zogehen. S. Maclachlan 8. 404. Der Franz. Code de comm. Art. 806 schreibt 
Deponirung der Güter auf Antrag des Eapitäps bis zur Zahlung der Fracht vor, wo- 
gegen er demselben die Beftigniss abspricht, die Auslieferung der Waaren vor Zahlung 
der Fracht zu verweigern. Ebenso Holland. H.G.B. Art 487, Span. H.G.B. Art 794, 
Belg. Code de comm. H Art. 79. 

^) D. H.G.B. Art. 616. War die Verbodmung für Rechnung des Bheders erfolgt, 
so ist der Verfrachter verpflichtet, für die Befreiung der Güter von der Bodmereischuld 
vor deren Auslieferung zu sorgen, weil eine solche Verbodmung, die als ein iür den 
Rheder eingegangenes Kreditgeschäft angesehen wird (Art. 510), die Ablieferung der 
Güter nicht aufhalten, andererseits die Ausantwortung der Güter nicht vor Befriedigung 
oder Sicherstellung des Gläubigers erfolgen darf (Art 695, vgl. 616 Abs. 2). 

") D. H.G.B. Art 695. 733, 754. 

^*) Prot V S. 2324. 

^^) Prot. V S. 2356. Für den Fall, dass Schiffer und Destinatar sich über die 
Art und Weise, wie Zug um Zug zu erfüllen, nicht einigen können, ist von einigen 
Einführungsgesetzen zum D. H.G.B. angeordnet, dass der Schiffer zur Ausantwortung 
der Güter verpflichtet ist, sobald der Empfänger die Fracht und was sonst noch dem 
Verfrachter nach dem Frachtvertrage oder dem Konnossement gebührt, bei Gericht 
resp. einer sonstigen zur Annahme von Depositen autorisirten Behörde oder Anstalt 
niedergelegt hat: Hannöv. Einführ.Ges. vom 5. Oktbr. 1864 § 37 und 29, Brem. 
Einführ. Verordn. vom 6. Juni 1864 § 36, Hamb. Einführ.Ges. vom 22. Dezbr. 1865 
§ 51, Mecklenb.-Schwerin. Einführ. Verordn. vom 28. Dezbr. 1863 § 70 und 40, Oldenb. 
Einführ.Ges. vom 18. April 1864 § 31 und 25. 
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anspräche geltend macht. Für diesen Fall verpflichtet nun das Deutsche See- 
recht den Destinat&r zur Ausantwortung der Güter, sobald die streitige Summe 
bei Gericht oder einer anderen zur Annahme von Depositen ermächtigten B^Orde 
oder Anstalt deponirt ist. Zugleich räumt es andererseits dem Verfrachter das 
Recht ein, nach Ablieferung der Güter die deponirte Summe gegen angemessene 
Sicherheitsleistung wegen der Gegenansprüche des Destinatars zu erheben.^) 

VI. Die Ausübung des Retentionsrechts seitens des Verfrachters ist für die 
Ladungsinteressenten im höchsten Grade nachtheilig, weil dadurch die Gefahren 
der Seeschifffahrt für die Güter verlängert werden, auch dadurch sehr störend 
in den Geschäftsverkehr eingegriffen wird. Die meisten neueren Seerechte haben 
demgemäss das Retentionsrecht des Verfrachters beseitigt ,^^) indem sie diesen 

a 

durch das ihm eingeräumte Pfandrecht resp. Vorzugsrecht beim Konkurse des 
Befrachters oder Destinatars^^) hinlänglich gesichert glaubten. Das Deutsche 
Seerecht hat einen anderen Weg zur Beseitigung der gedachten Unzuträglich- 
keiten eingeschlagen.^^) Um nemlich den Schiffer zu bestimmen, von seinem 
Retentionsrecht keinen Gebrauch zu machen, sondern auch ohne Entrichtung der 
Fracht die Güter auszuliefern, hat es demselben noch ein Pfandreeht an den 
Gütern eingeräumt, welches selbst nach der Ablieferung wirksam ist.^^) Aller- 
dings ist dieses Pfandrecht, wie auch in den fremden Rechten, die es anerkennen, 
der Zeit und der Wirkung nach ein beschränktes; der Zeit nach indem es nur 
dreissig Tage nach Beendigung der Ablieferung der Güter fortdauert ; ^^) der 



'^) D. H.G.B. Art. 625. 

^) S. die Ges. 8. 206 Not. 49. Das Preuss. L.R. (§ 1722 II, 8) hatte sich mit 
einer Beschränkung des Retentionsrechts auf den Fall begnügt, dass ein erheblicher 
Verdacht gegen den Empfänger obwaltete, derselbe werde nicht bezahlen können oder 
woUen, und mit der Vorschrift, dass nur soviel Waare retinirt werden dürften, als zur 
Deckung der Frachtforderang nöthig wären. 

^) Franz. Code de comm. Art 907, 308. Holland. H.G.B. Art 490. Span. H.G.B. 
Art 797, 798. Belg. H.G.B. II Art 80, 81. Maclachlan S. 475 ff. Abbott S. 217 ff. 
Das Englische Recht stattet jedoch mit einem Pfandrecht nur die eigentliche Fracht- 
fordernng aus, nicht die Forderung wegen Liegegelder und Auslagen, welche unter den 
Begriff der kleinen Havarie fiiUen, als Haiengelder, Lootsengelder u. s. w., auch wenn 
der Befrachter sich zu ihrer Entrichtung ausdrücklich anheischig gemacht hatte. Hierfür 
kann ein Pfandrecht nur durch Vertrag begründet werden: Abbott S. 218, Maclach- 
lan S. 478. 

1^^) Nach der Englischen Merchant Shipping Act von 1862 (25, 26. Vict c. 68) 
kann der Verfrachter nach der Ausladung der Güter sein Pfandrecht aufrecht erhalten 
durch eine schriftliche Benachrichtigung des „wharf owner'' oder „warehouse owner**, 
dass die Güter dem Pfandrecht unterworfen bleiben sollten („that de goods are to remain 
subject to a lien for freighf). Alsdann darf dieser die Güter nur gegen Quittung des 
Verfrachters über den Empfang des geschuldeten Betrages oder Deponirung eben dieses 
aus der Hand geben. Nach Ablauf von 90 Tagen oder auch früher (wenn die Güter 
dem Verderben ausgesetzt sind) können und — seil, auf Antrag des Verfrachters — 
müssen die Güter behufiB Befriedigung des letzteren vom „wharf owner" resp. „warehouse 
owner"" öffentlich versteigert werden (sect. 68, 69, 70, 78). 

*«) D. H.G.B. Art 624. 

^^) Nach Franz. (Code de comm. Art 807) und Belg. Recht (Code de comm. U 
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Wirkung nach, indem dasselbe erlischt ,^^) wenn vor der gerichtlichen Geltend- 
machung die Güter an einen Dritten veräussert (auch yerpßLndet) und in dessen 
Gewahrsam gelangt sind,^^) und zwar ohne Rücksicht darauf, ob dieser Dritte 
bei dem Besitzerwerb um das Pfandrecht des Verfrachters wusste oder nicht.^^) 
Auf Grund des ihm zustehenden Pfandrechts kann der Verfrachter, sobald die 
Gegenpartei im Verzuge ist, von seinem Verkaufsrecht Gebrauch machen. Aber 
schon vorher steht dieses Verkaufsrecht demselben zu, ohne dass es durch 
das Vorhandensein anderer Gläubiger oder Eröffliung des Konkurses über 
das Vermögen des Eigenthümers alterirt würde. ^^) Doch nur nach dem Er* 
messen des Gerichts des Ablieferungsortes, indem dieses berechtigt, aber nicht 
verpflichtet ist, auf Antrag des Verfrachters den Verkauf der Güter, ganz odw 
zum Theil, — soweit te eben zur Befriedigung des letzteren erforderlich — nach 
stattgehabter canssae cognitio, wobei die am Ort anwesende Gegenpartei über 
das Gesuch zu hören ist, anzuordnen.®^) Der Verkauf hat alsdann öffentlich, 
d, h. im Wege der Versteigerung zu erfolgen.®^) Dagegen ist der Verfrachter 
zur Benachrichtigung des Schuldners von der Erwirkung und Vollziehung des 
Verkaufs nicht verpflichtet. ®®) 

VII. Werden die Güter durch den Befrachter abgenommen, so wird derselbe 
vollständig wie ein Destinatar behandelt. Er hat dieselben Pflichten, wie ein 
solcher und es stehen dem Verfrachter ihm gegenüber ganz dieselben Rechte, 
wie dem Empfänger gegenüber zu, namentlich das Retentions- und das Pfand- 



Art. 80) 15 Tage; nach Holland. (H.G.B. Art. 490) 20 Tage; nach Span. (H.G.B. 
Art 798) 1 Monat nach erfolgter Ablieferung. 

«0) Ebenso das Franz., Belg., Holland. Recht 11. cit. Dagegen erlischt nach dem 
Span. H.G.B. das Pfandrecht nicht ohne Weiteres durch Besitzergreifung der Güter 
seitens eines Dritten, sondern nur dann, wenn die Güter frühestens 8 Tage nach ge- 
schehener Empfangnahme durch den Destinatar in den Besitz eines Dritten gekommen 
sind (Art. 798). 

«1) S. Gold Schmidts H.R. I, 2 S. 1025. Ein blos zu Gunsten eines Dritten ein- 
gegangenes Veräusserungsgeschaft würde dagegen diese Folge nicht haben. 

*^) Der Wortlaut des Gesetzes l&sst eine andere Deutung m. E. nicht zu. Das- 
selbe lässt das Pfiandrecht erlöschen, „sobald — die Güter in den Gewahrsam eines 
Dritten gelangen'' u. s. w. S. Kuhn in Busch Arch. VI S. 401. Dagegen Laband in 
Goldschmidts Zeitschr. IX S. 471 f. 

8«) D. H.G.B. Art. 626 Abs. 1 und 2. Die R.Konk.O. (§ 41 Nr. 8) stattet dieses 
Pfandrecht mit einem Absonderungsrecht aus. 

^) Das dem Verfrachter unabhängig von dem Ermessen des Gerichts zustehende 
Verkaufsrecht würde nach dem bürgerlichen Recht zu beurtheilen sein. Anschtttz, 
Komment, zum H.G.B. lU S. 184 (vgl. auch Ende mann in diesem Haodb. H S. 85 £) 
hat unter den Modifikationen, mit denen die Bestimmungen des Art. 310 des H.6.B. 
Anwendung finden sollen auf das Pfondrecht des Seeverfrachters, Übersehen, dass die 
Anordnung des Verfahrens des Art. 626 in das Ermessen des Gerichts gestellt ist. Vgl. 
Goldschmidt, H.K I, 2 S. 1026. 

««) D. H.G.B. Art. 626 Abs. 1 und 3. 

««) Vgl. Goldschmidt, H.R. I, 2 S. 1025. 
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reeht, ersteres aach mit Rücksicht aaf die anf den Gfitem haftenden Beiträge 
zur grossen Havarie, Bergangs- and Hilfekosten und Bodmereigelder.*^) 

Yin. Alle Fordemngen, welche »wegen der Fracht nebst allen Nebengebfihren, 
wegen des Liegegeldes, der ausgelegten Zölle und sonstigen Auslagen, wegen der 
Bodmereigelder, der Beiträge zur grossen Havarie und der Bergongs- und Hilfe- 
kosten*' auf den Gütern haften,®^) d. h. gegen Anslieferong derselben dem Empfänger 
gegenftber geltend zu machen sind,*^) sind der regelmässigen seerechtlichen Ter- 
JBhruig von einem Jahre unterworfen, und zwar beginnt die Yerjährung in An- 
sehung der Beiträge zur grossen Havarie mit Ablauf des Tages, an welchem die 
beitragspflichtigen Güter abgeliefert sind, in Ansehung der übrigen Forderungen 
mit Ablauf des Tages, an welchem die Fälligkeit eingetreten ist.^^) 

§ 40. 

H. Yerpflichtnngen des Befrachters nach geschehener 

Ablieferung der Güter. 

I. Da in dem Frachtvertrage der Befrachter als locator, der Verfrachter als 
conductor operis erscheint, so sollte, wie der letztere zur Ausführung des Trans- 
ports, der erstere zur Zahlung der merces, der Fracht und der Accessionen der- 
selben, verpflichtet sein. Nun ist allerdings der Fall denkbar, dass der Be- 
frachter diese Verbindlichkeit im Frachtvertrage übernimmt, sei es dass die 
Güter an ihn selbst (etwa an ein im Bestimmungsort befindliches Nebenetablisse- 
ment) abzuliefern sind, in welchem Falle derselbe zugleich als Destinatar er- 
scheint, und demgemäss alle mit Rücksicht auf diesen geltenden Grundsätze auf 
den Befrachter Anwendung finden,^) sei es dass ein besonderer Empftnger ge- 
nannt ist, die Sendung aber „franko Fracht^ an diesen erfolgt. Regelmässig 
aber wird der Verfrachter im Frachtvertrage angewiesen, sich die Fracht bei 
Ablieferung der Güter vom Empfänger zahlen zu lassen, und dies ist stets an- 
zunehmen, wenn der Frachtvertrag in dieser Hinsicht keine besondere Bestimmung 
enthält^) Wenn so der Schiffer vom Befrachter eine Assignation an den Desti- 
natar erhält, so hat er die Frachtforderung nicht nur im eigenen, resp. des 
Verfrachters Interesse, sondern auch in dem des Befrachters geltend zu machen. 
Er ist demgemäss dem letzteren zum Schadensersatz verpflichtet, wenn durch 
sein Verschulden die Frachtzahlung seitens des Empfängers unterblieben ist. 
Da nun der Schaden des Befrachters in der Verpflichtung zur Frachtzahlung 
bestehen würde ^ so verliert der Verfrachter sein Forderungsrecht hierauf. In 
der firüheren Zeit war es nun aber in Deutschland in der Theorie, wie in der 
Praxis streitig, ob ein Verschulden des Schiffers bereits vorläge, wenn derselbe 

•T D. H.G.B. Art 629 Abs. 2. 
«) D. H.G.B. Art 909 Abs. 1. 

«») Erk. des Hamb. H.G. vom 8. Oktbr. 1874 (Hamb. H.G.Ztg. v. 1874 Nr. 289). 
7») D. H.G.B. Art 909 Abs. 2. 
1) 8. S. 208 f. VII. 

^) D. H.G.B. Art 615. Ebenso aber auch schon nach älterem Recht: Pohls, 
Seer. n S. 582, Kaltenborn I S. d70f., 816 f., Mittermaier, Privatr. II § 549. 

BAndbnch des Hftndebrechts. TV. Band. ifUh. 1. 14 
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§ 41. 

I. Aufhebung des Prachtvertrags. 

I. Nach gemeinem bflrgerlichen Recht mtLssten für den Frachtvertrag die über 
die Aufhebung der Miethe and zwar über die locatio condnctio operis geltenden 
Grundsätze zur Anwendung kommen. Hiernach würde derselbe aufgehoben 
werden durch gegenseitige Uebereinkunft. Ebenso würde die durch Zufall her- 
beigeführte Unmöglichkeit, den Vertrag zu erfüllen, den Verpflichteten befreien. 
Diese Unmöglichkeit kann herbeigeführt werden durch einen das Schiff oder 
die Ladung treffenden Zufall. Der im Frachtvertrage vereinbarte Transport 
kann nemlich ebensowenig ausgeführt werden, wenn die für den Transport be- 
stimmten Waaren fehlen, obgleich das gecharterte Schiff vorhanden, als wenn 
die Waaren zwar bereit sind, das für den Transport designirte und geeignete 
Schiff aber nicht vorhanden ist. Hierbei ist es natürlich irrelevant, ob der 
Unfall die Waaren betroffen hat, während sie sich noch bei dem Befrachter^) 
befanden, oder bereits abgeladen sind; denn in dem einen wie in dem anderen 
Falle ist es der Zufall, welcher den Transport, das opus nicht ausführen lässt.') 
Dies setzt allerdings voraus, dass individuell bestimmte Sachen nach dem Ver- 
trage zu transportiren waren, während, wenn der Vertrag eine Quantität fungibler 
Sachen zum Gegenstande hatte, der vertragsmässige Transport nur dann un- 
möglich ist, wenn die Sachen bereits abgeladen waren, die Sachen also gewisser- 



Jahre verjähren. Hieraus geht hervor, dass das Gesetz nicht den Befrachter als den 
einen Kontrahenten beim Frachtvertrage ins Auge fasst, sondern nur insofern er in 
einer Beziehung zu den Frachtgütern steht, als Eigenthümer, Inhaber des Konnossements, 
oder sonst die Verfügung über dieselben hat. Ansprüche, welche lediglich sich auf dun 
Frachtvertrag stützen, z. B. auf Zahlung der Fracht, welche der Befirachter zu entrichten 
übernommen hat, unterstehen der gewöhnlichen Veijfthrung des bürgerlichen Rechts; 
vgl. Lewis, Seer. II S. 402 f: 

1) Der Befirachter ist auf Grund des Frachtvertrags verpflichtet, dem Verfirachter 
die Waaren zu üb^eben, die Gegenstand des Transports sein sollen, und haftet dem 
Verfrachter auf das Interesse, wenn durch sein Verschulden diese Uebergabe unterbleibt 
Sobald aber ein Zufall dieselbe unmöglich macht, kann von einer Haftung des 
Befrachters keine Rede sein. Vgl. Ullrich in Voigts Neuem Archiv U S. 818 ff., 
339 ff., 342 ff., Mommsen, Beiträge zum Obl.R. I (Braunschweig 1853) S. 58 ff. 

») L. 36, 37, 62. Locati (19, 2). L. 10 pr. De lege Rhod. (14, 2). Ullrich in 
Voigts Neuem Archiv H S. 340 — 343. Ebenso Cropp in Heises und seinen 
jur. Abb. II S. 633. Letzterer allerdings hält seiner Auffassung vom Seefrachtvertrage 
gemäss die angegebenen Grundsätze nur für richtig beim Stückgütervertrage, während er 
beim Chartervertrag den bei der locatio conductio rei geltenden Prinzipien gemäss den 
kasuellen Untergang der Waaren als einen den Befrachter treffenden Zufall auf&iast, 
der bewirkte, dass er von dem gemietheten Schiff keinen Gebrauch machen könne, und 
den er demgemäss zu tragen habe; vgl. bes. S. 631 f., 637 f. Und diesen Standpunkt 
nimmt auch Voigt im Neuen Archiv II S. 225 ein. Vgl. überhaupt Mommsen, Bei- 
träge zum Obl.R. I S. 870 ff., 384 f., III (Braunschweig 1855) S. 428 ff. 
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maassen spezialisirt sind, indem andernfalls der Gnindsatz „genas perire non 
eensetnr'' Platz greifen wttrde.^) 

In den Seereehten des Mittelalters sind diese Gnmds&tze gleichfalls zur 
Geltang gekommen. Allein mit Rücksicht anf die Bedürfnisse des Verkehrs, 
speziell mit Rücksicht daraaf, dass Frachtverträge eine hervorragende Rolle 
onter den geschäftlichen Operationen des Eaafmanns spielen, worde dem 6e* 
frachter, auch abgesehen von dem Fall, wo ihm dnrch höhere Gewalt die 
Lieferang der für den Transport bestimmten Güter anmöglich gemacht war, 
gestattet vom Vertrage zarückzatreten; dann aber freilich nor gegen eine (in 
einem Theil der Fracht bestehende) Entschädigang des Verfrachters.^) 

Diese Grandsätze haben sich aach in den neaeren Seerechten d^halten, 
nnr dass sich hinsichtlich des freiwilligen Rücktritts zaweilen verschiedene Grand- 
sätze bei dem Chartervertrage and d»n Stückgütervertrage finden. 

II. Das Deutsche Seerecht anterscheidet bei der durch Zofall verarsachten 
Unmöglichkeit der Aasführang des Frachtvertrags faktische Unmöglichkeit, den 
Frachtvertrag überhaupt auszuführen, und durch Rechtsvorschrift (Sätze des 
öffentlichen Rechts oder des Völkerrechts) verursachte Unmöglichkeit, denselben 
zor Zeit auszuAlhren, und knüpft an beide verschiedene Wirkungen. Im ersteren 
Falle verliert der Frachtvertrag ipso iure seine Kraft, ^) im zweiten ist nur 
jeder der Kontrahenten befugt, vom Vertrage zurückzutreten, ohne zu einer Ent- 
schädigungsleistung verpflichtet zu sein. Letztere Regel ist entschieden aus der 
Rücksichtnahme auf die Interessen der Parteien hervorgegangen, indem es den- 
selben ermöglicht werden soll, zu wählen zwftchen dem Hinausschieben der 
Ausführung des Vertrags und der Auflösung desselben. 

Für immer wird die Ausfllhmng des Vertrags, mit dem genannten Schiff 
die vereinbarte Quantität Waaren nach dem Bestimmungsort zu befördern, an* 
m9glieh durch den den Verfrachter treffenden Verlust des Schiffs und durch den 
den Befrachter treffenden Verlust der zu transportirenden Güter. Von Verlust 
des Schiffs spricht man insbesondere dann, wenn dasselbe verunglückt, wenn 
es als reparaturunfähig oder reparaturunwürdig kondemnirt und in letzterem 
Fall ohne Verzug öffentlich verkauft wird ; wenn es geraubt, wenn es aufgebracht 
oder für gute Prise erklärt wird.*) Von Verlust der zu transportirenden Güter 

>) Vgl. Mommsen a. a. 0. I S. 47 ff. 

*) Pohls, Seer. II S. 583 f. Cropp, Jur. Abh. II S. 627 f. Hin und wieder 
wurde freilich ein genügender Grund für den Rücktritt des Befrachters verlangt, und es 
war der grandiose Rücktritt verboten. So verpflichtet das Consulado del mare den 
Befrachter, wenn der Verfrachter den Beweis ftüut, dass derselbe bei seinem Rücktritt 
gegen Treu und Glauben gehandelt hat, die ganxe Fracht zu bezahlen; ebenso den, 
welcher zurücktritt, weil er nach Eingehung des Frachtvertrags die zu transportirenden 
Güter verkauft hat (c 89, 40 — Pardessus U S. 84 f . — ). 

^) Natürlich macht sich die Auflösung nur für die Zukunft geltend. Bereits be- 
gründete Ansprüche, wie etwa die des Verfrachters auf Liegegeld, werden davon nicht 
berührt (Prot. VUl S. 3965). 

*) Diese P'älle allein zählt das Gesetzbuch auf. Die Wirkung ist indess bei jedem 
Falle zufälligen Verlustes dieselbe. So z. B. wenn das Schiff durch Zwangskauf der 
Staatsgewalt dem Hheder entzogen und zu Kriegszwecken bestimmt wfrd. 
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kann nach den oben angegebenen allgemeinen Prinzipien nicht bereits ohne 
Weiteres dann die Rede sein, venn die vom Befrachter für den Transport be- 
stimmten Gttter verloren gegangen sind, sondern nur wenn 1. die im Fracht- 
vertrage speziell bezeichneten Gttter und 2. die nur der Art oder Gattung nach 
bezeichneten Gttter verloren gegangen sind, nachdem dieselben nicht etwa erst 
nach der Ladungsstelle gebracht und daselbst dem Schiffer vorgewiesen sind, 
sondern von diesem auch wirklich übernommen'') oder an Bord gebracht sind. 
Doch tritt im letzteren Falle der Frachtvertrag nicht ausser Kraft, wenn der 
Verlust der Gttter sich innerhalb der Wartezeit ereignet hat, der Befrachter 
sich auch ohne Verzug bereit erklärt, statt der verlorenen andere Gttter (durch 
deren Transport die Lage des Verfrachters nicht erschwert wird) zu liefern 
und mit der Lieferung noch während der Wartezeit den Anfang macht. Freilich 
mnss der Befrachter diese Abladung binnen kttrzester Zeit vollenden, die etwaigen 
Mehrkosten derselben tragen, auch dem Verfrachter, soweit dabei die Wartezeit 
ttberschritten wird, den demselben daraus entstehenden Schaden ersetzen.^) 

Zur Zeit wird die Ausftthrung des Vertrags in Folge einer Rechtsregel 
unmSglieh, wenn das Schiff mit Embargo belegt, zum Dienst des eigenen Staats 
oder zum Dienst einer fremden Macht in Beschlag genommen, der Handel mit 
dem Bestimmungsorte untersagt, der Abladungs- oder Bestimmungshafen blokirt,^) 
die Ausfuhr der nach dem Frachtvertrage zu verschiffenden Gttter aus dem Ab- 
ladungshafen, oder deren Einfuhr in den Bestimmungshafen verboten ist, durch 
andere Verfügung von hoher Hand das Schiff am Auslaufen, oder die Reise, 
oder die Versendung der nach 4em Frachtvertrage zu liefernden Gttter verhindert 
wird. Doch berechtigt bei der Befrachtung eines ganzen Schiffs ^^) die Ver- 
fügung von hoher Hand stets nur dann zum Rttcktritt, wenn das eingetretene 
Hindemiss nicht voraussichtlich von nur unerheblicher Dauer ist.^') Ob dies 
der Fall, ist vom Richter nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung der 
Natur und des Zweckes des konkreten Vertrags zu beurtheilen. Er hat hierbei 
zu untersuchen, ob durch die temporäre Verhinderung eine solche Veränderung 
der Umstände herbeigeftthrt wird, dass dadurch der Zweck des einen Kontra- 
henten vereitelt wird. Daher kann die Dauer eines und desselben Ereignisses 
in einem Falle fttr erheblich, in einem anderen fär unerheblich erachtet werden. 
Ebenso liegt eine solche juristische Unmöglichkeit vor , wenn vor Antritt der 
Reise ein Krieg ausbricht, infolge dessen das Schiff oder die nach dem Fracht- 
vertrage zu verschiffenden Güter oder beide nicht mehr als frei betrachtet 
werden können und der Gefahr der Aufbringung ausgesetzt würden;^') und 
zwar wird hier nicht unbedingt vorausgesetzt, dass die Unfreiheit von Schiff 
oder Gütern wirklich im Rechte begründet ist, sondern es genügt, dass eine 



^) Unter der Uebemahme ist civilrechtliche Besitzergreifung zu verstehen. 

«) D. H.G.B. Art. 680. 

') Dass die Blokade eine effektive, ist nicht nothwendig; s. o. 8. 94 Not. 29. 

10) D. H.G.B. Art. 643 Ziff. 1. 

") D. H.G.B. Art. 631 Ziff. 1. 

12) D. H.G.B. Art. 681 Ziff 2. 
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solche von den Befehlshabern der feindlichen Schiffe nach sammarischer Prttfong 
der Sache angenommen werden konnte. ^^) Natttrlich ist es in allen diesen Fällen 
dem Befrachter anbenommen) an Stelle der vertragsmEssigen Güter andere za 
liefern, Toransgesetzt, dass jene nar der Art oder Gattimg nach bestimmt waren, 
nnd dass dadarch die Lage des Verfrachters nicht erschwert wird.^^) 

III. Diese Grandsätze gelten, wenn die Ansftihrang des Frachtvertrags vor 
Antritt der Belse anmöglich geworden ist, mag es sich am eine einfache Reise 
handeln, wobei das Schiff zar Zeit des Abschlusses des Frachtvertrags sich im 
Abladehafen befand, mag das Schiff nach dem Abladehafen erst eine Zareise in 
Ballast haben machen müssen. Die Reise gilt stets erst als angetreten, wenn 
sie ans dem Abladangshafen angetreten ist.^^) Bei einer aas mehreren Reisen 
in Ladnng znsammengesetzten Reise hat in einigen Fällen der vor Antritt der 
ersten Reise eingetretene Zufall die Wirknng, aach hinsichtlich der späteren 
Reisen den Frachtvertrag za vernichten (wie der Verlast des Schiffs), oder dem 
einen, wie dem anderen Theil das Rücktrittsrecht za gewähren (wie der Aasbrach 



^") Entsch. des R.O.H.6. VII S. 174, Hermann und Hirsch, Samml. Nr. 116, 
130. — Nach Französischem Recht wird der Frachtvertrag ao^elöst, wenn vor Ab- 
fahrt des Schilb der Handel mit dem Bestunmungslande verboten wird. Der Befrachter 
bat in diesem Falle nnr die Kosten der Ein- und Ansladong zu tragen (Code de comm. 
Art 276; ebenso der Belg. Code de commi II Art. 90). Dasselbe gilt von anderen 
Fällen einer force miyeure, wenn sie dauernd der Abfahrt des Schiffs entgegenstehen. 
Verhindern sie diese nur auf Zeit, so ^bleibt der Vertrag bestehen, ohne dass ein An- 
spruch auf Schadensersatz wegen der Verzögerung begründet ist (Franz. Code de comm. 
Art. 277.) Ob die Verzögerung eine dauernde oder zeitweilige ist, ist nach den Um- 
sliaden zu entscheiden (vgl. Desjardins HI 8. 503 ff., 554). Uebereinstimmend damit 
das Span. H.G.B. Art. 768 f. Nach Holland, und Portug. Recht wird der Fracht- 
vertrag ipso jure aufgehoben, wenn 1. die Abfahrt des Schiffs durch höhere Gewalt 
verhindert ist; 2. die Ausfuhr der Waaren (aller oder eines Theils derselben) aus dem 
Ausgangshafen oder die Einfuhr derselben in den Bestimmungshafen verboten ist; 
8. der Handel mit dem Lande, wofür das Schiff bestimmt ist, verboten ist. Die Kosten 
des Ladens und Löschens hat auch hier der Befrachter zu tragen (Holland. H.6.B. 
Art. 499, Portug. Art. 1544). Jeder Theil kann vom Vertrage zurücktreten, wenn vor 
Antritt der Reise ein Krieg entsteht, wodurch das Schiff oder die Ladung oder beide 
unfrei werden. Je nachdem der eine oder andere dieser Fälle vorliegt, beantwortet sich 
die Frage, wer die schon entstandenen Kosten zu tragen hat, verschieden (Holland. 
H.O.B. Art. 500, Portug. Art. 1545). Nach Englischem Recht wird der Frachtvertrag 
au^elöst durch Fälle höherer Gewalt (the acts of God, the Qneen's ennemies, fire, and all 
and every other dangers and acddents of seas, rivers and navigation), also z. B. Unter- 
gang des SchiffiB; femer durch Ausbruch eines Krieges zwischen dem Staate, welchem 
Schiff oder Ladung angehören und dem Lande der Bestimmung (nicht aber bei Aus- 
brach des Kriegs überhaupt), durch ein Verbot des Handels zwischen den genannten 
Ländern, durch ein Ausfuhrverbot, durch Verhängung von Embargo seitens des Staats, 
dem der Befrachter angehört, unter dem Gesichtspunkt Ton Repressalien gegen den 
Staat, in welchem sich das Schiff befindet, durch Blokade des Bestimmungshafens (durch 
die des Abgangshafens wird die Ausf&hrung des Vertrags nnr suspendirt). S. Abbott 
S. 486-450; Maclachlan 8. 49B— 547. 

") D. H.G.B. Art. 681 Abs. 2, Art 568. 

»») D. H.G.B, Art 642. 
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eines das Schiff unfrei machenden Krieges) ; in anderen dagegen hängt der Ein- 
fluss des Zufalls auf die späteren Reisen ganz von der Natur des Vertrags ab.^^) 
lY. Tritt die Unmöglichkeit, die Reise überhaupt oder zur Zeit auszufahren, 
erst naeh deren Ajitritt ein, so gelten dieselben Grundsätze, als wenn es vorher 
geschehen wäre,^*^) jedoch mit folgenden Modifikationen: 

1. Soweit die Güter infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit zu Grunde ge- 
gangen, resp. Thiere unterwegs gestorben sind, ist für diese die Fracht zu entrichten.^®) 

2. Wenn bei dem Verluste des Schiffs Güter geborgen oder gerettet sind, 
Distanzfracht, allerdings nicht über den Werth der geretteten Güter hinaus. ^^) 

3. Im Falle des Rücktritts ist gleichfalls für den zurückgelegten Theil der 
Heise Distanzfracht zu zahlen. ^^) 

Unter Distanzfk-aoht ist eine Theilfracht zu verstehen, welche in dem- 
selben Verhältniss zur ganzen vereinbarten Fracht steht, als die zurückgelegte 
zur ganzen Reise. Hierbei ist jedoch nicht nur in Anschlag zu bringen 
das Verhältniss der bereits zurückgelegten zu der noch zurückzulegenden Ent- 
fernung, sondern auch das Verhältniss des Aufwandes an Kosten und Zeit, der 
Gefahren und Mühen, welche durchschnittlich mit dem vollendeten Theil der 
Reise verbunden sind, zu denen des nicht vollendeten Theils.^^) Und da bei 
der Berechnung der Distanzfracht nicht nur in Betracht zu ziehen ist, was der 
Verfrachter dem Befrachter genutzt, sondern auch, was er für Opfer gebracht, 
so wird für die Feststellung der zurückgelegten Entfernung zum Anhalt ge- 
nommen der dem Bestimmungshafen nächst9 Punkt, welchen das Schiff erreicht 
hat, nicht der Hafen, in welchen das Schiff nach der Aufbringung gebracht, 
oder infolge der erlittenen Havarie oder des der Fortsetzung der Reise entgegen- 
stehenden Hindernisses halber eingelaufen ist, und zwar gilt dies selbst dann, 



1«) Vgl. D. H.G.B. Art 642 Abs. 2. 

1^) D. H.G.B. Art. 632, 635, 636. Ueber die Verpflichtung des Schiffers, für das 
Beste der Ladung im Falle der Auflösung des Frachtvertrags zu sorgen, s. o. S. 97. 

18) D. H.G.B. Art. 635. in Verbindung mit 619 Abs. 1. 

»») D. H.G.B. Art. 632. 

^) D. H.G.B. Art. 636 Abs. 5. Von den fremden Rechten geben die meisten in 
den Fällen, wo die Waaren in Folge der nach Antritt der Reise erfolgten Auflösung 
des Frachtvertrags nicht an den Bestimmungsort gelangen, dem Verfrachter einen An* 
Spruch auf Distanzfracht So das Franz. Recht (Code de comm. Art. 296, 303; vgl. Par- 
dessus, Cours de droit commercial III Nr. 644; doch beseitigte der 1867 veröffent- 
lichte Bevisions-Entwurf die Distanzfracht, s. Desjardins III S. 526 f.), das Holland. 
(H.G.B. Art. 478), das Portug. (H.G.B. Art. 1525X das Span. Recht (H.G.B. Art 777). Da- 
gegen ist dem Englischen common law die Distanzfracht unbekannt „The compensation 
(sagt MaclachlanS. 445) that sometimes goes by thisname is awarded, not for partiai pä> 
formance of the old charterparty, butfor complete Performance of a new contract; and, 
therefore, in the absence of any such new contract, express or implied, no compensation 
whatever can be recovered^. In den Erkenntnissen der Prisengerichte wird indess zuweilen 
ein Anspruch auf Distanzfracht anerkannt Vgl. überhaupt Maclachlan S. 445—465, 
Abbott S. 368>-391. Ebenso bestimmt der Bei g. Code de comm. H Art 97 Abs. 3: 
„II n'est du aucun fret pour les marchandises qoi, apr^s naufrage ou d^claration d'inna- 
vigabilit^ du navire, ne seront pas parvenues & destination.*^ 

«) D. H.G.B. Art 633 Abs.l. 
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wenn das Schiff aus dem letzten Grunde in den Abgangshafen zurückgekehrt 
ist.'') Andererseits ist die noch zarttckznl^ende Strecke von dem Orte zu 
berechne, von wo die Ladung mittelst einer anderen Gelegenheit weiter zu 
bringen ist. Natürlich wttrde in Gemässheit der angegebenen Grundsätze die 
Thatsache, dass das Schiff nach dem Frachtverträge erst eine Zureise in Ballast 
nach dem Abladungshafen hätte machen mtlssen,'') bei der Normirong der 
Distanzfracht in Betracht zn ziehen sein. Das D. H.G.B. hat aber auch aus 
Billigkeitsrttcksichten ansdrflcklich dem Verfrachter ffSac diese Zureise, voraus- 
gesetzt, dass das Schiff den Abladungshafen erreicht hatte, eine nach den Grund- 
sätzen der Distanzfracht zu bemessende Entschädigung '^) zugesprochen,'^) selbst 
wenn der Frachtvertrag noch vor Antritt der Reise ans demselben aufgelöst war. 
Bei einer in anderer Weise kombinirten Reise kommen die für die einfache 
Reise geltenden Grundsätze zur Anwendung, soweit hierbei nicht die Natur und 
der Inhalt des Frachtvertrags entgegenstehen. Ist daher eine gemeinschaftliche 
Fracht fftr mehrere Reisen stipulirt, so ist nach den Grundsätzen ttber die 
Distanzfracht die Fracht fttr die zur Zeit der Auflösung des Frachtvertrags 
bereits vollendeten und die noch nicht vollendeten Reisen zn ermitteln, wobei 
allerdings nicht nur die Natur der Reisen, sondern auch die Beschaffenheit der 
auf den verschiedenen Reisen zu transportirenden Waaren unter Berücksichtigung 



^^) D. H.G.B. Art. 636 Abs. 6. Dieselbe Bedeutung hat auch wohl der Code de comm. 
Art. 303: „Si le navire et les marchandises sont rachetäs, ou si les marchandises sont 
sauv^es du naufrage, le capitaine est payä du firet jasqu'au liea de la prlse ou du nau- 
frage" — obwohl die französischen Prisengericbte während des deutsch -französischen 
Krieges 1870/1871 die Distanzfracht bis zum Ausbringungshafen berechneten; eine Auf- 
fassung, die auch in Pohls (Seer. II S. 591 f.) einen Vertreter findet. 

^^) Nur wenn der Frachtvertrag den Verfrachter verpflichtete, das Schiff in Ballast 
nach dem Abladangshafen gehen zu lassen, ist ein solcher Anspruch desselben auf 
Entschädigung für die Ballastreise begründet, nicht aber wenn es in das Belieben des 
Verfrachters gestellt war, das Schiff entweder direkt in Ballast, oder mit Ladung zum 
Besten des Schiflis fOr einen auf dem Wege belegenen Hafen nach dem Abladungshafen 
segeln zu lassen, sollte selbst die Wahrscheinlichkeit, für die zu machende Zureise Fracht 
zu finden, eine sehr geringe gewesen sein. Nur im ersteren Falle nämlich kann man 
sagen, dass die Zureise lediglich im Interesse des Befrachters ausgeführt wird. Uebrigens 
macht auch das H.G.B. (Art 642) den Anspruch auf Entschädigung für die Zureise 
davon abhängig, dass das Schiff die Zureise in Ballast „zu machen hat'' nicht macht. 
Vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXIU S. 24 f., Prot. V S. 2480 ff. 

^^) Der Verfrachter hat Anspruch auf eine nach den Grundsätzen der Distanzfracht 
KU bemessende Entschädigung, nicht auf Distanzfracht. Die für den Anspruch auf letE- 
tere geltende Bedingung, dass Güter gerettet sein müssen, greift daher bei dem Anspruch 
auf die in Rede stehende Entschädigung nicht Platz. Die im Anfang des Art 642 
citirten Artikel 630—641 beziehen sich gar nicht auf diesen dritten Satz des Art 642, 
sondern nur auf die beiden ersten. 

2») D. H.G.B. Art. 642. Wenn nach dem Wortlaute des Gesetzes die fr. Ent- 
Schädigung dem Verfrachter dann zukommt, wenn „der Vertrag, nachdem das Schiff den 
Abladungshafen erreicht hat, aber vor Antritt der Reise aus dem letzteren aufgelöst*^ 
wird, 80 können die gesperrt gedruckten Worte nach der ganzen Tendenz der Bestim- 
mung nichts anderes bedeuten, als „wenngleich vor*. Vgl. Entsch. des R.O.H.G. HI 
S. 262 f., XXm S. 23 f. und die Ausführungen in meinem Seer. I S. 287 f. 
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der dafür üblichen Frachtsätze in Betracht zu ziehen sein würde. Die so 
ermittelte Fracht der vollendeten Reise würde dem Verfrachter voll zuzusprechen 
sein ; ^^) für die Reise aber, auf welcher der Frachtvertrag aufgelöst wird, würde 
der Verfrachter jedes Frachtanspruchs verlustig gehen, oder einen Anspruch auf 
Distanzfracht haben, je nachdem die Auflösung des Kontrakts durch den Unter- 
gang der Güter — mit Ausnahme natürlich der Fälle, wo auch trotz der Nicht- 
ablieferung der Waaren Fracht zu zahlen — oder durch einen anderen der in 
Betracht komfnenden Zufälle herbeigeführt worden wäre. Der Umstand, dass 
auf der letzten Reise die Ladung zu Grunde geht, und demgemäss dafür über- 
haupt keine Fracht zu entrichten ist, ist für die Pflicht des Befrachters, für 
die früheren Reisen, bei denen die Ladung glücklich am Bestimmungsort an- 
gelangt ist, Fracht zu zahlen, irrelevant, da die Ladungen der späteren Reisen 
nur soweit in Betracht kommen, als davon die Höbe der Fracht der Mheren 
Reisen abhängt.'^) In derselben Weise würde aber für die vollendete Reise 
die Fracht zu berechnen sein, wenn nur für die letzte Reise allein Fracht 
stipulirt, für die Ladung der früheren aber frachtfreie Auslieferung ausbedungen 
wäre, indem dies regelmässig nur als ein besonderer Modus der Berechnung 
der Gesammtfracht anzusehen sein würde. Nur ausnahmsweise würde man eine 
unentgeltliche Ausführung der Ausreise zu statuiren haben, nemlich wenn für 
diese Reise ein wirklicher Frachtvertrag schwerlich hätte abgeschlossen werden 
können, und überhaupt die Umstände es wahrscheinlich erscheinen Hessen, dass 
der Verfrachter statt eine Zureise in Ballast zu machen, sich zur frachtfreien 
Beförderung von Gütern entschlossen hätte. Wäre eine solche Annahme gerecht- 
fertigt , so würde die Ausreise ganz ebenso wie eine Zureise in Ballast zu be- 
handeln und danach die Entschädigung festzusetzen sein.'^) Kommt eine Einigung 
unter den Parteien über den Betrag der Distanzfracht nicht zu Stande, so ist 
derselbe nach billigem Ermessen durch den Richter festzusetzen,^^) der dabei 
regelmässig seiner Entscheidung das Gutachten von Sachverständigen zu Grunde 
legen wird, wennschon eine rechtliche Verbindlichkeit hierzu für ihn nicht be- 
steht. Vor Berichtigung der Distanzfracht sowie der sonst dem Verfrachter 
aus dem Fracht vertrage zustehenden Forderungen,'^) und vor Zahlung oder 
Sicherstellung der auf der Ladung haftenden Beiträge zur grossen Havarie, 



'^) In Hamburg besteht der, auch in den Allg. Seeversicher.Bed. (§ 21) zum Aus- 
druck gelangte, Gebrauch, bei einer für Aus- und Heimreise (out and home) gemeinsam 
stipulirten Fracht ein Drittel der Gesammtfracht auf die Ausreise und zwei Drittel auf 
die Heimreise zu rechnen, wenn eine solche Vertheilung auf Aus- und Rückreise sich 
als nothwendig ergibt; vgl. Entsch. des R.O.H.G. HI S. 265. 

*^) Dem würde auch nicht der Umstand entgegenstehen, dass nach den Bestim- 
mungen des Frachtvertrags die Gesammtfracht erst nach Ablieferung der Ladung der 
letzten Reise in deren Bestimmungsort zu entrichten ist; denn dadurch wird nur eine 
2«eitbestimmttng für die Frachtzablung auf den gewöhnlichen Fall der Ausführung des 
ganzen Frachtvertrags aufgestellt 

^) Entsch. des RO.H.G. UI S. 254 f., S. 257—262, 265 f. 

*«) D. H.G.B. Art 688 Abs. 2. 

»0) I). H.G.B. Art. 615. 
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Bergnngs- und Hilfskosten, wie Bodmereigelder, brancht der Schiffer die Ladung 
nicht auBzuantworten oder zur Weiterbefördemng einem anderen Schiffer zu 
ttbergeben.'*) 

4. Ist der Rücktritt durch eine Yerfll^ng ron hoher Hand veranlasst, so 
mnss bei Charterung eines ganzen Schiffs, bevor der Rücktritt stattfindet, auf 
die Beseitigung des Hindernisses drei oder fünf Monate gewartet werden, je 
nachdem das Schiff in einem europäischen (mit Einschluss der nichteurop&ischen 
des Mittelländischen, Schwarzen und Asowschen Meeres) '*) oder nichteuropäischen 
Hafen sich befindet ; während beim Stückgtttervertrage, wie bei Verfrachtung eines 
Theils oder bestimmten Raumes des Schiffs der Rücktritt gleich nach Eintritt 
des Hindernisses statthaft ist.^') Die gedachte Frist wird, wenn der. Schiffer 
das Hindemiss während des Aufenthalts in einem Hafen erfährt, vom Tage der 
erhaltenen Kunde, anderenfalls von dem Tage an berechnet, an welchem derselbe, 
nachdem er davon in Kenntniss gesetzt, mit dem Schiff zuerst einen Hafen 
erreicht. ^^) Für die Dauer dieses Aufenthalts ist indess keine Fracht zu ent- 
richten, wenn diese zeitweise bedungen war.'^) 

« 

5. Erfolgt infolge des Rücktritts vom Frachtvertrage die Ausladung, so 
geschieht diese in Ermangelung anderweitiger Vereinbarung in dem Hafen, wo 
sich das Schiff zur Zeit der Erklärung des Rücktritts befindet. ^^) 

y. In allen diesen Fällen, wo der Frachtvertrag von selbst ausser Kraft tritt 
oder durch Geltendmachung des dem einen oder anderen Theil zustehenden 
Bücktrittsrechts aufgelöst wird, werden die Kosten der Ansladong aus dem 
Schiffe vom Verfrachter, die ttbrigen LSsehnngskosten vom Befrachter getragen. 
Doch fallen die sämmtlichen Kosten der Löschung dem Befrachter zur Last, 
wenn der Zufall nur die Ladung betroffen hat.^'^) Wenn das mit Ladung ans 
dem Abladungshafen ausgegangene Schiff zur Vermeidung einer von einer Ver- 
iftgung von hoher Hand oder einem ausgebrochenen Kriege herrührenden, dem 
Schiff und der Ladung drohenden gemeinsamen Gefahr in einen Nothhafen ein- 
gelaufen ist, so liegt ein Fall der grossen Havarie vor, und es werden dem 
entsprechend die Kosten des Aufenthalts über Schiff, Fracht und Ladung ver* 
theilt. Aber auch wo die Voraussetzungen der Havariegrosse nicht vorhanden 
sind, weil es entweder an der dazu erforderlichen positiven Handlung,'^) oder 



") D. H.G.B. Art. 684 Abs. 2. 

8«) D. H.G.B. Art. 447. 

»») D. H.G.B. Art. 643 Ziff. 1. 

^) D. H.6.B. Art. 636 Abs. 2 u. 3. Die weiten — auch für europäische und 
aussereuropäische Häfen Tersehieden normirten — Fristen erklären sich daraus, dass 
es dem Befirachter ermöglicht werden soU, sich mit dem Schiffer in Verbindung zu 
setzen; auch wenn wirklich der Vertrag gelöst wird, für Uebernahme der Ladung selbst 
Fürsorge zu treffen. (Prot. V S. 2406 f.) 

^) D. H.G.B. Art. 639 Abs. 2. 

8«) D. H.G.B. Art. 636 Abs. 4. 

»') D. H.G.B. Art 641. 

*^ Dies ist s. B. der Fall, wenn das Schiff mit Rücksieht auf die Kriegsgefahr in 
dem Hafen, in welchem es sich bereits befindet, liegen bleibt. 
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an der Freiwilligkeit des Opfers,**) oder an der Gemeinsamkeit der Gefahr**^) 
fehlt, werden doch, wenn das Schiff nach Einnahme der Ladung vor Antritt 
der Reise in dem Abladungshafen, oder nach Antritt derselben in einem Zwischen- 
oder Nothhafen liegen geblieben ist wegen einer Verfügung von hoher Hand, 
wodurch das Auslaufen des Schiffes oder die Reise oder der Transport der Waaren 
verhindert wird, oder wegen Ausbruchs eines Krieges, wodurch das Schiff oder 
die Güter oder beide unfrei werden, die infolge des Aufenthalts für das Schiff, 
die Besatzung ^^) und die Ladung ^^) nothwendig gewordenen ^^) Kosten nach 
den Grundsätzen der Havariegrosse über Schiff, Fracht und Ladung vertheilt. 
Ebenso die Kosten des Ein- und Auslaufens; diese freilich nur dann, wenn 
das Schiff des Hindernisses halber einen Nothhafen hat anlaufen müssen.^^) 
Hierbei ist es irrelevant, ob demnächst der Vertrag aufgehoben oder vollständig 
erfüllt wird. Vor Vollendung der Abladung, wo es also an der Gemeinschaft zwischen 
Schiff und Ladung fehlte, hat jeder Theil den ihn treffenden Schaden zu tragen. 
Doch ist es nicht nothwendig, dass das, das Liegenbleiben verursachende, £r- 
eigniss erst nach Vollendung der Abladung dem Schiffer bekannt geworden ist, 
vielmehr findet die Repartirnng der Kosten auch dann statt, wenn der Schiffer, 
obwohl ihm das Ereigniss bekannt geworden , mit dem Einnehmen der Ladung 
fortfährt, nach Vollendung der Abladung aber um des Ereignisses willen liegen 
geblieben ist.**) 

VL Wenn vor Antritt der Reise nur ein Thell der Ladung zu Grunde 
geht, so wird dadurch nicht der Frachtvertrag aufgelöst. Ebensowenig dürfen 
die Parteien , wenn nur ein Theil der Ladung infolge ^ einer Verfügung 
von hoher Hand nicht transportirt werden kann, oder infolge des Ausbruchs 
eines Krieges unfrei geworden ist, ohne Ersatzleistung vom Vertrage zurück- 
treten, sondern es bat in dem einen, wie in dem anderen Falle der Befrachter 
nur die Wahl, statt der vertragsmässigen Güter — wenn diese nur nach Art 
oder Gattung bezeichnet waren — andere abzuladen, durch deren Beförderung 
die Lage des Verfrachters nicht erschwert wird; oder gegen Entrichtung der 
Hälfte der Fracht und Berichtigung der sonstigen Forderungen des Verfrachters 



'^) Dies trifft zu beim Embargo, bei der Beschlagnahme des Schiffs seitens einer 
souveränen Macht 

^®) Weil etwa durch den Ausbruch des Kriegs nur das Schiff unfrei wurde, wäh- 
rend die Ladung frei blieb, oder umgekehrt. 

^^) Während des Aufenthalts gebührende Heuer und Kost, und die Auslagen für 
die Unterbringung der Besatzung am Lande, wenn diese nicht an Bord hat bleiben können. 

^^) Wenn diese wegen des Aufenthalts gelöscht werden musste. 

*«) D. H.G.B. Art 708 Ziff 4. 

^) D. H.G.B. Art 637. Bei Stückgüter- und Partialbefrachtungen haben die sämmt- 
lichen Güter beizutragen, auch wenn das den Aufenthalt verursachende Ereigniss nur 
die Güter eines bestimmten Befrachters betroffen haben sollte. Prot. V S. 2438->2441. 

*^) Dies ergibt sich mit Nothwendigkeit aus den Worten des Gesetzes: ^rnuss 
das Schiff, nachdem es die Ladung eingenommen hat — liegen bleiben." Es kommt 
darauf an, wann das hindernde Ereigniss seine Wirksamkeit äussert: Prot V S. 2410 f.; 
vgl. Entsch. des R.O.H.G. VII S. 170 1. 
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vom Vertrage zurückzutreten, letzteres aber nur, wenn der Frachtvertrag sich auf 
das Schiff im Ganzen bezog.^^) Das Eine wie das Andere braucht nicht inner- 
halb der Wartezeit zu geschehen; doch hat der Befrachter bei Verlust seines 
Rechts sich ohne Verzug zu erklären, von welchem der beiden Rechte er 
Gebrauch machen wolle, die Abladung anderer Güter, wenn sie beliebt wird, 
binnen kürzester Zeit zu bewirken, auch die etwaigen Mehrkosten und, soweit 
dadurch die Wartezeit überschritten wird, den dem Verfrachter daraus er- 
wachsenden Schaden zu ersetzen. Macht derselbe von keinem der beiden Rechte 
Gebrauch, so muss er die volle Fracht auch für den durch den Zufall betroffene 
Theil der Ladung bezahlen, während er unbedingt verpflichtet ist, den durch 
Krieg, Ein^ und Ausfuhrverbot oder eine sonstige Verfügung von hoher Hand 
unfrei gewordenen Theil der Ladung aus dem Schiffe herauszunehmen. Nur 
soweit Güter nach der Empfangnahme verloren gegangen sind — aber nicht 
infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit (Thiere infolge natürlichen Todes), 
sondern durch einen Unfall — wird der Befrachter von der Verpflichtung zur 
Frachtzahlung befreit. Abgesehen von eben dieser Ausnahme haben derartige 
Zufftlle, wenn sie erst nach Beginn der Reise eingetreten, niemals die Wirkung, 
den Befrachter auch nur theilweise von der Pflicht zur Frachtzahlung zu be- 
freien. Der Befrachter muss vielmehr für den durch den Zufall betroffenen 
Theil der Ladung die volle Fracht entrichten, auch wenn der Schiffer diesen 
Theil in einem anderen, als dem Bestimmungshafen zu KVschen sich genöthigt 
gefunden und hierauf mit oder ohne Aufenthalt die Reise fortgesetzt hat.^0 
In jedem Fall, wo aus den angegebenen Gründen ein Theil der Ladung gelöscht 
worden ist, hat der Befrachter die gesammten Löschungskosten zu tragen; 
wenn zu diesem Behuf ein Hafen angelaufen worden, auch die Hafenkosten.^^) 
Vn. Ein Aufenthalt, welchen die Reise durch Naturereignisse oder sonstige 
Zufälle — abgesehen von Kriegsgefahr und Verfügung von hoher Hand — vor 
oder nach ihrem Antritt erleidet, begründet kein Rücktrittsrecht für die eine 
oder die andere Partei und hat überhaupt regelmässig auf deren Rechte und 
Pflichten keinen Einfluss.^^) Für die Daner der Verzögerung ist die Fracht 



^) D. H.G.B. Art 643 Ziff. 2. Natürlich kann der Stückgatbefrachter und der 
Partialbefirachter unter denselben Bedingungen in einem solchen Falle vom Vertrage 
zurücktreten, unter denen denselben auch ohne Grund das Rücktrittsrecht zusteht. 
S. Art 588, 590. Das ist noch ausdrücklich bestimmt im Art 643 Abs. 2. Die in 
meinem Seer. I S. 289 f. ausgesprochene Ansicht, dass der fr. Absatz sich nicht auf 
2Kff. 2 des Art 643 beziehe, nehme ich zurück; vgl. auch Entsch. des Hamb. O.G. 
V. 5. Septbr. 1870 (in Goldschmidts Zdtechr. XVHl S. 587). 

*') D. H.G.B. Art 638. 

*») D. H.G.B. Art. 64L 

^*) D. H.G.B. Art. 639. Hierbei ist es nicht wesentlich, dass der Zufall sich zu 
einer Zeit ereignete, wo der Frachtkontrakt bereits in der Ausführung begriffen war, 
d. h. nachdem der Schiffer die Anzeige von der Ladebereitschaft gemacht hatte, oder, 
falls das Schiff erst eine Zureise in Ballast nach dem Abladehafen zu machen hatte, 
diese Zureise bereits angetreten war. Der Befrachter kann daher sich nicht vom Ver- 
trage lossagen, auch wenn ihm in Folge von Unf&llen, welche sich auf einer 
froheren Reise ereigneten, das Schiff riel später zur Verfügung gestellt wurde, als es 
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fortznentrichten , wenn sie nach Zeit bedungen war.*®) Auch in dem Fall, wo 
das Schiff während der Reise ausgebessert werden muss, besteht kein Rflcktrittsrecht. 
Natflrlichkann der Befrachter hier auf den Weitertransport der Gttter verzichten und 
diese zurückfordern, hat dann aber auch alles das zu leisten, was er bei einem 
unmötivirten Rücktritt nach Beginn der Reise zu leisten hätte. *^) Auch steht 
das gedachte Recht dem Befrachter nur unter der Voraussetzung zu, dass durch 
dessen Ausübung nicht die Rechte dritter Personen verletzt werden; unbedingt 
also nur bei der Charterung eines ganzen Schiffs. Beim Stückgütervertrage oder 
dem auf einen quoten Theil oder bestimmten Raum des Schiffs bezüglichen Ver- 
trage nur dann, wenn die Löschung der betreffenden Güter während der Aus- 
besserung schon ohnehin mit Rücksicht auf die Reparatur des Schiffs oder aas 
anderen Gründen erfolgt war.**) Nimmt der Befrachter die Güter nicht zurück, 
sondern wartet er die Wiederherstellung des Schiffs ab, so wird er von der 
Weiterzahlung der Fracht während der Dauer der Ausbesserung befreit, wenn 
die Fracht nach der Zeit bemessen war.*®) Wenn durch den Zufall voraus- 
sichtlich ein längerer Aufenthalt verursacht wird, ist der Befrachter befugt, die 
in das Schiff geladenen Güter wieder ausladen zu lassen ; **) bei der Stückgüter- 
fracht, wie bei dem auf einen quoten Theil oder bestimmten Raum des Schiffis 
bezüglichen Vertrage freilich nur mit Genehmigung der übrigen Befrachter.**) 
In jedem Falle trägt derselbe die Gefahr und die Kosten, hat auch den durch 
die Ausladung verursachten Schaden zu ersetzen, und hat für die rechtzeitige 
Wiedereinladung Sicherheit zu leisten. Im Falle die Wiedereinladung unterbleibt, 
hat der Befrachter nichtsdestoweniger die volle Fracht zu entrichten. 

Eine Ausnahme von der aufgestellten Regel lässt das Gesetz dann eintreten, 
wenn durch den Aufenthalt der Zweck des Vertrages vereitelt werden würde. *•) 
Hierunter ist natürlich nicht der allgemeine Zweck jedes Frachtvertrags zu ver- 
stehen, d. h. für den Befrachter der Zweck, nach einem bestimmten Ort Waaren 
transportiren zu lassen, für den Verfrachter, die Fracht zu verdienen, sondern 
der spezielle Zweck, welcher neben dem allgemeinen die eine oder die andere 



bei normalen Verhältnissen der Fall gewesen wäre. Auch in diesem Fall handelt es 
sich um einen durch einen Zufall vor Antritt der Reise verursachten Aufenthalt Vgl. 
Entsch. des O.A.G. zu Lübeck v. 22. Septbr. 1868 in Eierulffs Samml. IV S. 588 f. 

«^0) D. H.G.B. Art. 623 Abs. 4. 

ßi) D. H.G.B. Art. 640. 

»») D. H.G.B. Art 648 Ziff. 4. Natürlich kann der Stückguts- und Partialbefracht^ 
in diesem Fall unter denselben Bedingungen vom Vertrage zurücktreten, unter denen 
er auch ohne besonderen Grund dazu befugt ist: Abs. 2 des Art. 643. 

^^) D. H.G.B. Art 640. 

'^*) D. H.G.B. Art 639. 

^^) D. H.G.B. Art. 643 Ziff. 3. Das Rücktrittsrecht des Stückguts- und Partial- 
befrachters wird hierdurch nicht berührt; doch kann es nur unter den im Art 588 und 
590 angegebenen Bedingungen geltend gemacht werden. Dies erkennt der Abs. 2 des 
Art. 643 ausdrücklich an. S. o. S. 221 Not 46. 

w) D. H.G.B. Art. 639; vgl. Prot VIII S. 4067 f., Entsch. des O.A.G. zu Lübeck 
T. 22. Septbr. 1868 in Kierulffs Samml. IV S. 591. 
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Partei ersichtlich zur Eingehung gerade des in Bede stehenden Vertrags mit 
seinen besonderen Bedingungen veranlasst hat, für den Befrachter z. B. der, die 
Waaren vor einem bestimmten Termin oder innerhalb einer bestimmten Frist 
im Bestimmungsort auf den Markt bringen zu können ; für den Verfrachter etwa, 
das Schiff zu einem bestimmten Zeitpunkt wieder zur Disposition zu haben. 
Dass ein solcher Zweck im Frachtverträge ausdrücklich hervorgehoben, ist nicht 
erforderlich. Es genügt, wenn er sich mit Nothwendigkeit aus dem Inhalt 
desselben ergibt. Ueber die rechtlichen Folgen, welche der Aufenthalt in einem 
solchen Falle hat, bestimmt das Gesetz nichts. Es ist dies also nach den 
Grundsätzen des bürgerlichen Bechts zu entscheiden.^^) Hiernach muss man 
sagen, dass die Unmöglichkeit den Transport innerhalb der durch den Zweck 
des speziellen Frachtvertrags gebotenen Zeit auszuführen gleich der Unmöglichkeit 
ist, den Transport in der vertragsmftssigen Weise überhaupt auszuführen. Der, 
dessen Zweck durch den Aufenthalt vereitelt wird, kann vom Vertrage abgehen, 
ohne zu einer Leistung resp. Entschädigung an den anderen Kontrahenten ge- 
bunden zu sein. Hierbei macht es keinen Unterschied, ob der den Aufenthalt 
herbeiführende Zufall das Schiff (welches z. B. einer Beparatur unterworfen 
werden muss) oder die Ladung (welche etwa warm geworden und daher aus- 
geladen werden muss) getroffen hat; ob der Aufenthalt vor oder nach Beginn 
der Beise eintritt. Der Verfrachter braucht' das Schiff dem Befrachter nicht 
zur Disposition zu stellen, er kann die Ladung, wenn sie bereits eingenommen 
ist, dem Ablader zurückgeben. Der Befrachter kann die Abladung verweigern, 
er kann die bereits abgeladenen Güter wieder aus dem Schiffe herausnehmen, 
ohne zur Zahlung von Fracht und deren Accidenzien ^®) verpflichtet zu sein. 
Von der Zahlung von Distanzfracht kann keine Bede sein, weil diese, ein Institut 
des Seerechts, lediglich auf der Billigkeit beruht, nicht aber ans den Prinzipien 
der locatio conductio operis hergeleitet werden kann ; denn beim Frachtvertrage 
handelt es sich um ein untheilbares opus.^^) Die Kosten der Wiederausladung 
hat, da res Integra hergestellt werden muss, derjenige zu tragen, welchem die 
Einladungskosten zur Last fielen; wo das H.G.B. also Platz greift, der Ver- 
frachter. «<>) 

Selbstverständlich wird durch einen Aufenthalt der Frachtvertrag auch in 
den Fällen aufgelöst resp. ein Bücktrittsrecht der Kontrahenten begründet, wo 
dies ausdrücklich vereinbart ist. 

VIII. Das Becht des Befrachters, beliebig vom Vertrage gegen eine dem Ver- 
frachter zu gewährende Entschädigung. Fautfracht (von faute de fret), znrttek- 



*'') Dies folgt aus Artikel 1 des D. H.6.B., wie es auch auf der Hamburger Kon- 
ferens ausdrücklich hervorgehoben wurde. Vgl. Prot VIII S. 4067. 

^) A^uslagen, die der Verfrachter mit Rücksicht auf die Ladung gemacht, wie Zölle, 
würde der Befrachter zu entrichten haben, ebenso etwaiges Liegegeld, weil nur die 
Fracht und die damit zusammenhängenden Nebengebühren als merces f&r den Transport 
anzusehen sind. Ebenso würde der Befrachter auch die Auflagen des Art. 616 zu er- 
flülen haben. 

^^) Vgl. Ullrich im Neuen Archiv II S. 321, Mommsen, Beiträge III S. 423 ff. 

•«) Vgl. D. H.G.B. Art 562. 
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zvtreten, hat das D. H.G.B. gleichfalls anerkannt, freilich nicht in jedem Falle. 
Vielmehr gelten in dieser Hinsicht verschiedene Grandsätze, je nachdem es sich 
handelt um die Befrachtung eines ganzen Schiffs, eines Theils eines solchen (und 
zwar quoten Theils oder bestimmten Raumes), oder um Stttckgüterfracht; je 
nachdem der Rücktritt vor Antritt, oder nach Beginn der Reise (d. h. nachdem 
der Befrachter den Schiffer bereits abgefertigt, ^') oder die Ladung bereits ganz 
oder zum Theil geliefert hatte und zugleich die Wartezeit verstrichen war) erklärt 
wird ; je nachdem es sich um eine einfache Reise handelt, oder um eine Reise ans 
und zu Haus (welcher eine einfache Reise mit Zureise des Schiffs in Ballast 
gleichgestellt wird), oder um eine in anderer Weise zusammengesetzte Reise. 

1. Bei Befiraehtung eines gunzen Sohiffs hat der Befrachter, wenn er ror 
Antritt der Reise, ohne Unterschied, ob diese eine einfache oder zusammen- 
gesetzte war, den Rücktritt erklärt, als Fautfracht die Hälfte der vereinbarten 
Fracht zu entrichten. ^^) Die Fautfracht ist lediglich Entschädigung für die 
Auflösung des Frachtvertrags. Der Anspruch des Verfrachters auf etwaiges 
Liegegeld und die ihm etwa auf Grund des Art. 615 zustehenden Forderungen 
bleiben bestehen.**) Hierbei begründet es keinen Unterschied, ob der Ver- 
frachter an Stelle des aufgelösten Frachtvertrags sofort wieder einen anderen 
eingeht oder nicht. Auch im ersteren Falle braucht derselbe sich die erhaltene 
Fracht nicht auf die Fautfracht in Anrechnung bringen zu lassen,*^) wie der 
zurücktretende Befrachter nicht verlangen kann, dass der Verfrachter die verein- 
barte Reise ausführt.^*) In welchem Zeitpunkt die Fautfracht zu entrichten, 
hängt von den über die Frachtzahlung durch den Frachtkontrakt aufgestellten 
Bedingungen ab. Hiernach hat der Befrachter regelmässig, nemlich wenn die 
Fracht vom Empfänger bei Aushändigung der Waaren zu entrichten war, sofort 
nach Wiederausladung der Güter Fautfracht zu zahlen.**) War dagegen im 
Frachtvertrage für die Zahlung der Fracht, die seitens des Befrachters erfolgen 
sollte, diesem ein Kredit eingeräumt, so würde der Befrachter auch bei 
Zahlung von Fautfracht denselben in Anspruch nehmen können. Das Rücktritts- 



^^) Abfertigung ist das ausdrückliche oder stillschweigende Anerkenntniss des Be- 
frachters, dass die Abladung beendet sei, mag die Ladung yoUständig geliefert sein oder 
nicht (Prot V S. 2122). 

•«) D. H.G.B. Art. 581. Ebenso der Franz. Code de comm. Art. 288, Belg. Code de 
comm. II Art. 75 Abs. 4 , Span. H.G.B. Art. 764. Nach Engliscbem Recht wird, wenn der 
Befrachter in Folge gütlicher Uebereinknnft die Abladung unterl&sst, die dem Verfrachter 
zu gewährende Entschädigung durch die Jury festgesetzt, welche dabei die Verhältnisse des 
konkreten Falls berücksichtigt. S. Maclachlan S. 419. Bei einer Klage wegen Kon- 
traktbruchs gegen den Befrachter ist der Schadensersatz, den der Verfrachter fordern 
kann, gleich der vollen Nettofracht, jedoch mit Abzug einer während derselben Reise- 
periode verdienten Fracht. Vgl. Maclachlan S. 545 f., Abbott S. 344. 

•«) D. H.G.B. Art 587 Abs. 4. 

^) D. H.G.B. Art 587 Abs. 1. 

«») A. a. 0. Abs. 3. 

^^) Auch das Pfandrecht an den Gütern würde in diesem Fall dem Verfrachter 
nach Art. 624 zustehen. Der Befrachter ist nämlich in diesem Falle an Stelle des 
Empfängers getreten. Vgl. Prot V S. 2121. 
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recht des Befrachters wird durch die Thatsache nicht beeinträchtigt, dass 
die Ladung bereits geliefert ist. Der Verfrachter muss sich den durch die 
Wiederausladnng der Güter ^ die allerdings mit möglichster Beschleunigung zu 
bewirken ist, verursachten Aufenthalt gefallen lassen, selbst wenn dieser sich 
über die Wartezeit hinaus ausdehnen sollte. Dafür hat aber der Befrachter 
ausser der Fautfracht dem Verfrachter Ersatz des durch den Aufenthalt ver- 
ursachten Schadens zu leisten. In jedem Fall hat derselbe die Kosten der 
Ein- und Ausladung zu ersetzen. ^^) Wird durch die Wiederausladung die 
Ladezeit überschritten, so hat er auch Liegegeld zu entrichten; wird nicht nur die 
Ladezeit,'sondern auch die Wartezeit überschritten, gleichfalls Liegegeld und, soweit 
hierdurch nachweislich nicht der dem Verfrachter verursachte Schaden gedeckt 
wird, (so z. B. der durch inzwischen eingetretenen Frost noch über die Aus- 
ladungszeit hinaus verursachte Aufenthalt) noch besonderen Schadenersatz.^^) 

2. Dieselben Grundsätze gelten bei Vercharterung eines quoten Theils oder 
bestimmten Baumes des Schiffs, wenn sämmtliche Befrachter vom Vertrage zurück- 
treten oder keine Ladung liefern.®^) Tritt jedoch nur ein einzelner Befrachter 
zurück, so hat er als Fautfracht die volle Fracht zu entrichten, von der freilich, 
wenn der Verfrachter an Stelle der nicht gelieferten andere Güter angenommen 
hat, die für diese gezahlte Fracht in Abzug kommt. Auch kann ein solcher 
Wiederausladung seiner Güter nur dann verlangen, wenn dadurch keine Verzögerung 
der Beise und keine Umladung verursacht wird, oder alle übrigen Befrachter 
ihre Genehmigung dazu ertheilen.'®) In jedem Falle hat der Befrachter die 
durch die Wiederausladung verursachten Kosten und den daraus entstandenen 
(z. B. anderen Gütern zugefügten) Schaden zu ersetzen.'^) 

3. Bei StttekgrfiterA'aeht gibt es ein eigentliches Bücktrittsrecht des Be- 
frachters in Wahrheit nicht, sondern gewissermaassen nur einen Verzicht auf 
die Beförderung der Güter. Daher steht der Befrachter, wenn er vor der 
Abladung ausdrücklich erklärt, keine Waaren transportiren zu lassen, ganz 
ebenso da, wie der, welcher nicht rechtzeitig die Ladung liefert.^*) Ist jedoch 



^'^) Diese sind allerdings bei bestehendem Frachtvertrage zu Lasten des Ver- 
frachters (Art. 562, 594). Den Ersatz dafiir erhält der Verfrachter in der vollen Fracht. 
Da dieser Ersatz bei Rücktritt des Befrachters wegfällt, so muss letzterer jenen dafür 
schadlos halten. Auch hat der Verfrachter nur die Kosten der Ausladung im Bestim- 
mungshafen zu tragen, wenn nicht nach den dort bestehenden Bestimmungen oder 
Gebräuchen etwas anderes festgesetzt ist. Endlich können sich dieselben im Abladungs- 
hafen höher stellen, als im Bestimmungshafen. (Vgl. Prot. V S. 2452.) 

«*) D. H.G.B. Art. 582. 

ß») D. H.G.B. Art. 588 Ziff. 1. 

^^) Die Wiederausladung ist im entgegengesetzten Falle nicht unbedingt verboten. 
Der Verfrachter darf dieselbe daher unabhängig von der Zustimmung der übrigen 
Befrachter vornehmen, vorausgesetzt natürlich, dass dadurch die Interessen der letzteren 
nicht gefährdet werden. 

7*) D. H.G.B. Art. 588. 

'2) Vgl. D. H.G.B. Art. 589. Das Französische Recht lässt auch bei Stück - 
güterfracht Rücktritt des Befrachters zu gegen Fautfracht (Hälfte der stipulirten Fracht) 
und Ersatz der in Folge der Wiederausladung — wenn die Güter bereits verladen waren — 

Handbncli des Handelsrecht«. IV. Bund. Abth. 1. 15 



226 ^uch 4. Abschnitt 3. Transportgescbäft zur Beförderung von Gütern. 

die Abladung bereits erfolgt, so steht ein Recht, die Wiederausladuiig der Güter 
zu fordern, dem Befrachter nur unter denselben Voraussetzungen zu, wie bei 
der Charterung eines Theils des Schiffs, auch hat derselbe ausser der vollen 
Fracht alles zu leisten, was der Verfrachter vom Empfänger zu fordern be- 
rechtigt sein würde, wenn der Hafen, wo die Wiederausladung stattfindet, der 
Bestimmungshafen wäre. Er hat also etwaiges Liegegeld und alle sonstigen 
Accessionen der Fracht zu bezahlen, sowie Auslagen zu ersetzen; auch hat er 
den Verfrachter wegen der auf den Gütern etwa haftenden Beiträge zur grossen 
Havarie, wegen Bergungs- und Hilfskosten, wie der Bodmereigelder zu befriedigen 
oder sicher zu stellen.'*) Und zwar haben seine Leistungen Zug um Zug gegen 
Auslieferung der Ladung zu erfolgen.^*) 

4. Nach Antritt der Reise kann der Befrachter bei Verfrachtung eines ganzen 
Sehiffs stets nur gegen sofortige Berichtigung der eben (unter Nr. 3) angegebenen 
Forderungen des Verfrachters vom Vertrage zurücktreten '^) und die Wieder- 
ausladung der Güter verlangen. Im Falle der Wiederausladung hat der Be- 
frachter ausserdem die dadurch entstandenen Mehrkosten zu entrichten, dass 
die Ausladung an einem anderen Orte, als dem Bestimmungsorte erfolgt, 
auch Ersatz für den Schaden dem Verfrachter zu leisten, der diesem aus dem 
durch die Wiederausladung verursachten Aufenthalt erwächst.'^ Unter letzterem 
ist jeder positive Schaden ''') zu verstehen, der daraus entstanden ist, dass das 
Schiff nicht direkt ohne die fr. Unterbrechung nach dem Bestimmungshafen 
hat gehen können. Dahin gehören nicht nur die Kosten des Aufenthalts im 
Löschungshafen, wie die vermehrten Heuer- und Unterhaltungskosten, sondern 
auch z. B. eine Konventionalstrafe, die der Schiffer dadurch verwirkt hat, dass 
er nicht zu dem in einem bereits abgeschlossenen neuen Frachtvertrage fest- 
gesetzten Termin sein Schiff dem Befrachter hat zur Disposition stellen können. 
SämmtUche Kosten der Wiederausladung (wie auch der Einladung) hat der Be- 
frachter in diesem Falle jedoch nur dann zu tragen, wenn dieselben nach dem 
Frachtverträge nicht zu Lasten des Verfrachters sein sollten. War das Schiff 
zugleich auf Rückfracht verfrachtet, handelt es sich also um eine Ausreise und 
Rückreise, für welche gemeinschaftlich Eine Fracht festgesetzt ist; oder hatte 
das Schiff in Ausführung des Frachtvertrags sich erst von dem Hafen, in welchem 
es sich befindet, in Ballast nach dem Abladehafen zu begeben, und erklärt der 
Befrachter den Rücktritt vor Antritt der Rückreise, resp. der Reise aus dem 
Äbladungshafen, so hat derselbe statt der vollen (für Aus- und Rückreise, resp. 



verursachten Kosten und Verluste: Code de comm. Art. 291. Ebenso der Belgische 
Code de comm. II Art. 87 Abs. 1, Span. H.O.B. Art. 765 (nach diesem haben die übrigen 
Ablader das Recht, die betreffenden ba^eits abgeladenen Güter zu übernehmen). 

'») D. H.G.B. Art. 590 in Verbindung mit Art. 615 und 616. 

''*) „Kann der Befrachter — gegen Berichtigung der vollen Fracht — von 
dem Vertrage zurücktreten. ** Vgl. mein Seer. I S. 214. 

'^^) D. H.G.B. Art. 588 Abs. 1. 

''«) D. H.G.B. Art. 588 Abs. 2. 

^"0 Nicht aber auch entgehender Gewinn. 
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Ballastreise und Reise in Ladung zusammen stipulirten) Fracht nur zwei Drittel 
derselben als Fautfracht zu zahlen.^^) Handelt es sich um eine in anderer 
Weise kombinirtc Reise, und wird der Rtlcktritt erklärt, bevor in Bezug auf 
den letzten Reiseabschnitt die Reise angetreten ist, so hat der Befrachter als 
Fautfracht die volle Fracht zu entrichten, doch kommt davon eine angemessene 
Quote in Abzug, sofern durch die Umstände die Annahme gerechtfertigt wird, 
dass der Verfrachter in Folge der Aufhebung des Vertrags Kosten erspart und 
Gelegenheit zu anderweitigem Frachtverdienst gehabt habe. Ueber die Zulässig- 
keit und die Höhe des Abzugs hat, in Ermangelung einer Einigung der Parteien, 
der Richter nach billigem Ermessen zu entscheiden, doch darf der Abzug nie- 
mals die Hälfte der Fracht übersteigen.'^) 

5. Bei Verfrachtung eines qaoteu Theils wie eines bestimmten Raumes 
des Schitfs und bei Stilekgliterfracht kann nach Antritt der Reise der Befrachter 
die Wiederausladung der Güter (gegen Leistung dessen, was der Charterer eines 
ganzen Schiffs zu leisten hat) selbstverständlich nur unter denselben Voraus- 
setzungen verlangen, unter denen er dieselbe vor Antritt der Reise fordern 
dürfte; auch hat derselbe weiter noch, ganz wie in diesem Falle, alle Kosten 
der Wiederausladung und jeden hierdurch (z. B. durch Bruch der Stauung, 
Beschädigung anderer Güter) verursachten Schaden zu ersetzen. ^^) 

In keinem Falle — mag es sich um Befrachtung eines ganzen Schiffe, eines 
quoten Theils oder bestimmten Raumes eines solchen, oder um Stückgüterfraoht 
handeln — ist der Verfrachter verpflichtet, zum Zweck der Wiederausladung der 
Güter die Reise zu ändern oder einen Hafen anzulaufen.^M 



■'«) D. H.G.B. Art. 584. 

'») D. H.G.B. Art. 585. 

8<>) Vgl. I). H.G.B. Art. 588 Ziff. 2. Art. 590. 

") D. H.G.B. Art. 583 Abs. 8. 
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II. Beförderung von Beisenden. 



§ 42. 

A. Natur des Ueberfahrtsvertrags. 

Der Transportvertrag zur Beförderung von Reisenden, der üeberfahrts- 
oder Passagevertrag ist eine locatio conductio operis. In dieser Auffassung des 
Kontrakts besteht Uebereinstimmung unter den Juristen, während hinsichtlich 
des eigentlichen Frachtgeschäfts (zur Beförderung von Gütern) nicht dasselbe 
der Fall ist. Der Ueberfahrtsvertrag ist nicht als eine Unterart des Fracht- 
geschäfts aufzufassen.^) Doch haben die Gesetzgebungen, welche denselben 
normirt haben, ihn nach Analogie des Frachtvertrags behandelt.^) 

Der Ueberfahrtsvertrag ist ein absolutes Handelsgeschäft auf Seiten des 
Transportunternehmers,^) und bedarf also keiner besonderen Form zu seiner 
Gültigkeit^) 

Der Vertrag ist auf der einen Seite gerichtet auf die Transportirung des 
Reisenden, auf der anderen Seite auf Zahlung einer merces, des Ueberfahrts- 
geldes an den Transportunternehmer, den Verfrachter (wie das H.G.B. sagt). 
Eigenthümlich gestalten sich die Verhältnisse, wenn nicht der Rheder eines 
Schiffs unmittelbar die Passageverträge mit den Reisenden abschliesst resp. in 
seinem Namen durch Mittelspersonen abschliessen lässt, sondern das Schiff 
einem Expedienten verfrachtet, der es dann für seine Rechnung zum Passagier- 



1) So auch Desjardins III Anh. S. II f. Doch ist auch die entgegengesetzte 
Ansicht unter den französischen Juristen vertreten; s. das. Not. 1. Vgl. auch Prot. V 
S. 2532 f. 

2) D. H.G.B. Art 665—679. Holland. H.G.B. Art. 521-533. Belg. Code de 
comm. II Art 120 — 133. Der Franz. Code de comm. enthält keine Bestimmungen 
über das Geschäft. 

8) D. H.6.B. Art 271 Ziff. 4. 

*) D. H.6.B. Art. 317. Ebenso nach Franz. Recht, s. Desjardins S. VIII. 
Die englische Passengers Act fordert allerdings für die Fälle, auf welche das Gesetz 
Anwendung findet (d. h. bei eigentlichen Passenger ships und fast ausschliesslich bei 
Reisen von einem Hafen Grossbritanniens nach einem aussereuropäischen — aber nicht 
am ^Mittelländischen Meer gelegenen — Hafen), dass jedem Passagier ein contract ticket 
ausgehändigt wird, dessen Form das Gesetz angibt. (Passengers Act v. 1855 sect 71.) 
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trän Sport verwendet. Alsdann liegen zwei Arten von Verträgen vor. Der Ver- 
trag, welchen der Expedient mit dem Verfrachter eingeht, und die Ueberfahrts- 
verträge, welche derselbe mit den einzelnen Reisenden abschliesst. Der erstere 
Vertrag ist, soweit nicht durch die Natur der Sache eine Modifikation bedingt, 
als Frachtvertrag aufzufassen, und zwar nicht nur in dem Fall, wo ein Schiff 
im Ganzen oder zu einem Theil verfrachtet wird, sondern auch wo eine bestimmte 
Zahl von Reisenden befördert werden soll.^) Dagegen ist der zwischen dem 
Expedienten und dem Reisenden geschlossene Vertrag ein Passagevertrag. *^) 
Das Verhältniss des Kapitäns zu den Reisenden wird hierdurch in keiner Weise 
alterirt, weil das Rechts verhältniss zwischen diesen durch die Ausführung des 
Eontrakts begründet wird.^) 

§ 43. 

B. Eechte des Reisenden, 

Die einzelnen dem Reisenden hinsichtlich des Transports zustehenden 
Rechte richten sich nach dem Transportvertrage. Derselbe wird in dieser 
Beziehung angeben: 1. den Bestimmungsort und den einzuhaltenden Weg, und 
die unterwegs etwa anzulaufenden Häfen; 2. den Namen des Schiffs, mit wel- 
chem die Beförderung erfolgen soll (auch wohl den des Schiffsführers); 3. den 
Raum, der dem Reisenden allein oder mit anderen zusammen zum Aufenthalt 
zur Verfügung steht; er bestimmt 4. ob dem Reisenden Beköstigung gebührt 
(was wohl heutzutage die ausnahmslose Regel bildet), ^) und von welcher Be- 
schaffenheit diese ist; wennschon die beiden letzten Punkte bereits durch die 
Einrichtung der betreffenden Schiffe in Verbindung mit der Passagierklasse, 
für welche der Reisende sich einschreiben lässt resp. sein Billet nimmt 
(I., II. Klasse, Zwischendecks-Passagier) ihre Erledigung finden. 

Ist der Reisende in dem üeberfahrtsvertrage genannt, so darf er das 
Recht auf die Ueberfahrt nicht einem Andern abtreten, während derselbe dazu 
befugt ist, wenn das Billet nicht auf einen bestimmten Namen lautet. Doch 
würde auch im letzteren Falle der Inhaber des Billets dasselbe dann nicht 
einem Anderen übertragen dürfen, wenn er die Reise bereits angetreten hätte.*) 

^) D. H.G.B. Art. 677. Ob in dem Falle, wo die Beförderung einer bestimmten 
Anzahl von Reisenden den Gegenstand des Vertrags bildet, die Bestimmangen über den 
Chartervertrag oder die über Stückgüterladungen zur Anwendung kommen, ist quaestio 
facti, indem alles hier auf den Inhalt des Vertrags, die Grösse und Beschaffenheit des 
Schiffs ankommt. Ist hiemach ausdrücklich oder stillschweigend die Ueberlassnng 
bestimmter Räume des Schiffs oder des ganzen Schiffs an die Reisenden vereinbart, so 
kommen die ersteren GrundsSitze zur Anwendung, sonst die letzteren. Vgl. Prot. V S. 2531. 

«) Prot. V S. 2531. 

•») Vgl. Prot. V S. 2533. 

^) Vgl. Belg. Code de comm. II Art. 121: „Les frais de nourriture du passager 
fiont compris dans le priz du pa^sage, s'il n'y a Convention contraire. Dans ce demier 
cas, le capitaine est tenu de fournir au passager les aliments n^cessaires moyainnant 
on juste prix. 

2) D. H.G.B. Art. 665 (vgl. Prot. V S. 2504 f.) Nach dem Holland. H.G.B. 
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Der Kapitän ist verpflichtet, zur festgesetzten Abfahrtszeit, wenn Wind und 
Wetter es erlauben, in See zu gehen. Er darf ohne dringende Nothwendigkeit 
von dem der Eeise entsprechenden Kurse nicht abweichen^) und keinen Hafen 
anlaufen, der nicht im Ueberfahrtsvertrage angegeben ist. Er ist hierzu auch 
nicht auf Verlangen von Reisenden berechtigt, andererseits aber selbst auf 
das Verlangen sämmtlicher Reisenden nicht verpflichtet.*). Wenn das Schiff 
während der Reise ausgebessert werden muss, und der Reisende die Ausbesse- 
rung abwartet, so ist der Transportunternehmer verpflichtet, demselben ohne 
besondere Vergütung Wohnung zu gewähren, sowie die den Bestimmungen des 
Frachtvertrags entsprechende Beköstigung, wenn der Reisende auf solche An- 
spruch hatte. Der Anspruch auf Gewährung von Wohnung und Kost fällt 
jedoch fort, wenn der Transportunternehmer sich erbietet, den Reisenden mit 
einer anderen gleich guten Schiifsgelegenheit und ohne Beeinträchtigung der 
übrigen demselben vertragsmässig zustehenden Rechte nach dem Bestimmungs- 
hafen zu befördern, und der Reisende von diesem Anerbieten Gebrauch zu 
machen sich weigert.*^) 

Aus dem Passagevertrage als solchem folgt noch nicht für den Reisenden 
von selbst die Befugniss, Reiseeffekten mit an Bord zu nehmen. Derselbe darf 
dies nur, wenn es durch den Transportvertrag ausdrücklich oder stillschweigend, 
nemlich durch die denselben begleitenden Umstände gestattet ist.^) Eigentliche 



(Art. 523) und dem Belg. Code de comm. (II Art. 120) darf überhaupt der Passagier 
ohne Einwilligung des Schiffers sein aus dem geschlossenen Vertrage entstandenes 
Recht nicht einem Andern übertragen. Auf der Hamburger Konferenz wurde bei 
Beratbnng des Art. 520 des Preuss. Entw., der denselben Wortlaut hatte, geltend 
gemacht, dass das Wort „Passagier" deutlich auf einen mit einer bestimmten und flür 
eine bestimmte Person abgeschlossenen Vertrag hinweise (Prot a. a. 0.). Ob das in 
der That auch bei den citirten fremden Rechten zutrifft, ist fraglich. Desjardins III 
Anh. S. VII f. ist unter Berufung darauf, dass kein Gesetz eine derartige Bestimmung 
enthält, der Ansicht, dass dem Franz. Recht die Unübertragbarkeit der Rechte des 
Reisenden aus dem Transportvertrage fremd sei, möge der Passagier im Vertrage genannt 
sein oder nicht. Eine Ausnahme hiervon nimmt er nur da an, wo der Vertrag etwa 
mit Rücksicht auf eine bestimmte (besonders qualifizirte) Person geschlossen sein soHte. 

») Es folgt dies aus der Natur des Vertrags. Das Belg. Recht (Art. 129, 126) 
bat es aber auch noch ausdrücklich bei Strafe der Auflösung des Kontrakts und der 
Verpflichtung zum Ersatz des etwaigen Schadens vorgeschrieben. Das Finnland. 
Seeges. Art. 105 gibt dem Passagier das R^cht, vom Vertrage zurückzutreten, wenn 
das Schiff nicht zum bestimmten Termin abgeht. Nach dem Englischen Recht ist es 
quaestio facti, ob der Abfahrtstermin zu den wesentlichen Bestandtheilen des Vertrags 
gehört oder nicht. Nur im ersteren Falle kann der Passagier den Vertrag auflösen und 
Ersatz des etwaigen Schadens fordern. S. Maclachlan'S. 305. 

^) So ausdrücklich das Holland. H.G.B. Art. 529. 

^) D. H.G.B. Art. 672. Ebenso der Belg. Code de comm. II Art. 133. Dagegen 
spricht das Holland. H.G.B. (Art. 526) dem Reisenden ein Recht auf Unterhalt nicht 
zu, wenn nicht dieserhatb eine Verständigung mit dem Schiffer zu Stande kommt. 

^) Der Art. 673 des D. H.G.B. bezieht sich nur auf die Reiseeffekten, die „der 
Reisende nach dem Ueberfahrtsvertrage an Bord zu bringen befugt ist.^' 
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in diesrr H]£s:h*. *lie Gracdsiue des Frftclitce«chAt\$ aMüesft^Kettd« l>er Traust 
port der in Bord cebnchtea Beiseefekteii steh: ivar nichi vollsUnd^ «nter 
den Regein des Fnehtcescblfts. doch kommen mehrere derselben d*lilr rar A»« 
vecdnng-.^i nemlieh die bei der Terlidvng Ton Gätem vom Hefmchter rt$|v 
Ablader zn beob^htenden Vorschriften,') die Bestimmung Ober die HC^he der 
for den Tran^Mrt za zahlenden Fracht« «wenn hierüber nichts Terabre<let 
imd doch die Unentgeltlichkeit ans^lrücklich aiisf!esch)ossen istK^'') sox^ie das 
für den SchüTer geltende Verbot, eigenmächtig die verladoien Güter in ein 
anderes Schiff za verladen. ^M Ausserdem die ftlr die Kosten des Anbordbringens 
und der Löschung der Güter'') und den Einttnss des kasuellen VerlQ>tes der 
Güter anf den Frachtanspmch ^^) geltenden Vorschriften. Die Uat\ang des 
Transportantemehmers f&r die an Bord gebrachten Reiseefiekten ist eine ver- 
schiedene. je nachdem dieselben vom Schiffer oder einem dazu bestellten Dritten 
förmlich übernommen sind, oder dies nicht der Fall ist« Im ersteren Falle 
sind die Gnmdsätze des Rezeptnms, wie bei Frachtgütern, maassgebend,^^) wie 
alsdann anch die gleichen Bestimmungen über die Besichtigung der Güter Platz 
greifen. ^^) Im letzteren Falle kommen lediglich die Grundsätze des bürgerlichen 
Rechts über die locatio conductio opens zur Anwendtmg. Für die Verjährung 
der Forderungen wegen Beschädigung, Nicbtablieferung und verspilteter AbHefe- 
rang von Reiseeffekten, wie auch wegen der Beiträge zur grossen Havarie\ommen 
dieselben Bestimmimgen zur Anwendung, wie in betreff der Frachtgüter.'**) 

Wenn ein Reisender stirbt, so ist der Schiffer verpflichtet, in Ansehung 
der an Bord befindlichen Effekten desselben das Interesse der Erben nach den 
Umständen des Falls in geeigneter Weise wahrzunehmen.'') 



^) D. H.G.B. Art. 673. 

») D. H.G.B. Art. 674 Abs. 1 und o. Das Holland. H.O.B. Art :>d2 und der Belg. 
Code de comm. II Art. 122 betrachten den Reisenden in betreff der an Bord gebrachten 
Effekten als Befrachter, lassen aber den Kapitän in betreff solcher Sachen, die der 
Reisende in seinem Gewahrsam behalten hat, nur für den durch Yerschulden der Be» 
Satzung verursachten Schaden haften. 

») D. H.G.B. Art. 564, 565. 

>o) D. H.G.B. Art. 620. 

") D. H.G.B. Art 566. 

»*) D. H.G.B. Art. 562, 504. 

") D. H.G.B. Art 618. 

^*) D. H.G.B. Art. 674 Abs. 2, Art. 607, 608. 

»») D. H.G.B. Art. 609—611. 

1«) D. H.G.B. Art. 906 und 908 Ziff. 2. Vgl. oben S. 164. 

>^) D. H.G.B. Art. 676. Holland. H.G.B. Art. 531. Belg. Code de comm. II Art. 125 
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§ 44. 

C. Rechte des Transportunternehmers. 

Der Transportunternehmer hat Anspruch auf das Ueberfahrtsgeld, für dessen 
Höhe und Zahlungsmodalitäten der Passagevertrag maassgebend ist. Enthält 
dieser darüber keine Bestimmungen, so würde die, durch sachverständiges Er- 
messen festzustellende; angemessene merces und zwar nach vollendeter Reise zu 
entrichten sein.^) Und dies würde das übliche Passagegeld sein, wenn an dem 
Einschiffungsplatze ein solches für Reisen und Transportgelegenheiten der in 
Rede stehenden Art besteht. Für ein während des Transports auf dem Schiff 
geborenes Kind lässt schon das R.R. kein Ueberfahrtsgeld zahlen,^) und dieser 
Grundsatz wird auch noch heutzutage Platz greifen, wie darüber auch unter den 
französischen Juristen trotz des Fehlens einer diesbezüglichen gesetzlichen Be- 
stimmung Uebereinstimmung besteht.*) Die Forderungen des Transportunter- 
nehmers wegen der üeberfahrtsgelder verjähren in einem Jahre, welche Frist 
mit dem Ablauf des Tages der Fälligkeit zu laufen beginnt.^) 

Der Reisende hat sich rechtzeitig, d. h. vor dem Zeitpunkt der Abfahrt des 
Schiffs, wenn dieser vorher bestimmt ist, oder, wenn dies nicht der Fall, auf die 
Aufforderung des Schiffers an Bord des Schiffs zu begeben vor Antritt der Reise, 
wie auch während derselben, wenn das Schiff in einen Hafen eingelaufen und den 
Reisenden gestattet ist, ans Land zu gehen. Sonst braucht der Schiffer nicht auf 
denselben zu warten und hat doch Anspruch auf das volle Ueberfahrtsgeld.^) Das- 
selbe gilt natürlich, wenn der Reisende ohne Erlaubniss des Schiffers ans Land geht.^) 
Der Reisende ist verpflichtet alle die Schiffsordnung betreffenden Anweisungen 
des Schiffers zu befolgen.') Der Verfrachter hat wegen des üeberfahrts- 
geldes an den von den Reisenden an Bord gebrachten Sachen ein Pfandrecht,^) 
das jedoch nur so lange besteht, als dieselben zurückgehalten oder deponirt sind.^) 



^) Dies bestimmt ausdrücklich das Holland. H.6.B. Art. 521; vgl. Art. 519 des 
Preufls. Entw. z. H.G.B. und Prot. V 8. 2508 f. 

^) L. 19 § 7 Locati (19, 2). Qrund: „Cum neque vectura eius magna sit neque 
his Omnibus utatur, quae ad navigantium usum parantur." 

8) Desjardins III Anh. S. XXXV f. und die das. S. XXXVI Not. 2 Citirten. 

*) D. H.G.B. Art. 909. 

^) D. H.G.B. Art. 667. Holland. H.G.B. Art. 522. Belg. Code de comm. II Art. 127. 

^) So ausdrücklich Holland. H.G.B. Art. 522, Belg. Code de comm. U Art. 131. 

^ D. H.G.B. Art. 666. Holland. H.G.B. Art 528. Belg. Code de comm. II Art. 123. 

«) D. H.G.B. Art. 675 Abs. 1. Holland. H.G.B. Art. 538. Belg. Code de comm. II 
Art. 124. Abbott S. 166. 

^) D. H.G.B. Art. 675 Abs. 2. Den citirten fremden Rechten ist diese Beschrän- 
kung fremd. 
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§ 45. 

D. Auflösimg des Vertrags. 

Der Ueberfahrtsvertrag tritt von selbst ausser Kraft, wenn durch einen Zufall 
das Schi£f verloren geht, d. h. nicht nur, wenn es verunglückt , sondern — ganz 
ebenso wie beim Frachtvertrage — für den Transportunternehmer verloren geht.*) 
Bricht ein Krieg aus, in Folge dessen das Schiff nicht mehr als frei betrachtet 
werden kann und der Gefahr des Aufbringens ausgesetzt ist, oder wird die 
Beise durch eine das Schiff betreffende Verfügung von hoher Hand aufgehalten, 
so tritt zwar nicht der Ueberfahrtsvertrag ipso iure ausser Kraft, wohl aber ist der 
Reisende berechtigt, vom Vertrage zurückzutreten. Das gleiche Recht steht in 
diesen Fällen dem Transportunternehmer zu, vorausgesetzt dass er überhaupt 
die Reise aufgibt; ebenso steht demselben das Rücktrittsrecht zu, wenn das 
Schiff hauptsächlich zur Beförderung von Gütern bestimmt ist, und die Unter- 
nehmung unterbleiben muss, weil die Güter ohne sein Verschulden nicht befördert 
werden können.^) 

In sämmtlichen aufgezählten Fällen ist kein Theil zur Entschädigung des 
anderen verpflichtet, mag die Auflösung ipso iure, oder durch Rücktritt des 
Reisenden oder Transportunternehmers erfolgen, vorausgesetzt, dass es vor Antritt der 
Reise geschieht. Geschieht es erst nach Antritt derselben, so hat der Reisende 
einen, der Distanzfracht im Frachtrecht entsprechenden und in derselben Weise 
zu berechnenden Theil des Ueberfahrtsgeldes zu entrichten.^) In jedem Falle 
würde der Transportunternehmer Anspruch auf Ersatz seiner haaren Auslagen 
und für den dem Reisenden bereits gewährten Unterhalt haben.^) 

Aus Zweckmässigkeitsrücksichten haben die Seegesetze, ganz ebenso wie bei 

1) D. H.G.B. Art. 669 ; vgl. 630 Ziff. 1. 

«) D. H.G.B. Art. 670. 

') D. H.6.B. Art. 671. So auch das Holland. H.G.ß. Art. 525, welches jedoch 
nicht eine verschiedene Art der Auflösung bei faktischer und rechtlicher Unmöglichkeit, 
die Reise anzutreten oder fortzusetzen statuirt. Der Belg. Code de comm. II art. 180 
Iftsst den Passagevertrag ohne Entschädigungspflicht fl\r beide Theile sich auflösen, 
wenn der Abfahrt entgegensteht „interdiction de commerce avec le port de destination^, 
„blocus^ oder „quelque autre force m^enre**. Erreicht das Schiff „par suite de prise, 
de naufrage ou de d^claration d'inuavigabilit^ du navire" nicht den Bestimmungshafen, 
80 hat (nach Art. 132) der Kapitän nicht Anspruch auf Passagegeld, sondern nur auf 
Ersatz der etwa gehabten Unterhaltungskosten. Dagegen bestimmt das Finnland. See- 
ges. (Art. 105), dass der Passagier, wenn ihn das Schiff nicht bis zum Bestimmungsort 
bringt, blos für die noch übrig bleibende Strecke kein Passagegeld zu zahlen hat Nach 
Englischem Common law hängt es vom Vertrage ab, ob der Transportunternehmer, 
wenn das Schiff unterwegs zu Grunde gegangen ist, die Passagiere mittelst eines anderen 
Schiflb nach dem Bestimmungsorte bringen lassen muss (Maclachlan S. 308). Nach 
der Passengers Act Amendment Act von 1863 besteht jedoch (für die Fälle, auf welche 
die Passengers Act Anwendung findet) die unbedingte Verpflichtung desselben, die Rei- 
senden nach dem Bestimmungsort zu bringen; sect. 14, 15, 16 enthalten detaillirte 
Bestimmungen darüber. Vgl. auch Maclachlan S. 808 f. 

^) Das bestimmt ausdrücklich das Holland. H.G.B. Art 537. 
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der Fracht, dem Reisenden, auch abgesehen von den genannten Fällen, das Recht 
gegeben, vom Vertrage zurückzutreten, aber nur gegen Zahlung eines Theils des 
Passagegeldes, nach Deutschem Recht der Hälfte desselben. In gleicher Weise ist 
hiemach nur die Hälfte zu entrichten, wenn der Reisende gestorben, oder durch 
Krankheit oder einen anderen in seiner Person sich ereignenden Zufall zurückzu- 
bleiben genöthigt ist. Doch greift dieser Satz nur Platz, wenn die Rücktrittser- 
klärung oder einer der erwähnten Zufalle vor Antritt der Reise stattfand. Anderen- 
falls ist das volle Ueberfahrtsgeld zu zahlen.^) Dies gilt sogar in dem Falle, 
wo der Reisende, wenn während der Reise eine Ausbesserung des Schiffs noth- 
wendig wird, diese nicht abwarten will.^) 



^) D. H.6.B. Art. 668. Das Finnland. Seeges. (Art. 105) räumt dem Reisenden 
das Rücktrittsrecht gegen Entrichtung der Hälfte der Fracht nur im Falle eines wirk- 
lichen Hindernisses, die Reise zu unternehmen (empöchements l<^gitime8 heisst es in der 
französischen üebersetzungX ein. Das Holland. H.6.B. (Art 624) reduzirt nur im Falle, 
dass der Reisende vor Antritt der Reise gestorben, das zu entrichtende Passagegeld aof 
die Hälfte des vereinbarten. Sind in diesem die Kosten des Unterhalts mitbegriffen, so 
ist der Betrag des Passagegeldes durch den Richter zu bestimmen. Nach dem Belg. 
Code de comm. ist die Hälfte des Ueber&hrtsgeldes zu zahlen, wenn der Reisende 8 Tage 
vor der Abreise den Rücktritt erklärt (erklärt er denselben später, so hat er das ganze 
Passagegeld zu entrichten), ein Viertel, wenn der Reisende gestorben ist oder in Folge 
schwerer Krankheit oder höherer Gewalt sich nicht hat einschiffen können (U Art. 128). 
Wenn der Reisende unterwegs gestorben, oder durch Krankheit zum Verlassen des 
Schiffs gezwungen ist, so ist Passagegeld nur für die zurückgelegte Strecke (nach Ana- 
logie der Distanzfracht) zu zahlen (Art. 131 Abs. 2). 

ö) D. H.G.B. Art. 672 Abs. 1. Belg. Code de comm. II Art. 133 Abs. 1. 



Abschnitt 4. 

Die Bodmerei. 

(Von Herrn Professor Dr. R. Schröder zu Strassburg im Elsass.) 



I. Geschichte der Bodmerei.') 



§ 46. 

Der Bodmereivertrag beruht zwar historisch wie dogmatisch auf anderen 
Grundlagen als das Seedarlehen der alten Welt, aber beide haben so zahlreiche 
Berührungspunkte und im Laufe der Zeit haben so vielfache Wechselwirkungen 
zwischen ihnen stattgefunden, dass die wissenschaftliche Betrachtang nothwendig 
beide Geschäfte ins Auge fassen muss. 

Das antike Seedarlehen {ixdoaig, roxoc rairixög, yuvrtxöy duritofia, pecunia 
traiectitia, foenus nauticum) stammt aus Griechenland ') und ist aus dem griechi- 
schen Peregrinenrecht in das römische Recht übergegangen,*) aber zu einer Zeit 
wo es auf das in der Theorie der Römer bereits festgestellte reine mntuum 
keinen Einfluss mehr üben konnte.*) Nur daraus erklären sich die mannig- 
fachen Verschiedenheiten zwischen dem strengeren Land- und dem freieren See- 
darlehen. ^) Heute ist man in der Theorie darüber einig, dass das Seedarlehen 



^) Vgl. die dankenswerthe Untersuchung von B. Mathiass, Das foenus nauticum 
und die geschichtliche Entwickelung der Bodmerei (Würzburg 1881), durch welche die 
altere Speziallitteratur grossentheils antiquirt worden ist. 

>) Vgl. B öckh, Die Staatshaushaltung der Athener, 2. Ausg. 1 184—195. Büchsen- 
schütz, Besitz und Erwerb im griechischen Alterthume, S. 486—490, 498. Pardessus, 
Collection des lois maritimes I 42 ff. 

») Vgl. Pardessus a. a. 0. I 70 ff. Glück, Komm. XXI 151-222. L. Gold- 
Bchmidt, Untersuchungen zur 1. 122 § 1 D. de verb. obl. (45,1), Heidelberg 1855. 
Huschke, Die Lehre des römischen Rechts vom Darlebn, Stuttgart 1882, S. 221—288. 
Franck, De bodmeria (Lübeck 1832) S. 340—895. Endemann in der Zeitschr. f. 
H.R. IX 287—296. Dig. XXII 2 und Cod. IV 33 de nautico foenore. Nov. 106, 110. 

*) Vgl. Goldschmidt a. a. 0. 61 Anm. 107. 

^) Ohne Novation konnte ein einfaches Darlehen in ein Seedarlehen und umgekehrt 
mit dem Aufboren der Gefahr ein Seedarlehen in ein einfaches Darlehen übergehen. 
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nicht, wie Savigny wollte, ein von dem mutuum verschiedener eigenthtlmlicher 
Innominatkontrakt, sondern eine blosse Spielart des mutanm, ein bedingtes 
Darlehen, gewesen ist: der Schuldner haftete für Kapital und Zins nur unter 
der Bedingung, dass der Gegenstand, auf welchen geliehen wurde, die Seereise 
glücklich überstehe. Die einzelnen Entwickelungsstadien des Seedarlehens er- 
scheinen als eine stufenweise fortschreitende und schliesslich zu völliger Ab- 
straktion gelangende Ablösung der dem Vertrage eigenthümlichen Bedingung, 
von deren Eintritt die Rückzahlung abhängig gemacht wurde, von dem ursäch- 
lichen Zusammenhange mit der Verwendung des Darlehens in die Ladung oder 
das Schiff.^) Handelte es sich ursprünglich nur darum, dem Rheder oder einem 
mitfahrenden Befrachter bereite Mittel in die Hand zu geben, um nach Vollen- 
dung der Reise sofort, ohne den Verkauf der Ladung abzuwarten, zum 'An- 
kaufe der für die Rückladung bestimmten Waaren schreiten zu können, so war 
es bereits ein wesentlicher Fortschritt, wenn man die Verwendung des Geldes 
schon am Abladeorte zur Beschaffung der Ladung für die Hinreise gestattete 
und die für das Geld erworbenen Güter als Surrogat desselben behandelte. Der 
Gläubiger trug demnach die Gefahr der Hinreise ursprünglich nur für die eigent- 
liche pecunia traiectitia, später auch für die merces ex ea comparatae; nun 
lag aber kein Grund mehr vor, die Gefahr der Rückreise hinsichtlich der mit 
der pecunia traiectitia oder dem Erlöse aus der ersten Ladung beschafften Rück- 
ladung auszuschliessen : der Gläubiger übernahm die Gefahr der Hin- und Rück- 
reise. Immerhin handelte es sich bei dem auf die Ladung gegebenen Seedar- 
lehen noch um sinnlich wahrnehmbare und unterscheidbare Gegenstände, welche 
sich auf dem Schiffe befanden und individuell der Gefahr der Seereise ausgesetzt 
wurden. Anders war dies bei dem Seedarlehen auf das Schiff, bei welchem von 
einem körperlich greifbaren Surrogate für das Geld meistentheils gar nicht die 
Rede sein konnte, z. B. wenn das Darlehen zu Schiffsreparaturen oder zum 
Unterhalte der Mannschaft verwendet wurd^. Man kam so dahin, von der Art 
der Verwendung überhaupt abzusehen und das Seedarlehen als ein Darlehen 
aufzufassen, dessen Rückzahlung nur erfolgen sollte, wenn das Schiff oder die 
Ladung oder beide (jenachdem das Geld auf das Schiff oder auf die Ladung 
oder auf Schiff und Ladung geliehen war) das Reiseziel glücklich erreichten. 
Es lässt sich nicht verkennen, dass das Geschäft dadurch dem Versicherungs- 
vertrage angenähert wurde, aber der wesentliche Unterschied blieb doch immer 
bestehen,^) dass es dem Darlehensnehmer nicht wie dem Versicherungsnehmer 
in erster Reihe auf die Sicherung gegen eine eventuelle Gefahr, sondern auf 
das Darlehen ankam; die Versicherung bildete nicht den Inhalt, sondern nur 
einen sekundären Theil des Geschäfts, auch versicherte man sich nicht sowohl 
gegen die Gefahr des Verlustes von Schiff oder liadung, als vielmehr gegen die 



Die Zinsverabredung beim Seedarlehen war frei von Zinsbeschränkungen und bedurfte 
keiner besonderen Form, sie konnte durch nndum pactum erfolgen. Vgl. Goldschmidt 
a. a. 0. 61 ff., Matthiass a. a. 0. 33, 38. 

«) Vgl. Matthiass a. a. 0. 14, 15 f., 18 f., Endemann a. a. 0. 290 f. 

^) Vgl. Endemann a. a. 0. 293 f. 
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Gefahr, das Darleben ungeachtet des Verlustes der durch dasselbe erlangten 
Yortbeile zurückzahlen zu müssen. Darlehensnehmer war immer der Rheder 
oder ein Befrachter; in Vertretung des Rheders konnte auch der Schiffer ein 
solches Geschäft eingehen, soweit die Bedingungen der exercitoria actio vor- 
lagen.®) Wie jedes mutuum so wurde auch der Seedarlehensvertrag durch 
numeratio abgeschlossen ; die Nebenabreden über Gefahr und Zins konnten durch 
formlose Vereinbarung erledigt werden, doch bediente man sich nicht selten auch 
der Stipulation und der Stipulationsurkunde (cautio). Bei den Griechen war 
die Ausstellung eines als Beweisurkunde dienenden, übrigens formlosen Schuld- 
scheines {avyyQa(pri yavtix^) üblich.^) 

Der Vertrag wurde in der Regel auf eine einfache Reise (tzeQdnXovy) 
oder auf Hin- und Rückreise {dfiffoTiQÖnXovy) abgeschlossen. Die Bedingung 
für die Haftung des Schuldners bestand dann in der wohlbehaltenen Ankunft 
des Gegenstandes (Schiff oder Ladung), auf den das Darlehen gegeben war: 
ging er auf der Reise verloren, so war der Schuldner frei, wofern der Verlust 
in ursächlichem Zusammenhange mit der Seereise stand, denn nur die Seegefahr 
hatte der Gläubiger zu tragen. Hatte also eigene Schuld des Verpflichteten 
oder eine Verschuldung der Schiffsmannschaft oder innerer Verderb der Güter 
n. dgl. m. den Untergang veranlasst, so galt dieser dem Gläubiger gegenüber 
als nicht geschehen, die Bedingung als erfüllt. ^^) Dasselbe war der Fall, wenn 
das Seedarleheu auf Zeit gegeben war: mit dem Ablaufe der Zeit endigte die 
Gefahr für den Gläubiger, das Seedarlehen nahm den Karakter eines einfachen 
Darlehens an und ein nun noch eintretender Verlust traf den Schuldner. Bei 
der nicht seltenen Kombination von Zeitgefahr und Reisegefahr galt die Zeit- 
bestimmung als Festsetzung einer Maximaldauer der von dem Gläubiger über- 
nommenen Gefahr; darüber hinaus haftete der Schuldner ebenso unbedingt, als 
wenn die Bedingung der wohlbehaltenen Ankunft vor Ablauf der Frist in Er- 
füllung ging.^^) War die Bedingung nur theilweise in Erfüllung gegangen, indem 
ein Partialverlust eingetreten war, so kam es zunächst auf die für diesen Fall 
getroffenen Abreden an, durch welche dem Schuldner z. B. häufig Befreiung 
durch Abandon des Geborgenen anheimgegeben wurde. In Ermangelung der- 
artiger Abreden musste, wenn die Bedingung überhaupt als theilbar angesehen 
werden konnte, ^2) die Haftung des Schuldners nach dem Verhältniss des Ver- 
lorenen zu dem Geborgenen ermässigt werden. ^^) 



«) 1. 1 §§ 9-11, 1. 7 pr. § 1 D. de exerc. act. (14,1). 

^) Vgl. Gneist, Die formellen Verträge des neueren römischen Obligationenrechts 
S. 428 f., 471. 

1«) Vgl. Huschke a. a. 0. 229. 

") Vgl. Goldschmidt a. a. 0. 7 ff. 

1^) Die auf die behaltene Ankunft des Schiffes (salva eunte nave) gestellte Bedingung 
war jedenfalls untheilbar; wurde das Schiff als Wrack geborgen, so war der Schuldner 
frei. Dagegen haben wir die Ladung, auf welche ein Seedarlehen gegeben wurde, nicht 
als Sachgesammtheit, sondern als blossen Kollektivbegriff zu nehmen. 

^«) Vgl. Heise, H.R. S. 899. Huschke S. 229 scheint eine auf den Werth des 
Geborgenen beschränkte Haftung, ohne Rücksicht auf den Werth des Verlorenen, 
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Nach Eintritt der Bedingang haftete der Schuldner persönlich fttr Kapital 
und Zins. Der letztere wurde in Griechenland und später im Byzantinischen 
regelmässig in Gestalt einer festen Prämie vereinbart, welche zugleich den eigent- 
lichen Zins ersetzte und sich ohne Rücksicht auf die Zeitdauer auf 10 — 12 V2 7o 
bei einfacher Reise, 20 — 33 V3 % bei Hin- und Rückreise zu belaufen pflegte.^*) 
Dagegen waren bei den Römern Zeitprämien (sogenannte usurae maritimae) 
üblich, die aber nur für die Dauer der Gefahr berechnet wurden, so dass man 
daneben regelmässig für die Zeit bis zur Abreise und die Zeit nach der Ankunft 
im Bestimmungshafen besondere Landzinsen (usurae communes) stipulirte; die 
von Justinian eingeführte Beschränkung auf den Maximalbetrag von 12 % für 
das Jahr kann sich nur auf diese Landzinsen bezogen haben, während die 
Prämie (der Seezins) nach wie vor, auch das ganze Mittelalter hindurch, der 
freien Vereinbarung unterlag. ^^) 

Zur Sicherung der Zahlung wurden häufig Konventionalstrafen ausbedungen, 
besonders gebräuchlich aber war die Pfandbestellung. ^®) Ein gesetzliches Pfand- 
recht, wie man es zuweilen angenommen hat, bestand nicht, da die in rem 
versio wohl ein Vorzugsrecht für ein bestehendes Pfandrecht, aber von dem 
Falle der Wiederherstellung eines Gebäudes abgesehen nicht selber ein Pfand- 
recht zu begründen vermochte.^'') Das rechtliche Verhältniss an sich wurde 



anzunehmeD, so dass der Gläubiger, wenn das Geborgene hinreichte, noch zu voller Be- 
friedigung gelangte. Diesen Stadpunkt nehmen allerdings die von dem Einflüsse des 
foenus nauticum beherrschten neueren Seegesetze ein (Ordonnance touch. la mar. v. 1681 
III 5 Art. 17. C. de C. 327. Span. H.G.B. 836. Portug. H.G.B. 1Ö59. Wetb. v. Koopb. 
588. A. L.K. II 8 § 2427). lieber die Schwankungen der französischen Doktrin 
zwischen dem Gesetz und der romanistischen Auffassung, die sich besonders an die 
Namen Valin, Pothier und Emärigon knüpfen, vgl. Bödarride, Droit commercial 
(2. ed.) II. Not. 959—964 und die Schriften von Bressolles, Cauvet und Val- 
roger in der Revue de l^slation XIII (1841), 358 f. Nouv. coli. 1(1853), 95—121. 
XX (1862), 424—441. Ehrenberg, Beschr.Haft 43 f. 91. Es herrscht eben in diesen 
Gesetzgebungen ein Dualismus, der weder dem Standpunkte der deutschen Bodmerei noch 
dem des römischen Seedarlehens vollkommen entspricht und obenein in ungesunder 
Weise von der Idee beherrscht ist, den Vertrag zu einer Filiale des Versicherungsver- 
trags zu machen. Am merkwürdigsten tritt der Dualismus in England hervor, wo der 
Gläubiger bei Bodmerei auf Schiff und Fracht schlechthin auf das Gerettete verwiesen 
wird, bei Bodmerei auf die Ladung (respondentia) dagegen nur einen verbal tnissmässigen 
Betrag fordern kann. Vgl. Kay, Law relating to Shipmasters and Seamen I 549 f., 563. 
Die von uns für das römische Recht entwickelte Auffassung wird von den an dem foenus 
nauticum festhaltenden Seerecbten des Mittelländischen Meeres bis zum 13. Jahrhundert be- 
stätigt. Man vergleiche, was unten über die Statuten von Pisa und Marseille und die Genueser 
Urkunden bemerkt ist. Die Bedingung wurde hier in der Regel alternativ auf behaltene 
Ankunft des Schiffes oder des grösseren Theiles der Ladung; (die dann auch in einem 
andern Schiffe befördert werden konnte) gestellt; ratenweise Befriedigung fand statt, wenn 
nur der kleinere Theil der Ladung das Ziel erreichte. 

1«) Vgl. Büchsenschütz a. a. 0. 498. Matthiass 32. 

^^) Vgl. Jhering in den Jahrbüchern für die Dogmatik des heutigen Privatrechts 
XIX 2-23. Matthiass 29 f. 

i<^) Vgl. Goldschmidt S. 6. Uuschke S. 233. Matthiass S. 41 f. 

") Vgl. Matthiass S. 43 f. 
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darch die Pfandbestellung nicht geändert, das Pfandrecht hatte nur einen zu- 
fälligen, accessorischen Karakter, es bildete nicht den Inhalt des Seedarlehens- 
geschäftes als solchen und die persönliche Haftong des Schuldners blieb mit wie 
ohne Pfandbestellung die gleiche, sie war eine bedingte, aber eine unbeschränkte.^^) 
Dies änderte sich auch dann nicht, wenn der Schuldner, wie es häufig geschah, 
eben den Gegenstand, auf den er das Seedarlehen erhielt, als Pfand bestellte: 
die Gefahrtlbemahme war auch hier eine Bedingung des Darlehensvertrages. 
nicht des Pfandvertrages, und es wäre unjuristisch zu sagen, der Gläubiger habe 
hier die Gefahr des Pfandes tlbernommen. Auch bei den Griechen war es nicht 
anders; die Annahme, dass bei ihnen Seedarlehen und Einräumung eines auf 
Gefahr des Gläubigers gehenden Seepfandes stets zusammengefallen seien, beruht 
einzig auf dem zufälligen Umstände, dass die wenigen uns erhaltenen griechischen 
Seedarlehensverträge Pfandverabredungen enthalten.^^) 

In den Gebieten des Mittelländischen Meeres bat sich das antike Seedar- 
lehcn bis zum 13. Jahrhundert erhalten. Zunächst lassen die Basiliken, ^^) 
die Interpretatio der Lex Romana Wisigothorom^^) und die sogenannten Bho- 
disehen Seegesetze ^^) sein Fortleben erkennen, besonders werthvoU sind aber 
die eingehenden, vielfach kasuistisch gehalteneu Bestimmungen des „Constitutum 
usus" von Pisa v. J. 1161.^') Das Seedarlehen (prestantia maris, prestantia 
ad navis periculum vel fortunam, prestantia in aliquo ligno navicabili ad risicum 
sive fortunam ipsius ligni deferenda, havere ad proficuum de mari dare) bestand 
in Geld oder taxirten Waaren („havere", d. h. Habe), zuweilen erscheint der 
Vertrag auch als bedingter Kauf. Die Prämie (proficuum maris) wurde ent- 
weder in Prozenten des Kapitals vereinbart (ad certum numernm proficui nomi- 
natum per libram), oder sie unterlag je nach Maassgabe der Reise einer gesetz- 
lichen Taxe. Eine Beschränkung in der Höhe der Prämie bestand nur insofern, 
als der Schuldner bei schlechten Geschäften Reduktion auf ein geringeres Maass 
verlangen konnte. Dagegen wurde er, und darin zeigt sich ganz besonders die 
Natur des foenus nauticum, auch durch die grössten Einbussen bei seinem Unter- 
nehmen nicht von der vollen persönlichen Haftung für das Kapital und die 
ermässigte Prämie befreiet, soweit der Verlust nicht als Folge der Seegefahr 
auf Rechnung des Gläubigers kam, der bei Total verlust nichts, bei Partialverlust 



^'*) War das Darlehen auf das Schiff gegeben, aber die Ladung verpftndet, so 
nutzte die Bergung der Ladung dem Gläubiger nichts, wenn das Schiff unterging, seine 
Forderung war erloschen. Kam das Schiff an, aber ohne Ladang, so hatte der Gläubiger 
mit dem Pfandgegenstande auch sein Pfandrecht verloren, seine ForderuDg blieb bei 
Bestand. Vgl. J. 6. D. 1. c. 

1») Vgl. Mathias 8 8. 45 ff. 

>o) Pardessus, Collection I 188, 189 f. 

") Ebd. I 150. 

««) Ebd. I 227, 246 f. 

s>) Statut! inediti della cittä di Pisa, ed. Bonaini, ü S. 813—1026. Die hier in Be- 
tracht kommenden Bestimmungen sind c. 24 (S. 900 ff.), c. 25 (S. 905 f.) und c. 27 (S. 909 f.). 
c. 26 (S. 906 f.) handelt vom foenus quasi nauticum. Zum Theil findet sich das Con- 
stitutum usus auch bei Pardessus a. a. 0. IV 569 ff. 
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nnr verhältnissmässige BefriediguDg beanspmcheii konnte. ^^) Von einem Pfand- 
recht erfahren wir nichts, zum Wesen des Geschäfts gehörte es demnach auf 
keinen Fall. 

Von hervorragendem Interesse für das Yerständniss des antiken Seedarlehens 
sind die zahlreichen, der Zeit von 1155 — 1164 angehörigen Beispiele aas dem 
Notnlarium des Genueser Notars Johannes Scriba.^^) Bei der geringen Yer- 
breitnng dieses hochwichtigen Urknndenwerkes mag es uns vergönnt sein, eine 
Aaswahl der bezeichnendsten Urkanden hier mitzatheilen. 

Am 25. Mai 1160 erklärt Yicinus de Cibilis vor drei Zeagen: „Ego Y. de 
C. cepi a te, Bono Johanne Malfaastro, libras triginta septem cam dimidia 
denariorum Janaensiam, pro qaibas per me vel meum nunciam dabo tibi vel 
tao nuncio, navi mea sana eante Alexandriam vel maiori parte pecanie qae in 
ea portabitar, centum bisancios mandos asqae ad proximam festam dominice 
nativitatis. Hoc ipsam etiam sana eante de Janua, si mea navis non iverit, ea 
navi, qaa ego ibo vel nancins meus. Si non ivero vel nnncias meas, capitale 
taam tibi restitaam infra mensem, hoc cognito. Si non, penam dapli. Bona 
pignori intrare et cetera, et sine decteto" (S. 651 Nr. 884). Was hier am 
Schlüsse blos formelhaft angedeutet ist, lautet in einer anderen Urkunde (S. 664 
Nr. 907) vollständig: ^Qtiod si non fecero, tibi stipulanti penam dupli promitto, 
ita quod, nisi sie adtendero, exinde pro sorte et pena intrare possis in bonis 
que habeo et habiturus sam, et qaantum id fuerit tibi facias estimari, et id 
nomine vendicionis possideas, hoc autem taa auctoritate et sine decreto consulum 
et mea contradicione et omnium pro me, bonis omnibus meis habitis et habendis 
tibi pignori subjectis." 

Ein von seinem Mitrheder aufgenommenes Seedarlehen bekandet Merlo 
Guaracus am 13. Juli 1160: „Ego M. G. cepi a te Ugone de Balneo libras 
10 denariorum Januensium, pro quibus dabo tibi libras 12 den. Jan. (also 20% 
Prämien) infra duodecim dies, postquam galea comunis, que vadit Ispaniam, 
redibit in portum Janue. Penam dupli. Bona pignori intrare et sine decreto, 
et facere estimari ac nomine vendicionis possidere" (S. 667 Nr. 912). 

Urkunde vom 23. August 1158 (S. 529 Nr. 670): Yor vier Zeugen erklärt 
Elias: „Ego E. accepi a te Marchione de Yolta libras 40 den. Jan., pro quibus 
per me vel meum missum dabo tibi vel tuo misso usque proximum festum 
sancti Johannis de iunio libras 50 den., navi Dormitoris sana eunte Sicciliam; 
si vero disturbabitur, sana eunte ea navi quam pariter eligemus. Si non, penam, 



^*) c. 24: capitale restituat, etiam si minus capitali habuerit, etproficuam, ut sapra 

scriptum est; nee intelligatur minus capitali habere ob hoc, quod navis, alias 

dampnum non passa, in reversione minus valeat quam eo tempore, quo movit, valuerat. 
Si tarnen fortuito casu minus capitali habuerit, dampnum per iibram diridat; et si totum 
casu perdiderit, in nichilum teneatur. Selbstverschuldeter Untergang (z. B. wenn der 
Schuldner eine andere als die verabredete Reise unternommen oder die Ladung ohne 
Noth in ein anderes Schiff verladen hatte) befrei ete den Schuldner nicht. 

^^') Abgedruckt in den Historiae patriae Monumenta, Chartarum Tom II (Augustae 
Taurinorum 185^). 
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dnpli. Bona pignori intrare etc. tua anctoritate, et sine decreto et mea con- 
tradictione, et nomine vendicionis possideas"". Dem von Elias zu befrachtenden 
Schiffe des Dormitor sollte eventuell im Einverständniss mit dem Darlehens- 
geber ein anderes substitnirt werden. Derartige Substitutionen wurden häufig 
noch weiter ausgedehnt, so in einer Urkunde vom 10. Septbr. 1158 (S. 550 
Nr. 708), nach welcher die Rückzahlung des Kapitals nebst 25 ^o Prämie 
(^de quatuor quinque"*) in dem nächstkommenden Sommer erfolgen sollte, und 
zwar „Sana eunte Messanam navi qua vadit Fulco Buferius et Ugo Botinus, et 
sana redeunte, inde infra mensem post quam venerit; si vero morabitur, quod 
in ipsa estate non veniri (1. venerit), vel si iter mutaverit, sana veniente ea 
navi in qua in ipsa estate Fulco Buferius venire ceperit; vel, si non veniret, 
vel moraretur, sana veniente illa navi que a Messana in ipsa estate prius venire 
ceperit, infra mensem post." Oder in Urkunde vom 19. August 1160 (S. 683 
Nr. 942) : „sana eunte Sciciliam navi, qua Ocellus vadit, et sana redeunte, infra 
mensem post; que si vendetur vel iter mutaverit, sana veniente ea qua ipse 
Ocellus ea estate venire incipiet aut maiorem partem rerum suarum honeraverit ; 
vel si non veniret, sana veniente ea qua maior pars mercatorum qui secum 
vadunt venire incipient aut maiorem partem rerum suarum honeraverint." 

Die Bedingung der „behaltenen Ankunft" konnte auch in der Weise kom- 
plizirt werden, dass das Risiko von vorn herein auf mehrere Schiffe und Reisen 
vertheilt wurde. So in Urkunde vom 20. Januar 1164 (S. 909 Nr. 1362): 
„Puella prestavit Oberto Peloso libras 15 in tribus itineribus hoc modo: 8 in 
navi Arlini pro libris 10 apud Bnzeam, 4 in navi Timonerii in Provinciam pro 
5 et in Sardinea 3- pro 4 in navi Jordani de Forti, sanis euntibus et redeunti- 
bus, infra mensem post.^ 

Als Darlehensnehmer erscheinen in sämmtlichen Genueser Urkunden *®) aus- 
schliesslich Rheder und Befrachter, Beispiele für ein durch den Schiffer als 
solchen aufgenommenes Seedarlehen liegen nicht vor. Zuweilen wurde der Ver- 
trag auf eine einfache Reise, meistens auf Hin- und Rückreise abgeschlossen. 
Die Bedingung lautete stets auf die wohlbehaltene Ankunft des Schiffes oder 
der Ladung oder des grösseren Theiles der letzteren. ^^) 

Die Prämie war stets eine feste, Zeitprämien kommen nicht vor. Die Höhe 



2^) Ausser den von uns besonders hervorgehobenen tsind noch folgende iu bemerken : 
a, a. 0. S. 301, 265. 342, 332 f. 345, 339. 347, 344 f. 382, 402. 387, 413. 390, 419. 401, 438. 
402, 440. 405, 445. 410, 452. 413, 456. 415, 459 f. 410, 461. 417, 464. 426, 481. 441. 509. 
446, 519. 461, 550. 470, 569. 482, 591. 496, 613. 501, 621. 506, 629. 508, 632. 512, 641. 
518, 649. 522, 657. 536, 685. 537, 687. 544, 698. 550, 709. 560, 727. 565, 737. 580, 758 f. 
611, 813. 624, 833. 649, 880. 651, 885. 657, 895. 670, 917. 671, 920. 674, 926. 680, 936. 
700, 975. 747, 1064. 760, 1087. 763, 1092. 768, 1101. 769, 1103. 783, 1132. Sil, 1186. 
813, 1191. 852, 1254. 877, 1299. 892, 1328. 926, 1393. 959, 1450. 

*"') Vgl. u. a. Urk. v. 13. Mai 1160 (S. 647, 877): sana eunte Alexandriam navi qua 
profecturuB sum, vel maiori parte pecunie que in ea portabitur. Urkunden, welche die 
Zahlung schlechthin auf die Ankunft eines bestimmten Schiffes stellen (vgl. S. 5r)2 
Nr. 732, S. 574 Nr. 748, S. 575 Nr. 749, S. 735 Nr. 1041), sind einfache Darlehens- 
urkunden mit einem dies incertus quando, ohne Gefahrübernahme seitens des Gläubigers. 

Haodbnch des Handelsrechts. IV. Band. Abth. 1. 16 
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der Prämie betrug in der Kegel 25 — 83 Vs %• £ine gesetzliche Beschränkung 
bestand offenbar nicht. Das Seedarlehen (in galeis prestare s. mntuare) galt 
als gewagtes Geschäft, weshalb den Mitgliedern einer Handelsgesellschaft zu- 
weilen die Verpflichtung abgenommen wurde, nichts auf Schiffe zu leihen.'^) 
Daher fand Ristomo statt, wenn die Reise überhaupt unterblieb,'^) zuweilen 
wurde auch eine Abminderung der Prämie für den Fall einer Abkürzung der 
übernommenen Gefahr ausbedungen.^^) Ging die Bedingung, unter welcher die 
Rückzahlung allein erfolgen sollte, nicht in Erfüllung, gelangte also weder das 
Schiff noch die Ladung (oder doch, wenn dies ausgemacht war, der grössere 
Theil der Ladung) an das Ziel, so hatte der Gläubiger bei vollständigem Unter- 
gange nichts, bei theilweiser Bergung doch nur Befriedigung nach Yerhältniss 
des Geborgenen zu beanspruchen. Ein Prozess vom Jahre 1163 (S. 898 
Nr. 1342) belehrt uns^ dass die ratenweise Befriedigung nicht blos, wenn die 
Parteien sie verabredet hatten,^^) sondern auch ohne ausdrückliche Vereinbarung 
Rechtens war. Bonus Johannes Guaracus hatte von der Grisia ein Darlehen 
von 6 Pfd. erhalten, die eine Hälfte zu 33 Vs % und die andere zu 25 % Prämie 
(ad tres quatuor et de quatuor quinque), so dass ihr bei behaltener Ankunft 7% Pfd. 
(7 Pfd. 15 Solidi) zugekommen wären. Bonus Johannes bezahlte aber nur 
4 Pfd. und erklärte, auf den Rest von 3 Pfd. 15 Solidi verklagt: „quod ei 
amplius non deberet, cum evidentem passus esset naufragium, ex quo pro racione 
reram quas portaverat se dicebat non rehabuisse tantumdem". Die Schieds- 
richter legten ihm den Eid auf: „manifestare sine fraude, quod in itinere illo 
portasset, quodve amisisset, aut quid inde sibi uUomodo superfuisset"^ worauf 
er schwur: »quod plures librarum 17 portavit in itinere illo et quod inde 
rehabuit nisi tarenos 150, de quibus non habuit ultra librarum 11 et solidorum 
5, cum plus tercia amisisset et eins duas partes illius mutui reddidisset". Das 
Urtheil lautete auf Abweisung der Klage. Eigenthümlich ist, dass die Grisia 
nur Zweidrittel des Kapitals, aber keinen Theil der Prämie erhielt. 



28) A. a. 0. S. 770 Nr. 1106, S. 771 Nr. 1107. 

^^) Vgl. die oben S. 240 angeführte Urkunde des Vicinus de abilis. 

^) Urk. y. 1159 (S. 606 Nr. 805): dabo tibi vel tuo nuncio de quatuor quinque in 
denariis usque proximum festum s. Johannis de ianio, sano eunte in Provincia galeoto 
Pilosi, ubi primum fecerit portum ; si vero antea ipsnm debitam tibi solvero, pro radone 
temporis de »supradicto proficuo tibi minuatur. Vgl. ürk. v. 16. Febr. 1160 (S. 621 
Nr. 828), in welcher für ein Kapital von 80 Pfd. eine Prämie von dSVs^/o (de tribus 
quatuor) ausgemadit wird, aber mit der Nebenbestimmung: si navis Solimani hoc anno 
non iverit usque proximum festum s. Micha^s, solvam tibi in denariis libras 90 (also 
12\'s ^/o Ristomogebühr). 

^i)'Die in der vorigen Anmerkung angeführte Urkunde v. 16. Febr. 1160 enthielt 
die Bestimmung: sana eunte Alexandriam navi Solimani et sodorum et, inde redennte, 
infra mensem post quam redierit in secunda prozime futura estate; et «si ipsa navis 
vendetor aut iter mutaverit, sana veniente ea navi in ipsa estate, que ab Alexandria 
venire incipiet, in qua venient maior pars hominum et pecunio (1. pecunie) Januensium 
ex ipso itinere, infra mensem post quam venerit. Et si, quod absit, aiicui ipsaram 
navium contingerit aliquod infortunium, pro ea parte quam evadet tibi inde per racionem 
solvam. 
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Ging die Bedingung in ErfOllong, so stand dem Gläubiger ohne Rücksicht 
auf den Werth des Schiffes oder der Ladung volle Befriedigung zu, es war eine 
unbedingte persönliche 'Darlehensschuld vorhanden , die in den meisten Fällen 
durch Pfändungsklausel, Einräumung einer Generalhypothek an dem gesammten 
Vermögen des Schuldners, vielfach auch durch Bttrgenstellung gesichert wurde. 
Zuweilen begegnen auch Spezialhypotheken, ohne dass das Wesen des Vertrages 
dadurch im geringsten verändert wäre.^') Nur in einer Urkunde vom 
20. Septbr. 1161 (S. 779 Nr. 1124) begegnet eine bemerkenswerthe Abweichung: 
Tantus bekennt sich dem Ugo Lupus gegenüber zu einer Seedarlehensschuld, 
zu zahlen „apud Septam nsque proximum natale, sana eunte illuc navi ipsius 
Tanti, pro quibus subposuit ei pignori arunum perlamm de mia (?) et unciam 
unam et mediam muscati et libras decem safrani, que omnia ipse Ugo Lupus 
ponet in commendacionem Mussi Bujachesii vel Ugonis Alberici, et mari et terra 
debet illud pignus portari ad resicum et fortnnam Ugonis Lupi, sicut res por- 
tande in arca. Cum autem apud Septam pervenerint, si Tantus voluerit illud 
pignus mutare, ita quod ei det aliud pignus arbitratu duorum virorum amplius 
Valens, debet illud ei reddere solucione facienda ad terminum nominaturum 
(1. nominatum). Si vero illud non cambiaverit vel redimerit, memoratus Ugo 
Lupus presentia bonorum virorum illud pignus debet bona fide vendere et pre- 
dictos 800 bisancios accipere reliquumque reddere ipsi Tanto vel eius nuncio. 
Et si in eo defuerit, nisi Tantus ei hoc compleverit, Ingo bancherius respon- 
debit inde ei usque in bisanciis 50, si tantum defuerit. "^ Die Eigenthümlich- 
keit besteht darin, dass das dem Gläubiger übergebene Faustpfand in der 
Gewahrsam eines Dritten auf dem Schiffe bleiben und auf Gefahr des Gläubigers 
stehen soll, so dass er, auch wenn das Schiff die Reise glücklich besteht, nichts 
zu beanspruchen hat, wenn das Pfand untergegangen ist. Der üblichen Be- 
dingung „sana eunte nave** ist eben eine zweite (sano eunte pignore) beigefügt. 
Im übrigen hat sich nichts geändert, die Schuld ist auch hier, sobald die Be- 
dingungen erfüllt sind, eine unbeschränkt persönliche, Schuldner haftet für den 
ganzen durch den PfanderlOs nicht gedeckten Ausfall. 

Mögen hier schon germanische Einflüsse eingewirkt haben, so ist doch die 
Fortdauer des antiken Seedarlehens im allgemeinen bis in das 18. Jahrhundert 
verbürgt.^^) Deutlich tritt es insbesondere noch in den Marseiller Statuten 



'<) Vgl. Urk. V. 21. Ifai 1157 (S. 882 Nr. 408): 12 Pfd. Kapital und 4 Pfd. Prämie, 
„Sana eunte Alezandriam et inde redeunte navi Straleire, vel sana veniente illa navi in 
qua veniet Straleira vel maior pars rernm eius, ad 15 dies postqnam fuerit discaricata." 
Bei Säumniss poena dnpli. „Unde pro Sorte et pena tibi pignori subido molendinum 

uzoris mee tali pacto quod, nisi observavero ut prelegitur, possis intrare in ipso 

molendino pro sorte et pena nomine vendicionis." Urk. t. 13. Septbr. 1156 (S. 858 
Nr. 865): „sana eunte Sdciliam ibi ubi primum fecero portum navi in qua vado, ad 14. 
post proximum festum nativitatis domini prozimi venientis. Quod si non, penam dupli. 
Unde pro sorte et pena mitto tibi in pignus quarterium unum navis mee, ut tunc tua 
auctoritate intres in ea et nomine vendidonis habeas.'' Gleichzeitig in dnem zwdten 
Seedarlehensvertrage Verpfändung eines zweiten Viertels desselben Schiffes. 

**) Vgl. die Genueser Statuten für die Kolonie Pera (Miscellanea di Storia 

16* 
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von 1253 — 1255 hervor,^*) und zwar sowohl mit (generellem oder speziellem) 
Pfandrecht als auch ohne dasselbe, mit der von ans schon für das römische 
Recht in Anspruch genommenen und für das 12. Jahrhundert erwiesenen ver- 
hältnissmässigen Befriedigung des Gläubigers bei partiellem Untergang. Daneben 
aber kennen die Marseiller Statuten einen eigenthümlichen Vertrag, bei welchem 
dem Gläubiger ein Pfand mit der Abrede bestellt y^ird, „quod dictum pignus 
eat in viagio ad fortunam creditoris"" , so dass ;,amisso pignore" (fortuito casu 
aut sine culpa debitoris)' „debitor ille nullatenus tunc de illo debito teneatur^, 
während, „si quando pignus speciale salvatum esset, tunc, amissa etiam nave 
illa vel maiori parte rerum in ea nave honeratarum, dictus debitor creditori 
predicto de suo dicto debito satisfacere de eo pignore speciali teneatur^, aber 
auch nur aus dem Pfände, „et non aliunde, nisi forte inter eos tunc vel antea 
expresse aliter conveniret"^. Es ist das Verdienst von Matthiass, die wahre Be- 
deutung dieses Vertrages scharfsinnig festgestellt und damit die Geschichte der 
Bodmerei um ein erhebliches gefördert zu haben. ^^) Das „pignus speciale ad 
fortunam creditoris^ der Marseiller Statuten ist der deutsche Bodmereivertragr, 
der in seiner Heiroath selbst erst im 14. und 15. Jahrhundert bezeugt ist.^^) 
Das hohe Alter dieses Vertrages und seine selbständige Entwickelung gegenüber 
dem foenus nauticum steht nunmehr fest. Im Laufe des 18. Jahrhunderts über 
Frankreich nach Marseille vorgedrungen, gelangt er von da in das Consolato 
del mare,^^) durch dessen Vermittelung er sodann auf Kosten des gräkoitalischen 
Seedarlehens das Mittelländische Meer erobert. ^^) 



Italiana XI 515—718. PardesBus VI 589 flf.), namentlich c. 206, 207, 209, 211 
(Buch V c. 1, 2, 4, 6). Ueber die in den Statuten mehrfach in Verbindung mit dem 
Seedarleben erwähnte, wirthschaftlich verwandte, aber juristisch ganz verschiedene see- 
rechtliche accommandita oder societas maris, den späteren sogen. Pacotillevertrag, 
vgl. V. Kaltenborn, Grundr. d. Seerechts II 249. Matthiass 72 flf., femer Notularium 
des Job. Scriba (s. Anm. 25) S. 299, 324, 827, 360, 896, 431, 460, 472, 530, 670, 
693, 729, 804, 892, Seerecht von Amalfi (Travers Twiss, Black Book IV 6, 10 ff., 
Alianelli, Delle antiche consuetudiui e leggi marittime delle provincie Napolitane 
S. 105 f., 115, 136), Rbodische Seegesetze bei Pardessus I 247 c. 17, Loersch und 
Schröder, Urk. z. Gesch. d. deutsch. Privatr. 2. Aufl. Nr. 307. 

^) Pardessus IV 265 f., Matthiass 103 f. 

^'*) Vgl. Matthiass 61—66. 

sö) Lübecker Urkunden des 14. und 15. Jahrhunderts bei Pauli, Ltibeckifiche Zu- 
stände III 94 ff., Seerecht von Amsterdam Art. 4 (7) und von da in das Wisbysche See- 
recht c. 43 (28) übergegangen (Pardessus I 408, 492. Schlyter, Corpus iuris Sueo- 
Gotorum VIII 456, 238. Travers, Twiss, IV 342, 106). Vgl. Matthiass 77 f., 82. 

") Consol. del mare c. 194 (Pardessus II 225 f. Travers Twiss III 384 ff.). 
Vgl. Matthiass 70. Pardessus II 225 Anm. 2. 

a«) Aragon. Seegesetz von 1840, c.24 (Pardessus V 360 f.). V.O. für Barcelona 
von 1435, c. 2, 3 (ebd. 487 ff.). Vgl. Matthiass 70 f. Eine wesentliche Förderung fand die 
Bodmerei doch wohl in dem Verbote des Seedarlehens durch Papst Gregor IX, c. 19 X de 
usuris (5,19), eine Stelle die, mir unverständlich, mehrfach (z. B. von Matthiass 56 f.) 
zu Gunsten des foenus nauticum ausgelegt wird. 
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Der BodmereiTertraifr)^^) nrsprüDglich wohl stets auf das Schiff aufgenommen 
und danach benannt/^) unterscheidet sich von dem antiken Seedarlehen nicht 
sowohl durch die Darlehensnatur, die Gefahrübemahme oder die Pfandbestellung, 
als durch die beschränkt persönliche oder vielmehr unpersönliche Haftung 
des Schuldners**): der Gläubiger trägt nicht blos die Gefahr der See- 
reise, sondern tlberhaupt die Gefahr, durch Untergang oder Minderwerthigkeit 
des Pfandes ganz oder theilweise um sein Geld zu kommen, denn wenn nicht 
besondere Verpflichtnngsgründe hinzutreten, hat der Schuldner die Befngniss, sich 
durch Abtretung des Pfandes von jeder weiteren Haftung zu befreien.**) Diese 
Auffassung, nach welcher der Gläubiger durch Annahme des Pfandes auf jedes 
weitere Exekutionsobjekt verzichtet, kehrt in der altdeutschen Mobiliarsatzung, 
insbesondere in den Seestädten, mehrfach wieder.**) Für die mit diesem Ver- 
zicht übernommene Gefahr wurde dem Bodmereigläubiger eine Prämie ausgesetzt, 
die sich wohl ganz in der Höhe der alten Seedarlehensprämie zu halten pflegte ; 



^^) Eogl. bottomry, nieder!, bodemery, dän. schwed. bödmen, franz. contrat (pr6t) 
k grosse aventure, c. k la grosse, c. ä retoor de voyage, span. contrato k la gruesa, 
pr^stämo k riesgo maritimo, ital. prestito a cambio marittimo. Barcelona 1435: cambis 
b prestechs fets 5 donats k risch de navilis. 

^^) Boden » Schiffsboden, Kiel. Vgl. die Citate bei Matthiass S. 79 Anm. 6. 
Pardessus IV 367, Anm. 5. Die Engländer unterscheiden noch sprachlich zwischen 
bottomry auf das Schiff und respondentia auf das Gut Vgl. Kay, The law rel. to 
Sbipmasters und Seamen I (1875) S. 510, 559. Ein rechtlicher Unterschied zwischen 
beiden Geschäften hat nie bestanden, soweit nicht die Rücksichten auf die Rheder einer- 
und die LadungseigenthOmer andererseits eine verschiedene Behandlung nothwendig 
machten (vgl. jedoch Anm. 13). Insofern geht Pardessus IV 367 Anm. 5 wohl zu weit 
Ganz verkehrt aber ist es, wenn die ältere Theorie einen in den Quellen nirgends hervor- 
tretenden Unterschied zwischen Bodmerei und Grossavanturei macht 

^^) Vgl. die werthvolle Schrift von Ehrenberg, Beschränkte Haftung des Schuldners 
nach See- und Handelsrecht 1880. 

*^) Für Lübeck ist ein bei Pauli, Lüb. Zustände III 247 f. (auch Loersch u. 
Schröder, Urkunden 2. Aufl. Nr. 273) mitgetheiltes Urtheil von 1415 entscheidend. 
Art. 4 (7) der Ordinancie, des sog. Seerechts von Amsterdam aus dem An6uige des 
15. Jahrhunderts, und c. 43 (28) des Wisbyschen Seerechts (vgl. oben Anm. 36) 
stellen die unpersönliche Haftung för den Fall, dass der Schiffer Theile der Ladung „ut 
dem bodeme'' Terkauft hat, ausser Zweifel. Vgl. Matthiass 77 f., 85, 97. Art 56 des 
Hanserezesses von 1591 (Pardessus II 526), wiederholt in Tit 6 § 1 des Rezesses 
von 1614 (ebd. 546), verbietet dem Schiffer, im Heimathshafen mehr als seine Schiffspart 
zu verbodmen, anderenfalls „sol der, welcher das geld ausgetan, seine pfennige aus des 
Schippers gutem und nicht aus dem schiffe suchen, diewdl die übrigen parte frei un mit 
keiner bodmerei beschweret sein.*' Daraus folgt ftlr die Fälle erlaubter Bodmerei, dass 
der Gläubiger seine Befriedigung „aus dem Schiffe" zu suchen hatte. Ueber Marseille 
und das Consolato del mare vgl. oben S. 244, Matthiass 66, 70, 95 f. V.O. für 
Barcelona v. 1435 c. 8 (Pardessus V 409). Aragon. Konsularverordnung von 1343 
c. 34 (ebd. 390). 

«) Vgl. Matthiass 90—105. Ehrenberg i. d. Krit Vierteljahrsschrift flir 
Rechtswissenschaft XXI 181 ff. Stobbe, Handb. d. deutsch. Privatrechts II S. 623, 627. 
V. Meibom, Deutech. Pfandr. 280 ff., 328 f. 
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wir kennen eine solche von SSV» %•**) I^er Bodmereivertrag scheint dem 
Mittelalter nur als Nothbodmerei des Schiffers bekannt gewesen zu sein. Bodmerei- 
verträge des Schiffers im Heimathshafen (sogenannte aasgehende Bodmerei) 
worden vielfach unbedingt untersagt oder doch nur in Höhe seines Antheils am 
Schiffe gestattet. ^^) Von Bodmereiverträgen des Rheders (soweit er nicht zu- 
gleich Schiffer war) oder der Ladungseigenthümer erfahren wir nichts, sie 
scheinen nicht vorgekommen zu sein;^^) zuweilen war dem Schiffer die aus- 
gehende Bodmerei selbst unter Zustimmung des Rheders untersagt/^ 

Mit der Rezeption des römischen Rechts begann eine Reaktion von Seiten 
des antiken Seedarlehens. Der Gnidon de la mer gestattete, im ausgesprochenen 
Gegensatze zu den übrigen Seerechten, auch die ausgehende Bodmerei des 
Rheders wie des Schiffers*®) und beschränkte die Höhe der Bodmereischuld 
auf den Werth der verbodmeten Gegenstände, aber in der Art, dass der Ueberschuss 
eine persönliche Schuld des Bodmereinehmers begründete.*^) In derselben Richtung 
bestimmten die Hamburger Statuten von 1603 (Theil II Tit. 18 Art. 3): „Im 
Fall aber ein Schiffer ausserhalb Landes sein Schiff höher mit Böddemerei be- 
schweren würde, als das Schiff, die Fracht und Schiffsgeredtschaft sich erstreckt 
und wert were : sein die Schiffsfreunde dazu zu antworten nicht schuldig, sondern 
es mügen diejenigen, so das Gelt auf Böddemerei ausgetan, bei dem Schiffer 
und dessen Gütern nach Inhalt der Yerschreibung sich ihres Rechtens ferner 
erholen^. ^^) Diese Bestimmung ging in das Dänische Seerecht von 1683 (c. 5 
§ 5, bei Pardessus III 300) und das Schwedische Seerecht von 1667 über 
(IV c. 3, 7, ebenda S. 166, 168), wurde aber in dem letzteren noch dahin 
ei*weitert, dass der Bodmereigeber überhaupt nur die Seegefahr des verbodmeten 



**) Vgl. Matthiass 104. 

^^) Das scheinbar unbedingte Verbot der Bodmerei in dem Hanserezess von 1418 
(Pardessus II 467, Hach, Das alte Lübiscbe Recht, Abth. IV Art. 22) findet seine 
Erklärung in den Rezessen von 1434, 1442, 1447, 1591 und 1614 (Hanserezesse, II Abth. 
I Nr. 321 § 22, U Nr. 608 § 15, III Nr. 288 §§ 65, 89. Pardessus II 525 ö., 546 f.). 
Vgl. Matthiass 83 ff. üeber die niederländische Gesetzgebung vgl. ebd. 80 f. Ham- 
burger Stadtrecht von 1603 II Tit. 18. 

*^) A. M. Pardessus II 527 Anm. 3, Matthiass 87. 

^^) So u. a. das Schwedische Seerecht von 1667, Tb. IV c. 2 (Pardessus III 165). 
Dagegen gestattet das Dänische Seerecht von 1683 c. 5 (ebd. III 298 ff.) dem Schiffer, 
mit Genehmigung des Rheders auch im Heimatshafen Bodmereiverträge einzugehen. 

48) Guidon de la mer c. 18 (Pardessus II 423 f.) kennt als „contract de bomerie*' 
neben der Nothbodmerei des Schiffers (§ 4) auch Verträge desselben oder der ^bourgeois 
de la nef, wodurch sie sich „argent ä profit sur le voyage qu'ils esper ent faire" ver- 
schaffen (§ IX nnd bemerkt darüber (§ 2): „En nul autre pays on ne peut admettre cette 
coustnme". 

*») Ebd. c. 19 §§ 6—10 (Pardessus II 426). 

^) Pardessus III 388 Anm. 3 vermuthet wohl nicht mit Unrecht, dass die Ham- 
burger Statuten zunächst nur die oben Anm. 42 angeführte Bestimmung des Hanse- 
rezesses von 1591 fortbilden wollten, dies ist aber offenbar unter dem Einfluss des 
römischen Rechts und des Guidon de la mer geschehen. 
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Gegenstandes zu tragen habe.^^) So war der Vertrag von der germanischen 
Wurzel wieder völlig losgelöst und unmittelbar an das alte Seedarlehen ange- 
knüpft. Diese Richtung wurde von der Ordonnanee touehant la marine von 
1681 Buch III Tit. Y weiter fortgebildet, und damit war das Vorbild f&r 
sämmtliche neueren Seerechte vor dem D. H.G.B. gegeben.^') Von der deutschen 
Bodmerei ist nur die untrennbare Verbindung mit dem Pfandrecht und bei 
Partialverlust die Reduktion der Schuld auf den Werth des Geborgenen oder 
die Befugniss des Schuldners, sich durch Abandon zu befreien, geblieben.^*) 
Im übrigen ist die Schuld wie beim Seedarlehen eine rein persönliche Schuld, 
auch über den Werth des Pfandgegenstandes hinaus; ^^) Untergang oder Werths- 
Verminderung durch innere Schäden oder durch Verschuldung des Bodmerei- 
nehmers oder seiner Leute thun dem Gläubiger keinen Abbruch, er trägt nur 
die Seegefahr wie beim Seedarlehen ^^) ; die Bodmerei der Renaissance, wie man 
sie mit Rücksicht auf ihre Entstehung wohl bezeichnen darf, ist das mit einigen 



^^) Schwed. Seerecht v. 1667 IV c 1 (Pardessus m 1^5). Vgl. Matthiass 102 
Amn. 1. 

B«) PreuBS A. L.R. n 8 §§ 2359—2451. Code de commerce 811-^1. Span. H.G.B. 
812—839. Portug. H.G.B. 1621—1671. Wetb. v. Kooph. 569—591. H.G.6. von Buenos 
Aires UI Tit. 5 (vgl. Zeitochr. f. H.R. VI 499 f.). Italien. H.G.B. v. 1882 §§ 590—603. Dem 
deutschen Recht am nächsten, aber immer noch unter der Herrschaft der Assekuranz- 
theorie, steht England. Vgl. Abbott (Lord Tenterden), Treatise of the law rel. to 
Merchant Ships and Seamen, 11. edit by W. Shee (1867), S. 125—143. Kay, The law 
rel. to Shipmasters and Seamen (1875) I 508—567. Pritchard, Digest of the law and 
practice of the high Court of Admiralty 2 ed. S. 81—75. 631—683. 1006—1010. Franck, 
De bodmeria 190—246. Auch das übrigens äusserst dürftige Belg. revidirte H.G.B. von 
1879 Buch II Tit. 6 steht noch auf dem gleichen Standpunkt, nur dass es sich auf die 
Nothbodmerei beschränkt und die im wesentlichen jetzt auch in Frankreich (durch die 
Loi qui rend les navires susceptibles d'hypoth^ues v. 10. Dezbr. 1874) beseitigte aus- 
gehende Bodmerei fallen lässt. Uebrigens beschränken die sämmtlicben hier angeführten 
Seerechte im Falle der Nothbodmerei die Haftung des Rheders auf Schiff und Fracht, 
die des Ladungseigenthümers auf die Ladung, so dass, auch wenn Schiff und Fracht oder die 
ganze Ladung über den Werth verbodmet sind, das praktische Ergebniss meistens dasselbe 
wie bei der deutschen Bodmerei ist. Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haftung S. 41 ff., 179. 
Belg. rev. H.6.B. II Art. 7. Von der Litteratur über das Bodmereirecht vor dem D. 
H.G.B. vgl. Franck, De bodmeria (Lübeck 1862) S. 67—339. M. Pohls, Darstelhmg 
des Seerechts III 810—891. v. Ealtenborn, Grundsätze des Seerechts II 236—336. 
Benecke, System des Seeassekuranz- und Bodmerei wesens, her. v. Nolte II 846—979. 
Heise, H.R S. 394—400. Wilda in Weiskes Rechtslexikon II 243—257. Eichhorn, 
Einl. i. d. deutsche Priv.R. 5. Aufl. § 116. Mittermaier, Grunds, d. deuUch. Priv.R. 
7. Aufl. §§ 310-B13. Walter, Syst. des deutschen Priv.R. §§ 383, 384. Gengier, Lehrb. 
d. deutsch. Priv.R § 153. Tecklenborg, üeber Bodmerei u. Havariegrosse S. 1—153. 

") Vgl. oben Anm. 13. Ital. H.G.B. 599. 

»*) Ord. V. 1681 in 5 Art. 14. A. L.R. H 8 § 2375. C. de C. 829. Span. H.G.B. 
823. Portug. H.G.B. 1638. Wetb. v. Kooph. 576. 

W) Ord. 1. c. Art 12 f. 17. A. L,R 1. c. 2359, 2362, 2425 ff., 2435. C. de C. 
324—328. Span. H.G.B. 882, 835 f. Portug. H.G.B. 1627, 1630, 1641, 1652, 1656, 1^59. 
Wetb. V. Kooph. 582, 585, 587 f. H.G.B. v. Buenos Aires (s. Anm. 52). Belg. rev. H.G.B. 
II Alt 164 f. Ital. 598, 600 f. Kay, Law rel. to Shipmast I 545 f. Die Ord. 1. c. 
Art 2 kennt selbst Bodmerei auf Zeit, die Übrigen nur für bestimmte Reisen. 
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Eigenschaften der mittelalterlichen Bodmerei ausgestattete Seedarlehen der Alten, 
nur nicht mehr ein bedingtes Darlehen wie dieses, sondern ein Darlehen unter 
Versicherung der verbodmeten Sache seitens des Gläubigers gegen die Seegefahr. *^) 
Diesen Karakter der Versicherung hat man dann immer schärfer betont, stellen- 
weise geradezu bis zur Absurdität. ^^) Im Gegensatze zu der Bodmerei des 
Mittelalters bildet wie beim foenus nauticum die Abschliessung durch den 
Bheder oder Befrachter die Kegel, die Nothbodmerei des Schiffers die Aus- 
nahme.^8) Ejug ^eit lang mag dies Geschäft wirklich praktischen Bedürfnissen 
entsprochen haben , es ergänzte das noch wenig verbreitete Assekuranzwesen, 
ermöglichte die bei Schiff und Ladung als beweglichen Sachen sonst vielfach 
ausgeschlossene Bestellung einer Hypothek und eröffnete spekulativen Köpfen 
ein fruchtbares Feld zu Ereditoperationen , die den beengenden Schranken der 
Wuchergesetze nicht unterworfen waren. Mit der Aufhebung der gesetzlichen 
Zinsbeschränkungen, der Einführung der Schiffshypotheken und der grossartigen 
Entwickelung des Seeversicherungswesens hatte die ausgehende oder uneigentliche 
Bodmerei ^^) allen Boden verloren und es muss als eine rettende That angesehen 
werden, dass das D. H.G.B.^®) dieselbe vollständig über den Haufen geworfen 



«») Vgl. die Definitionen A. L.R. 1. c. 2359. Portug. H.G.B. 1621. Wetb. v. Kooph. 
569. S. auch Protokolle S. 2588 f. 

•^T) Vgl. Ord. 1. c. Art. 3 f., 15, 18. A. L.R. 1. c. 2364, 2374, 2376 ff., 2414, 2417 ff. 
2422 f. C. de C. 316—318, 331. Span. H.G.B. 819, 822 ff., 827 f., 837. Portug. H.G.B. 
1626, 1628 f., 1638, 1641 f., 1657, 1665, 1671. Wetb. v. Kooph. 576, 586. H.G.B. v. 
Buenos Aires 1282, 1811, 1316. Ital. 594, 599,602. Hervorzuheben ist besonders das Verbot 
der Verbodmung über den Werth und die amtliche Reduktion auf diesen, sowie das Verbot 
der Verbodmung eines versicherten Gegenstandes, beides nach Analogie der üeber- und 
Doppelversicherung, das Verbot die noch nicht verdiente Fracht zu verbodmen, das Ris- 
tomo, die Konkurrenz des Versicherers bei dem Abandon des Geborgenen u. v. a. > 

^^) Nach Ord. 1. c. Art. 4 f. konnte selbst das Schifikvolk Bodmerei auf seine Heuer 
nehmen. Die neueren Gesetze haben dies ohne Ausnahme untersagt, offenbar unter dem 
Einflüsse der Versicherungstheorie. 

^^) Die Bezeichnung der Nothbodmerei als eigentliche und der Bodmerei des Rheders 
oder Befrachters als uneigentliche Bodmerei findet sich schon bei M. Pohls, Darstellung 
des Seerechts III (1832) S. 818. 

^^) Ueber die Beweggründe vgl. besonders Protok. S. 2587 ff. Der Prenss. Entwurf 
geht noch von der uneigentlichen Bodmerei aus, verwirft aber die Vermischung mit der 
Versicherung und stellt (Motive S. 288 f.) den treffenden Satz auf: „Das Wesentliche ist 
vielmehr, dass das Darlehn ohne persönhche Verpflichtung des Bodmereinehmers lediglich 
auf die verbodmeten Gegenstände gegeben wird, wovon dann erst die Folge ist, dass der 
Bodmereigeber die Gefahr der Reise trägt, nach deren Vollendung die Rückzahlung er- 
folgen soll.^' Einige Reminiszenzen der früheren Auffassung waren indessen noch stehen 
geblieben und sind erst in der Kommission gefallen, so das Verbot der üeberverbod- 
mung (Art. 541, gegen 550), das Ristomo (Art. 548 f.), die Haftung des Schiffers für 
unrichtige oder ungenügende Angaben bei Abschluss des Vertrages (Art. 535, vgl. Protok. 
S. 2546 ff.) und seine Verpflichtung zu sofortiger Anzeige jedes Unglücksfiedles (Art. 542, 
vgl. Protok. S. 2573 f.). D. H.G.B. 701 überlässt die uneigentliche Bodmerei den Landes- 
gesetzen, von denen aber keins Gebrauch davon gemacht hat. Das Finnland. Seegesets 
132 hält die uneigentliche Bodmerei anhangsweise noch fest, dagegen ist sie im Norweg. 
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und zugleich die dem Mittelalter allein bekannte and dem praktischen Bedürf- 
nisse der Gegenwart allein entsprechende eigentliche Bodmerei, die Nothbodmerei 
des Schiffers, deren praktische Bedentnng übrigens ebenfalls mehr nnd mehr 
im Schwinden begriffen ist, von der Verqoicknng mit Seedarlehen nnd Yer- 
sicherungsvertrag befreiet nnd auf der alten Grandlage der deutschen Bodmerei 
wiederhergestellt hat. 



und Schwed. Seegesetz aufgehoben. Ueber Belgien und Frankreich vgl. Anm. 52. — 
Franck in seiner Anm. 52 augeführten Schrift (S. 47, 54) zeigt sich nodi so in der Yer- 
sicherungstheorie befangen, dass er das D. H.G3. wegen Vernachlässigung des für die 
Bodmerei wichtigsten Punktes, der Gefahrübemahme, tadelt und diese Lücke aus den 
Bestimmungen des Gesetzes Ober die Seeversicherung zu ergänzen bemüht ist 



IL Das heutige B«cht/j 



§ 47. 

Bodmerei ist ein Darlehensgeschäft unter Zusicherung einer Prämie und 
unter Verpfändung von Schiff, Fracht oder Ladung, eingegangen für eine be- 
stimmte Reise (Bodmereireise), nach deren Beendigung der Gläubiger (Bodmerei- 
geber) Kapital und Prämie fordern kann, aber unter Beschränkung der YoU- 
streckbarkeit seiner Forderung auf den Werth des Pfandes.') Die Bodmerei 
ist ein absolutes Handelsgeschäft (H.G.B. 271 Nr. 4) und daher subsidiär den 
allgemeinen Bestimmungen über Handelsgeschäfte (H.G.B. 271 — 386) unterworfen. 

Bodmereinehmer kann nur der Schiffer als solcher, d. h. der zeitige Führer 
des Schiffes,') sein; ob er blosser Setsschiffer oder Rheder oder Mitrheder ist, 
ob die Ladung ihm oder anderen gehört, ob er auf eigenen Entschluss oder auf An- 
weisung der Betheiligten handelt, thut nichts zur Sache (H.G.B. 700). 

Nothwendige Voraussetzung ist, 1. dass das Schiff sich ausserhalb des 
Heimathshafens befindet, denn die sogenannte ausgehende Bodmerei ist unbedingt, 
selbst wenn Rheder und Befrachter den Auftrag ertheilt haben, ausgeschlossen; 
und 2. dass der Schiffer sich zum Zweck der Ausführung der Reise oder zum 
Zweck der Erhaltung und Weiterbeförderung der Ladung innerhalb seiner gesetz- 
lichen Befugnisse zu dem Geschäfte genöthigt sieht. ^) Die Regel ist, dass diese 



1) D. H.G.B. V. Buch, 7. Titel (Art 680—701). Preuss. Entw. Art 584—585. 
Prot S. 2587—2681, 4042-4066. — Sachlich stimmen mit dem D. H.G.B. im wesent- 
lichen überein Norweg. Seegesetz y. 1860 c. 9, Schwed. Seegesets v. 1864 §§ 126—141, 
Finnland. Seegesetz y. 1874 Art 122—182. Litteratnr: Lewis, Seerecht II S. 1—27. 
Behrend bei y. Holtzendorff, Rechtslezikon 8. Aufl. I 898. Ehrenberg, Be- 
schränkte Haftung, 1. u. 2. Kapitel, besonders S. 42 ff., 179. Matthiass a. a. 0. 105 
bis 126. Beseler, Syst d. deutsch. Priy.R., 8. Aufl., §256. Gerber, Syst d. deutsch. 
Priv.R. § 204. 

>) D. H.G.B. 680. Norweg. 99. Schwed. 126. Finnl. Se^es. 122, 124. Das letztere (17) 
hat dem Rheder gegenüber nicht Ezekutions-, sondern Abandonsystem. Bei der Koth- 
bodmerei haben auch die S. 247 Anm. 52 angeführten Seerechte auf die fortune de mer be- 
schränkte Haftung. 

") Vgl. Seemannsordnung y. 27. Dezbr. 1872 § 2. Strandungsordnung y. 17. Mai 
1874 § 42. Kay, Law rel. to Shipmast I 511. Ehrenberg a. a. 0. 186, 196 f. 

^) D. H.G.B. 681. üeber die gesetzlichen Befugnisse des Schiffers in dieser Richtung 
vgl. S. 84 f. 99, Ehrenberg 8. 46 ff., 50—59, 61 f., 188—198. Eine Beschränkung der 
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Yoraussetzangen vor Abschliessang des Geschäfts darch eine Konsalar- oder 
Gerichtsurkande oder ein Schiffsrathprotokoll festgestellt werden. Die meisten 
ausländischen Seerechte behandeln eine derartige Feststellung als formelles Er- 
fordemiss der Nothbodmerei;^) nach deutschem Recht hat sie nur eine Be- 
deutung für den Beweis: die gesetzlichen Voraussetzungen gelten in diesem Falle 
als vorhanden, so lange nicht der Schuldner im Wege des Gegenbeweises die 
Unrichtigkeit jener Feststellung erwiesen hat,^ während ohne eine solche Ur- 
kunde dem Gläubiger die Beweislast obliegt. Zu den Voraussetzungen der 
Bodmerei gehört auch, dass der Schiffer sich innerhalb der Grenzen des Be- 
dtlrfnisses gehalten hat. Immer aber hat der Bodmereigeber, seinen guten Glauben 
vorausgesetzt, nur die objektive Seite und nicht die subjektive Zweckmässigkeit 
der von dem Schiffer ergriffenen Maassregel zu prüfen, z. B. ob der Schiffer 
sonst keine Mittel zur Verfügung hat, ob ihm nicht etwa günstigere Kredit- 
geschäfte zu Gebote stehen, ob er die Bodmereigelder wirklich für den Zweck, 
für den sie erhoben sind, verwendet.^) Der Mangel der gesetzlichen Voraus- 
setzungen der Bodmerei befreit den Eigenthümer der verbodmeten Gegenstände 
von jeder Verbindlichkeit gegenüber dem Bodmereigeber wie dem Indossatar 
des an Order ausgestellten Bodmereibriefes,^) diesen bleibt nur die persönliche 
Klage gegen den Schiffer, der seine Befugnisse überschritten hat.^) 

Gegenstand der Verbodmung'^) kann das Schiff, oder die Fracht, oder 
Schiff und Fracht, oder Schiff, Fracht und Ladung sein; die Verbodmung der 
Ladung allein ist nur zulässig, wenn es sich ausschliesslich um das Interesse 
der Ladung handelt. Die Verbodmung einzelner Theile des Schiffes oder der 



gesetzlichen Befagnisse des Schiffers durch den Rheder kann dem Bodmereigeber nur 
entgegengesetzt werden, wenn ihm die Kenntniss derselben nachgewiesen wird (D. H.G.B. 
500). Vgl. Ehrenberg 198. Die Verbodmung der Ladung kann in der Regel nur in 
einem Zwischenhafen, in dem Abladehafen nur ganz ausnahmsweise geschehen. Vgl 
Duhn in d. Zeitschr. f. Handelsr. XIV 158. 

B) So wohl zuerst Barcelona 1435 c2(Parde8BusV 487). Heute C. de C. 812. 
Portug. H.G.B. 1894 (vgl. 1400). Wetb. v. Kooph. 579. Span. H.G.B. 826. Belg. rend. 
H.G.B. II Art. 156 f. 

^) D. H.G.B. 686. Vgl. Protokolle 8. 2561. Mit dem deutschen stimmt das eng- 
lische und amerikanische Recht überein. Ebenso Finnl. Seegesetz 124. 

^) D. H.G.B. 497, 511. Finnland. Seegesetz 124. Vgl. Thöl, Ausgewählte £nt* 
Scheidungsgründe S. 345. Ehrenberg a. a. 0. 61 ff., 194 f. Kay, Law rel. to 
Shipm. I 541. 

») D. H.G.B. 687,4. Schwed. 130. Vgl. unten S. 254. 

») Vgl. D. H.G.B. 502. Wenn der Schiffer eine weitergehende Vollmacht besitzt 
(vgl. H.G.B. 498), oder wenn er selber Eigenthümer der verbodmeten Gegenstände ist, 
so kann er oder der Rheder sich selbstverständlich nicht darauf berufen , dass die Vor- 
aussetzungen der Bodmerei nicht vorhanden gewesen. Gleichwohl wird die Bodmerei 
durch diese Thatsachen nicht von dem Mangel geheilt, gegenüber den übrigen Gläubigem 
des Schuldners und dem Dritterwerber des verbodmeten Gegenstandes zeigt sich auch in 
diesem Falle, dass keine Bodmerei vorhanden. 

i<>) D. H.G.B. 509, 510, 681. Norweg. Seeges. 97. Finnl. Seeges. 122. England 
lässt die Verbodmung von Schiff und Fracht nicht zu, wenn es sich ausschliesslich um 
das Interesse der Ladung handelt, vgl. Ehrenberg 189. 
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Ladung ist ausgeschlossen,^*) während andere Seerechte sie gestatten.**) Auch 
in Betreff der Fracht herrschen grosse Verschiedenheiten. Während das D. 
H.G.B. die selbständige Yerbodmung wie der bereits verdienten so auch der 
erst durch die Weiterreise zu verdienenden Fracht erlaubt und nur die bereits 
der Seegefahr entzogene Fracht, d. h. die Fracht für Güter, welche ihren Be- 
stimmungsort schon erreicht haben, ausschliesst , verbieten manche ausländische 
Seerechte, offenbar unter dem Einflüsse der Assekuranzidee, die Yerbodmung 
der erst noch zu verdienenden Fracht,**) manche wollen überhaupt von der 
Frachtverbodmung nichts wissen, nehmen aber bei Verbodmung des Schiffes 
stillschweigende Mitverbodmung der Fracht an.^*) Nach D. H.G.B. gilt eine 
solche nur bei der Verbodmung von Schiff und Ladung als mitinbegriffen.*^) 

Die Prämie kann als fester Betrag oder als Zeitprämie vereinbart werden.**) 
Ihre Höhe unterliegt keiner gesetzlichen Beschränkung (H.G.B. 682,1). Die 
Zinsen gelten im Zweifel als in der Prämie mitenthalten (H.G.B. 682,2). 

Die Form des Bodmereivertrages ist nothwendig schriftlich.*') Er wird 
geschlossen durch das Geben und Nehmen des von dem Schiffer ausgestellten 
Bodmereibriefes.*®) Die meisten ausländischen Seerechte stellen für den letzteren 
gewisse Form Vorschriften auf, von deren Beobachtung seine Gültigkeit abhängt.**) 
Dagegen schreibt D. H.G.B. 684 nur vor, was auf Verlangen des Gläubigers 
in die Urkunde aufgenommen werden müsse. Es genügt daher, wenn der 
Bodmereibrief alles enthält, was zum Wesen einer Geschäftsurkunde und 
zum Wesen eines Bodmereivertrages gehört:*^) also 1. Ausstellungsort und 



**) Dies ergiebt sich aus dem Wortlaute der in der vorigen Anmerkung angeführten 
Artikel. Die Artikel 510 und 784 unterscheiden ausdrücklich „Verbodmung der Ladung^ 
und „Verfügung über Ladungstheile durch Verkauf oder Verwendung". Vgl. Ehren - 
berg S. 244 Anm. 10, der aber in Betreff der Ladung (S. 101 Anm. 6) anderer Meinung 
ist. Das Norweg. Seegesetz § 97 bestimmt, dass, wenn ein Mitrheder oder ein Ladungs- 
betheiligter dem Schiffer den auf ihn fallenden Theil der aufzubringenden Summe zur 
Verfügung stellt, sein Antheil von der Bodmerei frei bleibt. 

*^) So schon das Mittelalter, femer Ordonn. v. 1681 HI 5 Art 2. C. de C. 315. 
Portug. H.G.B. 1637. Wetb. v. Kooph. 574. Span. H.G.B. 817, 818. Belg. rev. H.G.B. II 
Art 157. Russ. H.G.B. 949. Schwed. 126. Ital. 593. 

*8) Ordonn. v. 1681 III 5 Art 4. C. de C. 318, 320. Portug. H.G.B. 1642. Wetb. 
V. Kooph. 578. Span. H.G.B. 819. Vgl. Ehren berg 245. 

**) So schon Barcelona 1435 c. 3 (Pardessus V 489), Ordonn. v. 1681 III -5 Art. 7. 
Vgl. C. de C. 320. Portug. H.G.B. 1643. Span. H.G.B. 818, 820. 

*ß) D. H.G.B. 681. Schwed. 128. Finnl. 122. Ebenso England, vgl. Kay a. a. 0. I 556. 
Samml. d. Entsch. d. O.App.G. zu Lübeck III 585 f. 

*«) D. H.G.B. 688. 

*^) D. H.G.B. 683. Vgl. Ordonnance v. 1681 III Tit 5 Art 1. In dem unbedingten 
Erfordemiss der Schriftlichkeit stimmen alle neueren Seerechte überein. 

*^) Vgl. Bd. II S. 162 ff. Die zunächst einseitig ausgestellte Urkunde des Bodmerei- 
nehmers gewinnt erst durch die Annahme von Seiten des Gläubigers den Karakter einer 
zweiseitigen Vertragsurkunde. 

*») C. de C. 311. Span. H.G.B. 814. Portug. H.G.B. 1622 f. Wetb. v. Kooph. 570. 
Finnl. Seeges. 126. Ital. 590. 

^) Vgl. M. Pohls a. a. 0. III 827 ff. Für England vgl. Pritchard a. a. 0. 



§ 47. Das heutige Recht. 258 

Datum, *\) sowie die Unterschrift des Bodmereinehmers, 2. Benennung de« Bodmerei- 
gebers, des Kapitals, der Prämie,") des verbodmeten Gegenstandes,^^) des Schiffs, 
der Bodmereireise,**) endlich direkte oder indirekte Angabe, dass das Geschäft als 
Bodmereigeschäft beabsichtigt ist.*^) Fehlt es an einem dem Gesetze gentlgenden 
Bödmereibriefe, so ist das Geschäft als ein blosses Darlehensgeschäft zu be- 
handeln ^ß): der Gläubiger hat statt der Prämie im Zweifel nur die kauf- 
männischen oder landesüblichen Zinsen zu fordern,*') ein Pfandrecht steht ihm 
an sich nicht zu,^^) soweit er nicht dem Kheder gegenüber die Rechte eines 
Schiffsgläubigers erlangt;*^) die Haftung des Rheders oder des Befrachters bleibt 
eine unpersönliche.^^) 

Der Bodmereibrief ist an und für sich ein Rektapapier, aber ein Präsen- 
tationspapier. ^*) Der Bodmereigeber kann die Ausstellung in mehreren Exem- 
plaren verlangen, von denen dann jedes die Zahl der Duplikate anzugeben hat 

n S. 631 ff. und Entscheidung des Court of Admiralty v. 1879, Zeitschr. f. H.R. XXVI 
508. M. Pohls a. a. 0. 871. Kay a. a. 0. 1514ff. Norweg. 98. Schwed. 129. In Frankreich 
nimmt man neuerdings filr das Verhältniss zu dritten Personen dasselbe an und legt dem 
Erforderniss der schriftlichen Auktorisation nur eine Bedeutung für das interne Ver- 
hältniss zwischen Schiffer und Ladungsinteressenten bei. Vgl. die Citate bei Ehren- 
berg a. a. 0. 57 Anm. 34. 

'^) Nach dem Ausstellungsorte richtet sich das anzuwendende Recht, nach dem Aus- 
stellungsdatum wird die Prioritätsfrage entschieden. Vgl. Motive zu Preuss. Entw. 538. 

^') Die Prämie gehört zum Wesen des Geschäfts. D. H.G.B. 680. Anderer Meinung 
für das ältere Recht M. Pohls a. a. 0. III 835. 

^) Es ist daher nicht nöthig mit Lewis a. a. 0. II 6 zu untersuchen, was als 
verbodmet anzusehen sei, wenn der Bodmereibrief hierüber nichts enthält. 

^*) Denn danach bestimmt sich im Zweifel Zahlungsort und Zahlungszeit. 

^^) Das Wort „Bodmerei** ist nicht nothwendigy wenn die Sache sich ans dem Inhalt 
mit genügender Bestimmtheit ergibt 

2«) D. H.G.B. G83. Portug. H.G.B. 1624. Wetb. v. Kooph. 572. 

^') Falls nicht vertragsroässige Zinsen neben der Prämie abgemacht sind. Da der 
Rheder ein Kaufmann ist, so sind die von dem Schiffer für ihn abgeschlossenen Kredit- 
geschäfte als Handelsgeschäfte anzusehen (273) und daher im Zweifel mit 6 ^/o Zinsen zu 
berechnen (287). Ob dies auch von den für Rechonng eines Befrachters geschlossenen 
Kreditgeschäften gilt, ist eine quaestio facti. Allerdings wird von Lewis (oben S. 41) 
die Ansicht vertreten, dass auch der Rheder nicht immer Kaufmann sei, wir können dem 
aber nicht zustimmen, da der Betrieb des Fischfangs nicht zum „Erwerb durch die See- 
fahrt** zu rechnen ist, von einem „Rhedereibetrieb auf Fischfang'' demnach nicht gesprochen 
werden kann (450). Der Schleppschiffahrtsbetrieb ist aber entschieden als Frachtgeschäft 
und die Schleppschififrhederei als Handelsunternehmung zu betrachten. Vgl. T h ö 1 , H.R. 
III 6 f. Entsch. des Reichsgerichts in CivUsachen VI 99 f. Dass die Vorschriften des 
Bundesraths über die Registrirung der Kauffahrteischiffe (R.Ges.Bl. 1873 S. 367 ff.) die 
zur grossen Seefischerei bestimmten Schiffe ebenso wie die Schlepper als zum Erwerb 
durch die Seefahrt bestimmte Schiffe bezeichnen, ist eine für die Auslegung des Gesetzes 
gleichgültige Verwaltungsmaassregel. 

'^) Pfandrechte an beweglichen Sachen sind regelmässig nur als Faustpfand zulässig, 
das Bodmereipfandrecht bildet eine privilegirte Ausnahme. 

2'') Vgl. unten Abschnitt 7 § 57. 

^^) D. H.G.B. 452, 1, 498, 502, 506. Vgl. oben S. 45 ff., Ehrenberg a. a. 0. 178 f. 

31) D. H.G.B. 689. Vgl. Bd. II S. 160. 
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(H.G.B. 687). Auf YerlaDgen des Bodmereigebers rnnss der Bodmereibrief als 
Orderpapier ausgestellt werden. ^*) Er gehört in diesem Falle zu den sieben im 
Handelsgesetzbuche anerkannten Orderpapieren (H.G.B. 301 — 303) und kann 
von dem Bodmereigeber durch Indossament übertragen werden (H.G.B. 687,3). 
Erfahrungsgemäss dienen diese Indossamente im Handelsverkehr nur zum In- 
kasso,^^) weshalb das Gesetz die bei den Orderpapieren öffentlichen Glaubens 
sonst nicht vorkommende Beschränkung eintreten lässt, dass dem Indossatar die 
Einrede ungehöriger Begründung des Bodmereigeschäfts auf Seiten des Schiffers 
entgegengesetzt werden kann.'^) 

Fällig ist die Bodmereischuld, wenn nichts anderes vereinbart ist, am achten 
Tage nach der Ankunft des Schiffs im Bestimmungshafen oder, wenn die Reise 
in einem anderen Hafen endigt, am achten Tage nach der definitiven Einstellung 
der Reise ; ^^) ist dieser Tag ein Sonntag oder allgemeiner Feiertag, so an dem 
nächsten Werktage darauf (H.G.B. 329). Ist die Prämie als Zeitprämie ver- 
einbart, so läuft dieselbe bis zur Zahlung fort (H.G.B. 688,3). Ist ein fester 
Betrag als Prämie bedungen, so hat der Schuldner Kapital und Prämie vom 
Fälligkeitstage an mit 6 "/o zu verzinsen.'^) Die durch vorzeitige Einstellung 
der Reise herbeigeführte frühere Zahlung begründet keinen Anspruch auf Er- 
mässigung der Prämie. ^^) 

Die Bodmereischuld ist eine Holschuld. Zahlungsort ist im Zweifel der 
Ort, wo die Reise endigt (H.G.B. 688,1, 699,2). 

Der Bodmereibrief ist ein Präsentationspapier : die Zahlung hat nur an den 
legitimirten Inhaber des Bodmereibriefes und nur gegen Rückgabe des quittirten 
Papiers zu erfolgen (H.G.B. 689). War der Bodmereibrief in mehreren Exem- 
plaren ausgefertigt, so genügt schon ein Exemplar für Legitimation und 



") D. H.G.B. 685. Vgl. C. de C. 813. Span. H.G.B. 815. Portug. H.G.B. 1632. 
Wetb. ▼. Eooph. 573. Belg. rev. H.G.B. II Art 162. Ital. 592. Schwed. 130. Finnl. 126. 
In England wurde der Bodmereibrief bisher von den Billigkeitsgerichtshöfen als Order- 
papier zugelassen, noch common law nicht, vgl. Pritchard a. a. 0. U S. 635. 

") Vgl. Protok. S. 2577. Neues Archiv f. HR. v. Voigt u. Heinichen 1483. 

^) 8. oben S. 251. Brunner (oben Bd. H S. 189 ff.) scheint dies übersehen zu 
haben. Vgl. Voigt in seinem Neuen Archiv f. H.R. I 479 ff. 

^) D. H.G.B. 688,1, 699,2. Norweg. 100, Schwed. 131 und Finnl. 128 setzen die 
Frist auf 14 Tage fest So lange das Schiff in einem Zwischenhafen liegt und sich 
zum Wiederauslaufen bereit hält, ist die Reise nicht eingestellt Die Einstellung muss 
durch äussere Maassregeln, wie Beginn der Löschung oder der Abtakelung u. dgl., zum 
Ausdruck gebracht sein. Der Tag selbst, an welchem das Schiff den Bestimmungshafen 
erreicht oder in einem anderen Hafen die Reise einstellt, wird nicht mitgezählt 
(HG.B. 328,1). 

w) D. H.G.B. 688,2. 287. Vgl. Norweg. 100. Schwed. 131. Finnl. 128. Die Zinsen 
sind keine Verzugszinsen, denn die Bodmereischuld ist eine Mahnschuld. Es liegt hier 
einer der bei Präsentationspapieren seltenen Ausnahmefälle vor, dass schon vor Eintritt 
der Präsentation von dem Betrage der Forderung Zinsen laufen. Vgl. Brunner in 
Bd. II S. 155 f., 158. Anders Belg. rev. H.G.B. 11 Art 161. 

»') D. H.G.B. 699,2. Vgl. 334,2. Norweg. Seeges. 104. 
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Qoittiisg.'^) Werden aber mehrere Exemplare Ton verschiedenen Personen 
prftsentirt, so sind sämmtliche Präsentanten zorflckzuweisen , bis durch Ueber- 
einknnft oder rechtskräftiges Erkenntniss festgestellt ist, wem die Fordenmg 
zusteht.'^) In diesem Falle ist der Schuldner befugt, die geschuldete Summe 
gerichtlich oder in anderer sicherer Weise zu hinterlegen.^^) Dieselbe Befngniss 
hat er, wenn sich nach eingetretener Fälligkeit kein Gläubiger meldet.^^) In 
beiden Fällen befreiet ihn die Hinterl^ung von der Yerpflichtung zu weiterer 
Verzinsung oder zur Fortentrichtung der Zeitprämie.^') 

Noch vor Elintritt der Fälligkeit kann der Gläubiger, sobald das Schiff den 
Bestimmungshafen erreicht oder in einem andern Hafen die Reise eingestellt 
hat, zu seiner Sicherung die Beschlagnahme der verbodmeten Gegenstände 
verlangen.**) 

Nach Eintritt der Fälligkeit kann der legitimirte Inhaber des Bodmerei- 
briefes auf Erfüllung klagen. Des Nachweises der vergeblichen Präsentation 
bedarf es nicht, da die Fälligkeit ohne die Mahnung eintritt und die Zinsen 
(oder die fortgesetzte Zeitprämie) nicht den Karakter von Verzugszinsen haben.**) 
Aber dem Kläger, der nicht präsentirt hat, fallen, wenn der Beklagte seine 
Verpflichtung sofort anerkennt, die Prozesskosten zur Last.*^) 

Die Klage geht auf Zahlung der gesammten Bodmereischuld nebst Kosten, 
bei Vermeidung der Exekution in das Pfand.*®) Beklagter ist der Eigenthümer 
des verbodmeten Gegenstandes, also der Rheder, wenn Schiff oder Fracht ver- 
bodmet ist, der Ladnngseigenthümer bei verbodmeter Ladung ; der Rheder auch 
dann, wenn er das Schiff einem ihm für diesen Schaden ersatzpflichtigen Aus- 
rüster (armateur) überlassen hat,*^) und ebenso der Ladungsinteressent auch 
in den Fällen, wo die Bodmerei als ein für Rechnung des Rheders abge- 
schlossenes Kreditgeschäft anzusehen ist.*^) Sind verschiedene Gegenstände 



^) Vgl. auch Finnl. Seeges. 126. 

>») D. H.G.B. 689 f. Finnl. Seeges. 129. 

^^) D. H.G.6. 690. Bei ausdergerichtlicher Hinterlegung kann der Schuldner auf 
Kosten des Gläubigers eine öffentliche Urkunde über die Hinterlegung und deren Ver- 
anlassung ausfertigen lassen. Die verschiedenen Prätendenten sind von der Hinterlegung 
zu benachrichtigen. Die Hinterlegung kann auch noch im Prozessstadium geschehen. 
Vgl. Giv.Pr.O. f. d. Deutsche Reich § 72. — Sind die mehreren Exemplare des Bodmerei- 
briefes nicht vorschriftsmässig mit Angabe der Zahl der Duplikate versehen, so gUt jedes 
Exemplar als selbständiger Bodmereibrief, vorbehaltlich der Befugniss des Schuldners, 
das Geschäft wegen üebermaasses anzufechten (H.G.B. 687,2, 4) oder den Bodmereigeber 
wegen Betruges ersatzpflichtig zu machen. Vgl. Prot. S. 2577. 

^0 Der Fälligkeitstermin gilt zu Gunsten beider Theile (vgl. H.G.B. 834), der 
Schuldner hat also das Recht der Zahlung, sobald der Gläubiger in mora accipiendi ist 

*«) Vgl. Prot 8. 2585. 

^«) D. H.G.B. 692,2. Norweg. 100. Schwed. 185. Vgl. Ehrenberg 8. 103 ff. 

^ Vgl. Brunn er in Bd. ü S. 153. S. auch oben Anm. 86. 

*'^) Civ.Pr.O. f. d. Deutsche Reich § 89. 

^^) Ungenügend formulirt D. H.G.B. 697. Vgl Ehrenberg a. a. 0. 124 ff. 

*') Vgl. Ehrenberg a. a. 0. 171. 

^^) Die Bestimmung H.G.B. 510 bezieht sich nur auf das innere Verhältniss zwischen 
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verbodmet, so kann gegen den Eigenthümer jedes derselben anf das Ganze ge- 
klagt werden, yorbehaltlich seines Rttckgri£fsrecbts gegen seine Mitscholdner.^^) 
Die Klage gegen den Rheder kann gegen diesen oder gegen den Schiffer als 
seinen Vertreter angestellt werden; die Klage gegen den Ladangseigenthümer 
vor Ansliefemng der Güter nur gegen den Schiffer als Vertreter dessen, den 
es angeht, nach der Auslieferung nur gegen den Ladungsempfänger als Eigen- 
thümer oder ebenfalls als Vertreter dessen den es angeht, aber nur so lange 
sich die Güter noch in seinem Gewahrsam oder bei einem für ihn besitzenden 
Dritten befinden.*»^) Gegen den redlichen Dritterwerber der Ladung hat der 
Gläubiger keine Klage,^^) dagegen hat er wegen Schiff und Fracht die Rechte 
eines Schiffsgläubigers.^^) 

Zahlt der Beklagte nicht, so steht dem Gläubiger nach den im 7. Ab- 
schnitt zu erörternden Grundsätzen die Exekution in die verbodmeten Gegen- 
stände zu.^^) Reichen diese zu seiner Befriedigung nicht hin, so hat der Gläubiger 
den Ausfall zu tragen, ohne Rücksicht darauf, ob der Minderwerth durch die 
Gefahren der Seereise oder durch andere Einflüsse herbeigeführt ist,**) oder ob 



Verfrachter und Befrachter, der Gläubiger hält sich an den Ladungsinteressenten und 
überlässt es diesem, nachdem er durch Zahlung oder durch Zwangsverkanf geschädigt 
ist, den Verfrachter auf Ersatz in Anspruch zu nehmen. Vgl. Ehrenberg S. 83, 191. 
Uebrigens gestattet das englische Recht dem verklagten Ladangseigenthümer in diesem 
Falle nicht blos den Rückgriff gegen den Rheder, sondern es räumt ihm auch, wenn, 
was unter Umständen vermuthet wird, Schiff und Fracht mitverbodmet sind, das bene- 
ficium ezcussionis ein. Vgl. Kay a. a. 0. I 549, 557, 565 ff. 

*ö) D. H.G.B. 692,1. Schwed. 135. Vgl. Ehrenberg S. 128 f. England (vgl. Kay I 
557) und das Belg. rev. H.G.B. 160 gestatten die Einrede der Theilung, ebenso nach 
Analogie des Art. 97 (vgl. oben Anm. 11) wohl auch das Norweg. Seegesetz. 

»0) D. H.G.B. 697,2. Vgl. Ehrenberg S. 87 f., 112—122, 264 f., der S. 117 mit 
Recht darauf aufmerksam macht, dass nach Auslieferung der Güter der Ladungsempfänger 
passiv legitimirt ist, gleichviel ob die Güter ihm gehören oder von ihm für einen Dritten 
verwahrt werden. 

") D. H.G.B. 697,3. Schwed. 139. üeber die Frage nach der Haftung des von der 
Schuld unterrichteten Dritterwerbers vgl. unten Abschnitt 7 § 58. 
«3) Vgl. unten Abschnitt 7 § 57. 

^^) Dem Exekutionssystem huldigen gleich dem D. H.G.B. England, Schweden und 
Norwegen, die übrigen nur bei Ankunft in verschlechtertem Zustande (PartialverlustX 
während sie sonst dem Abandonsysteme folgen. Vgl. Ehrenberg S. 42, 44 f. 

»">*) D. H.G.B. 680, 691. Norweg. Seeges. 99, 100. Der Bodmereigläubiger leidet durch 
die WerthsverringeruDg in Folge besonderer Haverei und durch das Vorzugsrecht der 
Vergütungen für grosse Haverei. Er würde also doppelt zahlen, wenn ihm noch besondere 
Beiträge zu den verschiedenen Havereien auferlegt würden (vgl. D. H.G.B. 725 a. E., 
Wetb. V. Kooph. 589, Finnl. 123, Schwed. 134, für England und Nordamerika vgl. M. Pohls 
a. a. 0. III 874, 876. Pritchard a. a. 0. S. 35 Nr. 38 f., S. 632 Nr. 1438), wie Guidon 
de la mer c. 19 § 5 (Pardessus II 425), Ordonnance v. 1681 III Tit. 5 Art. 16, C. 
de C. 330, Span. H.G.B. 834, Belg. rev. H.G.B. II Art. 167, Ital. 603 theils für die 
gemeinsame, theils auch für die besondere Haverei verlangen. 
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das P^d TOB ^«ni bereui «Imk y w i npBr w i >K<>irtli pclMbt Hi^i ^^> M\t tH^wi 
UntergBage des P£uides cr&clit d»^ ¥Vird«nuig/'''^> 

Die BodnerafofdczvDg ist ein« nur nnt der «otH> in ^vm MMi)>tA i^M;<^^>d 
zu madicnde md bot jregen die vertKvtnieten iveipr^nMilnde aU lUOfnit 9n »\U 
strecteide Fordenmg/^*! In folgendai Kellen tiitt neben ivier »UU dor wn)ver> 
sönlichen eine persdnlicfae HaftEng ein : '"^^^ 

1. Der Schüfier hat mit aller Soii^Mt eines onientliohen SohHlVr^ \\\t «Ke 
Bewahrung nnd Erhaltung der verbodmeten Oegenstiinde ^.u m>r|ten nnd drtrf 
ohne dringende Gründe keine Handlang vornehmen, dxuxh M^elohe die tiefi^br 
ftr den Gläubiger grösser oder anders vird, rtls er bei Absohbi?«^ de* \ oilmitiHi 
erwarten durfte. Der Scfaifier haftet für den dnrch ZuwidorluiiuUiinH cnMoh^uilon 
Schaden.*») 

2. Wenn der Schiffer die Rodmereireiste willkttrlioh veründorl oilor nnt'b 
Beendigung der Reise, ohne durch das Intcrosso doM OlUnliiverii veiiinlttmil f\\ 
sein, die verbodmeten Gegenstände von neuem einer Sooitofiilir nuK«rlft, oil^r 
wenn er die verbodmete Ladung ohne Zahlung oder Sirbcrhoiluhnninllunu: iuim 
liefert,®^) so ist er dem Gläubiger für dt*n gan/.on Solmdtni vnninlwotllloh, ro 
weit er nicht beweist, dass der diesen treffende VorluNt (»hniMlIn« pliiKi«irrti«n 
sein würde, sei es weil die Guter schon damalri mlnd(^rworthl|( wntpn , nM an 
weil der seither eingetretene Schade sie auch ohne die tf(*i'h||tf« Itnndliintf t\on 
Schiffers hätte treffen müssen. '^^j Schäden und Verlunlo niirli dnr uiiluMrrlifi^tiMi 
Auslieferung fallßn dem Schiffer unbedingt zur Liut. 

3. Der Rheder haftet in den beiden von^rwahntiMi l'Mth*ti imImwi H^mi 
Schiffer mit Schiff und Fracht; bat er die llandlunffmi di*« Srldlfi^rn nu^t*miUw\^ 
so auch mit seinem Land vermögen. ^') 

4. Der Ladungsempfänger, welcher die verbodrnHi'n (il)ti*r Ui Ht'uu\u\fin 
von der darauf haftenden Schuld annimmt , wird tU'Ui iiUinU\nt*r , üowijf dU'-?«! 
ans den verbodmeten Gegenständen i»eine HefricdigtirK ni^fit nUniU , fui i\mi 

^) Ist der Bodmereigeber durch betrügJich« VonUtlUtnatm tU*^ h* h\ft*nn tnUf tt\uu% 
Dritten zu dem übermii^BigeD KrediUs bevof(<;n worflati, m uti'ht lUm lUti »h\s, tinU «nf 
Ersatz zu. YgL Anm. 61 und Cib«r di«; Mlttwai''MiitUrtt Ht^i^rcrUUi hSuti H '/A'i t 

Standfrankt aiiderer SeerecLte T(rK oU^ H, 2A1. 

•• VgL ELreoberf S. HL ^obm iu '//M'^ho«« /^»»/Jir f *\ \*tn - niA 'ftl'ht 
liehe Recht d^r O^^eowan V ^A. 

** Vgl LhrtLltr^ *. U 

^ V/L -A^tt, r Kvypi. V.f V>7, U^t h/r^^t,. ü ', h )KV,, \K.^ f,.v#„ >^*^^^ 
■och aBgirf£rUu.^«.ii. 1-*^ ;**rv',-..a Ai^ ti'*i.yf./ i^^ >^: ^^•*^^ »t'.v^ir i««»-* /^/^^m^»* /^vw 

*f £A#t <JiK c;:' : i «^ X ./ > 15*1 v^/^ ^^<.v' <* r, >i^, / ', V f 
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Ausfall verhaftet, ^^) „insoweit als der Gläubiger, falls die Auslieferung nicht er- 
folgt wäre, aus den Gütern hätte befriedigt werden können" (H.G.B. 698). Das 
verpflichtende Moment liegt, wie bei dem Eintritt des Ladungsempfängers in 
den Frachtvertrag , in der wissentlichen Annahme der Güter ; ^^) er hat es in 
der Hand, sich durch Verweigerung der Annahme oder durch sofortige Zahlung 
freizumachen. Sind die Güter im Besitze des Ladungsempfängers untergegangen, 
so haftet dieser, wenn er nicht beweist, dass der Untergang auch ohne die 
Auslieferang hätte eintreten müssen. Erweisen sie sich als minderwerthig , so 
muss er, um sich von der Haftung zu befreien, entweder nachweisen, dass dies 
schon vor der Auslieferung der Fall gewesen, oder dass die Werthverringerung 
auch ohne die Auslieferung eingetreten wäre. Hat er endlich die Güter an einen 
Dritten veräussert und sie dadurch der Verfolgung des Gläubigers entzogen, so 
haftet er dem letzteren für die ganze Schuld oder doch in Höhe des von ihm 
(dem Schuldner) zu erweisenden Werthes, den die Güter zur Zeit der Aus- 
lieferung gehabt haben. 

Die Bodmereiforderung verjährt sowohl gegenüber den ursprünglichen 
Schuldnern als auch hinsichtlich der persönlichen Haftung des Schiffers, des 
Rheders und des Ladungsempfängers in einem Jahre. ®^) Die Verjährung be- 
ginnt mit dem Tage nach Eintritt der Fälligkeit (H.G.B. 908,4, 909). 

Im Gegensatze zu den unter der Herrschaft des foenus nauticum stehenden 
Seerechten, welche dem Gläubiger nur die Seegefahr auferlegen und, wenn die 
Reise unterbleibt, Ristorno eintreten lassen, ^^) hat es auf die Bodmerei des 
D. H.G.B. keinen Eiufluss, wenn die Bodmereireise noch vor dem Antritt auf- 
gegeben wird. Kapital und Prämie können in diesem Falle sofort verlangt werden ; 
nur muss sich der Bodmereigeber dann einen den Umständen angemessenen 
Abzug an der Prämie gefallen lassen. ^^) 



^^) Nur für den durch die sämmtlichen verbodmeten Gegenstände nicht gedeckten 
Ausfall. Die solidarische Verhaftung der verbodmeten Gegenstände (H.G.B. 692) über- 
trägt sich nicht auf ihn. Vgl. Prot. 4056—4063. 

«*) Vgl. Finnl. Seeges. 128. Schwed. 140. S. unten Abschn. 7 § 58. 

»«) D. H.G.B. 906, 907, 909. Norweg. Seeges. 102. Das Mittelalter hatte Verjährung 
von Jahr und Tag, neuere Seerechte fUnf Jahre (C. de C. 432. Span. H.G.B. 997), drei 
Jahre (Belg. U 235). Verjährung von 6 Monaten bis zu 2 Jahren, je nach der Ent- 
fernung, bestimmen für das Pfandprivilegium Port. H.G.B. 1857 und Wetb. v. Kooph. 
745, während das letztere Art. 743 die persönliche Forderung einer fün^ährigen Ver- 
jährung unterwirft. 

8«) S. oben S. 248 Anm. 57. 

^'^) D. H.G.B. 699,1. Der Grund liegt darin, dass der Bodmereigeber die Gefahr des 
Pfandes von dem Augenblicke des Vertragsabschlusses an zu tragen hat, wofür er eine 
Assekuranzprämie beanspruchen kann. Der preuss. Entw. 548 f. hält noch am Ristorno 
fest (vgl. Prot. 2593 fP., 4064 ff.), ebenso Norweg. 104, Schwed. 141 u. Finnl. 131. Vgl. 
Kay, Law rel. to Shipm. I 521. 



Abschnitt 5. 

Die Haverei.*) 

(Von Herrn Professor Dr. R. Schröder zu Strassborg im Elsass.) 



I. Grundbegriffe. 



§ 48. 

Haverei (schwed. haveri, franz., ital. avarie, span. averia,engl. average) ist heute 
jede aussergewöhnliche Beschädigung an Schiff oder Ladung, sei es unmittelbar 
durch Werthvermifiderung oder Untergang einzelner Theile, sei es mittelbar durch 
entstehende Unkosten. Das Wort kommt zuerst im IS. und 14. Jahrhundert 
in Italien und Spanien vor, und zwar in engster Verbindung mit dem zur 
Rettung aus gemeiner Gefahr vorgenommenen Seewurfe : es bezeichnet im Gegen* 
satze zu den geworfenen Gütern (iactum, iactum havere, d. h. geworfene Habe) 
die durch absichtliche Beschädigung des Schiffes oder andere Rettungsmaass- 
regeln entstandenen Schäden und Unkosten.') Einzig aus diesem Sprachgebrauche 

1) D. H.Ü.B. V. Buch, 8. Tit, 1. Abschn. (Art. 702-735). Preuss. Entw. Art. 551 
bis 594. Prot. S. 2632-2800, 4074-4129, 4133—4139, 4211-4226. C. de C. 397—429. Span. 
H.G.B. 930—967. Portug. H.G.B. 1812—1853. Wetb. v. Kooph. 696—740. Russ. H.G.B. 
959-986. Norweg. Seegea. §§ 67—77. Schwed. 142-170. Finnl. 133—153. Belg. II Art 
99—119. Ital. H.G.B. Y. 1882 §§642— 659. Litteratur: Lewis II 28— 81. v. Kaltenborn 
II 51—231. M. Pohls, Darst. d. Seerechts II 625—715. Benecke ^Nolte, Syst. d. 
Seeassekuranz- u. Bodmereiwesens II 566—845. Tecklenborg, Ueber Bodmerei u. 
Havariegrosse S. 154—275. Behrend bei v. Holtzendorff, Rechtslexikon 3. AufL 
II S. 299 f. Wilda bei Weiske, Rechtslezikon V 186—199. Ehrenberg, Beschr. 
Haft. Kap. 1 u. 2 (besonders § 12). Heise, H.R. 375—392. Gareis, H.R. 585—592. 
Mittermaier, Grands, d. deutsch. Priv.R. 7. Aufl. §§ 314—318. Beseler, Syst d. 
deutsch. Pnr.R. 3. Aufl. § 258. Dernburg, Lehrb. d. preuss. Priv.R. II (1878) § 258. 
Ueber England tgl. Abbott (Lord Tenterden), Treatise on the law rel. to Merchant 
Ships and Seamen, 11. edit h W. Shee (1867), S. 521—556. Arnould, On the law 
of marine insurance, 4. ed. by Maclachlan (1872) II 755—822. Pritchard, Digest 
of the law and practice of the high Court of Admiralty, 2. ed., S. 24—30, 1005 f. 

>) Genucser Statuten illr Pera, 2. Hälfte des 13. Jahrh., Buch V c. 25 (Mise, di 
storia ItalianaXI 752. Pardessus VI 593): iactum facere vel averias seu ezpensas facere. 

17* 



I 



260 Buch 4. Abschnitt 5. Die Haverei. 

erklärt sich die aas der Ordonnanz von 1681 (III Tit. 7, 8) in den Code de 
commerce (II Tit. 11, 12) und von da in andere Gesetzbücher übergegangene, 
rechtlich ganz unbegründete Unterscheidung von „avaries" und ^j^t*'.^) Daraus 
ergibt sich zugleich die Unmöglichkeit, das Wort aus dem mittelalterlich 
lateinischen „havere^ oder ,,avere^ (v. habere, Habe, avoir) abzuleiten, während 
die früher vielfach beliebte Erklärung aus „Hafen" geradezu widersinnig er- 
scheint. Das Wort ist vielmehr aus dem arabischen „ctwär^ (Gebrechen, Be- 
schädigung) in das Italienische und Spanische übergegangen und von da aus in 
die germanischen Sprachen vorgedrungen.^) 

Ist die Beschädigung durch Zufall entstanden, so finden lediglich die Grund- 
sätze des bürgerlichen Rechts oder des Handelsrechts vom Tragen der Gefahr 
Anwendung: jeder trägt den Schaden, der seine Sache betroffen hat, es liegt 
eine einfaehe oder besondere Haverei (avaries simples, avaries particuli^res, 
particular average) vor.^) Nicht anders ist es, wenn die Beschädigung un- 
mittelbar durch böswillige Handlung oder Fahrlässigkeit eines Dritten, z. B. 
des Schiffers oder einer Person der Schiffsbesatzung, veranlasst ist; auch hier 
trägt jeder seinen Schaden besonders, denn dass er von dem Schuldigen und 



poBsit fieri illud iactum et ille avarie sive experiri (l. expensae) posuint fieri, 

et illud iactum sive avarie ille debeat seu debeant emendari per solidum et libram de 
ere (1. eo) quod in ipsa navi vel ligno erit, et de valimento ipsius navis vel ligni. Conso- 
lato del mare c. 86 (Pardessus II 126. Travers Twiss III 192) von dem Freigut der 
Schiffsmannschaft: „no paga lo git, ne averies*'. Vgl. ebd. c. 239. In dem Yenetian. 
Seestatat v. 1255 c. 108 (Pardessus Y 58) kommt bereits „comune avere" vor, ähnlich 
in dem Statut v. Cataro aus dem 14. Jahrb., c. 879 (ebd. 97): „dividatnr per avariam". 
Du Cange-Henschel, Glossarium I 475 erklärt avaria mit tributum, contributio. 

') Es ist damit ähnlich gegangen wie mit bottomry und respondentia. Ygl. S. 245 
Anm. 40. 

^) Ygl. Diez, Etymologisches Wörterbuch der romanischen Sprachen, 8. Aufl. I 40. 
Dozy u. Engelmann, Glossaire des mots espagnols et portugais d^riväs de Tarabe, 
2. ^dit, 1869 S. 217 u. averia. Lawe, Arabic-english lezicon, B. I part. Y p. 2195a. 
Die von Dozy, Supplement aux dictionnaires arabes (1881) S. 189 für die technisch- 
seerechtliche Bedeutung unseres Wortes beigebrachten Belege gehören dem modernen 
Arabisch an und könnten aus dem levantinischen Sprachgebrauch in dasselbe eingewandert 
sein. Ich verdanke diese Mittheilnng Herrn Professor Euting in Strassburg, der auch 
auf das persische äw&re (Buch der Einnahmen und Ausgaben, Rechnungsbuch, staüstische 
Tabelle) aufinerksam macht (Zenker, Dictionn. turc-arabe-persan 1866 I 110 c), aber mit 
dem Bemerken, dass ein üebergang aus dem Persischen in das Arabische kaum anzu- 
nehmen sei. Die Yerstümmelung in „varea^, die sich in itahenischen Statuten des 18. 
und 14. Jahrh. findet (vgl. Yenetian. Seestatut v. 1255 c. 89, Pardessus Y 47, und das 
nicht dem 11., sondern erst dem 14. Jahrh. angehörige Seerecbt von Trani c. 2, bei 
Pardessus Y 288 und Travers Twiss lY 524), mag zum Theil unter dem Einflüsse 
des deutschen vara (Gefahr) entstanden sein. 

^*) D. H.G.B. 708. C. de C. 404. Span. 984. Portug. ^814. Wetb. v. Koopb. 698. 
Russ. H.G.B. 964. Finnl. 141. Schwed. 169. Ital. 647. Belg. rcv. H.G.B. II Art. 104,2. 
Wenn das D. H.G.B. und verschiedene andere Seerechte die besondere Haverei schlechte 
hin dem EigenthUmer zuweisen, so soll damit doch nicht den bürgerlichen Rechten prä- 
judizirt werden, welche unter Umständen auch den Nichtelgenthümer die Gefahr einer 
Sache tragen lassen. Ygl. D. H.G.B. 845 a. E. 
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nach Lage der Umstände anch von dem für die Schiffsbesatzung verantwort- 
lichen Rheder Ersatz verlangen kann, ist eine Sache für sich and alterirt den 
Begriff der besonderen Haverei in keiner Weise. ^) Fttr das Seerecht kommt 
diese nur nach der Seite dieser Ersatzverbindlichkeit des Rheders und der 
Schiffsbesatzung und hinsichtlich der Seeversicherung in Betracht,^) ein eigenes see- 
rechtliches Institut ist sie nicht. Wenn gleichwohl die Seegesetze gewisse Fälle 
der besonderen Haverei ausdrücklich als solche hervorheben,^) so geschieht dies 
nur in negativer Richtung, um durch den Gegensatz den positiven Begriff der 
grossen oder gemeinschaftlichen Haverei (avaries grosses, avaries communes, 
general average) um so klarer zu stellen. Die letztere findet Anwendung, wo 
4ie Beschädigung vorsätzlich herbeigeführt ist, um Schiff und Ladung aus einer 
gemeinsamen Gefahr zu befreien: hier bewirkt das gemeinsame Interesse eine 
Gemeinschaft des für dasselbe gebrachten Opfers. Während die besondere 
Haverei im allgemeinen ein Kind des bürgerlichen Hechts ist und nur gelegent- 
lich in das Seerecht hinüberspielt, ist die gemeinschaftliche Haverei ausschliess- 
lich auf dem Boden des Seerechts erwachsen. Schon den Griechen bekannt^) 
und von den Römern weiter ausgebildet,^^) hat sie im Mittelalter und in der 
Neuzeit manche Veränderungen erfahren und ist jetzt auf dem Wege, ein ein- 
heitlich geregeltes Institut des internationalen Seerechts zu werden. ^^) 

Während wir heute bei der Feststellung des Begriffes der (gemeinschaft- 
lichen wie besonderen) Haverei das AussergewöhnlicJ^e des Unfalls betonen, 
legte man früher vielfach nur auf den Unfall als solchen Gewicht und sprach 
von Haverei auch dann, wenn dieser dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 



«) Vgl. C. de C. 405. Span. H.G.B. 935,8, 983 f. Portug. H.G.B. 1828. Wetb. v. 
Xooph. 707. Huss. H.G.B. 976. Finnl. Seeges. 136. Ital. 646. 

'') Nach manchen Rechten hat, in Folge der Verquickung der Bodmerei mit der 
Seeversicherung, auch der Bodmereigeber die besondere Haverei zu tragen. S. oben S. 256. 
Anm. 54. 

8) D. H.G.B. 709. C. de C. 403. Span. H.G.B. 935. Portug. H.G.B. 1817. Wetb. 
T. Kooph. 701. Ru88. H.G.B. 962 f. Norweg. 70. Finnl. 136 f. Schwed. 168. Ital. 646. 

^) Vgl. PardesBus, CoUection I 41. 

10) Vgl. Dig. XIV 2 de lege Rhodia de iactu. Vgl. Windscheid, Lehrb. d. Pand.R. 
5. Aufl. § 403. GlQck, Komm. XIV 199—232. Pardessus a. a. 0. I 68 ff. 

11) Ueber die früheren Versuche in dieser Richtung vgl. Zeitschr. f. H.R. IV 494 ff., 
IX 214 ff., XXni 293. Auf ihrem fünften Eongress (Antwerpen 1877) hat die Gesellschaft 
für Reform und Kodifikation des internationalen Rechts eine Reihe von Beschlossen über 
4as Havariegrosserecht (die sogen. York and Antwerp rules) gefasst, welche sich vor- 
nehmlich an die Bestimmungen des D. H.G.B. anlehnen und zunächst den Rhedem und 
Versicherem zur Einführung im Wege privater Vereinbarungen empfohlen warjden. 
Nachdem diesem Wunsche von Seiten des Handelsstandes im In- und Auslande bereits 
in umfassendster Weise entsprochen worden, hat man nunmehr auch von staatlicher 
Seite begonnen, der Sache im Wege internationaler Verträge näher zu treten. Die Be- 
schlüsse sind mitgetheilt und besprochen von Lewis i. d. Zeitschr. f. H.R. XXIV 491 
bis 524. Vgl. auch Vogt, Die neuen Untemehmangen zum Zweck der Ausgleichung 
4er Verschiedenheiten der in den Seestaaten geltenden Havariegrosse- u. Seefrachtrechte 
1882 8. 7 f. 
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entsprungen war. Diese Erweiterung des Begriffes Haverei verführte dazu, auch 
bei solchen Widerwärtigkeiten der Beise, auf die sich jeder Schiffer mehr oder 
minder gefasst machen muss und die er bei Abschliessung seiner Frachtverträge 
sehr wohl in Betracht ziehen kann (wie das Umladen in Leichterfahrzeuge bei 
seichtem Wasserstande, Kosten des Aufeisens, Lootsenkosten, Verzögerung der 
Beise durch widrige Winde u. dgl. m.), eine gewisse Mitbethbiligung der Ladungs- 
interessenten einzuführen.^^) Man bezeichnete diese Fälle als ordinäre oder 
kleine Haverei (menues avaries, petty average) und stellte sie zusammen mit 
der grossen oder extraordinären Haverei der besonderen Haverei gegenüber. 
Ebenso nahm man bei dem Zusammenstosse von Schilfen eine der gemeinschaft- 
lichen Haverei nachgebildete Gemeinschaft der betheiligten Schiffe und ihrer 
Ladung an, sobald nicht nachgewiesen wurde, dass die Schuld ausschliesslich 
dem einen der beiden Schiffe zur Last falle. Nachdem die meisten neueren 
Seegesetze die kleine Haverei als eine Ungehörigkeit beseitigt und die zu ihr 
gerechneten Ausgaben als Beiseausgaben dem Verfrachter zur Last gelegt,'^) 
hat auch das D. H.G.B. den schon im preussischen Entwurf aufgegebenen Begriff 
der kleinen Haverei fallen lassen. ^^) Es gibt nur eine einfache oder besondere 
und eine grosse oder gemeinschaftliche Haverei. Als selbständiges Institut des 
Seerechts kommt einzig die letztere für uns in Betracht. Nur anhangsweise 
haben wir auch den Zusammenstoss von Schiffen zu erörtern, nachdem das D» 
H.G.B. jede Analogie desselben mit der grossen Haverei aufgehoben hat. 



1^) Vgl. Seerecht v. Amsterdam 2 § 7, 20 (Pardessus I 407, 414). Hanserezess 
V. 1447 § 95 (Hanserezesse IL Abth. III S. 196. Pardessus II 486). Statut v. Kampen 
V. 1400 (Oberysselsche stad-, dijk- en markerechten IIS. 126). Ordonnance v. 1681 III 7 
Art. 8 f. A. L.R. II 8 §§ 1774-1784. Russ. H.G.B. 960 f. 

") C. de C. 406. Span. H.G.B. 932 f., 970. Portug. H.G.B. 1612, 1818, 1824. Wetb. 
V. Kooph. 702, 708. Schwed. 170. Ital. 642. 

**) Vgl. Art. 622. 



II. Voraussetzungen der grossen Haverei/) 



§ 49. 



I. Eine gremeinsame Gefalir für Schiff und Ladung. Die Gemeinschaft 
heginnt, sobald die Ladung in das Schiff eingenommen ist, sie endigt mit der 
Löschung.^) Die Gefahr kann demnach ebensowohl auf der Reise, wie im Ab- 
ladungs- oder im Löschungshafen eintreten. Ausgeschlossen sind alle Fälle, wo 
nur das Schiff oder nur die Ladung gefährdet ist. Dahin gehört u. a. die Be- 
schlagnahme des Schiffes oder der Ladung durch Verfügung von hoher Hand; 
das D. H.G.B. sieht dieselbe auch dann als Sondergefahr an, wenn die Be- 
schlagnahme Schiff und Ladung zusammen getroffen hat, die Gemeinschaft ist 
hier nur zufällig, rechtlich liegt eine getrennte Beschlagnahme des Schiffes und 
eine ebensolche der Ladung vor, weshalb die Reklamekosten, auch wenn Schiff 
und Ladung zusammen reklamirt werden, nicht zur gemeinschaftlichen Haverei 
gehören.^) 



^) Die einzelnen YorausBetzungen ergeben sich aus Art. 702. Vgl. Span. H.6.B. 
986. Portug. H.6.B. 1815 a. E. Uebrigens greifen diese Voraussetzungen wie überhaupt 
die gesetzlichen Bestimmungen über grosse Haverei nur da platz, wo die Sache nicht 
durch Vertrag erledigt ist. Vgl. § 53 Anm. 5. 

^) Die Gemeinschaft beginnt für die einzelnen Ladungstheile mit dem Augenblick 
wo sie an Bord gebracht werden (vgl. Entsch. d. RO.H.G. XXV 138*- 144) und endigt 
mit dem Beginn der Löschung. D. H.G.B. 719 ff., 726. In den übrigen Seerechten ist 
auch die Löschung als relatives Moment genommen, so dass die Möglichkeit einer grossen 
Haverei erst mit völliger Beendigung der Löschung eintritt. Vgl. Wetb. v. Kooph. 696, 
624 f., 627. Finnl. Beeges. 141. A. L.R. II 8 §§ 1767, 1770. Auch die romanischen 
Scerechte (C. de C. 397. Portag. H.G.B. 1815 a. E. Span. H.G.B. 930. Beig. rev. 
H.G.B. U Art. 99) sind in diesem Sinne au&ufassen, obwohl sie neben den Momenten 
der Abladung und Löschung auch Abreise und Ankunft des Schiffes als Grenzpunkte 
der grossen Haverei bezeichnen. Vgl. die eben angeführte Entsch. d. R.O.H.G. S. 141 f. 
üeber die ebenfalls übereinstimmenden Grundsätze Englands und Nordamerikas vgl. die 
ebd. 140 angeführten Schriften. Norweg. Seeges. 75 lässt die Gemeinschaft mit der An- 
kunft im Hafen aufhören. 

3) D. H.G.B. 709,2. Vgl. § 53 Anm. 28. Bei gemeinschaftlicher Reklamation nehmen 
gr. Haverei an Portug. 1815,12 f. Wetb. v. Kooph. 699,12 f. 
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Gleichgültig ist es, ob die Gefahr durch ein Natnrereigniss, *) durch Ver- 
fügimg von hoher Hand oder durch menschliche Verschuldung herbeigeführt 
ist. Auch Verschuldung des Schiffers oder der Schiffsmannschaft schliesst die 
Annahme gemeinschaftlicher Haverei nicht aus ; *) der Schuldige und der Bheder 
bleiben in diesem Falle regresspflichtig. ^) Der dem Schuldigen selbst zuge- 
fügte Schaden bleibt ausser Ansatz. ^) 

Das gefährdende Ereigniss muss wirklich eingetreten sein oder unmittelbar 
bevorstehen, öder doch nach Lage der Dinge vernünftiger Weise als einge- 
treten anzunehmen oder unmittelbar zu befürchten sein. ^) Ausgeschlossen sind 
alle Vorkehrungen gegen eine entfernt zu besorgende Gefahr, wo blosse Zweck- 
mässigkeitsrücksichten und nautische Erwägungen maassgebend sind, ^) abgesehen 
von dem Falle, dass ein reisefertiges Schiff durch Verfügungen von hoher Hand 
(Embargo, Quarantaine u. dgl.) oder durch Kriegsgefahr zum Verbleiben im Ab- 
ladehafen oder in einem Zwischen- oder Nothhafen gezwungen wird. ^®) 

Von dem Erfordernisse einer eigentlichen Gefahr wird ausnahmsweise ab- 
gesehen, wenn der Schiffer, um die Beise fortsetzen zu können, die Ladung hat 
verbodmen oder einen Theil derselben verwenden oder verkaufen mtlssen. Die 
Nichtfortsetzung der Reise wegen mangelnder Mittel des Schiffers gereicht in 
erster Linie dem Verfrachter zum Nachtheil, der deshalb zunächst verpflichtet 
ist, dem beschädigten Ladungsbetheiligten Ersatz zu leisten; soweit aber dieser 
nicht aus Schiff und Fracht befriedigt wird, haben sämmtliche Ladungsinter- 
essenten, da das zur Fortsetzung der Reise gebrachte Opfer auch ihnen zu gut 
gekommen ist, nach den Grundsätzen der grossen Haverei den Ausfall zu 
tragen.^') 

*) üeber Feuer an Bord vgl. unten Anm. 13. 

^) D. H.G.B. 704,1. Norweg. 72. Finnl. 135. Schwed. 144. Andere Portug. 1816. 
Wetb. V. Kooph. 700. Ital. H.G.B. 643. Russ. H.G.B. 976, 978. 

«) D. H.G.B. 704,2, 3. 

') Ebd. 704,2. 

8) Vgl. Entsch. d. R.O.H.G. VHI 298. Ehrenberg i. d. Krit Vierte^ahnschrift 
f. Rechtsw. XXI 183 ff. Windscheid a. a. 0. § 403. 

») Vgl. Anm. 13. Entsch. d. R.O.H.G. XXI 157. 

1«) D. H.G.B. 637, 735. C. de C. 300, 400,6, 403,4 f. Span. 769, 780, 934,3, 6, 936, 11. 
Wetb. V. Kooph. 699,18, 22. Portug. 1815,18, 22. Ital. 643, 9, 644, 2. Entsch. d. R.O.H.G. 
Vn 169 ff. Ullrich, Samml. v. seerechtl. Erkenntnissen d. H.G. zu Hamburg I Nr. 10, 
11. Embargo und Quarantaine werden in England als pari. Haverei behandelt Abbott» 
Shee a. a. 0. 539. Arnould-Maclachlan a. a. 0. 785 f. üeber die venchiedene 
Behandlung der Blockade des Bestimmungshafens in England und Nordamerika vgl. 
Entsch. d. R.O.H.G. VII 290 Anm. — Ob das Verbleiben im Hafen durch eine blos das 
Schiff oder blos die Ladung (etwa als Kriegskontrebande) bedrohende oder durch eine 
gemeinsame Gefahr veranlasst wird, thnt nichts zur Sache, da auch der zunächst nicht 
bedrohte Theil sofort in Mitleidenschaft gezogen werden würde. 

") D. H.G.B. 734, 735,2. Vgl. Prot 2696 f. Ehrenberg, Beschr. Haftung 80 ff. 
In, Frankreich ist durch Gesetz v. 15. Juni 1841 för den in Rede stehenden Fall eine 
auf die Ladungsbetheiligten beschränkte Havariegrosse angeordnet Vgl. B^darride, 
Droit commercial 2 ed. II Not 785. Ablehnend verhalten sich Span. H.G.B. 935,5 und 
England. Vgl. Abbott. Shee a. a. 0. 539. Arnould-Maclachlan a. a. 0. 770f. 
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II. Ein vom SeMff oder der Ladung oder beiden znm Zwecke 
dier gemeinsamen Rettang gebraelites Opfer. Dasselbe kann a) in absicht- 
licher Beschädigung oder Preisgebong von Schiffs- oder Ladnngstheilen sowie 
in den mittelbar sich daran knfipfenden nachtheiligen Folgen für Schiff 
oder Gut, oder b) in den durch die Rettnngsmaassregeln direkt oder indirekt 
nothwendig gewordenen Geldaufwendungen bestehen. ^^) Wie die Gefahr, so 
mnss auch die Kettungsmaassregel den Karakter des Ausserordentlichen tragen : 
einfache, wenn auch ungewöhnliche Schiffermaassregeln genügen nicht, selbst 
wenn sie im weiteren Verfolge die schwersten Schäden für Schiff oder Ladung 
mit sich bringen sollten ; ^') derartige Schäden bleiben immer besondere 
Hayerei. 

in. Die Bettungsmaassregel mnss Tom Schiffer ausgegangen sein. Schiffer 
ist hier in demselben Sinne wie bei der Bodmerei (s. S. 250) als der jeweilige 
Führer des Schiffes zu verstehen. Die älteren Seerechte verlangen durchweg 
einen Schiffsrath und die Zuziehung der etwa anwesenden Ladungsbetheiligten 



^^ Die zur Havereivergütang berechtigenden Schäden und Kosten können demnach 
direkt oder indirekt mit der BettungsmaaHsregel zusammenhäDgen. Dabei ist aber zu 
beachten, dass Art. 702 indirekte Schäden nur dann berücksichtigt, wenn sie durch 
vorsätzliche Beschädigung von Schiff oder Gut „femer verursacht** sind. Ist dagegen 
die Rettungsmaassregel selbst keine schädigende, so gehören nur die aus ihr entspringen- 
den Kosten, nicht aber die in ihrer Folge entstehenden Beschädigungen zur grossen 
Haverei. So die durch das Anlaufen eines Nothhafens entstehenden Kosten (s. § 50 
Nr. 5), aber nicht die Schäden, von welchen die in dem Nothhafen etwa wegen Reparatur 
einer partikulären Haverei des Schiffes gelöschten Güter betroffen werden. Vgl. Entsch. 
d. RO.H.G. VII 215 ff. Eine Ausnahme macht die Beschädigung der in grosser Haverei 
umgelichteten Güter auf dem Leichterfahrzeuge (s. § 50 Nr. 2). 

^^) Dahin gehört insbesondere das Ueberheizen der Maschine; das im regelmässigen 
Verlaufe der Reise erfolgende Umladen in Leichterschiffe (s. unten § 50 Nr. 2); das 
Anlaufen eines Hafens wegen widriger Winde (vgl. Prot S. 2661 f. und § 50 Nr. 5); 
das Kappen von Masten oder sonstigen SchiffBtheilen, die durch partikuläre Haverei zer- 
stört oder gebrochen sind (Russ. H.G.B. 967 hier für grosse Haverei); die Ueberan- 
Spannung der Segelkraft oder das sog. Prangen eines Schiffes (vgl. D. H.G.B. 709,1- 
Schwed. 150. Abbott-Shee a. a. 0. 529. Arnould-Maclachlan a. a. 0. 773 f., für 
grosse Haverei Portug. H.G.B. 1815,3) und das Ueberbordwerfen brennender oder ans anderen 
Gründen für die Fortsetzung der Reise gefährlicher Ladnngstheile (vgl. D. H.G.B 564 
a. £. Entsch. d. R.O.H.G. XXI 154 ff.) sowie die Löschmaassregeln bei Feuer, soweit 
sie die brennenden Theile selbst zum Gegenstande haben. Vgl. York-Antwerpener Regeln 
Nr. 3, 4, 6, nebst den Erläuterungen von Lewis. Entsch. d. RO.H.G1 XVII 190, 
XXV 97 ff. Norw.70. Finnl. 137,3. Schwed. 143,5. Ital. 643, 7. In Betreff der Löschmaass- 
regeln weichen die York-Antwerpener Regeln von der Praxis des früheren R.O.H.G. in- 
sofern ab, als zwar beide die Beschädigung der noch nicht vom Feuer ergriffenen Gegen- 
stände durch die' Löschmaassregeln als grosse Haverei auffassen (vgl. Finnl. Seeges. 133,7X 
das Gericht aber dies auch auf die schon theilweise brennenden Gegenstände, wenn sie 
durch das Spritzen beschädigt werden, ausdehnt Diese Auffitssung muss durchaus zurück- 
gewiesen werden, schon weil gar nicht zu ermessen ist, ob das Wasser überhaupt in 
höherem Grade beschädigt hat, als das Feuer, wenn nicht gelöscht wäre, beschädigt 
haben würde. Es ist damit nicht anders wie mit der vorsätzlichen Strandung eines 
Schiffes, das schon verloren ist Wo soll die Grenze sein? Ohnehin fallen streng 
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oder Cargadeure, ^*) wobei aber in der Regel dem Schiffer allein oder in Ge- 
meinschaft mit einigen Offizieren die entscheidende Stimme beigelegt wird. In 
dringenden Fällen darf er auch ohne vorhergegangene Berathung entscheiden.^*^) 
Das D. H.G.B. überlässt alles, die Beurtheilung der Gefahr wie die Be- 
schlussfassnng über die zu ergreifenden Maassregeln, der Diskretion des Schiffers, 
wenn er sich nur als ordentlichen Schiffer erweist. ^^) Pflichtwidrigkeiten des 
Schiffers oder unbefugtes Handeln eines Dritten geben dem Beschädigten nur 
einen Ersatzanspruch gegen den Schuldigen, begründen aber keine gemeinschaft- 
liche Haverei. ^') Ebenso wenn ein durch einen Zufall herbeigeführtes Opfer 
thatsächlich die Rettung von Schiff und Ladung bewirkt, z. B. ein von feind- 
lichen Kreuzern verfolgtes Schiff zufällig auf den Strand geräth und dadurch 
der Verfolgung entgeht. Einem solchen blos zufälligen, zu keiner Havereiver- 
gütung berechtigenden Opfer wird der Fall gleichgestellt, wenn der durch die 
Rettungsmaassregel beschädigte Gegenstand später, und zwar erweislich ohne 
jeden ursächlichen Zusammenhang, durch einen Unfall zu Grunde geht oder so 
betroffen wird, dass die früher zugefügte Beschädigung auch jetzt hätte eintreten 
müssen. In diesem Falle bleibt dem durch den Unfall Betroffenen ein An- 
Spruch auf Havereivergütung nur insofern, als ihm durch die erste, absichtliche 
Beschädigung bereits Reparaturkosten oder sonstige Baaraufwendungen erwachsen 
waren, im übrigen wird die ganze Sache als besondere Haverei behandelt.^*) 

IV. Die Massregel muss zur Rettung von Sehiff und Ladung geführt 
haben. ^^) Es kommt nicht darauf an , dass das ganze Schiff und die ganze 



genommen nur ausserordeutliche Löschuogsmaassregeln , wie das Unterwasserfietzen des 
Schiffes, das Ueberbordwerfen feaergefährlicher aber noch nicht brennender Gegenstände 
u. dgl. unter den Begriff der grossen Haverei (so Norw. Seeges. 65,5. Arnould- 
Maclachlan a. a. 0. 760, 774 f.), und wenn Billigkeitsgründe dahin führen, dies auch 
auf das Spritzen n. dgl. auszudehnen, so hat sich eine solche erweiternde Interpretation 
doch in den engsten Grenzen zu halten. 

'*) Vgl. C. de C. 410 ff. Span. H.G.B. 938 ff. Portug. H.G.B. 1387 f. 1815 a. E. 
Wetb. V. Kooph. 367 f, 699,23. Norw. Seeges. 72. Finnl. Seeges. 139. Ueber die älteren 
Seerechte vgl. v. Ealtenborn II 78. 

^^) Vgl. Norw. 72. Schwed. 146. Diesen Standpunkt nimmt auch die französische Praxis 
ein. Vgl. Bädarride, Droit commercial 2. ^d. II Not. 1810 f. Vgl. schon Ol^ron, Seerecht 
c. 8 (Pardessus I 328). Constitutum usus v. Pisa v. 1161 (Bonaini, Stat. ined. della 
cittä di Pisa II 922 f.). Gonsol. del mare c. 239 (Pardessus II 323 ff., Trav. Twiss 
HI 578 ff.). Seerecht v. Amalfi c. 49 (Trav. Twiss IV 34 f.). 

1«) Vgl. D. H.G.B. 485. Prot. 2684 f. Ebenso England. Vgl. Abbott-Shee 
a. a. 0. 526. Dass ein nicht von dem Schiffer angeordnetes Opfer nicht zur grossen 
Haverei zu rechnen, ist schon in einer Lübecker Oberhofentscheidung v. 1486 (Mich eisen, 
Der Oberhof zu Lübeck Nr. 179) ausgesprochen. 

") D. 1I.G.B. 478 f. Prot. 2686. Anders Norw. Seeges. 72. Finnl. Seeges. 136. 

18) D. H.G.B. 707. Finnl. Seeges. 144,2. Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haftung S. 79 
Anm. 77. 

1^) D. H.G.B. 705. C. de C. 423, 425. Span. H.G.B. 943. Portug. H.G.B. 1848. 
Wetb. V. Kooph. 734. Russ. H.G.B. 975. Belg. rev. H.G.B. 11 Art. 111, 113. Ital. 651. Vgl. 
Ehren berg, Beschr. Haftung 79. Abbott-Shee a. a. 0. 548. Dagegen ist Arnould- 
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Ladung gerettet werden, aber Schiff und Ladang müssen wenigstens theilweise 
die Gefahr überstehen. Geht also das Schiff unter oder wird es, was dem gleich 
steht, zu einem reparaturunfähigen Wrack, ^^) so hat die geborgene Ladung keine 
grosse Haverei zu tragen.*') Geht die ganze Ladung zu Grunde, so ergibt 
sich die Unmöglichkeit einer gemeinschaftlichen Haverei schon aus dem Um- 
stände, dass niemand da ist, der mit dem Rheder theilen könnte.*^) Etwas 
anderes ist es, wenn die Rettung von Schiff und Ladung erfolgt, hinterher aber 
eins von beiden durch eine neue Gefahr zu Grunde gegangen ist : hier war die 
gemeinschaftliche Haverei begrtlndet, sie erleidet aber durch den Untergang 
eines der Exekntionsobjekte bedeutenden Abbruch, ^^) so dass sie, wenn die 
ganze Ladung verloren ist, für das Schiff bedeutungslos wird, während sie nach 
dem Untergange des Schiffes noch unter den Ladungsbeth eiligten fortbesteht.'^) 



Maclach 1 an a. a. 0. II 768, 800 vom Standpunkte des englischen Rechts der Ansicht, 
dass es nur auf die Absicht, nicht aaf den Erfolg der Rettung ankomme. 

2«) Vgl. D. H.G.B. 444, 630,1. C. de C. 425. Belg. rev. H.G.B. II Art. 113. Norweg. 
Seeges. 69,7, 8d. Finnland. Seeges. 133,2. 

^1) Einen Anwendungsfall zeigt D. H.G.B. 708 Nr. 3 : „Wird das behufs Abwendung 
des Unterganges auf den Strand gesetzte Schiff nicht abgebracht oder nach der Ab- 
bringung reparaturunfähig (Art. 444) befunden, so findet eine Havereivertheilung nicht 
statt**. Vgl. Preuss. Entw., Motive S. 306. Abbott-Shee a. a. 0.525 f., Anmerkung. 1. 5 
pr. D. h. t.: Amissae navis damnum collationis consortio non sarcitnr per eos, qui 
merces suas naofragio liberaverunt: nam huius aeqnitatem tunc adoiitti placuit, cum 
iactus remedio ceteris in eommuni periculo salva navi consultum est. 

82) Vgl. Portug. H.G.B. 1850. Wetb. v. Kooph. 736. 

^) Vgl. unten § 52. 

") Vgl. 1. 4 § 1 D. h. t. Span. H.G.B. 944. Wetb. v. Kooph. 735. Portug. H.G.B. 
1849. Belg. rev. H.G.B. II 112. Ital. 651. Abbott-Shee a. a. 0. 548. 



III. Hauptfölle der gössen Hayerei. 



§ 50. 

Die Seegesetze zählen regelmässig gewisse Hanptfälle der gemeinschaftlichen 
Haverei auf. ^) Diese Aufzählungen sind zunächst nur exemplifikatorischer 
Natur, aber fUr die in ihnen behandelten Verhältnisse haben sie die Bedeutung 
einer erschöpfenden, alle unberücksichtigt gebliebenen Nebenumstände aus- 
schliessenden gesetzlichen Normirung.') Die Hauptfälle des D. H.G.B, sind die 
folgenden. 

1. Erlelehterung des SehUTes durch Seewurf, Befreiung von hemmenden 
Schiffstheilen (Mastenkappen, Ankerschlippen u. dgl. m.), der alte, in sämmt- 
lichen Seerechten gleichmässig behandelte Normalfall der Lex Rhodia. Zu den 
direkten Schäden kommen die indirekten, „durch solche Maassregeln an Schiff 
oder Ladung ferner verursachten Schäden." ^) 

2. Umladung: in Leichterfahrzeuge, ebenfalls schon dem römischen Rechte be- 
kannt und in allen neueren Seerechten berücksichtigt, wobei aber selbstverständlich 
die Umlichtung im regelmässigen Verlaufe der Reise ausgeschlossen bleibt^) 
Direkte Schäden : an Schiff oder Gut durch das Ueberladen. Indirekte Schäden : 
an Schiff oder Gut durch das Rückladen, ferner jede Beschädigung der umgelich- 
teten Güter auf dem Leichterfahrzeuge. ^) Direkte Kosten : der Leichterlohn. 



1) D. H-G.B. 708. C. de C. 400 (vgl. Ord. v. 1681 III 7 Art 6). Span. H.G.B. 986. 
Portug. H.G.B. 1815. Wetb. v. Kooph. 699. Russ. H.G.B. 965, 968, 970—975, 985. 
Norweg. Seeges. 69. Finnl. Seeges. 183. Schwed. Seeges. 143. Ital. 648 f. 

«) Vgl. Entsch. d. R.O.H.G. VII 218 f. 

>) Vgl. 1. 4 § 2 D. h. t.: sicut ei qui perdiderit subvenitur, ita et ei subveniri 
oportet, qui deteriores propter iactum res habere coeperit. In der Regel selbst stimmen 
alle Seerechte fiberein, Verschiedenheiten bestehen nur in der Beurtheilung der Schäden 
durch die Störung der Stauung oder durch Wasser, das in die für den Seewurf gemachten 
Oeffnungen gedrungen; dieselben werden von den York- Antwerpener Regeln Nr. 2 zur 
grossen Haverei verwiesen. Vgl. Russ. H.G.B. 970. Norweg. Seeges. 69,2. ItaL 643, 6. 
Arnoald-Maclachlan a. a. 0. 769. 

*) Vgl. oben S. 262, 265. C. de C. 400,7. Span. H.G.B. 936,5. Portug. H.G.B. 
1815,14, 1818. Wetb. v. Kooph. 699,14, 702. Russ. H.G.B. 974. 

») Vgl. 1. 4 pr. D. h. t. C. de C. 427. Span. H.G.B. 952. Portug. H.G.B. 1815,17. 
Wetb. V. Kooph. 699,17. Russ. HGB. 975. Norw. Seeges. 69,1. Ital. 643, 17. Abbott- 
Shee a. a. 0. 527. Arnould-Maclachlan a. a. 0. 768. Vgl. § 49 Anm. 12. 
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8. AbbriBgrungr in Strandungsßllien. ^ Direkte Schäden : die absichtliche 
Beschädigung von Schiff oder Gat zum Zwecke der Abbringong. Direkte 
Kosten: die Abbringongskostcn. 

4. Abslehtliehe Strandnngr zur Abwendung des Unterganges oder der 
Nehmung. '') Direkte Schäden : an Schiff oder Gut infolge der Strandong. 
Indirekte Schäden: an Schiff oder Gut infolge der Abbringang. Indirekte 
Kosten: die Abbringongskosten. 

5. Anlaufen eines Xothhafens zur nothwendigen Aasbessemng eines während 
der Beise erlittenen, die Weiterreise gefährdenden Schadens des Schiffes (gleich- 
viel ob in gemeinschaftlicher oder in besonderer Haverei) oder zur Yermeidang 
einer sonstigen im Falle der Weiterreise drohenden gemeinsamen Gefahr für 
Schiff und Ladung.^) Direkte Kosten: die Kosten des Einlaufens und für die 
Dauer des nothwendigen Aufenthaltes ^) die Unterbringungskosten für Schiff und 



«) Vgl. Norweg. Seeges. 69,7. Finnl. Seeges. 188,2. Abbott-Shee a. a. 0. 524 Anm. 
Muss das Schiff die Reise aufgeben, so gehören die nach Landung der Güter entstehenden 
weiteren Ab- und Einbringungskosten zur pari Haverei, weil das gemeine Interesse 
fehlt. Vgl. Samml. v. Entsch. d. O.App.G. zu Lübeck in Lübecker Rechtssachen, her. 
V. Bruhn II (1858) S. 99 ff. 

^) Vgl. C. de C. 400,8. Span. H.G.B. 936,7. Portug. H.G.B. 1815,15 f. Wetb. v. 
Kooph. 699,15 f. Norweg. Seeges. 69,4. Finnl. Seeges. 133,2. Abbott-Shee a. a. 0. 524 
Anm., 528. Die York - Antwerpener Regeln Nr. 5 schliessen die absichtliche Strandung 
aus, wenn das Schiff bereits am Sinken ist oder auf den Strand oder Felsen zutreibt. 
Diese Auffassung ist zu billigen, denn der Schiffer bringt hier kein Opfer, was nicht der 
unabwendbare Zufall ohnehin von ihm gefordert haben würde. Nicht ganz so streng ist 
das D. H.G.6., es nimmt grosse Haverei an, wenn der Schiffer einer nothwendig ge- 
wordenen Strandnng, welche das Schiff zertrümmern würde, durch absichtlich herbei- 
geführte Strandung an anderer Stelle zum Heil von Schiff und Ladung zuvorkommt. 
Vgl. Entsch. d. preuss. O.Trib. LXI Nr. 27 (auch bei Seuffert, Arch. XXIV 221 f.). 
Nordamerika behandelt die absichtliche Strandung auch dann als grosse Haverei, wenn 
das Schiff verloren geht und nur die Ladung gerettet wird. Vgl. Arnould-Maclach- 
lan a. a. 0. 777 f. 

») Vgl. Entsch. d. R.O.H.G. XXIII 842 ff. Portug. H.G.B. 1815, 9—11. Wetb. v. 
Kooph. 699,9—11, 14. Norweg. 69,8. Finnl. 133,3. Ital. 648, 10 ff. Belg. rev. H.G.B. II 
Art. 103. York-Antwerpener Regeln Nr. 7, 8. Das durch partikuläre Haverei, insbesondere 
durch Reparatnrbedüriuiss des Schiffes veranlasste Au&nchen eines Nothhafens gilt nach 
C. de C. 403,3, Span. H.G.B. 935,4 und in England nicht als grosse Haverei, hier kann 
also nur eine gemeinsame Gefahr den Anlass geben. Aber selbst in solchen Fällen rechnete 
die englische Praxis bis auf die neueste Zeit nur die Kosten des Einlaufens in den Noth- 
hafen. Vgl. Abbott-Shee a. a. 0. 528, 530—538. Ueber die neuerdings eingetretene 
Wendung in dieser Richtung s. Anm. 12. 

^) Bei Aufenthalt wegen Ausbesserung des Schiffs nicht länger als bis zum Augen- 
blick „in welchem die Ausbesserung hätte vollendet sein können''. Die Frage der „noth- 
wendigen'' Dauer des Aufenthalts ist davon abhängig, ob Schiff und Ladung im Falle 
der Weiterreise einer Gefahr entgegengehen würden. Stehen blos nautische Hindemisse, 
wie Einfrieren, widrige Winde, niedriger Wasserstand u. dgl. entgegen, so hat der Ver- 
frachter die Kosten des längeren Aufenthaltes zu tragen. Entscheid, d. R.O.H.G. 
XXin 347. 
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Güter berechnet sich in derselben Weise nach der Differenz zwischen dem 
wirklichen und dem idealen Yerkaufswerthe am Löscbungsorte zur Löschangszeit, 
unter Abzug der durch die Beschädigung ersparten Unkosten und der aus be- 
sonderer Haverei herrührenden Werthsverringerung.^) c) Kein Ersatz wird ge- 
leistet für Deckladungen,^) für undeklarirte Gelder und Werthsachen '') und für 
solche Güter, die sich heimlich auf dem Schiffe befinden.^) Wie diese von der 
Vergütung ausgeschlossenen Gegenstände gleichwohl ihrerseits die auf sie fallen- 
den Beiträge zur grossen Haverei zu leisten haben, so sind umgekehrt die von 
den Havereibeiträgen befreieten Gegenstände, falls sie in grosser Haverei ge- 
opfert wurden, in derselben Weise wie andere Ladungstheile zu ersetzen.^) 

3. Hinsichtlich der Fracht für die geopferten oder beschädigten Güter ^®) 
hat das H.G.B. nur für ^en normalen Fall Bestimmung getroffen , wo dieselbe 
dem Rheder zu ersetzen ist, weil er für die durch den Unfall verlorenen Güter 
keine Fracht fordern darf (Art. 618). Der Rheder erhält die volle Ent- 
schädigung (717), während dem Ladungsempfänger bei der Vergütung für die 
aufgeopferte Ladung abgezogen wird, „was an Fracht in Folge des Verlustes 
der Güter erspart wird" (713,3). Dass in beiden Richtungen die Brutto- 
und nicht die Nettofracht gemeint ist, ergibt sich aus der Gleichstellung in 
Art. 723, 1, 2. Diese Entscheidung ist auch billig, da der Verfrachter ungeachtet 
des Verlustes der Güter nicht leicht in der Lage sein wird, auch nur eine Person 



Portug. H.G.B. 1842. Wetb. v. Kooph. 729. Rass. H.G.B. 984. Norweg. 73. Finnl. 144. 
Schwed. 153. Ital. 647, 655. Belg. rev. H.G.B. II Art. 107,2. ArDOuld-Maclachlan II 
801, 803. York-Antwerpener Regeln Nr. 12. 

5) D. H.G.B. 714 f. 

•) D. H.G.ß. 710,1. Vgl. Statuten v. MarseiUe v. 1253-55, IV c. 20 (Pard. IV 275). 
Statuten v. Genua-Pera c. 215 (Miscell. di storia Ital. XI 745. Pard. VI 591). Duhn 
i. Neuen Arch. f. H.R., her. v. Voigt u. Heinichen I 201 ff. C. de C. 421. Span. 
H.G.B. 950. Portug. H.G.B. 1846. Wetb. v. Kooph. 733. RuBS. H.G.B. 979. Norweg. 
69,1. Schwed. 150. Finnl. 137,1. Belg. rev. H.G.B. II Art. 109. Abbott-Shee 542 ff. 
Arnould-Maclachlan 766. York-Antwerpener Regeln Nr. 1. Die in dem D. H.G.B. 
offen gelassene Frage der landesgesetzlichen Zulassung von Deckladungen bei Küsten- 
schiffahrt wie im französischen Recht (vgl. Duhn i. d. Zeitschr. f. H.R. XIV 213), ist 
dadurch erledigt, dass kein Landesgesetz diese Zulassung ausgesprochen hat. 

^) D. H.G.B. 710,3. C. de C. 418. Portug. H.G.B. 1843. Wetb. v. Kooph. 730. Russ. 
H.G.ß.980. Schwed. 150. Finnl. 187,2. Belg. rev, H.G.B. II Art 108. Arnould-Maclach- 
lan II 802. So auch schon die Anm. 6 angeführten Statuten von Genua-Pera c. 215 und 
Art. 2 § 5 der Ordinancie (vgl. Anm. 3). 

. 8) D. H.G.B. 710,2, 725. C. de C. 420. Span. H.G.B. 949. Portug. H.G.B. 1845. 
Wetb. V. Kooph. 732. Russ. H.G.B. 977. Schwed. 150. Ital. 649. Finnl. 137,2. Belg. rev. 
H.G.B. U Art 109, 1. England lässt es, abgesehen von dem Falle des dolus, auf den 
Beweis ankommen, dass die Güter an Bord gewesen und geopfert sind. Vgl. Arnould- 
Maclachlan 767 f. 

») D. H.G.B. 725. Vgl. unten § 52 Nr. 2 b. 

lö) Vgl. C. de C. 301. Span. H.G.B. 786. Portug. H.G.B. 1528. Wetb. v. Kooph. 
481. Norweg. Seeges. 69,11. Finnl. Seeges. 134. Arnould-Maclachlan II 802 f. 
York-Antwerpener Regeln Nr. 11. Das Belg. rev. H.G.B. II Art 107,2 bringt bei der Ent- 
schädigung für geopferte Güter keine Fracht in Abzug, verpflichtet aber die Vergütungs- 
berechtigten zur Zahlung der Fracht 
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der Schiffsmannschaft zu entbehren, seine Leistungen für Heuer und Unterhalt 
also dieselben bleiben, als wenn er die volle Ladung behalten hätte. £r be- 
kommt demnach die volle Fracht ersetzt, ohne Unterschied, was davon Fracht- 
gewinn (Nettofiracht) und was blosse Entschädigung f&r seine Auslagen ist. 
Auch mit den anormalen Fällen hat die Kommission sich wiederholt beschäftigt, 
sowohl nach der Seite der Vergütung wie nach der der Beitragspflicht, es wurden 
verschiedene Anträge gestellt und verschiedene Meinungen verlautbart, aber 
man hat es vorgezogen, die Entscheidung nicht durch kasuistische Bestimmungen 
zu geben, sondern sie der Wissenschaft an der Hand der Grundregeln zu über- 
lassen.^^) Folgende Fälle sind zu unterscheiden. 

a. Die Güter sind dem Adressaten „franko Fracht** zugesandt worden, 
d. h. der Befrachter hat ihm gegenüber die Zahlung der Fracht übernommen. 
Diese Abmachung geht die Havereibetheiligten nichts an, es ist Sache des Ladungs- 
empfängers, sich wegen des ihm bei der Havereivergütung gemachten Fracht- 
abzuges mit dem Ablader zu berechnen, eventuell mit der Eontraktsklage den 
Ersatz der Fracht von ihm zu fordern. 

b. Im Frachtvertrage ist bedungen, dass die Fracht auch im Falle des 
Verlustes der Güter zu zahlen oder, wofern sie vorausbezahlt ist, nicht zurück- 
zuerstatten sein solle (vgl. 618 f.). Hier ist die Fracht für die geopferten 
Güter nicht dem Verfrachter, sondern dem Ladungsempfänger entgangen, die 
„Vergütung für entgangene Fracht "" (717) steht demnach diesem und nicht dem Ver- 
frachter zu, dagegen behält es hinsichtlich der Vergütung für die geopferte Ladung 
sein Bewenden bei dem Abzüge der Fracht, da diese sonst zweimal in Rechnung 
käme. Ob der Ablader „franko Fracht^ zu übersenden hatte, ist in diesem Falle 
gleichgültig, da er die etwa ihm zugesprochene Frachtvergütung dem Ladungs- 
empfänger sofort für den von diesem erlittenen Frachtabzug erstatten müsste. 

c. Das Schiff war „en rouge** verfrachtet, d. h. durch Chartervertrag an 
einen Unterverfrachter zur Anlegung auf Stückgüter überlassen. Es fragt sich, 
ob in diesem Falle die Frachtansprüche des Bheders als Oberverfrachters oder 
die des Gharterers als Unterverfrachters maassgebend sind, ob also bei der 
Dispache die Charterfracht oder die Stückgutfracht (Eonnossementsfracht) zu 
Grunde zu legen ist. Für die Charterfracht scheint zu sprechen, dass der 
Schiffer im Dienste des Rheders als Oberverfrachters steht, dass dieser für die 
Ausführung des Unterfrachtvertrags, soweit dieselbe zu den Dienstobliegenheiten 
des Schiffers gehört, mit Schiff und Fracht verhaftet ist (664) und dass auch 
ihm wie dem Unterverfrachter durch den Verlust der Güter ein Theil der 
Fracht entzogen wird (618, 2), so dass er von dem durch seinen Schiffer 
verfügten Opfer in der That in Mitleidenschaft gezogen werden kann. Aus 
diesen Gründen wurde in der Eommission wiederholt die Ansicht ausgesprochen, 
dass dem Rheder eine Vergütung wenigstens insofern gebühre, als die ihm 
zustehende Charterfracht höher als die Stückgutfracht von den geopferten Gütern 
sei. ^^) Allein diese Auffassung ist unrichtig. Zunächst kann bei dem Fracht- 

") Vgl. Protok. 8. 2715, 2723 f., 2787 f., 4108 ff., 4114 f., 4117 ff., 4216 ff. 
1«) Vgl. Protok. S. 4109, 4119. 

Handbach dee HaBdelarechta. IV. Band. Abth. 1. 13 
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abzage (713, 3) unbedingt nur die Stückgntfracht zu Grunde gelegt werden, es 
würde also eine ungleichartige Behandlung sein, wenn man bei der Fracht« 
Vergütung (717) nicht ebenso, sondern nach Maassgabe der Ghartepartie ver- 
fahren wollte. Entscheidend sind aber folgende Erwägungen. Bei regelmässigem 
Verlaufe der Reise hat der Rheder zwar die volle Gharterfracht von dem 
Gharterer zu beanspruchen, auch wenn dieser in Folge falscher Spekulation 
durch die Stückgutfracht nicht gedeckt wird; aber die Forderung ist rein per- 
sönlich, sie geht nur gegen den Gharterer, von dem Unterbefrachter oder dem 
Ladungsempfänger hat der Rheder nichts zu fordern, auch das Pfandrecht besteht 
hier nur für die Stückgut- und nicht für die Gharterfracht Die Einrede, dass 
die letztere wegen Verlustes von Gütern nicht zu zahlen sei, ist keine Einrede 
der Ladungsinteressenten, sondern eine Einrede des Unterverfrachters, der keine 
Fracht zu zahlen braucht, soweit er selber wegen Unglücksfalles keine Fracht 
erhält. Wird daher dem Unterverfrachter die Stückgutfracht ftlr die geopferten 
Güter in grosser Haverei ersetzt, so kann er dem Rheder die diesem zukom- 
mende Gharterfracht nicht verweigern, auch wenn diese mehr als jene beträgt. 
Die von ihm verspekulirte Differenz zwischen beiden zu ersetzen ist nicht 
Aufgabe der Havereirechnung. ^^) 

4. Hinsichtlich der üeberfahrtsgelder, die dem Schiffe etwa in Folge der 
grossen Haverei entgangen sind, ^^) enthält das H.G.B. keine ausdrücklichen 
Bestimmungen, ihr Ersatz ergiebt sich aber aus Art. 678 und den Grund- 
prinzipien des Art. 702. 

5. Die durch den Havereifall unmittelbar oder mittelbar entstandenen Kosten 
werden nach Maassgabe der wirklichen Verwendung, mit Einschluss der durch die 
Beschafltang der erforderlichen Gelder erlittenen Einbussen und Aufwendungen, 
ersetzt, ebenso die durch die Feststellung der Schäden und die Aufmachung der 
Dispache entstandenen Kosten. ^^) 

6. Durch die Rettungsmaassregeln beschädigte Personen haben ihre etwaigen 
Entschädigungsansprüche im Givilwege zu verfolgen. In die grosse Haverei 
gehören nur die oben (S. 270) erwähnten Ansprüche der Schiffsbesatzung im 
Falle der Vertheidigung des Schiffes gegen Feinde oder Seeräuber. ^^ 

Entschädigungsansprüche dritter Personen, die der Schiffsgemeinschaft 
weder als Verfrachter, noch als Ladungsinteressenten, Reisende oder Schiffs- 
besatzung angehören, haben mit der grossen Haverei nichts zu thun. 



") Vgl. Pi-Gtok S. 2715, 4109 f. Lewis II 59. 

^^) Wenn z. B. Passagiere zur Erleichterung des Schiffis haben abgesetzt werden 
müssen. Wegen des Rücktritts eines Passagiers auf Grund des Art 670 ist doch wohl 
Ersatz zu beanspruchen, obwohl Art 637 diese Frage unberücksichtigt lässt Dagegen 
wurde schon S. 270 Anm. 10 bemerkt, dass Unterbringung und Unterhalt der Passagiere 
im Nothhafen (672) nicht als grosse Haverei in Betracht kommen. 

1^) Vgl. § 50 Nr. 8. Hat der Schiffer sich in der Verwendung der Gelder Pflicht- 
widrigkeiten zu Schulden kommen lassen, so bleibt den Havereipflichtigen der Rückgriff 
gegen ihn und den Rheder. 

^^) Eine ungerechtfertigte Erweiterung enthalten Portug. H.G.B. 1815, 8. Wetb. v. 
Kooph. 699, 8. 
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§ 52. 

„Omniom contribatioDe sarciatctr qaod pro omnibos datum est. — Omnes, 
qaoram interfmsset iacturam fieri, conferre oportere." — Jactorae sommam pro 
remm pretio distribni oportet. Mit diesen Sätzen des römischen Rechts ^) sind 
die anch das heutige Havereirecht beherrschenden Gmndregeln ausgesprochen: 
die gesammte Havereischold wird über das Schiff, die Ladung und die Fracht 
nach Yerhältniss ihres Werthes zur Zeit der Beendigung der Reise vertheilt. ^) 

1. Das Schiff trägt bei mit seinem vollen Werthe zur Zeit des Beginnes der 
Löschung, abzüglich der nach dem Havereifall erfolgten, noch vorhandenen Ver- 
besserungen.^) 

2. Die Ladung trägt nach denselben Grundsätzen bei, nach denen die Ent- 
schädigung fär die geopferten Güter berechnet wird (S. 271 f.), mit ihrem Netto- 
werthe am Löschungs- oder Bergungsorte bei Beginn der Löschung oder Ber- 
gung, d. h. mit ihrem Markt- oder Taxwerthe nach Abzug der Fracht, Zölle 
und sonstigen Unkosten.^) Im einzelnen ist folgendes zu bemerken. 



1) 1. 1, 1. 2 § 2 D. b. t. « 

>) D. H.Q.B. 718, vgl. 706. Finnl. 141. Schwed. 158. York-Antwerp. Regeln Nr. 10. 

8) D. H.G.B. 719. Vgl. York-Antwerp. Regehi Nr. 10. 1. 2 § 2 D. h. t Span. H.G.B. 
955. Wetb. v. Kooph. 727. Ross. H.G.B. 984. Korweg. 75, 1. Finnl. 146. Schwed. 159. Ital. 
654, 1. Belg. retr. H.G.B. II Art. 110. England: Arnould-Maclachlanll 806. Nur der 
halbe Schiffswerth am Löschnngsorte (nicht am Abladeorte, wie Lewis II 60 Anm. angibt) 
nach C. de C. 804, 401, 417. Portug. H.G.B. 1840. So auf Grund spanischer Quellen 
des 18. Jahrhunderts schon Gonsol. del mare c. 50 f., 64. Vgl. Pardessus, Gollection 
II 101 Anm. 5. Diese Bestimmung erklärt sich aus den mittelalterlichen Seerechten, 
welche in der Regel alternativ nur das Schiff oder nur die Fracht beitragen Hessen. 
Vgl. Ol^on c 8 (Pardessus I 828. Trav. Tw. I 96, H 218, 440, III 12). Guidon 
de la mer c. 5§ 21 (Pardessus 11 992). Dagegen ist volle Beitragspflicht von Schiff 
und Fracht bereits anerkannt Const usus von Pisa v. 1161 & 29 und Breve cnriae maris 
V. Pisa v. 1805 c. 115 (Bonaini, Statut! inediti della cittä di Pisa II 921, UI 425). 
Rechtsb. v. Kampen (Overijsselsche stad-, dijk- en markeregten 1 1875) S. 25 (14. Jahrh.) 
S. 68 V. 1407. 

*) D. H.G.B. 720 f. So schon 1. 2 § 4 D. 1. c. Damit stimmen sämmtliche neueren 
Seerechte überein, nur Portug. H.G.B. 1841 und Wetb. v. Kooph. 728 lassen f&r gewisse 

18* 
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a. Die Beitragspflicht beschränkt sich auf solche Güter, welche sich zar 
Zeit des Havereifalles an Bord des Schiffes befanden haben und mit demselben 
durch das Opfer gerettet worden sind. Demnach sind alle Güter, welche zur 
Zeit des Havereifalles noch nicht verladen oder bereits gelöscht waren, unbe- 
h^theiligt. Dasselbe gilt von Gütern, die vor dem Havereifall in andere Schiffe 
oder Leichterfahrzeuge umgeladen worden sind. Anders wenn diese Umladung 
in dem Havereifall selbst ihren Anlass gehabt hat. In diesem Falle wird jeder 
Schaden der die abgelichteten Güter auf dem Leichterfahrzeuge trifft, sei es be- 
sondere Haverei, sei es Beitrag zu einer grossen Haverei des Leichterfahrzeuges, 
bei der grossen Haverei des Hauptschiffes in Rechnung gestellt, auch wenn kein 
ursächlicher Zusammenhang nachgewiesen ist, ^) es ist demnach gerechtfertigt, 
dass auch die abgelichteten Güter ihrerseits zu der grossen Haverei des Haupt- 
schiffes beitragen, und zwac nicht bloss zu der, bei welcher sie das Schiff ver- 
lassen haben, sondern auch zu jeder ferneren grossen Haverei.^) Jede in einer 
solchen ergriffene Rettungsmaassregel ist, wenigstens in den meisten Fällen, 
auch für ihre Rettung bestimmt, denn die Umlichtung in der Gefahr erfolgt 
in der Regel nicht zu dem Zwecke dauernder Trennung, sondern mit der Ab- 
sicht baldmöglichster Wiedereinladung, deren Vereitelung in Folge nachträglichen 
Unterganges des Hauptschiffes meistentheils auch die Rettung der nur vorläufig 
in Leichter geborgenen Güter unmöglich machen würde. Es besteht demnach 
zwischen der auf dem Hauptschiffe verbliebenen und der auf dem Leichterfahr- 
zeuge befindlichen Ladung eine Interessengemeinschaft, welche zu der gesetz- 
lichen Fiktion führt, als dauere die körperliche Gemeinschaft in dem Schiffs- 
räume noch fort. Diese Fiktion hört auf, sobald die abgelichteten Güter das 
Land erreichen oder zu ihrer Weiterbeförderung einem anderen Schiffe über- 
geben werden. ^ — Güter , welche sich zwar bei dem Havereifälle auf dem 
Schiffe befunden haben ^ dann aber geworfen oder unabsichtlich über Bord 



Fälle den Werth am Abladeorte entscheiden (vgl. § 58 Anm. 6). Gemünztes Geld trägt nach 
Portug. 1840 nur mit dem halben Nennwerthe ^ei, nach Norweg. Seeges. 75, 2 auch Edel- 
metalle und Edelsteine. Ist der Werth der Güter nach dem Havereifall durch Reparaturen 
u. dgl. erhöht worden, so ist dieser Mehrwerth nicht beitragspflichtig. Vgl. York-Antwerp. 
Regeln Nr. 10. Werthverringernng durch partikuläre Haverei bis zum Beginn der 
Löschung (Norweg. Seeges. 75, 2 nur bis zur Erreichung des Hafens) bewirkt ent- 
sprechende Ermässigung des Beitrags, nur Fluni. Seeges. 146 lässt die partikuläre 
Haverei nach der grossen Haverei unberücksichtigt 

^) Vgl. S. 268. Portug. H.G.B. 1820 und Wetb. v. Kooph. 704 überweisen bei grosser 
Haverei des Leichterfahrzeuges Zweidrittel als Beitrag der Ladung zur Dispache des 
Hauptschiffes, während ein Drittel von dem Leichter selbst zu tragen ist. 

«) D. H.G.B. 720, 1. Portug. H.G.B. 1821, 1840. Wetb. v. Kooph. 699, 17, 705, 
727. Rechtsb. von Kampen, 14. Jahrb., S. 26 (Overüsselsche stad-, dyk- en markeregten 
I 1875): „gheschiede dien lichte schiepen oft den coggen enich schade, dien solde de 
cogge ende dat guet, dat were in den lichte sciepen, ghelden marke markeUke*'. Zu 
partikulärer Haverei des Hauptschiffes und der auf ihm verbliebenen Ladung tragen die 
abgelichteten Güter nicht bei. Vgl. 1. 4 pr. D. h. t. C. de G. 427. Russ. H.G.B. 975. 

^) Dies ist auch anzunehmen, wenn das Leichterfahrzeug von einem anderen Schiffe 
in Schlepptau genommen wird, weil damit die Absieht der Wiedereinladung aufg^eben ist 
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gekommen sind, nehmen, wenn sie geborgen werden, weder an diesem, noch an 
ferneren Havereifällen theil. ^) Hat der Eigenthttmer eine Havereivergütung 
zu beansprachen , so hat er die Wahl, entweder unter völliger Befreiung von 
jeder Havereipflicht und unter Verzicht auf jede Vergütung sein £igenthum 
zurückzunehmen,^) oder Ersatz für die in Folge der grossen Haverei entstandene 
Verschlechterung zu fordern, ^^) oder unter Abtretung seines Eigenthums an die 
Beitragspflichtigen den vollen Vergfitungsanspruch aufrecht zu erhalten. ^^) In 
den beiden letztgenannten Fällen hat er mit der Vergütung nach den unter 
Nr. 5 zu besprechenden Grundsätzen beizutragen. 

b) Von der Beitragspflicht befreit sind die Kriegs- und Mundvorräthe des 
Schiffs und die Beiseeffekten der Passagiere und der Schiffsbesatzung. ^') Da- 
gegen haben die Güter, für welche im Falle ihrer Opferung kein Ersatz ge- 
leistet wird, gleichwohl mit ihrem vollen Werthe zur grossen Haverei beizu- 
tragen. *•) 

3. Die Fracht ist beitragspflichtig, weil sie mit dem Untergange der 
Ladung verloren gewesen wäre und demnach dem Havereiopfer ihre Erhaltung 
verdankt; immerhin würde aber der Verfrachter in dem unglücklichsten Falle 
wenigstens die Kosten des weiteren Transportes gespart und von den geborgenen 
Gütern Distanzfracht erhalten haben. '^) Es würde daher ungerecht sein, die 
volle Bruttofracht havereipflichtig zu machen. Den Ausgleich finden manche 
Seerechte darin, dass sie nur die Nettofracht heranziehen, von der vollen 
Fracht also die Ausgaben des Verfrachters für Heuer und Unterhalt der 
Schiffsbesatzung in Abzug bringen. ^^) Andere rechnen die halbe Fracht auf 



8) D. H.G.B. 722. C. de C. 425. Span. H.G.B. 960. Portug. H.G.B. 1863. Wetb. 
V. Kooph. 740. Belg. II Art 113. Ital. 651. Selbstverständlich tbeflen die geborgenen 
Güter, wenn sie wieder an Bord gebracht werden, alle Schicksale der ferneren Ladung. 

^) Davon handelt 1. 2 § 7 D. h. t. Dann muss er aber alles zurücknehmen, es 
geht nicht an, dass er einen Theil der GKlter nimmt und sich das übrige ersetzen Iftsst 
Vgl. Protok. S. 2794 f. 

**) Vgl. C. de C. 429. Span. H.G.B. 951. Portag. H.G.B. 1852. Wetb. v. Kooph. 
739. Norw. Seeges. 69, 9. Finnl. Seeges. 133, 5. Belg. rev. H.G.B. H Art 115. 

") Vgl. Finnl. Seeges. 149. Ital. H.G.B. 653. 

1^ D. H.G.B. 725. Vgl. Ol^ron. Seerecht c. 8. Gonsol. del mare c. 86, 87. C. de 
C. 419. Span. H.G.B. 958 f. Portug. H.G.B. 1844 (nur Kriegs- und Mundvorräthe). Wetb. 
V. Kooph. 731. Norweg. 76. Finnl. 147. Schwed. 163. Ital. 648. Belg. rev. H.G.B. II 
Art 106. Das römische Recht Hess nur die Mundvorräthe frei. 1. 2 § 2 D. h. t Eng* 
land kennt diese Befreiung nicht Vgl. Arnonld-Maclachlan U 793. 

i>) Vgl. D. H.G.B. 725, Portug. 1847, Ital. 649 f. und die zu § 51 Nr. 2 c angeführten 
Belege. Arnould-Maclachlan H 792. Ist der reelle Werth der Güter höher oder 
geringer als der deklarirte Konnossementswerth, so lassen viele Rechte den geringeren 
Werth bei der Berechnung der Vergütung, den höheren bei der Vertheilung der Beiträge 
maassgebend sein. C. de C. 418. Span. H.G.B. 949. Portug. H.G.B. 1843. Wetb. v. 
Kooph. 780. Belg. rev. H.G.B. H Art 108. Ital. 656. Das Vorbild für diese Bestimmung 
ist Gonsol. del mare c. 212 (Pard. II 262. Travers Twiss III 456, 458). 

1^) Vgl. oben S. 204. 

^) So die York-Antwerp. Regeln Nr. 10. Span. H.G.B. 956. Wetb. v. Kooph. 
727. England vgl. Arno uld a. a. 0. II 807 ff. Ueber Belgien vgl. unten Anm. 19. 
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die Ausgaben und machen die andere Hälfte als Nettofracht havereipflichtig. ^*') 
In derselben Weise verfährt das D. H.G.B., doch gibt es, dem Handelsgebranche 
der norddeutschen Häfen entsprechend, nur ein Drittel der Bruttofracht frei, 
so dass der Beitrag von Zweidritteln derselben erhoben wird. ^^) Die Frage, 
wer den Beitrag von der Fracht zu entrichten habe, erledigt sich nach den 
oben (S. 272 f.) erörterten Grundsätzen über die Vergtltung für entgangene 
Fracht. Unter normalen Verhältnissen geht die Fracht auf Gefahr des Ver- 
frachters, dieser hat demnach den Beitrag zu leisten. Bei der Verfrachtung 
en rouge ist zwar das Risiko sowohl auf Seiten des Charterers wie des Ober- 
verfrachters und das Havereiopfer kommt beiden zu Gute; gleichwohl kann 
von einer doppelten Besteuerung der Fracht keine Rede sein, auch müsste es 
ungereimt erscheinen, dem Oberverfrachter daf&r, dass sein Schuldner eine ihm 
unter anderen Umständen zustehende Einrede einbttsst, eine Auflage zu machen. 
Der Charterer erhält seine Eonnossementsfracht und leistet mit dem havereipflich- 
tigen Theile derselben seinen Beitrag zur grossen Haverei; wie viel oder wie 
wenig an Fracht er nach der Chartepartie an den Oberverfrachter zu entrichten 
hat, ist far das Verhältniss der Havereibetheiligten gleichgültig. Ist unbedingte 
Frachtzahlung ausgemacht, ^^) hat also der Befrachter oder der Ladungs- 
empfänger die Gefahr der Fracht übernommen, so wäre es an sich richtig, in 
diesem Falle demselben auch den Havereibeitrag von der Fracht, und zwar 
von der Bruttofracht, aufzuerlegen^®). Da aber das Gesetz für alle Fälle be- 
stimmt, dass die Ladung nur mit ihrem nach Abzug der Fracht sich er- 
gebenden Werthe heranzuziehen, so wird der Beitrag der Fracht auch in 
unserem Falle dem Verfrachter, und zwar nach den gewöhnlichen Grundsätzen, 



Die Nettofraeht berücksichtigen u. a. auch Hamb. Asseknr.-Ordn. v. 1781, A. L.R. ü 8 
§ 1869. PreuBS. Entw. Art 577 und schon Consol. del mare c. 251 (Pard. II 855 f. 
Trav. Twiss III 646 f.). 

1«) C. de C. 401, 417 (so schon Ord. v. 1681 ÜI 8 Art. 7). Portug. H.G.B. 1840. 
Norweg. Seeges. 75, 8. Finnl. Seeges. 146. Belg. rev. H.6.B. H Art. 105 (vgl. 
Anm. 19). 

1^) D. H.G.B. 723, 1. Vgl. Protok. S. 2738 ff., 2745 ff., 4116—4125, Von dem für 
die Landesgesetze gemachten Vorbehalt, den beitragspflichtigen Theil auf die Hälfte der 
Fracht herabzusetasen, ist kein Gebrauch gemacht worden. Beitragspflichtig sind selbst- 
verständlich nur Zweidrittel der wirklich geretteten Fracht. Wenn also das Schiff un- 
fähig wird die Reise fortzusetzen und der Schiffer die Weiterbeförderung der Ladung 
durch ein von ihm gechartertes zweites Schiff veranlasst, so ist nur der Frachtüberschuss, 
der nach Abzug der hierfür zu zahlenden Fracht verbleibt, bei der grossen Haverei des 
ersten Schiffes mit Zweidritteln seines Betrages heranzuziehen. Sanmil. d. Entsch. des 
O.App.G. zu Lübeck V 102 ff. 

1^) In gewissen Fällen hat der Verfrachter gesetzlich, ungeachtet des Verlustes der 
Ladung, die Fracht zu beanspruchen (D. H.G.B. 619). Vgl. auch Ehren b er g 252 Anm. 44. 

I») So Belg. rev. H.G.B. H Art 107 , wonach „le fret pay^ d'avance et non resti« 
tuable" von dem Werthe der havereipflichtigen Ladung nicht in Abzug gebracht wird, 
während „le fret non pay^ ou pay^ d'avance et restituable^ zu Lasten des Verfrachters 
gerechnet wird, der von dem halben Brattobetrage beizutragen hat (Art 105). Ob der 
Ladungsempfibiger von der Brutto- oder von der Nettofraeht beisteuert (vgl. Art. 104), 
ist nicht ganz klar. Aehnlich wie Belg. das Ital. H.G.B. 654, 2, 655. 
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auferlegt und ihm ttberlassen, seinen Bttckgriff gegen den ihm zur Zahlung der 
Fracht Verpflichteten zn nehmen.*^) 

4. Die Ueberfahrts^elder würden anch im schlimmsten Falle wenigstens 
nach Yerhältniss des bereits zurückgelegten Theils der Reise zn entrichten ge- 
wesen sein (Art. 671). Beitragspflichtig sind sie demnach nur nach Yerhältniss 
der seit dem Havereifall passierten Strecke, und zwar nach ihrem Nettowerthe, 
d. h. nach Abzog der Unkosten, welche dem Verfrachter durch die Weiter- 
beförderung entstanden sind. *^) 

5. Die HaTerelTergrütungen werden sämmtlich mit ihrem vollen Betrage 
herangezogen , ^*) nur die Vergütung für entgangene Fracht wird , weil sie als 
Ersatz der Bruttofracht gilt, nur in ihrem gesetzlichen Nettobetrage von Zwei- 
dritteln besteuert. *') Die Havereivergütungen gelten als Surrogat der durch 
sie ersetzten Werthe, die demnach fortdauernd als auf dem Schiffe anwesend 
behandelt werden und ausser der grossen Haverei, aus der sie entsprungen 
sind, auch zu allen im weiteren Verlaufe der Reise vorfallenden grossen 
Havereien beizutragen haben, '^) auch schon aus dem Grunde, weil sie den in 
diesen ergriffenen Rettungsmaassregeln die Erhaltung des Haftgutes, in das sie 
einzig vollstreckt werden können, zu danken haben. Diese fortgesetzte Beitrags- 
pflicht erstreckt sich auch auf die Vergütung für die Verschlechterung geopferter 
Gegenstände, welche geborgen und von dem Eigenthümer wieder zurück- 
genommen sind ; '^) die Gegenstände selber haben nicht beizusteuern, denn sie 
verdanken ihre Rettung dem Opfer nicht, ^^) aber wenn sie wieder an Bord 
kommen, nehmen sie an allen ferneren grossen Havereien denselben Antheil wie 
die übrige Ladung. 

6. Keine Beltril|:e sind zu leisten von den auf dem Schiffe befindlichen 



«0) Vgl. Protok. 2738. 

") D. H.6.B. 723 a. £. Vgl. Protok. 2773 IL York-Antwerp. Regeln Nr. 10. Bei 
dem Abzüge handelt es sich vornehmlich um den Unterhalt der Reisenden und um Lohn 
and Unterhalt f&r die zn ihrer Bedienung angestellten Personen. Nur wenn das Schiff 
ausschliesslich Passagierschiff ist , kommen anch Heuer und Unterhalt für die übrigen 
Personen der Schiffsbesatzung in Abzug. Uebrigens ist bei solchen Schiffen eine grosse 
Haverei nur dann denkbar, wenn die Reisenden noch andere Güter als bloss Reiseeffekten 
mit sich flUuren. 

2«) D. H.G.B. 719, 2, 720, 2, 721, 3, 4, 722, 725, 734, 2. Vgl. C. de C. 417. Span. 
H.G.B. 955. Portug. H.G.B. 1.530, 1840. Wetb. v. Kooph. 488, 727. Belg. rev. H.0.B. H 
Art. 107, 2. Norweg. Seeges. 75. Finnl. Seeges. 146. Russ. H.G.B., Beilage zu Art 966. 
Arnould'Maclachlan a. a. 0. H 791 f., 795. 

>>) D. H.G.B. 723, 2. Entsprechend ist C. de C. 301. n. Belg. rev. H.G.B. U Art. 96 
auf die halbe Frachtvergütung zu beziehen. Vgl. Norweg. Seeges. 75, 3. 

^) Vgl. besonders D. H.G.B. 722. Portag. H.G.B. 1853. Wetb. v. Kooph. 740. 
England vgl. Arnoald*Maclachlana.a. 0. II 791. York-Antwerp. Regeln Nr. 10 
Dagegen wird die Verpflichtang zur Tbeilnahme an ferneren grossen Havereien abgelehnt 
C. de C. 425, Span. H.G.B. 960, Belg. rev. H.G.B. II 113. 

«») Vgl. Anm. 10. 

2«) Vgl. Anm. 9. 
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Personen ffir ihre Lebensrettung, ^^) von der Schiffsbesatzung für ihre Heuer, ^^) 
von den Bodmereigläubigern, überhaupt den Schiffsgläubigem, für die Erhaltung 
ihres Haftgutes. ^^) 

7. S&mmtliche Beitragspflichtigen haften solidariseh, so lange die Gemein- 
schaft im Schiffe dauert (s. S. 268), in der Art, dass der Ausfall, welcher 
durch Untergang oder Werthsverminderung beitragspflichtiger G^enstände in 
der Zeit von dem Havereifall bis zum Beginn der Löschung am Reisebeen- 
digungsorte entsteht, ^^) durch Erhöhung der flbrigen Beiträge gedeckt werden 
muss. '^) Nach Beendigung der Gemeinschaft hört die Gesammtverbindlichkeit 
auf und jeder haftet nur für seinen Antheil, Ausfälle an einzelnen Beiträgen 
fallen dem Yergütungsberechtigten zur Last. ^') 



°^) Vgl. 1. 2 § 2 D. h. t : pCorporum liberorum aestimationem nullam fieri posse". 
Die Rettung der Personen gehört nicht zu dem Begriffe der grossen Haverei. Eline 
Ausnahme macht das H.G.B. von Buenos Aires 1476, das aber gleichwohl keine Haverei- 
beitrage der Geretteten kennt Vgl. Zeitschr. f. H.R. VI 508. 

^) D. H.G.B. 725, 2. Sämmtüche Seerechte stimmen bierin überein, eine Aus- 
nahme macht das Oesterreich. Seerecht von 1774 Art 7 § 45 im Falle der Ramdoninmg. 
Wo, wie im Deutschen Reiche, die Heuerforderung der SchifBamannschaft eine persönliche, 
unter keinen Umständen auf Schiff und Fracht beschränkte ist (vgl. oben S. 47 t\ ver- 
steht sich die Freiheit der Heuer von den Havereibeiträgen von selbst 

«») Vgl. § 47 Anm. 54. 

^) D. H.G.B. 706, 720, 1, 721, 2, 724. Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haftung S. 80 
Anm. 79. Ueber den Fall verschuldeten Unterganges oder verschuldeter Werthverringerung 
vgl. unten § 53 Anm. 24. 

") D. H.G.B. 726, 1. Vgl. C. de C. 424. Span. H.G.B. 944. Portug. H.G.B. 1849 f. 
Wetb. V. Eooph. 785 f. 1. 4 § 1, 1. 5 pr. D. h. t Der Satz ist einfache Konsequenz der 
Regel, dass die grosse Haverei nach dem Werthe der beitragspflichtigen Gegenstände 
am Reiseziel vertheilt wird. 

*2) D. H.G.B. 726, 2. Vgl. Arnould-Maclachlan H 816. Nach römischem 
Recht dauert die Solidarität auch nachher noch fort. 1. 2 § 6 D. h. t: Si qnis ex ve- 
ctoribus solvendo non sit, hoc detrimentum magistri navis non erit: nee enim fortunas 
cninsqne nauta ezcutere debet 



VI. Die Abrechnung und die rechtliche Natur 

der Hayereifordemng. 



§ 53. 

I. Es gehört za den Dienstpflichten des Schiffers, rechtzeitig Yerklarung 
(Seeprotest) abzulegen *) and nach Beendigung der Reise ohne Verzug die Auf- 
machung der Dispache, d. h. die Berechnung der Havereivergütung und der 
einzelnen Beiträge , zu veranlassen. ') Kommt er dieser Verpflichtung nicht 
nach, so hat, unbeschadet der Verantwortlichkeit des Schiffers und des Rheders 
für den dadurch enstehenden Schaden, ^) jeder Havereibetheiligte die Befogniss, 
die Aufmachung in Antrag zu bringen und zu betreiben. *) Da die gesetzlichen 
Bestimmungen über die grosse Haverei durchweg nur dispositiver Natur sind, 
so ist es den Betheiligten zunächst anheimgegeben, sich über den Ort, die Art 
der Herstellung und die dabei zu befolgenden Grundsätze zu verständigen. ^) 
Soweit dies nicht geschehen ist, erfolgt die Aufmachung der Dispache an dem 



^) S. oben S. 79 ff. 

>) D. H.6.B. 780. Ueber die Herleitung des Wortes vgl. Diez, EtymoL Wörterb. 
d. roman. Sprachen 8. Ausg. I 299. C. de C. 408 und Span. H.G.6. 965 lassen eine Ab- 
rechnung in grosser Haverei nur zu, wenn die Entschädigungsanspiüche in ihrer Gesammt- 
heit den Betrag von 1 ^/o der havereipflichtigen Gegenstände übersteigen. 

») Vgl. S. 42 f. 

*) D. H.G.B. 730, 2. Portag. H.G.B. 1839. Wetb. v. Koopb. 726. 

^) Die dispositive Natur der Havereiordnnngen ist zwar nur in einzelnen Seerechten 
ausdrücklich ausgesprochen (C. de C. 898. Span. 966. Port 1813. Wetb. v. Kooph. 
697. Belg. rev. H.G.6. n Art 100. Ital. 642 a. E. Finnl. 150 a. E.), versteht sich 
aber aus allgemeinen Grundsätzen von selbst Vgl. Entsch. d. R.O.H.G. XXIII 178, 
XXV 1 ff. Die Bedeutung der York- Antwerpener Regeln beruht bis jetzt allein auf der- 
artigen vertragsmässigen Einigungen, wie sie vorzugsweise in den Konnossementen und 
den Seeversichenmgsbedingungen zu Tage treten. Vgl. oben S. 8 Anm. 29. Etwas anderes 
war es mit den in den Gebieten des Mittelländischen Meeres unter dem Namen germina- 
mento oder agermanament von der Zeit der sogen, rhodischen Seegesetze bis zum Conso- 
lato del mare (vgl. c 54, 66 f., 150, 152, 187, 226, 289) ungemein beliebten Sozietätsver- 
trägen zwischen Verfrachtern und Befrachtern, welche oft geradezu eine gegenseitige 
Assekuranz gegen alle möglichen Havereifälle begründeten. Die dafür gebräuchliche 
Formel (vgl. Ck)ns. del mare c 150) war: «que la nau anas sobre los havers, e los havers 
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Orte wo die Reise endigt,^) und zwar durch die amtlich dazu bestellten Dispacheure 
oder, wenn die Dispache im Auslande aufgemacht wird, nach Wahl des Schiffers vor 
dem deutschen Konsulate des Dispacheortes. '') Für die bei der Aufnahme zu be- 
folgenden Grundsätze ist im Zweifel das Recht des Dispacheortes maassgebend.^) 

Die Regelung des Verfahrens in Dispachesachen hat das D. H.G.B. 731 
den Landesgesetzen überlassen. In Preussen erfolgt sie auf Grund des Ein- 
führungsgesetzes zum D. H.G.B. v. 24. Juni 1861, Art. 57, und des Aus- 
führungsgesetzes zur deutschen Civilprozess-Ordnung v. 24. März 1879, § 29, 
in den Formen des gerichtlichen Yertheilungsverfahrens (Civilprozess-Ordn. f. 
d. D. R. §§ 761 — 768). Die gerichtliche Bestätigung der Dispache kann nur 
mit sofortiger Beschwerde, d. h. binnen zwei Wochen nach der Verkündigung 
oder Zustellung (Civilprozess-Ordn. § 540), angefochten werden. Die rechts- 
kräftige Dispache hat die Bedeutung eines YoUstreckbaren Urtheils. Ausserhalb 
Preussens, wo eine landesgesetzliche Regelung nicht erfolgt ist, hat die Dispache 
nur die Bedeutung einer gutachtlichen Feststellung, die im Wege der Klage an- 
gefochten und zur richterlichen Entscheidung gebracht werden kann. ^) 

U. Die von den Havereigeldern zu leistenden Beiträge werden von vom 
herein bei der Dispachirung in Abzug gebracht Was die von Schiff und 
Ladung zu leistenden Entschädigungen angeht, so wurden dieselben im römischen 
Recht aus dem Dienstmiethverhältniss, also aus dem Frachtvertrage, hergeleitet: 
der vergütungsberechtigte Ladungsinteressent hatte keine Forderung gegen die 
übrigen Ladungsbetheiligten, sondern er klagte mit der actio locati gegen den Schiffer 
(als Vertreter des Verfrachters), der seinerseits gegen die Ladungsbetheiligten 
actio conducti und Zurückbehaltungsrecht wegen seiner fOr sie erlittenen und auf- 
gewendeten Schäden und Auslagen hatte. ^^) Ein Pfandrecht stand ihm nicht 



sobre la nau'' (dass das Schiff gehe auf die Habe und die Habe auf das Schiff). Vgl. 
Pardessus, Ck)llection I 168, 219, H 114 Anm. 4, 170 Anm. 4. 

^) D. H.G.B. 729. So auch alle aosl&ndischen Seerechte. Nur ftkr den Fall, dass 
die Reise in einem inländischen Hafen abgebrochen wird, machen Portugal und die 
Niederlande eine Ausnahme, indem hier der Abladeort zum Dispacheort bestimmt ist, 
wodurch er dann auch für die Berechnung der Vergütungen und Beiträge maassgebend 
wird. Port H.G.B. 1836 f. Wetb. v. Kooph. 723, 725. 

'') D. H.G.B. 731. Reichsgesetz, betr. die Organisation der Bundeskonsulate vom 
8. Novbr. 1867 § 86. Vorausgesetzt ist, dass nur Reichsangehörige dabei betheiligt sind. 
Vgl. u. a. die Konsularverträge mit Hawaii von 1880 Art. 24, Brasilien von 1882 Art 43, 
Griechenland von 1882 Art 13 (RGBl. 1880 S. 189, 1882 S. 97, 112). Vgl. auch C. de C. 
414, 416. B^darride, Droit commercial 2. 4dit, II. Not 1828. Ital. H.G.B. 657 f. 
Belg. rev. H.G.B. H Art 117 ff. Wetb. v. Kooph. 724. Portng. H.6.B. 1838. Span. 
H.G.B. 946. Finnl. Seeges. 150. 

^) Ueber den Satz „locus regit actum*^ in dieser Anwendung vgl. oben 8. 7 f. D. 
H.6.B. 889. Protok. S. 2756 f. Wetb. v. Kooph. 711, 724 a. £. Abbott a. a. 0. 554 ff. 
Arnould-Maclachlan a. a. 0. II 812 f. 

^) Vgl. Entscheid, d. R.G. in Civilsachen III S. 17. Ehrenberg, Beschr. HafUmg 
S. 122 f. 

^^) 1. 2 pr. D h. t: Amissarum merciom domini, si merces vehendas locavenmt, 
ex locato cum magistro navis agere debent: is deinde cum reliquis, quorum mercea salvae 
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za, andererseits war die Haftung der Beitragspflichtigen, da sie nicht auf in 
rem versio begründet worde, eine persönliche, nicht auf den Werth der bei- 
tragspflichtigen Gegenstände beschränkte* Die Ordonnance toachant la marine 
von 1681 hat bereits das Pfandrecht entwickelt, ^^) steht aber im übrigen noch 
auf dem Standpunkte des römischen Rechts, • indem sie nur eine Ckltendmachmig 
der Havereifordening durch den Schiffer kennt. ^') Dagegen erkennt das 
preussische A. L.R., obwohl es die Eintreibung der Forderung ebenfaUs als 
Sache des Schiffers behandelt und eine direkte Klage des vergütungsberech* 
tigten Ladungsinteressenten wenigstens nicht ausdrücklich erwähnt, in der 
zwischen dem Schiffe und seiner Ladung bestehenden „Gemeinschaft'' den 
Rechtsgrund zur Uebertragung „der beide zugleich treffenden Gefahr und 
Kosten.^ ^^) Damit war die römisch-rechtliche Auffassung verlassen und die 
der neueren Seerechte angebahnt. 

Nach D. H.G.B. haben die Havereiberechtigten wegen der von Schiff und 
Fracht zu leistenden Beiträge die Rechte von Schiffsgläubigern. '^) Ohne ihre 
Einwilligung darf das Schiff den Dispachehafen erst nach Zahlung oder Sicher- 
stellung dieser Beiträge verlassen; ^^) die Regel, dass ein segelfertiges Schiff 
nicht mit Arrest belegt werden kann (s. S. 27 f.), unterliegt insofern einer 
Ausnahme. An der beitragspflichtigen Ladung haben die Yergütungsberechtigten 
ein gesetzliches Pfandrecht, ^^) welches von dem Yerfrachter oder dem Schiffer 
als seinem Vertreter für sich und die betreffenden Ladungsinteressenten aus- 
geübt wird.^^) Ber Schiffer hat demnach bei eigener persönlicher Verantwort- 
lichkeit die Pflicht, die Güter nicht ohne Zahlung oder Sicherstellung auszu- 
liefern. *^) Ausserdem ist er zur Klage, wo es einer solchen bedarf, und zur 
Betreibung der Exekution in das Pfand legitimirt. ^^) So lange die Ladung 



sunt, ex conducto, ut detrimentnm pro portione communicetor, agere potest Senrins 
quidem respondit ex locato agere cum magistro navis debere, ut ceteromm vectorum 
merces retineat, donec portionem damni praestent 

") Ord. III 8 Art 21. C. de C. 191, 7, 11, 280, 308, 428. Vgl A. L.R. H 8 §§ 1896, 
1898. Span. H.G.B. 968. Wetb. v. Kooph. 313, 6, 10, 487—490. Portng. H.6.B. 1300, 
11, 1535. 

IS) Ord. I 12 Art 5, III, 8 Art 21. In dem Consol. del mare c. 53 (Pardesi us II 
102. Trav. Twiss III 150) erscheint der Schiffer schon als Bevollmächtigter der Ver- 
gütungsberechtigten , für die er das Zurückbehaltongsrecht mit aasübt: „pergo qne ells 
no haguessen anar derrere aquels mercaders ne a pregar de qoi aqaella roba seria que 
sera restaurada" (damit sie nicht nachzugehen noch zu fordern haben hinter den Kauf- 
leuten, denen die Güter sind, welche gerettet sind). 

»8) Vgl. A. L.R. U 8 §§ 1766, 1895 f. 

") D. H.G.B. 727. Vgl. unten § 57. 

^») D. H.G.B. 782. Vgl. A. L.R. H 8 § 1897. Finnl. Seeges. 153. Schwed. Seeges. 167. 

1«) D. H.G.B. 727. Vgl. Anm. 11 und nnten § 58. 

") D. H.G.B. 738 a. E. 

1») D. H.G.B. 733. Vgl. 616. Neben dem Schiffer haftet der Rheder mit Schiff und 
Fracht; dagegen persönlich, wenn er die Handlung des Schiffers angeordnet hat 

^^) Dies ergibt sich aus der Bestimmung, dass das Pfiwdrecht von dem Verfrachter 
für die Vergütungsberechtigten ausgeübt wird. Zur Abschliessung von Vergleichen und dgl. 
ist der Schiffernicht ermächtigt Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haftung S. 60 Anm. 40, 113. 
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noch in den Händen des Schiflfers ist, haben die vergütangsberechtigten Ladongs- 
interessenten keine direkte Klage, gegen den Befrachter oder Destinatar nicht, 
weil die Klage in rem scripta ist, and gegen den Schiffer nicht, weil dieser 
nicht in derselben Sache zugleich aktiv und passiv legitimirt sein kann. ^^) 
Diese Beschränkung fällt weg, sobald der Schiffer die Güter ausgeliefert hat. 
Zwar bleibt derselbe auch jetzt noch zur Anstellung der Klage bevollmächtigt, 
vor allem aber ist der Yergütnngsberechtigte selbst jetzt in der Lage, eine Forde- 
rung gegen den Ladungsempfänger geltend zu machen. ^') Unabhängig davon ist 
seine Befngniss, den Schiffer und den Rheder fär den Schaden verantwortlich 
zu machen, der ihm durch die unbefugte Auslieferung der Güter entstanden ist. '^ 

Die Haftung der sämmtlichen Havereischuldner ist eine unpersönliche: die 
Exekution beschränkt sich auf das Haftgut, Untergang oder Werthsminderung 
desselben geht auf Kosten des Gläubigers. '') Die unpersönliche Haftung wird 
zu einer beschränkt persönlichen: a. für den Rheder, wenn der Schiffer auf 
seine Anweisung eine der in Ansehung der Haverei ihm obliegenden Pflichten 
versäumt hat (Anm. 22); b. für den Ladungsempfänger, wenn er bei der An- 
nahme der Güter Kenntniss von den auf ihnen haftenden Havereibeiträgen 
gehabt hat oder wenn die havereipflichtigen Güter durch seine Schuld verloren 
gehen oder eine den Gläubiger beeinträchtigende Werthsverminderung erleiden. **) 

Den Rechtsgrund für die Havereiverpflichtung bildet nicht wie im römischen 
Recht der Frachtvertrag, da die vergütungsberechtigten Ladungsinteressenten 



«>) Vgl. Ehrenberg a. a. 0. 113 f. 

^^) Dieser in allen neueren Seerechten ausdrücklich oder stillschweigend anerkannten 
Befugniss (vgl. Ehrenberg a. a. 0. 114 ff. v. Kaltenborn U 225), die auch in dem 
Rechte der Vergütangsberechtigten zur Betreibang der Dispachirung an Stelle des 
säumigen Schiffers ausgedrückt ist (S. 281), scheinen C. de G. 435 und Belg. rev. H.G.6. 
U Art 232 zu widersprechen, allein C. de C. 421 und Belg. Art. 109, 3 lassen erkennen, 
dass die beschädigten Ladungsinteressenten ein selbständiges Recht „ä former une demande 
en contribntion^ besitzen, so dass die Beschränkung des der Ord. v. 1681 entlehnten 
Art 435 (s. Anm. 12) nor aaf die Vergütangsansprüche des Verfirachters bezogen werden 
kann, ftkr welche nach französischem, spanischem und belgischem Recht der Befrachter 
auch nach der Ablieferung der Güter an den Destinatar noch einige Zeit haftbar bleibt, 
fialls der letztere nicht bezahlt und der Schiffer deswegen binnen 24 Standen Protest 
eingelegt hat Vgl. anten Anm. 30. Ehrenberg, Beschr. Haft. 60f. B^darride, Droit 
commerdal, 2. 6dit IT. Not ld24. 

^') S. Anm. 18. Ebenso entsteht persönliche Haftung des Schiffers (resp. BhedersX 
wenn er seine sonstigen gesetzlichen Pflichten zur Feststellang und Sicherung der Haverei- 
fordemngen (s. Anm. 1, 2, 15) verletzt In allen diesen Fällen ist analog wie bei der 
Bodmerei zu entscheiden. Vgl. oben S. 257. Protok. S. 4127 f. 

««) D. H.G.B. 726, 2, 728. Vgl. Protok. 2752 f. Schwed. Se^ges. 145. Portug. 
H.G.B. 1851. Wetb. v. Kooph. 738. Fi^nl. Seeges. 17, 2, 148. Norw^. Seeges. 75, 2. 
Die beiden letzteren haben das Abandon-, die übrigen das Exekutionssystem. Dem 
letzteren schliessen sich nach Ehrenberg, Beschr. Haft 75, auch Argentina und Chile 
an, während die französische Praxis (vgl. C. de C. 401. Belg. rev. H.G.B. U Art 104) 
dem Abandonsystem anhängt England erkennt die beschränkte Haftung des Haverei- 
schuldners noch nicht an. Vgl. Pritchard a. a. 0. 1 24. Arnould-Maclachlan H 794. 

«*) Vgl. D. HG.B. 728, 2, Portug. H.G.B. 1850. Wetb. v. Kooph. 737. Vgl. S. 257 1 
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direkt, sei es durch den Schiffer als ihren Vertreter oder persönlich, gegen 
die beitragspflichtigen Ladungsbetheiligten klagen können and nicht auf die 
Eontraktsklage gegen den Verfrachter beschränkt sind. Man könnte das Kechts- 
verhältniss anf die nützliche Verwendung zurückführen, zumal sich dadurch 
auch der Earakter der Klage als in rem scripta und die unpersönliche Haftung 
erklären Hesse, aber die oben (§ 49, Anm. 2) besprochene Begrenzung der 
grossen Haverei auf die Zeit yon der Ladung bis zur Löschung, die Beschrän- 
kung auf das, was sich in dem Schiffe vereinigt befindet, ^^) bleibt dabei 
ebenso unerklärt ^^) wie das Erforderniss des durch den Schiffer verfügten 
Opfers, wodurch die freiwillige Verwendung von Seiten eines auf dem Schiffe 
anwesenden Ladungsbetheiligten oder Cargadeurs von der grossen Haverei aus- 
geschlossen ist (S. 265 f.). Den einzigen Rechtsgrund bildet die Verwendung 
in der Interessengemeinschaft von Schiff, Fracht und Ladung. ^7) Der berufene 
Vertreter dieser Gemeinschaft und berufene Wahmehmer dieser Interessen ist 
der Schiffer.*®) Das von ihm im gemeinen Interesse verfügte Opfer muss 
gemeinsam getragen werden, nach Maassgabe des Vortheils der dem einzelnen 
erwächst, d. h. nach Verhältniss der durch das Opfer geretteten Werthe. Da 
die Eechtshandlungen des Schiffers den Eheder wie die Ladungsinteressenten 
nur unpersönlich verpflichten, *^) so kann auch die aus seiner Verfügung ent- 
sprungene Ersatzpflicht keine weitergehende Wirkung haben. Durch die 
Gemeinschaft erhält die Ersatzverbindlichkeit den Earakter einer Gesammt- 
scliuld ; durch die Entstehung aus einer Verwendung erklärt sich die beschränkte 
Haftung und der Earakter der Elage als actio in rem scripta. ^^) Dass 



8») S. § 49 Anm. 2, § 52 Nr. 2 a. 

^) Von dem Standpunkte der nützlichen Verwendung erklärt sich die Ausdehnung 
des Begriffs der grossen Haverei aaf Fälle wie Span. H.G.B. 967. 

*^) Vgl. oben Anm. 5 über das germinamento oder agermanament in den Gebieten 
des Mittelländischen Meeres. Ehrenberg, Beschr. Haftung 71 ff., 86—89. Jhering 
i. d. Jahrb. f. d. Dogmat. d. heut. Priv.R. X 334 — 352. Brunsbei v. Holtzendorff, 
Encyklopädie der Rechtswissenschaft 4. Aufl. S. 495 f. (§ 73 Nr. 2). Eck, Die sog. 
doppelseitigen Klagen S. 137 ff. Dernburg, Lehrb. d. preoss. Priv.R. II (1878) S. 687. 
Entsch. d. R.O.H.G. Vni 294 f., XXUI 180. Samml. d. Entsch. d. O.App.G. zu Lübeck 
V 108. — Durch negotiorum gestio Hesse sich nur der Anspruch des Verfrachters für 
die mit dem Schiffe gebrachten Opfer erklären. Vgl. Dernburg a. a. 0. 687 Anm. 4. 
Ladungsbetheiligte würden, selbst wenn sie sich zu negotiorum gestores aufwerfen und 
der gemeinsamen Rettung ihrerseits ein Opfer bringen wollten, keinen Ersatz zu bean- 
spruchen haben, denn die Auktorität des Schiffers schliesst jeden unberufenen aus. Bei 
den Reklamekosten liegt negotiorum gestio vor, die das D. H.G.B. eben darum nicht 
als grosse Haverei behandelt wissen will. Vgl. § 49 Anm. 3. Protok. S. 4092. Dern- 
burg a. a. 0. 688 Anm. 1. 

«») D. H.G.B. 496 f., 502, 504, 508, 511 f., 702. 

«») D. H.G.B. 452, 498, 506. 

3^) Eine gewisse Ausnahme machen C. de C. 435 f. , Span. H.G.B. 998 f. und Belg. 
H.6.B. II Art. 232 f., indem sie dem Verfrachter einen auf einen resp. zwei Monate be- 
schränkten Regress gegen den Befrachter geben, wenn die Güter zwar an den Destinatar 
abgeliefert sind, aber wegen Nichtentrichtung der Havereibeiträge rechtzeitig Protest er- 
hoben ist. Vgl. oben Anm. 21. 



286 Budi 4. Abschnitt 5. Die Harerei. 

die Klage gegen den redlichen Dritterwerber havereipflichtiger Güter ans* 
geschlossen ist, bemht anf den Grandsätzen des deutschen Mobiliarsachenrechts 
überhaupt. ^^) 

Ob zur Geltendmachung der Havereiforderung eine Klage nothwendig ist, 
oder ob gleich mit dem Antrage auf Exekution vorgegangen werden kann, hängt 
von der Art der Dispache ab. **) 

III. Die Havereiforderung verjährt 4n einem Jahre. ^') Die Verjährung 
beginnt hinsichtlich der Ladung am Tage nach der Ablieferung,^^) hinsichtlich 
des Schiffes am Tage nach Beendigung der Löschung. '^) 



^^ D. H.G.B. 727. Vgl. unten § 58. 

'') In Preussen und nach Belg. rev. H.6.6. II Art. 119 hat die rechtskräftig be* 
Btätigte Dispache die Bedeutung eines vollBtreckbaren ürtheils. 

">) D. H.6.B. 906, 909. Zwei Jahre Portug. H.G.B. 1855 und Wetb. v. Kooph. 744, 
ein Jahr f&r die Beiträge des Schiffes, sechs Monate f&r die der Ladung Span. H.G.B. 
995 f., drei Monate Belg. rev. H.G.B. II Art. 234. 

«*) D. H.G.B. 908, 2, 909. 

«») Ebd. 908, 4. 
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§ 54. 

Die Römer behandelten die durch den Zusammenstoss von Schiffen ver- 
ursachten Schäden durchaus nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts: 
verschuldeter Zusammenstoss unterlag den Regeln der lex Aquilia, unverschuldeter 
galt als casus. Dagegen fährte im Mittelalter die oben (S. 281 Anm. 5) erwähnte Sitte 
der vertragsmässigen Gefahrsgemeinschaft (agermanament), eine Art Gegenseitig- 
keitsversicherung zwischen Rhedem und Ladungsbetheiligten, wie in vielen anderen 
Fällen der partikulären Haverei so ganz besonders in dem des unverschuldeten 
Zusammenstosses zu der Annahme einer gesetzlichen Gemeinschaft aller von dem 
Zusammenstosse Betroffenen,*) der Art, dass der Schade nach Analogie der 
grossen Haverei gleichmässig auf die betheiligten Schiffe und ihre Ladungen 
vertheilt wurde. Diese zuerst in dem Seerecht von Ol^ron hervortretende Auf- 
fassung beherrschte das ganze Mittelsdter ') und ist noch heute in einigen See- 
rechten wenigstens für den Fall, dass die Ursache des Zusammenstosses nicht 
zu ermitteln, anerkannt,^) während ein erwiesener Zufall heute allgemein als 
besondere Haverei behandelt wird.^) Dies gilt auch , wenn zwar eine Ver- 
schuldung, aber nicht von einer Person der betheiligten Schi&besatzungen, 



») D. H.G.B. V. Bach, 8. Titel, 2. Abschnitt (Art 736—741). Preuss. Entw. 589-594. 
Protok, S. 2782—2800, 2915-2921, 2987, 4138 f. C. de C. 407. Portug. H.G.B. 
1567—1583. Wetb. v. Kooph. 584—544. Span. H.G.B. 935, 7. Russ. H.G.B. 987—1002. 
Belg. rev. H.G.B. H 228—231. Ital. H.G.B. v. 1882 Art 660-665. Norweg. Seeges. 
78—81. Schwed. Seeges. 171—175. Fmnl. Seeges. 154—158. Vgl. Lewis II 82-101. 
V. Kaltenborn II 4 ff. Abbott-Shee a. a. 0. 596—617. Kay a. a. 0. 903—998. 
Lamp recht i. d. Zeitschr. f. H.R XXI 12—99. 

^ Man stellte den Satz auf: „Die auf einem Schiffe zur See sind, sind gleich reich*^. 

>) Vgl. Duhn i. d. Zeitschr. f. H.R. XIV 217—229. Am römischen Recht hielt 
fest Consol. del mare c 155-158 (Pard. II 174 ff., Trav. Twiss III 282 ff.). —Etwas 
anderes ist es, wenn Norweg. Seeges. 81 die zur Vermeidung einer SchifRikoUision ge- 
brachten ausserordentlichen Opfer nach den Grundsätzen der grossen Haverei auf alle be- 
theiligten Schiffe und deren Ladungen vertheilt 

*) C. de C. 407. Portag. H.G.B. 1570. Wetb. v. Kooph. 538. Erstes Ital. H.G.B. 
516 (in das H.G.B. yon 1882 nicht aufgenommen). 

6) D. H.G.B. 787. C. de C. 407. Span. H.G.B. 935, 7. Belg. H.G.B. U 228. Ital. H.G.B. 
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vorliegt, so bei YerschnldiiDg eines ZwaDgslootsen , für den der Rheder nicht 
aufzukommen braucht.^) Dagegen haftet neben dem Schuldigen der Rheder mit 
Schiff und Fracht, wenn eine Person seiner Schiffsbesatzung, zu der auch der 
freiwillig angenommene Lootse gerechnet wird, die Schuld an dem Zusammen- 
stosse trägt. ^) Die Ladnngsbetheiligten des schuldigen Schiffes sind ersatz- 
berechtigt, soweit sie mitbeschädigt sind, haben aber ihrerseits keinen Ersatz 
zu leisten.^) Im Falle beiderseitiger Verschuldung vertheilen England, Frank- 
reich und Belgien den Schaden auf die schuldigen Schiffe (aber nicht auch auf 
die Ladung), und zwar England zu gleichen Theilen,^) Frankreich und Belgien 
dagegen nach Yerhältniss der grösseren oder geringeren Verschuldung.^®) Da 
der englische Standpunkt offenbar ungerecht, der französische aber, wenn auch 
theoretisch richtig, im einzelnen Falle praktisch schwer durchzuftlhren ist, so 
nehmen die übrigen Seerechte auch hier besondere Haverei an und schliessen 
hinsichtlich der Beschädigung der Schiffe jeden Ersatzanspruch des einen gegen 



660. RuBB. H.G.B. 989 (aber mit einer Ausnahme in Art 1001). Finnl. Seeges. 155. 
Norweg. Seeges. 80. Schwed. Seeges. 172. Abbott-ShBea.a. 0. 598. Denselben 
Standpunkt nehmen auch Portug. H.6.B. 1569 und Wetb. v. Eooph. 536 ein, doch haben 
dieselben Art. 1581 resp. Art. 540 für den speziellen Fall der Ansegelung nngehöriger- 
weise noch einen Rest der alten AuffiELSsnng beibehalten, der sich, wenigstens was das 
Schiff angeht, auch Russ. H.G.B. 993 f. findet (vgl. Ehrenberg, Beschr. Haftung S. 78). 
PreusB. A. L.R. II 8 § 1911 f. steht noch vollständig unter dem Banne der älteren Anschauung. 

«) D. H.G.ß. 740. Merch.-Shipp.-Act. v. 1854 Art. 388. Vgl. Zeitschr. f. H.R. XXVHI 
843 ff. Portug. 1588, Belg. II 228 und die französische Praxis machen bei Verschuldung 
eines Lootsen unbedingt den Rheder, vorbehaltlich seines Rückgriffs gegen den Schuldigen, 
verantwortlich. Vgl. B 4 darr i de a. a. 0. II Not 281. lieber die ganze Frage der 
Haftung des Rheders für den Lootsen vgl. oben S. 118 ff. und Ehren b er g, Beschr. 
Haftung S. 221 ff. 

^) Darin stimmen alle Seerechte überein. Vgl. oben S. 42 f. Die Beruiimg auf die 
Schuld eines freiwillig angenommenen Lootsen, auch wenn dieser amtlich als Lootse an- 
gestellt ist oder auf einer früheren Strecke der Fahrt dem Schiffe als Zwangslootse 
gedient hat, bleibt ausgeschlosseD, weil der Schiffer gesetzlich nur zum Gehorsam gegen 
die Anordnungen des Zwangslootsen verpflichtet ist Vgl. Urtheil des O.App.6. zu Lübeck 
in Zeitschr. f. H.R XVIII 600 f. — Aus demselben Grunde kann der Führ^ eines Schlepp- 
schiffes sich nicht auf die von dem bngsirten Schiffe ausgegangenen Anordnungen, selbst 
wenn sie von einem auf diesem befindlichen Zwangslootsen herrühren, berufen. Vgl. 
das in Zeitschr. f. H.R. XXVUI 345 f. mitgetheilte englische Erkenntniss von 1879, durch 
welches die entgegenstehende ältere Praxis zu Gunsten der Auffassung der französischen 
Gerichte aufgegeben ist Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haftung S. 227 f. 

^) D. H.G.B. 736, 2. Damit stimmen alle neueren Seerechte ausdrücklich überein. 

^) Dies von dem englischen Seegerichtshofe befolgte Prinzip ist, entgegen dem 
früheren gemeinen englischen Rechte, durch Satz 25 Ziff. 9 des Gesetzes vom 5. Aug. 
1873 über die Einsetzung eines obersten Gerichtshofes für allgemein verbindlich erklärt 
worden. Vgl. Zeitschr. f. RR. XX 105. Das stärker beschädigte Schiff erhält hiemach 
die Hälfte seiner Mehrbeschädigung ersetzt (sind mehr als zwei Schiffe an der Schuld 
betheiligt, so übernimmt jedes den gleichen Theil), wobei aber kein Rheder mehr als 
8 Pfd. St. per Ton seines Schiffes herauszuzahlen braucht (Schifffthrtsakte v. 1862 § 54). 
Vgl. Zeitschr. f. H.R. XXVIU .341. 

'0) Vgl. Bödarride a. a. 0. II Not 1780, 4. Belg. H.G.B. U 229. 
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das andere aas,^^) wobei jedoch einige in Anlehnung an den franzüsischen 
Standpunkt dem richterlichen Ermessen überlassen, dem wesentlich schuldvolleren 
Theile gleichwohl eine Ersatzpflicht aufzuerlegen.^') Unter allen Umständen 
behalten die Ladungsinteressenten , die durch den Znsammenstoss beschädigten 
Personen und die Rheder der unschuldig in die Kollision mithineingezogenen 
Schiffe ihre Entschädigungsansprttdie gegen die sämmtlichen Schuldigen und 
deren Rheder.^*) 

Die Frage, ob Verschuldung vorliegt oder nicht, beantwortet sich je nach 
der Nichtbeobachtnng oder Beobachtung der allgemeinen nautischen Regeln, ins- 
besondere nach den durch internationale Vereinbarung festgestellten Vorschriften 
zur Verhütung von Schiffskollisionen auf See.^^) Die Präsumptionen für Schuld 
oder Nichtschuld, wie sie in anderen Seerechten aufgestellt sind, je nachdem sich 
das eine Schiff in Bewegung, das andere in Ruhe befunden hat, finden nach 
D. H.6.B. keine Anwendung, doch wird, wenn ein Schiff nach einem Zusammen- 
stosse, bevor es einen Hafen erreichen konnte, gesunken ist, der Untergang im 
Zweifel als eine Folge des Zusammenstosses angesehen. ^^) Um den Rheder 
verantwortlich zu machen, genügt der Nachweis eines schuldvollen Verhaltens 
seines Schiffes, auch wenn die Person, der dasselbe zuzuschreiben, nicht zu 
ermitteln ist.^^ 

Die Entschädigungspflicht umfasst den vollen Schaden, ohne einen Abzug 
wegen Neu für Alt, auch wo dieser früher in bestimmten Quoten landesgesetzlich 
oder usancemässig gewesen ist, es sei denn im 'einzelnen Falle positiv eine 
V^erthserhöhung des Schiffes in Folge der Reparatur nachzuweisen.^^) Ist das 
zunächst betroffene Schiff in Folge des Zusammenstosses in weitere Kollision 
mit einem dritten Schiffe gerathen, so hat das schuldige Schiff auch den Schaden 
dieses letzteren zu ersetzen. ^^) 

") D. H.G.B. 787. Portug. H.G.B. 1568. Wetb. v. Kooph. 535. Rus«. H.G.B. 1000. 
Schwed. Seeges. 172. Finnl. Seeges. 155. Ital. H.6.B. 662. — Ein Reichsgerichtsurtheil 
V. 4. Febr. 1882 wendet den Art 787 auch auf den Fall an , wo auf dem einen Schiffe 
nicht eine (erson der Schiffsbesatzung, sondern ein Zwangslootse die Schuld trägt Vgl. 
Seufferts Archiv XXXVIII 83. 

12) Norweg. Seeges. 80. Schwed. Seeges. 172. Finnl. Seeges. 155. 

i<) Vgl. Ital. H.6.B. 662. Urtheil des Lübecker O.App.6. in Zeitschr. f. H.R XVIII 
599 f. Gehört das unschuldig an der Kollision betheiligte dritte Schiff derselben Rhederei 
wie eins der schuldigen, so findet D. H.G.B. 737 Anwendung, für die Beschädigung des 
Schiffes wird also kein Ersatz geleistet Vgl. Entsch. d. R.G. in Civilsachen I 45. 

^*) Für das Deutsche Reich sind dieselben enthalten in der Verordnung vom 
28. Dezbr. 1871 zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf See. Vgl. Ver- 
ordnung vom 15. Aug. 1876 über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusammen- 
stosse von Schiffen auf See. Str.G.B. f. d. D. R. § 145. Vgl. Lewis U 88 f. 

»») D. H.G.B. 738, 739. Vgl. Norweg. Seeges. 79. 

^^) Urtheil des Lübecker CApp.G. in Zeitschr. f. H.R. XVIII 595 f. 

") Vgl. Urtheil des Lübecker O.App.G. in Zeitschr. f. H.R. XVIII 597 f. 

18) D. H.G.B. 741. Vgl. jedoch Anm. 13. 
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Die Ersatzansprüche ans Kollisionen gewähren gegenüber dem Rheder des 
schuldigen Schiffes die Rechte eines Schiffsgläubigers.^^) 

Die Klage gegen den Rheder und gegen Personen der Schiffsbesatzung ver- 
jährt binnen zwei Jahren nach Ablauf des Tages, an welchem der Zusammen- 
stoss stattgefundoi hat^^) Anderen Personen gegenüber finden die Yerjährungs- 
grundsätze des bürgerlichen Rechts Anwendung. 



") D. H.G.B. 757, 10. 

>o) D. H.6.B. 906, 2, 907, 908, 8. Norweg. Se^es. 79 hat nur sechs Monate Ver- 
jährungsfrist C. de C. 485 f. und Belg. H.6.6. II 282 f. verlangen Erhebung des An- 
spruches binnen 24 Stunden und Klageanstellung binnen Monatsfrist ItaL H.G.B. 665 
verlangt Erhebung des Anspruches binnen drei Tagen nach der Ankunft im Hafen. 



.» 



Abschnitt 6. 

Bergung und Hülfsleistung in 

Seenoth.') 

(Von Herrn Professor Dr. R. Schröder za Strassbarg im filsass.) 



§ 55. 

Das D. H.6.B. unterscheidet, im Anschlass an die ältere hanseatische 
Praxis und in Uebereinstimmung mit verschiedenen ausländischen Seerechten, 
zwischen dem Falle der Nothhülfe oder Hfllüsleistung in Seenoth und dem der 
Bergmig*^) Während der gewöhnliche Sprachgebrauch jede Verwahrung von 
Schiffs- oder Ladungstheilen ausserhalb des Schiffes als Bergung bezeichnet, 
findet der rechtliche Begriff der letzteren nur dann Anwendung, wenn die ge- 
horgenen Gegenstände (Schiff, Schiffstheile , Güter) bereits von der Schiffs- 



') D. H.G.B. V. Buch, 9. Tit. (Art 742—756). Preuss. Entw. 595—602. Protok. 
2800—2843. 4142—4150. 4226—4229. Strandungsordnung f. d. Deutsche Reich v. 17. Mai 
1874. Span. H.G.B. 985—991. Portug. H.G.B. 1584—1609. Wetb. v. Kooph. 545—568. 
Engl. Merch. Shipp. Act v. 1854 Part. VlII (Art 432—501). Norweg. Seeges. 82—94. 
Schwad. Seeges. 176—185. Finnl. Seeges. 159—170. Russ. H.G.B. 1015—1092. In Frankreich 
gilt noch dieOrdonn. v. 1681 lY Tit 9. Litteratur: Lewis n, 113—146. v. Kalten- 
born n, 31—50. Branner bei v. Holtzendorff, Rechtslexikon 3. Aufl. III 814 ff. 
Ehrenberg, Beschr. Baftong 65—71. Kizze, Das allg. Seerecht der dvilis. Nationen I, 
224-243. M. Pohls, S^erecht III, 892—975. Kay, The law rel. to shipm. and seamen 
999—1123. Abbott-Shee a. a. 0. 557—588. Jones, The law of saWage, London 
1870. Pritchart, Digest of the law and practice of the high court of Admiralty, 
2. ed. U, 652—669, 727—909. 

') Ich finde diesen unterschied zuerst in dem Stadtrecht von Wisby III, 3, c. 4, 
c 12 (Corp. iur. Sueogoth. VIII, 132, 138. TraversTwiss, Black Book IV, 392, 402) 
ausgesprochen, lieber die hanseatische Praxis und die hannoversche Strandungsordnung 
Tgl. Protok. S. 2810. lieber die französische Praxis (im Anschluss an Ord. v. 1681 T, 
9 Art. 11, 27) Tgl. Lewis II, 114. Am schärfsten unterscheiden Portug. H.G.B. 1599 ff. 
und Wetb. v. Kooph. 560 ff., denen sich D. H.G.B. 742 unmittelbar anschliesst Vgl. 
auch Sehwed. Seeges. 181. Die übrigen Seerechte verwerfen die Unterscheidung oder 
l^en ihr doch nur einen relativen Werth bei. Ein prinzipieller Unterschied besteht 
überhaupt nicht, nur die maassgebendcn Grundsätze fCa die Berechnung des Hülfs- und 
des Bergelohns sind verschieden, alles übrige folgt den gleichen Regeln. 

19 ♦ 
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besatznng verlassen oder doch ihrer VerfQgnng entzogen waren (abandonment 
at sea). In allen anderen Fällen liegt blosse Hfllfsleistnng (assistance maritime) 
Yor.^) Während diese aaf den Fall der Seenoth beschränkt ist, finden die 
Bestimmungen tlber die Bergnng auch dann Anwendung, wenn ausser dem Falle 
der Seenoth eines Schiffes besitzlos gewordene Gegenstände vom Strande aus 
oder auf offener See geborgen werden (Strand.0. 20, 21). 

Für die Bergungs- und Hülfsleistungsf&lle in Seenoth sind Strandvögte ein- 
gesetzt, denen die mit der Verwaltung aller Strandungsangelegenheiten betrauten 
Strandämter übergeordnet sind. Die unmittelbare Aufsichtsbehörde über den 
letzteren bestimmt sich nach Landesrecht, die Oberaufsicht ist Sache des Reiches. 
In allen Bergungsfällen sowie für jeden , der ein Schiff in Seenoth wahrnimmt, 
besteht die gesetzliche Pflicht zur alsbaldigen Benachrichtigung des Strandvogts. 
Die Leitung der Rettungs- und Bergungsmaassregeln selbst steht dem Schiffer 
oder seinem Stellvertreter zu, dem Strandvogt nur, wo jener sie nicht über- 
nehmen kann oder will; doch ist der Schiffer auch in diesem Falle gegen 
Zahlung oder Sicherstellung der erwachsenen Kosten jederzeit befugt, die Leitung 
wieder in die Hand zu nehmen.^) 

Die Hfllfs« und Bergungskosten setzen sich folgendermaassen zusammen:^) 
1. angemessene Vergütung für die erste Anzeige der Seenoth und die Ueber- 
mittelnng derselben an den Strandvogt, 2. Ersatz der bei den Rettungsmaass- 
regeln für Menschenleben^) entstandenen Beschädigungen von Fahrzeugen, Ge- 
räthschaften , Grundstücken u. dgl., 3. Aufbewahrungs- und Erhaltungskosten, 
Gebühren, Zölle und sonstige Aufwendungen für die geborgenen Gegenstände, 
4. Hülfs-, beziehentlich Bergelohn. 

^) Für den B^priff der Bergung ist es nicht unbedingt erforderlich, dass die ge- 
retteten Gegenstände der Gewahrsam der Schiffsbesatzung bereits entzogen waren, 
80 ist z. B. Bergung und nicht Hülftleistung anzunehmen, wenn die Mannschaft sich 
auf die Masten und Raaen des Wracks gerettet hat; dagegen genügt es nicht, dass der 
Schiffer alle Aussicht verloren hat, Schiff und Ladung ohne fremde Hülfe in seiner Ge- 
wahrsam zu erhalten. Vgl. Entsch. d. R.G. in Civilsachen V, 92 f. Auch dass die 
Schiffsbesatzung sich vertragsmässig jeder Mitwirkung bei .den Rettungsmaassregeln ent- 
hält und alles der Rettungsmannschaft überlässt, macht die Sache noch nicht zu einer 
Bergung; es kommt darauf an, ob die geretteten Gegenstände in die Gewahrsam der 
Bergenden gelangt sind, ohne dass die Schilbbesatzung zu einer leitenden Theilnahme 
an den Arbeiten im Stande gewesen ist Vgl. Entsch. d. R.O.H.G. IV, 439 ff Ehren- 
berg, Beschr. Haft. 69. Abbott-Shee565. Pritchard 822 ff. Richterliches Ermessen 
entscheidet, bis zu welcher Grenze in HülfeleistungsfäUen eine Belohnung zuzubilligen, 
also HülfiBleistung im rechtlichen Sinne (salvage Service) anzunehmen ist. So ist blosse 
Information eines anderen Schiffes an sich nicht in diesem Sinne aufzu&ssen, wofern 
nicht eigene Gefahr oder Erschwerung der eigenen Reise damit verbunden ist Ebenso 
in den Fällen, wo ein Schiff dem anderen Personen seiner Besatzung zur Unterstützung 
abtritt. Vgl. Abbott-Shee 562, 568, 572 f. Pritchard 778 f. In solchen Fällen ist 
selbstverständlich das helfende Schiff als solches (Anm. 21) und nicht blos die über- 
getretene Mannschaft berechtigt. 

*) Vgl. Strand.O. 7, 8, 12. Wetb. v. Kooph 547, 565. Merch. Shipp. Act 441. 

ß) D. H.G.B. 745. Strand.O. 4, 5, 9, 10, 34. 

^) Die Aufirendnngen für die Bergung von Sachen sind in dem Hülfs- oder Berge- 
lohn mitenthalten. D. H.G.B. 745, 1. 
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Keinen Ansprach auf HOUb- oder Bergelohn (wohl aber auf Ersatz ihrer 
positiven Auslagen n. s. w.) haben : 1. die Personen der Schiftbesatzung; ^) 2. der 
Vorsteher des Strandamtes (Strand.O. 41) ; 3. wer seine Dienste angedrungen, das 
Schiff widerrechtlich betreten oder im Falle einer Bergung von der letzteren 
nicht sofort die schuldige Anzeige gemacht hat ; ^) 4. wer die Noth des Schiffes 
selbst verschuldet.^) Ausserdem fällt der Anspruch auf Hülfs- oder Bergelohn 
weg, wenn die ganze Leistung bereits durch anderweitigen Vertrag (z. B. Lootsen- 
vertrag, Bngsiervertrag) ausbedungen war.^^) 

Ist ein bestimmter Hfllfs- oder Bergelohn durch Vertrag festgesetzt worden, 
so behält es dabei sein Bewenden. ^^) Nur wenn die Vereinbarung während 
der (Gefahr selbst getroffen ist, kann sie nach allen Seerechten wegen erheblichen 
Uebermaasses angefochten werden. ^^) In Ermangelung gfltlicher Einigung ist 



7) D. H.Q.B. 742, 3. Anders unter umständen England (Pritchard 753 f-X Buss. 
H.6.B. 1051, Portug. H.G.B. 1466 und Wetb. v. Kooph 421, 2. Dagegen kOnnen die 
Passagiere allerdings einen Anspruch auf Bergelohn erwerben, ebenso die auf dem 
Schiffe anwesenden Lootsen, falls ihre Dienste über das, wozu sie vertragsmässig ver- 
pflichtet sind, hinausgehen. Vgl. Anm. 10. v. Ealtenborn II, 32. Zeitschr. f. H.R. 
XXVIII, 347. Abbott-Shee 559 f. Pritchard 758, 755. 

») D. H.6.B. 752. Strand.O. 12. Vgl. Schwed. Seeges. 184. Russ. H.G.B. 1040. 
Wetb. V. Kooph. 550. Pritchard 797 ff. Dagegen ist es auch bei der HalfBldstong 
nicht nothwendig, dass die Dienste ausdrQcklich erbeten oder ausdrücklich angenommen 
sind. Vgl. Abbott-Shee 559. 

^) So kann z. B. ein Schiff, das einen von ihm verschuldeten Zusammenstoss mit 
einem andern Schiffe gehabt, für die dem letzteren geleisteten Dienste keinen Lohn ver* 
langen. Vgl. Entsch. d. R.6. in Civüsachen III, 841 f. Dadurch, dass die Hülftleistung 
auf einer gesetzlichen Pflicht, z. B. auf Grund der V.O. v. 15. Aug. 1876 über das 
Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstosse auf See, beruht, geht der Anspruch 
auf den Hülfslohn an sich nicht verloren. Vgl. ebd. III, 140 f. 

^^) Vgl. Lewis II, 114. v. Kaltenborn 11, 38. Ist mehr geleistet, als der Lootse 
oder der Schlepper vertragsm&ssig verpflichtet war, so ist dies als Nothhülfe zu be- 
handeln. Vgl die englischen Entsch. in Zeitschr. f. H.R. XXVIII, 847, 353 f. und Entsch. 
des R.O.H.G. XXII, 95. Pritchard 749, 762 ff., 780:ff. 

") D. H.G.B. 744. Vgl. Pritchard 808 ff. Der Schiffer handelt bei Vereinbarung des 
HülÜB- oder Bergelohns auch als Vertreter der Ladungsbetheiligten. Das Portug. H.G.B. 
1608 und Wetb. v. Kooph. 56? verlangen nachMgliche Zustimmung des Rheders, des 
Befrachters und des Versicherers. — Die Rechte des Gläubigers hinsichtlich der Geltend- 
ftiachung seiner Forderung, insbesondere hinsichtlich des PfSuidrechts, sind bei vertrags- 
massiger Festsetzung durchaus dieselben wie in den FlUen richterlicher Feststellung. 
Entsch. d. R.O.H.G. XXII, 94 ff. 

i*) D. H.G.B. 748. Port H.G.B. 1608. Wetb. v. Kooph. 568. Norw. Seeges. 91. 
Schwed. Seeges. 181. So schon Ol^ron. Seerecht c 4 a. £. (Pardessus I, 326. 
Travers Twiss II, 486). Der Vertrag kann nicht blos unmittelbar wegen der Höhe der 
vereinbarten Summe, sondern auch in Betreff anderer in der Gefshr getroffenen Verein- 
barungen, welche erst mittelbar Einfluss auf die Höhe der Summe haben (z. B. Verzicht 
auf die Anfechtung eines Schiedsspruches u. dgl.), angefochten werden. Vgl. Entsch. 
d. R.O.H.G. IV, 433 ff., wo auch das ausländische Recht eingehend berücksichtigt ist. 
V. Kaltenborn n, 35. Die englische Praxis halt im allgemeinen an der Verbindlich- 
keit der Vertr&ge fest und lässt nur in ganz besonderen Fällen ein Abgehen davon zu. 
Vgl. Pritchard 812 ff. 
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der Anspruch auf den Lohn bei dem Strandamte anzumelden, auf dessen gut* 
achtlichen Bericht die Aufsichtsbehörde die Feststellung vornimmt, falls nicht 
die letztere landesgesetzlich dem Strandamte selbst überlassen ist. Binnen vier- 
zehntägiger Frist kann jede Partei im Wege der Klage richterliche Feststeilung 
beantragen. ^^) Die Feststellung erfolgt nach Maassgabe der gesammten Sach- 
lage bei dem Rettungswerke, ^^) besonders unter Berftcksichtigung der geschehenen 
Aufwendungen,^^) der Zahl, des £ifers und der Leistungen der Rettungsmann- 
schaft, der auf die Rettung verwendeten Zeit, endlich der Gefahr, welche den 
geretteten Gegenständen gedroht hat und welcher die Rettungsmannschaft sich 
unterziehen musste. Der nach Abzug der Kosten verbleibende Werth der ge- 
retteten Gegenstände ist in der Regel nur bei der Festsetzung des Bergelohns 
mit in Betracht zu ziehen, während demselben bei der Berechnung des Hfilfs- 
lohns nur eine untergeordnete Bedeutung beigelegt werden darf.^^ Die Fest- 
setzung mnss nach H.G.B. 747 in beiden Fällen stets in einem bestimmten Geld- 
betrage erfolgen, ein Werthantheil darf nur auf übereinstimmenden Antrag beider 
Parteien angesetzt werden. ^^) Für den Hülfslohn ist stets ein geringeres Maass 
als für den Bergelohn zu beobachten (H.G.B. 749) ; das Maximum des letzteren 
erstreckt sich bis zu einem Drittel, nur in ganz besonderen Fällen bis zur 
Hälfte der geretteten Werthe.^®) 

Die Rettung von Menschenleben, weil auf einer sittlichen Pflicht beruhend, 
vermag an sich keinen privatrechtlichen Anspruch auf Bergelohn zu begründen, 
doch sind diejenigen, welche sich bei einem gemeinsamen Rettungswerke aus- 
schliesslich der Rettung von Menschen unterzogen, bei der Yertheilung des 
Lohnes den übrigen, welche sich nur mit dem Schiffe und den Gütern befasst 
haben, gleichzustellen.^^) Die Yertheilung erfolgt nach Yerhältniss der Leistungen, 
im Zweifel nach Köpfen. ^^) Bei Rettungsmaassregeln, welche von der Besatzung 



IS) Straod.O. 86 ff. 

1«) D. H.G.B. 746. Schwed. Seeges. 181. Norw. Seeges. 91. Merch. Shipp. Act 458 ff. 
Wetb. V. Kooph. 561, 563. Ygl. v. Kaltenborn II, 38. Pritchard 780 ff. Abbott- 
S he e 558, 561 f. Feste Sätze im Russ. H.G.B. 1042. 

^'^) Da der Ersatz ^ diese in den Lohn miteingeschlossen ist Ygl. Anm. 6. 

1^) D. H.G.B. 749. Gerade bei der Nothhülfe wird man es in der R^;el mit den 
werthvoilsten Objekten zu thun haben, weil der Schiffer diese am wenigsten leicht im 
Stich lassen wird. Bei der Berechnung der geretteten Werthe ist auch die dem Rheder 
erhaltene Fracht zu berücksichtigen. Ygl. ?. Kaltenborn II, 36. 

^^) Dem gegenüber halten die älteren Seerechte allgemein und noch heute die 
meisten ausländischen Seegesetze bei dem Bergelohn durchaus an der Werthsquote fest 
Ygl. u. a. Ord. v. 1681 lY, 9, Art 27 (anders bei Hülfslohn, Art. 11). Norw. Seeges. 92. 
Russ. H.G.B. 1042, 1050, 1080. 

") D. H.G.B. 748. 

1») D. H.G.B. 750. Ygl. v. Kaltenborn II, 87. Nach Merch. Shipp. Act 458 f. hat 
der Rheder auch für gerettete Menschenleben Bergelohn zu leisten, eventuell der Staat 
Ygl. Abbott-Shee 577 f. 

^^) D. H.G.B. 750. Yertheilung nach richterlichem oder obrigkeitiichem Ermessen 
Norw. Seeges. 93, Merch. Shipp. Act 466 f. (vgl. Abbott-Shee 572—77), nach festen 
Sätzen Russ. H.G.6. 1043 ff. 
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eines andern Schiffes aasgegangen sind, steht der dadnrch verdiente Htdfs- oder 
Bergelohn zur Hälfte dem Rheder, za einem Viertel dem Schiffer zu, während 
der Rest unter die übrige Schiffsbesatzung nach Verhältniss ihrer Heuer ver- 
theilt wird.") 

Die Fordenmg von Httlfs- oder Bergnngskosten (S. 292) ist, gleichviel ob 
ein Vertrag vorliegt oder nicht, eine nnpersSnllehe.^^) Der Forderungsberechtigte 
hat an Schiff nnd Fracht die Rechte eines Sehiffsflftiibigers *') and ebenso 
steht ihm an den geretteten Gtltem ein gesetzliches Pfandreefat za.'^) Die 
Forderang haftet, wie bei der Bodmerei (S. 255 f.), solidarisch aaf sämmtlichen 
Gegenständen, der Gläabiger kann jeden derselben ftlr das Ganze in Ansprach 
nehmen.'^) Wer aaf diese Weise zar Zahlang der ganzen Sobald veranlasst 
wird, tritt hinsichtlich des Rückgriffs aaf seine Mitschaldner in das Pfandrecht 
des orsprflnglichen Gläabigers ein. Liegt der Fall einer grossen Haverei vor, 
was bei der Nothhülfe regelmässig anzanehmen sein wird, so hat er wegen seiner 
Aaslagen die Rechte eines Havereigläabigers. — Wegen der Hfilfs- and Bergnngs- 
kosten steht dem Gläabiger aasser seinem Pfandrecht aach das Zorfickbehaltungs- 



^) D. H.G.B. 751. Sehwed. Seeges. 188. Wer ohne Heaer dient, wird nach Ver- 
hältniss der seinem Range zakommenden Heuer beracksichtigt — Die Theilang zwischen 
Rheder und Schiffsbesatzong nach einem bestimmten Verhältniss findet sich schon in 
einer erst neaerdings von Wagner (Zeitschr. f. H.R XXVII, 412) bekannt gemachten 
Bestimmang dis flämischen Wasserrechts (sog. Vonnesse van Damme), ferner Breve 
cariae maris v. Pisa ▼. 1805, c. 106 (Bonaini, Statuti inediti della cittä di Pisa ül, 
425) and Consol. del mare c 115 (Pardessus II, 148. Travers Twiss lU, 222). 
Vgl. Norweg. Seeges. 98. Sehwed. Seeges. 188. Finnl. Seeges. 165, 2. In England erfolgt 
die Vertheilang nach richterlichem Ermessen. Pritchard 750 f., 838 ff. Abbott-Shee 
565 f., 572 f. 

«>) D. H.G.B. 755, 1. Vgl. Ehrenberg, BeBchr.Haftang65 f., 91,99 Anro. 1. Derselbe 
weist nach, dass, vielleicht mit Ausnahme Frankreichs, in Betreff der Hül£s- und Bergungs- 
kosten überall das Exekutionssystem und nicht das Abandonsystem angenommen ist. 
Den Recbtsgrund der Forderang bildet, soweit kein Vertrag vorliegt, die negotiorum 
gestio, hier mit der EigenthOmlichkeit, dass aasser den Auslagen wie in dem verwandten 
Falle des Fundgeldes auch ein Lohn gefordert werden kann. Vgl. Ehrenberg i. d. 
Erit Vierteyahrsschr. f. R.W. XXI, 186 f. Eine Konsequenz der unpersönlichen B[aftung 
ist es, dass die ganze Forderung, nicht blos die auf den Lohn, nur geltend gemacht 
werden kann, wenn die Rettungsmaassregeln wenigstens theilweise von Erfolg gewesen 
Bind. Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haft 70 f. 

««) Vgl. unten § 57. 

^) Vgl. unten § 58. Portug. H.G.B. 1609. Spao. H.G.B. 985. Code civ. 2102, 8. 
Merch. Shipp. Act 469. Russ. H.6.B. 1058 ff. Finnl. Seeges. 109. Ital. H.G.B. 671, 2. 
Vgl. Pritchard 816 f. 

>^) Vgl. Protok. 4146 f., 4228. Ehrenberg, Beschr. Haft. 129. Siehe auch unten 
Anm. 82. Auch die französische Praxis nimmt solidarische Haftung von Schiff, Fracht 
und Ladung an. Vgl. Kassationsentsch. v. 1879, Zeitschr. f. H.R. XXVI, 272. Die 
englische Praxis vertheilt die Bergungskosten nach Analogie der grossen Haverei aaf 
Schiff, Fracht und Ladung nach Verhältniss des Werthes. Vgl. Jones 121. Pritchard 
658 f., 666 f. Kay 1081 f. Siehe auch Norw. Seeges. 94. 
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reeht zu,'^ welches für ihn theils durch das Strandamt,, theils durch den 
9trandvogt, theils durch den Schi£fer ausgeübt wird. Dem Strandamt sind alle 
an das Land geborgenen Gegenstände auszuliefern (Strand.O. 14); dasselbe 
fertigt, gegebenenfalls unter Mitwirkung des Schiffers, ein Inventar darüber aus 
(ebd. 15) und gibt mit Ausnahme dessen, was für das augenblickliche Bedürf- 
niss der Schiffsbesatzung und der Passagiere unentbehrlich ist, nichts ohne volle 
Zahlung oder Sicherheitsbestellung heraus ^^). Was dem Verderb ausgesetzt ist 
oder nur mit Gefahr oder unverhältnissmässigen Kosten aufbewahrt werden 
könnte, ist, wenn es trotz geschehener Aufforderung nicht gegen Zahlung oder 
Kaution abgenommen wird, öffentlich zu verkaufen, worauf der Erlös an die 
Stelle des Verkauften tritt. ^^) An dem Schiffe und den auf ihm befindlichen 
Gütern übt der Strandvogt das Zurückbehaltungsrecht ans, wenn er die Leitung 
der Rettungsmaassregeln übernommen hat; dem Schiffer wird in diesem Falle 
die Wiederübernahme der Schiffsleitung nur gegen Zahlung oder Sicherstellung 
gestattet (ebd. 8). In Betreff der Güter, welche in der Gewahrsam des Schiffers 
verblieben oder in dieselbe zurückgekehrt sind, hat der Schiffer bei eigener 
persönlicher Verantwortlichkeit das Zurückbehaltungsrecht im Namen des 
Gläubigers auszuüben: liefert er die Güter ohne volle Zahlung oder Sicher- 
stellung des Gläubigers ganz oder theilweise aus, so haftet er dem letzteren in- 
soweit persönlich, als dieser aus den ausgelieferten Gütern zur 2^it der Aus« 
lieferung wegen seines Ausfalls hätte befriedigt werden können.*^) Neben 
ihm haftet bis zum gleichen Betrage der Rheder mit Schiff und Fracht (mit 
seinem ganzen Vermögen, wenn er die Handlungsweise des Schiffers ange- 
ordnet hat).*o) 

Durch wissentliche Annahme der mit Hülfs- oder Bergungskosten belasteten 
Güter wird auch der Ladungsempfänger beschränkt persönlich verpflichtet, und 
zwar insoweit die Forderung aus den Gütern hätte berichtigt werden können, 
falls die Auslieferung nicht erfolgt wäre.'^) Dabei kommt ihm aber, im Gegen- 
satze zu der solidarischen Verhaftung der Güter selbst, beziehentlich des für 
die unerlaubte Auslieferung derselben verantwortlichen Schiffers, die Rechts- 
wohlthat der Theilung zu: er haftet, nach Art der Havereibeiträge, nur für 
den auf die ausgelieferten Güter fallenden Antheil der Schuld.^') 



^) D. H.G.B. 758, 1. Schwed. Seeges. 182. Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haft. 106 f. 
Abbott-Shee 558. 

8*^) Strand.0. 16. Merch. Shipp. Act 450, 468. Russ. H.G.B. 1070. Wetb. v. Kooph. 556. 

^ Strand.O. 18. Merch. Shipp. Act 458. Russ. H.G.6. 1072. Wetb. v. Kooph. 554. 

<») D. H.G.6. 754, 1. Vgl. S. 257, 288. Der Schiffer haftet demnach auch für den 
Zuüedl, was S. 257 für den Fall des Art. 695 gleichfalls hervorzuheben gewesen wäre. 

80) D. H.G.B. 754, 2. Vgl. oben S. 257. 

") D. H.G.B. 755, 2. Vgl. oben S. 257 f., 284. 

»^ D. H.G.B. 755, 8. Vgl. Anm. 25. Hier ist also die Analogie der grossen Haverei 
maassgebesd, während das H.G.B. , um eine Dispachirung der Bergungskosten zu ver- 
meiden, die Haftung für die letzteren im übrigen der Haftung der verbodmeten Gegen- 
stände nachgebildet hat Zu beachten ist, dass Art. 755, 8 das benefidum divisionis 
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Die Klage aas der arspr&ngUchen Forderung (dem Pfandrecht) ist actio 
in rem scripta. Hinsichtlich der Güter ist, als Vertreter dessen den es angeht, 
nur der Schiffer passiv legitimirt, so lange die Guter sich noch in seiner 
Gewahrsam befinden; nach Ai^lieferang derselben der Ladangsempftnger oder 
wer die Güter für ihn in Gewahrsam hat. Die Klage erlischt gegenüber dem 
redlichen Dritterwerber der verhafteten Güter. Hinsichtlich des Schiffes kann 
die Klage gegen den Rheder oder gegen den Schiffer als seinen Vertreter an- 
gestellt werden. ^^) 

Die Klage wegen Hülfs- oder Bergungskosten verjährt in JahresMst, be- 
ginnend am Tage nach der Entstehong der Forderong.'^) Die Verjährung er- 
greift auch die Fälle der persönlichen Haftung des Schiffers, des Rheders und 
des Ladungsempfängers. ^^) 

Sind Gegenstände geborgen, deren Eigenthümer unbekannt ist, so findet 
ein Aufgebotsverfahren zur Ermittelung des Eigenthümers statt. Nach Ablauf 
der Aufgebotsfrist, welche mindestens vier Wochen, höchstens neun Monate 
beträgt,^^) werden, wenn kein legitimirter Eigenthümer ermittelt ist, die auf 
offener See geborgenen oder aus der Tiefe des Meeres gehobenen Gegenstände 
den Bergern, und zwar nach Verhältniss ihres Antheils am Bergelohn, oder 
wenn diese ihren Anspruch durch Unterlassung der Anzeige verwirkt haben, 
der Seemanns- oder der Ortsarmenkasse an dem Sitze des Strandamtes über- 
wiesen, während aller Seeauswurf sowie die strandtriftigen oder vom Strande 
aus geborgenen Gegenstände dem flskallsehen Strandreeht unterliegen und, so- 
weit ihr Werth die davon zu entrichtenden Bergungskosten übersteigt, dem 
Fiskus überwiesen werden.'^) Der frühere Eigenthümer hat, wenn er sich 



auf den Fall der persönlichen Haftung beschränkt, die Haftung des Pfandes bleibt also 
eine solidarische. Vgl. § 57 Anm. 20. 

'») D. H.G.B. 753, 2, 697, 2, 3. lieber das Verhältniss zu dem unredlichen Dritt- 
erwerber 8. unten § 58. 

»*) Ebd. 906, 908, 4. 909. 

3*) Ebd. 907. ' 

^) Strand.O. 27. Nach Merch. Sh. Act 470 und Norw. Seeges. 90 beträgt die 
Reklamationsinst ein Jahr, nach Schwed. Seeges. 185 und Ord. v. 1681 IV, 9 Art. 24 
Jahr und Tag, nach Russ. H.6.B. 1071 zwei Jahre, nach Wetb. v. Kooph. 558 zehn Jahre. 

^'') Strand.O. 28, 1, 35. Damit ist zugleich jedes private Strandrecht aufgehoben. 
Die Strand.O. 35, 4 überlässt es den Landesgesetzen, ob und in welcher Weise die etwa 
firüher Berechtigten dafür zu entschädigen seien. Versunkene Schiffe oder Schiffstheile, 
welche zur Freimachung der Rhede oder des Fahrwassers obrigkeitlich entfernt werden 
mussten, sind öffentlich zu versteigern. Soweit der Erlös die Kosten übersteigt, fällt er, 
wenn kein legitimirter Eigenthümer vorhanden, an die Seemanns- oder Ortsarmenkasse 
des Hafenortes. Strand.0. 25. — Aehnlich wie in der deutschen Strand.O. findet sich das 
beschränkte fiskalische Strandrecht Merch. Shipp. Act 471—475, Ord. v. 1681 IV, 9 
Art. 26, Schwed. Seeges. 185, Norweg. Seeges. 90. Vgl. Abbott-Shee 565. Das Russ. 
H.G.B. 1071 weist den Ueberschuss der nicht reklamirten geborgenen Gegenstände dem 
Kollegium allgemeiner Fürsorge zu. 
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nachträglich legitimirt, nur noch einen obligatorischen Ansprach wegen Be- 
reicherung-^^) 

Die ausländischen Seerechte behandeln den Fall der Wiedemehmongr eines 
von dem Feinde oder von Seeräubern genommenen Schiffes überwiegend nach 
der Analogie der Bergung.^®) Das H.G.B. 756, 3 hat sich mit der Frage nicht 
weiter befasst, sondern dieselbe den Landesgesetzen überlassen. 



^) Strand.O. 28, 2. Vgl. Brunn er a. a. 0. 815 f., der mit Recht auf den Wider- 
spruch zwischen dem am fiskalischen Strandrecht festhaltenden Gesetze und den Motiven 
desselben aufmerksam macht 

»») Vgl. Y. Martitz bei v. Holtzendorff, Rechtslexikon 8. Aufl. III, 1334 f. 
V. Ealtenborn II, 40—49. M. Pohls a. a. 0. III, 925—930. Abbott-Shee a.a.O. 
588-595. 



Abschnitt 7. 

Die Pfandrechte an Schiff und 

Ladung. 

(Von Herrn Professor Dr. B. Schröder zu Strassborg im Elsass.) 



L Die vertragsmässige Schiffshypothek. 



§ 56. 

Das moderne Civilrecht theilt bekanntlich, im Gegensatze zum rGmischen. 
die Abneigung des altdeutschen Rechts gegen die Hypothek an beweglichen 
Sachen: nur das Faustpfand ist hier zugelassen oder doch mit voller Rechts- 
wirkung ausgestattet.^) Neben gewissen Sachgesammtheiten , deren Besitz der 
Schuldner nicht gut entbehren konnte (wie Waarenlager, Viehheerden, Biblio- 
theken), bildeten aber schon im Mittelalter die Schiffe eine Ausnahme: die 
jüngere oder Stadtrechtssatzung ohne Besitzttbertragung, die bei allen einzelnen 
Fahmissstücken ausgeschlossen war, fand bei Schiffen ebenso gut wie bei Liegen- 
schaften Anwendung.*) Durch die Rezeption des römischen Rechts, welches 
zwischen beweglichen und unbeweglichen Sachen überhaupt keinen Unterschied 
machte, wurde diese Ausnahmestellung der Schiffe eine Zeit lang verwischt,^) 
und als sicli auf Grundlage der altdeutschen Rechtsideen das moderne Hypo- 
thekenreoht für Immobilien ausbildete, gedachte man jener Ausnahme zunächst 
nicht mehr, durch die ausgehende oder uneigentliche Bodmerei schien dem 
Ereditbedürfniss der Rheder ausreichend entsprochen zu sein (vgl. S. 248). 
Nur das preussisehe A. L.R., wie es für die Regeneration des modernen Hypo- 



1) Vgl. Band II S. 66. Goldschmidt, Handb. d. H.R. § 85 Anm. 9-15. 
Stobbe, Handb. d. deutsch. Priv.R. II, 681 f. Deutsche KoDk.0. § 40, KinlGes. 
§§ 12, 14. Ciy.Proz.O. § 709, EinfGes. § 23. Entwurf einer Eonk.O. (1875), Motive 
S. 196 f. Ueber das altdeutsche Recht vgl. Stobbe a. a. 0. U, 624 ff. 

>) Vgl. Stobbe a. a. 0. D, 626. v. Meibom, Das deutsche Pfandrecht 412 ff. 

') Einen Rest davon enthält noch Ord. toucb. la mar. v. 1681 U, 10 Art. 2 und 
nach einer allerdmgs vielfach bestrittenen Auffassung auch C. de C. 190. Vgl. Anm. 7. 
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thekenrechts bahnbrechend gewirkt hat, liess die Vergünstigung der Immobiliar- 
hypothek auch den Schiffen zu Theil werden, wenn auch zunächst in der ge- 
künstelten Gestalt eines fingirten Faustpfandes mit blos symbolischer Besitz- 
ttbertragung.^) Eine weitere Fortbildung durch die Vorschrift der Eintragung 
in öffentliche Register erhielt diese Einrichtung durch das portugiesische H.G.B. 
von 1833, das hoUftndisehe Wetb. t. Kooph. und die englisehe Merehant- 
Shlppinsr-Aet von 1854.^) Die durch diese Gesetze entwickelte Schiffshypothek 
wurde in dem preussischen EInftthrungBsresetze zum B« H.G.B. vom 24. Juni 
1861 weiter ausgebildet. Nachdem auch Italien,®) Frankreich,^) Belgien,^) 
und einige deutsche Seestaaten gefolgt sind, darf die Schiffshypothek nunmehr 
im wesentlichen als ein Gemeingut des europäischen Seerechts betrachtet werden. 
Die Bestimmungen des preussischen Einführungsgesetzes, welche ursprünglich 
eine blosse Fortbildung des A. L.R. sein sollten und nur in dem Geltungs- 
gebiete des letzteren Anwendung fanden,^) sind seitdem noch in Neuvorpommem 
und Rügen, ^^) Schleswig-Holstein^^) und Hannover ^^) in Geltung getreten und 



*) A. L.R. I, 20 §§ 800—328. Die Verpfändung wurde gerichtlich oder notariell 
auf dem Beilbrief und den Eigenthumspapieren des Verpfänders eingetragen. Der P£uid- 
gläubiger erhielt eine beglaubigte Abschrift der botreffenden Urkunden nebst Pfandver- 
merk; die Uebergabe dieses Dokumentes galt als symbolische üebergabe des Schiffes 
bez. der Schifispart selbst und diente als Vollziehungsakt der Verpftndung. Mehrfsu^he 
Verpfändungen rangirten nach dem Datum des Pfandvermerks. Der Gläubiger hatte 
alle Rechte eines Faustpfandglänbigers , so lange das Dokument sich in seinen Händen 
befond und der P&ndvermerk auf dem Beilbridf u. s. w. nicht gelöscht war. Einfaches 
Faustpfand an Seeschiffen war ausgeschlossen. Die Vorschriften des A. L.R. gelten noch 
heute im Bereiche der Binnenschi&hrt. 

») Portug. H.G.B. 1302. Wetb. v. Kooph. 315 f. Roll. Gesetz v. 21, Juni 1836 § 9 f. 
Merch. Shipp. Act §§ 66—83. 

«) Erstes ital. H.G.6. 285, 287. H.G.B. v. 1882 §§ 485—490. Das erstere hielt noch 
an der Fiktion fest, dass der Schiffer als Stellvertreter (custode) des Faustpfandgläubigers 
die Gewahrsam ausübe. War der Schiffer zugleich Rheder oder Mitrheder, so bedurfte 
es eines besonderen custode. Das neue H.G.B. hat dies aufgegeben. 

'^) Loi qui rend les navires susceptibles d'hypoth^que, ▼. 10. Dezbr. 1874, abge- 
druckt und von Mittermaier erläutert Zeitschr. f. H.R. XXU, 175 ff. Damit ist zu- 
gleich die an C. de C. 190 anknüpfende Streitfrage, ob die Gläubiger des Verkäufers das 
Schiff auch wegen anderer als der 191 als pririlegi^es bezeichneten Forderungen in An- 
spruch nehmen können, erledigt Vgl. Houzard, Revue crit de l^gist XXIII, 174 ff 
Bädarride II, Not. 44 — 50. — Nach Eintragung der ^^hypoth^que maritime** in ein 
öffentliches Register des Heimathshafens (auf Grund eines schriftlichen Pfandvertrages) 
wird die Verpfändung auch auf dem Cerdfikat vermerkt und dem Gläubiger ein Pfud- 
brief ausgefertigt. Der letztere kann an Order ausgestellt werden, ebenso nach Ital. 
H.G.B. 488. 

*) Belg. rev. H.G.B. H, 1, 134—155. Die Bestimmungen schliessen sich ganz an 
das französische Gesetz an. 

*) PreuBS. Einf.Ges. z. D. H.G.6., v. 24. Juni 1861, Art 59. 

10) Ges. V. 21. März 1868 § 33. Ges. v. 26. Mai 1873 §§ 48 ff. 

") Ges. V. 27. Mai 1873 §§ 48 ff. 

1') Ges. V. 27. Jan. 1879. Verwandte Einrichtungen bestanden schon auf Grund 
eines hannov. Ges. v. 14. Dezbr. 1864. 
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haben neuerdings im wesentlichen auch in OMenbnrt ^^) und MeeklembuTg* 
Schwerin ^^) Eingang gefunden. Hiernach erfolgt die Verpfädung Yon See- 
schiffen, welche in das Schiffsregister eingetragen sind,^^) sowie von einzelnen 
Schiffsparten ^^) durch Eintragung in das Schiffsregister,'^) welches insofern 
durchaus die Stellung eines Schifthypothekenbuches einnimmt. Ob daneben 
auch die Bestellung eines Faustpfandes an Schiffen zulässig, ist streitig. ^^) Die 
Eintragung wird sowohl auf der Yerpfändungsurkunde wie auf dem Certifikat 
vermerkt. Die Rangordnung der Gläubiger bestimmt sich nach dem Datum der 
Eintragung. ^^) Das Pfandrecht geht auch gegen jeden dritten Erwerber des Schiffes 
oder der verpfändeten Part.^^) Im Konkurse des Schuldners gewährt es dem 
Gläubiger an nur den Schiffsgläubigem (§ 57) nachstehendes Absonderungs- 
recht'') und im Falle einer in das Vermögen des Schuldners verhängten Zwangs- 
vollstreckung ein Vorzugsrecht vor dem durch gerichtliche P&ndung oder Arrest 
bewirkten Pfandrecht. '') Die Schiffshypothek erlischt durch den im Inlande 
unter öffentlichem Aufgebot der Gläubiger erfolgten gerichtlichen Zwangsverkauf 
des Schiffes oder der verpfändeten Schiffspart sowie in dem Falle eines von 
dem Schiffer kraft seiner gesetzlichen Befngnbse (S. 86) bewirkten Nothverkaufs 
des Schiffes ; '') das Pfandrecht geht aber auf das noch nicht zur Auszahlung 

'^) Oldenb. Ges. v. 8. April 1876, betr. die Verpfändung von Seeschiffen, abgedruckt 
Zeitschr. f. H.R. XXU, 572. 

^*) Mecklenb-Schwer. V.O. v. 28. M&rz 1881, betr. die Verpfändung von Seeschiffen 
n. Schiffspapieren, abgedruckt 2ieit8chr. f. H.R. XXVII, 479. 

^^) Oldenburg lässt die Hypothek auch bei den nicht in das Schiffsregister einge* 
tragenen Schiffen zu, der Pfandvermerk wird bei diesen auf den Messbrief gesetzt. 

^^) Da A. L.R. a. a. 0. § 827 ausdrücklich bestimmt ist, dass die Verpfändung von 
einzelnen Schiffisparten nach denselben Regeln wie die ganzer Schiffe zu beurtheilen sei, 
so ergibt sich dies auch für die spätere preussische Gesetzgebung. Mecklenburg hält bei 
Schiffsparten an der Idee des symbolischen Faustpfandes fest, indem der Antheilschein 
übergeben wird. Dagegen erstreckt sich das Pfimdrecht der SchifiGsgläubiger stets auf 
das ganze Schiff. Vgl. Anm. 23 und § 57 Anm. 13, 20. 

^^) Oldenburg hat hierfür besondere Schifbpfandregister. 

1») Dafür Dernburg, Preuss. Priv.R. 3. Aufl. I, 876 Anm. 12. 

^^) Damit stimmen auch die angeführten ausländischen Gesetze sämmtlich überein, 
doch beschränken Frankreich und Belgien den Altersvorzug hinsichtlich der Zinsen auf 
die Rückstände der zwei bez. drei letzten Jahre. Nach § 26 des franz. Gesetzes von 
1874 kann der Rheder sich durch Vormerkung das Vorzugsrecht für später einzutragende 
Hypotheken offen halten, dasselbe gestattet das englische Gesetz v. 1854, §§ 76 ff., 
für Verpfändungen ausserhalb des Heimathshafens , unter Anwendung eines besonderen 
„certificate of mortgage". Nach dem m e eklen b. Gesetz v. 1881 § 11 können ansbezahlte, 
aber noch nicht gelöschte Hypotheken in dieser Weise vorbehalten werden. 

'®) Dies galt schon nach dem A. L.R., welches das durch Eintragung bewirkte 
Pfandrecht an Schiffen ausdrücklich mit allen Wirkungen des Pfandrechts ausstattete. 
Bei der altdeutschen Schi£fohypotbek konnte der Rheder ohne Genehmigung des Pfand- 
gläubigers keine Veräusserung des Schiffes vornehmen. Ueber das französische Recht 
vgl. Anm. 28. 

«) Konk.O. f. d. Deutsche Reich § 40, Einf.Ges. § 14. 

22) Civ.Pr.O. f. d. Deutsche Reich §§ 709, 710, 810. 

^^) D. H.G.B. 780, 767, 769. Durch die Art. 780, 2 ausgesprochene Modifikation 
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an den Schuldner gelangte Kanfgeld über.^') Abgesehen von diesen Fällen dauert 
die Schiffshypothek bis zur Löschung des Eintrages im Schiffsregister fort.^^) 

Die HansestSdte haben sich der Reformbewegung hinsichtlich der Schiffs- 
hypotheken noch nicht angeschlossen. Die aus dem römischen Recht über- 
nommenen Hypotheken und Privilegien sind durch die neuere Reichsjustiz- 
gesetzgebung gegenüber den Konkursgl&ubigem des Rheders sowie in den Fällen 
einer gerichtlichen Pfllndung oder eines Arrestes ihrer Wirkung entkleidet.*^ 



des Art. 769 ist die Hypothek an Schifisparten reichsgeseizlich anerkannt Vgl. § 57 
Anm. 18, 20. Ist blos eine Part yerpfikndet, so kann der Gläubiger nur diese, nicht 
aber das ganze Schiff zum Zwangsverkaufe bringen (vgl. Art. 472). Anders das fran- 
zösische Gesetz § 18, wenn mehr als die Hälfte des Schifiis verpfändet ist Das letztere 
(§§ 19—26) gewährt auch bei freiwilliger Veräusserung dem Erwerber die Möglichkeit, 
das Schiff von den darauf lastenden Privilegien und Hypotheken zu befreien, indem er 
den Gläubigem die Wahl zwischen Abandon und Zwangsverkauf stellt. Die gegenüber 
den Privilegien geltoide Befreiung durch eine neue Reise unter einem neuen Eigenthümer 
(s. § 57 Anm. 26) findet bei den französischen Schiffshypotheken keine Anwendung. 
Dagegen gelten in den übrigen Seerechten für die vertragsmässige Hypothek dieselben 
Auf hebungsgründe wie für die privilegirten Pfandrechte. 

^) D. H.G.B. 767. Vgl. § 57 Anm. 30, 81. Die französische Schifi8h}i)othek 
ergreift im Falle des Untergangs des Schiffes die Versicherungssumme, nach dem 
preussischen Rechte geschieht dies nicht (vgl. A. L.R. a. a. 0. 309). Vgl. § 57 
Anm. 17. Die Fracht wird von dem Pfandrecht nur ergriffen, wenn die Verpfändung 
wahrend einer Reise des Schifft erfolgt ist (D. H.G.B. 441, vgl. A. L.R. a. a. 0. 311). 

^) Da indessen das Schiffsregister nicht wie das Grundbuch mit öffentlichem Glauben 
ausgestattet ist und nicht wie dieses für jeden redlichen Dritten formelle Wahrheit schafft 
(vgl. Dem bürg, Preuss. Priv.R. I, 3. Aufl. 87 6X so ist schwer abzusehen, was für eine 
Bedeutung die noch nicht gelöschte Hypothek nach Aufhebung der persönlichen Schuld 
haben soll. Klarer ist die Bestinmiung des mecklenb. Gesetzes, vgl. Anm. 19. Nach 
dem französischen Gesetz erlischt die Schiffshypotbek, falls die Eintragung nicht recht- 
zeitig erneuert wird, binnen drei Jahren. 

^^) Vgl- § 12 des Einf.G^s. z. d. Konk.O. und § 28 des Einf.Ges. z. d. Civ.Pr.O. 



IL Die Schiffsglänbiger/) 



§ 57. 

Schiffsgläabiger im Sinne des D. H.6.B. sind diejenigen Gläabiger, welchen 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ein priTileirirtes Pfandrecht an Schiff 
nnd Fracht (maritime lien) zusteht') Das Pfandrecht grttndet sich einzig bei 
der Bodmerei auf Yertrafy in allen übrigen Fällen auf das Gesetz. Dass den 
Forderungen, die aus der bestimmungsmässigen Verwendung des Schiffes zur 
Seefahrt entsprungen sind, unter bestimmten Voraussetzungen vorzugsweise ein 
Becht auf Befriedigung aus dem Schiffswerthe zukomme,') war zum Theil schon 
im Mittelalter anerkannt^) und die neueren Seerechte stimmen darin tkberein, 
dass dies von allen Forderungen aus Aufwendungen zur Erhaltung und Rettung 
des Schiffes aus einer Gefahr, und zwar ohne Rttcksicht auf die Art der Haftung 
des Rheders, ob persönlich oder unpersönlich, zu gelten habe.^) Diesen Stand- 



») D. H.G.B. V. Buch, 10. Tit (Art 757—779). PreuM. Entw. 681—688. Protok. 
2848-2914, 2928-2948, 4150-4158, 4168—4201, 4288, 4462 f., 4470 f., 4476 f., 4484- 
4487. Vgl. G. de C. 190-215. Span. H.G.B. 596-602. Portog. H.O.B. 1800—1810. 
Wetb. ▼. Kooph. 318—319. Belg. rev. H.G.B. II Art 8--6. Norweg. Seeges. 101, 105 f. 
Schwed. Seeges. 275-280. Ital. H.G.B. v. 1882 §§ 678—682. Die Privilegien des Finnl. 
Seeges. Art 11 — 15 haben die EigenthOmlichkeit, dass sie neben einem Abandonrecht 
des Rheders (Art 17 f.) bestehen; die Gläubiger können ihr privilegirtes Pfandrecht ohne 
Rücksicht auf die Frage des Abandons geltend machen (Art 241). — Litteratur: Lewis 
n, 147—173. Ehrenberg, Beschr. Haftung, H. Kapitel besonders § 47. v. Kalten- 
born I, 97-106, H, 338 ff. Abbott -Shee a. a. 0. 618—633. Pritchard a. a. 0. 
320-344, 1068 ff. 

>) D. H.G.B. 758 f , 762, 779. Die R.Konk.O. lAsst die Rangordnung der Absonde- 
mngsberechtigten unter einander unberührt Vgl. Entw. einer Konk.O. (1875), Motive 
S. 219f. — Vgl. Ehrenberg 284, 286. In England haben nur gewisse Klassen der 
Schifbgl&nbiger den unbedingten Vorzug vor der Schiffshypothek (mortgage). Vgl. Prit- 
chard 828, 338. 

«) Vgl. Protok. 2845. 

^) So bei der Heuerfordemng, dem Darlehen zum Bau eines Schiffes, den Ersatz- 
aDsprüchen der Ladongsinteressenten. Vgl. Seerecht von Amalfi c61 (Travers Twiss 
IV, 44 f.). Gonsol. del mare c. 13, c. 18, c 148 (Pard. II, 67, 72, 164. Trav. Twiss 
m, 84, 92). 

») Vgl. Protok. 2843 f. 
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ponkt der in rem versio nahm auch der prenssieche Entwarf, der sich im 
wesentlichen an die preuss. Konk.Ordn. von 1855 Abschn. 7 Tit. 1 anlehnte, 
ein, die Kommission machte sich aber von dieser zu engen Auffassung los, indem 
sie den Oesichtspimkt aufstellte, dass das der Führung des Schiffers anvertraute 
Seevermögen des Rheders als eine Art peculium zu behandeln sei, woraus sich 
ftlr den Rheder als Schuldner die unpersönliche Haftung, ftlr die Gl&ubiger 
aber der unbedingte Vorzug vor allen übrigen Gläubigem ergebe; man gab das 
für diese Fälle sonst anerkannte Abandonsystem zu Gunsten des Exekutions- 
systems auf,^) räumte aber den Gläubigem dabei dieselben Vorzüge ein, als 
hätte der Abandon zu ihren Händen stattgefunden J) Demnach zerfallen die 
Schiffsgläubiger des D. H.G.B. in zwei Klassen: 1. diejenigen, deren Forderangen 
aus in rem versio entstanden sind, gleichviel ob mit persönlicher oder unpersön- 
licher Haftung des Rheders, 2. den vorigen nachstehend alle übrigen Forderungen, 
soweit der Rheder nur unpersönlich verhaftet ist. 

Die Rangordnung der Schiffsgläubiger ist folgende. 

1. Unbedingt bevorsugrt^) sind 

a. die durch den Zwangsverkanf unmittelbar oder mittelbar entstandenen 
Kosten mit Einschluss derjenigen für Bewachung, Verwahrung und Erhaltung 
des Schiffes nebst Zubehör seit der Beschlagnahme oder seit der Einleitung 
des Zwangsverkaufs, demnächst 

b. die vor dieser Zeit, aber nach der Einbringung des Schiffes in den 
letzten Hafen (den Beschlagnahmehafen) entstandenen Bewachungs- und Ver- 
wahrungskosten. 

2. Relativ bevorzugt, so dass an erster Stelle die sämmtlichen aus der 
letzten Reise herrührenden oder nach Beendigung derselben entstandenen Forde- 
rungen nach der Reihenfolge der einzelnen Kategorien, sodann ebenso je die 
aus der nächstjüngeren Reise zur Befriedigung gelangen ^) : 



«) Vgl. Anm. 12. 

^) Vgl. Protok. 2843 ff. Das Schwed. Seegesetz hat sich dem vollständig angeschlossen. 

») D. H.G.B. 757, 1, 2, 770, 774, 2. Das Vorzugsrecht beschränkt sich hier auf die 
Befriedigung aus dem Schiffe. Vgl. Ehrenberg 287. 

») D. H.G.B. 771, 772, 774, 2. Vgl. Ehrenberg 289 f., 292. Der Vorzug der 
jüngeren Rechte vor den älteren ist auf diesem Gebiete mehr oder weniger von sämmt- 
lichen Seerechten angenommen, und zwar in Anknüpfung an 1. 5, 6 pr. D. qui potiorea 
(20, 4). Eine Modifikation erleidet dieser Satz bei den unter b aufgeführten Forderungen. 
Uebrigens hat der Vorzug der jüngeren Reise vor der älteren nur für die Pfandrechte 
am Schiff Bedeutung, nicht für (tiejenigen an der Fracht, da diese überhaupt nur relativ, 
nämlich an der Fracht „derjenigen Reise, aus welcher die Forderung entstanden ist*^, 
zur Geltung gelangen. Eine neue Reise im Sinne des Gesetzes ist jede Fahrt, die auf 
Grund eines neuen Frachtvertrages oder nach yollst&ndiger Löschung der früheren Ladung 
oder nach neuer Reiseausrüstung des Schiffes angetreten wird (760^ vgl. Ehrenberg, 
Beschr. Haft. 254 f.). Bodmereiforderungen aus einer mehrere Reisen umfassenden Bod: 
mereireise haben nur den Rang der ersten, dagegen Dienst- und Heuerforderungen 
der Schiffsbesatzung aus einer ebensolchen Heuerreise den Rang der letzten (jüngsten) 
Reise (771, 8 f.). Unter den aus derselben Reise entstandenen Forderungen findet nur 
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a. die öffentlichen Schiffs-, Schiffahrts- und Hafenabgaben (757, 3); 

b. die ans den Dienst- und Henerverträgen herröhrenden Forderungen 
der Schiffsbesatzung y nnd zwar auch wenn sie ans einer früheren, aber noch 
nnter denselben Heuervertrag fallenden Reise herrühren (757, 4, 771, 3); 

c. Lootsengelder, Hergangs-, Hülfs-, Loskanfs- und Keklamekosten, Bei- 
träge des Schiffs zur grossen Haverei, Fordenmgen aus Bodmereiverträgen 
und sonstigen Kreditgeschäften und Geschäften auf Borg,^^) welche der 
Schiffer als solcher (auch wenn er zugleich Bheder oder Mitrheder ist) ausser- 
halb des Heimathshafens in Nothfällen geschlossen hat (757, 5 — 7); inner- 
halb dieser Kategorie jedesmal Vorzug der jüngeren Forderung vor der älteren, 
wobei die aus Anlass desselben Nothfalles entstandenen als gleichzeitig gelten, 
während jüngere blos zur Anerkennung, Berichtigung oder Prolongation älterer 
Forderungen dienende Kreditgeschäfte nur den Rang der letzteren erhalten (773); 

(l. Forderungen wegen Nichtablieferung oder Beschädigung von Gütern 
und Reiseeffekten ;^^) 

e. Forderungen aus allen noch nicht erwähnten Rechtsgeschäften des 
Schiffers als solchen oder aus dem Verschulden einer Person der Schiffs- 
besatzung, insbesondere bei Nichtausführung oder mangelhafter Ausführung 
von Verträgen des Rheders durch die Schuld des Schiffers. ^^) 

Das Pfandrecht der gesetzlichen Schiffsgläubiger ergreift das Schiff nebst seinem 
Zubehör ^^) und die Bruttofraeht der betreffenden Reise, ^^) hinsichtlich der Dienst- 
eine Rangordnung nach Kationen (a— e) statt, innerhalb der einzelnen Kategorien be- 
stehen dagegen keine weiteren Vorzugsrechte, nur innerhalb der Kategorie c hat wieder 
das jüngere Recht den Vorzug vor dem älteren (773). Vgl. Protok. 2881 f. 

^^) Als Geschäfte auf Borg sind auch der Verkauf von Ladungstheilen zur Fort- 
setzung der Reise und die Baargeschäfte anzusehen, bei denen der Schiffer mit der 
Zahlung im Verzuge ist. Ehrenberg 293. 

") D. H.G.B. 757, 8. Vgl Ord. v. 1681 III, 1 Art. 11. C. de C. 191, 11, 280. 
PortDg. H.G.B. 1497. Wetb. v. Kooph. 313, 10. Span. H.G.B. 596, 11. Finnl. 12, 5- 
Belg. rev. H.G.B. H, 4, 18. Ital. H.G.B. 673, 7, 675, 11. 

") D. H.G.B. 757, 9, 10. Schwed. Seeges 275, 3. Vgl. Finnl. Seeges. 12, 5, 6. 
Dies sind vornehmlich die Forderungen, welche erst durch^das vom D. H.G.B. aufgestellte 
neue Prinzip unter die Schifbgläubigerforderungen aufgenommen sind. Dem Abandon- 
System folgen hier C. de C. 216, Span. H.G.B. 622, Portug. H.G.B. 1339, Wetb. v. 
Kooph. 321, Belg. rev. H.G.B. II Art. 7, Ital. H.G.B. 491—93. Vgl. Ehrenberg 178, 
208, 218 f, üeber Finnland vgl. Anm. 1. 

13) Vgl. oben S. 19 f. Ehrenberg, Beschr. Haftung 247 ff. — Das Schiff ist als 
Ganzes verhaftet. Der Satz „pignoris causa indivisa est'' findet insbesondere auch einer 
Rhederei gegenüber strikte Anwendung (D. H.G.B. 766): der einzelne Mitrheder kann 
seine Schifispart nur durch Zahlung der ganzen Schuld und nicht durch eine Raten- 
zahlung befreien. Vgl. S. 251 f., 301 und unten Anm. 20. Ehrenberg 278. 

^*) D. H.G.B. 758, 759. Sehr gut handelt hierüber Ehrenberg a. a. A. 250—256. 
Nur die Fracht und die Ueberfahrtsgelder (678), dagegen nicht was etwa sonst 
auf der Reise verdient ist, wie Antheile des Rheders an Berge- oder HülfBlohn (oben 
S. 295), Liegegelder, ünterhaltskosten für die Passagiere, Ersatzansprüche des Rheders 
für Auslagen u. dgl. m. Die Fracht selbst aber (bez. die üeberliegegelder) in dem 
ganzen Umfange wie sie geschuldet wird (als Ganzfracht, Distanzfiracht oder Fautfracht), 
ohne Abzug der Unkosten sowie etwaiger Frachtantheile des Schiffers oder der Schiffs- 

Handbnch des Handelsrechts. IV. Band. Abth. 1. 20 
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und Heaerfordenmg der Schiffsbesatzung auch die Fracht aus den fibrigen Reisen, 
soweit sie unter denselben Heneryertrag fallen (761). In Betreff der Bodmerei- 
forderung kommt es darauf an, welche Gegenstände verbodmet sind.^^ Ent- 
schädigungen, welche dem Rheder aus grosser Haverei oder aus der Ersatzpflicht 
dritter Personen wegen Verschuldung zu Theil werden, haften den Schiffs- 
gläubigern, so lange sie noch nicht vom Rheder eingezogen sind, als Sorrogftt 
der betreffenden Pfandobjekte. ^^) Hinsichtlich der Versicherungssumme ist dies 
nicht der Fall>7) 

Das Pfand- und Vorzugsrecht der Schiffsgläubiger nmfasst ausser der ur- 
sprünglichen Forderung auch die Zinsen und Kosten, bei der Bodmerei ausser- 
dem die Prämie. 1«) 

Im Gegensatze zu den Grundsätzen des Mobiliarpfandrechts geht das Pfand- 
recht am Schiffe unbeschränkt gegen Dritte.^*) 

Schuldner und darum eigentlicher Beklagter ist der Jeweilige Eigenthllmer 
des Schiffes, also der Rheder, gleichviel ob er zugleich persönlicher Schuldner 
ist oder nicht.'^) Doch wird in dem Falle eines Ausrüstungsvertrages der 



besatzung. Im Falle einer Unterverfrachtung haftet den Schiffsgläubigern die Charter- 
fracht, nicht die Eonnossementsfracht (vgl. jedoch S. 278), dagegen in dem Falle eines Aus- 
rüBtongsvertrages (D. H.6.B. 477) nicht die dem Schiffseigner zukommende Miethe, 
sondern die dem Ausrüster zukommende Fracht. Vgl. Ehrenberg 250. — Das P&nd- 
recht der Dienst- und Heuerforderangen erstreckt sich auf die Fracht der ganzen 
Heuerreise, das des Bodmereigläubigers eventuell auf die der ganzen Bodmereireise, 
auch wenn Heuer- und Bodmereireise ans mehreren Reisen zusammengesetzt sind (D. 
H.G.B. 761, 681). Ueber die Rangordnung in diesen Fällen s. Anm. 9. — Nach fran- 
zösischem Recht wird die Fracht nur in bestimmten Fällen (C. de C. 271, 280, 320) von 
dem Pfimdrecht mitargriffen ; auch nach englischem Recht haftet dieselbe nur in Bodmerei-, 
Haverei- und Bergungsfällen. Vgl. Abbott-Shee 679. 

") D. H.G.B. 762. Vgl. oben 8. 251 f. 

^^) D. H.G.B. 778. Vgl. Norw. Seeges. 99. Schwed. Seeges. 279. Finnl. Seeges. 13. 
Ital. H.G.B. 667. Belg. rev. H.G.B. H Art. 166. Vgl. Ehrenberg 257 f., 260. 

17) Vgl. Wetb. V. Kooph. 818, 321 a. £. Das A. L.R. II, 8 § 1530 dehnte den 
Abandon des Rheders bei Ersatzansprüchen der Ladungsinteressenten (im Gegensatze zu 
der Schiffshypothek, § 56 Anm. 24) auf die Versicherungssumme aus. Daran anknüpfend 
entschied sich preuss. Entw. 682 für die Surrogatsnatur der Versicherungssumme, diese 
Bestimmung ist aber in der Kommission gefallen. Anders Norweg. Seeges. 37, 106 und 
neuerdings in Anlehnung an das Gesetz v. 1874, welches die Schifbhypothek auf die 
Versicherungsgelder ausdehnt, die französische Praxis. Vgl. Lewis H, 168. Ehren- 
berg 258 Anm. 66. 

") D. H.G.B. 763. 

1») D. H.G.B. 758, 2. So schon Ord. v. 1681 II. 10 Art. 2 und sämmtliche neueren 
Seerechte. Vgl. Ehrenberg 264 f. Abbott-Shee 626. üeber die Stellung der Schiffs- 
gläubiger im Konkurse oder gegenüber einer von Dritten bewirkten gerichtlichen Pfändung 
des Schiffes vgl. R.Konk.O. 41, 8, Civ.Pr.O. 710. 

äo) D. H.G.B. 765. Vgl. So hm bei Grünhut, Zeitschr. f. d. Priv. u. öffentl. R. 
V, 33. v. Meibom, Mecklenb. Hypothekenrecht 39, 180 ff. Regeis berger, Bayer. 
Hyp.R 33, 35. Ist eine Rheder ei vorhanden, so kann die Klage gegen den Korrespon- 
dentrheder (D. H.G.B. 460) oder gegen jeden einzelnen Mitrheder (475) angestellt werden. 
Aber während man einen Mitrheder auf Gnmd einer persönlichen Verpflichtung nur nach 
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Ausrttster als Bheder behandelt, die Klage ist also gegen ihn zu richten, der 
wahre Rheder hat nur ein an bestimmte Voraossetzongen gebundenes Inter- 
yentionsrecht. *^) In allen Fällen hat der Kläger die Wahl, statt des Rheders 
den Schiffer als Vertreter dessen, den es angeht, selbst wenn das Schiff sich in 
dem Heimathshafen befindet, zu verklagen.^*) 

Der Klacreantra^ geht auf Zahlung, bei Vermeidung des Zwangs Verkaufs 
des Schiffes.^') 

Das Pfandrecht am Schiff, unbeschadet der Fortdauer einer etwa ausserdem 
vorhandenen persönlichen Schuld (442), erliseht in folgenden Fällen: 

!• reichsgesetzlich durch den im Inlande unter öffentlichem Aufgebot der 
Gläubiger erfolgten gerichtlichen Zwangsverkauf des Schiffes ;^^) 

2. ebenso im Falle eines ausserhalb des Heimathshafens von dem Schiffer 
kraft seiner gesetzlichen Befugnisse (S. 86 f.) bewirkten Nothverkaufs des Schiffes ; *^) 

3. landesgesetzlich auch bei freiwilligen Veräusserungen , wenn das Schiff 
sich im Heimathshafen befindet und auf Antrag des Erwerbers ein gerichtliches 
Aufgebotsverfahren zur Ermittelung der unbekannten Schiffsgläubiger stattge- 
funden hat, durch das gegen die nichtangemeldeten erlassene Ausschlussurtheil; *^) 



Verhälkniss seines Antheils belangen kann (474), geht die Klage des Schifbgläabigers 
gegen ihn auf das Ganxe (vgl. Anm. 13X vorbehaltlich seines ROekgrifi auf die übrigen 
Mitrbeder nach Verh&ltniss ihrer Schifbparten (467). Selbst wer eine Sohifispart im Wege 
des Zwangsverkaufes oder Nothverkaufes erstanden hat, wird als gewöhnlicher Mitrheder 
ohne die Rechtswohlthat der Theilung behandelt (769). Eine vorzügliche niastration 
f&r den Unterschied zwischen Real- und Personalobligationen. Vgl. § 55 Anm. 82. 

*^) D. H.G.B. 477. Die Intervention ist nur berechtigt, wenn der SchiffBeigner nach- 
weist, dass der klägerische Anspruch aus einer ihm gegenüber widerrechtlichen Ver- 
wendung des Schiffes entstanden ist und dass der Klftger darum gewusst hat. Vgl. 
Ehrenberg 282 f. 

M) D. H.G.B. 764. Vgl. S. 256, 297. Ehrenberg 265. 

») Vgl. Dernburg, Preuss. Priv.K 3. Aufl. I, 770. Sohm a. a. 0. V, 81 fl 
Ehren b er g 124, 277. Ueber die Deduktionseinrede des Beklagten wegen Verwendungen 
in das Haftgut vgl. Ehren berg 130 ff., 278 und über das Verfahren bei der Zwangs- 
Vollstreckung in Schiffe ebd. 267 Anm. 101. 

^) D. H.G.B. 767, 1. Vgl. C. de C. 193. Span. H.G.B. 600. Portug. H.G.B. 1308. 
Holl. Wetb. V. burgerl. regtsvordering 575. Belg. rev. H.G.B. II Art 6. Ital. H.G.B. 
678,1. Schwed. Seeges. 277. Finnl. Seeges. 15. Vgl. Abbott- Shee 619, 626. Ehren- 
berg 267 f., der auch die Frage nach der Wirkung ausländischer Zwangsverkäufe richtig 
davon abhängig macht, ob 1. das Aufgebotsverfahren beobachtet ist und ob 2. das aus- 
ländische Recht selbst den Zwangsverkäufen die ausschliessende Wirkung gegen die 
Schiffsgläubiger beilegt. Das Aufgebotsverfikhren erfolgt im Deutschen Reiche nach Vor- 
schrift der Civ.Pr.O. 828—836. Der Zwangsverkauf selbst ist der Regelung durch die 
Landesgesetzgebung überlassen (vgl. Anm. 23). Der Zwangsverkauf einer einzelnen Scbiffii- 
part ist für die Schiffsgläubiger ohne Einfluss. Vgl. Anm. 20. 

^^) D. H.G.B. 767, 2. Ehrenberg 269. 

2^) So im Ansohluss an D. H.G.B. 768 das preuss. E.G. z. H.G.B. 58 und das für 
Schlesw.Holst. v. 5. Juli 1867 § 80, femer hannov. E.G. 42, Oldenburg. E.G. 35, mecklenb. 
schwer. E. V.O. 76, 2, lüb. E.G. 19 , brem. E.V.O. 49. Das hamb. E.G. 57—64 entzieht 
den ausgeschlossenen Gläubigem nur das Vorzugsrecht, nicht das Pfandrecht als solches, 
auch findet das Aufgebotsverfahren nur bei Öffentlichen Verkäufen unter Leitung des 

20* 
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4. nach den Grundsätzen des Völkerrechts, wenn das Schiff in Folge einer 
Nehmung von einem kompetenten Prisengericht kondemnirt worden ist.^^) 

Geht das Schiff unter oder wird es reparaturunfähig, so verliert es seine 
Eigenschaft als Schiff, es wird im Schiffsregister gelöscht und von einem Pfand- 
rechte am Schiff kann demnach keine Rede mehr sein.^^) Die Schiffsgläubiger 
verlieren demnach die reichsgesetzlich anerkannten Yortheile, welche sich für 
sie aus der Gleichstellung der Seeschiffe mit den unbeweglichen Sachen ergeben: 
die von dem Besitz des Pfandes unabhängige Verfolgbarkeit ihres Anspruchs 
gegen jeden Dritten, das unbedingte Absonderungsrecht im Eonkurse und das 
Vorzugsrecht gegenüber einer gerichtlichen Pfändung. Dagegen erlischt das 
Pfandrecht an den Schiffstrümmem an sich nicht, als solches besteht es dem 
Rheder gegenüber fort, so lange sich die Schiffistheile in seiner oder des Schiffers 
Gewahrsam befinden, und an den in der Gewahrsam des Gläubigers selbst be- 
findlichen Theilen auch Dritten gegenüber; ob auch als bevorzugtes Pfandrecht, 
ist nach Landesrecht zu beurtheilen, ebenso die Frage, ob es auch ohne die Ge- 
wahrsam des Gläubigers Dritten gegenüber Bestand haben kann.*^) 

In den folgenden Fällen bildet eine Forderung den Gegenstand des Pfand- 
rechts der Schiffsgläubiger. 

1. Im Falle des Zwangsverkaufs des Schiffes geht das Pfandrecht der an- 
gemeldeten Schiffsgläubiger auf den Erlös über ^^) : sie haben bei der Vertheilang 
desselben den Vorzug vor allen niclitprivilegirten Pfand- und den persönlichen 
Gläubigern. 

2. Im Falle eines Noth Verkaufes haftet den Schiffsgläubigern die Kauf- 



Gerichts Anwendung. Das Aufgebotsverfahren erfolgt überall nach Maassgabe der 
R.Ciy.Pr.O. 823—836. — Die meisten ausländischen Rechte (eine Ausnahme machen u. a. 
Schweden, Seeges. 278, und England, Abbott. Shee 626} lassen die Pfandrechte der 
Schiffsgläubiger im Falle fireiwilliger Veräussening im Inlande erlöschen, wenn das Schiff 
auf die Gefahr und den Namen des Erwerbers eine neue Reise mitemommen hat und 
seit Antritt derselben eine gewisse Frist ohne Einspruch der Gläubiger verstrichen ist. 
Vgl. Ehrenberg 269 ff. Ord. v. 1681 ü, 10 Art. 2. C. de C. 193 f. Span. H.G.B. 599. 
Portug. H.G.B. 1307. Wetb. v. Kooph. 816. Bei einem Verkaufe auf der Reise schliessen 
die meisten diese Wirkung ans, nur Span. 601 und Portug. 1309 lassen die Präklndon 
der Schiffsgläubiger auch in diesem Falle eintreten, wenn dieselben nicht binnen sechs 
Monaten nach Rückkehr des Schiffes in den Heimathshafen Einspruch erheben. Nach 
Belg. rev. H.G.B. II, 6 und Ital. H.G.B. 678, 2 bewirkt jeder in der gesetzlichen Form 
vorgenommene und den Gläubigem kundgemachte Verkauf des Schiffes binnen 1 Monat 
resp. 3 Monaten nach der Eintragung desselbeD in das Register die Ausschliessung aller 
Schiffsgläubiger, die keinen Einsprudi erhoben haben. Befindet sich das Schiff ausser- 
halb, so datirt die Smonatliche Frist in Italien erst von der Rückkehr. 

^) Vgl. Ehrenberg 272 f. 

^^) Vgl. S. 34, Die rechtliche Existenz des Schiffes hört mit seiner körperlichen 
Existenz auf. Die Löschung im Schiffisregister beruht nur auf einer lex imperfecta und 
ist für die Privatrechte ohne Bedeutung. 

2») Vgl. Ehrenberg 273 ff. 

8<>) D. H.G.B. 767, 1. Belg. rev. H.G.B. II, 6 a. E. Schwed. Seeges. 277. Finnl. 
Seeges. 15. Ehren berg 256. 
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gelderforderong,'^) bei Beschädigung in grosser Haverei oder durch Yerschuldung 
eines Dritten der Haverei- oder sonstige Entsch&digunganspruch.'*) 

3. Von dem Pfandrecht an der Frachtforderung ist schon oben (S. 305 f.) die 
Rede gewesen. 

Auch hinsichtlich der unter 2 und 3 erwähnten Forderungen ist die Klage 
gegen den Rheder (bez. Ausrüster) oder den Schiffer als seinen Vertreter anzu- 
stellen.'*®) Der Klageantrag geht auf Zahlung, bei Vermeidung der Zwangs- 
vollstreckung in die Forderung.**) Die Abtretung der Forderung an einen 
Dritten ist den Schiffsgläubigem gegenüber unverbindlich, ihre Klage geht auch 
in diesem Falle gegen den Rheder.**) Ebenso ist hinsichtlich der Fracht- 
forderung eines auf der Reise veräusserten Schiffes zu entscheiden; der An- 
spruch des Erwerbers auf den Gewinn der laufenden Reise ist eine rein innere 
Angelegenheit der beiden Kontrahenten (H.G.B. 441). 

Sind die Gelder zur Auszahlung an den Schiffer gelangt, so dauert das 
Pfandrecht an den noch in seiner Hand befindlichen Summen fort.*^) Sind die- 
selben aber von dem Rheder (mittelbar oder unmittelbar) eingezogen oder hat 
der Schiffer sie ihm zukommen lassen oder für ihn verwendet, oder hat der 
Rheder auf seine Forderung verzichtet oder ihren Untergang durch chicanöse 
Prozessftthrung herbeigeführt, so erlischt wegen völligen Verschwindens eines 
unterscheidbaren Haftgutes die unpersönliche Haftung und an ihre Stelle tritt 
die mit keinem Vorzugsrechte ausgestattete besehr&nkt persSnliehe Haftung des 
Rheders bis zum Betrage des Ausfalls, welchen die Schiffsgläubiger durch die 
Entziehung dieses Exekutionsobjektes erleiden.*^) Hat der Rheder die einge- 
zogenen Gelder zur Befriedigung einzelner Schiffsgläubiger verwendet, so haftet 
er den übrigen nur, soweit er sie wissentlich verkürzt hat*^) 

In gleicher Weise erzeugt die unpersönliche Haftung eine beschränkt per- 
sönliche Haftung, wenn der Rheder, obwohl ihm die Schiffsgläubigerforderung 
bekannt ist, das Schiff einer neuen, nicht durch das Interesse seiner vornehmsten 
Gläubiger gebotenen Seereise aussetzt : er haftet den Schiffsgläubigem in diesem 
Falle bis zu ihrer vollen Befriedigung, soweit er nicht durch den Nachweis, 
dass das Schiff bei Antritt der neuen Reise nicht mehr so viel werth 






81) D. H.G.B. 767, 2. Schwed. Seeges. 277. Aehnlich bei allen öffentlichen Schifb- 
verkäufen Belg. rev. H.6.B. U Art. 6 a. £. 

^') S. Anm. 16. Ueber die Behandlung der Versicherungssumme Amn. 17. 

»») Vgl. D. H.G.B. 697, 2, 753, 2. Ehrenberg 276. 

^) Vgl. Anm. 23. Die Zwangsvollstreckung erfolgt nach Maassgabe der R.Civ.Pr.O. 
729 ff. 

^) D. H.G.B. 774, 3. Was hier von der Fracht gesagt ist, gilt ebenso von der 
Kaufgelder-, Haverei- oder sonstigen Entschädigungsforderung. Dass das Gesetz nicht, wie 
es den Anschein haben könnte, die Anstellung der Klage gegen den Cessionar verlangt, 
ergibt sich ans dem rein internen ICarakter der Cession. Vgl« Ehrenberg 276. 

»•) D. H.G.B. 767, 2, 774, 1. Ehrenberg 277. 

") D. H.G.B. 774, 4, 776, 778, 3. Schwed. Seeges. 280. Vgl. Ehrenberg 303 ff., 312. 

88) D. H.G.B. 775. 
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gewesen ist, seine Ersatzpflicht auf den damaligen Schiffswerth zn beschrftnken 
vermag.*®) 

Die persönliche Haftnng des Rheders tritt hier schon ein, weil er die Be- 
friedigung der Gläubiger aus dem Schiffe durch die Wiederaussendung desselben 
erschwert hat. Um so mehr ist der Kheder zur Schadloshaltung der Gläubiger 
verpflichtet, wenn das Schiff durch seine Schuld dem Untergange oder einer 
Werthsverminderung preisgegeben und die Befriedigung der Gläubiger dadurch 
ganz oder theilweise vereitelt wird.*^) 

Während in den vorstehenden Fällen die beschränkt persönliche Haftung 
erst aus einer Umwandlung der unpersönlichen Haftung (aus einer Aufhebung 
der Realobligation durch Beiseiteschaffung der res) hervorgeht, oder accessorisch 
daneben tritt, entsteht eine direkte beschränkt persönliche Haftung des Rheders, 
wenn das Schiff Güter (oder Reisende) auf seine Rechnung befördert hat: er 
haftet in Höhe des Betrages, welchen dritte Personen nach den Verhältnissen 
des Abladeortes zur Abladezeit an Fracht oder Ueberfahrtsgeldern hätten ent- 
richten müssen.*^) 

Einen Schadenersatzanspruch gegen deh Sehiffer wegen Verletzung seiner 
dienstlichen Pflichten haben die Schiffsgläubiger im Allgemeinen nicht. Eine 
Ausnahme besteht für diejenigen, deren Forderung aus einem Kreditgeschäft 
entstanden ist, femer für die Ladungsinteressenten und Reisenden, die Schiffs- 
besatzung und die Havereiberechtigten.^') 



3^) D. H.6.B. 777. Ehrenberg 306 f., 810. Daneben dauert das Pfandrecht am 
Schiffe fort. 

*o) Vgl. Ehrenberg 298 ff., 311. 

") D. H.G.B. 774 a. E. 678. 

*») D. H.G.B. 479. Vgl. S. 257. 284. 
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§ 58. 

Gesetzliehe Pfandreehte an der Ladung bestehen 

a. für den Verfrachter hinsichtlich der Fracht nebst allen Nebengebflhren 
nnd Auslagen,^) 

b. für den Transportunternehmer hinsichtlich der Ueberfahrtsgelder,^) 

c. für die Vergütnngsberechtigten in grosser Haverei,^) 

d. für die Hülfs- nnd Bergongskosten.^) 

Von diesen bestehen die Pfandrechte zu a und b neben voller persönlicher 
Haftung,^) während in den Fällen zn c und d zunächst nur unpersönliche 
Haftung stattfindet.*^) Ein organischer Zusammenhang zwischen Pfandrecht und 
unpersönlicher Haftung, wie das H.G.B. ihn für die zweite Klasse der Schiffs- 
gläubiger angenommen hat (S. 304), ist hier nicht anerkannt; wer ausser den 
genannten Gläubigem eine Forderung mit unpersönlicher Haftung besitzt, hat 
darum noch keinen Anspruch auf ein gesetzliches Pfandrecht.^) 

1) D. H.G.B. 781. Protok. 2858. Schwed. Seeges. 281. FlnnL Seegee. 109. Ital. 
H.G.B. y. 1882 Art 671. Vgl. Kay, Law rel. to shipm. and seamen 318— dd9. Ehren- 
berg, Beschr. Haftung I. Kap., 2. nnd 8. Abschnitt üeber die verwandten gesetslichen 
PÜEmdrechte des Konmiissionärs, Spediteurs nnd Frachtführers Tgl. Endemann Bd. II, 
88 ff. Goldschmidt, H.B. d. HR. § 97. Laband, Zeitschr. f. H.R. IX, 425—482. 

«) D. H.G.B. 624. Protok. 2348—59, 3934—88. Ord. v. 1681 ÜI, 8 Art 24. C. de 
C. 280, 307 f. Span. H.G.B. 797. Portug. H.G.B. 1585. Wetb. v. Kooph. 487—490. Belg. 
rey. H.G.B. II, 81. Ital. H.G.B. 671, 4. Schwed. Seeges. 115, 281, 2. Finnl. Seeges. 109. 
Elay 818. Vgl. oben S. 207. Das englische Recht beschränkt das Pfendrecht auf die 
Fraditfordemng mit Ausschluss der Nebenkosten. 

«) D. H.G.B. 675. Schwed. Seeges. 125. Wetb. ▼. Kooph. 588. Belg. rev. H.G.B. H, 
124. Kay 322. Vgl. oben S. 232. Holland und Belgien dehnen das Pfondrecht auch auf 
die Auslagen und Nebenkosten (z. B. für den Unterhalt des Reisenden) aus, die übrigen 
beschränken es auf das üeberfahrtsgeld, das allerdings von yomherein auch den Ersatz 
für Unterhalts- und andere Kosten enthalten kann. 

^) Siehe S. 283. 

<") Siehe S. 295. 

•) Vgl. S. 198, 202, 210 f., 282. 

^) Vgl. S. 284, 295. 

^) Anderer Meinung Ehrenberg 119, 142 f., dem nur insofern Recht zu geben ist, 
als auch die Beitreibungs- und Berechnungskosten (z. B. die Dispachekosten, s. S. 274) das 
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Das yertragsmässige Pfandrecht des BodmereigrlSubigers wird den gesetz- 
lichen Pfandrechten hier ebenso gleichgestellt wie dem der gesetzlichen Schiffs- 
gläubiger für den Fall einer Verbodmung des Schiffes (S. 305). 

Den Gegenstand des Pfandrechts bildet bei der Bodmerei die ganze 
Ladung,^) bei Hülfs- und Bergungskosten die ganze gerettete Ladung. In beiden 
Fällen ist die Haftung eine solidarische, jedes Stück haftet für die ganze Schuld, 
die Einrede der Theilung ist wie die der Yorausklage ausgeschlossen.^^) Das 
Pfandrecht für die Fracht u. s. w. ergreift die Güter, für welche auf Grund 
desselben Frachtvertrages die Fracht zu entrichten ist, und zwar diese, soweit 
nicht Stückgutfracht ausgemacht ist, ebenfalls mit solidarischer Haftung.^^) Für 
das Ueberfahrtsgeld haften die von dem Reisenden an Bord gebrachten Sachen, 
selbstverständlich soweit sie nicht auf Grund besonderer Frachtverträge aufge- 
geben sind.^*) Die Haftung für die Beiträge zur grossen Haverei ist solidarisch, 
so lange die seerechtliche Gemeinschaft besteht; nach der Löschung haftet jedes 
Stück nur für seinen Antheil an der Schuld, die Schuld wird dispachirt.^^) 

Das H.G.B. enthält keine Bestimmung über die Frage, inwiefern das Pfand- 
recht auch solche Güter ergreift, die ohne oder wider den Willen des Eigen- 
thümers an Bord gekommen sind. Soweit es sich um die Ansprüche aus Fracht- 
oder Ueberfahrtsverträgen handelt, ist schlechthin die Analogie des gesetzlichen 
Pfandrechts des Frachtführers maassgebend,^^) die Frage erledigt sich also nach 
Vorschrift der Art. 306—308.^5) j)^ ferner die Auslagen des Schiffers fftr 
Bodmereigeber, Havereibeiträge und Hülfs- und Bergungskosten als Nebenkosten 



gleiche Vorrecht gemessen. Gesetzliche Pfandrechte an beweglichen Sachen bilden in 
dem modernen, an die deatschrechtlichen Grundsätze sich anschliessenden Privatrecht die 
Ausnahme, die darüber erlassenen gesetzlichen Bestimmungen unterliegen daher der 
strengen Auslegung, welche jede Ausdehnung auf verwandte Fälle ausschliesst. Auch 
Il.Eonk.0. 41 , 8 beruft sich nur auf die ausdrücklichen Bestimmungen des H.G.B., 
während die CLv.Pr.O. 709, 2 sich einfach auf die Konk.O. bezieht Von dem gesetzlichen 
Pfendrecht des Versicherungsnehmers an der Seeversicherungspolize (H.G.B. 893) 
ist erst im 8. Abschnitt zu handeln. 

») Vgl. S. 251 f. 

^0) Vgl. S. 256 Anm. 49, 295. Ehrenberg 128 f. 

^^) Die Haftung ist hier also eine relativ -solidarische. Sind mehrere Stücke in 
demselben Konnossement verzeichnet, so haftet jedes für die ganze Eonnossementsfracht; 
der Destinatar kann nicht verlangen, dass ihm gegen Entrichtung eines Frachtantheils 
einzelne Stücke herausgegeben werden. Dies gilt selbst wenn die Fracht nach Stückzahl, 
Maass oder Gewicht berechnet werden soll. Ueber analoge Fälle vgl. Grünhut, Kecht 
des Eomm.Handels 297 und Entsch. d. R.O.H.G.R. XIV, 108. 

^') Dagegen beschränkt sich das Pfandrecht nicht, wie Preuss. Entw. 582 wollte, 
auf die blossen Reiseeffekten. Vgl. Protok. 2511. Ob die Sachen als Passagiergut auf- 
gegeben sind, oder ob der Reisende sie bei sich behalten hat, macht keinen unterschied. 
Protok. 4039. 

»8) Vgl. 8. 280. 

") Vgl. Goldschmidt H.B. § 86 Anm. 41. 

i^>) Ueber diese in Bezug auf das Pfandrecht vgl. Bd. II, 71 f., 89. Goldschmidt, 
H.B. § 97 Nr. 2. 
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mit dem Pfandrecht für die Fracht eingetrieben werden dürfen,^®) so ergibt 
sich von selbst, dass die Gläubiger auch bei direkter Geltendmachung ihres 
Pfandrechts nicht schlechter gestellt sein können, dass sie also ebenfalls min- 
destens die Gunst der Art. 306 — 308 gemessen. Ein darüber hinaus gehender 
Anspruch lässt sich für den Bodmereigläubiger nicht begründen. Dagegen be- 
ruhen die Forderungen aus grosser Haverei sowie diejenigen aus Bergung oder 
Nothhülfe in unmittelbaren Aufwendungen für die Erhaltung der Güter, das 
Yerhältniss ist ein rein objektives, bei welchem die subjektive Frage, wie oder 
durch wen diese Güter auf das Schiff gekommen sind, ganz ausser Betracht 
bleibt. Das durch derartige Forderungen entstandene Pfandrecht ergreift dem- 
nach auch solche Sachen, welche dem Eigenthümer gestohlen oder auf andere 
Weise verloren gegangen sind.^^) 

Der Karakter der Ladungspfandrechte ist ein verschiedener. Während 
die Schiffspfandrechte (§§ 56, 57) entsprechend der Gleichstellung der Seeschiffe 
mit den unbeweglichen Sachen durchaus als Hypothek erscheinen, sind die dem 
Verfrachter zustehenden Pfandrechte wegen des Ueberfahrtsgeldes und der 
Fracht gresetzliehe Faustpfandreehte. Dasselbe gilt von den Pfandrechten wegen 
seiner für die Ladungsbetheiligten gemachten Auslagen (Anm. 16) und wegen 
aller Yergütungsansprüche aus grosser Haverei, indem der Schiffer als gesetzlicher 
Vertreter der Ladungsinteressenten auch das Pfandrecht derselben an den bei- 
tragspflichtigen Gegenständen durch seine Gewahrsam ausübt. ^^) Auch das 
Pfandrecht wegen der Bergungskosten Hesse sich als Faustpfandrecht konstmiren, 
insofern es die Verwahrung der geborgenen Gegenstände durch den Bergenden 
zur natürlichen Voraussetzung hat; liefert er die Güter pflichtgemäss an die 
Strandbehörde ab, so wird er von dieser in der Gewahrsam vertreten. Vertraut 
er sie aber dem Schiffer an, so kommt er in dieselbe Lage, in welcher sich 
Hülfskosten- und Bodmereigläubiger von vom herein befinden: sie haben ihr 
Pfandrecht, so lange die Güter noch in der Gewahrsam des Schiffers sind, durch 
Klage gegen diesen geltend zu machen, der Schiffer ist der gesetzliche Vertreter 
des beklagten Eigen thümers, er kann also, obwohl er bei eigener Verantwort- 
lichkeit verpflichtet ist, die Interessen der Pfandgläubiger wahrzunehmen 
(S. 257, 296), nicht gleichzeitig als Vertreter des Klägers im Pfandbesitz 
behandelt werden. Es ergibt sich, dass das Pfandrecht in diesen Fällen nicht 
Faustpfand, sondern Hypothek ist.^^) 



1«) D. H.G.B. 624, 615. Protok. 3925, 8937. 

1^ Vgl. Code ciy. 2102, 8. Auch R.Konk.0. 41, 7 behandelt das (allerdings nur im 
Falle der Zurückbehaltong anerkannte) Pfandrecht wegen Verwendungen als ein rein ob- 
jektives, ohne Rücksicht auf die Frage, wem die Sache gehört. 

*«) Vgl. oben S. 96 ff., 283f. Ehrenberg 46 ff., 112 f. 

^®) Zu weit geht Ehrenberg 119, der überall Hypothek annehmen will, wo die 
Verfolgung des P&ndrechts auch nach Uebergang des P&ndgegenstandes in die Gewahr- 
sam des Empfängers zulässig ist. Die Nichtrerfolgbarkeit gegen Dritte gehört nicht 
nothwendig zum Wesen des Faustp&ndrechts. Vgl. Goldschmidt, H.B. § 96 a. E* 
§ 97 Anm. 5—7. Laband a. a. 0. 472. 
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Aehnliche Yerschiedenheiten wie in der Begründung und dem juristischen 
Earakter zeigen sich in der Dauer und Terfolgrbarkeit der einzelnen Pfandrechte« 

1. Bei dem Ueberfahrtsgesehftft erscheint der Earakter des reinen Faost- 
pfandrechts am strengsten gewahrt: .,das Pfandrecht besteht nur so lange die 
Sachen zurückbehalten oder deponirt sind^ (H.G.6. 675, 2). Das Pfandrecht 
erlischt demnach, wenn die Sachen von Bord geschafft und ohne Widerspruch 
des Transportunternehmers in die Gewahrsam des Beisenden oder eines Dritten, 
der nicht Depositar des Gläubigers ist, gekommen sind. Die Frage, wie es im 
Falle heimlicher oder gewaltsamer Entfernung der Sachen aus der Gewahrsam 
des Unternehmers oder seines Depositars zu halten, ist in dem Gesetze nicht 
berührt. ^^) Da dieselbe Frage auch bei den übrigen Pfandrechten zu stellen 
ist, so werden wir sie erst weiter unten behandeln. 

2. Das Pfandrecht des Terfmchters für die Fracht nebst Auslagen und 
Nebengebühren „besteht, so lange die Güter zurückbehalten oder deponirt sind ; 
es dauert auch nach der Ablieferung noch fort, sofern es binnen dreissig Tagen 
nach Beendigung derselben gerichtlich geltend gemacht wird ; es erlischt jedoch, 
sobald vor der gerichtlichen Geltendmachung die Güter in den Gewahrsam eines 
Dritten gelangen, welcher sie nicht für den Empfänger besitzt" (H.G.B. 624, 2). 
Fast wörtlich gleichlautend mit dieser Bestimmung ist diejenige des Art. 409 
über das Pfandrecht des Frachtführers, nur dass der zweite Passus hier lautet: 
^es dauert auch nach der Ablieferung noch fort, insofern der Frachtführer es 
binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich geltend macht, und das 
Gut noch bei dem Empfänger oder bei einem Dritten sich befindet, welcher es 
für den Empfänger besitzt." Bei der Gleichartigkeit der beiden zu Grunde 
liegenden Geschäfte ist es undenkbar, dass die Abweichungen des Wortlautes 
eine prinzipiell verschiedene Behandlung andeuten sollten; sie erklären sieb 
offenbar aus einem Mangel in der Redaktion des Gesetzes. ^^) Daraus ergibt 
sich aber, dass das rechtzeitig geltend gemachte Pfandrecht nicht, wie es nach 
Art. 624 den Anschein haben könnte, auch gegen jeden Dritten geht, der erst 
später in den Besitz gekommen ist. Vielmehr ist, sobald die Auslieferung der 
Güter an den Emp^ger^') stattgefunden hat, die Verfolgung des Pfandrechts gegen 
dritte Besitzer unbedingt ausgeschlossen, auch wenn dieselben erst nach der 
Geltendmachung des Pfandrechts in den Besitz gekommen sind.^^) Das Pfandrecht 
des Frachtführers wie des Verfrachters ist reines Fanstpfandrecht ohne dingliche 



20) Vgl. Protok. 4039. 

^^) Preuss. Entw. 316 und 509 stimmten durchaus überdn, die Abweichungen sind 
erst in den Konmiissionsberathungen entstanden. 

^^ Darunter ist der Destinatar oder, wenn dieser die Ladung nicht abnimmt, der 
Befrachter zu verstehen. Vgl. Protok. 8987 f. Ehrenberg 115. 

^) Vgl. Goldschmidt H.B. § 80 Anm. 35, § 97 Anm. 20. Laband a. a. 0. 
472. Thöl, H.R. UI, 72. C. de C. 307. Portng. H.G.B. 1585. Wetb. v. Kooph. 
490. Belg. rev. H.G.B. II, 80. Ital. H.G.B. 672. Ueber Schweden und England vgl. 
Anm. 24. Span. H.G.B. 798 gestattet die Verfolgung gegen Dritte binnen 8 Tagen 
nach der Ablieferung, später nicht mehr. Das Finnl. Seeges. 113 schütst nur den red- 
lichen Besitzer. 
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Klage. Dagegen ist es vor dem des TransportimternehiDers insofern bevorzugt, 
als es durch die Aasliefenmg der Gflter an sich nicht erlischt, sondern dem 
Empfänger gegenüber in Kraft bleibt, wenn es nur binnen der gesetzlichen Frist 
von 3 bez. 80 Tagen gerichtlich geltend gemacht wird.'^) Es handelt sich 
dabei nicht etwa um eine obligatorische Verpflichtung des Empfängers, die ihm 
ohne Zahlung anvertrauten Gflter auf Verlangen wieder zurflckzugeben,^^) viel- 
mehr dauert das Pfandrecht als solches fort, insbesondere auch den Ol&ubigem 
des Empftngers gegenüber.'^ Daraus ergibt sich, dass der Pfandbesitz des 
Frachtführers oder Verfrachters durch die Ablieferung an den Empfänger, der 
noch nicht gezahlt hat, ebenso wenig aufgehoben wird wie der des Kommissionärs, 
der „noch in der Lage ist^ , mittelst der Konnossemente, Ladescheine, Lager- 
scheine oder sonstwie Aber die Gttter „zu verfttgen^.'^) Der Empftnger (oder 
sein Stellvertreter) wird demnach als blosser Vertrauensmann des Frachtfllhrers 
oder Verfrachters, als Detentor in dessen Namen behandelt'^) Diese Fiktion 
hdrt auf, sobald er zahlt oder Kaution leistet, oder sobald der Gläubiger die 
Frist zur Geltendmachung seines Bechts verstreichen lässt Von selbst wird sie 
hinfällig, wenn der Empfänger die Gewahrsam an einen Dritten, der nicht sein 
blosser Stellvertreter im Besitz ist, verliert (vgl. Protok. 2349); gelingt ihm 
aber durch possessorische oder petitorische Bechtsmittel die Wiederherstellung 
seines Besitzes, so tritt jene Fiktion und damit das Faustpfandrecht des 
Gläubigers sofort wieder ins Leben, '^ vorausgesetzt dass die gesetzliche Frist 
noch nicht verstrichen oder dass sie durch rechtzeitige Geltendmachung des 
Pfandrechts gewahrt ist. 

8. Das durch Bodmerei begründete Pfandrecht geht nach der Auslieferung 
gegen den Empfänger, „sofern die Ladung sich noch bei ihm oder einem Anderen 
befindet, welcher sie für ihn besitzt. Zum Nachtheil eines dritten Erwerbers, 



^) Vgl. Lab and a. a. 0. 472 f. Derselbe macht mit Becht auf den Ixrthum auf- 
merksam, als ob das P&ndrecht selbst nur 8 bes. 80 Tage dauere; die übrigens nach 
liaassgabe der Art 328 ff. zu berechnende Frist ist nur flkr die gerichtliche Gellend- 
machung des Pfandrechts bestimmt; hat der Gläubiger die Frist gewahrt, so unteriiegt 
sein Pfandrecht keiner zeitliehen Beschränkung weiter. Die Frist von 1 Monat findet 
sich auch Span. H.G.B. 798, dagegen beträgt sie 14 Tage (quinze jours) nach C. de C. 
307, Belg. rev. H.6.B. II 80, Ital. B.G.B. 672, Finnl. Seeges. 113, endlich 20 Tage nach 
Port H.G3. 1585, Wetb. v. Kooph. 490. Nach Schwed. Seeges. 288 und englischer 
Praxis (Kay a. a. 0. 835) geht das P&ndrecht durch die Ablieferung sofort vertoren. 
Gegen die fiilsehe Ansicht, welche dasselbe von dem französischen Rechte behauptet, 
vgl. Ehrenberg 114 Anm. 46. 

^) üeber derartige Fälle vgl. Entsch. d. BO.H.G.R. XIV 195, XXV 86 ff. Dem- 
bürg, Lehrb. d. prenss. Priv.R. I, 8. Aufl. § 859 Anm. 7. 

»•) RKonk.0. 41, 8. R.Civ.Pr.0. 709, 2. C. de C. 308. Belg. rev. H.G.B. H 81. 
Span. KG.B. 798. Wetb. v. Kooph. 490. 

") Vgl. Grünhut, Recht des Eomm.Handel8 296 f. Goldschmidt, H.B. § 78 
Anm. 24, § 75 Anm. 77, § 76 Anm. 63, § 98 Anm. 91. Entw. einer Konk.O. (Berlin 
1875), Motive S. 202. Konk.O., Einf-G. § 14. 

*^) Vgl. ThOl, H.R. m 70 Anm. 2. Eine Analogie bietet das Verhftltniss des 
Käufers zu der Ubergebenen, aber noch nicht bezahlten Waare. 

>*) Vgl. Ehrenberg 118. Kay a. a. O. 389. S. auch Anm. 35. 
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welcher den Besitz der verbodmeten Ladung in gutem Glauben erlangt hat, 
kann der Gläubiger von seinen Rechten keinen Gebrauch machen^ (H.G.6. 
697, 2, 3). Hinsichtlich der Bergungs- und Hftlfskosten wird lediglich auf die 
Analogie der Bodmerei verwiesen (753; 2). Von dem Pfandrecht des Haverei- 
bereehtigten heisst es nur, dass es „nach der Auslieferung der Güter nicht 
zum Nachtheil des dritten Erwerbers, welcher den Besitz in gutem Glauben er- 
langt hat, geltend gemacht werden^ kann (727). Es ist klar, dass die Ab- 
weichungen im Wortlaut auch hier nur auf einem Redaktionsmangel beruhen, 
während sachlich in allen drei Fällen übereinstimmende Grundsätze platzgreifen. 
Wird die Forderung von dem Schiffer im Namen des Verfrachters geltend ge- 
macht, wie bei Ersatzansprüchen des Schiffes aus grosser Haverei oder wegen 
der Auslagen, die der Verfrachter durch die Bezahlung der Gläubiger gehabt 
hat, so fliesst das Pfandrecht mit dem für die Fracht zusammen und unterliegt 
den unt«r 2 entwickelten Grundsätzen.'®) Machen dagegen die Gläubiger ihr 
Pfandrecht selbst geltend, so sind sie dem Empfönger gegenüber an keine Frist 
gebunden,'^) ausserdem haben sie, soweit dies nach btlrgerlichem Recht zulässig 
ist, eine Klage ^egen den unredlichen Dritterwerber,'^) während die Verfolgung 
des Pfandes zum Nachtheil solcher Personen, die den Besitz in gutem Glauben 
(d. h. in entschuldbarer Unkenntniss von der auf der Sache haftenden Schuld) 
erworben haben, unbedingt ausgeschlossen ist,'') selbst wenn die Sache wider 
den Willen des Empfängers aus dessen Gewahrsam gekommen sein sollte.'^) 

Die Frage, inwiefern das Ladungspfaudrecht gegen Dritte verfolgt werden 
könne, wenn keine Auslieferung an den Empfänger stattgefunden hat, die Güter 
aber anderweitig aus der Gewahrsam des Schiffers gekommen sind, ist im H.G.B. 
unerledigt geblieben und daher nach allgemeinen Grundsätzen des Handelsrechts, 
subsidiär nach bürgerlichem Recht zu beurtheilen.'^) Ein Verlust der Gewahrsam 



^) Vgl. Anm. 16. 

^^) Im übrigen sind die Verhältnisse dieselben wie bei dem P£ftndrecht des 
Verfrachters. Die Amn. 24 angeführten ausländischen Seerechte lassen die Fristen bei 
allen Pfandrechten gelten, England läset die letzteren allgemein durch die Ablieferung 
erlöschen. Schwed. Seeges. 283 gestattet die Verfolgung, wenn die Auslieferung der Güter 
ohne die Zustimmung des Püeuidgläubigers erfolgt ist 

**) Das H.G.B. hat darüber nichts festsetzen wollen, insbesondere sind die Be- 
stinmiungen zu Gunsten des gutgläubigen Besitzers nicht mit dem arg. e contr. dahin 
auszulegen, als solle die Verfolgbarkeit gegen den unredlichen Besitzer damit ausge- 
sprochen sein. Vgl. Protok. 2590, 4056. Lewis II 21. Nach Preuss. A. L.R. I 20 § 258 
ist auch gegen den unredlichen Besitzer keine Pfandklage mehr zulässig. Vgl. übrigens 
Anm. 29, 35. 

^) Gegen den redlichen Dritterwerber findet demnach keine Klage statt, und wer 
in gutem Glauben ein Faustpfandrecht an der Sache erworben hat, bleibt in seinem 
Vorzugsrechte unangetastet Die Bestimmungen des H.G.B. in dieser Beziehung sind 
durchaus klar. Die überfeine Erklärung von Ehrenberg 120 ff., 184, 188 kann weder 
ihn noch andere befriedigen. Mit dem D. H.G.B. stimmen Finnl. Seeges. 118 und Schwed. 
Seeges. 189, 2 überein, die übrigen (s. Anm. 24) schliessen die Klage gegen jeden Dritten aus. 

^) Vgl. Goldschmidt, HJl- § 80 Anm. 35. Ehrenberg 185. 

*^) Vgl. Anm. 20. Laband a. a. O. 471 Anm. 1 a. Nach Preuss. A. L.R. I 20, 
§§ 118, 119, 244 steht dem Gläubiger in unserm Falle die Pfiindklage gegen jeden Dritten 
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ist nicht anzunehmen, so lange der Gläubiger oder der Schiffer die Verfügung 
über die Gtkter, z. B. durch Konnossemente oder Lagerscheine, behält oder die- 
selben von ihm bei einem Dritten niedergelegt, sind. ^^) Werden sie von dem 
Yertrauensmanne weiterveräussert , so finden eventuell die Bestimmungen des 
Art. 306 Anwendung. 

Die Rangordnung unter den verschiedenen Pfandrechten bestimmt sich in 
der Weise, dass das wegen der Fracht und Ueberfahrtsgelder allen übrigen nach- 
steht, unter diesen dagegen das jüngere dem älteren vorgeht, während gleichzeitig 
oder doch durch denselben Nothfall entstandene als gleichberechtigt behandelt 
werden. ^^) Bei der Konkurrenz mehrerer Frachtforderungen (insbesondere aus 
Unterfrachtverträgen) und ebenso gegenüber konkurrirenden Pfandrechten etwaiger 
Frachtführer hat wieder die jüngere Forderung den Vorzug vor der älteren.^*) 
Die gesetzlichen Pfandrechte des Kommissionärs und die nicht durch den Trans- 
port entstandenen Forderungen des Spediteurs stehen in letzter Reihe.^^) 

Die Geltendmaehung des Pfandrechts erfolgt stets gerichtlich. Das des 
Verfrachters und Transportunternehmers wird bei dem Gerichte des Löschungs- 
ortes geltend gemacht, und zwar nicht durch Klage und eigentliches prozessua- 
lisches Verfahren, sondern durch gerichtliche causae cognitio auf Antrag des 
Gläubigers oder des Schiffers als seines Vertreters.*^) Eine Parteiverhandlung 
findet nur insofern statt, als der Ladungsbetheiligte oder sein Vertreter, wenn 
sie ortsanwesend sind oder auf das Aufgebotsverfahren sich einfinden, Anspruch 
haben, gehört zu werden. Auch Forderungen wegen Havereivergütung werden 
auf Antrag des Schiffers im Exekutionsverfahren erledigt, wofern dieselben durch 
vollstreckbare Dispache festgestellt sind>^) In allen übrigen Fällen bedarf es 



zu. Einen Anwendongsfall aus dem Gebiete des Eisenbahnfrachtgeschäfts s. Entsch. d. 
R.G. in Civils. I 255 ff. Ueber den analogen Fall des Vermiethers, wenn die Sachen 
des Miethers im Widerspruch mit seinem Pfandrecht entfernt sind, vgl. Entsch. d. 
R.O.H.G. VI 290 f. Entw. einer Konk.O. (Berlin 1875), Motive S. 211. v. Sarwey, 
Konk.O. S. 316. Goldschmidt, H.B. §97 Anm. 17, §98 Anm. 93 gesteht dem Pfand- 
gläubiger in unserm Falle nur die possessoriBchen Rechtsmittel und die actio spolii, aber 
keine dingliche Klage zu. Derselben Ansicht ist wohl auch Ehrenberg 135. Richtig 
ist nur, dass der Gläubiger das Pfandrecht bis zur Wiederherstellung seines Besitzes 
weder im Konkurse (R.Konk.O., Einf.Ges. 14), noch gegenüber einer gerichtlichen Pfändung 
(RCiv.Pr.O. 710) geltend machen kann. Vgl. Dernburg, Lehrb. d. preuss. Priv.R. I 
3. Aufl. § 357 a. E. 

8«) Die Ausübung des Pfandrechts im Wege der Nachnahme (H.G.B. 410) ist auch 
bei dem Seefrachtgeschäft nicht ausgeschlossen. 

»7) D. H.G.B. 781, 1. Vgl. Schwed. Seeges. 281. Finnl. Seeges. 109. Ital. H.G.B. 
671. üeber das Prinzip vgl. § 57 Anm. 9. Die Gleichstellung der Ueberfahrtsgelder mit 
der Fracht ergibt sich aus D. H.G.B. 678. 

3«) D. H.G.B. 411. Die analoge Anwendung auf das Seefrachtgesch&ft versteht sich 
von selbst. Vgl. Anm. 36. 

8») Vgl. Bd. II 90. 

*<>) D. H.G.B. 626, 629. Vgl. oben S. 208. Laband a. a. 0. 475 f. Goldschmidt 
a. a. 0., § 97 Anm. 33—36. 

*^) Vgl. oben S. 282, 286. üeber die Deduktionseinrede des Beklagten wegen 
Verwendungen auf die Sache vgl. Ehrenberg 130 ff. 
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einer Klage, nnd zwar auf Zahlung bei Yenneidang des Pfandverkanfs.^^) Die 
Klage geht, wenn es sich um Bodmerei, am Bergnngs- oder Hülfskosten handelt, 
vor der Ablieferang gegen den Schiffer, nach der Ablieferang gegen den Em- 
pfänger, als Vertreter dessen, den es angeht.^') In Fällen der grossen Haverei 
ist der Schiffer aktiv legitimirt, unbeschadet der Befugniss des Yergtttungs- 
berechtigten , die Klage selbst anzustellen.^^) Ist das Pfand in dritte Hände 
übergegangen, so entscheidet in allen Fällen das bürgerliche Recht, falls die 
Klage üb^haupt zulässig ist. 

Der Pfandverkauf erfolgt nach Maassgabe der Civ.Proz.O. §§ 712 ff/'^) 
Vergütungen aus grosser Haverei, Entschädigungen auf Grund von Ersatz* 
ausprüchen, sowie Kaufgelder, welche im Falle von Nothverk&afen des Schiffers 
kraft seiner gesetzlichen Befugnisse für die Güter eingegangen sind, unterliegen 
derselben Behandlung wie bei dem Rechte der Schiffsgläubiger.^®) 

Von den obligatorischen Verpflichtungen, welche dadurch entstehen, dass 
dem Gläubiger das Exekutionsobjekt widerrechtlich entzogen wird, ist schon die 
Rede gewesen>^) 



") Vgl. S. 256, 307. Protok. 2587 f. 

*») D. H.G.B. 697, 2, 753, 2. Vgl. S. 256, 297. 

^) Vgl. S. 288 f. 

^) Vgl. Goldschmidt a. a. 0. § 97 Anm. 37,38. Lewis (oben S. 208 Anm. 64) 
nimmt hinsichtlich des Verfrachters an, dass ihm auch das Recht des aussergerichtlichen 
Verkaufes zustehe. 

*^) D. H.G.B. 781, 2. S. oben S. 308 f. Vgl. Ehrenberg 104 f. C. de C. 428. 
Belg. rev. H.G.B. II 114. Ital. H.G.B. 667. Schwed. Seeges. 282. Finnl. Seeges. 109. 

*T) Vgl. S. 257 f., 283 f., 296, 309 f. 



IV. Die Verjährung der Pfandrechte/) 



§ 59. 

Die Forderungen der Schiffsgläabiger wie der Pfandgläabiger an der 
Ladung verjähren im Allgemeinen in einem Jahre, ^) und zwar ohne Rücksicht, 
ob die Forderung eine anpersönliche, also auf die Exekution in das Pfand be- 
schränkte, oder eine das ganze Vermögen des Schuldners ergreifende persönliche 
Forderung ist.^) £ine Ausnahme machen nur die Dienst- und Heuerforderungen 
der Schiffsbesatzung, wenn sie jenseits des Vorgebirges der guten Hoffnung oder 
des Kap Hörn, also in den Gebieten des Grossen oder des Indischen Ozeans 
entlassen ist, und die Entschädigungsansprtiche aus dem Zusammenstosse von 
Schiffen: beide veijähren erst in zwei Jahren>) 

Die Verjährung beginnt am Tage nach der Fälligkeit der Forderung,^) so- 
weit nicht im einzelnen Falle ein anderer Termin bestimmt ist.*) 

Die Wirkung der Verjährung besteht nicht nothwendig in dem völligen 
Untergange der Forderung. Dieselbe kann zwar nicht mehr zu Kompensationen 
oder Finreden benutzt werden, wofern die Verjährung zur Zeit der Entstehung 
der andern Forderung bereits vollendet war,^) dabei ist aber nicht ausgeschlossen, 
dass die erst nach der Entstehung der eingeklagten Forderung verjährte Gegen- 
forderung, falls das bürgerliche Recht nicht entgegensteht, allerdings noch in 
dieser Weise verwendet werden kann.®) 

>) D. H.G.B. V. Buch 12. Tit. (Art 906—911). Preuss. Entw. 689-4J91. Protok. 
2948-2973,4202—4211. Lewis U 400— 404. Ehrenberg, Beschr. Haftung 133 f., 279 ff. 

s) D. H.G.B. 906 pr. 909, 1. In internationalen Fällen richtet sich die Veijährung 
nach dem örtlichen Rechte der einzelnen Obligationen. Vgl. Zeitschr. f. H.R. XXH 88 f. 

») Ebd. 907. 

*) Ebd. 906, 1, 2. 

^) Ebd. 908, 4, 909, 2. 

^) Vgl. S. 112, 164, 286. Bei Forderungen aus dem Verschulden emer Person der 
Schiffsbesatzung, soweit es sich nicht um Beschädigung der Ladung oder der Reiseeffekten 
handelt, beginnt die Veijährung mit dem Ablaufe des Tages, an welchem der Beschädigte 
Kenntniss von dem Schaden erlangt hat (H.G.6. 908, 3). Ueber den Fall der Schiffs* 
koUisionen s. S. 290. 

^) D. H.G.B. 911. 

«) Vgl. Protok. 2970-73, 4203-4210. 



Abschnitt 8. 

Die Seeversicherung. 

(Bearbeitet yon Herrn Rechtsanwalt Dr. Reatz zu Giessen.) 



L Begriff. Bechtsnormen. Literatur. 

Terminologie. 



§ 60. 

Der Seeversicherungsvertrag des Deutschen Rechts ist ein wesentlich zwei- 
seitiger Vertrag, durch welchen der eine Kontrahent (Versicherer) dem anderen 
(Versicherten) einen Vermögensnachtheil, der in Folge eines, Schiff oder Ladung 
treffenden Unfalls der Seeschifffahrt diesem erwächst, durch Geld zu ersetzen 
verspricht, wogegen der Versicherte als Aequivalent für die vom Versicherer über- 
nommene Gefahr einen Preis (Prämie) zu zahlen sich verpflichtet. Das Versiche- 
rungsgeschäft ist für den Uebemehmer der Versicherung absolutes Handelsgeschäft, 
für den Versicherten (Schiffsrheder^ Ladungseigenthümer, Waarenkäufer u. s. w.) 
Handelsgeschäft nur dann, wenn es zum Betrieb seines Handelsgewerbes ge- 
schlossen wird, und für den Versicherungsnehmer für fremde Rechnung Handels- 
geschäft dann, wenn er es gewerbemässig betreibt.') Nach der Entwickelung, 
welche das Europäische und Deutsche Seeversicherungsrecht genommen, ist der 
rechtlich statthafte ökonomische Zweck der Seeversicherung nur der, einen 
Vermögensverlust, den die zerstörenden Kräfte der Natur, fremde menschliche 
Gewalt und sonstige zufällige Ereignisse herbeigeführt haben, durch Geld auszu- 
gleichen, wirklichen Schaden zu ersetzen, nicht aber, dem Versicherten einen 
über diesen Verlust hinausgehenden Gewinn zu verschaffen. Seiner ökonomischen 
Tendenz nach gehört der Versicherungsvertrag daher nicht zur Klasse der ver- 
mögenvermehrenden, sondern zu der der vermögenerhaltenden und sichernden 
Rechtgeschäfte, und insbesondere zur Klasse der Schadensersatzobligationen. 
Schadensersatz bildet den Gegenstand mannigfacher Obligationen, Vertrags- und 



1) H.G.B. Art. 271 pos. 3, Art. 273, 272 pos. 4. S. oben § 14 Bd. I S. 66, § 15 S. 77. 
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Deliktsobligatioueii , der Geschäfte des gewöhnlichen bürgerlichen und des 
eigentlichen Handelsverkehrs. Die Nonnen des bürgerlichen Rechts reichen aber 
nicht ans nnd passen nicht überall, um das Versicheningsgeschäft überhaupt und 
das Seeversichemngsgeschäft insbesondere den Bedürfnissen des Verkehrs ent- 
sprechend zu regiiliren. Der grosse Reichthom an Eigenthümlichkeiten der See- 
schiffahrt nnd des Seeversichernngsverkehrs hat im Laufe von fünf Jahrhunderten 
bei den verschiedenen seefahrenden Nationen zu einem besonderen Rechte geführt, 
das in der Deutschen Gesetzgebung eine praktisch und wissenschaftlich nahezu 
vollkommene Ausbildung gefunden hat. Prinzipiell haben Gesetz und Wissen- 
schaft nur die Aufgabe, die durch die Eigenthümlichkeiten des Seeversicherungs- 
verkehrs nothwendig werdenden besonderen Regeln festzustellen, allein die Auf- 
nahme gewisser für die Beurtheilung der 'Seeversicherungssachen unentbehrlicher 
Sätze des allgemeinen bürgerlichen Rechts und seiner Wissenschaft wird zuweilen 
deshalb nothwendig, weil jene Sätze unklar oder bestritten, oder Irrthümer in 
ihrer Anwendung zu befürchten sind. 

Das Seeversicherungsgeschäft wird beurtheilt: 

1. Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs 
und derjenigen Gesetze, welche an die Stelle einzelner Theile desselben ge- 
treten sind,-) und zwar zunächst nach den Bestimmungen des 11. Titels des 
5. Buchs: Ton der Versicherung gegen die Gefahren der Seeschiffahrt, — so- 
dann nach den Bestimmungen der übrigen Titel des 5. vom Seerecht handelnden 
Buchs, und schliesslich nach den Bestimmungen der vier ersten Bücher ; 

2. in Ermangelung solcher nach den seeversicherungsrechtlichen, dann 
seerechtlichen und sonstigen Handelsgebräuchen, ^) und 

3. in Ermangelung auch solcher nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte. 

Unter jenen Handelsgebräuchen ist Handelsgewohnheitsrecht zu verstehen, 
und unter den seeversicherungsrechtlichen Gebräuchen das Seeversicherungsge- 
wohnheitsrecht. In Deutschland mnss man drei Arten dieses letzteren unter- 
scheiden : partikuläres, gemeines Deutsches und gemeines Europäisches. Letzteres 
existirt in Wirklichkeit, und nicht bloss als allgemeines Recht; es ist das Recht, 
welches im Laufe mehrerer Jahrhunderte durch ein Zusammenwirken der im 
Versicherungsverkehr thätigen Kaufleute der seefahrenden Nationen Europas 
durch Uebung gleicher, gleichem Rechtsbewusstsein entsprungener Rechtssätze 
an verschiedenen Seeplätzen unseres Erdtheils in internationaler Handelsge- 
meinschaft geschaffen, und als gemeinsames Recht Europas sowohl von der 
Handelswelt wie von den Gerichten und der Wissenschaft anerkannt worden 
ist.^) Das gemeine Deutsche Seeversicherungsgewohnheitsrecht ist dasjenige 
Recht, welches sich in Ermangelung von Normen des Europäischen Rechts oder 



2) S. oben § 8, 9 Bd. I S. 34 ff. 

3) S. oben § 10 Bd. I S. 41 ff. 

*) Näheres bei Rea tz, Geschichte des Europäischen Seeversicherungsrechts I S. 5—13. 
Den speziellen historischen Nachweis dieses gemeinen Europäischen Seeversicherungsrechts 
werde ich an anderem Orte liefern. 

Handl)ach <3e^ Handelsrecht«. IT. Band. Abtb. 1. 21 
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abweichend von denselben für den Yersicherungsverkehr Deatschlands gebildet 
hat, und partikuläres Becht solches, welches im und für den Verkehr einzelner 
Theile oder Städte Deutschlands in gleicher Weise entstanden igt.*) 

Das Europäische Seeversicherungsrecht ist theils in Privatarbeiten (Samm- 
lungen und Verarbeitungen des im Verkehr und bei den Gerichten geübten 
Bechts), theils in Statuten kaufmännischer Körperschaften und Vereine, theils 
in Erlassen städtischer Behörden, theils in eigentlichen Landesgesetzen und 
theils in den für den Europäischen Versicherungsverkehr bestimmten Polizen zu 
Tage getreten. Die Sammlung dieser Quellen, der Nachweis ihrer Entstehung 
und ihrer Verwandtschaft, die Erklärung ihres Inhalts ist ebenso Aufglibe der 
Geschichtsschreibung, wie der Nachweis der Entstehung des durch das Deutsche 
Handelsgesetzbuch fixirten Seeversicherungsrechts auf der Grundlage des ge- 
meinen Europäischen und Deutscheu Bechts und mehrerer Partikularrechte, 
aber unter der kritischen und schöpferischen Bearbeitung einer Beihe von theils 
mit den Bedürfnissen und Anschauungen des modernen Versicherungsverkehrs, 
theils mit der Geschichte und dem Geiste des geltenden Yersicherungsrechts aufs 
Engste vertrauten Sachverständigen.^) 

Wissenschaftliche Bearbeitungen des jeweils geltenden Europäischen See- 
versicherungsrechts (vielfach vermischt mit dem besonderen Bechte eines be- 
stimmten Landes) haben fast alle seefahrenden Völker Europas und die Ver- 
einigten Staaten von Nord- Amerika geliefert.') 

^) Die an einem bestimmten Orte bestehenden besonderen Gebräuche pflegt man 
lokales Becht zu nennen. Das H.G.B. verweist hierauf: Art. 888 Nr. 4 „Gebräuche 
des Orts der Schadensermittelung", Art. 899 Abs. 2. „Der am Ort der Versicherung 
übliche Betrag der Bistomogebühr." 

^) lieber den Werth der Protokolle der Hamburger Kommission als Mittel der 
Auslegung des Gesetzes s. oben § 8 Bd. I S. 36 fif. 

'^) Das älteste Werk ist Petrus Santerna (Lusitanus), tr. de assecurationibus et 
sponsionibus. (Aus der 2. Hälfte des 16. Jahrhunderts.) Etwas später Benvenutus 
Straccha, Tr. de assecurationibus. (Venet. 1553.) Sigismundus Scaccia, Tr. de 
commercio (1618). — Deutschland. Magens, Versuch über Assekuranzen (1758). 
Benecke, System des Assekuranz- und Bodmerei - Wesens. Bd.. 1 — 5 (1805—1821). 
Dasselbe bearbeitet von V. Nolte Bd. 1, 2 (1851, 1852). Tecklenborg, System des 
Seeversicherungswesens (1862). M. Pohls, Seeassekuranzrecht Bd. 1, 2 (1832, 1843). 
Heise, Handelsrecht (Vorles. 1814 Ed. 1858). Lewis, Das deutsche Seerecbt Bd. 2 
(1878). — Frankreich. Valin, Commentaire sur FOrdonnance de la marine du mois 
d'Aoüt 1681 (1714). Em^rigon, Trait^ des assurances et des contrats ä la grosse. 
Bd. 1, 2 (1783). Locre, Esprit du code de Commerce. Bd. 1—4 (1807—1813). San- 
fourche • Laporte, Le nouveau Valin ou code maritime (1819). Pardessus, 
cours de droit commercial Bd. 1—5 (1831 Ed. 6 1856). Alauzet, Tr. g^neral 
des assur. Bd. 1, 2 (1843). Negrin, De Tescroquerie en matiere d'assur. mar. (1857). 
Frignet, Tr. des avaries (1859). Labraque - Bordenave, Tr. des assur. mar. en 
France et ä l'fitranger (1876). Cauvet, Tr. des assur. mar. Bd. 1,2 (1879, 1881). 
Droz, Tr. des ass. mar., du d^laissement et des avaries. Bd. 1, 2 (1881). — Eng- 
land. Park, A System of tbe Law of Marine Insurances. Bd. 1^ 2 (1787). Mars- 
hall, A. Tr. of the Law of Ins. Bd. 1, 2 (1802 Ed. Shee 1860). Arnould, A. Tr. 
on the Law of Mar. Ins. and Average Bd. 1, 2 (1848. Ed. 4 1872). Crump, The prin- 
ciples of the law relating to marine insurance (1875). B. Lowndes, A practical Trea- 
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• 

Wenn das Earakteristische des Seeversicherungsvertrags in dem Ver- 
sprechen des Ersatzes eines durch einen Unfall der Seeschiffahrt herbeigeführten 
Schadens besteht, so lässt sich auch annehmen, dass die Kontrahenten beim 
Vertragsabschlüsse Worte gebrauchen, welche dieses Moment in unzweideutiger 
Weise bezeichnen, dass also geradezu gesagt wird, der Versicherer verpflichtet 
sich, den dem Versicherten entstehenden Schaden zu ersetzen. Und in der 
That sehen wir, dass von jeher und bis auf die heutige Zeit herab in den 
über solche Verträge errichteten Urkunden (Polizen) diese Schadensersatzver- 
bindlichkeit ihren prägnanten Ausdruck gefunden hat. Allein das im münd- 
lichen Verkehr sich geltend machende Streben nach Wortersparniss und Kürze 
des Ausdrucks hat, wie bei andern Rechtsgeschäften des täglichen Lebens (Kauf, 
Miethe, Darlehn), so auch bei unserem Vertrag nach einem kurzen bezeichnen- 
den Ausdruck für jene Vertragsabschlusshandlungen gesucht und denselben in 
dem Stammworte „Versichern^ zu finden geglaubt. Die Bedeutung dieses 
Ausdrucks ergibt sich aus folgender Betrachtung. 

Zweck der Seeversicherung ist, einen in irgend einer Form verkörperten Geld« 
werth gegen die Gefahren der Seeschiffahrt für den Berechtigten dadurch sicher 
zu stellen oder zu sichern, dass letzterer den Ersatz des durch einen Unfall zer- 
störten Werths von einem Dritten sich versprechen lässt. Der so geschlossene Ver- 
trag ist das Mittel zur Erreichung jenes Zwecks. Im Verkehr hat man nun von 
jdier diesen Zweck als das Wesentlichste oder Hauptsächlichste angesehen, und 
sich demgemäss auch gewöhnt, das Versicherungsgeschäft vorzugsweise von dieser 
Seite seiner Bestimmung aus praktisch zu handhaben, und alle bei ihm vorkommen- 
den Momente in Einklang mit der Sicherstellung eines Geldwerths zu bringen. 
Aehnliches, nur in kleinerem Massstabe, findet sich bei der Bürgschaft, die im 
Verkehr vorzugsweise vom Gesichtspunkt ihres Zwecks, der Sicherstellung einer 
Forderung aus aufgefassl wird. In Gemässheit jener Anschauung hat sich nun 
bei der Seeversicherung ein ganzes Sicherstellungssystem gebildet, welches im 
Grossen und Ganzen im Deutschen Rechte aufgenommen worden ist. Es besitzt 
seine eigene hier rezipirte Sprache, die ihren Ausgangspunkt in jenem „ Sichern '^ 
hat.*) Das „Versichern" ist ein erhöhtes, verstärktes Sichern, oder das Ver- 
setzen eines Objekts aus einem unsicheren in einen sicheren Zustand; das 
Versichern findet statt gegen übermächtige Gefahren, es ist das Sicherstellen 
eines Geldwerths gegen Seeunfälle, welche Form und Körper, in welchen er 



tise on the Law of Mar. Ins. (1881). — Italien. Baldasseroni, Delle assicuraadoni 
marittime tr. Bd. 1^ (Ed. 2 1801 — 1804). Sacerdoti, II contratto d'assicurazione 
(1874). — Holland. S. van L e e u w e n , Over de Ord. van assarantien (1780). Bynkers- 
hoeck, Quaest. jur. priv. 1. IV (1744). Goudsmit, Geschiedenis ran het Nederland- 
sche Zeerecht. Bd. 1 (1882). — Norwegen. Brand, Om soforsikring et tillag til 
soretten (1876). Dasselbe ins Deutsche Übersetzt: Ueber Seeversicherung (1877). — 
Amerika. Philipps, A Treatise on the Law of Ins. (1823). Duer, The Law and 
Practice of Mar. Ins. Bd. 1, 2 (1845, 1846). 

^) Ueber das secorum facere bei den Kanonisten vgl. Endemann, Das Wesen des 
Versicherungsgeschäfts in Goldschmidts Zeitscbr. Bd. 9 S. 302 ff., 319.' 

21* 
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znr Erscheinimg gelangt ist, vernichten können, ein Schützen gegen Unfälle und 
Gefahren. Beide Yertragskontrahenten „versichern'' , der eine sichert den 
Werth sich selbst, der andere sichert ihn jenem. Die Sprache hat für die beiden 
rechtlich ganz verschiedenen Handlangen des Versicherers und Versicherten nur 
einen Ausdruck, (etwa wie „leihen** beim Leihvertrag und Darlehn.*) Der Ver- 
sicherte sagt: ;,ich habe mein Schiff versichert, oder ich habe mich versichert, 
oder ich bin versichert'', um damit auszudrücken, dass er den Werth seines 
Schiffs sicher gestellt, oder dass er sich gegen einen etwa eintretenden Verlust 
gesichert habe, oder dass er und sein Vermögen dieserhalb gesichert oder sicher 
gestellt sei. Der Versicherer dagegen kann nur sagen : „ich habe Dein Schiff ver- 
sichert oder ich habe Dich versichert.*' „Versicherer'' ist der, dessen Vermögens- 
werth sicher gestellt ist, „Versicherer" der, der ihn sicher gestellt hat (etwa wie 
Schenker und Beschenkter). „Versicherungsvertrag^' ist das Rechtsgeschäft, durch 
welches das in Rede stehende Vermögensobjekt vermittelst des Werths- oder 
Schadensersatz Versprechens sicher gestellt wird; zuweilen wird es kurzweg „Ver- 
sicherung" genannt. Dasjenige Objekt bezw. derjenige Werth, der sicher gestellt 
ist, ist „Gegenstand der Versicherung'', „der versicherte Gegenstand''; „Schiffe, 
Güter, Fracht, Ueberfahrtsgelder können versichert werden", es ist dies eine „Ver- 
sicherung von Schiff, Fracht u. s. w." oder „die Versicherung bezieht sich auf Schiff 
und Fracht". Die Thätigkeit des Kontrahirens beider Theile wird „Abschliessen 
oder Eingehen der Versicherung", der Akt des Zustandekommens des Vertrags 
„Abschluss, Eingehung der Versicherung" genannt, das Eontrahiren des Ver- 
sicherten oder eines Dritten für ihn insbesondere „Versicherung nehmen", der 
Kontrahirende „Versicherungsnehmer" ; man kann sein eigenes oder ein 
fremdes Interesse (Vermögensobjekt) „unter Versicherung bringen", und es gibt 
mit Rücksicht hierauf eine „Versicherung für eigene Rechnung", eine ,, Ver- 
sicherung für fremde Rechnung'' und eine „Versicherung für Rechnung wen es 
angeht''. Gewisse Gegenstände werden „abgesondert ^ besonders, selbständig", 
andere zugleich „mit" einem andern Objekte versichert, es findet eine „Mit- 
versicherung" statt. Dm die Zeitdauer der Sicherstellung der Werthobjekte zu 
bezeichnen , redet man von der „Versicherungszeit", „Versicherung auf Zeit", 
„Dauer der Versicherung", die unter gewissen Voraussetzungen vom Gesetz „ver- 
längert'^ wird, und unter der „versicherten Reise" versteht man die vertrags- 
mässig bestimmte Route, welche das sichergestellte Werthobjekt einschlagen soll. 
Der „Versicherungswerth" ist der volle Geldwerth des sicher zu stellenden Objekts 
und die „Versicherungssumme" eine Geldsumme, mit und aus welcher der 
Versicherte vom Versicherer durch Zahlung sicher gestellt werden soll, üeber- 
steigt die Versicherungssumme den Versicherungswerth, so ist der versicherte 
Werth zwar völlig sicher gestellt, den überschiessenden Betrag der Versicherungs- 
summe aber fehlt es an einem Objekte der Sicherstellung; dies ist „üeberver- 
sicherung'*. Und ist ein Gegenstand durch eine oder mehrere Versicherungen 



^) Anders bei emtio et venditio, Kauf und Verkauf, locatio et conductio, Miethen 
und Vermiethen. 
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bereits sicher gestellt, so hat eine weitere Yersicherang , ,,DoppelversicheruDg'', 
ebenfalls keinen Gegenstand der Sicherstellung mehr. „Versichernngsgelder" 
endlich sind diejenigen Geldsummen, welche nach festgestellter Grösse des 
Schadens im einzelnen Falle zum Ersatz der durch einen Unfall vernichteten 
Werthe verwendet werden, und die schliessliche Sicherstellung des Versicherten 
herbeiführen. 

Als Mittel der Sicherstellung des Versicherten erscheint, wie oben erörtert, 
das im Versicherungsvertrag enthaltene Versprechen des Versicherers , dem 
Versicherten den Ersatz des durch einen Unfall zerstörten Werths zu prästiren. 
Auch fttr diese Seite des Versicherungsvertrags hat das Gesetz seinen bestimmten 
Ausdruck. Es spricht von einer „Verpflichtung des Versicherers zum Ersatz 
eines Schadens^', „derselbe haftet fttr den Betrag des Schadens^\ „er ver- 
gütet den Schaden^, „er bezahlt den Schaden" „und der Versicherte hat 
^Entschädigangsansprüche'*. 

Der Verkehr pflegt aber die Seeversicherung auch noch von einer dritten 
Seite aus zu betrachten, von der der Gefahr, und hat auch hierfür eine besondere 
Terminologie. Der Anlass der Versicherung ist die Furcht des Interesse- 
berechtigten vor den Gefahren der Seeschiffahrt, d. h. den möglichen und 
zufälligen Unfällen, die während der Reise Schiff oder Ladung, damit aber zu- 
gleich seine von denselben getragenen Werthe vernichten können. Sein Wunsch 
ist, die eintretenden Verluste von seinem Vermögen ab« und dem Vermögen 
eines Andern dadurch zuzuwenden, dass er sich den Ersatz seines Werthsver- 
lustes von diesem versprechen Iftsst. Die schädlichen Wirkungen jener Gefahren 
treffen den Versicherten alsdann nur vorübergehend, denn der Versicherer ersetzt 
ihm alsbald seinen Verlust. Diesen aber und sein Vermögen treffen sie schliesslich 
und definitiv. Auf diese Weise „übernimmt^* der Versicherer die Gefahren des 
versicherten Gegenstandes, während der Versicherte von denselben befreit wir4. 
Der Versicherer „trägt" oder „läuft die Gefahr^^ „die Gefahr beginnt für ihn 
zu laufen", sie „beginnt und endet" mit dem und dem Zeitpunkt („Beginn und 
Beendigung der Gefahr"), „die begonnene Gefahr läuft fort", „der versicherte 
Gegenstand ist den Gefahren der See ausgesetzt", man spricht vom „Umfang 
der Gefahr" und von der „Beurtheilung der Gefahr". Damach werden mt 
dem Worte „Gefahr" drei Dinge bezeichnet; einmal die Unfallsursache, wie 
Sturm, Blitz, feindliche Nehmung, sodann die Wirkung des Unfalls auf Sch^f 
oder Ladung, wie Sinken und Verbrennen, und schliesslich die Folge des Un- 
falls für das Vermögen des Interessenten, der Schaden als Werthverlust. 



II. Personen. Fähigkeit. Stellvertretung. Ver- 
sicherung für fremde Rechnung. 



§ 61. 

• 

Die Ftthigrkeit, als Versicherer, Versicherter oder Versicherungsnehmer eine 
Seeversicherong zu schliessen, besitzt nach Deutschem Seeversicherungsrecht Jeder, 
der Verträge überhaupt und Handelsgeschäfte insbesondere schliessen kann. Sie ist 
für keinen Stand oder Gewerbe aufgehoben oder beschränkt. Ohne besonderen 
rechtlichen Einfiuss ist es auch, ob und welche Personenverbindung auf der einen 
oder der andern Seite der Kontrahenten besteht, insbesondere ob auf der Seite 
des Versicherers die Uebemahme von Versicherungen im Grossbetrieb, und 
durch Aktien- offene oder welche sonstige Gesellschaft, oder im Kleinbetrieb 
oder als sporadisches Einzelgeschäft erfolgt. 

Beim Versicherungsgeschäft ist Stellyertretung zulässig. Insbesondere kann 
der Vertrag durch Stellvertreter geschlossen werden, sowohl vom und für den 
Versicherten, wie vom und für den Versicherer. Die Anlässe zur Stellver- 
tretung sind die bei Handelsgeschäften gewöhnlichen, die Verhinderung des 
Prinzipals, das Geschäft in eigener Person zu schliessen, und zwar rechtliche 
(Handlungs- und Dispositionsunfähigkeit) oder thatsächliche, wirkliche oder mehr 
oder weniger motivirte (Abwesenheit , Krankheit, Arbeitsüberhäufung, Mangel 
an Geschäftskenntniss) , oder durch Bequemlichkeit und nackten Willen ver- 
ursachte Verhinderung. Der Versicherungsvertrag ist als ein durch Stellver- 
treter geschlossener nur dann anzusehen, wenn die Vertragsschliessenden darüber 
einig sind, dass der eine Kontrahent als Stellvertreter einer bestimmten ab- 
wesenden Person kontrahire (wenn der Vertrag auf den Namen derselben 
geschlossen wird) und wenn das Stellvertretungsverhältniss (Vormundschaft, 
Prokura, generelles oder spezielles Mandat) wirklich besteht. Bestand es wegen 
Mangels eines Mandats noch nicht und handelte der Stellvertreter -Kontrahent 
bloss als negotiorum gestor eines bestimmten Dritten, so wird der Vertrag mit 
der Ratihabition des dominus negotii für diesen perfekt. Der Auftrag zur 
Stellvertretung kann ausdrücklich oder stillschweigend (durch konkludente Hand- 
lungen) ertheilt werden. Die durch Dunkelheiten oder Lücken im Versicherungs- 
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vertrag darüber entslekenden Zweifel, ob der Vertrag ein Stell vertretungsvcr- 
bältniss enthalte, werden nach den gewöhnlichen Äuslegangsregeln gehoben, nnd 
zwar sowohl nach denjenigen, die fttr die Erforschung des konkreten wirklichen 
Willens der Kontrahenten gegeben sind, wie nach denjenigen, die für den Fall 
der Unmöglichkeit der Erforschung eines bestimmten wirklichen Willens der 
Kontrahenten, als im Zweifel anwendbar aufgestellt sind. Nur für den Fall, 
dass bei der Versicherung des Interesses eines Dritten, selbst eines benannten 
Dritten , das Interpretationsmaterial mit Sicherheit nicht darauf schliessen lässt, 
ob ein Stellvertretungsverhältniss oder eine Versicherung für fremde Rechnung 
gewollt war, nur für diesen Fall des Zweifels gilt der besondere, den sonstigen 
gesetzlichen Interpretationsregeln vorgehende Satz, dass eine Versicherung für 
fremde Rechnung anzunehmen sei (Art. 787). 

Die allgemeinen Grundsätze von der Stellvertretung beim Abschluss der 
Handelsgeschäfte gelten auch hier.^) Das Geschäft wird thatsächlich vom Ver- 
treter, juristisch gilt es als vom Prinzipal geschlossen; letzterer ist der 
juristische Kontrahent, er ist Versicherungsnehmer und Versicherter. Das 
Geschäft ist sein Geschäft, es ist Versicherung für eigene Rechnung; die durch 
den Vertrag erworbenen Rechte werden ihm erworben, die daraus entstehenden 
Verbindlichkeiten entstehen ihm, und Beides nicht dem Stellvertreter, für 
welchen das Versicherungsgeschäft nach allen Richtungen hin ein fremdes ist, 
und der insbesondere auch nicht für die Zahlung der Prämie einzustehen hat. 
Er kann sich wohl durch besondere Vereinbarung hierfür verbürgen, allein seine 
Schuld ist dann nur eine accessorische , deren Dasein an der prinzipalen 
Schuld des Versicherten nichts ändert. 

Die Stellvertretung ist aber nicht bloss für den Abschluss des Versicherungs- 
vertrags, sondern auch für die Ausübung der durch denselben erzeugten Rechte 
und Verbindlichkeiten zulässig. Der Umfang der Legitimation des Vertreters 
bestimmt sich nach dem Inhalt des Stell vertretungs Verhältnisses. Der Auftrag 
zum Abschluss der Versicherung enthält für sich allein nicht auch den Auftrag 
zur Empfangnahme der Versicherungsgelder, und dieser nicht den Auftrag zum 
Verzicht auf dieselben. 

Eine Mischung von eigenem und fremdem Geschäft, von Kontrahiren in 
eigenem Namen und als Stell verteter ist die sog. Versieherung fttr fremde 
Beehnung. Der Versicherungsnehmer kontrahirt in eigenem Namen inso- 
weit es sich um die Verbindlichkeit zur Zahlung der Prämie handelt, und im 
Namen des Versicherten, als dessen Stellvertreter, insoweit es sich um den Er- 
werb und die Ausübung der aus dem Vertrag entspringenden Rechte handelt. 
Prämienschuldner ist daher der Versicherungsnehmer und nicht der Dritte, 
dessen Interesse versichert wird, und Versicherter oder Versicherungsgläubiger 
ist dieser Dritte, dessen Stellvertreter bezüglich aller erworbenen Rechte vom 
Abschluss bis zur definitiven Erlöschung der Versicherung der Versicherungs- 
nehmer ist. Bei dieser Versicherung sind zwei Arten zu unterscheiden. 



^) S. oben § 69—73. Bd. I S. 274-309. 
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1. Die gewöhnliche Art ist die durch einen Auftrag: des Interessenten 
veranlasste. Sie ist eine Yerkehrsnothwendigkeit. Der Anlass zu einem solchen 
Auftrag ist nicht, wie bei der gewöhnlichen Stellvertretung, Verhinderung des 
Interessenten überhaupt, sondern vorzugsweise Verhinderung wegen allzugrosser 
Entfernung seines Geschäftsitzes von dem des Versicherers, welche ein persön- 
liches oder schriftliches Verhandeln über die Modalitäten der einzugehenden 
Versicherung, den Abschluss des Geschäfts und die Wahrnehmung der Interessen 
während der Dauer der Versicherung und im Schadensfalle durch den Inter- 
essenten innerhalb der durch die Natur der Verhältnisse für die Vornahme 
dieser Handlungen stets kurz bemessenen Zeiten unthunlich macht. Der Auftrag 
zur Wahrung aller dieser Interessen wird daher an einen am Geschäftssitz des 
Versicherers oder in dessen Nähe domizilirten Geschäftsfreund gerichtet, der 
nach Prüfung der gegebenen Verhältnisse und nach seiner Einsicht die Ver- 
sicherung abschliesst, und von da an alle im Interesse des Versicherten liegenden 
Handlungen vornimmt. Alle, denn eine stückweise Beauftragung hat insofeni 
keinen Sinn, als die rasch wechselnden Verhältnisse eine rasche Entschliessung 
und Ausführung der Handinngen fordern, und die vorherige Korrespondenz 
zwischen den durch Welttheile getrennten Interessenten und Geschäftsfreunden 
zur Unmöglichkeit wird.^) Diese Erwägung scheint indessen nur eine reine 
Stellvertretung, auch bezüglich des Abschlusses zu rechtfertigen. Allein letztere 
pflegt aus folgenden Gründen undurchführbar zu sein. Der Versicherer hat von 
der gegenwärtigen Solvenz des in einem weit entfernten Lande wohnenden 
Versicherten in der Regel keine zuverlässige Kenntniss, er nimmt daher An- 
stand, diesem die Prämie zu kreditiren; und wenn er sie mit Grund kreditiren 



*) Es ist selbstverstäudlich, dass wenngleich die Versicherung für fremde Rechnung 
ihre Einführung den oben genannten Verhältnissen verdankt, und im Verkehr regelmässig 
nur beim Vorhandensein dieser Umstände geschlossen wird, doch auch irrationelle An- 
wendungen vorkommen, oder ganz besonders geartete Verhältnisse eine solche, geschäfte- 
mässig sonst nicht gerechtfertigte Anwendung erklären können. So kommt es im heutigen 
Verkehr häufig vor, dass ein Distanzverkäufer neben der Hauptverbindlichkeit aus dem 
Verkau&geschäft die Nebenverpflichtung übernimmt, die Versicherung der auf Grund des 
Verkaufs zu versendenden Waaren flir Rechnung des Käufers zu bewirken. Dies ist un- 
zweifelhaft in mancherlei Verhältnissen entschiedenes Bedürfhiss. Wenn aber der Ham- 
burger Käufer einer Schifbladung Theer, die von Archangel nach Hamburg gesendet werden 
soll, seinen Verkäufer in Archangel beauftragt, die Ladung f&r seine Rechnung zu ver- 
sichern, und dieser durch seinen Agenten in Hamburg bei einer dasigen Gesellschaft 
VersicberuDg nimmt, so sind diese Verhältnisse vom Standpunkt der Versicherung aus 
betrachtet, doch einigermassen abnorm. Denn der Käufer hat es viel leichter, seine ge- 
kaufte Waare in Hamburg selbst zu versichern, und vermeidet dadurch allerlei Ver- 
wickelungen. Wenn nun die Interessenten dennoch jene verschlungenen Wege einge- 
schlagen haben, so waren sie zweifellos von einem praktischen Bedürfhiss geleitet, allein 
dasselbe machte sich schwerlich im Gebiet der Versicherung geltend, und werden andere 
individuelle Gründe» vielleicht im Gebiet des Kreditirens liegende, Anlass zur Benutzung 
der Versicherung für fremde Rechnung als Mittel zur Erreichung anderer Zwecke gewesen 
sein. — Diese Betrachtungen knüpfen sich an die in R.O.H.G. XXI 171 ff., XXV 72 ff. 
mitgetheilten Fälle. 
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könnte, so ist ihre Einforderung und nöthigenfalls Einklngung mit Schwierig- 
keiten aller Art verbunden. Eine Yerbflrgnng des Versicherungsnehmers, selbst 
eine solche unter Verzicht auf die dem Bürgen zustehenden Einreden, ist für 
seine, des Versicherers, Geschäftsinteressen nicht genügend, für ihn muss der 
Versicherungsnehmer Selbstschuldner und alleiniger Schuldner sein. Aber auch 
die Interessen des Versicherten verlangen, dass er in keiner Weise Prämien- 
Schuldner werde. Denn in der Regel deckt er schon bei der Ertheilung des 
Auftrags seinen Versicherungsnehmer bezüglich der Prämie durch Baarzahlung 
Wechsel, Kompensation u. s. w. Zur Vermeidung einer Nachforderung und 
Doppelzahlung will und kann er nicht Prämienschuldner des Versicherers werden. 
Diese Erwägungen führten dazu, dass beim Abschluss der Versicherung für 
fremde Rechnung der Versicherungsnehmer alleiniger Prämienschuldner des Ver- 
sicherers werden und sonach in eigenem Namen kontrahiren solle. Anderer- 
seits war die Stellvertretung beim Erwerb der Rechte für den Versicherten 
nicht zu entbehren. Denn der Erwerb dieser Rechte zunächst in der Person 
des Versicherungsnehmers selbst wenn dieselben durch Cession auf den Ver- 
sicherten übertragen werden sollten, ist nicht möglich, weil eine Versicherung 
fremder Interessen zu eigenem Nutzen dem Wesen der Versicherung wider- 
spricht. 

Der Auftrag zur Versicherung für fremde Rechnung kann in beliebigen 
Ausdrücken ertheilt werden; Sache dar Interpretation ist es, im Falle von 
Zweifeln den wirklichen Willen des Auftraggebers zu ermitteln.^) Er kann in 
ausführlicher, das Wesen der Versicherung für fremde Rechnung vollständig 
beschreibender Weise ausgedrückt werden, allein an Stelle dieser Weitläufig- 
keiten hat der Verkehr einen kurzen präzisen Ausdruck gesetzt. Der in Calcutta 
wohnende Interessent ersucht seinen Geschäftsfreund in Hamburg: die mit dem 
Schiffe X von Hamburg nach .... bestimmten Waaren „für seine Rechnung*" zu 
versichern. Damit ist nach den Anschauungen des Verkehrs alles Wesentliche 
des Auftrags ausgesprochen, nämlich der Auftrag zum Abschluss des Vertrags 
mit irgend einem konvenirenden Versicherer und unter den für gut zu befindenden 
Modalitäten, der Auftrag zur Vornahme aller im Interesse des Auftraggebers 
als nützlich sich erweisenden Handlungen, und zur Empfangnahme und nöthigen- 
falls Einklagung der Versicherungsgelder. Dies ist der im Versicherungsverkehr 
festgestellte Sinn dieser Klausel. 

Der zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherer geschlossene 
Vertrag ist nur dann als Versicherung für Rechnung des dritten Interessenten 
anzusehen, wenn die Vertragschliessenden darüber einig sind, dass der Ver- 



') Ist der Auftrag generell ertheilt, so gilt der Beauftragte als berechtigt, die blossen 
Modalitäten der Versicherung nach eigenem Ermessen zu vereinbaren, z. B. die Höbe der 
Prämie, nicht aber, »eibständige von dem aufgetragenen Geschäfte völlig trennbare Neben- 
verträge zu echliessen, wie etwa die Versicherung einer neuen Reise nach Beendigung 
der im Auftrag versicherten ersten Reise. R.6. Entsch. Bd. IV S. 46 ff. Der Auftrag zur 
Versicherung einer Waare enthält nicht auch zugleich den Auftrag zur Versicherung eines 
additioneilen Quantums als imaginären Gewinns. R.O.H.G. XXI 172 f. 
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sicherongsnehmer die Prämie als Vertragsschuldner zahlen, bezüglich des Erwerbs 
und der Ausübung der aus dem Vertrag entspringenden Rechte aber nur be- 
auftragter Stellvertreter des dritten Interessenten sein solle, und wenn dieser 
Auftrag wirklich besteht. Der Konsens beider Kontrahenten kann in beliebiger 
Weise erklärt werden; Verkehr und Recht nehmen ihn als erklärt an, wenn 
die Worte: „für Rechnung des Herrn N. N. (Name des dritten Interessenten)^ 
gebraucht sind. Fehlte der Auftrag und bestand somit zur Zeit des Vertragsab* 
Schlusses das Stellvertretungsverhältniss nicht, so ist der Vertrag als Versicherung 
für fremde Rechnung ungültig, dem dritten Interessenten werden keinerlei 
Rechte erworben und für den Versicherer keinerlei Verbindlichkeiten erzeugt. 
Auch die nachträgliche Genehmigung des Geschäfts durch den dritten Inter- 
essenten macht es nicht gültig, weil die positive Zusage des Vorhandenseins 
eines Auftrags Bestandtheil der Willenseinigung geworden war (Art. 786). 
Dagegen haftet der Versicherungsnehmer, einerlei ob er dolos, nachlässig oder 
in gutem Glauben an die Existenz eines Auftrags handelte, für die volle Prämie 
(Art. 786). Denn bezüglich seines Prämienversprechens kontrahirte er nicht 
als Stellvertreter, sondern in eigenem Namen als Selbstschuldner, der schon 
nach allgemeinem bürgerlichen Rechte derartige, seiner Person widerfahrene 
Täuschungen auf seine Rechnung zu nehmen hat^) 

2. Die andere Art der Versicherung für fremde Rechnung ist die, bei 
welcher der Versicherungsnehmer ohne Auftrag, aus freien Stücken, und in der 
Absicht die gefährdeten Interessen seines abwesenden Geschäftsfreundes zu 
schützen, den Versicherungsvertrag schliesst. Der Geschäftsftlhrer erwägt auf 
Grund der ihm bekannten sachlichen und persönlichen Verhältnisse die Frage, 
ob eine Versicherung der Güter seines weit entfernten Geschäftsfreundes über- 
haupt und durch ihn als Stellvertreter in dessen Wunsch liege, und führt für 
die Bejahung derselben die Sorgfalt, Vorsicht und bisherige Uebung des 
abwesenden Interessenten, ferner seine eigenen geschäftlichen Beziehungen zu 



^) In der Kommission machte sich die Ansicht geltend, dass der gutgläubige Ver- 
Sicherungsnehmer von der Prämienzahlung zu befreien sei. Es wurde jedoch entgegnet, 
Fälle dieser Art kämen gewiss ausserordentlich selten vor, und es stünden desshalb keine 
erheblichen Bedenken entgegen, von der Unterscheidung zwischen gutem und bösem 
Glauben, durch welche das Gesetz allzusehr komplizirt werde, gänzlich Umgang zu nehmen. 
Dies empfehle sich auch desshalb, weil die im Prinzip gerechtfertigte Prämienzahlnngs- 
pflicht ein Kompelle für den Versicherungsnehmer sein werde, die Frage nach der Existenz 
eines Auftrags gründlich zu prüfen, und entweder seine Unsicherheit ausdrücklich oder 
durch die Klausel „mit oder ohne Auftrag" dem Versicherten anzuzeigen. — Diese Gegen- 
gründe dürften indessen nicht triftig genug sein. Es gibt Täuschungen, denen mit der 
grössten, im Handelsverkehr überhaupt geforderten Vorsicht nicht vorgebeugt werden 
kann, und sie im Interesse der Oekonomie des Gesetzes zu ignoriren, geht doch wohl 
nicht an. Der alleinige Grund für die Prämienpflicht des Versicherungsnehmers liegt 
darin, dass sein Irrthum über den Anlass zum Vertragsabschluss aus Gründen der Ver- 
kehrssicherheit in seinen Folgen nnr ihn und nicht den Gegenkontrahenten treffen kann. 
Geht doch das H.G.B. so weit, dass es den seine Vollmacht in gutem Glauben und in 
Folge eines unverschuldeten Irrthums überschreitenden Bevollmächtigten dem Dritten 
gegenüber persönlich haften lässt. S. oben § 73 Bd. I S. 306. 
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diesem an, und findet den Grund, warum ein Auftrag noch nicht ertheilt sei, 
darin, dass Krankheit, Ahwesenheit oder sonstige zufällige Umstände ihn an 
der Ertheilung desselben verhindert hätten, oder dass der den Auftrag enthaltende 
Brief bereits abgesendet, aber noch unterwegs oder verloren gegangen sei. 
Andererseits hat er aber auch zu erwägen, dass der abwesende Interessent 
immerhin einmal von der bisher beobachteten Regel der Versicherung seiner 
Güter tlberhaupt oder durch ihn absehen wolle, oder selbst eine Versicherung 
schon genommen habe oder noch nehmen werde. Bei dieser Unkenntniss der 
wirklichen Absicht des abwesenden Interessenten könnte er dem Versicherer 
vorschlagen, die Versicherung für Rechnung jenes unter Vorbehalt von dessen 
Genehmigung zu schliessen. Allein der Versicherer wird sich auf diesen Vor- 
schlag desshalb nicht einlassen, weil die Existenz seiner Prämienforderung 
einerseits und seine Schadensersatzverbindlichkeit andererseits ganz und gar dem 
Belieben des Versicherten anheimgegeben wäre, während er doch eine Gefahr 
nur dann übernehmen will, wenn seine Prämienforderung sicher steht. Wenn 
sich dann der Geschäftsführer ohne Auftrag, gerade wie der Mandatar, zur 
Zahlung der Prämie als Selbstschuldner verpflichtet, so könnte der Versicherer 
gegen den etwaigen weiteren Vorschlag, die Begründung des Stellvertretungsver- 
hältnisses zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherten in An- 
sehung des Erwerbs und der Ausübung der aus dem Vertrag entspringenden 
Rechte von dessen nachträglicher Genehmigung abhängigen machen, nichts ein- 
wenden. Aber die Interessen des Versicherten fordern , dass die Existenz des 
Stellvertretungsverhältnisses nicht von einer direkten Genehmiguung, deren Bei- 
bringung mitunter grossen Schwierigkeiten unterliegt, sondern bloss davon ab- 
hängig gemacht werde, dass der Versicherte die Versicherung nachträglich 
nicht zurückweise. Das Stellvertretungsverhältniss würde hiemach von der 
Eingehung der Versicherung an bis zur Zurückweisung oder ausdrücklichen 
oder stillschweigenden Billigung des Prinzipals kein wirkliches, sondern nur ein 
präsumtives sein. Und diese Auffassung entspricht auch dem Bewusstsein und 
Willen beider Kontrahenten, des Versicherungsnehmers und des Versicherers. 
Bei jenem bleiben nämlich die oben angeregten Zweifel, ob er für Rechnung 
seines Freundes versichern soll oder nicht, keineswegs ungelöst. Sind die 
Gründe für und wider gleich stark, so wird er als vorsichtiger und reeller 
Geschäftsmann sich entweder gar nicht in die Sache mischen, oder nur als 
negotiorum gestor mit Vorbehalt der Genehmigung Seitens des Interessenten 
kontrahiren. Wenn er es aber nach Erwägung aller Umstände für wahrscheinlich 
(in hohem Grade wahrscheinlich oder annähernd gewiss) hält, dass eine Ver- 
sicherung der Güter seines Ge schäf tsfreundes dessen Wunsch und Willen ent- 
spricht, auch dass derselbe l»^"^ schriftliche Ordre an ihn abgesendet habe 
oder abzusenden im Begriflfe r wenn er. es doch für wahrscheinlich 

hält, dass sein Geschäftsfreu> ' er von ^^^persicherung Kenntniss er- 

langt haben werde, dieselbe ^ 4 ^rde,^^^B|^ er die Versicherung für 

Rechnung seiaoyAeschäftsfrt; ^ ^''>' ^^^^^^olso einen bereits er- 

theilten oder ""^nden T ^^^^^^Htee Genehmigung. In 




332 ßuch 4. Abschnitt 8. Die Seeversicbening. 

dieser Eigenschaft eines präsumtiven Stellvertreters*) tritt er mit dem Ver- 
sicherer in Unterhandlung, setzt ihn von dem Mangel eines Auftrags und von 
seiner Absicht, als präsumtiver Stellvertreter für den Absender zu kontrahiren, 
in Eenntniss, und kontrahirt in eigenem Namen bezüglich der Prämienschuld 
und als Stellvertreter und im Namen des Abwesenden bezüglich des Erwerbs und 
der Ausübung der aus dem Vertrag für den Versicherten entspringenden Rechte. 
Beide Kontrahenten sind sonach über dieses präsumtive Stellvertretungsver- 
hältniss einig. Dasselbe besteht solange, bis eine Erklärung des Versicherten 
erfolgt, dass er jene Versicherung zurückweise. iSie kann ausdrücklich oder 
stillschweigend, und gegenüber dem Versicherungsnehmer und Versicherer ab- 
gegeben werden. Eine rechtsverbindliche Zurückweisung liegt auch darin, dass 
der Versicherte den durch den Versicherungsnehmer bereits zum vollen Werth 
versicherten Gegenstand späterhin nochmals gegen dieselbe Gefahr und auf 
dieselbe Zeit versichert, und bei Eingehung dieser späteren Versicherung seinem 
Versicherer anzeigt, dass er die frühere Versicherung zurückweise. Die Folge 
ist, dass das bisherige präsumtive Stell vertretungsverhältniss als von Anfang an 
nicht bestanden angesehen wird, und die erste Versicherung sonach keine rechtliche 
Geltung hat. Eine stillschweigende Zurückweisung wird auch dann angenommen, 
wenn der von der früheren Versicherung nicht unterrichtete Versicherer eine neue 
Versicherung auf dieselbe Zeit und gegen dieselbe Gefahr eingeht. Denn wenn er 
die Existenz der ersteh Versicherung gekannt hätte, so würde er wegen Ungültig- 
keit der Doppelversicherung entweder die erste gehilligt und die zweite nicht 
geschlossen oder die erste zurückgewiesen haben. Die Wahrscheinlichkeit spricht 
für die letztere Alternative, weil der Selbstabschluss der Geschäfte vor dem 
Abschluss durch Stellvertreter regelmässig mancherlei Vortheile voraus hat 
(Art. 794). Der Versicherungsnehmer ist selbst im Fall der Zurückweisung 
der von ihm genommenen Versicherung zur Zahlung der vollen Prämie ver- 
pflichtet, und nur im Fall einer Doppelversicherung kann er his auf die Ristomo- 
gebühr davon befreit werden. (Art. 794, 900.) 

Bei beiden Arten der Versicherung für fremde Rechnung ist es gestattet, 
die Person des Prinzipals (Auftraggebers oder Geschäftsherm) beim Abschluss 
des Vertrags nnbenannt und ganz oder mehr oder weniger unbezeichnet zu 
lassen (für Rechnung des Herrn XYZ, für dänische Rechnung), doch muss der 
Versicherungsnehmer immer einen bestimmten Prinzipal im Auge haben. ^) 
Demnach ist die Versicherung des sog. objektiven Interesses, d. h. zu Gunsten 
dessen, welchem zur Zeit des Unfalls dieses Interesse etwa zustehen könnte, 
ungültig. 

8. Es gibt Fälle, bei welchen es selbst im letzten Augenblick vor der 
nothwendig werdenden Versicherung dem Versicherungsnehmer unbekannt ist, ob 
für ihn ein eigenes oder fremdes Interesse in Frage steht. Diese Unkenntniss 



'*) R.O.H.G. XIV S. 128. 

«) Art. 785. Die Entscheidung des R.O.H.G. XIV S. 129, W sagt, dass immer 
schon bei Abschluss des Versicherungsvertrags ein indiriduell bestimmter, wenngleich 
nicht nothwendig gekannter Versicherer vorhanden sein müsse. 
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gründet sich entweder darauf, dass es zur Zeit überhaupt noch nicht entschieden 
ist, wer der wahre Interessent ist, indem dieser erst mit dem Eintritt einer Be- 
dingung bestimmt wird, oder darauf, dass das Ereigniss, welches die Person des 
Interessenten bereits festgestellt hat, zur Kenntniss des Versicherungsnehmers 
noch nicht gelangt ist. In diesen Fällen ist eine alternative Versicherung, eine 
Versicherung für eigene oder fremde Rechnung gestattet. Eine wirkliche Un- 
bestimmtheit, ob eigenes oder fremdes Interesse versichert ist, liegt nur im 
erstcren Falle vor; dieselbe wird erst mit dem Eintritt der Bedingung gehoben. 
Im zweiten Falle ist es bereits entschieden, ob Versicherung für eigene oder 
fremde Rechnung genommen ist, und nur den Kontrahenten ist es noch unbe- 
kannt. — Es gibt auch Fälle, in welchen ein Versicherungsnehmer nicht ver- 
rathen möchte, ob die zu versichernden Interessen eigene oder fremde seien. 
Das Gesetz gibt diesem Wunsche nach und gestattet auch hierfür eine alternative 
Versicherung eigenen oder fremden Interesses. Hier liegt von vornherein nicht 
nur eine bestimmte, sondern auch eine dem Versicherungsnelimer bekannte Einzel- 
vei*sicherung vor, und nur für den Versicherer ist es zur Zeit noch unbekannt, 
ob eine Versicherung für eigene oder fremde Rechnung besteht. — Zur Bezeich- 
nung dieser alternativen Versicherungen ist der Ausdruck: ^für Rechnung wen 
es angeht'' üblich, und unter diesem Ausdruck sollen jene verstanden werden.^) 
Ergibt sich bei einer solchen Versicherung, dass dieselbe für fremde Rechnung 
genommen ist, so kommen die Grundsätze über Versicherung für fremde Rech- 
nung zur Anwendung (Art. 785). 

Die durch Dunkelheiten oder Lücken eines Versicherungsvertrags darüber 
entstehenden Zweifel, ob er eine Versicherung für eigene oder eine solche für 
fremde Rechnung enthalte, werden nach den gewöhnlichen Interpretationsregeln 
gehoben. Kommt man hierbei za dem Ergebnisse dass der Vertrag jedenfalls 
nicht eine Versicherung für fremde Rechnung oder für Rechnung „wen es an- 
geht "" enthält, so gilt die Versicherung als für eigene Rechnung des Versiche- 
rungsnehmers geschlossen (Art. 785). 

Bei der Versicherung für fremde Rechnung ist, wie gezeigt, der Prinzipal 
(Auftraggeber oder Geschäftsherr) der eigentliche Versicherte und alleinige 
Gläubiger des Versicherers, während der Versicherungsnehmer nur dessen Beauf- 
tragter oder präsumtiver Stellvertreter hinsichtlich des Abschlusses des Vertrags 
und des Erwerbs und der Ausübung der aus dem Vertrag für ihn entspringenden 
Rechte ist. Daraus folgt, dass der Vei-sicherte den Auftrag jederzeit widerrufen 
oder modiiiziren, insbesondere nähere Anweisungen über die fernere Behandlung 
der Versicherung ertheilen kann, und dass er den Versicherungsnehmer zu ent- 
lassen, von nun an seine Angelegenheiten selbst zu besorgen, über die ihm zu- 
stehenden Rechte selbst zu verfügen, und im Schadensfall die Versicherungs- 



^) Auch die Klausel ^für eigene oder fremde Rechnung** ist im deutschen Verkehr 
gebräuchlich. R.O.H.G. X S. 130. (Fremde Ausdrücke: pour compte de qni il appar- 
tiendra — on account of whom it might concern — per se, e per conto di chi spetta, 
o di chi attiene — ). 
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gelder einzufordern, in Empfang zu nehmen und einzuklagen berechtigt ist. Mit 
der Zahlung dieser Gelder an den Versicherten ist die Obligation erloschen. 
Der Versicherer ist zur alsbaldigen Zahlung dieser Gelder an den Versicherten 
insbesondere dann verpflichtet, wenn über den Versicherungsvertrag eine Polize 
nicht errichtet worden ist, oder wenn der Versicherte die errichtete Polize in 
Händen hat und beibringt. Nur wenn und solange der Versicherte die Polize 
nicht beibringt, ist der Versicherer zu einem Aufschub der Zahlung berechtigt, 
weil er sich durch diese Zahlung dem im Besitz der Polize befindlichen Ver- 
sicherungsnehmer wegen der gegen den Versicherten in Bezug auf den versicherten 
Gegenstand demselben zustehenden Ansprüche verantwortlich machen würde 
(Art. 892 — 894). Aus der Gläubigereigenschaft des Versicherten und der Stell- 
vertretereigenschaft des Versicherungsnehmers folgt ferner, dass der Versicherer 
Forderungen, die ihm gegen den Versicherten zustehen, zur Kompensation 
bringen kann, nicht aber Forderungen, die er gegen den Versicherungsnehmer 
hat,®) mag der Versicherte selbst oder der Versicherungsnehmer fordern oder 
klagen.^) Die Klage muss erhoben werden, wenn der Versicherte selbst klagt, 
in seinem Namen , und wenn der Versicherungsnehmer klagt, im Namen des 
Versicherten. Dieser ist der eigentliche Kläger, und jener nur Prozessmandatar. 
Eide können daher nur dem Versicherten und nicht dem Versicherungs- 
nehmer zu- oder zurückgeschoben werden, wohl aber steht es in der Macht 



^) Art. 895. Daher auch nicht die Prämienforderung gegen den Versicherungsnehmer 
(Prot. VIII S. 4382 f.), es sei denn, dass die eventuelle Ersatzpflicht des ArL 816 be- 
gründet wäre. 

*) Voigt, Neues Arch. Bd. 4 S. 236 Not. 59 h&lt in einer Beziehung eine Aus* 
nähme für gerechtfertigt, indem nach Art. 893 und 894 dem klagenden Versicherongs- 
nehmer das Recht zuzugestehen sei, jene Kompensation in seinem Interesse soweit zu- 
rückzuweisen, als „die ihm auf den versicherten Gegenstand zustehenden Ansprüche er- 
reichen.^ Lewis, a. a. 0. S. 886 folgt ihm, und in den Hamburger Allg. Seever- 
sicherungsbedingcmgen von 1867 § 151 hat diese Beschränkung des Kompensationsrechts 
Anerkennung gefunden. Diese Ausnahme ist jedoch nicht begründet Vor allem ist sie 
prozessualisch nicht zu rechtfertigen ; der Beklagte kann jede gegen den Kläger ihm zu- 
stehende Einrede vorschützen, und der Prozessbevollmächtigte des Klägers kann die Ein- 
rede der Gegenforderung nicht damit beseitigen, dass er sich auf eine ihm selbst gegen 
seinen Prinzipal zustehende Forderung beruft. Wenn sodann das Gesetz die Ansprüche 
des Versicherungsnehmers gegen seinen Prinzipal zu schützen sich bereit gezeigt hat, 
so hat es ihm doch nicht geradezu ein Recht auf einen, dem Betrag seiner Ansprüche 
entsprechenden Theil der Forderung des Versicherten an den Versicherer eingeräumt, 
und hat auch nicht die Zahlung des letzteren an ersteren für nichtig erklärt. Nur wenn 
dies der Fall wäre, könnte man etwa sagen, eine Kompensation ist unzulässig in soweit 
die Zahlung nichtig ist. Das Gesetz hat aber die Gültigkeit der Zahlung nicht bean- 
standet, sondern nur den Versicherer dafür verantwortlich gemacht, dass er an den nicht 
im Besitz der Polize befindlichen Versicherten zahlt. Dieser Scbadensersatzanspruch 
würde also erst nach erfolgter Zahlung oder Kompensation entstehen. Schliesslich aber 
macht sich der Versicherer nur durch Zahlung verantwortlich, während die Kompensation 
mit der Zahlung nicht identisch ist. Uebrigens liegt auch nicht der geringste Grund vor, 
wesshalb die Gesetzgebung die Interessen des mit einer Forderung an den Versicherten 
versehenen Versicherers für geringer und des Schutzes weniger bedürftig ansehen soll, als 
die Interessen des Versicherungsnehmers. 
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beider Theile, den yersicheiungsnehmer als Zeugen zu benutzen und dadurch 
eidliche Aeusserungen desselben im Prozesse wirksam zu machen. ^^) Eine 
Klage des Versicherungsnehmers „für Rechnung wen es angeht^ gibt es nicht, 
es muss vielmehr in der Klage die Person des Versicherten klar hervortreten, 
und erforderlichen Falls der Nachweis geführt werden, dass diesem Versicherten 
das versicherte Interesse zur Zeit der Versicherungsnahme wie des Unfalls 
zugestanden, und dass diesen Vei*sicherten der eingetretene Schaden betroffen 

habe.^0 

Der Versicherungsnehmer ist als Beauftragter oder präsumtiver Stellvertreter 

des Versicherten auch ohne Beibringung einer besonderen Vollmacht desselben, 
wohl aber, falls über den Vertrag eine Polize errichtet worden ist, nur auf 
Grund dieser in seinem Besitz befindlichen Urkunde legitimirt, über die Rechte, 
welche in dem Versicherungsvertrag für den Versicherten ausbedungen sind, zu 
verfügen. So kann er behufs Eingehung einer neuen Versicherung auf die ältere, 
hinreichende Deckung nicht mehr bietende Versicherung verzichten, Sachver- 
ständige behufs Besichtigung und Schätzung der versicherten Sache wählen, 
Schiedsrichter behufs Entscheidung darüber, ob die versicherte Sache verkauft 
werden solle oder nicht, anerkennen und Transaktionen aller Art vornehmen 
(Prot. VIII, S. 4440 f.), insbesondere auch Vergleiche über geltend gemachte 
und bestrittene Schadensersatzansprüche schliessen. ^^) Der beauftragte Ver- 
sicherungsnehmer gilt auch als ermächtigt, die Versicherungsgelder zu erheben 
und einzuklagen, der unbeauftragte aber bedarf hierzu der Zustimmung des 
Versicherten.^^) 



10) R.O.H.G. X S. 128 ff. 

") R.O.H.G. XIV 126, 128. 

12) R.O.H.G. XIV S. 137. 

1^) Art 891. Diese letztere Bestimmung wird weder vom Interesse des Versicherers, 
noch von dem des Versicherten gefordert. Denn mit der Zahlung der Versicherungs- 
gelder an den Versicherungsnehmer erlischt des Versicherers Verpflichtung überhaupt, 
und er ist einer nochmaligen Forderung des Versicherten nicht ausgesetzt. So lange 
ferner der Versicherte von der Versicherung nichts weiss, können seine Interessen durch 
eine P>hebung der Versicherungsgelder Seitens des Geschäftsfllhrers ohne Auftrag nicht 
eigentlich verletzt werden, und er kann sofort nachdem er von der Versicherung in Kennt- 
niss gesetzt ist, im Falle begründeten Misstrauens gegen die Person des Versicherungs- 
nehmers für eine Erhebung der Gelder in anderer Weise besorgt sein. Allein man 
fürchtete, dass diese Legitimation ohne Auftrag missbräuchlich zu einer Versicherung 
ohne jegliches Interesse und zum Gewinn der Versicherungsgelder für den unter dem 
Schein eines Geschäftsführerj auftretenden Spieler benutzt werden könnte. Daher das 
Erfordemiss der Zustimmung des Versicherten. Praktische Nachtheile sind hiermit kaum 
verbunden. Der ordentliche Versicherungsnehmer wird alsbald nach geschlossenem Ver- 
trag seinem Geschäftsfreunde Mittheiluug hiervon machen und ihn um Bestätigung und 
weitere Ordre ersuchen. Bis zum Eintritt eines Unfalls, bis zur Aufstellung der Schadens- 
berechnung, Beibringung der Beläge und Zahlung der Gelder vergeht immerhin eine gewisse 
Zeit, welche zur Beibringung der Zustimmung benutzt werden kann. Die Nachtheile 
können dann wohl nur im Müssigliegen der Versicherungsgelder während eines verbält- 
nissmässig geringen Zeitraums bestehen. Sollte der Versicherer unsicher werden, so steht 
einer gerichtlichen Thätigkeit des Versicherungsnehmers behufs Sicherstellung des Anspruchs 
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Für die Klage des Versicherangsnehmers ist die Beibringung einer be- 
sonderen, vom Versicherten ausgestellten Prozessvollmacht nicht erforderlich and 
die desfallsigen Vorschriften der Zivilprozessordnnng sind demnach nicht mass- 
gebend. Denn die prozessrechtlichen Vorschriften der Reichsgesetee werden durch 
die Zivilprozessordnung nicht berührt. ^^) Die Legitimation wird in den Fällen, 
in welchen eine Polize ertheilt worden ist, durch diese bewiesen, und es be- 
darf nicht auch noch des Ausweises darüber, dass der Versicherte dem Ver- 
sicherungsnehmer zum Abschlüsse des Vertrags Auftrag ertheilt habe, oder im 
Fall der Versicherung ohne Auftrag der £inklagung der Gelder zustinmie. 
Wird dies vom Versicherer bestritten, so wird nicht die Prozesslegitimation des 
Versicherungsnehmers, sondern die Rechtsgültigkeit des Versicherungsvertrags 
bestritten. Die Polize tritt nicht etwa an die Stelle der Prozess vollmacht, 
sondern ist nur ein unanfechtbares Beweismittel für die stattgehabte Bevoll- 
mächtigung. Daraus folgt, dass die Polize erst dann vorgelegt zu werden 
braucht, wenn die Legitimation des Versicherungsnehmers vom Beklagten be- 
stritten wird, dass das Gericht den Mangel der Polize von Amtswegen niemals 
zu berücksichtigen hat, und das Verlangen gerichtlicher oder notarieller Be- 
glaubigung der Polize nicht gestellt werden kann. Dagegen kommen diejenigen 
Bestimmungen der Zivilprozessordnung zur Anwendung, welche sich auf den 
Inhalt und die Wirksamkeit der Legitimation beziehen, insoweit freilich die 
handelsrechtlichen Vorschriften nicht berührt werden. Darnach ermächtigt 
die durch die Polize zu beweisende Legitimation zur Einklagung der Ver- 
sicherungsgelder auch zur Vornahme aller diesen Rechtsstreit betreffenden Pro- 
zesshandlungen einschliesslich derjenigen, welche durch eine Widerklage, eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens und die Zwangsvollstreckung veranlasst werden ; 
zur Bestellung eines Vertreters, sowie eines Bevollmächtigten für die höheren In- 
stanzen, zur Beseitigung des Rechtsstreits durch Vergleich, Verzichtleistung auf den 
Streitgegenstand oder Anerkennung des vom Gegner geltend gemachten Anspruchs 
und zur Empfangnahme der von dem Gegner zu erstattenden Kosten. Die Legiti- 
mation zur Einklagung der Versicherungsgelder umfasst ferner auch die Vollmacht 
für das eine Hauptintervention, einen Arrest oder eine einstweilige Verfügung be- 
treffende Verfahren, und die vom Versicherungsnehmer vorgenommenen Prozess- 
handlangen sind für den Versicherten in gleicher Art verpflichtend, als wenn sie 
von letzterem selbst vorgenommen wären. ^^) — Ist eine Polize nicht ertheilt, so 
muss die Legitimation im Streitfall durch andere Beweismittel dargethan werden. 

Durch den Tod des Versicherten wird, falls derselbe Kaufmann und der Auftrag 
an den Versicherungsnehmer in seinem Handelsgewerbe ergangen war, Auftrag 
und Stellvertretungsverhältniss nicht aufgehoben, es sei denn, dass eine entgegen- 
gesetzte Willenserklärung vorliegt (Art 297). Durch den Tod des Versicherungs- 



des Versicherten unter den von der C.Pr.O.' aufgestellten Erfordernissen hichts im Wege, 
denn nur zur Einklagung der Versicherungsgelder bedarf er der Zustimmung des 
Versicherten. 

»♦) EinfGes. § 13. 
^'*) C.I»r.O. §§ 70 ff. 
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nehmers dagegen erlischt Auftrag und Stellvertretungsverhältniss, and kommen 
hierbei die Grundsätze des bürgerlichen Rechts tlber Mandat zur Anwendung. 

Ob und welche Ansprüche dem Versicherungsnehmer gegen den Versicherten 
zustehen, darüber entscheidet das bürgerliche Recht. Massgebend sind ins- 
besondere die Grundsätze des Mandats und der Negotorium gestio. Die An- 
sprüche selbst gründen sich entweder auf das abgeschlossene Versichemngs- 
geschäTt, und zwar theils auf die Prämienzahlung oder Prämienschuld und 
theils auf die durch das Stellvertretungsverhältniss veranlassten Kosten, Im- 
pensen und sonstigen Auslagen oder desfalls eingegangenen Verbindlichkeiten, 
oder auf Rechtsgeschäfte, welche sich sonst auf den versicherten Gegenstand 
beziehen, oder auf andere, mit diesem Gegenstand in keinerlei Verbindung stehende 
Rechtsgeschäfte. Zu jenen Geschäften gehören insbesondere Vorschüsse, welche 
der Versicherungsnehmer behufs Empfangnahme, Verschiffung und Instandhaltung 
des versicherten Gegenstandes geleistet hat. Auch die aus dem Versicherungs- 
geschäft selbst erwachsenen Ansprüche beziehen sich auf den versicherten Gegen- 
stand. Zum Schutz dieser beiden Arten von Ansprüchen, welche dem Ver- 
sicherungsnehmer gegen den Versicherten in Bezug auf den versicherten Gegenstand 
zustehen, ist ihm das civilrechtliche Recht der Retention der Polize und der 
Kompensation mit den eingenommenen Versicherungsgeldern gegeben. Er ist nicht 
verpflichtet, die Polize dem Versicherten oder den <7läubigern oder der Konkurs- 
masse desselben auszuliefern, bevor er wegen dieser Ansprüche befriedigt ist, und 
er kann ihrer wegen nach Einziehung der Versicherungsgelder vorzugsweise vor 
dem Versicherten und dessen Gläubigern aus diesen sich befriedigen. (Art. 893. ) 
Dagegen steht ihm nach Kündigung des Mandats kein selbständiges Klagerecht 
gegen den Versicherer auf Zahlung der Versicherungsgelder, selbst nicht bis 
zum Belauf seiner Ansprüche zu. Wohl aber ist sein Anspruch dadurch 
einigermassen weiter geschützt, dass sich der Versicherer ihm verantwortlich 
macht, wenn derselbe, während er (der Versicherungsnehmer) sich noch im 
Besitz der Polize befindet, durch Zahlungen an den Versicherten oder dessen 
Gläubiger oder Konkursmasse, oder durch Verträge mit denselben das Reten- 
tionsrecht illusorisch und eine Kompensation unmöglich machen würde. (Art. 894). 
Der Besitz der Polize ist ihm ein Mittel indirekten Zwangs, denn ohne Polize 
kann der Versicherte nicht wirksam klagen, und der Versicherer wird im 
Hinblick auf seine Verantwortlichkeit auch nicht freiwillig an letzteren zahlen. 
So gebietet das vernünftige Interesse des Versicherten die Anerkennung der be- 
gründeten Ansprüche des Versicherungsnehmers, und dieser kann sich die Zeit 
nehmen, seine Ansprüche gegen den Versicherten gerichtlich feststellen und erforder- 
lichen Falls dessen Forderung auf die Versicherungsgelder pfänden zu lassen.'^) 

^^) Nebenbei sei bemerkt, dass das H.G.B. die Frage, inwiefern der Versicherer 
einem Dritten, welchem Rechte ans der Polize emgeräumt sind, sich dadurch verantwort- 
lich mache, dass er über diese Rechte Verträge schliesse oder Versicherangsgelder zahle, 
ohne die Polize sich zurückgeben zu lassen oder dieselbe mit der erforderlichen Be- 
merkung zu versehen, nicht selbst entschied, sondern die Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts für massgebend erklärte. (Art. 894. Prot. VIII S. 4435 ff.) 
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§ 62. 

A. Im Allgemeinen. 

Die körperlichen und sichtbaren Theile einer Seeschiffahrtsuntemehmong 
sind Schiff, Ladung und Menschen. Die Eigenthümer des Schiffs and der 
Ladung, die fahrenden Menschen, wie Mannschaft and Passagiere, haben den 
Wansch, dass ihr Eigentham und ihre Person wohlbehalten im Bestimmangs- 
hafen ankommen and die Gefahren der Seeschiffahrt bestehen. Diesen Wunsch 
kann die Seeversicherang nicht erfüllen, sie kann weder Starm and Blitz ver- 
hindern oder vom Schiffe abwenden, noch eine Zerstörang oder Beschädigung 
des Schiffs und der Ladung durch Seeanfälle verhüten. Sie hat sich auch nicht 
zur Aufgabe gesetzt, Leben und Gesundheit der übers Meer fahrenden Menschen 
zu versichern, und im Falle eines beide schädigenden Ereignisses Schaden oder 
Verlust durch Geld zu ersetzen, die Erfüllung dieses Zwecks vielmehr als ihr nicht 
zukommend anderen Yersicherungsarten überlassen. Ihre Aufgabe ist nur die, die 
Geldwerthe zu erhalten, die mit Schiff und Ladung überhaupt übers Meer ge- 
tragen werden, und zwar nur in mittelbarer Weise zu erhalten, auf dem Wege 
des von einem Dritten zu leistenden Ersatzes der durch einen Seeunfall ver- 
nichteten oder verlorenen Geldwerthe durch gleiche, in die Form des Geldes 
gekleidete Geldwerthe. Der gangbare Ausdruck für die von Schiff oder Ladung 
getragenen Werthe ist : Interesse, und zwar in der Bedeutung eines in Geld sehiltz- 
baren Interesses. Dasselbe wird vom Seeversicherungsrecht als eine selb- 
ständige Sache gedacht und als unkörperliehe Sache behandelt. Es wird vom 
Gesetz als Gegenstand der Seeversieherang angesehen, und ist es auch in Wahr- 
heit allein. Gegenstand sind nicht Körper, wie Schiff oder Ladung, auch nicht 
Eigenthums-, Pfand- und Forderungsrechte, sondern nur die in denselben ent« 
haltenen, von ihnen umkleideten und getragenen Werthe; auch nicht das Ver- 
mögen als Ganzes, sondern nur der spezielle, versicherte Yermögenstheil. Das 
warum ? beantwortet sich schon aus einer flüchtigen Betrachtung der beiden oben 
genannten Seiten des Seeversicherungsgeschäfts. Das, was vor den Angriffen der 
Seeunfälle sicher gestellt werden soll, das Objekt des Schutzes, ist nichts Anderes, 
als der den Gefahren der See ausgesetzte spezielle Werth ; und Dasjenige, dessen 
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Ersatz vom Versicherer versprochen wird, das Objekt des Ersatzes, ist abermals 
dieser Werth, oder ausführlicher gesagt: Gegenstand der vom Versicherer ge- 
schuldeten Leistung ist zwar Geld, aber Geld mit der Bestimmung, dass sein 
Werth an die Stelle des durch einen Unfall physisch vernichteten Werths treten 
soll. Beide Werthe sind fungibler Natur, der letztere ersetzt vollständig und 
ohne jegliche Verschiedenheit den ersteren. Ja, beide sind juristisch identisch; 
der Versicherer gibt dem Versicherten Das und nur Das, was dieser bisher hatte, 
dasselbe Objekt; der physische Verlust ist juristisch kein solcher, denn im 
Moment der durch einen Seeunfall bewirkten Vernichtung der bisherigen Form 
nimmt der versicherte Werth lediglich eine andere Form, die der Obligation 
des Versicherers zur Prästation desselben in Geldmünzen an. Der Werth selbst 
aber ist juristisch nicht untergegangen, er bleibt nach wie vor in der rechtlichen 
Macht des Versicherten, und darum bildet das den Gefahren der Seeschiffahrt 
ausgesetzte Interesse des Versicherten den Gegenstand der Seeversicherung. 

Die Mühen der Kommission, den Gegenstand der Seeversicherung präcis 
zu bestimmen, sind von einem durchschlagenden Erfolge nicht gekrönt worden, 
denn die Definition des Gesetzes: „Jedes in Geld schätzbare Interesse, welches 
Jemand daran hat. dass Schiff oder Ladung die Gefahren der Seeschiffahrt be- 
stehe, kann Gegenstand der Seeversicherung sein**, ist in mehreren Beziehungen 
theils unrichtig, weil zu weit und zu eng. theils unklar, theils unvollständig.^) 



^) Die Begriffsbestimmung bat folgende Wandlungen durchgemacht. Der Preuss. 
Entw. Art. 328 sagt: „Gegenstand der Versicherung kann Alles sein, was einen zu Geld 
anschlagbaren Weith für den Versicherten hat und einer Gefahr unterworfen ist.^ 
Art. 603: „Jeder, der an der glücklichen Vollendung einer Seereise ein in Geld schätz- 
bares Interesse hat, kann dasselbe ganz oder theilweis, gegen alle oder gegen einzelne 
Seegefahren versichern." — Oesterr. Entw. § 168: „Nur derjenige, welcher durch den 
Verlust oder die Beschädigung einer, der Seegefahr ausgesetzten Sache wirklich einen 
Schaden zu befürchten hat, dessen Werth in Geld bestimmt werden kann, ist befugt, sich 
dagegen versichern zu lassen.*' — In der Sitzung vom 30. Mai 1859 brachte der Referent 
folgenden Artikel ein : „Jeder, welcher ein in Geld Echätzbares Interesse daran hat, dass 
ein Gegenstand die Seereise, deren Gefiahren er ausgesetzt wird, bestehe, kann dasselbe 
ganz oder theil weise gegen alle oder einzelne Seegefahren versichern." Ein Abgeordneter 
schlug folgende Fassung vor: „Seeversicherung kann auf einen jeden den Gefahren einer 
Seereise ausgesetzten Gegenstand genommen werden, an welchen sich ein in Geld schätz- 
bares Interesse knüpft. '^ Ein anderer: „Jedes in Geld schätzbare Interesse kann ganz 
oder theilweise gegen alle oder einzelne Seegefabren versichert werden."* Bei der Ab- 
stimmung wurde dieser letztere Vorschlag mit 6 gegen 4 Stimmen angenommen, jedoch 
einstimmig beschlossen, hinzuzufügen: „dass das Interesse sich auf eine Seegefahren aus- 
gesetzte Sache beziehen müsse.*' Bei der Redaktion der Beschlüsse erster Lesung erhielt 
unser Begriff die Fassung: „Jedes in Geld schätzbare Interesse, welches Jemand daran 
hat, dass Schiff oder Ladung die Gefabren der See bestehe, kann Gegenstand der See- 
versicherung sein.'' Art. 675 (603). — Bei der zweiten Lesung wurden in der Sitzung 
vom 16. Juni 1860 Anträge dahin gestellt, den Definitionsartikel 675 ganz zu streichen, 
und den nachfolgenden Artikel damit beginnen zu lassen : „Gegen die Gefahren der See- 
schiffahrt können insbesondere versichert werden: Schiff, Fracht etc.'', oder: „Gegenstand 
der Seeversicherung kann jedes in Geld schätzbare Interesse sein, insbesondere etc.^, 
oder: „Gegenstand der Seeversicherung ist die Uebemahme der Gefahren der Seeschiff- 

22* 
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Immerhin ist festgestellt, dass ein in Geld schätzbares Interesse Gegenstand 
der Seeversichernng ist, und zwar ein solches, welches den Gefahren der See- 
schiffahrt ausgesetzt werden kann.^) 

Es ist aber nicht festgestellt, was unter diesem Interesse zu verstehen ist. 
Auch die Verhandlungen der Kommission tragen zur Definition dieses Begriffs 
nichts Wesentliches bei, und sind wir daher auf den juristischen und allgemeinen 
Sprachgebrauch angewiesen. Nun gibt es aber kaum ein Wort, welches auf allen 
und jeden Lebensgebieten, insbesondere seit den letzten Dezennien, so einheimisch 
ist, und dabei für sich allein und in seinen üblichen Verbindungen so ver- 

fahrt*", oder ftussersten Falls: «Jedes in Geld schätzbare Interesse, welches Jemand daran 
hat, dass Schiff oder Ladung Gefahren der Seeschiffahrt (oder: Seegefahren) bestehen, 
kann Gegenstand der Seeversicherung sein.'' Ein anderes Mitglied beantragte: „Gegen- 
stand einer Seeversicherang kann ein jedes in Geld schätsbare Interesse sein, welche« 
sich daran knUpft, dass eine Sache die Gefahren der Seeschiffahrt bestehe**, und von 
anderer Seite wurde vorgeschlagen, den Zwischensatz: „welches Jemand daran hat**, zu 
streichen. — Das Wesentlichste bei der Entwickdung des vom Gesetz schliesslich fest- 
gestellten Begriffs ist die Einstimmigkeit in der Anschauung, dass ein in Geld schätzbares 
Interesse Gegenstand der Seeversicherang sei, während die Formulirung im Uebrigen 
von mehr untergeordneter Bedeutung ist. Auch erfolgte diese mitunter nur durch gmnge 
Minoritäten, und von solchen überhaupt weiss man, dass sie vielfach von unberechenbaren 
Zufälligkeiten abhängen. Die Formulirung hat in der Tbat mehrere Fehler. Sie ist bei- 
spielsweise zu weit in dem Punkte, dass jedes Interesse Gegenstand sein könne, während 
d^es doch nur von einem rechtlichen und rechtsbegründeten verstanden werden darf. 
Zwar blieb der Antrag eines Abgeordneten, ein „rechtliches'* zu fordern, ohne Unter- 
stützung, weil sich dies in einem Givilgesetzbuch von selbst verstehe, allein diese Annahme 
beruht auf Täuschung. Denn die Meinung, dass man auch lediglich faktische Interessen, 
dass z. B. der Dieb die gestohlenen Waaren rechtsgültig versichern könne, ist, legislativ 
betrachtet, keineswegs sofort zu verwerfen, wenn man erwägt, dass ja auch dem blossen 
Besitz gegen gewisse Angriffe ein Rechtsschutz zur Seite steht, und der Dieb mit den 
gestohlenen Waaren mindestens ein Verantwortlichkeitsinteresse verbindet. — Der Gläubiger 
eines zweifelhaft zahlungsfähigen Scholdners hat ein Interesse daran, dass dessen über 
See versendete Waare am Bestimmungsort glücklich ankonmie, denn er ist alsdann in 
der Lage, dieselbe zu Gunsten seiner Forderang pfänden zulassen; oder jeder Gläubiger 
hat ein Interesse daran, dass sein Schuldner keine erheblichen Vermögens Verluste habe. 
Gleichwohl sind diese Interessen nicht versicherungsfähig. 

') Wenn das Gesetz von dem in Geld schätzbaren Interesse redet, welches Jemand 
daran hat, dass Schiff oder Ladung die Gefahren der Seeschiffahrt bestehe, so redet 
es hier bildlich. Es denkt sich das Interesse an die Tbatsache der Fahrt des Schiffs, 
seines Kampfes mit Seegefahren und des glücklichen Bestehens derselben angelehnt, an- 
geheftet, mit dieser Thatsache verbunden, verknüpft, und darum von ihr in der Weise 
abhängig, dass das Schicksal des Schiffs und der Ladung auch das Schicksal des Inte- 
resses bestimme, dass eine Vernichtung oder Beschädigung jener eine Vernichtung oder 
Beschädigung dieses bewirke, und das Bestehen der Seegefahren Seitens des Schiflb und 
der Ladung ein Bestehen der Seegefahren Seitens des Interesses involvire. Ein ähnliches 
Bild wurde oben gebraucht, als davon die Rede war, dass Geldwerthe mit Schiff oder 
Ladung Übers Meer getragen würden. Entkleidet man jenen Gedanken des Bildes, so 
gelangt man zu einem Interesse, welches freilich in mittelbarer Weise, den Gefahren der 
Seeschiffahrt ausgesetzt, durch dieselben ganz oder theilweise vernichtet werden, oder 
unverletzt aus denselben hervorgehen kann. 
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schiedene Bedeutangen hat, wie das Wort Interesse. Im Gebiet des Seever- 
sicherungsrechts wird es in dreifachem Sinne gebraucht. Zunächst bezeichnet 
es einen in jeder nur denkbaren Yerkehrsform zur Erscheinung gelangenden 
Geldwerth. Derselbe ist an und für sich ein unsichtbares, unkörperliches Ding, 
dessen hauptsächlichste natürliche Erscheinungsformen als Grundformen die des 
Gebrauchs, der Nutzung, des Besitzes und des Umsatzes in Geld sind, und spricht 
man daher von Gebrauchs-, Nutzungs-, Besitz- und Tauschwerthen. Sie können 
in einer besimmten Sache einzeln oder kombinirt auftreten, letzteres z. B. bei 
einem in gutem Zustande befindlichen Transportschiff, ersteres bei einem zur 
Reise unfähigen Schiffe, welches zur Zeit nur einen Yerkaufswerth hat. Sie 
können auch entweder alle in der Hand eines Interessenten vereinigt sein, oder 
in den Händen verschiedener Interessenten sich befinden, wie z. B. die dem A 
zu Eigenthum gehörende, im Niessbranch des B befindliche und dem C ver- 
pfändete Waare wird wegen geleisteter Vorschüsse von D retinirt. Die juristischen 
Formen, in welchen diese Geldwerthe oder Interessen im Rechtsverkehr zur 
Erscheinung gelangen, sind entweder dingliche Rechte, wie Eigenthum, Niess- 
branch oder Pfandrecht, oder Forderungen, wie die des Käufers einer Waare, 
Bodmereigeber und Frachtforderungen oder die Freiheit von einer Schuld, und 
zwar theils Nichtentstehung einer Schuld, wie das Interesse des Schuldners einer 
durch den Verlust einer Waare während der Seereise bedingten Konventional- 
strafe oder das Verantwortlichkeitsinteresse Desjenigen, der die Gefahr einer 
Sache übernommen hat, theils Befreiung von einer bestehenden Schuld, wie das 
Interesse des Schuldners einer Quantität Waizen, der sich durch Lieferung einer 
anderen Sache von jener lästigeren Schuld befreien kann. 

Die zweite Bedeutung, welche dem Wort Interesse im Versicherungsrecht 
beigelegt wird, ist die soeben erwähnte Erscheinungsform eines Geldwerths, der 
Gebrauch und Besitz, die Nutzung und der Umsatz, wobei die Erscheinungsform, 
eine körperliche Sache oder ein thatsächlicher Zustand das Prinzipale, der ihnen 
innewohnende Geldwerth nur Eigenschaft ist. 

Diese Interessen sind nun an und für sich faktischer Natur. Allein sie 
können Objekte von Rechten werden, es gibt Rechte an Interessen, Interessen- 
rechte, und diese sind die Grundlage und Voraussetzung des ganzen Seever- 
sicherungsrechts. Die hier gebrauchten Ausdrücke sind nicht üblich, die Spar- 
samkeit im Wortverkehr pflegt dafür schlechtweg zu sagen : Interessen, also den 
Namen des Gegenstandes des Rechts für das Recht am Gegenstand zu setzen, 
wie es ja auch sonst vorkommt, dass die Thatsache statt des Rechts auf die 
Thatsache genannt wird, z. B. Forderung statt Forderungsrecht, Niessbranch statt 
Niessbrauchsrecht.^) Diese Rechte an Interessen sind nicht identisch mit ding- 
lichen oder Forderungsrechten, der Verkäufer einer über See gesendeten Waare 



3) Windscheid, Lebrb. Bd. 2 § 251a. Auch werden die Ausdrücke Vermächtniss 
und Legat, also die hinterlassenen Objekte, sowohl hierfür, wie für üie dem Nehmer 
<?rworbenen Rechte, ja sogar für die sie begründende letztwillige Verfügung gebraucht. 
Arndts Lebrb. § 541. Sintenis, Civ.R. Bd. 3 § 207. 
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bleibt bis zur Tradition Eigenthümer derselben, er hat aber, falls er ihre Oefahr 
nicht übernommen hat, keinerlei rechtliches Interesse mehr an ihr. Das Recht 
an ihrem Interesse ist bereits mit der Perfektion des Kaufvertrags auf den 
Käufer übergegangen. Der Verkauf eines bisher unter britischer Flagge fahrenden 
Schiffs an einen Deutschen lediglich zum Zweck, dasselbe unter deutscher Flagge 
fahren lassen zu können, während der Käufer einestheils keinen Kaufpreis zahlen, 
andererseits jederzeit auf erstes Erfordern ohne Entgelt das Schiff mit allem 
Zubehör, Schuld oder Unschuld, an den Verkäufer zurttckübertragen und bis 
dahin demselben alle Nutzungen des Schiffs und alle durch den Betrieb der 
Seefahrt erzielten Einnahmen sofort auskehren soll, mag wohl zu einem nackten^ 
formellen Eigenthum des Käufers am Schiffe führen können , *) erzeugt aber für 
denselben kein Recht an dem materiellen Eigenthumsinteresse, und wandelt das 
bisherige Recht des Verkäufers an seinem Eigenthumsinteresse in ein solches an 
einem obligatorischen Interesse um.^) Der Rheder, welcher sein Schiff bis zu 
dessen ganzem Werthe verbodmet oder mit Schiffsschulden, für welche er per- 
sönlich nicht haftet, belastet hat, ist zwar nach wie vor Eigenthümer, Besitzer, 
Gebrauchs- und Nutzungsberechtigter des Schiffs, allein an dem Kapital- oder 
Tauschwerth desselben hat er kein Recht mehr, denn diesen Werth hat er auf 
den Bodmerei- oder die Schiffsgläubiger übertragen.®) 

Aus Vorstehendem ergibt sich, dass man mit dem Wort Interesse drei 
Dinge bezeichnet, einmal das Recht an einem Interesse, sodann das Objekt dieses 
Rechts und schliesslich den Geldwerth dieses Objekts. Es fragt sich nun, welches 
dieser Dinge ist Gegenstand der Seeversicherung? Diese Frage kann nicht eher 
sicher beantwortet werden, als bis die Bedeutung des Ausdrucks „Gegenstand 
der Seeversicherung" festgestellt ist Dass man unter ^ Seeversicherung" hier 
den n Seeversicherungsvertrag" zu verstehen hat, ist zweifellos. Welche Be- 
deutung kommt aber dem „ Gegenstand ** dieses Vertrags zu? Zunächst in der 
Sprache der Wissenschaft ist, korrekt gesprochen, Gegenstand eines Vertrags 
diejenige Handlung, zu deren Vornahme der Schuldner verpflichtet ist, und auf 
deren Vornahme der Gläubiger ein Recht hat. In der Sprache des geschäft- 
lichen Verkehrs aber versteht man unter dem Gegenstand eines Vertrags nicht 
die Handlung oder Leistung als solche, sondern dasjenige Objekt, welches von 
der Handlung ergriffen wird und deren Gegenstand, den Gegenstand der Leistung 
bildet, indem der Verkehr die Handlung als solche lediglich als ein überall 
gleiches Transportmittel behufs Uebertragung irgend eines Vermögensgegenstandes 
aus dem Vermögen des einen in das Vermögen des andern Kontrahenten er- 
blickt, und es darum nicht für der Mühe werth erachtet, ihrer in der Sprache 
mittelst eines besonderen Ausdrucks zu gedenken. Das Handelsgesetzbuch hat 
diesen letzteren Sprachgebrauch adoptirt, indem es als Gegenstand der See- 



*) Art. 489 H.G.B. Nach engliBchem Hecht genügt zum Eigenthumsübergaog die in 
dem Kaufkontrakt (bills of sale) enthaltene Erklärung der Uebertragung (transfer). 
^') Entscheidung des Reichsgerichts Bd. 7 Nr. 4. 
«) Prot. VIT S. 3017 ff. P:nt8cheiduDg des Reichsgerichts a. a. 0. 
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Versicherung nicht die Leistung oder Prästation des Interesses, sondern das In- 
teresse selbst bezeichnet. Es hat dabei femer nur die eine Seite des Vertrags, 
die Obligation des Versicherers und das entsprechende Recht des Versicherten, 
Aicht aber die zweite Seite, das Recht auf Zahlung und die Pflicht zur Zahlung 
der Prämie im Auge, auch hier wieder in Anlehnung an den Sprachgebrauch 
des Verkehrs, der das unterscheidende Merkmal des Versicherungsvertrags in 
Art und Spezies des sicher zu stellenden Gegenstandes und nicht in der überall 
sich gleichbleibenden Gattung der Prämie, Geld sieht. Gegenstand der Ver- 
pflichtung des Versicherers ist nun Geld, aber, wie oben schon angedeutet, nicht 
Geld als solches, sondern als Repräsentant eines Geldwerths, der Geldwerth 
selbst. Die Verpflichtung des Versicherers geht bei der Seeversicherung nicht 
dahin, an die Stelle des untergegangenen Schiffs ein neues Schiff zu setzen und 
dieses zu prästiren, oder den Schaden, den sein Holzwerk erlitten, durch Ein- 
ziehung neuer Hölzer oder Holztheile auszugleichen, oder an Stelle der ver- 
nichteten Waare tantundem ejusdem generis zu geben, damit die mit Schiff und 
Ladung untergegangenen faktischen Interessen an einem neuen Objekte neu ent- 
stehen oder wieder aufleben können, die Verpflichtung geht tlberhaupt nicht auf 
einen Naturalersatz, sondern immer nur auf Ersatz eines mit Schiff und Ladung 
und den damit verbundenen faktischen Interessen verlorenen Geldwerths durch 
einen neuen Geldwerth in der Form des Geldes. Gegenstand der Berechtigung 
des Versicherten ist dem entsprechend auch nur Geldwerth in der Form des 
Geldes, und nicht die Prästation eines mit dem untergegangenen gleichartigen 
und gleichwerthigen faktischen Interesses an einem von dem Versicherer neu 
hergerichteten Schiffe oder Ladungsgegenstand. Schiff und Ladung und die da- 
mit verbundenen faktischen Interessen sind ein für allemal untergegangen und 
werden im Gebiet des Seeversicherungsrechts nicht durch möglichst gleichartige 
und gleichwerthige faktische Interessen, sondern nur durch Geldwerthe ersetzt. 
Versteht man denmach einerseits unter dem Gegenstand eines Vertrags die Hand- 
lung oder Leistung des Schuldners bezw. den Gegenstand der letzteren, und 
wird andererseits das in Geld schätzbare Interesse als Gegenstand der Seever- 
sicherung genannt, so kann nur und allein der Geldwerth eines faktischen In- 
teresses, und weder dieses selbst, noch das Recht an demselben unter dem 
Gegenstand der Seeversicherung verstanden sein. 

Zu demselben Resultate gelangt eine Betrachtung des Seeversicherungs- 
vertrags vom Gesichtspunkte der Sicherstellung aus. Nicht das Schifi' und die 
Ladung, nicht die faktischen Interessen, sondern deren Geldwerthe werden, wie 
oben bemerkt, gegen natürlichen Verlust sicher gestellt. Zwar begleiten die 
Wünsche, Ho&ungen und Befürchtungen de& Versicherten das faktische Interesse, 
das er den Gefahren der Seeschiffahrt aussetzt, allein bei einigem Nachdenken 
muss er sich sagen, dass in Folge eines Seeunfalls dieses gänzlich verloreh gehe, 
und nur sein Geldwerth ihm dadurch erhalten werde, dass der Versicherer diesen 
demnächst in Geld ersetzen werde. Der Versicherer selbst aber erblickt in 
Schiff oder Ladung und den individuellen Interessen des Versicherten gleich von 
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vornherein nur Körper oder Repräsentanten eines Geldwerthes, den er durch 
sein Ersatzversprechen sicher stellen soll. 

Das Handelsgesetzbuch freilich hat nirgends ausdrücklich ausgesprochen, 
dass das mit Geldwerth gleich bedeutende Interesse Gegenstand der Seever- 
sicherung sei, und es scheint im Gegentheil hier und da das sog. faktische 
Interesse, als Objekt des Bechts am Interesse, für den Gegenstand der See- 
versicherung zu halten. Dies geht insbesondere daraus hervor, dass es als 
Beispiele versicherbarer Interessen das Schiff und die Ladung nennt, womit es 
anerkannterroassen nicht das Körperliche des Schiffs und der Ladung meint, 
und folglich nur die an demselben denkbarer Weise möglichen faktischen In- 
teressen (Substanzinteressen) meinen kann. Es ist dies m. £. zwar ein wissenschaft- 
licher Irrthum, allein von praktischen Konsequenzen ist er nicht begleitet. Er er- 
klärt sich vielleicht durch eine im Verkehr gangbare natürliche Auffassung der 
Dinge. Der Eigenthümer versichert sein Schiff; im Fall des Verlustes erhält 
er den Werth desselben in Geld ausbezahlt, und mit diesem Gelde schafft er 
sich ein neues Schiff an. Für ihn bildet das neue Schiff einen Ersatz für das 
verlorene; was er verloren und wiedererhalten hat, ist ein Schiff, und da 
letzteres auf dem Wege der Seeversicherung möglich geworden ist, so erblickt 
er im Schiff den Gegenstand der Versicherung. Dasselbe ist mit der Ladung 
und allen faktischen Interessen der Fall. Der Irrthum in dieser Konstruktion 
ist nicht zu verkennen. Für den gewerbmässigen Betrieb des Rhedereigeschäfts 
ist diese Auffassung richtig, allein das Seeversicherungsgeschäft befasst sich nicht 
mit der Anschaffung oder Herstelllung neuer Schiffe an Stelle der verlorenen, 
sondern bezweckt nur die Prästation einer Geldsumme, mit ihrer Zahlung ist das 
Geschäft beendigt, und die Art der Verwendung der Versicherungsgelder ist eine 
gleichgültige Sache. Würde das Seeversicherungsrecht den Grundsatz haben, 
dass der Verlust des faktischen Interesses nicht durch Geld, sondern durch ein 
gleichartiges und gleichwerthiges Interesse ersetzt werden müsse, so wäre aller- 
dings nicht der Geldwerth, sondern das faktische Interesse Gegenstand der 
Seeversicherung. Wenngleich nun eigentlicher Gegenstand der Seeversicherung 
ein Geldwerth ist, so tritt er doch nur im faktischen Interesse in die Er- 
scheinung, und da er auch quantitativ durch dieses bestimmt wird, so pflegt die 
Seeversicherung mit ihm, wie mit dem eigentlichen Gegenstande der Versiche- 
rung zu operiren. Doch hält das Seeversicherungsrecht fest, dass 

1. nur Geldinteresse Gegenstand der Versicherung sein könne. Ausge- 
schlossen ist daher das Affektionsinteresse in seinen mancherlei Arten, mag es 
auch dem in gutem Glauben sich täuschenden Interessenten noch so werthvoll 
erscheinen. Das Interesse an Familienpapieren ist für sich allein kein Geld- 
interesse, es wird aber solches, wenn diese Papiere, wie Stammbäume, Briefe 
und Testamente als Beweismittel in Erbschaftsstreitigkeiten benutzt werden 
sollen.'') 



''] In dieser Hinsicht steht das Seeversicherungsrecht ganz auf dem Standpunkt der 
römisch -rechtlichen Lehre vom Interesse. Das Interesse ist insbesondere nicht gleich- 
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2. Das Interesse mnss ein objektiv existirendes sein. Interessen, die gar 
nicht existiren, sei es überhaupt nicht exisürt, sei es zu existiren aufgehört 
haben, können nicht versichert werden.^) Das Interesse ist eigentlich stets an 
eine Sache geknüpft, und gibt es daher eigentlich kein Interesse an einer nicht 
existirenden Sache. Das Interesse an einer künftig erst entstehenden Sache 
wäre daher nur ein künftiges oder bedingtes Interesse. Doch besteht immerhin 
jetzt schon ein Interesse, ein gegenwärtiges Interesse an künftig erst ent- 
stehenden Sachen, nämlich ein Interesse daran, dass eine Sache künftig ent- 
stehe oder dass ihrer künftigen Entstehung nichts in den Weg trete. Das 
Interesse an der bereits bestehenden Sache hat jetzt schon eine konkrete Oestalt, 
wie das Eigenthumsinteresse an Schiff oder Ladung, oder das Glänbigerinteresse 
an der Bodmereiforderung. Das Interesse an der künftig erst entstehenden Sache 
entbehrt noch dieser konkreten Gestalt, es haftet dermalen lediglich an ein- 
zelnen, aber mit einander verbundenen Thatsachen, nämlich an denjenigen, welche 
ia weiterer Verbindung mit der glücklichen Ankunft des Schiffs oder der 
Ladung am Bestimmungsort zur Entstehung der Sache zu führen geeignet sind. 
Es ist das gegenwärtige Interesse an der von der Ankunft des Schiffs oder der 
Ladung erhofften oder erwarteten Sache. Objektiv existirt dasselbe nur dann, 
wenn zur Bealisiruag dieser Hofbung oder Erwartung nur noch die Ankunft des 
Schiffs oder der Ladung und die an sie sich anschliessenden Thatsachen einzutreten 
haben, alle übrigen Voraussetzungen aber eingetroffen sind. Welcher Art diese That- 
sachen sind, lehrt der einzelne Fall, und wie sie quantitativ und qualitativ be- 
schaffen sein müssen, die Technik des Verkehrs und das Recht. Zu diesen 
Interessen gehört der gewöhnliche Unternehmergewinn, der Gewinn, der beim 
Verkauf der über See gebrachten Waaren im Bestimmungshafen erzielt, oder 
die Provision, die dort verdient zu werden pflegt. Was nach der Technik 
des Verkehrs oder den Grundsätzen des Rechts mit Grund nicht erwartet 
werden kann, ist eitel Hoffnung, Täuschung, kein wirklich existirendes In- 
teresse, und kann sonach nicht Gegenstand der Versicherung sein. Es gibt 
aber weiter auch ein gegenwärtiges Interesse an der künftigen Nichtentstehung 
einer Sache oder daran, dass ihre Entstehung durch nichts veranlasst werde. 
Ein solches ist die gegenwärtige Freiheit von einer Schuld, die mit der Nicht- 
ankunft des Schiffs oder der Ladung im Bestimmungshafen entstehen würde. 
Es ist das gegenwärtige Interesse an der Nichtentstehung einer von der Nicht- 
ankunft des Schiffs oder der Ladung befürchteten Schuld. Objektiv existirt es 
nur dann, wenn zur Verwirklichung dieser Furcht nur die durch einen Unfall 
der Seeschiffahrt verschuldete Nichtankunft des Schiffs oder der Ladung gehören 
würde, alle übrigen Voraussetzungen für die Erhaltung der Freiheit von der be- 
fürchteten Schuld aber gewahrt sind. Auch hier entscheidet die faktische und 



bedeutend mit dem Werthe des MaterialSi an welches es seine Existenz knüpft, es kann 
kleiner und grösser sein. Lehrreich ist 1. 27 pr. § 1, 2 de furtis (47, 2) 1. 41 pr. ad 
leg. Aq. (9. 2). 

^) Ueber den Einfluss des zur Zeit der Versicherung bereits eingetretenen Schadens 
s. unten § 65. 
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rechtliche Natur des einzelnen Falls darüber, welcher Art und Beschaffenheit 
diese Voraussetzungen sein müssen. Zu diesen Interessen gehört z. B. das Ver- 
sprechen des Verkäufers einer über See zu versendenden Waare zur Zahlung 
einer Konventionalstrafe, falls die Waare überhaupt nicht im Bestimmungshafen 
ankommen würde. Was nach den Umständen des einzelnen Falls mit Grund 
nicht befürchtet werden kann , Schuld oder sonstiger Nachtheil, ist eitel Furcht, 
Täuschung, keine wirkliche Vermögensgefährdung, und es war demnach von 
Anfang an ein Interesse gar nicht vorhanden. Dahin gehört z. B. die irrige 
Annahme des Verkäufers einer Waare, seine Nichtlieferung werde nach den Ge- 
setzen des Bestimmungsorts mit dem Hundertfachen des einfachen Werths 
bestraft, oder er trage die Gefahr des Seetransports u. s. w. 

3. Die Interessen, welche mit Schiff und Ladung verbunden von diesen 
übers Meer getragen werden können, sind zahllos; schon die gegenwärtig be- 
kannten sind es, aber ihr Kreis kann, da der Verkehr von Zeit zu Zeit neue 
Bahnen einschlägt und neue Bedürfnisse hervorruft, durch Schaffung neuer 
Interessen erweitert werden. Das Gesetz hat, um der Gefahr der Unvollständig- 
keit zu entgehen, darauf verzichtet, eine erschöpfende Aufzählung der möglichen 
Interessen zu versuchen oder feste Grenzen für die Zulässigk^it ihrer Ver- 
sicherung zu setzen, und sich damit begnügt, des Beispiels halber einige und 
zwar die am häufigsten vorkommenden anzuführen. Es gibt den allgemeinen 
Grundsatz und die Beispiele mit folgenden Worten: Jedes in Geld schätzbare 
Interesse, welches Jemand daran hat, dass Schiff oder Ladung die Gefahren der 
Seeschiffahrt bestehe, kann Gegenstand der Seeversicherung sein. (Art. 782.) 
Es können insbesondere versichert werden: das Schiff; die Fracht; die Ueber- 
fahrtsgelder ; die Güter; die Bodmereigelder; die Havereigelder; andere For- 
derungen, zu deren Deckung Schiff, Fracht, Ueberfahrtsgelder oder Güter dienen ; 
der von der Ankunft am Bestimmungsort erwartete Gewinn (imaginäre Gewinn); 
die zu verdienende Provision; die von dem Versicherer übernommene Gefahr 
(Rückversicherung). (Art. 788.) Dass hier überall nur die Interessen und nicht 
körperliche Sachen, Gelder, Forderungsrechte u. dergl. gemeint sind, ist oben 
hinlänglich erörtert. Unsere Aufgabe kann nicht sein, die Zahl dieser Beispiele 
zu vermehren , wohl aber ist es erforderlich , die bei den dermalen bekannten 
Interessen sich vorfindenden gemeinsamen und verschiedenen Merkmale zu 
fixiren, und die hiemach sich ergebenden Arten der Interessen festzustellen. 

Wie oben schon erwähnt, gibt es Interessen, welche mit Schiff und Ladung 
übers Meer getragen werden, und mit Schiff oder Ladung in einer solchen Ver- 
bindung stehen, dass deren Schicksal zugleich auch das ihrige ist Der Sturm, der 
im Schiffbruch Schiff und Ladung vernichtet, vernichtet zugleich eine grosse Zahl 
von Interessen und Geldwerthen, die mit Schiff und Ladung verbunden waren. 
Diese Verbindung ist eine dreifache. Die Interessen sind entweder unmittel- 
bar mit dem Körper des Schiffs oder der Ladung verbunden, oder sie sind es 
mittelbar durch eine Verbindung mit den Produkten des Schiffs oder der Ladung, 
oder mit den Accessionen derselben. 

a. Unmittelbar und mit dem Körper des Schiffs oder der Ladung sind 
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sie verbanden, wenn Schiff oder Ladung in ihrer Totalität oder in einzelnen 
Richtungen zugleich Gegenstand der Interessen sind. Es sind dies Interessen 
an der Substanz des Schiffs oder der Ladung, Substanzinteressen. Sie sind 
von verschiedener Art und verschiedenem Umfang. Das Eigenthumsinteresse 
an Schiff und Ladung ist das denkbar vollständigste Interesse, denn es ergreift 
die ganze Substanz und den ganzen Werth des Schiffs und des geladenen Guts ; 
die Identität des Schiffs oder Guts mit dem Objekt des Eigenthumsrechts ist 
eine so vollständige, dass nach dem im Yersicherungsverkehr bestehenden 
Sprachgebrauch die Worte Schiff und Gut vorzugsweise zur Bezeichnung des 
Eigenthumsrechts und Eigenthumsinteresse an Schiff und Gut gebraucht werden. 
Auch das dingliche Recht des Kiessbrauchs hat Schiff und Ladung zum unmittel- 
baren Gegenstande, nur umfasst es nicht die ganze ökonomische Natur des Schiffs 
und der Güter, und das Niessbrauchsinteresse insbesondere wird ftlr sich allein 
niemals denselben Werth haben, wie das volle Eigenthumsinteresse. Auch das 
Gebrauchsinteresse des nur in Folge eines obligatorischen Anspruchs berechtigten 
Miethers oder Kommodatars des Schiffs oder eines geladenen Guts hat beide zum 
Gegenstande, nur ist sein Werth noch geringer. Das Besitzinteresse Desjenigen, 
der an Schiff oder Ladung ein Retentionsrecht austlbt, ist ebenfalls ein Sub- 
stanzinteresse, dessen Werth durch die Grösse der zu sichernden Forderung und 
innerhalb derselben durch den Werth des retinirten Objekts bestimmt wird. 
Der Käufer eines schwimmenden Guts hat vor der Eigenthnmsttbertragung 
dasselbe schon in seinem Vermögen und insofern jetzt schon ein gegenwärtiges 
Interesse , während sein Eigenthumsinteresse ein zukünftiges ist. Geht in Folge 
eines Seeunfalls Schiff oder Ladung zu Grunde , so werden auch alle an ihrem 
Körper haftenden Interessen zerstört. 

b. Andere Interessen stehen mit Schiff oder Ladung nur mittelbar und 
in sofern in Verbindung, als sie Erzeugnisse, Produkte des Schiffs oder der 
Ladung zum unmittelbaren Gegenstande haben. Solche Produkte eines Schiffs 
sind die Fracht- und üeberfahrtsgelder, und Erzeugnisse der Güter der imagi- 
näre Gewinn und die am Bestimmungsort der Waare zu verdienende Provision. 
Schon das Civilrecht erkennt in derartigen Produkten etwas den natürlichen 
Früchten einer fruchttragenden Sache Aehnliches und eine Verbindung zwischen 
Hauptsache und Frucht an, für das Seerecht aber ist beides ausser Zweifel. 
Denn beispielsweise bei dem Frachtgeschäft, das die Beförderung von Gütern 
von einem Hafen nach einem andern durch ein Schiff bezweckt, ist dieses der 
fruchttragenden Sache zu vergleichen. Mit seiner Arbeit vereinigen sich die Ar- 
beiten des Rheders, Schiffers und der Mannschaft, um die Güter nach dem 
Bestimmungsort zu bringen, und das Produkt aller hierauf gerichteten, mit 
Kosten und Opfern mannigfacher Art verbundenen Arbeit ist der Frachtlohn. 
Mag dieser auch mit der mehr und mehr fortschreitenden Reise mehr und 
mehr im Werden und Wachsen begriffen sein, so erlangt er prinzipiell doch 
erst mit der Ankunft des Schiffs und der Ladung am Bestimmungsort seine 
sachliche Selbständigkeit. Geht in Folge eines Unfalls Schiff oder Ladung zu 
Grunde, so ist auch jeder Anspruch auf die Fracht vernichtet. 
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c. Wieder andere Interessen haben weder die Substanz noch die Pro- 
dukte von Schiff und Ladung zum unmittelbaren Gegenstande, sondern stehen 
zu Schiff und Ladung nur in einem reinen Accessionsverhältniss insofern, als 
ihr Schicksal vom Schicksal dieser vertragsmässig abhängig gemacht wird. Da- 
hin gehört das Interesse der Gläubiger bei allen Forderungen, zu deren Sicher- 
stellung Schiff, Ladung oder Fracht verpfändet sind, also das Interesse an den 
Bodmerei- und Havereigeldern und sonstigen Forderungen. Das Pfandrecht an 
Schiff und Ladung ist zwar stets die Accession einer Forderung, selbst wenn 
kein persönlich haftender Schuldner vorhanden ist, denn mit dem Untergang der 
Forderung durch Zahlung erlischt auch das Pfandrecht. Umgekehrt ist aber 
die Forderung eine Accession von Schiff und Ladung, weil sie mit deren Unter- 
gang ebenfalls erlischt. Femer das Yerantwortlichkeitsinteresse ; z. 6. der 
Miether eines Schiffes oder einer Menagerie, der Kommodatar eines Reitpferds 
hat vertragsmässig das periculum dieser auf einer Seereise begriffenen Gegen- 
stände übernommen ; falls ein Unfall zerstörend wirkt, haben sie Werthersatz zn 
leisten, und besteht daher ihr Interesse in der Freiheit von der Schadenersatz- 
pflicht. Dahin gehört femer das Interesse des Versicherers, welches er durch 
Rückversicherung sicher zu stellen sucht, ferner die Freiheit von der Pflicht 
zur Zahlung einer Konventionalstrafe im Fall der Nichtankunft der Waare am 
Bestimmungsort, und das Interesse des Verkäufers einer Waare, der sich von 
seinem Käufer eine Erhöhung des Kaufpreises um gewisse Prozente für den 
Fall glücklicher Ankunft der Waare im Bestimmungshafen hat versprechen 
lassen. 

§ 63. 

B. Einzelne Interessen. 

Das Gesetz hat alle Interessen mit alleiniger Ausnahme des mit der 
Heuerforderung des Schiffers und der Schiffsmannschaft verknüpften Interesses 
für versicherangsfähig erklärt.^) Die Heuer ist der vom Rheder an Schiffer 
und Mannschaft für deren geleistete Schiffsdienste zu zahlende Lohn. Sie wird 
im Fall des durch einen Unfall der Seeschiffahrt bewirkten Verlusts des Schiffes 
nur nach Verhältniss der geleisteten Dienste und des zurückgelegten Theils der 
Reise bezahlt und geht sonach zu einem grösseren oder geringeren Theile ver- 
loren. Gegen diesen Verlust soll sich Schiffer und Mannschaft durch Ver- 
Sicherung nicht schützen können,^) weil man darin ein wirksames und gerechtes 
Mittel zur äussersten Kraftanstrengung dieser Personen behufs Retturg des 
Schiffs aus schwerer Noth zu finden glaubte. Der dem Schiffsmann als Lohn 
zugestandene Theil an der Fracht oder am Gewinn wird als Heuer in diesem 
Sinne nicht angesehen,') eine wohlwollende Auffassung behauptet dies auch vom 



^) Die Versicherung der vom Rheder aufgewendeten Heuer ist gestattet (Art. 800;. 
') Art. 784 : Die Heuerforderung des Schiffers und der Schifismannschaft kann nicht 
versichert werden. 

») Seem.O. § 69, vgl. mit §§ 35, 86, 56, 67, 68. Prot. VII S. 3006 f. 
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Schiffer/) und ebensowenig werden die Effekten and sonstigen Güter des Schiffers 
und der Mannschaft von diesem Verbote betroffen. Zar Schiffsmannschaft ge- 
hören aach die Schiffsoffiziere mit Aasschlass des Schiffers (Schiffskapit&ns). 
Personen, welche ohne znr Schiffsmannschaft za gehören, auf einem Schiffe als 
Maschinist^, Aafwftrter oder in anderer Eigenschaft angestellt sind, können ihre 
Gagen versichern.^) Einer besonderen Betrachtang müssen folgende Interessen 
unterzogen werden. 

1. Die Interessen am Sehiff. Unter Schiff versteht main den Körper eines 
Fahrzeages mit seiner gesammten inneren und äosseren Einrichtung, seinem 
Zubehör, d. h. allen Gegenständen, welche zum bleibenden Gebrauche des Schiffs 
bei der Seefahrt bestimmt sind, also die Maschinen, Schiffsboote, Takelage 
(Masten, Raaen, Segel, Tauwerk, Anker, Ketten) und das Inventar (Kompasse, 
Femrohr, Barometer, Thermometer), nicht dagegen die zum speziellen Gebrauche 
für den Kapitän bestimmten und seine Wissenschaft von der Leitung des Schiffs 
unterstützenden Gegenstände, wie Seekarten, nautische Instrumente und nautische 
Bücher. Im Zweifel werden Gegenstände, ¥^elche in das Schiffsinventarium ein- 
getragen sind, als Zubehör des Schiffs angesehen. (Art. 448.) Im Seeversiche- 
rungsverkehr wird unter Schiff nur ein zur Seeschiffahrt bestimmtes und ge- 
eignetes Fahrzeug verstanden, ein Seeschiff, nicht also blosse Flussschiffe, wohl 
aber Seeschiffe, die behufs Aus-, Zu- oder Rückreise Theile eines Flusses be- 
fahren müssen. Dagegen ist es nach der Sprache des deutschen Yersicherungs- 
rechts gleichgültig, welchem Zweck das Schiff dient, ob es zum Erwerb durch 
die Seefahrt, zur Kriegführung, zum Küstenschutz oder zu wissenschaftlichen 
Zwecken bestimmt, und ob es Kauffahrtei-, Kriegsschiff, Kaper, Lootsen- oder 
Feuerschiff ist; gleichgültig ist auch, welcher Art das Seeschiff ist, ob Dampf- 
oder Segelschiff, ob gross oder klein, Ostindienfahrer, Auswandererschiff, Brigg, 
Schooner, Kutter, Galjass, Klipper, Dreimaster; ob hölzern oder eisern, ob von 
Eichen- oder Föhrenholz u. s. w. Alle diese Arten werden unter dem Worte 
Schiff verstanden. Ist im einzelnen Falle eine besondere Art von Schiff als 
Träger der Interessen angegeben, so ist damit eine besondere Eigenschaft zugesagt. 

Bei der Yersicherung eines Schiffs (sog. Versicherung auf Kasko) ist, wenn 
nicht etwas Anderes verabredet wird, das ganze Schiff einschliesslich seines Zu- 
behörs versichert. Weiteres aber nicht, namentlich nicht diejenigen Gegenstände 
oder für Beschaffung solcher Gegenstände aufgewendeten Kosten, welche lediglich 
für den Ge- und Verbrauch auf einer bestimmten Reise angeschafft worden sind. 
Dahin gehören insbesondere die sog. Ausrüstung und deren Kosten, die Heuer 
und in gewissem Sinne auch die Versicherungskosten, d. h. die Prämien, welche 
füi' die Versicherung des Schiffs bezahlt worden sind. Diese Gegenstände können 



*) Beschluss der Kommission. Prot. VII S. 3005 ff. Richtiger wäre wohl, hier wie 
dort zu unterscheiden, ob jener Antheil an Fracht oder Gewinn als wirklicher Lohn 
(Aeqaivalent für die gewöhnlichen Dienste) oder als Douceur filr zu erwartende ganz be- 
sondere Dienste und zum Zweck der Anspornung des Schiffers und der Mannschaft, 
möglichst grossen Frachtgewinn zu erzielen, zugesagt wird. 

^) Seem.O. § 28. Prot. VII S. 8005. 
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zwar ebenfalls versichert werden, and entweder besonders oder zugleich mit dem 
Schiff, aber sie sind in der Versichening des Schiffs nicht stillschweigend ent- 
halten, sie gelten vielmehr nur dann als mit dem Schiff versichert, wenn es 
vereinbart ist. (Art. 800.) 

Die Interessen an der Snbstanz des Schiffs sind nach Art md Umfang 
verschieden, sie können Eigenthnms-, Niessbrauchs- , Gebrauchs- oder Besitz- 
interessen sein. Sie können Gegenstände der Seeversicherung sein, .denn sie 
haben einen Geldwerth und werden durch einen Unfall der Seeschiffahrt da- 
durch ganz oder zum Theil vernichtet, dass in Folge eines Seeunfalls die Sub- 
stanz des Schiffs ganz oder zum Theil vernichtet wird. Durch den Versicherungs- 
vertrag verspricht der Versicherer dem versicherten EigenthOmer, Niessbraucher, 
Miether, Kommodatar, Ketentionsgläubiger, ihnen denjenigen Geldwerth ihres 
Eigenthums, Niessbrauchs, Gebrauchs oder Besitzes zu ersetzen, der durch einen 
Unfall der Seeschiffahrt vernichtet werden sollte. Auch ideelle Theile dieser 
Interessen können versichert werden, z. B. Schiffsparten. 

2. Die Interessen an Otttern« Unter Gtltern versteht man im Seever- 
sicherungsverkehr diejenigen körperlichen beweglichen Sachen, welche vermittelst 
eines Schiffs übers Meer gebracht werden sollen. Dieser Begriff ist weiter wie 
der der Waare, eines zum Vertauschen bestimmten und dazu föhigen Guts,^) 
oder der Kaufmannschaften, denn er umfasst auch Dinge zu eigenem bleibenden 
Gebrauche. Gegenstände der Ausrtistung eines Schiffs sind ebensowenig Güter, 
wie Schiffsinventarstücke. Im Uebrigen aber werden unter Gütern alle Arten 
von Waaren, trockene oder flüssige, verderbliche oder un verderbliche , fungible 
oder nichtfungible , gemünztes oder ungemünztes Gold und Silber, Papiergeld, 
alle Arten von Werthpapieren, Wechsel, Schuldurkundeu, Pretiosen, Kunstwerke 
der Malerei und Skulptur, Kriegsmaterial, Schiesspulver, wissenschaftliche Bücher, 
Manuskripte, Reiseeffekten u. s. w. verstanden. Allerdings gibt es eine Reihe 
von Gütern, welchen eine ganz besondere Gefährlichkeit innewohnt, deren Kennt- 
niss den Versicherer abgehalten haben würde, eine Versicherung überhaupt ein- 
zugeben. Allein dieser Umstand berührt bloss die Anzeigepflicht der Versiche- 
rungsnehmer, er zieht aber nicht die Ungültigkeit des Versicherungsvertrags 
wegen Unbestimmtheit der Versicherungsobjekte nach sich. 

Was oben von den Interessen an der Substanz des Schiffs und ihrer Ver- 
sicherung gesagt ist, gilt ebenso auch von den Interessen an der Substanz der 
Güter und von ihrer Versicherung. 

3. Die Interessen an der Fracht« Mit dem Ausdrucke Fracht bezeichnet 
man im Versicherungsverkehr mehrere Dinge, welche theils etwas gemeinsames 
haben, theils von einander verschieden sind. Sieht man von der Bezeichnung 
der Ladung des Schiffs als Fracht (Frachtgut, Frachtstücke) ab, so wird 

a. regelmässig darunter verstanden der durch den Seefrachtvertrag dem Ver- 
frachter (Rheder oder Unterverfrachter) gegen den Befrachter oder Destinatar 
erworbene Anspruch auf Transportlohn. Diese Lohnforderung kann Gegenstand 



«) Vgl. oben II S 163 (8. 5). 
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der Seeversicherung sein, denn sie enthält ein in Geld schätzbares Interesse, 
und kann durch einen Unfall der Seeschiffahrt dadurch ganz oder zum Theil 
vernichtet werden oder erlöschen, dass in Folge eines das Schiff oder die Fracht- 
ladung treffenden Unfalls der Seeschiffahrt der Transport nicht begonnen oder 
vollendet wird. Das Nähere ist in der Lehre vom Seefrachtvertrag dargestellt.') 
Durch den Versicherungsvertrag verspricht nun der Versicherer dem versicherten 
Verfrachter, ihm denjenigen Theil seiner Frachtforderung in Geld zu ersetzen, 
der durch einen Unfall der Seeschiffahrt zur Erlöschung gebracht werden würde. 
War auf die Fracht von Seiten des Befrachters eine Vorauszahlung geleistet, 
so kann gleichwohl die ganze ursprüngliche Frachtforderung Gegenstand der 
Versicherung sein, weil jene Vorauszahlung im Fall des Verlusts der Güter 
(sofern nicht das Gegentheil bedungen ist) zurückerstattet werden muss. (Art. 618.) 
Der Verfrachter kann eine oder einzelne seiner Frachtforderungen oder alle als 
einzelne Forderungen unter Spezialisirung derselben nach Namen der Befrachter 
und Destinatare, Gattung, Zahl, Gewicht, Mass und Marke der Güter und der 
einzelnen Frachtgelder versichern, und zwar jede einzelne Forderung als Gegen- 
stand eines besonderen selbständigen Versicherungsvertrags, oder mehrere oder 
alle Forderungen als Gegenstand eines Vertrags. Er kann aber auch ohne An- 
gabe der individuellen Frachtforderungen den Frachtverdienst einer gewissen 
Keise d. h. die Gesammtheit aller aus bereits abgeschlossenen oder noch abzu- 
schliessenden Frachtverträgen entstandenen oder noch entstehenden Fracht- 
forderungen als Gegenstand eines Vertrags versichern. Auch diese Gesammtheit 
der gegenwärtigen und zukünftigen Frachtforderungen pflegt man mit dem 
Worte Fracht zu bezeichnen. 

Bei der Fracht unterscheidet man im Versicherungsrecht Brutto- und 
Nettofracht. Die durch den Transport von Gütern zu erzielenden Frachtgelder 
sind für den Rheder regelmässig die einzigen Revenuen des im Schiff und Schiff- 
transportverkehr angelegten Kapitals. Ein Theil des Bruttoertrags ist zur Ver- 
zinsung desselben , ein anderer zur Ergänzung der Abnutzungen und zur Instand* 
haltung des Schiffs und seines Zubehörs, ein anderer Theil zur Herstellung der 
Betriebsmittel, Löhnung der Mannschaft, Anschaffung von Lebensmitteln, bezw. 
zur Bestreitung der sog. Ausrüstungskosten für die vorzunehmende Reise bestimmt. 
Ein letzter Theil muss der eigentliche Gewinn des Rheders sein, ein Aequivalent 
für seine Arbeit und Mühe. Von diesem Gesichtspunkte aus ist der gesammte 
Frachtverdienst aus Auslagen (Kosten) und Gewinn zusammengesetzt, und inso- 
fern kann man letzteren den Rein- oder Nettoverdienst nennen. Diese Unter- 
scheidung ist jedoch nicht gleichbedeutend mit Brutto- und Nettofracht ; letztere 
beruht auf Folgendem. 

Zum Betrieb der Seeschiffahrt gehört nicht bloss das Schiff' mit seinem 
Zubehör d. h. allen Gegenständen, welche zum bleibenden Gebrauche des Schiffs 
bei der Seefahrt bestimmt sind, sondern auch eine Anzahl von Dingen, welche 
nur den Zwecken der einzelnen Reise dienen. Dahin gehört Alles, was zur 



") Vgl. oben § 41 (IV S. 212-227). 
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Speisung und Instandhaltung der Maschinen j zur Beleuchtung der Schiffsräume, 
zum Unterhalt der Mannschaft und zum Ersatz der naturgemässen Abnutzung 
der Betriebsmittel erforderlich ist , wie Kohlen und Maschinenöl , BrennöL 
Proviant , Medikamente, Steinzeug , Tauwerk und Segeltuch , Farben , Werg, 
Theer, Pech und Nägel. Alle diese Dinge haben die Bestimmung, im Laufe der 
projektirten Keise konsumirt zu werden. £s ist selbstverständlich, dass die fttr 
ihre Anschaffung ausgegebenen Gelder, wie auch die Heuer, bei der Kalkulation 
der Frachtpreise ate preiserhöhende Momente in Betracht gezogen werden müssen. 
Wenn man dann den Gewinn einer Reise berechnen will, so müssen am Ge- 
sammterträgniss der Frachten, an der Bruttofracht, vor Allem diese Ausrüstungs- 
kosten und die Heuer in Abzug gebracht werden, und man erhält die Netto- 
fracht. Diese an und für sich merkantile Unterscheidung erhält aber eine 
juristische Bedeutung dadurch, dass die Ausrüstungskosten und Heuer zuweilen 
mit dem Schiff, gleichsam als Bestandtheile desselben, zuweilen auch besonders 
und als alleiniger Gegenstand versichert werden. Dass sie versichert werden 
können, geht daraus hervor, dass sie für den Verfrachter einen Geldwerth haben 
und durch einen Unfall der Seeschiffahrt verloren gehen können. Das Recht ge- 
stattet aber nicht ihre doppelte Versicherung, und eine solche würde vorliegen, 
wenn sie zuerst in Verbindung mit dem Schiff oder besonders und dann noch 
einmal stillschweigend unter der Bruttofracht versichert würden. (Art. 800.) 

b. Wenn der Rheder zugleich Eigenthümer und Absender der Ladung 
ist (wenn Güter für Rechnung des Rheders verschifft sind, Art. 801), so kann 
von einer Frachtforderung selbstverständlich nicht die Rede sein. Dagegen sind 
für ihn mit dem Transport seiner eigenen Güter durch sein eigenes Schiff die- 
selben Opfer, Zinsen, Kosten und Auslagen verbunden, wie für den Verfrachter 
gegen Lohn, und so gut dieser ein Aequivalent für den durch sein Schiff be- 
wirkten Transport haben muss, ebenso gut muss der Rheder-Befrachter nach 
kaufmännischer und rechnerischer . Auffassung seinem Schiffe den verdienten 
Transportlohn gutbringen und der Ladung zur Last setzen. Das Gresetz gestattet 
die selbständige Versicherung dieses Verdienstes, der im Versicherungsverkehr 
ebenfalls mit dem Namen Fracht bezeichnet zu werden pflegt (Fracht für eigene 
Ladung). 

c. Die Frachtsehnld des Befrachters, der von ihm zu zahlende Transport- 
lohn (Frachtpreis), wird im Versicherungsverkehr ebenfalls mit dem Worte 
Fracht bezeichnet. Die Lehre vom Seefrachtvertrag bestimmt, unter welchen 
Voraussetzungen diese Schuld zu erfüllen ist oder erlischt. Durch besondere 
Vereinbarung kann aber bestimmt werden, dass die Fracht ganz oder zum 
Theii bezahlt werden solle, selbst wenn in Folge eines Unfalls die Güter am 
Bestimmungsort nicht anlangen würden. In diesem Fall erleidet der Befrachter 
einen doppelten Verlust, den seiner Güter und den seiner Fracht, beides ohne 
das geringste Aequivalent. Und selbst ohne besondere Vereinbarung muss die 
Fracht dann bezahlt werden, wenn die Güter beschädigt oder total verdorben 
am Bestimmungsort anlangen. Auch hier liegt ein doppelter Verlust ohne 
nennenswerthen Gegenwerth vor. Der Befrachter kann sich nun auf dem Wege 
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der Seeversichemug den Ersatz der natzlos geopferten Fracht versprechen 
lassen, und zwar in zweierlei Weise, einmal, indem er die zum Transport 
ttbergebenen Güter versichert and vermittelst besonderer Yereinbaiiing zu dem 
Werth, den dieselben zur Zeit und am Ort der Abladung haben, den Betrag 
der Fracht hinzurechnet (Art. 803), oder indem er die Fracht allein und als 
selbständigen Gegenstand versichert. 

4. Die Interessen an Ueberfahrtsgreldera. Ueberfahrtsgeld ist diejenige Geld- 
summe, welche der Keisende in Gemässheit des mit dem Transportunternehmer, 
Verfrachter, abgeschlossenen Seettberfahrtsvertrags als Aequivalent für den Ver- 
trags- oder gesetzmässig ihm zu Theil gewordenen Transport an den Ver- 
frachter zu zahlen hat. £s ist sonach Gregenstand der Forderung des Ver- 
frachters und Gegenstand der Schuld des Reisenden. Die Forderung kann 
Gegenstand der Seeversicherung sein, denn sie kann durch einen Unfall der 
Seeschiffahrt dadurch ganz oder zum Theil vernichtet werden oder erlöschen, 
dass in Folge eines das Schiff treffenden Unfalls der Transport nicht begonnen 
oder vollendet wird. Das Nähere ist in der Lehre vom Ueberfahrtsvertrag 
dargestellt.^) Durch den Versicherungsvertrag verspricht nun der Versicherer 
dem versicherten Verfrachter, ihm denjenigen Theil seiner einzelnen oder 
mehreren, oder der Gesammtheit seiner Ueberfahrtsgeldforderungen zu er- 
setzen, der durch einen Unfall der Seeschiffahrt erlöschen oder verloren 
gehen wttrde. 

Aber auch der Reisende kann sein Ueberfahrtsgeld versichern, um einen 
äquivalentlosen Verlust von sich abzuwenden. Anlass hierzu liegt für den Fall 
vor, dass in Folge Schiffbruchs die Passagiere in einem Nothhafen abgesetzt 
werden, ihre Reise auch mit einem andern Schiffe fürs Erste nicht fortsetzen 
können und darum genöthigt sind, nach dem Abgangshafen zurückzukehren und 
die Reise mit einem andern Schiffe demnächst von Neuem zu unternehmen. 
Ihr Verlust besteht in dem in Gemässheit Vertrags und Gesetzes nach Ver- 
hältniss der zurückgelegten zur ganzen Reise an den Verfrachter des ersten 
Schiffs zu zahlenden Ueberfahrtsgelde und im Rückfahrtsgelde. Oder der 
Reisende hat sich aus bewegenden Gründen verpflichtet, im Fall der Nicht- 
voUendung der Reise nicht bloss das verhältnissmässige , sondern das ganze 
Fahrgeld zu zahlen. Der Versicherer verspricht in solchem Falle dem ver- 
sicherten Reisenden den Ersatz des nutzlos geopferten Ueberfahrtsgeldes . den 
Ersatz einer künftigen Geldauslage, welche letzterer nicht machen würde, wenn 
das Schiff die Gefahren der Seeschiffahrt bestanden hätte. 

Eine andere Art der Versicherung von Ueberfahrtsgeldem ist folgende. 
Der Verfrachter eines Schiffes ist aus geschäftlichen Gründen zuweilen ge- 
zwungen, seinen Passagieren im Ueberfahrtsvertrag zu versprechen, sie unter 
allen Umständen nach dem Bestimmungshafen zu verbringen und zwar für den 
Fall des Untergangs des zum Transport zunächst bestimmten Schiffs durch ein 
anderes, sei es auch ohne Erhöhung des Ueberfahrtsgeldes. Ist nun eintretenden 



«) S. oben § 45 flV S. 233 f ). 
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Falls der Verfrachter genöthigt, ein anderes Schiff zu miethen oder mit einem 
anderen Verfrachter einen Vertrag behufs Transports seiner Passagiere vom 
Nothhafen nach dem Bestimmangsorte za schliessen, so sind die von ihm hierfflr 
zu zahlenden Ueberfahrtsgelder ein Verlust, gegen welchen er sich durch Ver- 
sicherung schützen kann.^) 

5. Das Interesse an Bodmereigeldern. Bodmereigelder sind diejenige 
Summe an Hanptgeld, Prämie und etwaigen Zinsen, welche der Bodmereigeber 
in Gemässheit des mit dem Schiffer geschlossenen Darlehns- und Verpfändungs- 
vertrags unter ausschliesslicher Haftung der verbodmeten Gegenstände, als Schiff, 
Fracht oder Ladung, zu fordern hat. Als Gegenstand einer Forderung können 
sie Gegenstand der Seeversicherung sein^ denn Forderung und Pfandrecht 
werden durch einen Unfall der Seeschiffahrt dadurch ganz oder zum Theil 
vernichtet, dass in Folge eines das Schiff und die Ladung treffenden Unfalls 
beide gänzlich vernichtet werden und die Fracht verloren geht, oder der übrig 
bleibende Werth des Schiffs und der Ladung, sowie der gerettete Theil der 
Fracht kleiner sind als die Bodmereiforderung. Das Nähere ist in der Lehre 
von der Bodmerei dargestellt.^^) Durch den Versicherungsvertrag verspricht nun 
der Versicherer dem versicherten Bodmereigeber, ihm denjenigen Theil seiner 
Bodmereigelder zu ersetzen, der durch einen Unfall der Seeschiffahrt zur Er- 
löschung gebracht, d. h. beim öffentlichen Verkauf des Schiffes und der Ladung 
durch den Erlös, und bei Ueberweisung der Fracht hieraus nicht gedeckt 
werden würde. 

Als Bodmereischuld können die Bodmereigelder nach dem Gesetze nicht 
Gegenstand der Seeversicherung sein. Zwar verbietet es dies nicht ausdrücklich, 
indem es nur sagt: Die Bodmereigelder können einschliesslich der Bodmerei- 
prämie für den Bodmereigläubiger versichert werden (Art. 807), allein die Ver- 
handlungen und Beschlüsse der Kommission lassen keinen Zweifel darüber, dass 
man mittelst dieser Fassung die Versicherbarkeit der Bodmereischuld aus- 
schliessen wollte (Prot. VII 3086 , VIII S. 4276). Und dies entspricht auch 
vollständig den von der Bodmerei geltenden Rechtsgrundsätzen. Denn eine 
persönliche Bodmereischuld gibt es nicht; es haften nur Schiff, Fracht und 
Ladung, für keinen der Interessenten existirt ein die Werthe seiner Objekte 
übersteigendes Geldinteresse, und liegt somit auch ein Grund zur Versicherung 
der Bodmereischuld für Niemanden vor. 

6. Die Interessen an Havereigreldern. Unter Havereigeldern versteht 
man im Versicherungsverkehr mehrere Arten von Geldsummen, denen das gemein- 
sam ist, dass die Gelder zum Zweck der Reparatur eines nach Einleitung eines 
Seeunternehmens beschädigten Schiffs hingegeben werden. Verschieden sind sie 
bezüglich der Person des Hingebenden, des Empfängers, des Schuldners und der 
juristischen Natur des Hingabegeschäfts. Die gewöhnlichste Art ist das zum 



^) Ueber den Fall der Versicherung von Passage- und Verwendungsgeidern Seitens 
des Rheders im Interesse der Auswanderer s. R.O.H.G. Eutsch. VII S. 400, XVII S. 348. 
1«) Vgl. oben § 46 ff. (IV S. 236 ff.). 
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Zweck der Reparatur des Schiffs vom Schiffer bei einem Dritten aufgenommene 
Darlehn, mit welchem für den Darlehnsgeber ein gesetzliches Pfandrecht am 
Schiff und dessen Zubehör verbunden ist, mag im Uebrigen auch der Gläubiger 
lediglich auf sein Pfand angewiesen sein oder nebenbei auch noch den Rheder 
zum persönlich haftenden Schuldner haben. Das Nähere ist in der Lehre von 
den Schiffsgläubigem dargestellt.^^) 

Eine andere Art ist das vom Rheder selbst zu Reparaturzwecken aufge- 
nommene Darlehn , wofür er selbst persönlich , und das Schiff als Pfand haftet. 
Wieder eine andere Art ist die Bestreitung jener Reparaturkosten aus eigenen 
Mitteln des Rheders. Das Gesetz hat wegen der Unmöglichkeit einer präzisen 
und erschöpfenden Formulirung von einer Bestimmung, in wieweit und unter 
welchen Verhältnissen Havereigelder versicherbar seien, Abstand genommen, und 
diese Frage der Beurtheilung des einzelnen Falls nach allgemeinen , und ins- 
besondere nach den von dem Interesse geltenden Grundsätzen des Yersicherungs- 
rechts anheimgegeben. (Prot. VII S. 3092 f.). Darnach kann das zu Reparatur- 
zwecken hingegebene Darlehn für den Geber Gegenstand der Seeversicherung 
sein, denn mit dem späteren Verlust des Schiffs geht entweder die ganze Forde- 
rung oder falls eine persönliche Verpflichtung des Rheders bestehen sollte, die 
reale Sicherheit, das Pfandrecht unter. ^*) Dagegen scheint mir eine Versiche- 
rung der vom Rheder zu Zwecken der Reparatur des beschädigten Schiffs aus- 
gelegten Gelder juristisch unmöglich zu sein. Denn mit der Verausgabung dieser 
Gelder entsteht weder ein Forderungs- noch ein Pfandrecht, durch welche ein 
Rückersatz jener sicher gestellt werden soll. Sie sind definitv verloren und in 
Reparaturen umgesetzt worden. Diese aber bilden einen Bestandtheil des 
Schiffs. Wenn der Rheder ihren Werth gegen den Verlust des ganzen Schiffs 
auf derselben Reise sicher stellen will, so kann er diesen Zweck nur durch 
eine Versicherung des Schiffs erreichen.^*) 



") S. Abschn. 7 § 57 f. 

^^) Die Versicherbarkeit des Darlehns im Fall persönlicher Haftung des Rheders 
war in der Kommission bestritten. M. £. ist entscheidend, ob nach Lage der Verhält- 
nisse die Absicht der Kontrabenten vorzugsweise auf die Sicherheit der Forderung durch 
Pfand und auf eine nur nebenhergehende persönliche Verpflichtung des Rheders, oder 
umgekehrt vorzugsweise auf letztere gerichtet war. Im ersteren Fall wird an der Ver- 
sicherbarkeit nicht zu zweifeln sein, in letzterem Falle, wobei die Rücksicht auf die vom 
Pfand gewährte Sicherheit wenig oder gar nicht mitwirkte, fehlte es von vornherein an 
einem eigentlichen Interesse. 

iB) In der Kommission (Prot. VII S. 3009 f.) wurde die Möglichkeit und Zulässigkeit 
einer selbständigen Versichernng solcher Havereigelder selbst für den Fall behauptet, 
dass auch das ganze Schiff versichert werde, so dass hier ein Fall gültiger Ueberver- 
sicherung vorliegen würde. Als Grund wurde angegeben, dass der Rheder, wenn er 
durch die Reparatur die Fortsetzung des Unternehmens ermögliche, zugleich die Vor- 
theile des glücklichen Ausgangs desselben sich sichere, mithin in diesen Vortbeilen einen 
Ersatz der Reparaturkosten flnde. Um die Richtigkeit dieser Ansicht prüfen zu können, 
müsste man wissen, was unter den „Vortheilen des glücklichen Ausgangs"* verstanden 
werden soll. Hind darunter nur verstanden die Krhaltunor des Werths des Schiffs und 

23* 
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Eine andere, im Versicherungsverkehr häufig vorkommende Art der Yer- 
sichemng von Havereigeldern knüpft an folgenden Fall an. (Port. VII S. 3090 f.) 
Wenn ein zum Vollen versichertes Schiff auf der Reise einen Schaden erleidet, 
der eine Reparatur erforderlich macht, und nach Vollendung der Reparatur auf 
der Weiterreise ganz verloren geht, so haftet der Versicherer nicht bloss aus 
dem letzten Unglücksfall und bis auf Höhe der Versicherungssumme, sondern 
auch aus dem ersten und für den ganzen Betrag der aufgewendeten Reparatur- 
kosten. Selbst bei den in grossem Massstab angelegten Versicherungsanstalten 
wird dieser Verlust als ein aussergewöhnlicher angesehen, indem die Prämie 
in der Regel nur nach dem einmaligen Betrag der Versicherungssumme berechnet 
wird. Um nun den Versicherer vor dem Verlust der die Versicherungssumme 
übersteigenden Schadensersatzgelder zu bewahren, pflegt aus Wohlwollen oder 
auf Grund einer, an einigen Plätzen bestehenden Usance der Rheder die von 
ihm verausgabten Reparaturkosten zum Besten des Versicherers bei einem anderen 
Versicherer zu versichern. Entkleidet man diesen Fall seiner Eigenschaft einer 
Versicherung für fremde Rechnung und nimmt den einfachen Fall an, dass der 
Versicherer nach Eintritt des ersten Schadens, nach vollzogener Reparatur und 
nach oder vor Zahlung der vertragsmässig von ihm zu ersetzenden Versicherungs- 
summe sich den Ersatz derselben auf dem Wege der Versicherung verschaffen 
will, so kann dies nicht dadurch geschehen, dass er diese Summe in ihrer Eigen- 
schaft als Havereigeld oder gezahlte bezw. geschuldete Schadensersatzsumme ver- 
sichert, denn ihr rechtliches Schicksal ist von der glücklichen Ankunft oder vom 
Untergang des Schiffes nicht im Geringsten mehr abhängig, ihr Verlust ist viel- 
mehr für ihn schon definitiv eingetreten, sondern nur dadurch, dass er einen dem 
aufgewendeten Betrag der Reparaturkosten bezw. der für den Schaden gezahlten 
oder noch zu zahlenden Versicherungssumme gleichkommenden Betrag der für 
den Fall des Untergangs des Schiffs von ihm an den Rheder zu zahlenden Ver- 
sicherungssumme versichert, dass er also auf dem Wege der Rückversicherung 
einen Theil der noch laufenden Gefahr einem anderen Versicherer zuweisst. 

7. Die Interessen an anderen Forderungen, zu deren Deckung Schiff^ 
Fracht, Ueberfahrtsgelder oder Gdter dienen. Es sind dies Forderungen, mit 
welchen ein vertragsmässig oder gesetzliches Pfandrecht an jenen Gegenständen 



die Gewinnung der Kracht durch glückliche Ankunft des Schiffs im Bestimmungshafen, 
so bedarf es nur der Versicherung von Schiff und Fracht, und nicht einer solchen von 
Keparaturkosten. Jene Ansicht könnte man vielleicht in folgender Weise rechtfertigen. 
Wie der Schiffer oder Rheder behufs Reparatur des beschädigten Schifis bei einem 
Dritten ein Darlehn aufnehmen, und der Geber solches unter dem Titel Havereigeld unter 
Versicherung bringen kann, so kann der Rheder selbst als Quasidarlehnsgeber das Schiff 
mit dem Betrag der Reparaturkosten in seinen Büchern belasten, so dass dasselbe fiir 
ihn einen aus dem eigentlichen reellen Werth des Schiffe und dem Werth der Repara- 
turkosten zusammengesetzten Werth hätte. Gegen die Zulässigkeit einer solchen Kon- 
struktion wäre am Ende nichts einzuwenden, allein ihre Richtigkeit scheitert daran, dass 
der so konstruirte Werth ein eingebildeter, und das den wirklichen Werth des Schiffs 
buchmässig überschreitende Interesse kein reales ist. 
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verbunden ist, oder derenhalber der Gläubiger ein Retentionsrecht ausüben 
kann, ja sogar alle solche, zu deren Deckung nach den Anschauungen des Ver- 
kehrs ein den Gefahren der See an vertrauter Gegenstand ausschliesslich oder 
doch zunächst bestimmt ist, und bei welchen eine persönliche Haftung des 
Schuldners entweder gar nicht eintritt, oder doch erst in zweiter Linie in Be- 
tracht kommt, weil der Gläubiger seine Befriedigung zunächst aus der sog. for- 
tune de mer des Schuldners erwarten darf, und nicht so sehr mit Rücksicht 
auf die Zahlungsfähigkeit des Schuldners im Allgemeinen, als auf die ihm durch 
den der Seegefahr anvertrauten speziellen Vermögensgegenstand gewährte Sicher- 
heit kreditirt hat.^^) 

Zu diesen Forderungen gehört auch der Vorschuss, den ein Mitrheder für 
«inen Mitrheder geleistet hat, um die Ausgaben der Rhederei zu decken. ^^) 

8. Das Interesse am imai^inSreu Gewinn. Unter imaginärem Gewinn 
versteht das Gesetz den von der Ankunft der Güter am Bestimmungsort er- 
warteten Gewinn. Diese Ankunft ist Vorbereitung und Voraussetzung, und die 
Quelle des Gewinns irgend ein geeignetes mit Dritten bereits abgeschlossenes 
oder jetzt erst abzuschliessendes Rechtsgeschäft. Regelmässig ist es das Kauf- 
geschäft, mittelst dessen durch Umsatz der Güter gegen Geld Gewinn erzielt 
zu werden pflegt. Doch kann es auch Tausch oder Miethe sein. Dahin gehört 
auch der Gewinn aus Einnahmen, die der Besitzer besonderer Arten von Sachen 
durch Vorstellung oder Ausstellung derselben vor dem Publikum auf seinen 
Rundreisen zu erzielen hofft. Es ist gleichgültig, ob das Rechtsgeschäft im 
Bestimmungshafen oder an einem, selbst weit entfernten Binnenort geschlossen 
und vollzogen wird, und ob in letzterwähntem Falle die Vor- und Aus- 
stellungen an wenigen oder vielen Orten erfolgen und kürzere oder längere 
Zeit in Anspruch nehmen sollen. Gewinn ist jedoch nur derjenige Theil des 
Kaufpreises oder des Werths des eingetauschten Gegenstandes oder der sonst 
erzielten Erlöse, der nach Abzug aller auf die Herstellung der durch jene 
Rechtsgeschäfte übernommenen Leistungen verwendeten Geldwerthe sich ergeben 
wird, der Nettogewinn. Ein „erwarteter^' ist der Gewinn nur dann, wenn mit 
dem Transport der Güter vom Abgangshafen nach dem Bestimmungsort der 
ernstliche Anfang gemacht worden ist, und wenn nach der Technik des Verkehrs 
bei regelmässiger Ausführung der Seeunternehmung am Bestimmungsort ein Ge- 
winn überhaupt erzielt werden kann. Gewinne, die nur in der trügerischen 
Phantasie des Unternehmers existiren, sind ebenso ausgeschlossen, wie Gewinne, 
die einem raschen Wechsel der Konjunkturen unterliegen oder von der Dauer 
einer ausserge wohnlichen Konjunktur erho£ft werden. Letztere können als 
objektiv existirende Interessen nicht angesehen werden. Denn wenn auch eine 
Seeunternehniung mit Rücksicht auf einen im überseeischen Hafen in Folge 



") Prot VII S. 3182 f. K.O.ILG. XIV 8. 133, XV 115 f. 

^^) Art. 467: „Auch wenn ein Pfandrecht an der Schiffspart des Mitrheders nicht 
erworben ist, wird durch den Vorschuss ein versicherbares Interesse hinsichtlich der 
Schiffspart für die Mitrheder begründet.'' Vgl. Lewis a. a. 0. I. S. 60, II S. \>ib. 
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mannigfacher Konjunkturen momentan sehr gesteigerten Preis und mit Rücksicht 
darauf, dass das mit der Waare geladene Schiff nach menschlicher Berechnung 
zu einer gewissen Zeit und zwar noch zur Zeit der Herrschaft der Preis- 
steigerung im Bestimmungshafen ankommen werde, eingeleitet wird, so sind 
doch die Voraussetzungen för die Dauer der aussergewöhnlichen Preissteigerung^ 
und für eine ganz normale Ankunftszeit des Schiffs in jedem Falle so schwankend^ 
und Steigen und Fallen des Preises von Tag zu Tag solchen Zufälligkeiten 
unterworfen , dass der gehoffte Gewinn jeder sicheren thatsächlichen Basis 
entbehrt. ' ^) 

Der wirklich erwartete Gewinn kann Gegenstand der Seeversicherung sein, 
denn er enthält ein in Geld schätzbares Interesse, und kann durch einen Un- 
fall der Seeschiffahrt dadurch ganz oder zum Theil vereitelt werden, dass die 
Güter in Folge eines sie treffenden Unfalls der Seeschiffahrt am Bestimmungs- 
ort überhaupt nicht oder nicht in der bestimmten Zahl oder in beschädigtem Zu- 
stande ankommen. Durch den Versicherungsvertrag verspricht der Versicherer 
dem Versicherten, ihm denjenigen Theil seines erhofften Gewinns zu ersetzen, 
der durch einen Unfall der Seeschiffahrt vereitelt wird. 

9. Die Interessen an der zu verdienenden ProvlBion. Unter Provision 
versteht man die Vergütung, welche ein Kommissionär oder Geschäftsführer för 
die Besorgung fremder Geschäfte zu fordern berechtigt ist. Im Seeversicherungs- 
verkehr ist sie die für Besorgung überseeischer Geschäfte gegebene, die frühe- 
stens mit der Ankunft des Schiffs oder der Ladung im Bestimmungshafen ver- 
dient wird. Geht die Ladung in Folge eines Seeunfalls unterwegs unter, so 
verliert der Kommissionär den in der Provision enthaltenen Geldwerth, und 
kann denselben daher zur Vermeidung dieses Vcrlusts unter Versicherung 
bringen.^') 

10. Das Interesse an der vom Versieherer ttbernommenen Gefahr. Durch 
den SeeversicheiTingsvertrag verspricht der Versicherer dem Versicherten den 
Ersatz eines Vermögensnachtheils, der in Folge eines Schiff oder Ladung 
treffenden Unfalls der Seeschiffahrt diesem erwachsen sollte, durch Zahlung 
der Versicherungsgelder. Seine Schuld ist eine bedingte. Sein Interesse 
besteht darin, dass die Bedingung nicht eintrete, dass die Schuld somit nicht 
zur Entstehung gelange. Dieses Interesse kann Gegenstand einer weiteren, 
der Rückversicherung sein, indem der Rückversicherer dem rückversicherten 
Versicherer verspricht , ihm diejenigen Versicherungsgelder zu ersetzen. 



*^) Vgl. die Entsch. der Hamburger Gerichte in Goldschmidts Zeitschr. XIX 
S. 284 ff 

^^) Ein ähnliches Interesse ist das am Ewerführer- und Arbeitslohn, der mit der 
Ausladung eines im Bestimmungshafen angekommenen Schiffs verdient wird. Objektiv 
existirt es nur dann, wenn der Dienstvertrag geschlossen ist, und das betreffende tfchiff 
seine Reise nach dem Bestimmungshafen bereits angetreten hat. Gegen den durch den 
Untergang des Schiffs auf der Reise eintretenden Verlust des Lohns kann Versicherung 
genommen werden. Entsch. des O.A.G. Lübeck (Kiernlff, Samml. 1867) in Gold- 
schmidts Zeitschr. XIX 8. 829 ff. 
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die er seinem Versicherten gegenüber zu zahlen verpflichtet wird. Der Rtkck- 
versicherungsvertrag ist ein ganz selbständiger Vertrag, für welchen nur die 
zwischen dem Mckversicherten und Rückversicherer, nicht aber die im ersten 
Versicherungsvertrag getroffenen Bestimmungen massgebend sind, es sei denn, 
dass deren Uebemahme in dem Rückversicherungsvertrag vereinbart w^e, und 
ebenso tritt der Rückversicherer nicht an die Stelle des Versicherers gegenüber 
dem ersten Versicherten.**) 



^^) Entgeh, des O.A.G. Lübeck (Kierulff a. a. 0.) in Goldschmidts Zeitschr. 
a. a. 0. S. 241 ff. Lewis a. a. 0. II S. 186 ff. 



IV. Gefahren der Seeschiffahrt. Unfälle. 



§ 64. 

Seeschiffahrt ist die unter der Leitung eines Schi£fers stehende, die be- 
wegenden Kräfte des Meeres, Windes oder Dampfes benutzende und die 
Beförderung von Personen oder Gütern auf dem Meere bezweckende Thäügkeit 
eines Schiffs. Die Zwecke der Beförderung (des Transports) bezw. der einzelnen 
Fahrten eines Schiffs sind verschieden, es gibt Fahrten zum Vergnügen, zu 
wissenschaftlichen Zwecken, zur Probe der Tüchtigkeit des Schiffs, Fahrten zum 
Zwecke des Truppentransports, des Fischfangs, der Beförderung des Waaren- 
handels und der Gewinnung von Fracht- und Ueberfahrtsgeldern. Letzterer ist 
im Verkehr der seefahrenden Völker der am häufigsten bethätigte, er ist es 
so häufig, dass man unter dem blossen Ausdruck ,, Seeschiffahrt'* vorzugsweise 
das auf Geldgewinn abzielende Gewerbe des Seetransports versteht. Gefahren 
der Seeschiffahrt sind dann diejenigen Gefahren, welchen die Seeschiffahrt 
überhaupt unterliegt , welche also die Leitung des Schiffers , die Benutzung der 
Bewegungskräfte und den Transport unmöglich machen, hindern oder erschweren? 
und damit einen Werthverlust herbeiführen. Unter den Gefahren selbst sind 
aber nicht alle nachtheiligen Ereignisse zu verstehen, welche beim Betrieb der 
Seeschiffahrt überhaupt eintreten können, sondern 

1. nur eigentliche Unfälle, Ereignisse, die, von gewissen der Seeschiffahrt 
feindlichen Kräften erzeugt werden. Der Wind ist als solcher keine feindliche, 
sondern eine nützliche, fast unentbehrliche Kraft; nur als Sturm, der das Meer 
peitscht und aufwühlt, das Schiff hin und her wirft, die stärksten Masten knickt 
und die festesten Segel zerreisst^ wird sie verderbenbringend. Die zum ordnungs- 
mässigen und gewöhnlichen Betrieb der Seeschiffahrt gemachten Verwendungen 
und vorgenommenen Handlungen , welche eine Vermögensverminderung zur 
Folge haben , wie der Verbrauch von Kohlen zum Zweck der Speisung der Ma- 
schinen , sind ebensowenig gefährliche Ereignisse, wie das Zerreissen abgenutzter 
Segel oder das Zerbrechen morscher Masten in Folge gewöhnlichen Windes, 
oder der Verlust ausgeleierter Ketten und das Brechen der Ankerflügel auf 
gewöhnlichem Grunde. Jeder Schaden an Schiff oder Zubehör, welcher nur eine 
Folge der Abnutzung des Schiffs im gewöhnlichen Gebrauch ist. oder nur durch 
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Alter, Fäalniss oder Wurmfrass verursacht wird, ist für das Schiff selbst kein 
gefährliches Ereigniss. Und für die Güter sind die während der projektirten 
Reisezeit eintretenden nothwendigen Folgen ihrer natürlichen Beschaffenheit, wie 
innerer Verderb, Faulen, Modem, Schimmeln, Zehren, Trocknen, Rosten, Oxi- 
diren, Schmelzen, Schwinden und gewöhnliche Leckage, oder der Verderb durch 
Ratten oder Mäuse keine gefährlichen Ereignisse, weil dort die überall gleichen 
natürlichen Eigenschaften der Körper überall gleiche Körperveränderungen oder 
Gewichtsverminderungen zur nothwendigen Folge haben, und hier die Auf- 
bewahrung geniessbarer Objekte in geschlossenen Räumen wie überall das ge- 
wöhnliche Ungeziefer anzieht, und somit alle diese Ereignisse die mehr oder 
weniger unvermeidlichen und in die Kalkulation des Preises aufzunehmenden 
Folgen des gewöhnlichen Betriebs der Seeschiffahrt sind. Wird jedoch der 
Aufenthalt der Güter auf der See gegen den Willen ihres Eigenthümers durch 
ein wirklich gefährliches Ereigniss verlängert, so erscheinen jene in Folge 
dieser Verlängerung eintretenden Ereignisse als Wirkungen dieses gefährlichen 
Ereignisses und somit selbst als wirkliche Unfälle (Art. 825 Nr. 2. 3). 

Die Zahl der möglichen Gefahren oder der eigentlichen Unfälle der See- 
schiffahrt ist unbegrenzt. Bei jedem Unfall sind drei Theile zu erkennen: 
Ursache, Objekt, Wirkung. Die Folge eines Unfalls für das Vermögen des 
Interessenten ist ein Werthsverlust. Das Gesetz gebraucht für jenen ersten 
Theil den Ausdruck: Ursache, für die Thätigkeit der ursächlichen Kraft ins- 
besondere die Ausdrücke: verursachen, veranlassen; für die Unfallswirkung 
die Ausdrücke: Besehftdigung , Verlust; für die Unfallsfolge den Ausdruck: 
Folge des Unfalls; und für Unfallswirkung und Unfallsfolge, dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch entsprechend, den Ausdruck: Schaden. 

Im Wesentlichen zerfallen die Unfälle in zwei Gattungen: sie sind ent- 
weder Elementarereignisse, wie Beschädigung durch Eindringen des Seewassers, 
Strandung, Schiffbruch, Sinken, Ansegelung, Zerstörung durch Feuer, Explosion, 
Blitz , Erdbeben , Beschädigung durch Eis u. s. w.^ oder geradezu menschliehe 
Handlungen. Die Ursache der ersteren sind entweder lediglich Naturkräfte, 
wie Sturm und schweres Wetter, Blitz, Erdbeben, oder menschliche Handlungen, 
welche absichtlich oder unabsichtlich Naturkräfte hervorrufen oder leiten, wie 
Brandstiftung , Löschungsversuche mit Spiritus oder Petroleum , absichtliches 
Lenken des Schiffs auf Felsen durch den Steuermann, Stossen eines Lecks, 
um Seewasser eindringen zu lassen. Die Verbindung von Unfallsursachen 
kann eine sehr mannigfaltige sein. Das aus Nachlässigkeit eines Passa- 
giers auf dem Schiff ausgebrochene Feuer wird durch den herrschenden 
Sturm vergrössert, und bewirkt eine Oeffnung des Schiffs, durch welche See- 
wasser eindringt. Dieses zerstört und verdirbt einen Theil der Ladung, bei 
den Pumpversuchen wird ein anderer Theil der Ladung beschädigt, in Folge 
der übermässigen Anstrengungen brechen die Pumpen, es müssen neue Ausgänge 
und Oeffnungen geschlagen werden u. s. w. So sind ganze Reihen von Un- 
fällen denkbar, Ketten von Ursachen und Wirkungen, wobei jede Wirkung zu- 
gleich die Ursache anderer Unfälle wird, und reine Elementarereignisse mit 
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solchen durch menschliche Handlangen hervorgerufenen abwechseln. Die Wir- 
kungen der Elementarunfälle auf Schiff oder Ladung als Objekt sind hinsichtlich 
ihres Umfangs verschieden , sie bestehen entweder in gänzlicher Yemichtung 
der Substanz, wie Verbrennen und Versinken, oder in theilweiser Zerstörung 
der Substanz, wie Zerbrechen der Masten, Zerreissen der Segel, Zertrümmerung 
einzelner Theile des Schiffskörpers beim Zusammenstoss , Seewurf eines Theils 
des geladenen Getreides, oder in einer nachtheiligen Veränderung der Beschaffen- 
heit des Objekts , wie Verderb oder .Verschlechterung des Getreides durch ein- 
gedrungenes Seewasser. 

Die zweite Gattung der Unfälle sind menschliche Handlungen; sie können 
ausgehen von der Staatsgewalt oder Privaten, von dem Schiffer, der Schiffsbe- 
satzung, den Passagieren oder andern Personen, und erlaubte oder unerlaubte, 
Rechtsgeschäfte oder Delikte sein. Die Unfallsursache ist der Wille der 
Handelnden, der wohl auch von einem Elementarereigniss hervorgerufen sein 
kann, wie der Seewurf im Falle der Noth oder die durch Sturm veranlasste 
Abweichung von der Reiseroute. Die Unfallswirkung ist hier wie dort eine 
die Substanz des Schiffes oder der Ladung ganz oder theilweie zerstörende oder 
eine die Beschaffenheit des Objekts verändernde. Allein weit häufiger besteht 
sie bloss in der gänzlichen oder zeitweisen Entziehung des Besitzes und der 
faktischen Disposition des Eigenthümers von Schiff oder Ladung, wie Raub, 
Diebstahl, Konfiskation, Arrest, Seewurf; oder unter Schonung der Substanz 
und Qualität des Objekts und des Besitzes und der Disposition des Eigenthümers 
über Schiff und Ladung in der Belastung der letzteren mit einem Pfandrecht 
wegen einer vom Schiffer zu bestimmten Zwecken kontrahirten Darlehnsschuld. 
Diese Unfälle sind im Besonderen: 

a. Handlungen einer kriegführenden Macht, ^) der Staatsgewalt im Kriege 
(die Gefahr des Kriegs), und bestehen in der während eines Kriegs erfolgenden 
Wegnahme (Aneignung), Kondemnation, Konfiskation oder Zerstörung und Be- 
schädigung feindlichen Privateigenthums durch Kriegsschiffe, Kaper oder Land- 
streitkräfte, in der Plünderung durch Kaper, in der Blockade feindlicher Häfen 
und damit bewirkter Verhinderung des Antritts, der Fortsetzung oder Beendigung 
der Reise, und in den Schäden, welche die Vertheidignng des angegriffenen 
Schiffs gegen die feindliche Macht diesem selbst zufügte. 

b. Verfügungen von hoher Hand, d. h. Handlungen der Staatsgewalt im 
Frieden gegenüber Fremden oder eigenen Unterthanen ; dieselben bestehen in 
der Wegnahme (Aneignung), Zerstörung oder Beschädigung von Schiff oder 
Ladung, in einem Arrest, d. h. vorläufiger Anhaltung, in einem Verbot der Ab- 
oder Einfahrt, und können geschehen in der Absicht, eine Repressalie auszu- 



1) Ueber das Wesen der kriegführenden Macht s. Per eis, Das internationale 
öffentliche Recht der Gegenwart. 1882. § 32. — Ob die Handlungen den anerkannten 
Grundsätzen des Völkerrechts oder den, den ausführenden Organen ertheilten Instruktionen 
entsprechen oder widerstreiten, ist gleichgültig. — Die Handlangen nicht autorisirter 
Angehörigen der kriegführenden Macht sind nicht Handlangen dieser. Lewis a. a. O. 
S. 924. 
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üben gegen einen andern Staat für eine von diesem einem diesseitigen Unter- 
thanen oder dem diesseitigen Staate zugefügte Ungerechtigkeit, oder in der 
Absicht, die gegen oder ohne Entgelt zwangsweise abgetretenen Objekte (Schiff, 
Waaren, Munition, Lebensmittel) zu eigenem Bedarf zu gebrauchen, oder in der 
Absicht, durch Vernichtung von Schiff oder Ladung die Ausbreitung ansteckender 
Krankheiten (Pest, Seuchen) zu verhüten. 

c. Erlaubte Handlungen des Schiffers, wie die von demselben zum Zweck 
der Fortsetzung der Reise gesetzlich vorgenommene Verbodmung oder Verfügung 
über die Ladung durch Verkauf oder Verwendung (Art. 507 — 510, 734). 

d. Die zum Schutz eines angeblich gefährdeten Rechts von Seiten eines 
Dritten beantragten und erwirkten exekutorischen Massregeln, durch welche 
dem Eigenthümer die freie Disposition über Schiff oder Ladung entzogen wird, 
wie Pfändung, dinglicher Arrest und die verschiedenen Anordnungen einstweiliger 
Verfügungen. 

e. Widerrechtliche Handlungen Dritter, wie Diebstahl, Seeraub, Plünderung 
und sonstige Gewaltthätigkeiten. 

f. Widerrechtliche Handlungen einer Person der Schiffsbesatzung, (Gefahr 
der Unredlichkeit oder des Verschuldens) mag Absichtlichkeit oder Fahrlässig- 
keit die^Ursache sein, wie Veruntreuung der Ladung, Diebstahl, schuldvolles 
Zusammenstossen mit einem andern Schiffe. 

2. Ein an sich gefährliches Ereigniss ist es rechtlich nicht, wenn es durch 
die ordnungswidrige Beschaffenheit des davon betroffenen Materials verursacht 
wird. Erstes Erforderniss der Seeschiffahrt ist, dass Schiff und Ladung in 
einem betriebsfähigen und betriebssicheren, transportfähigen und transportsicheren 
Zustande in die See gesendet werden. Ein Schiff, das ohne Maschinen oder als 
Wrack aus dem Hafen hinausgezogen wird, ist kein Schiff, seine Bewegungen 
sind keine Fahrt, es ist seeschiffahrtsunfähig. Waaren, die gar nicht oder mangel- 
haft verpackt sind, und deswegen den unvermeidlichen Stössen bei der Bewegung 
des Schiffs nicht widerstehen können, sind keine Ladung. Der Schiffer hat vor 
Antritt der Reise dafflr zu sorgen, dass das Schiff in seetüchtigem Stande, 
gehörig eingerichtet und ausgerüstet, gehörig bemannt und verproviantirt ist, und 
dass die zum Ausweis für Schiff, Besatzung und Ladung erforderlichen Papiere 
an Bord sind (Art. 480). Wird daher durch den Mangel der Seetüchtigkeit 
ein nachtheiliges Ereigniss herbeigeführt (verursacht) , z. B. das Stranden des 
Schiffs in Folge ungenügender Segel oder Bemannung, Anlaufen eines Noth- 
hafens wegen ungenügender Verproviantirung, *) oder Eindringen von Seewasser 
in Folge einer . fehlerhaften Konstruktion des Schiffs oder seiner einzelnen 
Theile,^) so ist dasselbe für das Schiff kein gefährliches Ereigniss, und ebenso 
ist es für die Waare kein gefährliches Ereigniss, wenn sie in Folge ihrer 



2) Entscb. des O.A.G. Lübeck (Kierulff, Samml. 1868) in Goldschmidts Zeitschr. 
XIX S. 246 f. 

^) EntBcb. der Hamburger Gerichte in Goldschmidts Zeitschr. a. a. 0. S. 234 f. 
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mangelhaften Verpackung und der dadurch bewirkten Transportunfähigkeit oder 
Transportunsicherheit von einer schädigenden Gewalt betroffen wird (Art. 825 
Abs. 1 u. 3). 

3. Ein an sich gefährliches Ereigniss ist es rechtlich nicht, wenn es durch 
ein Verschulden des Versicherten oder seines Stellvertreters verursacht ist. Das 
Recht schliesst eine Seeversicherung gegen eigene schuldvolle nachtheilige Hand- 
lungen oder Unterlassungen aus, und gestattet nur eine Versicherung gegen 
zufällige Ereignisse , Unfälle. Es fordert, dass der Versicherte als ordentlicher 
Rheder, Verfrachter , Ladungseigenthümer oder sonstiger Interessent alle Sorg- 
falt anwende, damit der Zweck der Seeschiffahrt, wohlbehaltene Ankunft von 
Schiff und Ladung am Bestimmungsort, erfüllt werde. Verschulden ist rechts- 
widrige Absichtlichkeit , Leichtfertigkeit oder Nachlässigkeit. Die Grenze 
zwischen Schuld und Zufall ist zuweilen schwer zu erkennen, namentlich da, 
wo im Fall einer Gefahr sofortiges Handeln geboten und wenig oder gar keine 
Zeit zum Prüfen, Ueberlegen und Bereden mit Andern gegeben ist. 

Dem Verschulden des Versicherten steht das seiner Stellvertreter, wozu 
bei der Versendung von Gütern auch der Ablader, Empfänger und Karga- 
deur in dieser ihrer Eigenschaft zu rechnen sind, gleich (Art. 825. pos. 4). 

Anfang: und Ende der Seeschiffahrt. Es gibt Gefahren, welche der See- 
schiffahrt eigenthümlich sind, wie Stranden, Sinken, Schiffbruch ; andere, welche 
nur Geschäfte des festen Landes treffen, wie Hagelschlag, der die Ernte ver- 
nichtet, lind wieder andere, welche dort und hier schädigend wirken können, wie 
Sturm, Feuer, Diebstahl, Arrest, Verfügung von hoher Hand. Um beurtheilen 
zu können, ob letztere Unfälle Gefahren der Seeschiffahrt oder Gefahren des 
festen Landes seien, ist Anfang und Ende der Seeschiffahrt festzustellen. Dies 
ist nicht gleichbedeutend mit Anfang und Ende der im einzelnen Fall vom Ver- 
sicherer übernommenen Gefahr, denn mit deren vertragsmässiger Bestimmung 
wird nur die Versicherungszeit begrenzt; hier aber soll die Qualität eines Un- 
falls, ob Unfall der Seeschiffahrt oder des festen Landes, ermittelt werden. 
Nur die' in das zeitliche Gebiet der Seeschiffahrt fallenden Unfälle sind Gefahren 
der Seeschiffahrt, die ausserhalb desselben sich ereignenden sind es nicht; und 
wenn gegen letztere eine Versicherung genommen ist, so mag sie wohl gültig 
seiu; allein sie ist nicht eine Versicherung gegen die Gefahren der Seeschiffahrt 
und es kommen mithin auch die Bestimmungen des Seeversicherungsrechts als 
solche nicht zur Anwendung. 

Seeschiffahrt ist nicht identisch mit Seereise, „mit der Bewegung des 
Schiffs und der Ladung von einem Hafen zum andern.^ ihren Anfang und ihr 
Ende bildet daher auch nicht das Lichten und Fallen der Anker. Nach der 
oben gegebenen Begriffsbestimmung ist die Seeschiffahrt die unter der Leitung 
eines Schiffers stehende, die bewegenden Kräfte des Meeres, Windes oder 
Dampfes benutzende und die Beförderung von Personen oder Gütern übers Meer 
bezweckende Thätigkeit eines Schiffs. Unter dieser Thätigkeit ist nicht gerade 
eine fortwährende Bewegung, sondern die bestimmungsmässige Eigenschaft des 
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Schiffs, zum Zweck des Transports von Personen und Gütern unter Leitung des 
Schiffers und unter Benutzung der Kräfte des Meeres, Windes oder Dampfes 
thätig zu sein, zu verstehen. Die Seeschiffahrt beginnt für das Schiff in dem 
Moment, in weichem es vom Kheder hierzu bestimmt und körperlich soweit 
hergestellt ist, dass es der Bet<örderung von Personen oder Gütern dienen kann. 
Der Betrieb der Seeschiffahrt endet für das Schiff in dem Moment, in welchem 
ihm entweder der Eigenthümer eine andere Bestimmung gegeben hat. oder es 
körperlich so verändert ist, dass es zur Beförderung von Personen oder Gütern 
übers Meer überhaupt nicht mehr dienen kann. Daher kann ein neugebautes, 
dem Betrieb der Seeschiffahrt noch nicht übergebenes Schiff ebensowenig, wie 
ein zur Schiffahrt unbrauchbar gewordenes, und zur Magazinirung von Waaren. 
im Hafen bestimmtes Schiff Gegenstand einer Versicherung gegen die Gefahren 
der Seeschiffahrt sein. Ist aber einmal ein Schiff dem Betrieb der Seeschiffahrt 
übergeben, so verliert es diese Eigenschaft nicht durch die natürlichen Zu- 
stände der Ruhe vor, während oder nach der einzelnen Reise, also z. B. nicht 
während der Zurüstung oder der Einnahme von Ladung, auch nicht während 
seiner Ruhe im Winterhafen oder während der Dauer der Reparaturarbeiten, 
die gedachte Eigenschaft des Schiffs wird vielmehr durch die ihm gegebene Be- 
stimmung, nach Beendigung jener Pausen wieder in den Dienst einzutreten, auf- 
recht erhalten. 

Gegenstände des Transports sind Personen und Sachen, und insofern nehmen 
sie an der Seeschiffahrt Theil. Für die Güter beginnt die Seeschiffahrt in dem 
Momente, in welchem sie vom Eigenthümer zur Beförderung über die See be- 
stimmt und hierauf in ein solches körperliches Yerhältniss zum Schiff gesetzt 
sind, dass sie von demselben übers Meer befördert werden können. Dies ist 
aber die Zeit der Yerbringung der Waaren oder Güter an den Ladeplatz, die 
Zeit der Abladung auf dem Quai, die Zeit, zu welcher diese Objekte schon als 
Ladung eines bestimmten Schiffs angesehen werden können. Die Seeschiffahrt 
endet in dem Moment, in welchem die Waaren oder Güter im Bestimmungs- 
hafen ans Land gebracht und vom Schiffer entweder dem Empfänger übergeben 
oder gerichtlich bezw. in anderer sicherer Weise niedergelegt sind. Wird eine 
Waare, welche von einer Binnenstadt nach einem Seehafen und von hier nach 
einem überseeischen Hafen befördert werden soll, selbst nach abgeschlossenem 
Seefrachtvertrag schon vor ihrer Abreise von der Binnenstadt versichert, und 
während des Landtransports auf der Eisenbahn oder dem Abladefuhrwerk und 
vor ihrer Ankunft am Abladeplatz durch Feuer zerstört, so kommen die Grund- 
sätze der Seeversicherung nicht zu direkter Anwendung. Ist sie aber am Quai 
abgeladen, vom Schiffer in Empfang genommen und harret sie der Einladung 
ins Schiff, so ist der zwischen diesem und dem Momente ihres Scheidens vom 
Lande eintretende Unfall ein Unfall der Seeschiffahrt und nicht des festen 
Landes. Ist sie ferner der Seeschiffahrt einmal übergeben, so verliert sie diese 
ihre Eigenschaft nicht dadurch, dass sie in einem Noth- oder Zwischenhafen 
zeitweilig ans Land, in ein Magazin oder auf eine Landtransportanstalt gebracht 
wird, wenn nur die Absicht der Interessenten dahin geht, sie nach Beseitigung 
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der bestehenden Hindernisse wieder übers Meer nach dem Bestimmungshafen 
zu verbringen. 

Aus dem Begriff der Seeschiffahrt ergibt sich, dass dieselbe nicht erst in 
dem Moment beginnt, in welchem der Kiel des Schiffs eigentliches Seewasser 
durchschneidet. Ein Betrieb der Seeschiffahrt findet vielmehr auch auf Flüssen 
statt, jedoch nur als Anfang oder Ende der Schiffahrt und einer Seefahrt als 
Hauptsache. Die Schiffe , welche von Hamburg oder Antwerpen nach England 
gehen, betreiben Seeschiffahrt, und ein auf der Elbe oder Scheide sie treffender 
Unfall ist nach den von der Versicherung gegen die Gefahren der Seeschiffahrt 
geltenden Rechtsgrundsätzen zu beurtheilen. 



y. Der Seeversicherungsvertrag. 



§ 65. 

A. Accessorische Natur. Becht an einem Interesse. Ueber- 
versichernng. Doppelversichernng. Versichernngswerth. 

Aus dem Zweck der Seeversicherung, Sicherstellung eines den Gefahren 
der Seeschiffahrt ausgesetzten Geldwerths, folgt, dass sie kein selbständiges und 
unabhängiges, sondern ein im Verhältniss zu einem Interessenrechte acces- 
sorisches Rechtsgeschäft ist. Die Verbindung zwischen beiden wird durch einen 
und denselben Gegenstand, einen Geldwerth hergestellt, der das Objekt beider 
Hechte ist. Denn der an einem Interesse Berechtigte lässt sich durch die Ver- 
sicherung für den Fall des Verluste des Geldwerths seines Interesse den Ersatz 
desselben durch einen gleichen, also denselben, nur in die Form des Geldes 
gekleideten Geldwerth versprechen. Die Abhängigkeit der Versicherungsobli- 
gation von dem prinzipalen Interessenrechte ist keine absolute, keine solche,- 
dass das rechtliche Schicksal des Interessenrechts ohne alles Weitere auch das 
Schicksal der Versicherung bestimme, wie etwa dass im Fall der Singular- 
succession in das Interessenrecht auch das Recht des Versicherten ipso jure auf 
den Successor übergehe. So weit geht das Bedürfniss des Versicherungsverkehrs 
nicht. Vielmehr bedarf es bei einer Veräusserung des versicherten Gegen- 
standes behufs Uebertragung des Nebenrechts der Versicherung stets eines be- 
sonderen Uebertragungsaktes^^) ja die eigenthümlichen Verhältnisse bei der 

^) Entweder Uebertragung durch Indossament einer an Order lautenden Polize, oder 
Uebertragung durch Cession. lieber die Wirkung der ersteren s. oben II S. 190. Die 
Wirkung der Uebertragung durch Cession ist die gewöhnliche, n&mlich, „dass dör Er- 
werber den Versicherer ebenso in Anspruch zu nehmen befugt ist,, als wenn die Ver- 
äusserung nicht stattgefunden hätte, und der Versicherte selbst den Anspruch erhöbe. 
Der Versicherer bleibt von der Haftung für die Gefahren befreit, welche nicht eingetreten 
sein würden, wenn die Veräusserung unterblieben wäre. Er kann sich nicht nur der 
Einreden und Gegenforderungen bedienen, welche ihm unmittelbar gegen den Erwerber 
zustehen, sondern auch derjenigen, welche er dem Versicherten hätte entgegenstellen 
können, der aus dem Versicherungsvertrage nicht hergeleiteten jedoch nur insofern, als 
sie bereits vor der Anzeige der Uebertragung entstanden sind.'' Art. 904. — Der Ver- 
sicherte ist übrigens auch ohne konkurrirende Veräusserung der versicherten Sache in 
Gemässheit allgemeiner Kecbtsgrundsätze befugt, nicbt allein die aus einem bereits ein- 
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Kaskoversichernng gestatten die Uebertragang der Versieberungsrechte auf den 
Erwerber des veränsserten Schiffs nur ausnahmsweise, nämlich bei der Ver- 
äusserung von Schiffsparten und eines Schiffs während der Reise. ^) 

Das Recht an einem Interesse ist die nothwendige Voraussetzung für die 
Gültigkeit der Seeversicherung. Im Einzelnen gilt: 

1. Das Recht an einem Interesse wird nur durch einen civilrechtlichen 
Titel erworben. Faktische Interessen, mögen sie für den Detentor noch so 
werthvoU sein, sind nicht versicherbar. Der Gläubiger des Rheders oder 
Ladungseigenthümers ist wohl dabei interessirt, dass kein Bestandtheil des Ver- 
mögens seines Schuldners verloren gehe, weil ihm jeder Bestandtheil dieses 
Vermögens zur Deckung seiner Forderung dienen kann (Prot. VII S. 3132), 
allein ein versicherbares Interesse hat er in so lange nicht erworben, als ihm 
nicht durch Vertrag mit dem Eigenlhümer oder durch richterliche Arrestan- 
ordnung das Recht der Befriedigung aus Schiff oder Ladung eingeräumt ist. 
Nicht versicherbar sind Interessen, welche durch rechtswidrige Handlungen zu 
gewinnen versucht wurden. Wer durch Raub, Diebstahl, Unterschlagung und 
Betrug in den Besitz einer Sache gelangt ist, kann sie zu eigenem Vortheil nicht 
versichern lassen. Auch sein Verantwortlichkeitsinteresse kann er durch Ver- 
sicherung nicht schützen, weil er es durch eine rechtswidrige Handlung hervor- 
gerufen hat.^) Das Nähere über den Rechtserwerb dieser Interessen bestimmt 
das bürgerliche Recht. 

2. Der Versicherungsvertrag erzeugt weder Rechte noch Verbindlichkeiten, 
wenn das vorausgesetzte Recht am Interesse trotz eines Titels nicht besteht. 
Haben die Kontrahenten eine Bodmereiforderung, welche aus gewissen Gründen 



getretenen Unfall ihm zustehenden, sondern auch die künftigen Entschädigungsansprüche 
einem Dritten abzutreten und zwar durch Indossament der an Order lautenden 
Polize oder durch Gession. Vgl. Art. 301, 303, 305. Bei der Versicherung für fremde 
Rechnung ist zur Gültigkeit der ersten Uebertragung das Indossament des Versicherungs- 
nehmers genügend. Art. 896. 

') Art. 905. ^Die Vorschriften des Art. 904 gelten auch im Falle der Versicherung 
einer Schiffspart. Ist das Schiff selbst Yersichert, so konmien dieselben nur dann zur 
Anwendung, wenn das Schiff während einer Reise veräussert wird. Anfang und Ende 
der Reise bestimmen sich nach Art. 827. Ist das Schiff auf Zeit oder für mehrere Reisen 
(Art. 760) versichert, so dauert die Versicherung im Fall der Veräusserung während einer 
Reise nur bis zur Entlöschung des SchiffiB im nächsten Bestimmungshafen." (Art. 827.) 
Das Motiv der Unübertragbarkeit der Versicherung eines Schiffs auf den Singularerwerber 
ist, dass bei Kaskoversicherungen mehr als irgendwo die Persönlichkeit des Versicherten 
und das Mass des ihr zu schenkenden Vertrauens für den Abschluss des Versicherungs- 
vertrags bestimmend ist, und durch den Eintritt eines neuen Eigenthümers die Sicherheit 
des Versicherers sehr gefährdet werden könnte. In den als Ausnahmen aufgeführten 
Fällen kommt es auf die Persönlichkeit des neuen Erwerbers weniger an, weil bei der 
Veräusserung einer Schiffspart immerhin noch die Mitrheder eine Garantie darbieten, 
und nach begonnener Reise der neue Erwerber an der vom Versicherten solide vorge- 
nommenen Ausrüstung, Bemannung u. dgl. nichts wesentlich Nachtheiliges vornehmen kann 
oder wird. (Prot. VII S. 3654 ff., VIU S. 4453 f.) 

«) Z. B. 1. 12 § 1, 1. 14 § 4 de furtis (47, 2). 
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rechtlich nicht entstanden oder bereits zurückgezahlt war, im Glauben an ihre 
Existenz versichert, so ist der Vertrag ungültig. Durch simulirte Geschäfte be- 
gründete Interessen sind keine wahren und darum nicht versicherbar. Ist das 
Recht am Interesse ein bedingtes, so ist es auch die Versicherung. Nur in 
einem Fall wird ein Recht an einem putativen Interesse geschützt. Auf die 
Gültigkeit des Versicherungsvertrags hat es nämlich keinen Einfluss, dass zur 
Zeit des Abschlusses desselben der zu ersetzende Schaden schon eingetreten war, 
wenn nur beide Theile oder doch der Versicherungsnehmer im Glauben waren, 
dass das Interesse noch existire. Zur Gültigkeit dieser Versicherung wird in- 
dessen nicht der Nachweis des guten Glaubens gefordert, es wird vielmehr der 
Vertrag als Versicherungsvertrag nur dann für nngrttltig erkannt, wenn beide 
Theile wussten, dass der zu ersetzende Schaden schon eingetreten war. Wusste 
es nur der Versicherungsnehmer, so ist der Vertrag für den von dem Sach- 
verhältniss nicht unterrichteten Versicherer unverbindlich, gleichwohl aber hat 
er, selbst wenn er die Un Verbindlichkeit des Vertrags für sich geltend macht, 
auf die volle Prämie Anspruch (Art. 789). 

3. Nur der Interessenberechtigte kann Versicherter sein und die aus dem 
Vertrag entspringenden Rechte erwerben. Man kann nur eigene, nicht aber 
fremde Interessen für sich versichern, sog. Wettassekuranzen sind ungültig. 

4. Der Geldwerth eines Interesse kann gegen die Gefahren der Seeschiff- 
fahrt nur bis zu seiner wirklichen Höhe sicher gestellt oder versichert werden. 
Das Versprechen einer diesen Geldwerth übersteigenden Geldsumme wäre be- 
züglich des versprochenen Mehrbetrags keine Sicherstellung, sondern für den 
Versicherten eine Vermögensvermehrung, ein Erwerb aus Nichts und mit Nichts, 
und sonach dem Wesen der Seeversicherung durchaus zuwider. Das Recht hat 
daher bestimmt, dass die Versicherungssumme den Versicherungswerth nicht über- 
steigen könne, und dass eine Versicherung in so weit, als die Versicherungs- 
summe den Versicherungswerth übersteige, Ueberversiehemng, keine rechtliche 
Geltung habe (Art. 790). Dies gilt nicht bloss bei der Versicherung des ganzen 
Geldwerths eines Interesse, sondern auch bei der von Theilen oder Prozenten 
desselben, wie einer halben SchiÜ'spart oder vierzig Prozent der Ladung Weizen. 
Der Interessenberechtigte kann nämlich auch nur einen Theil des Geldwerths seines 
Interesse unter Versicherung bringen, und den andern Theil ungedeckt, unver- 
sichert lassen, so dass die Versicherungssumme den Versicherungswerth des 
ganzen Interesse nicht erreicht. Ist der Bruchtheil ausdrücklich bestimmt, so 
haftet der Versicherer mit seiner diesem Bruchtheile entsprechenden Versiche- 
rungssumme nach Verhältniss der Grösse des Verlusts. Ist nur die Versiche- 
rungssumme, nicht aber die Grösse des zu versichernden Theils des Geldwerths 
bestimmt, so ist der vernünftige und konstante Verkehrs- und darum der prä- 
sumtive Einzelwille der Kontrahenten, dass vom ganzen Geldwerth derjenige 

'Bruchtheil versichert sei, welcher dem Verhältniss der Versicherungssumme zum 
ganzen Geldwerth entspricht. Geht in solchem Falle mit dem völligen Unter- 
gang des Schiffs dessen ganzer Geldwerth verloren, so ist die Versicherungs- 
summe ganz zu bezahlen, geht aber mit dem Eintritt eines theilweisen Schadens 

Handbuch des Haiidelsrecht<. IV. Band. Abth. 1. 24 
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nur ein Bruchtheil des ganzen Werths verloren, so haftet der Versicherer für 
diesen Verlust nur nach Verhältniss der Versicherungssumme zum ganzen Geld- 
werth (Art. 796. Näheres unten § 71). 

Die üeherversicherung kommt in dreifacher Weise vor. Es kann 

a. ein Vertrag abgeschlossen werden, durch welchen ein Versicherer oder 
mehrere als Solidar- oder Theilschuldner eine üeberversicherungssumme ver- 
sprechen. Hier wird die Üeberversicherungssumme auf die dem Versicherungs- 
werth entsprechende Versicherungssumme reduzirt, der Mehrbetrag ist ungültig 
versprochen, und die einzelnen Theil Versicherungssummen werden pro rata gektirzt. 

b. Sind zwischen dem Versicherungsnehmer und mehreren Versicherem 
mehrere oder verschiedene Versicherungsverträge gleielizeitig geschlossen, hat 
also kein Vertrag die Priorität oder Posteriorität der Zeit für oder gegen sich, 
80 haften alle Versicherer zusammen nur in Höhe des Versicherungswerths und 
zwar jeder einzelne für so viele Prozente des Versicherungswerths, als seine 
Versicherungssumme Prozente des Gesammtbetrags der Versicherungssummen 
bildet. Schwierigkeiten bietet die Frage der Beweislast. Soll der in Anspruch 
genommene Versicherer die Gleichzeitigkeit aller Verträge, oder der Versicherte 
die Priorität des mit jenem geschlossenen Vertrags beweisen? Für beide An- 
sichten sprechen gute, aus der Konstruktion des Rechtsverhältnisses sich ergebende 
Gründe. Der Forderung des Versicherten auf Zahlung der gezeichneten Ver- 
sicherungssumme hält der Versicherer den Einwand der Ueberversicherung ent- 
gegen und verlangt Reduktion mit dem Bemerken, dass die Üeberversicherungs- 
summe unter keinen Umständen gefordert werden könne, und es Sache des 
Versicherten sei, die Gültigkeit der Versicherung nachzuweisen, nämlich, dass 
die vom Versicherer gezeichnete Summe dem versicherten Bruchtheil des ganzen 
Versicherungswerths entspreche, was nur durch den Nachweis, dass und welche 
Versicherungen früher und welche später geschlossen worden, festgestellt werden 
könne. Während so der Versicherer dem Versicherten die Last des Beweises 
der Priorität des Vertrags zuschiebt, verlangt der Versicherte vom Versicherer 
den Nachweis der Gleichzeitigkeit aller Verträge, denn nur in diesem Falle 
wäre ein Theil der gezeichneten Summe Theil der Üeberversicherungssumme. 
Die Kommission hat sich mit der Untersuchung dieser Frage nicht beschäftigt, 
sondern wohl im Gefühl der praktischen Nachtheile und der Unzuverlässigkeit 
aller Beweisversuche in solchen Fällen den Satz aufgestellt, dass im Zweifel 
vermuthet werde, dass die Verträge gleichzeitig abgeschlossen seien. Das Gesetz 
hat diesen Satz adoptirt. Seine Anwendung ist nun überall da, wo die Zeit des 
Abschlusses keines der konkurrirenden Versicherungsverträge oder nur die Zeit 
des Abschlusses eines Vertrags festgestellt werden kann, eine leichte; schwierig 
aber ist die Lösung, wenn die Abschlusszeit bei zwei oder mehreren Verträgen 
ermittelt und bei einer Anzahl anderer nicht ermittelt werden kann. Ohne 
Zweifel werden letztere unter sich als gleichzeitig geschlossen angesehen werden 
müssen; wie verhalten sie sich aber zu dem der Zeit nach älteren und dem 
oder den der Zeit nach jüngeren Verträgen; werden sie mit dem ersten oder 
den letzteren auf eine Zeitstufe gebracht oder zwischen alle eingeschoben oder 
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allen nachgesetzt? M. £. entspricht es dem Wortlaut der gesetzlichen Präsum- 
tion, wenn man den Gesammtbetrag der datumslos gezeichneten Summen nach 
Yerhältniss der mit dem Datum gezeichneten auf diese repartirt, und die hieraus 
sich ergebenden Summen mit den durch Datum fixirten als gleichzeitig gezeichnet 
ansieht.^) 

Um minutiöse Untersuchungen tlber die Zeit des Abschlusses zu verhüten, 
und mit besonderer Rücksicht darauf, dass geschäftlichen Zufälligkeiten ver- 
nünftiger Weise keine so weittragenden Wirkungen beigelegt werden dürfen, 
hat sodann das Gesetz bestimmt, dass mehrere Versicherungsverträge, worüber 
eine gemeinschaftliche Polize ertheilt ist, oder welche an demselben Tage abge- 
schlossen sind, als gleichzeitig abgeschlossen gelten sollen, so dass selbst ein 
vollkommener Gegenbeweis der Priorität resp. Posteriorität ausgeschlossen ist 
(Art. 791). 

c. Die Ueberversicherung kommt auch vor in der Form der Doppelversiche- 
rang d. h. der nochmaligen zwei- oder mehrfachen Versicherung eines bereits 
früher zu seinem vollen Werthe gegen dieselben Gefahren und für dieselbe Zeit 
versicherten Interesses. Das Gesetz bestimmt hierüber : „Wird ein Gegenstand, 
welcher bereits zum vollen Werthe versichert ist, nochmals versichert, so hat 
die spätere Versicherung insoweit keine rechtliche Geltung, als der Gegenstand 
auf dieselbe Zeit und gegen dieselbe Gefahr bereits versichert ist. Ist durch 
die frühere Versicherung nicht der volle Werth versichert, so gilt die spätere 
Versicherung, insoweit sie auf dieselbe Zeit und gegen dieselbe Gefahr genommen 
ist, nur für den noch nicht versicherten Theil des Werths" (Art. 792). 

Manchem Juristen erscheint wohl die Erklärung der Ungrfiltigkeit der 
zweiten und dritten Versicherung auffallend, er glaubt, dass es für das Gesetz 
nur nothwendig gewesen wäre, den Folgen der Ueberversicherung und höchstens 
einer willkürlichen Behandlung der einzelnen Versicherer Seitens des Versicherten 
vorzubeugen, was durch die allen Mitversicherern zu gute kommende Einrede 
der Theilung der auf den Versicherungswerth reduzirten Versicherungssumme 
nach Verhältniss der gezeichneten Summen hätte erreicht werden können. Wie 
mehrere, aus verschiedenen und zu verschiedenen Zeiten geschlossenen Bürg- 
Bchaftsverträgen verpflichtete Bürgen einer und derselben Schuld solidarisch bzw. 
auf Grund der Theilungseinrede nur pro rata hafteten, so sollten auch die ver- 



^) Z. B. der Versicherungswerth beträgt 100,000 M., gezeichnet sind 120,000 M., 
Dämlich am 1. Juli 80,000 M., und am 5. dess. M. 20,000 M., bezüglich der restirenden 
70,000 M. kann die Zeit des Vertragsabschlusses nicht ermittelt werden. Sie erscheinen 
nach der gesetzlichen Präsumtion unter sich und zugleich mit den beiden zeitlich fixirten 
als gleichzeitig gezeichnet. Daraus ergibt sich, dass sie auf jene 50,000 M. pro rata ver- 
tlieilt werden müssen, und kommen daher zu den am 1. Juli gezeichneten 30,000 M., 
»/5 = 42,000 M., und zu den am 5. Juli gezeichneten 20,000 M. Vh = 28,000 M. — Als 
am 1. Juli gezeichnet erscheinen mithin 72,000 M. und am 5. Juli gezeichnet 48,000 M. == 
120,000 M. — Erstere Summe ist in ihrer Vollständigkeit gültig gezeichnet; die am 
b. Juli wirklich resp. präsumtiv geschlossenen Verträge aber erscheinen als Nachver- 
sicherungen, sie sind bis zum Betrag von 28,000 M. gültig, die weiteren 20,000 M. aber 
bilden den Gegenstand einer ungültigen Doppel Versicherung. 

24* 
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schiedenen Mitversicherer, welche es in zeitlich getrennten Versicherungen ge- 
worden sind, an und für sich Jeder fttr die ganze von ihm gezeichnete Yer- 
sicherangssomme haften, und nur der Einrede der Theilung sich bedienen können. 
Diese Argumentation ist jedoch für das Seeversicherungsrecht nicht richtig, für 
es muss die zweite und mehrfache Versicherung ungültig sein. Man konstruirt 
dies regelmässig daraus, dass es der zweiten und jeder weiteren Versicherung an 
einem Interesse fehle. Deutlicher wird folgende Erklärung sein. Wenn der 
Zweck der Seeversicherung die Sicherstellung eines den Gefahren der Seeschiff- 
fahrt ausgesetzten Geldwerths durch das Versprechen des Versicherers ist, den- 
selben im Fall seines natürlichen Verlustes durch einen gleichen, in die Form 
des Geldes gekleideten Geldwerth zu ersetzen, so ist mit der rechtsverbindlichen 
Abgabe dieses Versprechens jener Geldwerth vor den Gefahren der Seeschiffahrt 
vollständig sicher gestellt. Diese Gefahren können ihm von nun an nichts mehr 
anhaben, für ihn gibt es jetzt keine Gefahren der Seeschiffahrt mehr. Denn was 
schon ausreichend sicher gestellt ist, kann nicht noch einmal sicher oder noch 
sicherer gestellt werden. Etwaige doppelte und mehrfache Versuche derselben 
Art der Sicherstellung sind daher zwecklos, wirkungslos und bedeutungslos, und 
es haben somit die zweiten und weiteren Versicherungen desselben Geldwerths 
oder Interesses durchaus nicht den rechtlichen Earakter der Versicherung, ja sie 
sind geradezu gegenstandslos, weil es ihnen an einem der ferneren Sicherstellung 
fähigen Gegenstande fehlt. Sie sind daher in allen Beziehungen rechtsungültig. 
Zu demselben Resultat gelangt eine andere Konstruktion. Es ist schon früher 
ausgeführt, dass der als unkörperliche Sache erscheinende Geldwerth eines be- 
stimmten Interesses identisch ist mit dem vom Versicherer versprochenen Geld- 
werth, und dass durch den physischen Verlust des Interesses der Geldwerth 
juristisch nicht untergeht, sondern in dem vom Versicherer versprochenen Geld- 
werth fortlebt. Wenn also durch die Versicherung der Ersatz eines Verlustes 
bezweckt wird, so bleibt für die zweite und mehrfache Versicherung nichts za 
thun übrig, weil durch die erste Versicherung ein Verlust des Geldwerths un- 
möglich gemacht worden ist.^) Der Gedanke, dass durch eine zweite und mehr- 
fache Versicherung für den Versicherten eine höhere Sicherheit insofern her- 
gestellt werde, als der erste Versicherer möglicherweise zahlungsunfähig oder 
schwer zu belangen sei, kann bei dieser Konstruktion deshalb nicht in Betracht 
kommen, weil es sich hier nicht um eine Versicherung gegen die Gefahren des 
Kreditirens, sondern um die gegen die Gefabren der Seeschiffahrt handelt. 



^) Die Ungültigkeit der DoppelverBicherung pflegt vom pralctischen Standpunkte aus 
in der Regel damit motivirt zu werden, dass sie Anlass zu schweren Betrügereien 
und absichtlicher Zerstörung des versieberten Gegenstandes behufs mehrfachen Gewinns 
des versieherten Geldwerths gebe. Doch ist dies nicht durchschlagend. — Abgesehen da- 
von, dass Bie dann nur in Fällen eines erwiesenen Dolus für ungültig zu erklären, die 
bona fide DoppelversicheruDg aber nach Möglichkeit aufrecht zu erhalten sein würde, 
so ist es nicht das Verbot der Doppelversicherung, sondern das der Ueberversicherung, 
welches vor Betrügereien zu schützen im Stande ist, die Ueberversicberung aber bei Re* 
gulirung eines Schadens regelmässig an den Tag kommt. 
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Es gibt nachträgliche Yersicheningen desselben Interesses auf dieselbe 
Zeit und gegen dieselben Gefahren, die jedoch nicht Doppel- sondern erste 
Yersichemngen sind; so wenn die frühere Yersicherang überhaupt nicht zu 
Recht besteht (Art. 793 Nr. 2), insbesondere wenn sie ftlr fremde Rechnung 
ohne Auftrag genommen war, und von dem Versicherten selbst beim Abschluss 
der späteren zurückgewiesen (Art. 794),^) oder wenn vor Abschluss der neuen 
Versicherung die frühere mit Zustimmung beider Theile oder in Folge Ent- 
sagung des Versicherten aufgehoben wird.^) Andererseits gibt es auch Geschäfte, 
welche nur scheinbar Versicherungen gegen die Gefahren der Seeschiffahrt, in 
Wirklichkeit aber es nicht sind; so „wenn bei dem Abschluss des späteren Ver- 
trags mit dem Versicherer vereinbart wird, dass demselben die Rechte atis der 
früheren Versicherung abzutreten seien," in welchem Falle der als quasi Ver- 
sicherer auftretende Kontrahent nur die Verbindlichkeiten des ersten wirklichen 
Versicherers gegen Cession der dem Versicherten gegen diesen Versicherer zu- 
stehenden Rechte übernimmt (Art. 793 Nr. 1). Oder, wenn die spätere Ver- 
sicherung unter der Bedingung geschlossen wird, dass der Versicherer nur inso- 
weit hafte, als der Versicherte sich an dem früheren Versicherer nicht zu er- 
holen vermöge, in welchem Falle nicht eine Versicherung gegen die Gefahren 
der Seeschiffahrt, sondern gegen die Gefahren des Kreditirens eingegangen ist 
(Art. 793. Nr. 2). 

Die rechtsgültig eingegangenen Versicherungen haben ihre Wirkungen nicht 
bloss für ihre Kontrahenten, sondern, wie bei der lieber- und Doppel Ver- 
sicherung gezeigt, auch für die Kontrahenten anderer Versicherungsverträge, und 
es ergibt sich hieraus, dass eine Veränderung in den durch Ueber- und Doppel- 
versicherung geschaffenen Rechtsverhältnissen nicht einseitig von einem Kontra- 
henten oder einem Kontrahentenpaare, sondern nur mit Zustimmung aller von den 
Wirkungen jener Verträge Betroffenen herbeigeführt werden kann. Eine ungültige 
Doppelversicherung kann daher nicht dadurch zur gültigen Erstversicherung 
gemacht werden, dass der Versicherte nachträglich durch Vereinbarung mit dem 
ersten Versicherer die erste Versicherung aufhebt, wie denn überhaupt ein 
späterer Verzicht auf die gegen den einen Versicherer begründeten Rechte 
keinen Einfluss auf die Rechte und Verpflichtungen der übrigen Versicherer 
hat (Art. 795). 

5. Der volle Geldwefth eines bestimmten Interesses, welcher nach den vor- 
stehenden Ausführungen bis zu seiner wirklichen Höhe versichert werden 
kann, heisst Verslcherungswerth. Bei manchen Interessen ergibt sich seine 
Grösse im Hinblick auf vereinbarte Ziffern von selbst, z. B. 10,000 M. haaren 



«) Vgl. oben IV § 61 S. 332. Die Rechte des früheren Versicherers in Ansehung 
der Prämie bestimmen sich in diesen Fällen nach den Vorschriften der Art. 900 u. 901. 

'') Art. 793 Nr. 3. „Wenn der frühere Versicherer mittelst Verzichtsanzeige seiner 
Verpflichtung insoweit entlassen wird, als zur Vermeidung einer Doppelyersicherung nöthig 
ist, und der spätere Versicherer bei Eingehung der späteren Versicherung hiervon be- 
nachrichtigt wird. Dem früheren Versicherer gebührt in diesem Falle, obschon er von 
seiner Verpflichtung befreit wird, die volle Prämie*^. 
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Geldes, 20,000 M. Bodmereiforderung; bei andern wird sie durch Schätzung 
gefunden. Die Schätzung findet statt durch Sachverständige nach genauer 
Prüfung der Eigenschaften der versicherten Sache und auf Grund der Ver- 
kehrspreise. Sie unterliegt nicht bloss aus persönlichen und sachlichen Gründen^ 
sondern insbesondere deshalb Schwierigkeiten und Unbestimmtheiten, weil 
manches Interesse zu verschiedenen Zeiten und an verschiedenen Orten einen 
verschiedenen Geldwerth hat Ueber die Bestimmung der Grösse des Versiehe- 
rungswerths hat das Becht folgende Regeln aufgestellt: 

a. Zunächst ist es den Kontrahenten überlassen, sie durch Vereinbarung 
auf eine bestimmte Summe (Taxe) festzustellen.^) Denn die Eigenthümer von 
Schiff, Gütern und sonstigen Interessen sind wegen der meistens ganz genauen 
Kenntniss, die sie von den gesammten Eigenschaften ihrer Interessen haben, 
unter der Kontrole der Versicherer regelmässig am Besten im Stande, den 
wirklichen Werth ihrer Interessen anzugeben. Und wenn ihre Taxation im 
einzelnen Fall höher ausfällt, wie die eines unbetheiligten Sachverständigen, so 
ist darin nicht gleich ein Verstoss der Versicherten gegen das arbitrium boni 
viri zu finden, sondern ihr Guiachten hat mindestens dasselbe Ansehen zu be- 
anspruchen, wie das des unbetheiligten Sachverständigen, oder wie die Schätzung 
mehrerer solcher Experten, die zu verschiedenen Resultaten gelangt sind. Nur wenn 
eine erhebliche Ueberschätzung, eine wesentliche Ueberschreitung des wirklichen 
Werths des versicherten Interesses stattgefunden hat, ist der Versicherer, zur Ver- 
hütung von Versicherungen ohne Interesses befugt, eine Herabsetzung der Taxe zu 
fordern; fordert er es, so muss er beweisen, dass die Taxe wesentlich übersetzt 
sei. Ist imaginärer Gewinn taxirt, so hat der Versicherer im Fall der Anfechtung 
der Taxe zu beweisen, dass dieselbe den zur Zeit des Vertragsabschlusses nach 
kaufmännischer Berechnung möglicher Weise zu erwartenden Gewinn überstiegen 
habe. Dasselbe gilt von den anderen Arten von Interessen an künftig zur Ent- 
stehung gelangenden Sachen. Auch bei der Versicherung von Fracht ist die 
Vereinbarung einer Taxe zulässig, nicht bloss wenn übliche Fracht allein oder 
übliche und bedungene Fracht verbunden, (in welchem Falle immer eine 
Schätzung einzutreten hätte), sondern auch wenn lediglich bedungene Fracht 
versichert wird. Denn wenn gleich hier und nicht nur bei der Brutto-, sondern 
auch bei der Nettofracht der Versicherungswerth der gesammten Fracht lediglich 
durch Addition der einzelnen Brutto- oder Nettofrachtpreise gefunden wird, so 
entspricht es doch einem kommerziellen Bedtlrfniss, zur Abschneidung der mit 
der Feststellung der einzelnen Frachtpreise, Beibringung der betreffenden 
Urkunden, Schlichtung von Frachtpreisdifferenzen u. s. w. verbundenen Weite- 
rungen eine Aversionalfrachtsumme als Versicherungswerth zu vereinbaren. So- 
lange sich die Taxe innerhalb der Grenze des vom Versicherten als bonus vir 
angenommenen Werths der durch Abschneidung möglicher Weiterungen her- 
gestellten Liquidität des Versicherungswerths der gesammten Fracht bewegt, 
kann von einer Versicherung ohne Interesse, von einer Ueberversicherung nicht 



^) Die eine solche Vereinbarung enthaltende Polize heisst taxirte Polize. 
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die Rede sein, und eine Herabsetzung der Taxe nur im Fall wesentlicher 
Ueberschätzung verlangt werden. — Ob im einzelnen Fall eine Vereinbarung 
des Versicherungswerths stattgefunden hat, ist Sache der Interpretation. Bei 
der Versicherung der meisten Interessen wird aus der Beifügung einer Geld- 
sunune auf den Abschluss jener Vereinbarung geschlossen werden können. Bei 
der Frachtversicherung jedoch hat die Beifügung einer Geldsumme häufig einen 
anderen Grund, z. B. den der sofortigen Bestimmung der Prämie, und ist daher 
bei ihr ^die Taxe in Bezug auf einen von dem Versicherer zu ersetzenden 
Schaden nur dann massgebend, wenn dies besonders bedungen ist^' (Art. 797 
Abs. 4). Um zu verhüten, dass aus der Beifügung einer Geldsumme auf eine 
Vereinbarung einer Taxe geschlossen werden könne, gebraucht man den Aus- 
druck: „vorläufig taxirt*'. Es ist damit gesagt, dass in dieser Hinsicht noch 
gar nichts vereinbart sei, auch nicht provisorisch. Eine solche Polize ist 
vielmehr eine ebenso offene , wie diejenige , die eine auf den Versicherungs- 
werth sich beziehende Geldsumme überhaupt nicht enthält. Erst mit der 
nachträglichen Verwandlung der Taxe in eine „feste" wird ein Versicherungswerth 
vereinbart.'^) 

b. Den Kontrahenten ist es aber auch übeirlassen, Grundsätze und Grund- 
lagen für die demnächstige Schätzung des wirklichen Werths zu vereinbaren, 
also z. B. über die Methode der Schätzung, insbesondere Einrechnung von 
Fracht und Kosten während der Beise und am Bestimmungsort, über die als 
vorhanden oder nicht vorhanden anzunehmenden Eigenschaften der Sache, über 
Zeiten und Oertlichkeiten , deren Verkehrspreise massgebend sein sollen 
u. s. w. Der von den Sachverständigen denmächst gefundene Versicherungs- 
werth beruht alsdann theils und zwar mittelbar auf einer Vereinbarung der 
Kontrahenten, theils auf dem Gutachten Dritter. Auch hier kann in Folge 
jener Vereinbarung eine wesentliche Ueberschätzung eintreten und demnach eine 
Herabsetzung der Taxe gefordert werden. 

c. In einigen Fällen hat das Gesetz eine Vereinbarung der Kontrahenten 
über die Höhe des Versicherungswerths präsumirt. So soll, wenn der imaginäre 
Gewinn oder die Provision selbständig versichert, der Versicherungswerth jedoch 
nicht taxirt ist, im Zweifel angenonmien werden, dass die Versicherungssumme 
zugleich als Taxe des Versicherungswerths gelten solle. Wenn ferner bei einer 
Versicherung von Gütern der imaginäre Gewinn oder die Provision mitversichert, 
der Versicherungswerth für die Gesammtheit vereinbart, aber nicht besonders 
bestinunt ist, welcher Theil des Versicherungswerths auf den imaginären Gewinn, 
bezw. auf die Provision sich bezieht, so wird angenommen, dass zehn Prozent 
der Taxe auf den imaginären Gewinn und zwei Prozent der Taxe auf die Pro- 
vision fallen ; ferner wenn in gleichem Fall der Versicherungswerth der Gesammt- 
heit nicht taxirt ist, so werden als imaginärer Gewinn zehn Prozent und als 



^) Art. 797 Abs. 3. „Eine Polize mit der Bestimmung: „vorläufig taxirt'' wird, so 
lange die Taxe nicht in eine feste verwandelt ist, einer nicht taxirten Polize (offene 
Polize) gleich geachtet.'' 
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Provision zwei Prozent des durch Schätzung Sachverständiger zu findenden Ver- 
sicheningswerths der Güter als versichert betrachtet (Art. 805 Abs. 2, 3). 

d. In Ermangelung jeglicher Vereinbarung gilt als Yersicherungswerth der 
wirkliche Werth des versicherten Interesses im Anfang der Yersicherungszeitf 
als Yersicherungswerth des Schiffs insbesondere der Werth desselben in dem 
Zeitpunkte, in welchem die Gefahr für den Yeraicherer zu laufen beginnt 
(Art. 799), als Yersicherungswerth der Güter derjenige Werth, welchen dieselben 
am Ort und zur Zeit der Abladung haben, unter Hinzurechnung aller Kosten 
bis an Bord, einschliesslich der Versicherungskosten (Art. 803),*®) als Yer- 
sicherungswerth der Fracht der Betrag der in den Frachtverträgen bedungenen 
Fracht, und wenn eine bestinmite Fracht nicht bedungen ist, oder insoweit 
Güter für Rechnung des Rheders verschifft sind, der Betrag der am Abladungs- 
orte und zur Abladungszeit üblichen Fracht (Art. 801 Abs. 2, Art. 620, Abs. 1). 

B. Abschluss. 

§ 66. 

1. Wesentliche Bestandtheile. 

Der Seeversicherungsvertrag wird dadurch abgeschlossen, dass beide Kontra- 
henten ihre Uebereinstimmung sowohl über die wesentlichen Punkte, wie über 
die von einem oder dem andern derselben als integrirende Bestandtheile seines 
Yerpflichtungswillens bezeichneten Nebenpunkte des Geschäfts erklären. Mit 
dieser Erklärung ist der Vertrag perfekt: das Deutsche Recht kennt für die 
Perfektion keine besondere Form, insbesondere nicht die Schriftlichkeit. Doch 
ist der Versicherer verpflichtet, eine von ihm unterzeichnete schriftliche Ur- 
kunde über den Versicherungsvertrag, Polize, dem Versicherungsnehmer auf 
dessen Verlangen auszuhändigen (Art. 788), nnd zwar selbst eine an Order 
lautende (Art. 802, 303, 896). i) 



^®) Also, wenn nicht besonders vereinbart, nicht die Fracht und die Kosten während 
der Reise und am Bestimmungsort. 

^) Diese Bestimmung scheint lediglich zum Zweck der leichteren Uebertragung der 
dem Versicherten erworbenen Rechte auf Dritte, und nicht sowohl zum Zweck der Siche- 
rung des Beweises getroffen zu sein. Denn der Versicherer selbst hat kein Recht, die 
Ausstellung oder Unterzeichnung einer Polize Seitens des Versicherten, oder die An- 
nahme einer von ihm ausgefertigten und unterschriebenen Polize durch den Versicherten 
zu verlangen, -r- M. E. ist femer Angesichts jener zum Vortheil des Versicherten ge- 
troffenen Bestimmung (doch kann man namentlich im Hinblick auf § 8 der vom Refe- 
renten eingebrachten Anträge,« Prot YII S. 2986, 3000 f. zweifelhaft sein) der Versicherer 
nur zur Unterzeichnung und Aushändigung, und nicht zum Entwurf der Polize verpflichtet, 
für diesen hat yielmehr der Versicherungsnehmer zu sorgen. Selbstverständlich braucht 
der Versicherer auch nur eine mit dem mündlich oder briefweise abgeschlossenen Vertrag 
vollkommen übereinstimmende Polize zu unterzeichnen. — Indessen ist der Abschluss 
der Versicherungsverträge durch Zeichnung einer Versicherungssumme unter Beifügung 
seiner Unterschrift auf einer TöUig ausgefertigten Polize Seitens des Versicherers so all- 
gemein üblich, dass die obigen Fragen gewiss nur selten praktisch werden. 
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Was wesentlleher Bestandtheil des Versicherungsgeschäfts ist, geht ans 
dessen Zweck hervor. 

Die Seeversicherung bezweckt Üii den Versicherten die Sicherstellung eines 
den Gefahren der Seeschiffahrt ausgesetzten Geldwerths durch das vom Ver- 
sicherer zu gebende Versprechen des Ersatzes desselben im Fall seines in Folge 
eines Seeunfalls herbeigeführten Verlustes durch einen gleichen, in die Form 
des Geldes gekleideten Geldwerth, und für den Versicherer den Erwerb einer 
Prämie als Aequivalent für die von ihm übernommene Gefahr durch das Ver- 
sprechen des Versicherungsnehmers, diese Prämie zu zahlen. Wesentliche Be- 
standtheile des Versicherungsvertrags sind daher zunächst das Versprechen 
eines Schadensersatzes und das einer Prämie, sodann ein Interesse, dessen Geld- 
werth, und die Gefahren der Seeschiffahrt, gegen welche derselbe sicher gestellt 
werden soll. Darüber, dass eine Prämie gegeben, dass der Geldwerth eines 
Interesses vor den Gefahren der Seeschiffahrt sicher gestellt, dass im Fall des 
Verlusts Schadensersatz geleistet werden solle, muss vor Allem eine Willens- 
einigung der Kontrahenten in erkennbarer Weise vorliegen, andernfalls, beim 
Mangel auch nur eines dieser Bestandtheile, vielleicht irgend ein sonstiger Ver- 
trag, jedenfalls aber kein Seeversicherungsvertrag zu Stande kommt. Allein 
diese Bestandtheile müssen bei der Willenseinigung auch so genau bestimmt 
oder bestimmbar gemacht werden, dass bei der schliesslichen Abwickelung des 
Geschäfts keinerlei berechtigte Zweifel über ihre Identität und den Umfang der 
schuldigen Leistungen aufkommen können. Fehlt es an einer solchen Bestimmt- 
heit oder Bestimmbarkeit, so kann bei der beabsichtigten Realisirung der Obli- 
gation die nothwendige Bestimmtheit der Leistung nicht gefunden werden, und 
ist darum der Vertrag von Anfang an ungültig. Was insbesondere die Be- 
stimmbarkeit betrifft, so kann, wie bei andern Verträgen, so auch beim Ver- 
sicherungsvertrag die nähere Bestimmung manches Bestandtheils der gutachtlichen 
Erklärung eines Dritten, dem richterlichen Ermessen, den Verkehrsgebräuchen 
und selbst der rechtschaffenen Entscheidung eines oder des anderen Kontra- 
henten überlassen werden. Ja es ist Sache der Erfahrung, dass die einzelnen 
Versicherungsverträge selbst bezüglich wesentlicher Bestandtheile nicht bloss 
keine direkten, sondern nicht einmal eine blosse Bestimmbarkeit anordnenden 
Bestimmungen ausdrücklich treffen, die Kontrahenten vielmehr in einer Art 
blinden Vertrauens auf die Loyalität des Mitkontrahenten und unter selbstver- 
ständlicher Zusage der eigenen Loyalität die Ausfüllung der im Vertrag gelassenen 
Lücken ihrer, als zweier rechtschaffener und einsichtiger Kaufleute künftigen 
Verständigung und eventuell dem Ausspruche unbetheiligter Sachverständiger 
überlassen. Diese Lückenhaftigkeit der Verträge erklärt sich aus dem Reichthum 
und der Feinheit des im Versicherungsverkehr zu Tage tretenden Stoffs und 
der grossen Schwierigkeit seiner Beherrschung in technischer und juristischer 
Hinsicht. Das Gesetz hat durch Aufstellung von Präsumtionen auf Grund eines 
allgemeinen Verkehrswillens manche solcher Lücken ausgefüllt, allein es bleiben 
deren noch genug offen, wegen welcher man vom praktischen Gesichtspunkt aus 
den Vertrag nicht für ungültig erklären kann, sondern die durch ein sachver- 
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ständiges redliches Urtheil ausgefüllt werden müssen. Man kann freilich nicht 
das Dogma aufstellen, dass überall, wo die Kontrahenten die wesentlichen Be- 
standtheile des Yersicherangsvertrags unbestimmt gelassen haben, nachträgliche 
Festsetzungen durch unpartheische Dritte einzutreten hätten, und nach dem heutigen 
Stande der Wissenschaft glaube ich auch nicht, dass es gelingen wird, vermittelnde 
Prinzipien zu entdecken, allein in keinem konkreten Falle wird die Lage eine 
so verzweifelte sein, dass nicht der Richter unter Anwendung der von der 
Auslegung der Gesetze und Verträge geltenden Regeln zwischen den An- 
forderungen der Bestimmtheit und des Vertrauens das Richtige treffen wird. In 
welcher Weise das Gesetz selbst derartige Schwierigkeiten überwunden hat, mag 
folgendes Beispiel lehren. Für den Versicherer ist die Prämie ein Aequivalent 
für das von ihm übernommene Risiko, dessen Grösse sich nach der Grösse der 
Gefährlichkeit einer grossen Reihe von Momenten der Seeschiffahrt bestimmt, 
wie Gattung des Interesses, Beschaffenheit und Ausrüstung des Schiffs, Persönlich 
keit des Schiffers, Art der Mannschaft, Gattung der Gefahren, Zeit und Oertlich- 
keiten der Seeschiffahrt u. dgl. m. Von allen diesen Momenten ist denn auch 
schliesslich die Bestimmung der Grösse der Prämie abhängig, und der Ver- 
sicherer wird, wenn er korrekt gegen sich handeln will, alle diese Momente 
bis ins Kleinste, soweit eine Gefahrwirkung überhaupt noch möglich ist, kennen 
lernen müssen. Darunter befindet sich nun eine gewisse Anzahl, von welchen 
er als Geschäftsmann schon Kenntniss hat, andere, von welchen er als ordent- 
licher Geschäftsmann Kenntniss haben muss bezw. deren Kenntniss bei ihm vor- 
ausgesetzt werden darf, und wieder andere, welche beim Vertragsabschluss 
gleichgültige Momente sind und erst im Laufe der Zeit durch Hinzutritt anderer 
gefährlich werden, also Zufälligkeiten, gegen welche gerade Versicherung ge- 
nommen wird. Bezüglich aller dieser Gefahrmomente bedarf es keiner be- 
sonderen Vertragsbestimmung. Allein es gibt auch Momente, die schon zur 
Zeit des Abschlusses des Vertrags eine gewisse Gefährlichkeit in sich bergen 
und, zwar nicht dem Versicherer, wohl aber dem Versicherungsnehmer bekannt 
sind. Hier gebietet die den Versicherungsverkehr als Gesetz beherrschende 
Loyalität, dass der Versicherungsnehmer von solchen Momenten dem Versicherer 
Anzeige mache, damit derselbe die Grösse seines Risikos vollständig kennen 
lerne und in die Lage versetzt werde, einen Entschluss darüber zu fassen, ob 
er sich auf den Vertrag überhaupt oder unter welchen Bestimmungen und 
namentlich mit welcher Prämie einlassen wolle. Wird die Anzeige nicht er- 
stattet, so ist die Gefahr fälsch dargestellt, eine Willenseinigung über den Um- 
fang der zu übernehmenden Gefahr hat nicht stattgefunden, und der Vertrag ist 
sonach wegen Unbestimmtheit eines wesentlichen Bestandtheils ungültig.^) 

Die wesentliehen Bestandtheile, worüber eine Willenseinigung der Kontra- 
henten stattfinden muss, sind : der Gegenstand, die Gefahren, die Versiehemiig«- 
zeit, die versieherte Reise, das Versprechen des Schadensersatzes (Versiche- 
rungssumme) und das der Prämie. 



2) Das Nähere unten § 68. 
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2. Insbesondere. 

§ 67. 

a. Gegenstand. 

Gegenstand der Seeversicherong , worüber eine Willenseinignng stattfinden 
mnss, ist der Geldwerth eines Interesse, eines von vornherein individuell be- 
stimmten oder doch bestimmbaren. Die generelle Bezeichnung: Interesse an 
oder im Schiff Maria — ist ganz ungenügend, nicht bloss für den Fall, dass 
der Yersicherungsnehmer beim Yertragsabschlnss selbst noch nicht weiss, ob er 
Schiff, Güter, Fracht oder was sonst versichern soll, sondern auch dann, wenn 
er von vornherein ein bestimmtes Objekt im Sinne hat und bei der Regnlirung 
des Schadens nachzuweisen vermöchte, dass er nur dieses und kein anderes den 
Gefahren der See ausgesetzt habe. Andererseits ist aber auch die Forderung, 
dass in jedem Yersicherungsfall das zu versichernde Interesse bis in seine 
kleinsten Bestandtheile beschrieben werde, praktisch undurchführbar. Die ver- 
mittelnde Regel ist zwar, „dass der Gegenstand der Versicherung angegeben, 
das zu versichernde Interesse genannt werden muss," (Prot. YIII S. 4232, 
4233), allein dies ist doch nur Regel. Das Gesetz hat nach lebhaften Erörte- 
rungen dieser Frage im Schoosse der Kommission (Prot. YII S. 3054 ff. 
3111 ff. 3123, 3131, 3617 ff. 3630. YIII. S. 4232 ff.) bestimmt, dass wenn 
eins der am häufigsten vorkommenden Interessen, nämlich Schiff, Fracht, Ueber- 
fahrtsgelder , Güter, Bodmereigelder , Havereigelder, andere Forderungen, zu 
deren Deckung Schiff, Fracht, Ueberfahrtsgelder oder Güter dienen, imaginärer 
Gewinn, Provision od^r die von dem Versicherer übernommene Gefahr, (Rück- 
versicherung) versichert werde, in einer dieser Versicherungen die andere nicht 
enthalten sei. Damit ist gesagt, dass diese Interessen beim Yertragsabschlnss 
bestimmt bezeichnet werden müssen, aber auch andere Interessen, wenn sie 
allein den Gegenstand der Versicherung bilden, nicht bestimmt bezeichnet werden 
müssen, und dass in einer Yersic)ierung jener auch andere Interessen enthalten 
sein können. Für diese seltener vorkommenden Interessen gilt dann die oben 
erörterte Regel, dass über ihre Bestimmbarkeit richterliches Ermessen zu ent- 
scheiden habe. 

Als Gegenstände der Versicherung werden Schiff und Güter bezeichnet; 
darunter soll verstanden sein das Interesse an einem bestimmten Schiff und das 
Interesse an bestimmten Gütern. Nun gibt es aber an beiden verschiedene 
Arten von Interessen, Substanz-, Produkten- und Accessions-Interessen, und bei 
ersteren wieder Unterarten, wie Eigenthums-, Besitz-, Gebrauchs-, Nutzungs- 
Interessen, und es entsteht daher die Frage, welches Interesse bei der Ver- 
sicherung von Schiff oder Gütern verstanden werden muss oder kann. Nicht 
das Produkten- und Accessionsinteresse, denn wenn das Gesetz bestimmt, dass 
in der Versicherung von Schiff und Gütern die andern genannten Interessen 
nicht enthalten seien, so wird es damit nicht bloss das spezielle Interesse, 
sondern auch die Interessenart, deren vorzugsweise Spezies das genannte ist. 
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gemeint haben; mit dem Ausschluss von Fracht und Ueberfahrtsgeldem werden 
daher alle nur denkbaren Produkte des Schiffs, mit dem Ausschluss von imaginärem 
Gewinn und Provision alle nur denkbaren Produkte der Güter, und mit dem Aus- 
schluss von Bodmerei-, Havereigeldern u. s. w. alle nur denkbaren Interessen, 
welche mit Schiff oder Ladung in einem accessorischen Yerhältniss stehen, aus- 
geschlossen sein. Dagegen müssen unterm Interesse an Schiff oder Gütern schon 
den! Wortlaute nach alle nur denkbaren Substanzinteressen verstanden werden, 
und genügt daher für die Versicherung eines oder des andern Substanzinteresses 
die Uebereinkunft, dass das bestimmte Schiff oder die bestimmten Güter ver- 
sichert sein sollen, wobei es dem Versicherten überlassen bleibt, bei Regulirung 
des Schadens nachzuweisen, welches spezielle Substanzinteresse er beim Vertrags- 
abschluss im Auge hatte. ^) In der Versicherung eines Schiffs ist nicht zugleich 
auch eine Versicherung der Ausrüstungskosten , der Heuer und der Versiche- 
rungskosten enthalten. Dieselben können aber, insoweit sie nicht bereits durch 
die Versicherung der Bruttofracht versichert sind, nicht bloss besonders, sondern 
auch zugleich mit dem Schiff versichert werden (Art. 800). Ist bei der Ver- 
sicherung der Fracht nicht bestimmt, ob die Brutto- oder Netto-Fracht versichert 
sei, so gilt die Bruttofracht als versichert,^) und ist nicht bestimmt, ob die Fracht 
ganz oder ob nur ein Theil derselben versichert sei, so gilt die ganze Fracht 
als versichert (Art. 802 Abs. 1 u. 2). 

Bei der Versicherung von Gütern ist der imaginäre Gewinn oder die Pro- 
vision, selbst wenn der Versicherungswerth der Güter taxirt ist, als mitver- 
sichert nur anzusehen, sofern es im Vertrage bestimmt ist (Art. 805 Abs. 1). 
Ist bei der Versicherung von Bodmereigeldem nicht angegeben, welche Gegen- 
stände verbodmet sind, so wird angenommen, dass die Bodmereigeber auf 
Schiff, Ladung und Fracht versichert seien. Wenn in Wirklichkeit nicht alle 
diese Gegenstände verbodmet sind, so kann nur der Versicherer auf diese Be- 
stimmung sich berufen. (Art. 807). Wenn also z. B. nur das Schiff verbodmet 
war und untergeht, während die nicht verbodmete Fracht und Ladung gerettet 
wurden, so haftet der Versicherer kraft jener Rechtsvermuthung nur so, als wenn 
Fracht und Ladung mitverbodmet gewesen. Wenn aber das allein verbodmete 
Schiff von keinem Unfälle betroffen wurde, die nicht verbodmete Fracht und 
Ladung dagegen verloren ging, so findet diese Vermuthung keine Anwendung, 



^) Wenn in der Kommission angenommen wurde, dass beim Mangel genauerer Be- 
zeichnung des versicherten Interesses das Eigenthumsinteresse als versichert zu gelten 
habe, so bezeichnet dies nur eine Stufe auf dem Wege der wissenschaftlichen Lösung 
dieser Frage. Denn dass dieser Fund nicht als genügend betrachtet wurde, geht u. A. 
daraus hervor, dass man dem Eigenthumsinteresse dasjenige völlig gleichstellte, bei welchem 
der Betheiligte die Gefahr der versicherten Sache ebenso trage, wie der Eigenthümer 
(Prot Vn S. 8113, VIII S. 4232). Das ist nun freilich kein Eigenthumsinteresse mehr. 
Nur noch einen Schritt weiter, und man kommt zu dem im Text aufgestellten Satze. 

') Die Fracht kann bis zu ihrem Bruttobetrag selbstverständlich nur insoweit ver- 
sichert werden, als sie nicht bereits durch die Versicherung der Ausrüstungskosten, der 
Heuer und Versicherungskosten versichert ist (Art. SOI Abs. 1). 
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die Bodmereigelder erscheinen vielmebr nur aufs Schiff versichert (Prot. VIII 
S. 4277). 

Den Kontrahenten steht es frei, mehrere selbst verschiedenartige Interessen, 
wie Schiff, Fracht und Ladung, in einem Vertragsakte derartig zu versichern, 
dass alle jene Gegenstände zusammen als der alleinige Gegenstand eines Ver- 
sicherungsvertrags anzusehen sind. Dies kann ausdrücklich, aber auch still- 
schweigend verabredet werden; letzteres ist anzunehmen, wenn sämmtliche zur 
Versicherung gebrachten Gegenstände unter einer einzigen Taxe begriffen sind. 
Die Kontrahenten können aber auch diese Verbindung verschiedenartiger Inter- 
essen nur als eine äusserliche erscheinen lassen, so dass soviel selbständige Ver- 
sicherungsverträge geschlossen werden, als Gegenstände zur Versicherung gebracht 
sind. Beim Mangel einer ausdrücklichen Erklärung gilt dies als dem Willen 
der Kontrahenten entsprechend, wenn für jeden dieser Gegenstände eine be- 
sondere Taxe vereinbart ist. Den Parthien steht es femer auch frei, eine Ge- 
sammtheit von Gegenständen, die sonst als ein Gegenstand zu betrachten wäre, 
in mehrere ideelle Theile zu zerlegen und jeden einzelnen Theil zum Gegen- 
stand einer besonderen selbständigen Versicherung zu machen. Dies gilt als 
ihrem Willen entsprechend, wenn für jeden ideellen Theil eine besondere Taxe 
vereinbart ist (Art. 798). Die Folgen dieser Selbständigkeit der einzelnen 
Versicherungen treten insbesondere bei den Fragen hervor, welche der äusserlich 
verbundenen Gegenstände zugleich abandonnirt werden müssen, ob eine vor- 
handene Beschädigung vom Versicherer zu ersetzen sei oder noch unter die 
Prozente falle, deren Vergütung ihm nicht obliegt, sondern noch dem Ver- 
sicherten zur Last fällt (Franchise) und ob in der Behandlung des versicherten 
Gegenstandes ein Versehen begangen worden oder rücksichtlich desselben die 
Anzeigepflicht verletzt sei, in Folge dessen der Versicherer von der Ver- 
pflichtung zur Entschädigung befreit wird.^) Das Prinzip der Einheit des 
Gegenstandes mehrerer zar Versicherung gebrachter verschiedenartiger Interessen 

• 

oder einer Gesammtheit von Gegenständen erleidet zur Vermeidung von Härten 
nur bezüglich der Anzeigepflicht eine kleine Modifikation, indem die Nichtanzeige 
eines Umstandes, welcher nur einen Theil der Gegenstände betrifft, nicht als 
eine Verletzung der Anzeigepflicht bezüglich des Ganzen, sondern nur bezüglich 
gerade dieser Theile wirkt, so dass in Ansehung des übrigen Theils der Ver- 
trag für den Versicherer verbindlich bleibt. Allein das Prinzip der Einheit 
macht sich sofort dann geltend, wenn erhellt, dass der Versicherer diesen übrigen 
Theil allein unter denselben Bestimmungen nicht versichert haben würde 
(Art. 814 Prot. VII S. 3150 ff.). 

Eine alternative Versicherung ist, wenn der Gegenstand bestimmbar ist, 
zulässig; es kann z. B. versichert werden das Schiff Maria oder Franz, welches 
von ihnen im Monat Mai zaerst von Batavia nach Europa absegeln wird, oder 
die Ladung Tabak, welche entweder in Baltimore oder in New- York zu Schiff 
gebracht wird. 

3) Prot. VII S. 3072 f. unter Bezugnahme auf die bestehende Praxis. Erk. des 
O.A.G. Lübeck (Seufferts Arch. Bd. III Nr. 96). 
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Zur Bezeichnung der Individualität des zu versichernden Gegenstandes 
dienen verschiedene Momente. Bei Schiffen pflegt der Name des Schiffs und 
des Schiffers, zuweilen ihre Gattung, ob Brigg, Schooner u. s. w. angegeben zu 
werden. Die Angabe des Namens des Schiffers ist nicht unbedingt bindend, sie 
enthält für sich allein noch nicht die Zusage, dass der benannte Schiffer auch 
die Führung des Schiffs behalten werde (Art. 819 Prot. VII. S. 8191 f.), und 
ebenso ist eine unrichtige Angabe nicht in allen Fällen geeignet, die sonst ge- 
rechtfertigte Annahme eines individuell bestimmten Schiffs auszuschliessen. Bei 
Gütern pflegt die Natur der Waaren, ob Tabak, Petroleum, Holz, Manufaktur- 
waaren u. dgl., und Mass, Zahl und Gewicht, Marke und Emballage angegeben 
zu werden. Doch genügt auch, um dem zuweilen gerechtfertigten Bedürfniss 
einer Geheimhaltung der Natur der Seeuntemehmung zu entsprechen, oder weil 
der Versicherungsnehmer mitunter selbst noch nicht weiss, welcher Gattung die 
vom überseeischen Geschäftsfreunde für ihn verschifften Güter sind, unter dem 
selbstverständlichen Vorbehalt des Beweises der Identität bei künftiger Schadens- 
regulirung, die Bezeichnung: Güter, Waaren, Ladung, Kaufmannschaften. Ein 
wichtiges Moment für die Bezeichnung der Individualität der Güter ist das 
Schiff, auf welchem sie über See gebracht werden sollen. Dies ist so wichtig 
und wesentlich, dass dieselben Güter, wenn sie mit einem andern Schiff ver- 
sendet werden, als die versicherten Güter rechtlich nicht mehr angesehen werden 
können. Der Versicherer haftet daher für keinen Unfall, wenn und insoweit die 
Beförderung der versicherten Güter nicht mit dem zum Transport bestimmten 
Schiff geschieht, es sei denn, dass ihre Ueberführung von diesem auf das andere 
Schiff, und folglich diese Veränderung des versicherten Gegenstandes erst dann 
stattgefunden hat, nachdem die Gefahr für den Versicherer bereits zu laufen 
begonnen hatte, und jene Ueberführung ohne Auftrag und ohne Genehmigung 
des Versicherten oder in Folge eines Unfalls erfolgte, für welchen der Ver- 
sicherer einzustehen hat (Art. 820 Prot. VII S. 8181). Die Bezeichnung des 
zum Transport der versicherten Güter bestimmten Schiffs ist so wesentlich, dass 
in den Fällen, in welchen man beim Abschluss der Versicherung den Namen 
jenes Schiffs nicht kennt, also „bei der Versicherung von Gütern ohne Be- 
zeichnung des Schiffs (in unbestimmten oder unbekannten Schiffen)^ der Ver- 
sicherte, wenn er die Haftung des Versicherers bewirken will, genöthigt ist, die 
Nachricht, in welches Schiff die versicherten Güter abgeladen sind, alsbald nach 
ihrem Empfang dem Versicherer mitzutheilen (Art. 821 Prot. VII. S. 3197 ff.). 

§ 68. 
b. Gefahren oder Unfälle. 

Wesentlicher Bestandtheil des Seeversicherungsvertrags ist die Vereinbarung 
der Kontrahenten über die von dem Versicherer zu übernehmende Gefahr, oder 
über diejenigen Unfälle der Seeschiffahrt, deren Schäden vom Versicherer er- 
setzt werden sollen. Aus Unfällen, die nicht vereinbart sind, haftet der Ver- 
sicherer nicht. Alle Arten oder Gattungen, sowie alle individuellen Gefahren 
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namentlich zu bestimmen, ist im einzelnen Yersicherungsfall nicht möglich oder 
thnnlich, und man hat daher 

I. bezüglich der ersteren schon frühzeitig neben der Anführung einer 
kleineren oder grösseren Zahl der am häufigsten vorkommenden Unfallsarten 
eine generelle Bezeichnung eintreten lassen, eine Uebung, die sich auch noch 
h. z. T. bei den Polizen aller seefahrenden Nationen vorfindet, z. B. „alle 
anderen bedachte oder unbedachte Fälle und Begebenheiten", ;,alle anderen 
Gefahren, Verluste und Unglücksfälle, welche zum Schaden und zur Ver- 
letzung oder Zerstörung der Güter, Waaren, des Schiffs sich ereignen mögen^, 
„jeder andere Unfall, Gefahr, Unglück, Hindernisse, Seeschaden", „vermuthete 
oder nicht vermuthete" u. s. w. Das Deutsche Recht sieht von der Nothwendigkeit 
einer detaillirten und einer ausdrücklichen generellen Bezeichnung der Arten 
der Gefahren ab, und erblickt in dem Abschluss eines Seeversicherungsvertrags 
überhaupt die stillschweigende Vereinbarung, dass der Versicherer alle Gefahren 
der Seeschiffahrt zu tragen habe. Und dies mit Recht, denn der Zweck der 
Seeversicherung überhaupt ist die vollständige und ausnahmslose Sicherstellung 
eines Vermögenswerths gegen alle und jede Gefahr der Seeschiffahrt, sie mag 
woher immer drohen und in was immer bestehen. Im Zweifel entspricht sonach 
die Uebernahme aller Gefahren durch den Versicherer dem vernünftigen Willen 
der Kontrahenten, und muss es darum dei* Vereinbarung des einzelnen Falles 
überlassen werden, wenn nur einzelne Gefahren übernommen oder von der Ge- 
sammtheit der Gefahren einzelne ausgeschlossen werden sollen. 

Das Handelsgesetzbuch hat bei der Darstellung dieser Lehre dem Satz von 
der Uebernahme aller Gefahren, denen Schiff odel* Ladung während der Dauer 
der Versicherung ausgesetzt sind, durch den Versicherer, die Beschränkung zugefügt, 
„soweit nicht durch nachfolgende Bestimmungen oder Vertrag ein Anderes be- 
stimmt ist''. Jene Bestimmungen enthält Art 825, scheinbare Ausnahmen des 
Prinzips. Indessen sind die hier aufgeführten nächtheiligen Ereignisse, wie 
oben (§ 64) dargethan, theils keine natürlichen, theils keine rechtlichen Ge- 
fahren der Seeschiffart. Nur eine Bestimmung ist zweifelhaft. Nach Art. 824 
pos. 6 gehört die Gefahr der Unredlichkeit oder des Verschuldens einer Person 
der Schiffsbesatzung zu den vom Versicherer zu tragenden Gefahren nur insofern, 
als daraus für den versicherten Gegenstand ein Schaden entsteht. Und nach 
Art. 825 pos. 1 Abs. 2 fällt bei der Versicherung von Schiff oder Fracht dem 
Versicherer der Schaden nicht zur Last, welcher (ausser dem Fall des Zu- 
sammenstosses von Schiffen) daraus entsteht, dass der Rheder für den durch 
eine Person der Schiffsbesatzung einem Dritten zugefügten Schaden haften muss. 
In der Kommission bestanden hierüber verschiedene Ansichten. Gegen die 
Haftung des Versicherers für die aus den fraglichen Handlungen der Schiffs- 
besatzung dem Rheder entstehende Schuld wurde geltend gemacht, dass ein 
solch' eventueller Verlust des Schiffs nicht eine Gefahr der See, sondern nur 
die Konsequenz eines schon im bürgerlichen Rechte begründeten Satzes von der 
Verantwortlichkeit des Präponenten für seine Offizialen sei. Dieser Ansicht 
wurde Inkonsequenz vorgeworfen, indem die Haftung für die aus solchen Hand- 
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langen des Schiffsvolks entstehenden Nachtheile ohne Grand verschieden be- 
artheilt würde, und jedes rechtliche Interesse versichert werden könnte. Der 
praktische Kern dieses Streits bestand nicht darin, ob sich der Rheder gegen 
die Entstehung einer Haftpflichtschald aas Handlangen der Schiffisbesatzang ver- 
sichern könne oder nicht, sondern nur darin, ob es fllr die BegrtLndung einer 
solchen Yersicherang einer besonderen Yereinbarang bedürfe. Das Handels- 
gesetzbach hat in letzterem Sinne entschieden (Prot. YII S. 3221 ff.). 

Besondere Interessen der Versicherer oder Versicherten führen zuweilen zu 
Vereinbarungen, dass einzelne Gefahren nicht oder nur einzelne vom Versicherer 
übernommen werden sollen. So findet man beispielsweise in den an einigen 
Seeplätzen üblichen Polizen ausgenommen die Gefahren der Explosion der 
Maschinen bei Dampfschiffen und des als Ladung an Bord befindlichen Pulvers 
(doch nur in Betreff des Casko und des Pulvers selbst), des Werfens und lieber- 
bordspülens von auf Deck geladenen Gütern, der Baratterie des Kapitäns gegen 
die Bheder, die Eigenthümer des Schiffs oder diejenigen, welche Rechte daran 
haben, sofern der Kapitän von ihnen erwählt ist, und wenn die Baratterie den 
Karakter der Hintergehung oder des Betrugs hat. Einer näheren Erörterung 
bedtlrfen folgende Vereinbarungen: 

1. Die Vereinbarung, dass der Versicherer die Kriegsgefahr nicht über- 
nehme. Dabei kann es weiter die ausdrücklich und stillschweigend erklärte 
Absicht der Kontrahenten sein, dass der Versicherer alle übrigen Gefahren 
selbst nach Eintritt einer Kriegsbelästigung tragen solle. Für eine solche Ver- 
einbarung gebraucht der Versicherungsverkehr die Klausel : ^your für Seegefshr^^, 
und das Gesetz hat ausgesprochen, dass unter dieser Klausel jene Vereinbarung 
zu verstehen sei. Der Versicherer haftet hiernach nicht für die aus Handlungen 
der kriegführenden feindlichen Macht zunächst und unmittelbar (Prot. VIII. 
S. 4362) entstehenden Schäden, insbesondere nicht für Konfiskation, für Nehmung, 
Beschädigung, Vernichtung und Plünderung durch Kriegsschiffe und Kaper, für 
die Kosten, welche aus der Anhaltung und Reklamirung, aus der Blokade des 
Aufenthaltshafens oder der Zurückweisung von einem blokirten Hafen, oder aus 
dem freiwilligen Aufenthalt wegen Kriegsgefahr entstehen, und schliesslich nicht 
für Verderb und Verminderung der Güter, Kosten und Gefahr ihrer Entlöschung 
und Lagerung, und für die Kosten ihrer Weiterbeförderung, wenn und soweit 
dies Folgen eines solchen Aufenthalts sind. Für alle übrigen Seeunfälle aber 
haftet der Versicherer , z. B. für durch Sturm bewirktes Stranden , Schiffbruch, 
Verfügung von hoher Hand. Nach dieser Klausel ist es auch gleichgültig, ob 
ein Seeunfall die Kriegsgefahr oder diese jenen vorbereitet hat, und je beide in 
einem ursächlichen Znsammenhange stehen, entscheidend ist nicht die causa 
remota, sondern immer die causa proxima, die eigentliche, nächste Ursache. 
Wenn das Schiff wegen Kriegsgefahr von seinem Wege abweicht und auf der 
neuen Route durch Sturm auf den Strand gesetzt wird, so kann man wohl mit 
mehr oder weniger Wahrscheinlichkeit sagen, die Strandung würde ohne den 
Kriegsfall nicht eingetreten sein, allein die eigentliche oder nächste Ursache des 
Strandens ist doch der Sturm und nicht die Kriegsgefahr. Dasselbe ist sogar 
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der Fall, wenn das Schiff nach der Nehmung durch einen Kaper in dessen 
Gewalt in Folge eines Unwetters auf den Strand geräth (Prot. VII S. 3308). 
Umgekehrt liegt ein Kriegsunfall vor, wenn ein Schiff, durch Unwetter auf 
feindlichen Strand geworfen oder zum Einlaufen in einen feindlichen Hafen ge- 
nöthigt, vom Feinde hier genommen wird. Dasselbe ist sogar der Fall, wenn 
der Kapitän sein Schiff doloser Weise in den Bereich der feindlichen Schiffe 
bringt und so die Nehmung herbeiführt, oder das Schiff dem Feinde geradezu 
übergibt. 1) 

Die Grenze zwischen der nächsten und entfernteren Ursache mag zuweilen 
schwer zu ermitteln sein. So, wenn das Schiff im Schlepptau eines feindlichen 
Kriegsschiffs, um demselben nachkommen zu können, prangen muss und dabei 
Schaden nimmt (Prot. VII S. 3308), oder wenn es prangt, um der Verfolgung 
eines Kriegsschiffs zu entgehen, oder wenn der vom Feinde bestellte Lootse 
das genommene Schiff schuldvoll zum Stranden bringt. Es muss Aufgabe der 
Interessenten und des Richters sein, aus der Fülle des faktischen Materials die 
nächste, eigentlic^he, unmittelbare und entscheidende Ursache des vernichtenden 
Unfalls zu ermitteln. Bleiben diese Ermittelungen ohne bestimmtes Resultat, 
so soll angenommen werden, dass der eingetretene Schaden durch Kriegsgefahr 
nicht verursacht sei (Art. 853). 

2. Bei der Vereinbarung, dass der Versicherer die Kriegsgefahr nicht 
übernehme, kann es weiter die ausdrücklich oder stillschweigend erklärte Ab- 
sicht der Kontrahenten sein, dass die Versicherung gegen die übrigen Gefahren 
nur bis zum Eintritt einer Kriegsbelästigung dauern solle. Für eine solche 
Vereinbarung gebraucht der Versicherungsverkehr die Klausel : „ftrei von Kriegs* 
molest^^, und das Gesetz hat ausgesprochen, dass unter dieser Klausel jene 
Vereinbarung zu verstehen sei. Ueber die Befreiung von der Kriegsgefahr gilt 
das zu 1 Gesagte. Im Uebrigen handelt es sich um das vertragsmässige Ende 
der Versicherung, was unten (§ 69) erörtert wird. 

'3. Eine andere Vereinbarung bezweckt den Ausschluss der Haftung des 
Versicherers Tür alle Gefahren, wenn Schiff oder Güter im Bestimmungshafen 
überhaupt ankommen, gleichviel in welchem Zustande. Dies ist die Versicherung 
mit der Klausel: „für behaltene Ankunfl^^ Die Anlässe zu einer solchen 
Vereinbarung sind verschieden. Meistens ist es die Scheu der Versicherer vor 
der Untersuchung und Feststellung partieller Schäden, die sich namentlich bei 
der Versicherung von imaginärem Gewinn und Provision geltend macht. Bei 
Güter- and Kaskoversicherungen wird diese Klausel deshalb seltener angewendet, 
weil sie den Eigenthümern keinen ausreichenden Schutz gewährt. Doch lässt 
sich ein schlechtes Schiff wegen begründeter Besorgniss grosser Beschädigungen 
und Entschädigungen manchmal gar nicht anders versichern, und es kann das 
Motiv, Prämie ersparen zu wollen, oder das Vertrauen auf gutes Glück manchen 
Eigenthümer zu dieser Klausel bestimmen. Bei der auf das Schiff sich be- 
ziehenden Versicherung haftet der Versicherer nur, wenn entweder Totalverlust 



') O.A.G. Lübeck (1868) in Kierulffs Samml. IV S. 618-620. 

BAndbncli de^ Handelsrecht-«. IV. Band. Abth. 1. 25 
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eintritt, oder das Schiff abandonnirt oder in Folge eines Unfalls vor Erreicbong 
des Bestimmungshafens wegen Reparaturanfähigkeit oder Reparatoninwürdigkeit 
verkauft wird. Bei der auf Güter sich beziehenden Versicherung haftet er nur 
dann, wenn die Güter oder ein Theil derselben in Folge eines Unfalls den Be- 
stimmungshafen nicht erreichen, insbesondere wenn sie vor Erreichung desselben 
in Folge eines Unfalls verkauft werden. Erreichen sie aber den Bestimmungshafen, 
so haftet der Versicherer weder für eine Beschädigung, noch für einen Verlust, 
welcher die Folge einer Beschädigung ist (Art. 854. Prot. VII 3314 ff. 
3668 ff.). Voraussetzung der Haftung ist indessen immer, dass jene Verluste 
durch einen Unfall herbeigeführt worden sind, für welchen der Versicherer ver- 
tragsmässig überhaupt zu haften hat.^) 

II. Eine Willenseinigung der Kontrahenten muss aber nicht bloss über die 
Arten der Gefahren, sondern prinzipiell auch über die individuellen Gefahren, 
von welchen der versicherte Gegenstand betroffen werden kann, stattfinden. 
Dies ist kein besonderes, etwa von einem ausserhalb des Versicherungsvertrags 
stehenden Motive hergenommenes Erforderniss, sondern ein aus dem Wesen der 
Verträge überhaupt und des Versicherungsvertrags insbesondere sich ergebendes. 
Bei jedem Vertrag will und soll jeder Kontrahent wissen, was er bekommt and 
was er hingibt , unter welchen Voraussetzungen er berechtigt und verpflichtet 
werden soll, und fordert daher das Recht für die Gültigkeit der Verträge eine 
Bestimmtheit oder Bestimmbarkeit ihrer wesentlichen Bestandtheile. Und wie 
insbesondere der Versicherungsvertrag prinzipiell eine Vereinbarung über das 
Individuum des Gegenstandes, Schiff, Güter u. s. w. verlangt, so fordert derselbe 
prinzipiell auch eine Vereinbarung über ^die individuelle Gefahr, welcher der 
versicherte Gegenstand ausgesetzt ist, oder ausgesetzt werden soll. Allein dieses 
Prinzip kann im Seeversicherungsverkehr nicht absolut durchgeführt werden, 
weil die Kontrahenten beim Abschluss des Vertrags häufig nicht wissen, zudem 
auch nicht immer wissen können, welchen individuellen Gefahren der zur Ver- 
sicherung gebrachte Gegenstand gegenwärtig oder zukünftig ausgesetzt ist öder 
ausgesetzt werden wird. Dann hätte der Gesetzgeber nur die Wahl, entweder 
um des Prinzips willen jede Versicherung, der es an einer genauen Bezeichnung 
der gegenwärtigen und zukünftigen individuellen Gefahren mangelte, für ungültig 
zu erklären, was mit dem Ausstreichen der Versicherung aus der Reihe der 
Rechtsinstitute gleichbedeutend wäre, oder das Prinzip zu Gunsten des Verkehrs 
einzuschränken und überall da und insoweit ausser Kraft zu setzen, wo und 
inwieweit die Kontrahenten beim Abschluss des Vertrags nicht wissen, welchen 
individuellen Gefahren der zur Versicherung gebrachte Gegenstand gegenwärtig 
oder zukünftig ausgesetzt ist oder ausgesetzt werden wird. Das Recht hat, wie 
es musste, diese Einschränkung adoptirt. Die Stufe, die damit erreicht ist, wäre 
die, dass überall da, wo die Kontrahenten eine bestimmte individuelle Gefahr 



3) Ist z. B. die Gefahr der Baratterie des Schiffers nicht überaommen worden, so 
hat der Versicherer die vom Schiffer unterwegs unbefugter Weise verkauften und zum 
Verlust gebrachten Güter nicht zu ersetzen (Prot. VII S. 3318). 
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kennen, eine Vereinbarung über dieselbe nothwendig ist, und nur da, wo sie 
jene nicht kennen, die Vereinbarung, dass der Versicherer alle und jede Gefahr 
trage, welcher der versicherte Gegenstand gegenwärtig und zukünftig ausgesetzt 
ist oder sein wird, genügt, um dem Gefahrmoment die erforderliche Bestimmt- 
heit zu geben. Allein auf dieser Stufe ist eine zweite Einschränkung nöthig. 
Wenn der Versicherer von dem Bevorstehen einer individuellen Gefahr Kennt- 
niss hat, und in dieser Kenntniss verspricht, alle und jede Gefahr des ver- 
sicherten Gegenstandes zu tragen ; so liegt in diesem allgemein gehaltenen Ver- 
sprechen selbstverständlich auch das Versprechen, die gerade bevorstehende 
Gefahr tragen zu wollen, und einer besonderen Vereinbarung über diese indivi- 
duelle Gefahr bedarf es daher nicht. Der auf der ersten Stufe gefundene Satz 
kann sonach jetzt so formulirt werden: überall da, wo und insoweit nur der 
Versicherungsnehmer eine individuelle Gefahr kennt, welcher der versicherte 
Gegenstand ausgesetzt ist, ist eine Vereinbarung über dieselbe nothwendig. 
Wenn nun der Versicherungsnehmer trotz seiner Kenntniss jener Gefahr beim 
Abschluss des Vertrags eine Vereinbarung über dieselbe nicht herbeiführt, sc/ 
hat der Versicherer mittelst seines allgemeinen Versprechens nicht bloss diese 
Gefahr nicht übernommen, sondern es wird auch nach positiver Vorschrift die 
Sache so angesehen, als habe er gar keine Gefahr übernommen, so dass der 
Vertrag für ihn ganz unverbindlich ist. Ueber die Berechtigung zu dieser 
Fiktion kann man vom legislativen Standpunkte aus im Zweifel sein. Füi' 
berechtigt muss man sie halten, wenn die bevorstehenden gefährlichen Thatsachen 
auf den schliesslichen Erfolg von Einfluss gewesen sind, wenn also der ver- 
sicherte Gegenstand von dem bevorstehenden Unfall vernichtet worden ist, oder 
wenn dieser die Ursache einer Reihe von zeitlich aufeinander folgenden Unfällen 
war, deren letztem der versicherte Gegenstand schliesslich zum Opfer gefallen 
ist; auch kann man sie dann schon für berechtigt halten, wenn eine Wahr* 
scheinlichkeit, ja selbst wenn nur die Möglichkeit eines Kausalzusammenhangs 
gegeben ist. Kann dagegen erwiesen werden, dass die bevorstehende Gefahr 
mit dem eingetretenen Verlust in keinem Kausalzusammenhange stand, so lässt 
sich die Berechtigung zu jener Fiktion mit gutem Grunde bestreiten. Das 
Deutsche Recht aber hat wegen der praktischen Schwierigkeiten, denen der Be- 
weis des unmittelbaren oder mittelbaren Einflusses der ersten Gefahr auf den 
schliesslichen Erfolg unterworfen ist (Prot. VII S. 3145), diese Fiktion ange- 
nommen. Damach erscheinen die einzelnen möglichen Gefahren, welchen der ver- 
sicherte Gegenstand während der Versicherungszeit und auf der versicherten 
Reise unterworfen ist, als eine Gesammtheit, als ein Ganzes, als eine Gefahr, so 
dass die NichtVereinbarung über jene erste Gefahr der NichtVereinbarung über 
die ganze Gefahr und ihrer sämmtlichen Gefahrtheile gleich zu achten ist. 

Das Gesetz hat den oben gefundenen Satz nicht in oben angegebener, sondern 
in einer mehr der Laienauffassung sich anschliessenden Weise formulirt. Mit 
dieser geht es davon aus, dass wenn der Versicherungsnehmer einen den Ver- 
sicherer bindenden Vertrag schliessen wolle, er selbst die Initiative zu einer Ver* 

einbarung über die individuelle Gefahr durch Mittheilung und Anzeige der ihm 

25* 
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bekannten Gefahrmomente ergreifen müsse, and sonach zu einer solchen Anzeige 
verpflichtet sei, wie denn femer auch die beim Yersicherangsvertrag ganz be- 
sonders zn wahrende Treue und Redlichkeit oder bona fides ihn zu einer solchen 
Anzeige verpflichte. So hat es eine Anzefgepflieht aufgestellt. Gegenstand der 
Anzeige ist die individuelle Gefahr, welcher der versicherte Gegenstand ausge- 
setzt ist ; und da dies nur an Thatsachen oder Umständen erkannt werden kann, 
so bilden diejenigen Thatsachen oder Umstäude, aus welchen auf den Eintritt 
eines den versicherten Gegenstand vernichtenden Unfalls geschlossen werden 
kann, den Gegenstand der Anzeige. Daraus ergibt sich, dass nur erhebliehe 
Thatsachen oder Umstände angezeigt werden müssen, nur solche, welche zu 
ernstlichen Besorgnissen um das Schicksal des versicherten Gegenstandes Anlass 
geben, welche die Gefahr als drohend, als bevorstehend, als sehr leicht möglich, 
als mehr oder weniger wahrscheinlich erscheinen lassen. Um diese Erheblichkeit 
beurtheilen zu können, bedarf es technischer Kenntnisse und eines sachver- 
ständigen Urtheils. Es liegt in der Natur der Sache, dass diesem sachver- 
ständigen Urtheil ein weiter Spielraum gegeben ist, dass selbst die unpar- 
theiischsten und erfahrensten Sachverständigen innerhalb gewisser Grenzen ver- 
schiedener Ansicht sein können, und ein und derselbe Umstand von dem einen 
Sachverständigen als ein erhebliches, von dem andern als ein unerhebliches 
Gefahrmoment erachtet werden kann. Ein wesentlicher Faktor hierbei sind die 
Prinzipien, welche der individuelle gewerbsmässige Versicherer bei der Ueber- 
nahme von Gefahren in seinem Geschäfte festzuhalten pflegt, ob er mehr oder 
weniger ängstlich ist, oder mehr oder weniger wagt. Und hierauf kommt es 
im einzelnen Falle an, denn es handelt sich hierbei nur um die Frage, ob der 
Versicherer, wenn ihm alle Gefahrmomente bekannt gewesen wären, eine Verein^ 
barung über die individuelle Gefahr geschlossen haben würde. Freilich helfen 
hier weder Spitzfindigkeiten noch Ausflüchte, ja nicht einmal eine beim ge- 
werbsmässigen Betrieb des Versicherungsgeschäfts vom individuellen Versicherer 
gepflogene übertriebene Aengstlichkeit und Skrupulosität , weil derartige Sicher- 
heitsbestrebungen dem Wesen des Versicherungsgeschäfts überhaupt fremd sind. 
Das individuelle Verhalten des einzelnen Versicherers in seinem Geschäfts- 
betrieb hat vielmehr nur innerhalb derjenigen Grenzen eine Berechtigung, inner- 
halb welcher selbst unpartheiische Sachverständige über die Erheblichkeit eines 
Gefahrmoments im Zweifel sein können. 

Allgemeine Grundsätze über die Erheblichkeit oder Unerheblichkeit der 
Gefahrmomente werden sich schwerlich in Vollständigkeit aufstellen lassen, viel- 
mehr wird alles der Beurtheilung des einzelnen Falls überlassen bleiben müssen. 
Zudem gehören technische Kenntnisse und sachverständiges Urtheil dazu. Was 
das Recht hierbei leisten kann, dürfte nur die Aufstellung von Eategorieen der 
gewöhnlichsten Gefahrmomente sein. In dieser Beziehung sei bemerkt: 

1. Das Gefahrmoment liegt in dem versicherten Gegenstande selbst. Die 
Sache selbst birgt eine Gefahr in sich, sie besitzt eine Eigenschaft, die beim 
Betrieb der Seeschiffahrt durch Einwirkung gewisser Ereignisse derselben ein^ 
sie vernichtenden Unfall herbeiführen kann. Diese Eigenschaft ist entweder 
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a. eine solche, die beim ganz gewöhnlichen Betrieb der Seeschiffahrt durch 
Einwirkung gewöhnlicher, an sich ungefährlicher Ereignisse einen Unfall verur- 
sacht, oder 

b. eine soUhe, welche die Einwirkung einer ausserhalb des versicherten 
Gegenstandes bestehenden Unfallsursache auf jene, und somit die Herbeiführung 
eines Unfalls erleichtert. 

Zur Kategorie der ersteren gefährlichen Eigenschaften gehören z. B. die- 
jenigen, welche eine Vernichtung der Sache herbeiführen können. Damach wäre 
anzuzeigen, dass Schiesspulver, Nitroglycerin, gebrannter Kalk, rohes Petroleum, 
Naphtha u. s. w. Gegenstand der versicherten Güter sei, oder dass die Sache in 
beschädigtem Zustande abgeladen wäre. Zur zweiten Kategorie würden gehören 
Kriegs- oder Marinebedürfnisse, die in Kriegszeiten der feindlichen Nehmung 
ausgesetzt sind, wie Schiesspulver, Blei, Kugeln, Kanonen, Waffen, Schwefel, 
Salpeter, Pech, Theer, Schiffsgeräthschaften , überhaupt Gegenstände, die als 
Kriegskontrebande anzusehen sind. 

2. Das Gefahrmoment liegt in einer mit dem versicherten Gegenstande in 
solcher Verbindung stehenden Sache, dass der die letztere treffende Unfall 
schädlich auf jene wirken kann. Darnach wäre z. B. anzuzeigen, dass das ver- 
sicherte Schiff eine Ladung Schiesspulver enthalte, oder dass die versicherten 
Güter mit einer Ladung Schiesspulver in demselben Schiff geladen seien. 

3. Das Gefahrmoment liegt in einer Person, welche eine gewisse Dispo- 
sition über den versicherten Gegenstand hat. Anzuzeigen wäre hiernach, dass 
der Schiffer ein leichtfertiger oder unerfahrener Mann, oder bei der Versiche- 
rung von Gütern für neutrale Rechnung, dass der denselben beigegebene Kar- 
gadeur kein Unterthan des neutralen Staates sei. 

4. Das Gefahrmoment liegt in den Oertlichkeiten , an welchen sich der 
versicherte Gegenstand befindet. So dürfte es, abgesehen von den Oertlichkeiten, 
welche bei der versicherten Reise in Betracht kommen, anzuzeigen sein, wenn 
die Güter an einem für die Abladung oder Löschung ungeeigneten oder gefähr- 
lichen Platze abgeladen oder gelöscht werden sollen, oder wenn das Schiff beim 
Abschlnss des Vertrags von seinem vertragsmässigen Abgangsorte bereits ab- 
gegangen war. 

5. Das Gefahrmoment liegt in einem ausserhalb des Schiffs und der 
Ladung bestehenden Umstände, in dessen Machtisphäre der versicherte Gegen- 
stand sich bereits befindet oder zu gelangen im Begriff steht Hierhin gehören 
die gewaltigen Stürme, von welchen das Schiff erfasst wird, die Seenoth, in 
der es unterzugehen droht, Seeräuber und Kaper, die Jagd auf es machen u. s. w. 

Wie bereits oben gesagt, unterliegt indessen die Frage der Erheblichkeit 
eines Gefahrmoments in jedem einzelnen Falle der sachverständigen Prüfung 
nnd Beurtbeilung.^) 



*) Gerichtliche Entscheidungen über Anzeigepflicht finden sich in Kierulffs 
Bamml. VI S. 131, 133, 136, IV S. 525. Seufferts Arch. VI Nr. 248, 249. R.O.H.G. 
Vn S. 396, XVI S. 58-61, 77-79; II S. 33, III S. 245, XXI S. 160. 
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Die Yerpflichtung zur Anzeige aller ihnen bekannten Umstände, welche 
wegen ihrer Erheblichkeit ftlr die Beortheilnng der von dem Versicherer za 
tragenden Gefahr geeignet sind , auf den Entschlnss des letzteren , sich auf den 
Vertrag überhaupt oder unter denselben Bestimmungen einzulassen, Einfluss za 
üben , liegt denjenigen ob , die auf Seiten des Versicherten kontrahiren , also 
nicht nur dem Versicherungsnehmer für eigene Rechnung, sondern auch dem 
Versicherungsnehmer fbr fremde Bechnung, femer dem Vertreter des Versiche- 
rungsnehmers, welcher ftür diesen den Vertrag abgeschlossen hat (Art. 810), 
und bei der Versicherung für fremde Rechnung insbesondere auch dem Vei^ 
sicherten und dem Zwischenbeauftragten (Art 811). Die Eenntniss Beider kommt 
jedoch nicht in Bet|^acht, wenn der erhebliche Umstand denselben so spät be- 
kannt wird, dass sie den Versicherungsnehmer ohne Anwendung aussergewöhn- 
licher Massregeln vor Abschluss des Vertrags nicht mehr davon benachrichtigen 
können, und ebenso kann naturgemäss die Eenntniss des Versicherten nicht 
nachtheilig sein, wenn die Versicherung ohne seinen Auftrag und ohne sein 
Wissen vom Geschäftsfreunde genommen ist (Art. 811). Einer Anzeige bedarf 
es nicht, wenn der erhebliche Umstand dem Versicherer bekannt war oder als 
ihm bekannt vorausgesetzt werden durfte (Art. 812). Die Folge der unter- 
lassenen Anzeige ist, wie bereits oben begründet, die Un Verbindlichkeit des 
Vertrags für den Versicherer (Art 812). 

Wenn der Versicherungsnehmer beim Abschluss des Vertrags in Bezug auf 
einen erheblichen Umstand eine objektiv unrichtige Anzeige macht, sei es dass 
er die Existenz eines wirklich vorhandenen gefährlichen Umstandes direkt in 
Abrede stellt, sei es, dass er die Existenz eines in Wirklichkeit nicht vor- 
handenen gefahrlosen Umstandes, welcher die Existenz eines gefährlichen gerade- 
zu ausschliesst, behauptet, so hat mit dem Abschluss des Vertrags geradezu eine 
Vereinbarung stattgefunden, dass eine andere als die angezeigte, folglich auch 
die wirklich vorhandene individuelle Gefahr vom Versicherer nicht getragoi 
werden solle, und wenn sich nun hinterher die Unrichtigkeit der Anzeige ergibt, 
so haftet der Versicherer nicht bloss nicht für den aus der geleugneten Gefahr 
entstandenen Unfall, sondern vermöge der Untheilbarkeit der von ihm über- 
haupt übernommenen Gefahr wird es so angesehen, als habe er keinerlei Ge- 
fahr übernommen. Der Vertrag ist daher unverbindlich für ihn. Gleichgültig 
ist es hierbei, ob die Anzeige' wissentlich oder aus Irrthum, und ob sie mit oder 
ohne Verschulden unrichtig gemacht ist. War freilich dem Versicherer die 
Unrichtigkeit der Anzeige bekannt, und schloss er dennoch den Vertrag, so 
gab er sein Einverständniss , die wirklich vorhandene individuelle Gefahr zu 
tragen, kund, und der Vertrag ist daher trotz des entgegenstehenden Wortlauts 
für ihn verbindlich (Art 818). 

Das Deutsche Recht bestraft das Verschweigen eines dem Versicherungs- 
nehmer bekannten Gefahrmoments, und die unrichtige Anzeige, selbst wenn sie 
ohne Betrug, irrthümlich und auf in der Form glaubhafte Nachrichten hin er- 
folgte, mit der Haftung des Prämienschuldners für die volle Prämie, sogar in 
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dem Fall, wenn der Versicherer die gänzliche oder theilweise Unverbindlichkeit 
des Vertrags geltend macht (Art. 815). 

Es entspricht dem Wesen der Seeversicherung, dass ein Interesse nur gegen 
künftige Gefahren, d. h. nach dem Abschloss des Vertrags eintretende Unfälle 
der Seeschiffahrt versichert werden kann. Denn ein Interesse, welches zur Zeit 
des Vertragsabschlusses objektiv nicht mehr existirt, kann gegen die Gefahren 
der Seeschiffahrt nicht mehr sicher gestellt werden, und ein Interesse, welches 
den Gefahren der Seeschiffahrt bereits entronnen ist und durch seine Ankunft 
am Bestimmungsort vor diesen Gefahren bereits sicher gestellt ist, kann vor 
denselben Gefahren nicht noch einmal sicher gestellt werden. Das im ersten 
Fall gegebene Versprechen des Ersatzes eines bereits eingetretenen Schadens 
wäre ein selbständiges Schadensersatzversprechen, entkleidet vom versicherungs- 
rechtlichen Charakter der Sicherstellung, und das im zweiten Fall gegebene Ver- 
sprechen wäre kein ernstes, folglich überhaupt kein Schadensersatz versprechen, 
und das Versprechen der Prämie wäre nicht das eines Aequivalents für eine 
übernommene Gefahr, sondern ein Schenkversprechen. Man müsste daher zu 
dem Grundsatz gelangen, dass ein Vertrag, bei dessen Abschluss ein Schaden 
bereits eingetreten oder die Möglichkeit des Eintritts eines solchen schon aus- 
geschlossen war, ungültig sei. Allein dieser Grundsatz muss im Interesse des 
Versicherungsverkehrs eine Modifikation erdulden, weil es ein unabweisbares 
Bedürfniss ist, Versicherungen gegen bereits eingetretene oder überstandene Un- 
fälle wenigstens dann zuzulassen, wenn die Kontrahenten hiervon keine Kenntniss 
haben. Die wissenschaftliche Versöhnung dieser Ausnahmen mit dem unum- 
stösslichen Prinzip der Versicherung nur gegen künftige Gefahren lässt sich nur 
durch Fiktionen erreichen, die freilich nicht auf eine Spielerei hinauslaufen 
dürfen, sondern im gerechtfertigten Willen der Kontrahenten ihren Grund haben 
müssen. Solcher begründeter Fiktionen gibt es zwei. Die eine ist gebaut auf 
die Zeit des Vertragsabschlusses, und die andere auf den guten Glauben der 
Kontrahenten. Nach jenem Prinzip ist nämlich für die Gültigkeit oder Un- 
gültigkeit eines Versicherungsvertrags die Zeit seines Abschlusses entscheidend. 
Dieser Zeit aber pflegt im Versicherungsverkehr in einer Reihe von Fällen 
wenig oder gar kein Werth beigelegt zu werden. Zwar ist es kaufmännische 
Regel, dass der Versicherungsnehmer, wenn auch nicht gerade frühzeitig, so 
doch rechtzeitig, d. h. immerhin einige Zeit vor Abgang des Schiffs, welches 
seine Interessen über die See trägt, und mithin einige Zeit vor dem Beginn der 
Gefahren Versicherungsverträge abschliesst. Allein in sehr vielen Fällen vnrd 
diese Regel nicht beachtet, obwohl sie bei sorgfältiger Berücksichtigung aller 
Umstände eingehalten werden könnte. Es gibt VerzQgerun^ii aller Art, der 
Interessent verschiebt die Aufsuchung von Versicherungen bis kurz vor den Ab- 
gang des Schiffes in der Erwartung, dass er die ihm genehmen Bedingungen 
erhalten werde, allein nun findet er Schwierigkeiten, es müssen zeitraubende 
Verhandlungen geführt werden, das Schiff kann oder muss alsbald abgehen, 
und erst hierauf findet eine Einigung der Kontrahenten und der Abschluss 
statt. Hier pflegt man die Zeit des Vertragsabschlusses als etwas rein Zufälliges 
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anzusehen, und will in einer Verzögerung oder Yerspätnng desselben kein Hin- 
derniss für die Wirksamkeit der Versicherung in Ansehung des Schicksals des 
yersicherten Interesses von dem Augenblick an, wo es der Gefahr wirklich aus- 
gesetzt worden ist, bis zum Vertragsabschluss erblicken, alles dies freilich unter 
der selbstverständlichen Voraussetzung, dass die Kontrahenten von einem bereits 
eingetretenen Schaden bezw. von dem Ausschluss jeder Gefahr keine Kenntniss 
haben. In diesen Fällen ist die Fiktion, dass der Vertragsabschluss rechtzeitig 
d. h. noch vor Eintritt eines Schadens oder vor der gltlcklichen Ankunft des 
Schiffs geschlossen worden sei, eine durchaus begründete. Die Unfälle, gegen 
welche Versicherung genommen wird, erscheinen hiernach als künftige. 

Es gibt aber auch Fälle , in welchen eine eigentliche Verzögerung des Ver- 
tragsabschlusses nicht vorliegt, der Vertrag vielmehr so zeitig geschlossen wird, 
wie er nach Lage der Verhältnisse überhaupt geschlossen werden kann. So 
wenn der Rheder erst geraume Zeit nach Abgang seines in einem weit ent- 
fernten Hafen befindlich gewesenen Schiffs die>^achricht erhält, dass und wohin 
sein Schiff abgegangen, und womit es geladen ist oder ob es in Ballast geht. 
Hier ist die Ursache der \'erspätung nicht Ordnungswidrigkeit, sondern ge- 
schäftliche Ordnungsmässigkeit, die abhängig ist von der zwingenden Natur der 
realen Verhältnisse, und es liegt kein genügender Grund vor, diesen Charakter 
zu verleugnen, die Zeit des Abschlusses als irrelevant zu erachten, und letzteren 
mittelst einer Fiktion in die Zeit vor Abgang des Schiffs zu verlegen. Hier ist 
vielmehr der gute Glauben der Kontrahenten, dass zur Zeit des Abschlusses 
des Vertrags ein Unfall noch nicht eingetreten und das Schiff immer noch den 
Gefahren der Seeschiffahrt ausgesetzt sei, das rechtlich zu schützende 
Moment und der gerechtfertigte Grund zu einer Fiktion. Zunächst wird fingirt, 
dass das zu versichernde Interesse zur Zeit des Abschlusses wirklich noch 
existire, putatives Interesse,*) der bereits eingotretene Unfall wird durch Fiktion 
in die Zeit nach Abschluss des Vertrags gelegt, und in dem Fall, dass das 
Schiff mit seiner sicheren Ankunft im Bestimmungshafen die Gefahren der See- 
schiffahrt bereits überstanden hat, wird fingirt, dass es denselben noch immer 
ausgesetzt sei, putative Gefahren, so dass in beiden Fällen diese Gefahren 
als künftige anzusehen sind. 

Die Versicherung gegen bereits eingetretenen Schaden ist zum Theil schon 
oben*'^) erörtert. Zur Gültigkeit der Versicherung gegen bereits überstandene 
Gefahren wird auch hier nicht der Nachweis des guten Glaubens gefordert, es 
wird vielmehr der Vertrag als Versicherungsvertrag nur dann für ungrflUig er- 
kannt, wenn beide Kontrahenten wussten, dass die Möglichkeit des Eintritts 
eines zu ersetzenden Schadens schon ausgeschlossen war. Wusste es nur der 
Versicherer, so ist der Vertrag für den von dem Sachverhältniss nicht unter- 
richteten Versicherungsnehmer unverbindlich, und er hat insbesondere die Prämie 
nicht zu bezahlen. 



*) S. oben S. 869. 
«) Siehe S. 369. 
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Was bezüglich der Eenntniss des Vertreters des Versicherangsnehmers und 
bei der Yersicherang für fremde Bechnnng bezügUch der Eenntniss des Ver- 
sicherten und eines Zwischenbeauftragten oben bei der Anzeigepflicht gesagt ist 
gilt auch hier, und findet gleichmdssige Anwendung auch im Falle der Ver- 
sicherung mehrerer G^enstände oder einer Gesammtheit von Gegenständen.^) 

§ 69. 

3« Yersicbenuigszeit. 

Wesentlicher Bestandtheil des Versicherungsvertrags ist die Zeit, für welche 
der Versicherer die Gefahr der versicherten Sache übernimmt, oder: innerhalb 
welcher die versicherte Sache von einem Schaden betroffen werden muss, wenn 
er ersetzt werden soll, Versichemngrszeit. Einmal begonnen, läuft die Versiche- 
rungszeit und mit ihr die Gefahr für den Versicherer ununterbrochen bis zu 
ihrem vertragsmässigen Ende fort Der Versicherer trägt hierbei, von den Fällen 
vertragswidrigen Verhaltens des Versicherten abgesehen,^) insbesondere die Ge- 
fahr auch während des Aufenthalts in einem Noth- oder Zwischenhafen, und 
im Fall der Versicherung für die Hin- und Rückreise während des Aufenthalts 
des Schiffs in dem Bestimmungshafen der Hinreise, und wenn die Güter einst- 
weilen gelöscht werden müssen oder das Schiff zur Reparatur an das Land ge- 
bracht wird, die Gefahr auch während des Aufenthalts der Güter oder des 
Schiffs am Lande (Art. 831, 833, Prot. VII 8273 ff.). Die Zeit mit ihren 
mancherlei Ereignissen ist in vielfacher Beziehung, sie ist namentlich als 
Jahreszeit und als Zeitdauer von wesentlicher Bedeutung für die Beschaffen- 
heit und Grösse der Gefahren der Seeschiffahrt. Die Wintermonate bringen 
der Schiffahrt in der Ostsee grössere Gefahren als die Sommermonate, und 
in der heissen Jahreszeit wüthen die Orkane der westindischen Meere verderben- 
bringender, als die Stürme der kühleren Monate. Und je kürzer die Zeit 
der Fahrt eines Schiffes ist, um so geringer sind relativ die Gefahren, 
denen es zu begegnen hat. So wird der Umfang der vertragsmässig zu über- 
nehmenden Gefahr, damit aber auch eine Reihe von weiteren Bestandtheilen 
des Versicherungsgeschäfts mitbestimmt durch die Versicherungszeit. Diese aber 
wird bestimmt: 

I. doreh ausdrückliche Verabredungr» und zwar 

1. entweder durch Setzung eines bestimmten Zeitpunkts für den Anfang 
und das Ende (z. B. vom 1. Oktober 1882 Mittags 12 Uhr bis 1. Oktober 
1883 Mittags 12 Uhr oder vom 1. Oktober 1882 bis 1. Oktober 1883); 

2. oder durch Setzung eines bestimmten Tags für den Anfang und einer 
daran geknüpften Zeitdauer nach Tagen, Wochen, Monaten oder Jahren. Hier- 
bei kann der Endpunkt der Zeitdauer fraglich werden. Soviel ist von vorn- 
herein klar, dass, wo die Parteien es unterlassen haben, ausdrücklich von 
Stunde zu Stunde und von Minute zu Minute zu rechnen, die Gesetzgebung vom 



«) Art. 789, 810 Abs. 2, Art 811, 814. S. oben § 68 S. 390, § 67 S. 381. 
1) S. unten § 70. Anhang. 
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einzelnen Falle die Ermittelung der Stande and Minate des Anfangs der Yer- 
sicheiangszeit behufs Berechnung des Endes nach Stunde und Minute nicht 
verlangen kann. Das Geschäftsleben des Seeverkehrs rechnet, von dringenden 
Ausnahmen abgesehen, wie fast das ganze Yerkehrsleben nur nach Tagen, 
ihm ist der Kalendertag der kleinste Zeittheil, es betrachtet die Stunde und 
Minute der Einladung eines Guts in das Schiff oder der Vornahme anderer 
Handlungen, wenn überhaupt ein bestimmter Tag ftlr diese Geschäfte aus- 
ersehen ist, als gleichgültige, zufällige Momente. Die Naturalkomputation ist, 
wenn sie ein Beweisverfahren verlangt, im YersicLerungsverkehr nicht wohl 
zu gebrauchen. Es kann also nur nach vollen Tagen gerechnet werden, und 
der Tag selbst von Mitternacht zu Mittemacht. Wenn sonach eine sogleich 
wirksame Versicherung für 10 Tage geschlossen wird, und zwar am 1. Oktober 
Mittags 2 Uhr, so wirkt sie von der vorausgegangenen Mittemacht an 
und endet zu Mittemacht des 10. auf 11. Oktober, also gerade 10 volle 
Tage. Anders, wenn die Versicherang für Wochen, Monate, Jahre ge- 
schlossen wird. Die Woche pflegt im gewöhnlichen Verkehr als Kalender- 
woche angesehen und von einem bestimmten Wochentag zu dem gleichnamigen 
Wochentag der nächsten Woche gerechnet zu werden, z. B. von Dienstag zu 
Dienstag einschliesslich. Ihren Grand hat diese Berechnung theils in der 
leichteren Handhabung, theils darin, dass weil mindestens sieben volle Tage 
gelassen werden müsen, der erste angebrochene Tag der Billigkeit halber za- 
gegeben wird. Die Woche im Versicherungsverkehr dauert daher ebenfalls volle 
acht Tage, sie beginnt beispielsweise am Dienstag den 7. März früh Mittemacht 
und endet am 14. März Mittemacht spät. Der Monat wird ebenfalls nach dem 
Kalender berechnet, und nicht etwa nach der Durchschnittsziffer von 30 Tagen ; 
er beginnt mit dem so und sovielten Tag des ersten und endet an dem der 
Zahl nach gleichen Tage des zweiten Monats, beispielsweise vom 2. März his 
2. April. Im einzelnen Falle kann sonach der Ealendermonat 32, 31, 29 oder 
80 Tage umfassen. Das Jahr endlich wird berechnet vom so und sovielten 
Tag eines bestimmten Monats des einen Kalenderjahres und endet an dem der 
Zahl nach gleichen Tage desselben Monats des zweiten Jahres, 2. März 1882 
bis 2. März 1883. Diese Berechnangen entsprechen dem allgemeinen Verkehrs- 
willen, und das Gesetz hat keinen Anstand genommen, sie auch im Versiche- 
rungsverkehr als dem Willen der Kontrahenten entsprechend beizubehalten.*) 

Es kann ausdrücklich bestimmt werden, welche Ortszeit der Berechnung 
der Versicherungszeit zu Gmude gelegt werden soll, ob die Zeit von Paris oder 
Greenwich oder irgend eines Hafens. Ist nichts Derartiges ausdrücklich ver- 
einbart, so ist naturgemäss die Zeit desjenigen Ortes massgebend, an welchem 
sich das auf der Reise begriffene Schiff jeweilig befindet (Art. 834). Denn 



^) Art. 834. Ist die Dauer der VersicheniDg nach Tagen, Wochen, Monaten oder 
Jahren bestimmt, so wird die Zeit nach dem Kalender und der Tag von Mittemacht zu 
Mittemacht berechnet Der Versicherer trägt die Gefahr während des Anfangstages und 
Schlusstages. — üeber die Behandlung dieser Frage Seitens der Kommission s. Lewis 
a. a. 0. S. 301 f. 
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jeder Ort der Erde hat seine natorgesetzlich bestimmte Zeit, nnd mit ihm aach 
jeder auf demselben befindliche stabile oder denselben nar passirende Gegenstand, 
wie das seine Reise verfolgende Schiff. Die Minuten, Standen, Tage, Wochen 
and Monate sind natargemäss länger, wenn das Schiff nach Westen geht, and 
kürzer, wenn es nach Osten fährt. Soll die Yersicherang um Mitternacht vom 
2. auf 3. März enden, so ist nicht die Mittemacht Bremens, wo die Versiehe^ 
rang genommen warde, sondern die Mitternacht Batavias entscheidend, wenn 
hier das Schiff sich befindet. Diese natürliche Zeitberechnang hat vor der 
anderen, welche den Ort des Yertragsabj^chlusses za Grande legt, überdies den 
praktischen Vorzug, dass jede entscheidende Zeit aus dem Schiffsjournal und 
ohne die Nothwendigkeit von Reduktionen ersehen werden kann (Prot. YII 
S. 3239). 

3. Die vereinbarte Versicherungszeit kann bezüglich ihres Endigungspunktes 
von den Kontrahenten entweder als eine fixe, oder als eine der Verlängerung 
unterliegende angesehen werden. In Fällen der ersteren Art will der Versicherer 
mit dem Ablauf der fixirten Zeit von jeder weiteren Verbindlichkeit befreit 
sein, in Fällen der letzteren aber besteht von vornherein die Neigung, die Ver- 
sicherung auch über die ursprtLngliche Zeit hinaus bis zur Beendigung der von 
einem Schiffe angetretenen Reise fortzusetzen, und man erblickt in der verein- 
barten Zeit nur mehr einen Massstab für die Berechnung der Prämie. Die 
Fälle der letzteren Art sind im Versicherungsverkehr so häufig, dass im Zweifel 
jede Versicherung eines Schiffs auf Zeit von vornherein als eine der Prolongation 
unterliegende angesehen werden darf. Das Gesetz hat daher im Anschluss an 
einen im Verkehr bestehenden Gebrauch bestimmt, dass wenn im Falle der 
Versicherung eines Schiffs auf Zeit dasselbe bei dem Ablauf der im Vertrage 
festgesetzten Versicherungszeit unterwegs ist, die Versicherung in Er- 
mangelung einer entgegenstehenden Vereinbarung als bis zur Ankunft des Schiffs 
im nächsten Bestimmungshafen, und falls in diesem gelöscht wird, bis zur 
Beendigung der Löschung verlängert gelten, der Versicherte demgemäss aber 
auch für die Dauer dieser Verlängerung und wenn die Verschollenheit des 
Schiffs eintritt, bis zum Ablauf der Verschollenheitsfrist die vereinbarte Zeit- 
prämie entrichten solle. Doch ist der Versicherte berechtigt, nach Abschlnss 
des Vertrags, aber solange das Schiff noch nicht unterwegs ist, durch eine dem 
Versicherer kundzugebende Erklärung die Verlängerung auszuschliessen. Ist 
der Endigungspunkt in Folge Verabredung oder dieses einseitigen Ausschlusses 
ein fixer, so kann der Versicherer, wenn die Verschollenheitsfrist über die 
Versicherungszeit hinausläuft, auf Grund der Verschollenheit nicht in Anspruch 
genommen werden, der Versicherte muss vielmehr den Nachweis erbringen, dass 
der Schadensfall innerhalb der vereinbarten Versicherungszeit eingetreten ist, 
(Art.. 835. Prot. VII S. 3239 ff., 3247 ff., 3422 ff.). 

II. Die Versicherungszeit kann bestimmt werden durch den Eintritt ge- 
wisser Thatsaehen, von denen man annimmt, dass sie eintreten werden, von 
denen es aber ungewiss ist, wann sie eintreten werden, z. B. die Versicherung 
beginnt in dem Moment, in welchem das Schiff die Rhede von Dünkirchen ver- 
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lassen hat, oder sie endet mit der Erklärung des Kriegs zwischen Peru und 
Chile, oder sie endet bei Vereinbarung der im Verkehr üblichen Klausel: „für 
behaltene Ankunft", schon mit dem Zeitpunkt, in welchem das Schiff im Be- 
stimmungshafen am gebräuchlichen oder gehörigen Platze den Anker hat fallen 
lassen oder befestigt ist (Art. 854). Sie kann auch bestimmt werden durch 
den Eintritt eines ungewissen künftigen Ereignisses. Im Versicherungsverkehr 
sind in dieser Beziehung einige Vereinbarungen üblich, wonach die Versicherung 
mit dem Eintritt eines solchen Ereignisses früher als primär verabredet oder 
gesetzlich bestimmt erlöschen soll. So endet bei der Vereinbarung, dass der 
Versicherer zwar nicht die Kriegsgefahr übernehmen, alle übrigen Grefahren 
aber auch nach Eintritt einer Kriegsbelästigung tragen solle (Versicherung nur 
für Seegefahr), die Gefahr für den Versicherer schon mit der Kondemnation 
der versicherten Sache,*) und die Haftpflicht des Versicherers lebt auch nicht 
wieder auf, selbst wenn Schiff oder Ladung in der Folge wieder freigegeben 
oder als Prise von dem früheren Eigenthümer genommen werden sollten 
(Art. 853). — Bei der Vereinbarung, dass der Versicherer die Kriegsgefahr 
nicht übernehme, die Versicherung auch rücksichtlich der übrigen Gefahren nur 
bis zum Eintritt einer Kriegsbelästigung dauern solle (Versicherung frei von 
Kriegsmolest) , endet die Gefahr ftlr den Versicherer mit dem Zeitpunkt, in 
welchem die Kriegsgefahr auf die Reise Einfluss zu üben beginnt, insbesondere 
also, wenn der Antritt oder die Fortsetzung der Reise durch Kriegsschiffe, 
Kaper oder Blockade behindert oder zur Vermeidung der Kriegsgefahr aufgeschober 
wird, wenn das Schiff aus einem solchen Grunde von seinem Wege abweicht 
oder wenn der Schiffer durch Kriegsbelästigung die freie Führung des Schiffs 
verliert (Art 852). Kriegsbelästigung ist nicht identisch mit jedem gegen die 
versicherte Sache gerichteten, ihr schädlich gewordenen kriegerischen Akt des 
Feindes. So ist es keine Kriegsbelästigung, wenn die feindliche Strandbatterie 
mit ihren Schüssen das versicherte Schiff beschädigt, dieses aber sich dadurch 
nicht abhalten lässt, seinen Kours in bisheriger Weise fortzuselzen. Nur durch 
seine Einwirkung auf die Reise wird ein Kriegsereigniss Kriegsmolest (Prot. VII 
S. 8306). — 

III. Die am meisten übliche Art der Bestimmung der Versicherungszeit 
ist die Versicherung für eine bestimmte Reise. Die Reise ist eine bestimmte, 
wenn Abgangshafen und Bestimmungsort, Abgangszeit und Reiseroute Vertrags- 
massig bestimmt sind. Im grossen Ganzen ist dann der Anfang der Reise An- 
fang der Versicherungszeit, und das Ende der Reise Ende der Versicherungszeit, 
oder mit anderen Worten die Gefahr des Versicherers beginnt mit dem Anfang, 
und endet mit dem Ende der Reise. Die Zeit des Abgangs des Schiffs kann 



') Nicht schon mit ihrer Nehmung oder Verbringong in Sicherheit, sondern erst 
mit ihrer rechtskräftigen Verortheilung durch das Prisengericht Der innere Grund dieser 
Erlöschung der Versichernng ist wohl der, dass der Eigenthümer der versicherten Sache 
mit der Adjudikation nach den Grundsätzen des internationalen öffentlichen Seerechts 
sein Eigen thum verliert, und somit an dem ihm entfremdeten Objekte rechtlich kein In- 
teresse mehr hat. 
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von den Kontrahenten auch nur so ungefähr hestimmi sein, der Zeitpunkt des 
wirklichen Abgangs ausdrücklich oder stillschweigend dem billigen Ermessen 
betheiligter Personen überlassen werden. Das zeitliche Ende der Reise tritt 
dann mit dem Zeitpunkte ein, bis zu welchem das Schiff bei ordnungsmässiger 
Fahrt seine Reise hätte vollenden können. Ist die Reiseroute nicht ausdrück- 
lich bestimmt, so gilt der übliche Weg als dem Willen der Kontrahenten ent- 
sprechend. 

Für die Bezeichnung der Reise wird gewöhnlich der Ausdruck ^von — 
nach — " gebraucht (von Bremen nach New -York). Man versteht hierunter 
zunächst und vorzugsweise die eigentliche Reise des Schiffs, die Zeit seiner 
fahrenden Thätigkeit, so dass die Gefahr des Versicherers beginnt und endet 
mit dem Moment, in welchem das Schiff am vertragsmässig bestimmten Ab- 
gangsort unter Segel geht, und im Bestimmungshafen angelangt den Anker fallen 
lässt. Allein schon dem Wortlaute nach kann man darunter auch noch einen 
gewissen Zeitraum vor der Abfahrt und nach der Ankunft des Schiffes verstehen, 
eine Zeit des Yerweilens im Abgangs- und Bestimmungshafen, und wirklich wird 
dies auch im Verkehr so verstanden. Die verschiedenen Seeversicherungsrechte 
sind auch in diesem Punkte sehr verschieden. Das Deutsche Recht hat im 
Anschluss an deutsche und nordeuropäische Usancen für verschiedene Gegen- 
stände der Versicherung besondere Bestimmungen getroffen. 

1. Bei der Versicherung des Schiffs bezw. seiner Substanzinteressen für 
eine bestimmte Reise beginnt die Versicherungszeit und folglich die Gefahr für 
den Versicherer mit dem Zeitpunkt, in welchem mit der Einnahme der Ladung 
oder des Ballastes angefangen wird, oder wenn weder Ladung noch Ballast ein- 
zunehmen ist, mit dem Zeitpunkt der Abfahrt des Schiffs. Sie endet mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Löschung der Ladung oder des Ballastes im Be- 
stimmungshafen beendigt ist (Art. 827). Für die innerliche Begründung dieser 
Sätze geben die Kommissionsprotokolle nur unzulängliche Anhaltspunkte. Sie 
sagen lediglich, dass der Gegenvorschlag, die Gefahr des Versicherers mit der 
Abfahrt des Schiffs beginnen, und mit Ablauf von 24 Stunden, nachdem es im 
Bestimmungshafen vor Anker gegangen oder sonst befestigt worden, endigen zu 
lassen, mit dem Gebrauch aller nördlichen Seeplätze in Widerspruch stehe und 
mit den dasigen Verhältnissen unvereinbar sei, während die Bestimmung des 
preussischen Entwurfs durch das dringende Bedürfniss des Verkehrs hervor- 
gerufen worden sei, ein Bedürfniss, welches sich auch in England und Amerika 
durch Einführung der Polizen - Klausel at and from Geltung verschafft habe. 
Der Entwurf habe überdies den Vortheil, dass der Rheder niemals ungedeckt 
sei, und die Versicherung des Kasko im Wesentlichen auf dieselbe Zeit sich 
erstrecke, wie die Versicherung der Ladung; auch erscheine dieses Prinzip 
innerlich gerechtfertigter als jedes andere, da nach seerechtlicher Anschauung 
die Reise schon mit dem Anfang des Ladens beginne und erst mit Beendigung 
der Löschung ein Ende nehme. Es mag dahin gestellt bleiben, ob gerade nur 
diese Eintheilung der Versicherungszeit dem dringenden Bedürfniss des Verkehrs 
der nordischen Häfen entspricht, oder mit ihrer Annahme der Rheder stets 
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gedeckt ist, jedenfalls aber liegt in dem zuletzt angeführten Grunde eine Wahr- 
heit. Zwar ist es nicht richtig, dass nach seerechtlicher Anschauung die Reise 
des Schiffs schon mit dem Anfang des Ladens beginnt, und mit der Beendigung 
der Löschung ihr Ende nimmt, allein es springt doch sofort in die Augen, dass 
die Einladung und Löschung der Güter mit dem Anfang und Ende der Reise 
des Schiffs in einem wesentlichen, die Zwecke derselben fördernden Zusammen- 
hang stehen. Ein näheres Eingehen auf die Zusammengehörigkeit führt zur 
innerlichen Begründung der positiven Vorschriften über Anfang und Ende der 
Gefahr. 

Die Bestimmung der bei Weitem grössten Zahl der Schiffe nämlich ist die 
Beförderung von Gütern von einem Hafen zum andern. Diese Beförderung be- 
ginnt nicht erst mit der Abfahrt des Schiffs, sondern schon mit dem Moment, 
in welchem das erste Gut im Schiffsraum eingeladen ist, und endet nicht schon 
mit dem Moment der Ankunft des Schiffs im Bestimmungshafen, sondern erst 
mit der vollständigen Löschung, mit der Abgabe des letzten Stücks der Ladung 
ans Land. Das Einladen der Güter und ihr Verweilen im Schiffsraum bis zur 
wirklichen Abfahrt einerseits, und ihr Verweilen daselbst nach der Ankunft des 
Schiffs bis zur wirklichen Löschung andrerseits ist ein ebenso nothwendiger Be- 
standtheil der Güterbeförderung, wie die eigentliche Seereise vom Abgangs- bis 
zum Bestimmungshafen. Wer also sein für Güterbeförderung bestimmtes Schiff 
für eine individuell bestimmte Seereise (von .... nach . . . . ) versichern 
lassen will, muss die Absicht haben, es von und bis zu dem Augenblick za 
versichern, als im Abgangshafen mit der Einladung begonnen wird, und ini 
Bestimmungshafen die Löschung vollständig vollzogen ist. 

Soll eiu für die Beförderung von Gütern an und für sich bestimmtes Schiff 
in Ermangelung von Ladung in Ballast gehen, um im Bestimmungshafen Güter 
einzunehmen und diese irgend wohin zu befördern, so erfüllt es ganz in derselben 
Weise, wie das mit Gütern beladene, seine Bestimmung für die individuelle 
Ballastreise mit der Einladung des Ballasts im Abgangshafen und mit dessen 
liöschung im Bestimmungshafen. 

Für ein Schiff dagegen, welches weder Güter noch Ballast zu befördern 
hat, beginnt und endigt die individuelle Reise erst mit der wirklichen Abfahrt 
und der wirklichen Ankunft im Bestimmungshafen.*) 

Die Frage, wann die Versicherungszeit der lediglich zur Beförderung von 
Reisenden bestimmten Schiffe beginne und endige, scheint gesetzlich nicht ent- 
schieden zu sein. Man könnte hier je drei Zeitpunkte für massgebend halten, 
den Moment, in welchem mit der Einschiffung der Reisenden begonnen wird bzw. 
mit welchem die Ausschiffung beendet ist, d. h. mit welchem der erste Reisende das 
Schiff betritt bzw. der letzte es verlässt, sodann den Moment, in welchem das 
erste Reisegepäck aufgenommen bzw. das letzte ausgehändigt wird, und schliess- 
lich den Zeitpunkt der Abfahrt bzw. der Ankunft des Schiffs. Vor Allem fragt 
es sich, ob die lieiseeffekten eines Passagiers als Ladung zu betrachten sind. 



^) Das H.G.B. bat übersehen, diesen Endigungspunkt -ausdrücklich festzusetzen. 
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Angesichts des Art. 674 und der dariu angefahrten Gesetzesstellen wird dies 
nicht bezweifelt werden können. Werden also Reiseeifekten mitbefördert, so 
beginnt die Gefahr jedenfalls mit ihrem Verbringen an Bord. Ob aber in Er- 
mangelung eigentlicher Beiseeffekten oder bei deren Verspätung die Versicherungs- 
zeit des Schiffs schon mit dem Betreten desselben durch die Reisenden, oder 
im ersten Fall erst mit der Abfahrt des Schiffs und im zweiten mit der späteren 
Ankunft der Reiseeffekten beginnt, ist eine Interpretationsfrage. M. A. nach 
hat der Gesetzgeber an diesen Zweifelsfall nicht gedacht, er wollte ihn also 
auch mit den Worten des Art. 827 nicht entscheiden, und tritt daher die 
logische Interpretation ein. Da nun das zur Beförderung von Reisenden fttr 
eine individuelle Reise bestimmte Schiff seiui Bestimmung schon mit der Auf- 
nahme derselben zu erfüllen beginnt, so muss der Versicherungsnehmer auch 
die Absicht haben, es von dem Zeitpunkte an zu versichern, in welchem der 
erste Passagier das Deck betritt. Und da die Bestimmung des Schiffs für die 
individuelle Reise erst dann vollständig erfüllt ist, wenn der letzte Reisende 
im Bestimmungshafen den Bord verlässt, so wird auch erst mit diesem Zeitpunkte 
die Versicherung des Schiffs ihr Ende nehmen. 

Nach denselben Grundsätzen wird Anfang und Ende der Gefahr bei der 
Versicherung aller anderen Arten von Schiffen, mögen sie dem Erwerb, wie 
dem Fischfang, oder wissenschaftlichen oder sonstigen Zwecken dienen, zu be- 
stimmen sein. 

Wenn das im Bestimmungshafen angelangte Schiff, noch während es mit 
der Löschung seiner Ladung beschäftigt ist, für eine neue Seereise Ladung oder 
Ballast einzunehmen beginnt, so endet die Gefahr der ersten Reise mit letzterem 
Zeitpunkt (Art. 827). Diese Bestimmung kann nicht damit motivirt werden, 
dass die Einnahme einer neuen Ladung oder von Ballast in keiner Verbindung 
mit der versicherten Sache stehe, zugleich aber die Gefahr des Versicherers 
vergrössere, denn eine solche Vergrösserung der Gefahr würde mit jeder auch 
während der versicherten Reise in einem erlaubten Hafen eingenommenen 
Ladung eintreten, und durch kein im ersten Vertrag gelegenes Moment hat sich 
der Versicherte der Freiheit begeben, während der Löschzeit für eine neue 
Reise Ladung einzunehmen. Durchschlagend ist m. E. nur folgender Gesichts- 
punkt. Die Güterbeförderung der ersten Reise ist in Wirklichkeit erst mit der 
Löschung des letzten Stücks der Ladung vollendet, andererseits aber hat die 
Güterbeförderung der neuen Reise schon mit der Aufnahme des ersten Stücks 
der Ladung begonnen. Nun ist es thatsächlich unmöglich, dass ein Schiff gleich- 
zeitig auf zwei Reisen begriffen ist, nach einem bestinunten Hafen hin und von 
demselben zurück. Es kann immer nur auf einer Reise sich befinden, entweder 
auf der ersten, oder auf der neuen. Für die Annahme der neuen Reise spricht 
aber die dem Schiff thatsächlich vorzugsweise eingeräumte Bestimmung, wenn 
der Schiffer, um Zeit und Kosten zu ersparen, die völlige Entladung seiner 
Güter nicht abwartet, sondern durch Aufnahme neuer Ladung sein Schiff in den 
Stand setzt, möglichst rasch neue Frachten zu verdienen. 

Bei der Versicherung eines Schiffs für eine bestimmte Reise, mag nun ein 
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genau oder nur ein so ungefähr bestimmter Zeitpunkt für den Antritt der Reise oder 
für den Beginn der Einladung der Güter vereinbart sein, und wobei die Zeit der Voll- 
endung der Reise oder der Löschung ganz unbestimmt gelassen ist, diese Zeitmomente 
vielmehr dem billigen Ermessen betheiligter Personen überlassen sind, entspricht 
es der Ordnung und der Intention der Kontrahenten, dass die Reise in Ge- 
mässheit der individuellen Verhältnisse mit möglichster Zeitersparniss begonnen 
und vollendet werde. Es wird daher erwartet, dass der Schiffer alsbald mit 
der Einladung der Güter oder des Ballastes beginne, in diesem Geschäfte ohne 
Unterbrechung fortfahre, nach eingenommener Ladung seinen Ankerplatz ver- 
lasse, die Reise antrete, die verabredete oder übliche Route ohne unnöthigen 
Aufenthalt fortsetze, und im Bestimmungshafen angelangt alsbald mit der Löschung 
beginne und dieselbe ohne Unterbrechung vollende. Tritt nun in irgend einem 
Abschnitte dieser Reise eine Verzögerung ein, durch welche die vertragsmässig 
erwartete Versicherungszeit im Ganzen oder in ihren Theilen verlängert und 
somit die Gefahr des Versicherers vergrössert oder verändert werden würde, 
und &t zugleich die Ursache der Verzögerung ein Ereigniss, für dessen Folgen 
der Versicherer nach dem Versicherungsvertrag einzustehen hat, so haftet der- 
selbe auch für diejenigen schädlichen Ereignisse, von welchen das Schiff von 
der Verzögerung an bis zur Entladung betroffen wird. Ist aber ein Nothfall, 
dessen Folgen der Versicherer vertragsmässig nicht zu tragen hat, oder der 
Versicherte selbst die Ursache der Verzögerung, hat insbesondere letzterer selbst 
oder in seinem Auftrage oder mit seiner Genehmigung ein Dritter die Ver- 
zögerung herbeigeführt, so hat nach den oben (§ 64, 68) entwickelten Grund- 
sätzen der Versicherer für diejenigen Schäden nicht einzustehen, welche nach 
eingetretener Verzögerung und in Folge derselben entstanden sind. Auch er- 
scheint die Verzögerung als irrelevant, wenn erhellt, dass sie keinen Einfluss 
auf den spätem Unfall hat üben können (Art. 818. S. unten § 70. Anhang). 
Tritt insbesondere die vom Versicherten verursachte Verzögerung bei der Löschung 
der Ladung ein, so endet die Versicherungszeit und damit die Gefahr des Ver- 
sicherers mit demjenigen Zeitpunkte, in welchem die Löschung ohne jene Ver- 
zögerung hätte beendigt sein können (Art. 827). 

Indessen hat nicht jede minimale, sondern nur eine nngrebtthrliche Ver- 
zögerung jene Rechtswirkung. Die Unthätigkeit und Saumseligkeit in Verfolgung 
der Seeunternehmung muss sich über einen erheblichen Zeitraum erstrecken« 
Denn vor Allem lässt sich in keinem Falle genau feststellen, innerhalb welcher 
Zeit die Seeunternehmung im Ganzen oder in ihren einzelnen Abschnitten bei 
ordnungsmässiger Arbeit hätte vollendet werden können ; selbst die bestbegründeten 
Ansichten der Sachverständigen können bei der Bestimmung der erforderlichen 
Zeit weit auseinandergehen. Sodann ist es fast unmöglich, alle Motive, die 
den Versicherten zu einer Verlangsamung seiner Arbeiten veranlassen und ver- 
anlassen durften, zu beweisen, und schliesslich muss der Selbständigkeit des 
Unternehmers doch auch einigermassen Rechnung getragen werden. 

2. Bei der Versicherung von Gütern bezw. ihrer Substanzinteressen für 
eine bestimmte Reise beginnt nach Deutschem Recht die Versicherungszeit und 
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folglich die Gefahr für den Versicherer mit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Gtkter zum Zweck der Einladung in das Schiff oder in die Leichterfahrzeuge 
vom Lande scheiden, und endet mit dem Zeitpunkt, in welchem die Güter im 
Bestimmungshafen wieder an das Land gelangen (Art. 828). Ueher Anfang 
und Ende der Versicherungszeit der Güter lassen sich in thesi verschiedene 
Ansichten aufstellen, und nicht nur mit den Bedürfnissen des lokalen Seeverkehrs, 
sondern auch innerlich recht wohl begründen, wie denn auch die verschiedenen 
Gesetzgebungen, Usancen und Polizen in diesem Punkte sehr verschieden sind. 
Das H.G.B. versteht in richtiger Erkenntniss der Natur der Sache unter der 
Reise der Güter vom Abgangs- nach dem Bestimmungshafen den Transport der- 
selben von Land zu Land. Scheiden vom Land, gleichbedeutend mit Verlassen 
des festen Landes, und Gelangen an das Land, gleichbedeutend mit Ankunft 
auf festem Land sind daher Anfang und Ende der Seereise der Güter. Zweifel- 
haft ist es aber, ob das Scheiden vom Land lediglich in horizontaler Richtung, 
vom Land nach dem Wasser, oder auch in senkrechter Richtung, vom Boden 
in die Höhe und dann nach dem Wasser und Schiff zu verstehen sei. In der 
Kommission waren beide Ansichten angedeutet und vertreten, die Frage blieb 
aber unentschieden. Das Richtigere scheint zu sein, dass schon die Hebung 
des Guts vom Boden behufs unmittelbarer Einladung in das Schiff, wenn es 
also auch noch Land, und nicht schon Wasser unter sich hat, als Scheiden vom 
Land anzusehen sei. Denn für diese Auffassung spricht zunächst der Wortlaut. 
Geschieden sind zwei Sachen in dem Moment, in welchem ihre bisherige Ver- 
bindung in der Absicht aufgelöst worden ist, dass sie nicht wieder vereinigt, 
dass sie dauernd getrennt werden sollen. Es sind hierbei drei Zustände zu 
beachten. Der Zustand der Verbindung des Stückguts mit dem Abladeplatz 
(Quai), der der Trennung des Guts vom festen Land und sein Schweben in der 
Luft, und schliesslich der der Verbindung des Stückguts mit dem Schiffskörper. 
Der zweite Zustand ist der des Scheidens vom Lande. Diese Auffassung wird 
aber auch durch folgenden inneren Grund gerechtfertigt. Bestimmung des 
Frachtguts ist, von einem Hafen nach einem andern seewärts transportirt zu 
werden. Der Transport beginnt nicht erst mit der Abreise des Schiffs, sondern 
schon mit der Einladung, und endigt nicht schon mit der Ankunft des Schiffs 
im Bestimmungshafen, sondern erst mit der Ausladung des Guts ans Land. 
Einladung uM Ausladung sind uothwendige Bestandtheile des Transports. Der 
Einladungsakt besteht aus zwei Theilen, aus der Hebung des Guts bezw. seiner 
Trennung vom Lande, und aus der Ueberführung desselben in den Schiffsraum 
bezw. seiner Verbindung mit dem Transportschiff. Die Einladung beginnt mit 
der Hebung und endigt mit der Niederlegung. Wenn also der Transport einer 
Waare versichert werden soll, und der Transport mit der Einladung, diese aber 
mit der Hebung des Guts beginnt, so folgt daraus, dass die Versicherungszeit 
schon mit dem Scheiden des Guts vom Lande beginnen muss. Auch der Aus- 
ladungsakt besteht aus zwei Theilen, aus der Herausschaffung des Guts aus dem 
Schiffsraum und seiner Trennung vom Schiff einerseits, und aus seiner Ueber- 
führung auf den Quai des Bestimmungshafens und seiner Verbindung mit dem 
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Lande andrerseits. Die Ausladung beginnt mit der Hebung und endigt mit 
dem Verbringen ans Land. Wenn also der Transport einer Waare versichert 
werden soll, und der Transport mit der Ausladung, diese aber mit der Ter- 
bringung des Guts ans Land endigt, so folgt daraas, dass die Yersicherungs- 
zeit erst mit dem Verbringen der Waare ans Land ihr Ende erreicht. Bezüg- 
lich des Anfangs der Einladung und des Endes der Ausladung ist ein Irrthum 
zu vermeiden. Liegt ein abgeladenes Frachtstück nicht hart am Rande des 
Quais, sondern eine Strecke davon entfernt, und wird es an dieser Stelle auf- 
gehoben, um an den Rand des Quais getragen oder mit Karren gefahren zu 
werden, so beginnt die Einladung nicht schon mit der ersten Hebung, sondern 
erst mit der am Rande des Quais stattfindenden Uebertragungsbewegung. Denn 
der Transport von seiner individuellen Abladestelle bis zum Rande des Quais 
ist ein Landtransport, er bereitet die Einladung nur vor, ist aber nicht selbst 
Einladungsakt, ebensowenig wie der Transport der Waare aus dem Magazin des 
Absenders im Inneren der Stadt oder von einer sonstigen meilenweit entfernten 
Stelle. Ebenso ist die Ausladung eines Guts nicht erst mit der definitiven 
Niederlegung desselben am Löschungsplatz, aufs Land oder auf das Fuhrwerk 
des Empfängers, sondern schon dann vollendet, wenn der Träger desselben oder 
der es führende Karren den Quai betreten hat. Denn von diesem Momente an 
beginnt der Landtransport, die Sicherung der Wirkung des Seetransports, während 
dieser selbst sein Ende erreicht hat. 

Nach diesen Grundsätzen bemisst sich die Frage, wer den beim Ein- 
und Ausladen der Güter sich ereignenden Schaden zu tragen hat. Welche 
Mittel hierbei angewendet werden, ist gleichgültig, wenn sie nur überhaupt ge- 
eignet sind, die Ein- und Ausladung ordnungsmässig zu bewirken. Die am 
Ablade- und Löschungsplatz bestehenden Gebräuche in Verbindung mit der 
Einrichtung des Schiffs und der Natur jener Plätze sind hierbei massgebend. 
Bei Anwendun«]; eines Krahnens oder Windetakeis insbesondere beginnt die Ge- 
fahr des Versicherers mit dem Aufheben des Stückguts, um dasselbe sofort dem 
Krahnen oder Windetakel anzuhängen, und endigt mit der Abnahme und so- 
fortigen Niederlegung des Guts auf den Boden oder in ein bereitstehendes 
Fuhrwerk. 

Den bisherigen Erörterungen über die Akte der Ein- und Ausladung lag 
der Fall zu Grunde, dass das Schiff seinen Ladungs- und Löschun^splatz direkt 
am Ufer, am Quai hatte. Wenn es aber im einzelnen Fall aus irgend einem 
Grunde nicht bis zum Ufer gelangt, sondern entweder im Strom oder auf der 
Rhede liegt, und die Ladung und Löschung vermittelst Leichterfahrzeugen be- 
werkstelligt werden soll, so entsteht die Frage, in welchem Moment die Gefahr 
für den Versicherer beginnt und endet, ob ersteres erst mit dem Einladen vom 
Leichterfahrzeug ins Schiff und letzteres schon mit dem Ausladen aus dem Schiff 
ins Leichterfahrzeug, oder ersteres schon mit dem Einladen in den Lichter und 
letzteres erst mit dem Ausladen aus dem Lichter aufs Land. Das Handels- 
gesetzbuch hat in diesem Falle Schiff und Leichterfahrzeug gleichgestellt, allein 
die Beschränkung beigefügt, dass die Benutzung des Lichters zum Zweck der Ein- 
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ladung und Löschung dem Ortsgebranch entsprechen müsse. Diese Anffassong 
ist innerlich vollkommen gerechtfertigt. Denn der Lichter als solcher ist nur 
ein Mittel der Ein- und Ausladung, und die Verschiffung der Güter vom Lande 
nach dem Schiff und vom Schiff nach dem Lande vermittelst des Lichters ist nur 
ein Bestandtheil der Ein- und Ausladung, ein Akt, der dem Wesen nach gleich- 
bedeutend ist mit der Vorwärtsbewegung des Guts mittelst der Hände, des 
Karrens, des Krahnens oder W^indetakels nach seinem Scheiden vom Lande an 
Bord des unmittelbar am Quai liegenden Schiffes, bezw. mit der gleichen Be- 
wegung des Guts vom Schiff nach dem Lande, und unterscheidet sich von dieser 
Bewegung nur durch die Individualität des Bewegungsmittels und dadurch, dass er 
je nach der Entfernung des Schiffs vom Lande räumlich und zeitlich einen 
grösseren Raum einnimmt. Allein so wie der Akt der direkten Ein- oder Aus- 
ladung nur insoweit als Ein- oder Ausladung angesehen werden kann, als die 
dieserhalb vorgenommenen Handlungen für die Herbeiführung ihres Zwecks 
nothwendig oder nützlich, und die dieserhalb angewendeten Mittel hierzu 
geeignet sind, so erscheint auch bei der durch Leichterschiffe vermittelten Ein- 
und Ausladung deren Thätigkeit nur dann als eigentliche Ein- oder Ausladungs- 
handlnng, weun und in soweit ihre Benutzung im einzelnen Fall nothwendig 
oder nützlich ist, wenn also z. B. das Schiff wegen seiner Grösse und seines 
Tiefgangs am Quai nicht anlegen kann. Für die Beurtheilung der Frage, ob 
die Benutzung der Leichterfabrzeuge zum Zwecke der Einladung und Löschung 
im einzelnen Fall nothwendig oder nützlich war, sind die in den Gebräuchen 
des Ladungs- und Löschplatzes niedergelegten Erfahrungen, der Ortsgebrauch mass- 
gebend. Bleibt daher das Schiff gegen den Ortsgebrauch, etwa nur aus Bequem- 
lichkeit oder sonst nicht gerechtfertigten Ursachen im Strome oder auf der Rhode, 
und nimmt es die Ladung hier oder an einem noch weiter seewärts gelegenen 
Platze ein, wo Ladung nicht mehr eingenommen zu werden pflegt, so findet 
eine Abweichung von der ordnungsmässigen Einladung statt, und die Thätigkeit 
des die Güter vom Land nach dem Schiffe überführenden Lichters ist keine 
Einladung, sondern sie dient zunächst dem der Versicherung völlig fremden 
Zwecke, dem Schiffe einen Weg, den Weg nach dem Hafen und an den Quai 
zu ersparen; der Lichter selbst macht eine Reise nach dem Schiff, und 
wenn die Güter vom Lande scheiden , um in das Leichterfahrzeug gelegt zu 
werden, so scheiden sie vom Lande nicht zum Zweck der Einladung in das 
zum Seetransport bestimmte Schiff, sondern zum Zwecke des Antritts einer in 
fremdem Interesse unternommenen Wasserreise. Versicherungszeit und Gefahr 
für den Versicherer beginnen daher erst mit der vollendeten Einladung des 
Guts aus dem Lichter ins Schiff. Wenn ferner aus dem im Strome, auf der 
Rhede oder an einem sonstigen Platze Angesichts des Bestimmungshafens 
ankernden Schiffe die Güter gegen den Ortsgebrauch vermittelst Leichterfahr- 
zeugen nach dem sonst üblichen Löschungsplatze verbracht werden sollen, so 
dient der Lichter nicht dem Zwecke der Löschung, sondern dem beson- 
deren Zwecke des Schiffs; die Ausladung und Ueberführung der Güter vom 
Schiff nach dem Lande ist keine Löschung, sondern eine Reise, ein Transport, 
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und es trägt daher der Versicherer wegen Nichtbeibehaltang des für den Trans- 
port der Güter vertragsmässig bestimmten Schiffs (Art. 820) die Gefahr der 
versicherten Güter yom Moment der Ausladung bis zur Verbringung derselben 
ans Land nicht. Diese Wirkung tritt freilich dann nicht ein, der Versicherer 
haftet vielmehr für die beim Leichtertransport sich ereignenden (JnfäUe, wenn 
letzterer ohne Auftrag und ohne Genehmigung des Versicherten, oder in Folge 
eines Unfalls statthatte, für welchen der Versicherer vertragsmässig einstehen 
muss, namentlich also wenn die Benutzung des Lichters in einem Verschulden 
des Schiffers ihren Grund hatte. Das gleiche Verschulden des Schiffers bei der 
Einladung der Güter hat den Uebergang der Gefahr auf den Versicherer nicht 
zur Folge. Denn die Gefahr des Versicherers beginnt ja überhaupt erst mit 
dem Scheiden der Güter vom Lande zum Zweck der Einladung. Scheiden sie 
zu einem anderen Zweck, wie also zu dem einer vertragswidrigen Reise zum 
Schiff, so beginnt die Gefahr für den Versicherer überhaupt nicht. 

Wird die Löschung der Güter von dem Versicherten selbst oder dem Ab* 
lader, Empfänger oder Kargadeur ungebührlich verzögert, so endet die Gefahr 
des Versicherers mit dem Zeitpunkte, in welchem die Löschung beendigt sein 
würde, falls ein solcher Verzug nicht stattgefunden hätte (Art. 828). 

3. Die Frachtfordening als juristisches Produkt der Transportthätigkeit 
eines Schiffs macht keine natürliche, sondern eine ankörperliche Reise, mit oder 
im Anschluss an die körperlichen Reisen ihrer beiden Faktoren, des Schiffs und 
der Güter. Die Versicherungszeit der Fracht für eine bestimmte Reise bezw. 
Anfang und Ende der Gefahr hierbei bestimmt sich sonach nach der Zeit des 
aktiven Transports des Scliiffs und des passiven Transports des Frachtguts, 
Anfang und Ende der Versicherungszeit und Gefahr fällt mit dem Beginn und 
Ende dieser Transporte zusammen. Dieser Transporte, und nicht dieses Trans* 
ports, denn es sind, wenngleich ein grosser Theil ihrer Routen identisch ist, 
dennoch zwei Transporte ix^it zum Theil verschiedenen Anfangs- und Endigungs- 
punkten und Gefahren. Ist für beide ein einziger Abgangsort bestimmt, ist 
z. B. eine Versicherung genommen für 2500 M. auf Theilfrachtgelder im Segel- 
schiffe Marie Helene . . . von Tabasko nach Liverpool . . . mit Holz, so beginnt 
und endigt die Versicherungszeit und Gefahr in Ansehung der Unfälle, welchen 
das Schiff, und dadurch die Fracht ausgesetzt ist, mit demselben Zeitpunkt, in 
dem die Gefahr bei der Versicherung des Schiffs für dieselbe Reise beginnen und 
enden würde, also was insbesondere den Beginn betrifft, mit dem Zeitpunkte, in 
welchem mit der Einnahme der Ladung überhaupt, folglich auch mit der Einnahme 
anderer Güter als jenes Holzes, angefangen wird, und nicht schon mit dem Scheiden 
des Holzes oder eines andern Ladungstheils vom Lande zum Zwecke der Einladung. 
In Ansehung derjenigen Unfälle aber, welchen die Güter ausgesetzt sind und 
dadurch die Fracht ausgesetzt ist, beginnt und endigt die Versicherungszeit und 
Gefahr für den Versicherer mit demselben Zeitpunkte, in welchem die Gefahr 
bei der Versicherung der Güter für dieselbe Reise beginnen und enden würde 
(Art. 829), also was insbesondere den Beginn betrifft, mit dem Zeitpunkt des 
Scheidens des den Gegenstand des Transports bildenden Holzes vom Land zum 
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Zweck der Einladang m das Schiff oder in die Leichterfabrzeuge. — Die 
juristische Selbständigkeit der beiden Transporte oder Reisen, des Schiffes nnd 
der Güter, zeigt sich auch darin, dass bei der Frachtversicherang als Abgangs- 
ort des Schiffs ein anderer als der Abladeort der Güter vertragsmässig bestimmt 
«ein kann. Dies selbst dann, wenn das Schiff, um an den vertragsmässig be- 
zeichneten Abladeort zu gelangen, vorerst von einem bestimmten Abgangshafen aus 
eine Heise dorthin, eine Zureise in Ballast machen mnss. Ist dies verabredet, 
60 beginnt die Frachtreise des Schiffes schon mit der Einnahme des Ballasts in 
seinem Abgangshafen, sie geht über den Abladehafen der Frachtgüter, woselbst 
deren Frachtreise beginnt, und beide setzen sich neben einander fort bis zum 
Bestimmungshafen des Schiffs und der Güter. Ist die besondere Frachtreise 
des Schiffs als Zureise nicht besonders, ist vielmehr nur die gemeinschaftliche 
Frachtreise des Schiffs und der Güter „von Tabasko nach Liverpool" versichert 
worden, so beginnt die Yersicherungszeit erst mit dem Beginn des Transports 
des Schiffs nnd der Güter von Tabasko, dem Abladehafen aus, selbst wenn von 
Seiten des Versicherungsnehmers angezeigt worden wäre, dass das Schiff auf 
einer Zureise in Ballast von Liverpool nach Tabasko begriffen sei.^) 

Die Versicherungszeit einer Frachtforderung setzt selbstverständlich deren 
Existenz, und nicht bloss eine, wenn auch noch so wahrscheinliche Aussicht auf 
Frachtverdienst überhaupt oder auf den künftigen Abschluss gewisser Fracht- 
verträge voraus; der Versicherer von Frachtgeldern haftet daher für einen Un- 
fall, von welchem das Schiff betroffen wird, nur in soweit, als Frachtverträge 
bereits abgeschlossen sind. Und wenn der Rheder Güter für seine eigene 
Rechnung verschifft, so tritt an die Stelle des den Ernst und den Anfang der 
Frachtunternehmung doknmentirenden Abschlusses des Frachtvertrags der 
Beginn der Einladung der Güter, so dass der Versicherer der Fracht für eigene 
Ladung (s. oben § 63 S. 352) für einen Unfall, den das Schiff betrifft, nur 
insoweit haftet, als jene Güter zum Zweck der Einladung in das Schiff oder in 
die Leichterfahrzeuge bereits vom Lande geschieden sind (Art. 829). 

Auch die Ueberfahrtsfelder sind ein juristisches Produkt der Transport- 
thätigkeit eines Schiffs, auch sie machen mit dem Schiff und den Reisenden 
eine unkörperliche Reise, nnd ihre Versicherungszeit beginnt und endet daher 
mit demselben Zeitpunkt, in welchem die Gefahr bei der Versicherung des 
Schiffs beginnen und enden würde. ^) Auch hierbei ist die Existenz der Ueber- 
fahrtsgelder aaf Grund abgeschlossener Ueberfahrtsverträge selbstverständliche 
Voraussetzung (Art. 829). 

4. Imagriuilrer Gewinn und die von den verschifften Gütern zu ver- 
dienende Provision sind juristische Produkte der Güter. Ihre unkörperliche 
Reise ist dieselbe, wie die natürliche Reise dieser, ihre Versicherungszeit und 
Gefahr, Anfang und Ende der bestimmten Reise, ist sonach mit der Versiche- 



^) Ueber die interessante Geschichte der Entstehung des Art. 829 s. Prot VII 
3260 ff., Vm 4341 ff. Lewis a. a. 0. S. 294 ff R.G. VII S. 9 ff 
») S. oben Nr. 1 Prot. VII S. 3258. Antrag sub a S. 3266. 
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rongszeit nnd Gefahr, mit Anfang und Ende der Reise dieser identisch. Wird 
die Löschung von dem Versicherten, und bei der Versicherung von imaginärem 
Gewinn auch von dem Ablader, Empfänger oder Eargadeur ungebührlich ver- 
zögert, so endet die Gefahr mit dem Zeitpunkt, in welchem die Löschung be- 
endigt sein würde, falls ein solcher Verzug nicht stattgefunden hätte (Art. 828). 

5. Bodmerei- und Haverelgrelder theilen als Accessionen von Schiff und 
Ladung die Reisen dieser, und ihre Versicherungszeit für eine bestimmte Reise 
beginnt und endet daher mit demselben Zeitpunkt , in welchem die dafttr 
haftenden Gegenstände, als Schiff, Ladung oder Fracht, ihre bestimmte Reise 
beginnen und endigen. Selbstverständliche Voraussetzung ist auch hier die 
Existenz jener Forderungen , und fttr den Fall, dass der Versicherte selbst die 
Havereigelder verausgabt hat, deren Verwendung.^) 

IV. Eine naturgemässe Endigungsart der Versicherungszeit bei einer ver- 
sicherten Reise ist die AreiwilUgre oder gezwongrene Aufgabe der Reise, ihre 
Vollendung vor Erreichung des vertragsmässigen Bestimmungshafens. Aufgegeben 
und vollendet ist die Reise nicht schon dann, wenn der Schiffer oder sonstige 
Interessent den desfallsigen Beschluss gefasst und einen anderen Bestimmungs- 
hafen gewählt hat, sondern erst dann, wenn er diesen Hafen erreicht und hier 
alle diejenigen Handlungen vorgenommen hat, welche wie im vertragsmässigen 
Bestimmungshafen für die Beendigung der Versicherungszeit erforderlich sind. 
„In Ansehung der Beendigung der Gefahr tritt der Hafen, in welchem die Reise 
beendigt wird, an die Stelle des Bestimmungshafens^ (Art. 832). 

Mit der Aufgabe oder vorzeitigen Vollendung der Reise eines Schiffs ist 
nicht schon an sich auch die Aufgabe der Reise der versicherten Güter ver- 
bunden. Allein jene kann und muss schliesslich zu dieser führen. Denn wenn 
der Schiffer zu einer Fortsetzung oder Wiederaufnahme seiner Reise sich nicht 
bewegen lässt, so bleibt dem Versicherten nichts Anderes übrig, als entweder 
die Güter alsbald zu löschen und zu verkaufen, oder sie alsbald mit einem 
andern Transportmittel zu Wasser oder zu Lande nach dem Bestinunungsort zn 
verbringen, oder sie längere Zeit am Lande liegen zu lassen, um sie demnächst 
zu verkaufen oder weiter zu transportiren. Verkauft er sie, so ist damit die 
Weiterreise aufgegeben; transportirt er sie mit einem anderen Schiff, so haben 
sie nach dem über die wesentliche Verbindung der Güter mit dem Vertrags* 



'') Wenn bei der Versicherung jener Gelder nicht der Gesichtspunkt vorwiegt, dasa 
sie blos für die Reisezeit geschlossen sein solle, wenn es vielmehr dem Willen der Kon- 
trahenten entspricht, dass die Versicherung alsbald, z. B. während das Schiff im Noth- 
hafen in Reparatur liegt, praktisch werden solle, so beginnt die Gefahr alsbald, d. h. 
mit dem Zeitpunkt, in welchem die Gelder von einem Dritten vorgeschossen bezw. die 
Havereigelder von dem aus eigenen Mitteln sie bestreitenden Versicherten verwendet 
worden sind. Art 830. Prot. VII S. 3258 sub b. 8. 3267 f., 3269 ff — Wie schon oben 
(S. 355) dargethan, lässt sich die Versichemngsfähic^eit der vom Versicherten aus eigenen 
Mitteln bestrittenen Havereigelder nicht rechtfertigen. Wenn die Versicherung ihrea 
Werthes praktisches Bedürfniss ist, so kann korrekter Weise nur der Gegenstand, anT 
welchen sie verwendet sind, bis zum Betrag ihres Werthes versichert bezw. als versichert 
angesehen werden. 
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massig bestimmten Transportschiff oben (S. 382) Erörterten aufgehört, versichert 
zu sein, transportirt er sie zu Lande, so entzieht er sie noch dazu der Seefahrt 
and wttrde überdies von dem vereinbarten Wege abweichen, er gibt also auch 
in diesen Fällen die vertragsmftssige Reise der Güter im Löschungshafen auf; 
und wartet er noch längere Zeit ab, um sich demnächst für Verkauf oder 
Weitertransport zu entschliessen, so kann dies schliesslich doch nur zur Aufgabe 
der Reise führen, während welcher Wartezeit die Güter durch Unfälle aller Art 
vernichtet werden können. Hat nun die Einstellung der Reise des Schiffs und 
damit der Güter ihren Grund in einem Unfall, für welchen der Versicherer nicht 
einzustehen hat, so endigt die Versicherungszeit mit der wirklichen Einstellung 
der Reise der Güter, also mit deren alsbaldigem Verkauf oder mit ihrer Ver- 
ladung in ein anderes Schiff oder mit ihrer Hingabe an eine Landtransportanstalt 
bzw. mit dem Moment ungebührlicher Verzögerung des Weitertransports. Hat 
aber die Einstellung der Reise des Schiffs und damit der Güter in einem Unfall 
ihren Grund, für dessen Folgen der Versicherer einzustehen hat, so bleiben die 
Güter fürs Erste nach wie vor auf Gefahr des Versicherers liegen, der Ver- 
sicherte kann sie für Rechnung des Versicherers verkaufen lassen und dieser 
haftet überdies für den Eingang des Kaufpreises (Art. 881). Mit der Einstellung 
der Reise des Schiffs beginnt sonach für den Versicherer nicht blos ein wesent- 
liches Interesse an der Erhaltung der Güter, sondern sie treten damit geradezu 
in den Kreis seiner eigenen Geschäfte, und er ist es daher primär, der zur Er- 
greifung von Massregeln behufs ihrer Rettung und Abwendung grösserer Nach- 
theiie besorgt sein muss. Das zweckmässigste Mittel ist in thesi die Fortsetzung 
der Reise der Güter vermittelst eines anderen Schiffes oder zu Lande nach dem 
ursprünglichen Bestimmungsort, und wenn er dies will, so muss es, da es sich 
um die Besorgung seiner eigenen Angelegenheiten handelt, auf seine Gefahr und 
Kosten geschehen. Das Gesetz hat daher unter Aufrechterhaltung der über die 
mit Willen des Versicherten vorgenommene Vergrösserung oder Veränderung 
der Gefahr aufgestellten Grundsätze (S. insbesondere unten § 70. Anhang) die 
Bestimmung getroffen: Werden die Güter, nachdem die Reise des Schiffs auf- 
gegeben ist, in anderer Art als mit dem zum Transport bestimmten Schiff nach 
dem Bestimmungshafen weiter befördert, so läuft in Betreff derselben die be- 
gonnene Gefahr fort, auch wenn die Weiterbeförderung ganz oder zum Theil zu 
Lande geschieht. Der Versicherer trägt in solchen Fällen zugleich die Kosten 
der früheren Löschung, die Kosten der einstweiligen Lagerung und die Mehr- 
kosten der Weiterbeförderung, auch wenn diese zu Lande erfolgt (Art. 832). 

§ 70. 

4. Die versicherte Reise. 

Wesentlicher Bestandtheil des Seeversicherungsvertrags ist die Willens- 
einigung der Kontrahenten über die Oertliehkelten , welche der versicherte 
Gegenstand während der Dauer der Versicherung berühren oder durchlaufen 
soll, oder : an welchen derselbe von einem Schaden betroffen werden muss, wenn 
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er ersetzt werden soll, die rersieherte Reise. "Wie die Witterungsverhältnisse 
bezüglich der Grösse ihrer Gefahren zu verschiedenen Jahreszeiten verschieden 
sind, so sind es auch die verschiedenen Stellen der grossen Meere unseres Welt- 
theils mit ihren Klippen und Felsen, Sandbänken und Eisbergen, die einzelnen 
Zonen und Gewässer mit ihren zu besonderen Jahreszeiten heftig wüthenden 
Orkanen, und die Gegenden, in welchen Kriegsschiffe, Kaper oder Seeräuber 
dem Eigenthum des friedlichen Kaufmanns auflauem. Verschieden sind auch 
die Rheden mit ihren Untiefen und schlechten Ankergründen, und selbst die 
Häfen, ihre Zugänge durch Ströme, und die für Ladung und Löschung der 
Schiffe bestimmten Anstalten und Plätze. Die versicherte Reise enthält hier- 
nach ein bedeutendes Gefahrmoment, und ihre nähere Bezeichnung ist daher eine 
nähere Bestimmung der vom Versicherer zu übernehmenden Gefahr. 

A. Die versicherte Reise wird bestimmt, 

L durch ausdrttckliehe Festsetzung des Abgangs- und Bestimmungshafens 

(und innerhalb derselben durch Bezeichnung des Ladungs- und Löschungsplatzes), 
sowie des vom Schiff für seine Seereise einzuschlagenden Wegs (Route). Dies 
ist die vollkommenste Bestimmung der versicherten Reise. Ist die Route nicht 
ausdrücklich vereinbart, so gilt der übliche,' d. h. der für Reisen zwischen dem 
Abgangs- und Bestimmungshafen erfahrungsmässig der Beschaffenheit des Schiffs 
und der Jahreszeit, sowie den Anforderungen der Schnelligkeit und Sicherheit 
der Fahrt gleichmässig entsprechende Weg,^) als von den Kontrahenten gewollt. 
Ein Gleiches gilt von dem üblichen Ladungs- und Löschungsplatz. Als Be- 
stimmungsort können 

1. zwei oder mehrere Häfen alternativ vereinbart werden („von Hamburg 
nach Valparaiso oder Lima^). Hier hat der Versicherte die Wahl, entweder 
die Reise nach dem einen oder die Reise nach dem anderen Hafen zu machen. 
Die Wahl ist nicht schon mit dem blossen Entschluss, nach dem gewählten 
Hafen zu fahren, auch nicht erst mit der Ankunft in demselben und ebensowenig 
mit dem Einschlagen der Richtung nach dem gewählten Hafen von dem Pankte 
aus, an welchem sich die Wege nach beiden Häfen scheiden, sondern erst dann 
und schon dann getroffen, wenn der Entschluss, nach dem gewählten Hafen zu 
fahren, als ein definitiver und nicht blos versuchsweiser sich bethätigt hat^) 
(Art. 836). 

2. Als Bestimmungsort können zwei oder mehrere Häfen kumulativ ver- 
einbart werden („von Hamburg nach Valparaiso und Lima").') Hier sind die 
beiden oder mehreren Häfen Bestimmungsorte, der Versicherte ist zum Besach 



^) Also nicht immer der gerade oder kürzeste Weg. 

^) Dies ist m. E. der in der Kommission unentschieden gebliebene Sinn der Wahl- 
handlung. Prot. VII 3282 ff., 3352 f. 

3) Eine Kombination alternativer und kumulativer Verbindung ist z. B. „f)Xr die 
Reise von New- York nach Cork oder Falmouth und von da auf Ordre nach einem anderen 
englischen Hafen oder einem solchen des Kontinents zwischen Havre und Antwerpen.^ 
Goldschmidts Zeitschr. Bd. 12 S. 540. 
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« 

eines jeden befugt/) die Reisen nach allen Häfen erscheinen als eine Reise, and 
diese endigt erst im letzten der bestimmten Häfen (Art. 836). Ist für den 
Besuch der mehreren Häfen eine Reihenfolge vereinbart, so ist diese, ist eine 
solche nicht yereinbart, die den Schiffahrtsverhältnissen entsprechende Reiben- 
folge bindend. Doch ist der Versicherte zum Besuche aller Häfen nicht ver- 
pflichtet. Ob im einzelnen Fall eine desfallsige Yereinbarong getroffen, ist Sache 
des Beweises und der Interpretation, doch wird die in der Polize enthaltene 
Reihenfolge, insoweit nicht ein anderes erhellt, als die vereinbarte angesehen 
(Art. 837). Dasselbe gilt auch für die vereinbarte Route, wenn dem Ver- 
sicherten das Recht vorbehalten ist, mehrere Häfen anzulaufen (Art. 837). 

3. Auch als Abgangshafen können zwei oder mehrere Häfen alternativ oder 
kumulativ vereinbart werden. Derartige Vereinbarungen scheinen nicht häufig 
vorzukommen, und Klauseln mit einem bestimmten Sinne scheinen sich nicht 
gebildet zu haben.^) Dem Wortlaute nach würde der Ausdruck von Lima oder 
Valparaiso nach Hamburg einen alternativen Abgangsort mit alternativer Reise 
nach dem Restimmungshafen anzeigen, wobei es in der Wahl des Versicherten 
steht, die Reise nach Hamburg entweder von Lima otler Valparaiso aus an- 
zutreten. Würde das Schiff nur von einem Hafen abgehen, den andern nicht 
berühren, und direkt nach Hamburg segeln, so wäre Abgangshafen und ver- 
sicherte Reise zweifellos. Wenn aber der Schiffer den Entschluss fasst, von 
Lima abzugehen, nach Valparaiso zu segeln und nach hier weiter eingenommener 
Ladung nach Hamburg zu reisen, so ist nicht ohne Weiteres Lima, auch nicht 
ohne Weiteres Valparaiso Abgangsort, sondern es ist im einzelnen Falle fest- 
zustellen , welchen Ort der Schiffer als Abgangsort gewählt hat , d. h. ob nach 
der äusserlich und ernst bethätigten Absicht des Schiffers, Lima oder Valparaiso 
Abgangshafen der Reise nach Hamburg sein sollte, und die Absicht des Schiffers 
im ersten Fall nur auf ein Anlaufen des Hafens von Valparaiso während der 
bereits begonnenen Reise nach Hamburg, und im zweiten Falle nur auf eine 
Zureise des Schiffs von Lima nach Valparaiso mit Lima als Abgangs- und Val- 
paraiso als Bestimmungshafen dieser Zureise gerichtet war.^) Bei der kumulativen 
Verbindung zweier oder mehrerer Häfen erscheint jeder derselben als Abgangs- 
ort, und die Reise beginnt in demjenigen Hafen, den das Schiff zuerst verlässt. 

II. Die versicherte Reise wird bestinmit durch ausdrückliche Festsetzung 
eines Landes, einer Insel oder Kflste als Abgangs- oder Bestimmungsort. Die 
Bestimmung desjenigen Hafens, von welchem die Reise wirklich angetreten 
werden und in welchem sie wirklich endigen soll, ist dem Ermessen des Ver- 
sicherten überlassen, freilich mit folgender Beschränkung. Nimmt man zunächst 

1. die Vereinbarung einer Reise nach einem Lande, einer Insel oder einer 



^) Aber nicht verpflichtet. 

^) Die Kommission hatte mit besonderer Rücksicht auf die Gef&hrlichkeit einer 
allgemeinen Entscheidung es abgelehnt, Bestimmungen über diese Ortsverbindungen zu 
treffen. Prot. VII S. 3288 f. 

®) Die Bremer Bedingungen unterscheiden nicht und lassen die Versicherung von 
demjenigen Orte aus beginnen, welchen das Schiff zuletzt verlassen hat (§ 7). 
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Kttste, z. B. von Bremen nach der Westküste Afrikas als Bestimmangsort, so ist 
es zweifellos, dass das Schiff ganz nach seinem Belieben irgend einen innerhalb 
der geographischen Grenzen des Bestimmungslandes, der Bestimmungsinsel and 
der Bestimmangsküste gelegenen Hafen aufsuchen und hier sofort seine Reise 
beendigen kann. Es ist auch zweifellos, dass der Schiffer, so lange er überhaupt 
innerhalb der Gewässer seines Bestimmungsgebiets verbleibt, nicht etwa an seinen 
auf der Reise gefassten, selbst bethätigten Entschluss, nach einem bestimmten 
Hafen zu segeln, um hier die Reise zu beendigen, gebunden, vielmehr berechtigt 
ist, vor diesem Hafen wieder umzukehren, dem ganzen Bestimmungsgebiet ent- 
lang vorwärts und rückwärts zu segeln, und sich für einen anderen Hafen zu 
entscheiden (anders wie bei der Wahl eines Bestimmungshafens bei einer alter- 
nativen Ortsverbindung, indem bei dieser das Reisegebiet ein seitlich sehr be- 
grenztes, eine mit dem üblichen Weg zwischen Abgangs- und Bestimmungshafen 
übereinstimmende Linie ist, während bei der hier fraglichen Ortsbestimmung 
das ganze vor dem Bestimmungsterrain gelegene Seegebiet zugleich Reisegebiet 
ist, ein Hin- und Herfahren innerhalb desselben also nicht, wie dort, ein Ab- 
weichen von der Reise ist). Fraglich ist nur, ob die versicherte Reise schon 
in dem ersten oder erst in dem letzten behufs Löschung angegangenen Hafen 
der Bestimmungsküste beendigt ist. 

Jedenfalls kann man die Worte „von Bremen nach der Westküste Afrikas^ 
in Ermangelung einer entgegenstehenden Vereinbarung nicht dahin interpretiren, 
dass damit eine Berechtigung zum Küstenhandel in dem Sinn gegeben sei, dass 
das Schiff in dem einen an dieser Küste gelegeneu Hafen Waaren einnehme, 
am sie in einem oder mehreren anderen zu löschen, denn die dieserhalb unter- 
nommenen Küstenreisen sind selbständige, von der Reise von Bremen nach 
Afrika verschiedene Reisen. Für die Beantwortung jener Frage ist nun zunächst 
massgebend, was die Kontrahenten unter der Versicherung „nach der Westküste 
Afrikas** verstanden haben, ob eine alternative oder eine kumulative Hafen- 
verbindung. Erstere wird gewählt, wenn der Versicherte in der That nur einen 
Hafen der Westküste anzugehen nöthig hat, etwa um die ganze Ladung hier 
zu löschen, und es nur noch von einer gewissen Konjunktur oder unterwegs 
zu empfangenden Order abhängt, in welchem der verschiedenen Häfen er löschen 
soll. Letztere aber wird gewählt, wenn der Schiffer den Transportdienst zwischen 
Bremen und den verschiedenen Häfen der Westküste versieht, und für mehrere 
oder alle äam Häfen Ladung von Bremen mitbringt oder von ihnen nach 
Bremen zarückzubringen gedenkt. Kann aus den zwischen den Kontrahenten 
gepflogenen Verhandlungen auf ein solches gemeinsames Einverständniss nicht 
geschlossen werdten, so entscheidet in Anwendung allgemeiner Interpretations- 
regeln m. E. die Absicht, welche der Versicherte zur Zeit des Vertrags- 
abschlusses mit seinem Reiseprojekt verband und irgendwie bethätigte. Sollte 
er zu dieser Zeit einen Entschluss noch nicht gefasst, eine künftige Entschliessnng 
sich auch nicht vorbehalten haben, so darf der Versicherer annehmen, des Ver- 
sicherten Absicht sei dieselbe gewesen, wie sie im Seeverkehr zwischen Bremen 
und der Westküste Afrikas unter gleichen Schiffahrtsverhältnissen üblich ist. 
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Gewährt anch dieses Moment keine Aufklärung, so entscheidet der Wortlaut 
„von Bremen naeh der Westkttste Afrikas^^ Allein dieser hat nach dem ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauch einen doppelten Sinn. Das Wort ,,nach" deutet 
hier das Ziel der Reise an, aber nach der einen Bedeutung ist das Ziel erreicht, 
sobald die Westkttste erreicht und das Schiff im ersten Hafen eingelaufen ist, 
während ein Wiederauslaufen aus diesem Hafen und ein Schiffen nach einem 
andern an derselben Küste gelegenen Hafen entweder eine Fahrt an der Küste 
her oder eine Fahrt von dieser weg und demnächst wieder zu ihr zurück ist. 
Nach der anderen Bedeutung aber ist das Ziel der Reise nicht ein Punkt der 
Küste, sondern die ganze Küste, das Ziel der Reise ist also erst dann erreicht, 
wenn sämmtliche Häfen derselben besucht sind. Ist nun der Sinn dieser 
Worte auf keine andere Weise festzustellen, so muss ihnen diejenige Be- 
deutung beigelegt werden, welche sie nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
haben können, die uneingeschränkte, die umfassendere, und dürfte daher im 
Fragefall die versicherte Reise nicht schon mit der Ankunft des Schiffs im 
ersten, sondern erst mit dem Löschen desselben im letzten Hafen als beendigt 
zu betrachten sein. 

2. Geht die Vereinbarung auf eine Reise von einem Lande, einer Insel, 
einer Küste, z. B. von der Westküste Afrikas nach Hamburg, so ist es zweifel- 
los, dass das Schiff von irgend einem Hafen dieses Landes, dieser Insel oder Küste 
ganz nach seiner Wahl abgehen und direkt nach dem Bestimmungshafen segeln 
kann. Es kann auch aus einem dieser Häfen auslaufen, um in einem andern 
seine eigentliche für Hamburg bestimmte Ladung einzunehmen, und von hier 
aus die Reise nach Hamburg antreten. Die erste Reise ist eine Zureise, die 
letztere die eigentliche Reise nach Hamburg und darum die versicherte Reise. 
Wenn es aber vom ersten Hafen mit einer für Hamburg bestimmten Ladung 
abgeht, einen zweiten oder mehrere anläuft und hier abermals Ladung für 
Hamburg einnimmt, so ist es fraglich, ob die versicherte Reise schon in dem ersten 
oder erst in dem letzten behufs Einnahme von Ladung für Hamburg ange- 
gangenen Hafen der Abgangsküste beginnt. Auch hier ist zunächst massgebend, 
was die Kontrahenten unter der Versicherung „von der Westküste Afrikas" 
verstanden haben, ob eine alternative oder eine kumulative Hafenverbindung, so- 
dann die Absiebt des Versicherten zur Zeit des Vertragsabschlusses, hierauf 
die im Seeverkehr zwischen der Westkttste Afrikas und Hamburg unter gleichen 
Schiffahrtsverhältnissen übliche Absicht, und schliesslich der Wortlaut. Aber 
auch dieser hat nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch einen doppelten Sinn. 
Das Wort „von" deutet den Abgang des Schiffs von der Küste an, aber nach 
der einen Bedeutung ist das Schiff von der Küste erst dann abgegangen, wenn 
es dieselbe ganz verlassen, hinter sich hat und nicht mehr zurückkehrt, und 
nach der andern Bedeutung ist es von der Küste schon abgegangen, wenn es 
behufs Beginn seiner Reise nach Hamburg von einem Punkte der Küste über- 
haupt einmal abgegangen ist. Ist nun der Sinn dieser Worte auf keine andere 
Weise festzustellen, so muss ihnen diejenige Bedeutung beigelegt werden, welche 
sie nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch haben kOnnen, die uneingeschränkte. 
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die umfassendere, und dürfte daher im Fragefall die versicherte Reise schon im 
ersten und nicht erst im letzten Abgangshafen beginnen.^ 

III. Die Bestimmung der versicherten Reise kann sogar gänzlich dem 
Ermessen des Versicherten überlassen werden. Es pflegt dies bei der Ter- 
sichemng von Schiffen auf Zeit vorzukommen, und seinen Grund in dem festen 
Vertrauen des Versicherers auf die Gewissenhaftigkeit des Rheders, auf die 
Tüchtigkeit des Schiffs, und auf die Sachkenntniss und Solidität des Schiffers 
zu haben. Zuweilen werden örtliche Beschränkungen beigefügt, z. B. zur Fahrt 
in den Ostindischen Gewässern, oder für zwölf Monate Fahrt en Mediterran^e 
et Oc^an et d^pendances, oder bei Zweckreisen mit mehr oder weniger genau 
bestimmten Grenzen des Reisegebiets, z. B. von Tromsoe auf den Fang nach 
dem Eismeer, Nowaja- Semlja etc. und retour nach Tromsoe. Die versicherte 
Reise beginnt und endigt somit an dem Orte, wo das Schiff mit dem Beginn 
und Ende der Versicherungszeit sich gerade befindet, und die Versicherung ist 
dahin aufzufassen, dass das Schiff die bezeichneten Meere und Gewässer in 
allen den Theilen berühren darf, deren Befahren ordentlicher Weise als un- 
mittelbar oder mittelbar für die vertragsmässig bestimmten oder dem Ermessen 
des Versicherten überlassenen Zwecke dienlich anzusehen ist.^) Es gibt auch 
Fälle, in welchen der Versicherte nicht weiss, an welchem Orte der versicherte 
Gegenstand zur Zeit des Vertragsabschlusses sich befindet, oder von welchem 
Orte er demnächst abgehen oder wohin er gehen wird. Ist diese Unkenntniss 
angezeigt, so gilt die wirkliche Reise des Gegenstandes als versicherte Reise. 

B. Im Wesen des Versicherungsvertrags liegt, dass der Versicherer nur 
denjenigen Schaden zu ersetzen hat, von welchem der versicherte Gegenstand 
auf der versicherten Reise betroffen worden ist. Das Nichteinhalten der ver- 
sicherten Reise ist entweder eine Veränderung: der Reise, d. h. die Fahrt des 
Schiffs und versicherten Gegenstandes von oder nach einem andern, als dem 
vertragsmässigen Abgangs- oder Bestimmungsort, oder nur ein Abweioheii tod 
dem vertragTsmässigen , zwischen Abgangs- und Bestimmungshafen gelegenen 
Wege (Deviation). Im Einzelnen gilt: 

I. Wird vor Beginn der Versicherungszeit (bevor die Gefahr für den Ver- 
sicherer zu laufen begonnen hat) die Reise verändert, was schon mit dem 
blossen Antritt der andern Reise d. h. mit dem Moment erfolgt, in welchem 
der Entschluss, die Reise nach einem anderen Bestimmungshafen zu richten, 
zur Ausführung gebracht wird, sollten auch die Wege nach beiden Bestimmungs- 
häfen sich noch nicht geschieden haben (Art. 817), so ist 

1. bei der Versicherung von Schiff und Fracht der Versicherer von jeder 
Haftung frei; 



'') Die Bremer Bedingungen unterscheiden auch hier nicht und lassen die Ver- 
sicherung nYOik einem Lande oder von einer InseP von demjenigen Orte aus beginnen, 
welchen das Schiff zuletzt verlässt, während bei der Versicherung „von einem und 
einem oder mehreren anderen Orten eines Landes oder einer InseP die Gefahr für den 
Versicherer im ersten dieser Orte beginnen soll (§ 7). Vgl. auch Lewis a. a. 0. S. 305. 

») R.O.H.G. IV S. 82 ff. 
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2. bei anderen Yersichernngen aber tritt an die Stelle der vertragsmässigen 
Reise die neae als versicherte Reise dann, wenn die Verändemng der Reise 
weder vom Versicherten, noch im Auftrage oder mit Genehmigung desselben 
bewirkt ist. Der Versicherer trägt in diesem Falle die Gefahr der neuen 
Reise (Art. 817). 

II. Wird die versicherte Reise erst nach Beginn der Versicherungszeit 
(nachdem die Gefahr fttr den Versicherer zu laufen begonnen hat) verändert, 
so tritt ohne Unterschied der versicherten Gegenstände au die Stelle der ver- 
tragsmässigen Reise die neue als versicherte Reise dann, wenn die Veränderung 
weder vom Versicherten, noch im Auftrage oder mit Genehmigung desselben be- 
wirkt, oder wenn sie durch einen Nothfall verursacht ist, es sei denn dass 
dieser in einer Gefahr sich gründet, welche der Versicherer nicht zu tragen 
hat. In diesen Fällen der substituirten Reise haftet der Versicherer fEkr alle 
nach der Veränderung der Reise eintretenden Unfälle gerade so, wie er bei 
Ausführung der vertragsmässigen Reise zu haften gehabt hätte (Art. 817).^) 



Anhang. 

Aus den bisher und insbesondere in den §§ 68 — 70 entwickelten Grund- 
sätzen ergibt sich als Regel, dass der Versicherer nur ftlr die vertragsmässig 
tlbemommenen Gefahren der Seeschiffahrt, die während der vertragsmässigen 
Versicherungszeit und auf der versicherten Reise eintreten, zu haften hat. Jede 
thatsächliche Abweichung des versicherten Gegenstandes von diesen vertrags- 
mässigen Normen, insbesondere auch jede Nichterfüllung besonderer bezüglich 
des Umfangs der Gefahren Seitens des Versicherten ertheilten Zusagen ist, 
theoretisch betrachtet, eine Abweichung von dem vertragsmässigen Gefahrgebiet 
und es entspricht daher nur dem Inhalt des Vertrags, dass der Versicherer für 
die durch jene Abweichung verursachten Unfälle nicht zu haften hat. Ist da- 
gegen diese Abweichung durch eine Gefahr oder einen Unfall, für welchen und 
dessen Folgen der Versicherer vertragsmässig zu haften hat, verursacht worden, 
ist hierdurch allein der versicherte Gegenstand in ein im Vertrag nicht aus- 
drücklich vorgesehenes Gefahrgebiet gedrängt worden, so entspricht es wiederum 
dem Inhalt des Vertrags und insbesondere den über die Tragweite der Gefahr 
geltenden Grundsätzen, dass der Versicherer für die in Folge jener kasuellen 
Abweichung entstehenden Unfälle haften muss, selbstverständlich aber nur für 
diejenigen individuellen Unfälle, die der Versicherer der Art. nach zu tragen 
übernommen hat. .War daher das Schiff in Folge schweren Sturms genöthigt, 
seinen Eours zu ändern, und fiel es bei Verfolgung desselben in die Hände 
einer kriegführenden Macht, so hat der Versicherer trotz seiner Abweichung 
vom versicherten Wege und des dadurch veränderten Gefahrgebiets diesen Ver- 
lust zu ersetzen, wenn er die Kriegsgefahr übernommen hatte, er hat ihn aber 



») Prot. VII S. 3182 ff., 3244 ff, VIII 4317 ff 
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nicht zu ersetzen, wenn er sich von dieser Gefahr frei gezeichnet hat. Das 
neue Gefahrgebiet wird dann vertragsmässig sabstitnirt, und ist selbst als ver- 
tragsmässiges anzusehen. 

Andrerseits besteht aber auch der Grundsatz, dass der von dem Ver- 
sicherten selbst und durch sein Verschulden herbeigeführte Unfall, weil kein 
Unfall der Seeschiffahrt, von dem Versicherer nicht getragen zu werden braucht. 
Der Versicherer muss hierbei den Kausalzusammenhang zwischen Verschulden 
und Unfall nachweisen, und den mitunter äusserst schwierigen, ja vielfach nn^ 
möglichen Beweis der diesen Zusammenhang vermittelnden thatsächlichen Momente 
erbringen. Diese für die Lage des Versicherers höchst empfindliche Schwierig- 
keit und Unmöglichkeit des Beweises hat das Gesetz veranlasst, mit dem 
materiellen Recht eine Modifikation vorzunehmen, und einen neuen Grundsatz 
mit der Billigkeit entsprechenden Ausnahmen einzuschieben. Diese Modi- 
fikation hat in folgendem ihre Grundlage. 

Eine Abweichung vom vertragsmässigen Gefahrgebiet des versicherten 
Gegenstandes ist in dreierlei Richtung möglich. Einmal bei der Versicherungs • 
zeit, deren Anfang und Ende zu bestimmen, dem Ermessen des Versicherten 
überlassen ist, sodann bei der versicherten Reise, und schliesslich bei dem ver- 
sicherten Gegenstande selbst. 

1. Eine jede ungebührliche Verzögerung des Antritts und der Vollendung einer 
versicherten Reise ist ein Missbrauch des dem Versicherten geschenkten Ver- 
trauens, indem mit der unnöthigen Verlängerung der Versicherungszeit die 
vertragsmässige Gefahr des Versicherers zu seinem Nachtheil im Allgemeinen 
verändert wird. Diese Veränderung ist theils eine quantitative, theils eine 
qualitative, und wird jene „Vergrösserung", diese „Veränderung (im strengeren 
Sinne) ^ genannt. Je grösser die Versicherungszeit ist, um so häufiger können 
individuelle Unfälle derselben Gefahrsart eintreten, z. B. in sechs Monaten 
können mehr Stürme vorkommen, wie in drei Monaten, oder in einer gewissen 
Jahreszeit sind dieselben häufiger und stärker, wie in einer anderen. Und je 
länger ferner die Versicherungszeit ist, um so leichter können Arten von Ge- 
fahren auftreten, welche man in der vorgesehenen kurzen Versicherungszeit gar 
nicht erwarten konnte, z. B. während im Monat Juni eine Kriegsgefahr nicht im 
IVIindesten zu befürchten war, durchkreuzen im August feindliche Kaper die 
diesseitigen Gewässer. 

2. Dieselbe Vergrösserung und Veränderung der Gefahr kommt bei einer 
Veränderung der versicherten Reise und beim Abweichen von derselben vor. 
Manche Fahrten haben gar keine Klippen zu fürchten, andere haben nur wenige 
und wieder andere unzählige Klippen oder Sandbänke zu meiden. 

3. Auch die Gefahr des versicherten Gegenstandes kann einer Vecgrösserung 
und Veränderung unterworfen werden, z. B. Verbringen der Waare in einen dem 
eindringenden Seewasser zugänglicheren Raum des Schiffes, oder Aufnahme 
grosser Quantitäten Schiesspulvers (s. oben § 68, I. 1 — 5). 

Wenn nun durch irgend eine vertragswidrige Handlung oder Unterlassung 
des Versicherten, mag sie direkt von diesem, oder in seinem Auftrage oder 
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mit seiner Genehmigung von einem Dritten ausgehen, dem versicherten Gegen- 
stande eine Vergrösserung oder Veränderung der Gefahr bereitet wird, so hat 
dies prinzipiell zur Zeit noch gar keinen Einfluss auf den bisherigen Bestand der 
Obligation. Erst wenn im Laufe der Zeit ein Unfall eintritt, muss gefragt werden, 
ob derselbe dem ursprünglichen vertragsmässigen Gefahrgebiet angehöre oder dem 
vertragswidrig erweiterten, bezw. es müsste von Seiten des seine Verbindlichkeit 
negirenden Versicherers bewiesen werden, dass der Unfall die Folge nicht der 
vertragsmässig übernommenen, sondern der vertragswidrig erzeugten Gefahr sei. 
In einzelnen Fällen mag der desfallsige Beweis keinen Schwierigkeiten unter- 
worfen sein, z. B. dann, wenn die versicherte Ladung Baumwolle in Folge einer 
Entzündung des vom Schiffe unterwegs in grösseren Quantitäten aufgenommenen 
Schiesspulvers verbrannt ist; in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle aber 
bietet sich für die Erklärung und den Beweis des Kausalzusammenhangs kein 
zuverlässiges Mittel dar, und das Recht des Versicherers würde bei ihnen geradezu 
an der Beweisfrage scheitern. Dieselben Beweisschwierigkeiten haben bei 
einer verwandten Seite das Gesetz dazu gedrängt, alle einzelnen Gefahren, 

• 

denen ein Gegenstand überhaupt unterworfen sein kann, als eine Gesammtheit, 
als ein Ganzes, als eine Gefahr anzusehen/^) und sie haben auch hier, nicht 
wie dort zu einer Fiktion, sondern nur zu einer Präsumtion dahin geführt, dass 
eine durch vertragswidrige Handlungen oder Unterlassungen des Versicherten 
bewirkte Vergrösserung oder Veränderung der Gefahr eine ganz neue vertrags- 
widrige Gefahr enthalte. Diese Präsumtion kann innerlich auch damit begründet 
werden, dass der Versicherer, wenn er jene Vergrösserung oder Veränderung 
der Gefahr beim Vertragsabschluss vorausgesehen hätte, den Vertrag überhaupt 
oder unter denselben Bestimmungen nicht geschlossen haben würde. Dagegen 
lag kein Grund vor, dem Versicherten den Beweis der völligen Einfiusslosigkeit 
seiner Handlungen und Unterlassungen auf den später eingetretenen Unfall, und 
der absoluten Wirkungslosigkeit der von ihm hervorgerufenen Gefahrvergrössemng 
und Veränderung abzuschneiden. Die positive Gestalt, welche diese Lehre im 
Deutschen Recht angenommen hat, ist folgende. 

L Wenn von dem Versicherten oder im Auftrag oder mit Genehmigung 
desselben 

1. bezüglich der Versicherungszeit — der Antritt oder die Vollendung 
der Reise ungebührlich verzögert wird,^^) oder 

2. bezüglich der versicherten Reise von dem ihr entsprechenden Wege 
abgewichen oder ein Hafen angelaufen wird, dessen Angehung als in der ver- 
sicherten Reise begriffen nicht erachtet werden kann (die Normen über die Ver- 
änderung der Gefahr in Folge Veränderung der Reise sind schon oben unter 
I 1, 2 und II dargestellt) oder 

8. bezüglich der vertragsmässigen Gefahr des versicherten Gegenstandes 



1«) S. oben § 68 H S. 387. 

^^) Näheres s. oben § 69 III 1 S. 400. 
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an sich — eine Vergrösserang oder Verändemng veranlasst, namentlich eine in 

dieser Beziehung ertheilte Zusage nicht erfüllt wird, 

so haftet, als Regel, der Versicherer nicht für die später sich ereignenden 

Unfälle. 

II. Wenn jedoch die Vergrösserang oder Veränderung der Gefahr, nachdem 
die Gefahr ftlr den Versicherer bereits zu laufen begonnen hat, durch einen 
Nothfall verursacht ist, der in einer vom Versicherer vertragsmässig über- 
nommenen Gefahr sich gründet, so haftet der Versicherer für jene später sich 
ereignenden Unfälle bezw. er haftet für sie nicht, wenn der Nothfall in einer 
Gefahr sich gründet, welche er nicht zu tragen ha^. 

III. Der Versicherer haftet für die später sich ereignenden Unfälle, wenn 
erhellet, dass die Vergrösserang oder Veränderung der Gefahr keinen Einflnss 
auf den späteren Unfall hat Üben können. 

IV. Ganz ausnahmsweise haftet der Versicherer für die in Folge einer Ab* 
weichung vom vertragsmässigen Wege entstandenen Unfälle, wenn der Schiffer 
zu dieser Abweichung durch das Gebot der Menschlichkeit genöthigt war 
(Art. 818).i«) 

§ 71. 

5. Yersprechen des Schadensersatzes. 

Wesentlicher Bestandtheil des Seeversicherungsvertrags ist das Versprechen 
des Versicherers, dem Versicherten denjenigen Schaden (Nachtheil, Verlust) in 
Geld zu ersetzen, der ihm durch einen vertragsmässig bestimmten Unfall der 
Seeschiffahrt an dem versicherten Gegenstande entstehen sollte, das Sehadena- 
ersatzversprechen. Der Ausdrack „Schaden an dem versicherten Gegenstand'' 
ist hier gleichbedeutend mit gänzlichem oder theilweisem Verlust (Untergang, 
Vernichtung) des versicherten Geldwerths eines bestimmten Interesses, und das 
Schadensersatzversprechen hat daher nur den Ersatz dieses verlorenen Geld- 
werths zum Zweck und Gegenstand. Weitergehende Verpflichtungen des Ver- 
sicherers, die bei den einzelnen Versicherungsgeschäften vorzukommen pflegen, 
selbst solche, welche die Zahlung von Geldsummen zum Gegenstande haben, sind 
in Wirklichkeit keine Schadensersatzverpflichtungen und haben ihre Titel nicht 
in dem, das Wesen des Seeversicherungsvertrags ausmachenden, zum Zweck der 
Sicherstellung geschaffenen Hauptrechtsverhältniss zwischen dem Versicherer und 
dem Versicherten, sondern in Nebenrechtsverhältnissen, wie sie bei jedem Ver- 
trage vorkommen können, und bei dem Versicherangsvertrage nicht vorkommen 



^^) üeber die Geschichte der Entstehung des Art. 818 s. Preuss. Entw. Art 624. 
Anträge des Ref. VH S. 3170 § 2, 3. Verb, der Kommiss. S. 3173—3191. 3244 ff. 
VIII 4320 ff. üeber die Ausnahme sub iV s. Nolte-Benecke a. a. 0. Bd. 1 S. 776 f., 
V. Duhn, Die Revision des franz. Seerechts in Goldschmidts Zeitschr. Bd. XIY 
S. 161—167. Dass übrigens die französische Literatur trotz des Schweigei|S des G.G. 
Art 351 die durch ein Gebot der Menschlichkeit veranlasste Abweichung für eine ge- 
setzlich gerechtfertigte ansieht, beweist E. Cauvet, tr. des assar. mar. Bd. 2 S. 38 ff. 
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mttssen. Dass nach Deutschem Rechte Schaden and Verlast des versicherten 
Geldwerths identisch sind, geht, vorbehaltlich näheren Nachweises, schon daran» 
hervor, dass die fOr den Ersatz des Schadens bestimmte Samme, die Ver- 
sicherongssomme , den Versicherangswerth , d. h. den vollen Werth des ver- 
sicherten Gegenstandes nicht übersteigen kann (Art. 790), dass der Versicherer 
fttr den Schaden nar bis aaf Höhe der Versicherangssamme haftet (Art. 844), 
dass bei einem gänzlichen Verlast des versicherten Gegenstandes der Versicherer 
die volle Versicherangssamme za zahlen hat (Art. 862), dass der partielle 
Schaden , z. B. bei Gütern , nach Verhältniss der darch die Beschädigung ver- 
lorenen Prozente des W^erths derselben zn ersetzen ist, and ebenso viele Prozente 
des Versicherangswerths als der Betrag des Schadens anzusehen sind (Art. 879) 
and s. f. Schadensersatz ist also gleichbedeatend mit Ersatz eines verlorenen 
Geldwerths darch Geld, Schadensersatz ist Geldwerthsersatz. 

Die Vereinbarang der Kontrahenten über die Grösse des zu leistenden 
Schadensersatzes kann nun dahin gehen, dass der demnächst eintretende Schaden, 
mag er im Verlast des ganzen, zum Vollen versicherten Geldwerths (des ganzen 
Versicherangswerths) oder nur eines Theiles desselben bestehen, entweder ganz 
(völlig) ersetzt werden solle (Vollversichernng), oder nur zu bestimmten Bruch- 
theilen bzw. bis zum Belauf bestimmter Prozente (Theilversicherong). Der 
Versicherer sagt im ersten Falle: wenn das versicherte Schiff in Folge eines 
Unfalls total vernichtet wird, so ersetze ich den vollen Geldwerth desselben 
ganz, und wenn es nur beschädigt, partiell vernichtet wird, so ersetze ich den 
verlorenen Theil des vollen Geldwerths ganz. Und im zweiten Fall sagt er: 
wenn das Schiff total vernichtet wird, so ersetze ich die Hälfte oder fünfzig 
Prozent des vollen Y^erthes, und wenn es nur beschädigt oder partiell ver- 
nichtet wird, so ersetze ich die Hälfte oder fünfzig Prozent des verlorenen 
Werthes. Bei solchen, im Versicherungsverkehr nicht gerade häufig vor- 
kommenden Vereinbarungen mit ziffermässig unbestimmt gelassenen Werthgrössen 
müsste nach Eintritt eines Unfalls zunächst der volle Werth des versicherten 
Gegenstandes durch Vereinbarang oder im prozessualischen Beweisverfahren fest- 
gestellt, und hierauf die Grösse des Schadens oder Werthverlusts (ob total oder 
partiell) ermittelt werden, worauf dann durch blosse rechnerische Operation die 
Grösse der Schadensersatzsumme gefunden wird. Zur Abschneidung der mit 
einer nachträglichen Feststellung des Versicherungswerthes verbundenen W^eite- 
rungen pflegt man schon bei Eingehung des Versicherungsvertrags eine Verein- 
barung über den vollen Werth des versicherten Gegenstandes zu treffen (Taxe, 
taxirte Polize).^) Der Versicherer sagt alsdann bei der Voll Versicherung : wenn 
das von uns Beiden zu einer Million geschätzte Schiff total vernichtet oder nur 
beschädigt wird, so ersetze ich im ersten Fall den verlorenen Werth mit einer 
Million (Totalverlust bei Vollversicherung), und im zweiten Fall den Theil der 
Million, der dem wirklichen Verluste entspricht (Partieller Schaden bei Voll- 
versicherung), und bei der Theil Versicherung sagt er: so ersetze ich im ersten 



1) S. oben § 65. 

Handbach des HandeUreclitt. IV. Band. Abth. 1. 27 
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Fall nur zwei Ftinftheile oder vierzig Prozente der völlig verlorenen Million 
(Totalverlust bei Theilversicherung) , und im zweiten Fall zwei Fünftheile oder 
vierzig Prozente des Theils der Million, der dem wirklichen Verluste entspricht 
(Partieller Schaden bei Theilversicherung). In solchen Fällen bedarf es behufs 
Ermittelung der Grösse der Schadensersatzsumme nur bei einem partiellen 
Werthsverlust einer Feststellung der Grösse des Schadens, alles Uebrige wird 
durch rechnerische Operation gefunden. Eine andere, und die im Yersicherungs- 
verkehr am häufigsten vorkommende Art der Vereinbarung der Schadensersatz- 
summe äussert sich darin, dass ein Versicherer in der über den Vertrag auf- 
genommenen Polize eine genau bestimmte Summe, Versieheruntrssomme, zeichnet, 
d. h. bei eintretendem Schaden zu zahlen verspricht. Nach dem allgemeinen 
Verkehrswillen soll damit gesagt sein, dass der Versicherer mit dieser Ver- 
sicherungssumme ftlr einen demnächst eintretenden Werthsverlust oder Schaden 
nach demselben Verhältniss zu haften habe, in welchem die Versicherungssumme 
zum vollen Versicherungswerth steht. Beträgt sonach der Versicherungswerth 
eines Schiffs eine Million, die gezeichnete Versicherungssumme eben soviel, so 
hat bei Totalverlust der Versicherer diese Summe ganz, bei partiellem Verlast 
die dessen zu ermittelnder Grösse ziffermässig entsprechende Summe zu zahlen. 
Beträgt aber die gezeichnete Versicherungssumme fünfhunderttausend, gleich der 
Hälfte oder fünfzig Prozent des Versicherungswerths , ist also nur die Hälfte 
sicher gestellt oder versichert, so hat bei Total verlust der Versicherer diese 
Summe ganz, bei partiellem Verlust nur die Hälfte von dessen zu ermittelnder 
Grösse zu zahlen. 

Eine als Versicherungssumme gezeichnete, zahlenmässig bestimmte Summe 
kann in sofern an Unbestimmtheit leiden, als sie aus zwei oder mehreren Ver- 
sicherungssummen zusammengesetzt, die Grösse jeder einzelnen aber unbestimmt 
gelassen ist. Dies kommt vor, wenn zwei oder mehrere rechtlich selbständige 
Versicherungen mit besonderen Versicherungsobjekten gleichzeitig und in einem 
Akte geschlossen werden, und statt der nothwendig mehreren Versicherungssummen 
eine einzige Summe gezeichnet wird. Erreicht hierbei letztere die Summe aller 
einzelnen Versicherungswerthe, so entstehen in dieser Beziehung keine praktischen 
Schwierigkeiten. Anders, wenn sie hinter derselben zurückbleibt. Hat z. B. 
der Rheder in einer Polize sein Schiff, seine eigene Ladung und die übliche 
Fracht, ersteres mit einer Taxe von 500,000, die Ladung mit einer Taxe von 
80,000 und die Fracht mit einer Taxe von 20,000 zur Versicherung angetragen, 
und wird hierauf die Summe von 300,000 gezeichnet, so fragt es sich, wieviel 
Bruchtheile oder Prozente dieser Summe auf die einzelnen Objekte entfallen. 
Man hat es hier nicht mit einer Versicherung, einem Versicherungswerth und 
einer Versicherungssumme zu thun, wie es der Fall wäre, wenn keine besonderen 
Taxen verabredet worden wären,*) sondern mit drei Versicherungsverträgen, 
drei Versicherungswerthen und drei Versicherungssummen, die gezeichnete Summe 
ist nur scheinbar eine Versicherungssumme, in Wirklichkeit ist sie bloss das 



2) S. oben § 67 S. 381. 
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rechnerische Ergebniss der Addition dreier Yersicjierangssummen. Die auf- 
geworfene Frage ist zunächst nach den Grundsätzen der Interpretation zu be- 
antworten. Fikhren diese zu keinem Ergebniss, so erscheint m. E. die gezeichnete 
Summe als pro rata der einzelnen Versicherungswerthe gezeichnet, so dass von 
jenen 300,000 (oder 50%) auf das Schiff 250,000 (= 41,666 %), aaf die 
Ladung 40,000 (= 6,666 ^o) und auf die Fracht 10,000 (= 1,666 o/«) entfallen. 
Diese Ansicht findet schon im bürgerlichen Rechte ihre Rechtfertigung, indem 
hier eine vom Schuldner mehrerer, der Grösse nach gleicher oder verschiedener, 
gleichzeitig entstandener Geldschulden geleistete, sie alle nicht völlig deckende 
Geldzahlung als auf die einzelnen Schulden nach Yerhältniss ihrer Grössen ge- 
leistet angesehen wird.^) Sie findet aber insbesondere auch im Yersicherungs- 
recht ihre Rechtfertigung, indem hier, wie bereits an mehreren Orten gezeigt 
ist, die Versicherungssumme stets als auf die in Frage stehenden Versicherungs- 
werthe prozentweise (pro rata, verhältnissmässig) gezeichnet angesehen wird. 
Die Proportion mit ihren Gliedern stellt sich sonach hier, wie folgt: Wie sich 
der Gesammtbetrag der einzelnen Versicherungswerthe zum Gesammtbetrag der 
unbestimmt gelassenen einzelnen Versicherungssummen verh&lt, so verhält sich 
ein einzelner Versicherungswerth zu der auf ihn mit unbestimmter Ziffer ge- 
zeichneten einzelnen Versicherungssumme (600,000: 300,000 == 500,000: 
X = 250,000; oder in Prozenten ausgedrückt: 100: 50 = 83,333: X = 
41,666). 

Nur in einem vom Gesetz besonders hervorgehobenen Falle können Zweifel 
entstehen, „wenn nämlich die Fracht der Hinreise und die Fracht der Zurück- 
reise unter einer Versicherungssumme versichert sind und nicht bestimmt ist, 
welcher Theil der Versicherungssumme auf die Fracht der Hinreise und welcher 
Theil auf die Fracht der Zurückreise falle. ^ Vor Allem ist festzustellen, welche 
Fracht hier geroeint ist. Das Gesetz sagt nicht: „wenn die Fracht der Hin- 
und Zurückreise versichert ist,^^ sondern „wenn die Fracht der Hinreise und 
die Fracht der Zurückreise versichert sind.^ Gegenstand der Versicherung ist 
also nicht eine Fracht, sondern sind zwei Frachten, nicht die Fracht für eine 
(wenn auch aus Hin- und Rückreise des Schiffs kombinirte) Reise, sondern die 
Frachten für zwei Reisen. Wäre ersteres der Fall, würde also für die ganze 
Transportthätigkeit des Schiffs während der Hin- und Zurückreise nur eine 
Fracht bedungen gewesen sein, so wäre auch nur ein Versicherungsobjekt mit 
einem Versicherungswerthe und einer Versicherungssumme vorhanden. So aber 
sind zwei Frachten, zwei A'ersicherungswerthe und zwei Versicherungssummen 
(in unbestimmter Grösse, aber bestimmtem Gesammtbetrag) in Frage, und 
zweifelhaft ist es nur, ob die Unbestimmtheit der Grösse beider Versicherungs- 
summen in derselben Weise, wie bei dem vorhin erwähnten Falle, nach dem 
Yerhältniss der Grösse der beiden versicherten Frachtwerthe , oder etwa dahin 
zu lösen ist, dass die Hälfte der kombinirten Versicherungssumme für die Fracht 



^) L. 8 de sol. (46, 3). — Si par et dieram 6t contractaum causa sit, et omnibus 
fiuminis pro portione videri solutum. 
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der Hinreise und die andere Hälfte für die Fracht der Zurückreise zn rechnen 
sei. Das Gesetz (Art. 802) hat sich für die letztere Alternative entschieden. 
In der Kommission wurde geltend gemacht, dass die gegentheilige Ansicht^ 
wonach die Versicherungssumme nach Yerhältniss der wirklich bedungenen 
Frachtbeträge zu vertheilen sei, der inneren Begründung entbehre, während 
diese Art der Lösung sich durch die Erwägung rechtfertige, dass in Ermangelung 
einer anderweiten Verabredung die Vermnthung dafür streite, dass beide Reisen 
in Bezug auf die Versicherungssumme von den Parteien gleichgestellt seien, 
sowie dass die Anwendung dieser Bestimmung niemals zu praktischen Schwierig- 
keiten führe (Prot. VII S. 3079—3083). Das erste Glied dieser Argumentation 
dürfte doch nicht so schlechtweg richtig, das dritte nicht relevant genug, das 
mittlere aber durch folgende Betrachtung zu rechtfertigen sein. Wenngleich 
in den Fällen der ersterwähnten Art mehrere selbständige Versicherungsverträge 
mit verschiedenen Versicherungsobjekten und Versicherungswerthen existiren, so 
stehen sie doch in einer ziemlich engen Verbindung mit einander, formell inso- 
fern, als sie gleichzeitig und in einem besonderen Akte, materiell insofern, als 
sie gegen dieselben Gefahren, für dieselbe Versicherungszeit und für dieselbe 
Reise geschlossen werden, und ihre Gegenstände als richtige Reisegenossen auf 
der gemeinschaftlichen Reise Leid und Freud theilen. Es wird dadurch in den 
Vorstellungen der Kontrahenten eine gewisse Gemeinschaft oder Einheit aller 
Verträge, eine Art universitas contractuum geschaffen, welche gerade bewirkt, 
dass der Versicherer nur eine Versicherungssumme zeichnet. Ihm ist hier An- 
gesichts der Gleichheit der zu übernehmenden Gefahren vorzugsweise die Grösse 
der zur Versicherung gebrachten Werthe massgebend, -auf die Verschiedenheit 
der Grösse dieser Werthe ist sein Hauptaugenmerk gerichtet, und liegt es für 
ihn daher nahe, dem natürlichen Wunsche des Versicherungsnehmers nach einer 
gleichmässigen , d. h. verhältnissmassigen Sicherstellung aller Werthe zu ent- 
sprechen. Ganz anders aber ist die Verbindung der Versicherungen der Fracht 
für die Hinreise und der Fracht für die Zurückreise. Eine Reisegemeinschaft 
beider Frachten existirt hier gar nicht, ja sie ist geradezu ausgeschlossen. Die 
Gefahren auf der Hinreise sind ganz andere, wie die auf der Rückreise, sowohl 
in zeitlicher wie örtlicher Beziehung, und die Versicherungszeit für die Zurück- 
reise insbesondere beginnt erst, nachdem die Versicherungszeit für die Hinreise 
völlig abgelaufen ist. Eine materielle Gemeinschaft beider Reisen ist also nicht 
vorhanden, und die formale Verbindung beider Verträge, wie sie durch den 
gleichzeitigen Abschluss hergestellt ist, ist doch eine so lose, dass ihr die Par- 
teien keinerlei materielle Wirkungen von irgend welcher Bedeutung beilegen 
können. In solchen Fällen ist das Hauptaugenmerk des Versicherers auf die 
Verschiedenheit beider Reisen gerichtet, sie sind ihm zwei selbständige, von ein- 
ander ganz unabhängige Seeunternehmungen, bei welchen die Verschiedenheit 
der Grösse der zu versichernden Geldwerthe für ihn in den Hintergrund tritt; 
er will mittelst seiner Versicherungen beide Seeunternehmungen gleichmässig 
unterstützen, und entspricht es daher seinem Willen, jeder Seeunternehmung die 
Hälfte seiner für beide zusammen bestimmten Summe zuzuwenden. 
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Im Seeversicheningsverkehr pflegen einige Nebenberedongen vorzukommen, 
durch welche der Umfang der Schadensersatzpflicht eingeschränkt wird. So 
insbesondere : 

1. die Klausel: „frei von Beschädigung". Weder der allgemeine Ver- 
kehr, noch das Gesetz^) verbindet damit einen bestimmten Sinn. Er wird 
daher im einzelnen Fall durch Interpretation oder auf Grund lokalen Sprach- 
gebrauchs gefunden werden mtlssen.^) In der Sprache des Seeversicherungs- 
rechts versteht man unter Beschädigung jede nachtheilige Wirkung eines Unfalls 
auf das versicherte Objekt. Dieser Begriff kann der Klausel „frei von Be* 
Schädigung" selbstverständlich nicht zu Grunde liegen. Was aber sonst darunter 
zu verstehen sei, lässt sich nach allgemeinem Sprachgebrauch nicht zuverlässig 
bestimmen, und es kann selbst die Klausel „frei von Beschädigung ausser im 
StrandungsfalP keine vollkommene Aufklärung geben, da hier dem Ausdruck 
Beschädigung eine besondere Bedeutung mit Rtlcksicht auf den Strandungsfall 
beigelegt worden ist. So wird diese Klausel eventuell als unverständlich nicht 
zu berücksichtigen sein. 

2. Eine häufig vorkommende Nebenberedung geht dahin, dass der Ver- 
sicherer von bestimmten Prozenten besonderer Havereien frei sein solle. Was 
unter besonderer Haverei zu verstehen ist, lehrt Abschnitt V. 

Das Gesetz hat übrigens, um die Parteien mit den Weitläuftigkeiten und 
Kosten einer oft schwierigen und ergebnisslosen Untersuchung der Schadens- 
ursache (ob Unfall oder gewöhnlicher Zufall) in geringfügigen Sachen zu ver- 
schonen, bestimmt, dass der Versicherer besondere Havereien,^) wenn sie ohne 
die Kosten der Ermittelung und Feststellung des Schadens drei Prozent des 
Versicherungswerths nicht übersteigen, nicht zu ersetzen, wenn sie aber mehr als 
drei Prozent betragen, ohne Abzug der drei Prozent zu vergüten habe (Art. 849. 
Prot. VII S. 3294). Diese drei Prozent werden von den auf jeder einzelnen 
Reise eintretenden Havereien, und nicht von allen zusammen berechnet, mag das 
Schiff auf Zeit oder auf mehrere Reisen versichert sein (Art. 849).'') 

*) Die KommisBioo hatte mit Stimmenmehrheit (5 gegen 4) die Aufiiahme dieser 
Klausel in das Gesetz abgelehnt. Für die Ablehnung wurde geltend gemacht ihr seltenes 
Vorkommen, ihre wahrscheinliche Verschiedenheit von derselben in der einschränkenden 
Klausel „frei von Beschädigung ausser im Strandungsfall*^, und ihre Entbehrlichkeit, da 
ein Gleiches mit andern Nebenberedungen, wie „für behaltene Ankunft" oder „nur für 
Totalverlust'' erreicht werden könnte. (Prot. VII S. 3339.) 

^) Die Allg. Bed. § 103 verstehen unter Beschädigung dasselbe Ereigniss, welches 
der Klausel „frei von Beschädigung ausser dem StrandungsfalP zu Grunde liegt. Weniger 
klar ist die Beschreibung dieser Beschädigung in den Brem. Bed. § 25. Die Bedeutung 
der Konnossementsklausel: „frei von Beschädigung'' (Art. 659) ist, weil anderen Ver- 
hältnissen entsprungen, nicht massgebend. 

^) Also nicht die Beiträge und Aufopferungen zur grossen Haverei und die behu£B 
Rettung oder Abwendung grösserer Nachtheile aufgewendeten Kosten. Art 850, 838 
Ziff. 1—3. S. unten § 76. Dieselben kommen aber auch bei der Ermittelung der im 
Text genannten drei Prozent nicht in Berechnung. Art. 850. 

'^) Unter Reise wird hier diejenige angesehen, zu welcher das Schiff von Neuem 
ausgerüstet, oder welche entweder auf Grund eines neuen Frachtvertrags oder nach voll- 
ständiger Löschung der Ladung angetreten wird. (Art. 760.) S. Prot VII S. 3296. 
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Diese Bestimmungen über die gesetzliche Freiheit (Franchise) des Ver- 
sicherers von dem , drei Prozente des Versicherungswerths nicht übersteigenden 
Schaden in Fällen besonderer Haverei kommen überall da, wo eine Freiheit 
von bestimmten Prozenten vereinbart wird (vereinbarte Franchise), mit der 
Massgabe zur Anwendung, dass an Stelle der dort erwähnten drei Prozent die 
im Vertrage angegebene Anzahl von Prozenten tritt (Art. 851). 

3. Eine vielfach vorkommende Nebenberedung wird durch die Klausel; 
„frei von Beschädigung ausser im S trän dungsf all ^* ausgedrückt. Seit ihrer 
Existenz war man sich über die wirkliche Bedeutung dieser Klausel nicht klar. 
Auch in der Kommission (Prot. VII S. 3321—3328, 3329—3338, 3339—3344. 
VIII S. 4365 — 4372) machten sich in grosser Zahl die verschiedensten Ansichten 
und Unbestimmtheiten geltend. Nach längeren Erörterungen, namentlich dar- 
über, ob die Beschädigung im Gegensatz zum Totalverlust stehe, einigte man 
sich, aber meistens nur mit schwachen Majoritäten, zu folgenden Bestimmungen: 

Wenn der Vertrag mit der Klausel: „frei von Beschädigung ausser im 
Strandungsfall" abgeschlossen ist, so haftet 

I. der Versicherer nicht für einen Schaden, welcher aus einer Beschädigung: 
entstanden ist, ohne Unterschied, ob derselbe 

1. in einer Werthsverringerung oder 

2, in einem gänzlichen oder theil weisen Verluste und insbesondere darin 
besteht, dass die versicherten Güter 

a. gänzlich verdorben und in ihrer ursprünglichen Beschaffenheit zerstört 
den Bestimmungshafen erreichen oder 

b. während der Eeise wegen Beschädigung und drohenden Verderbs ver- 
kauft worden sind, 

es sei denn, dass das Schiff oder das Leichterfahrzeug, worin die versicherten 
Güter sich befinden, gestrandet, ist. Der Strandung^) werden folgende See- 
unfälle gleich geachtet: Kentern, Sinken, Zerbrechen des Rumpfes, Scheitern 
und jeder Seeunfall, wodurch das Schiff oder Leichterfahrzeug reparaturunf&lüg 
geworden ist (Art. 855 Abs. 1). 

II. Für jeden Schaden, welcher nicht aus einer Beschädigung entstanden 
ist, haftet der Versicherer ohne Unterschied, ob eine Strandung oder ein anderer 
der erwähnten Unfälle sich zugetragen hat oder nicht, in derselben Weise, als 
wenn der Vertrag ohne die Klausel abgeschlossen wäre. Eine Beschädigung, 
welche erweislich ohne Selbstentzündung durch Feuer oder durch Ltfsehung 



^) Eine Strandnng im Sinne dieser Bestimmung ist vorhanden, wenn das Schiff 
unter nicht gewöhnlichen Verhältnissen der Schiffahrt auf den Grund fest geräth und 
entweder: nicht wieder flott wird, oder zwar wieder flott wird, jedoch 

1. nur unter Anwendung ungewöhnlicher Massregeln, als: Kappen der Masten, 
Werfen oder Löschung eines Theils der Ladung und dergleichen, oder durch den Eintritt 
einer ungewöhnlich hohen Fluth, nicht aber ausschliesslich durch Anwendung gewöhn- 
licher Massregeln, als : Winden auf den Anker, Backstellen der Segel und dergleichen oder 

2. erst nachdem das Schiff durch das Festgerathen einen erheblichen Schaden am 
Schiffskörper erlitten hat. (Art. 857. Prot. VII S. 3331—3338.) 
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eines solchen Feuers, oder durch Besehiessen entstanden ist, wird als eine solche 
Beschädigung, von welcher der Versicherer durch die Klausel befreit wird, nicht 
angesehen (Art. 855). 

Zum richtigen Verständniss dieser Bestimmungen diene die Bemerkung, 
dass die Klausel: nhei von Beschädigung ausser im Strandungsfall'' wohl auch 
auf die Kaskoversicherung anwendbar ist, allein im Verkehr doch fast nur bei 
der Güterversicherung angewendet wird. Jedenfalls sind jene gesetzlichen Be- 
stimmungen unter vorzugsweiser Berücksichtigung der bei der Güterversicherung 
vorkommenden Verhältnisse entstanden, und wird daher ihre Interpretation er- 
leichtert, wenn man die gebrauchten allgemeinen Ausdrücke zunächst aus den 
bei der Güterversicherung vorkommenden Verhältnissen zu erklären sucht. 

Das Gesetz unterscheidet zwei Gruppen von Schäden, einen Schaden, 
welcher aus einer Beschädigung entsteht, und einen Schaden, welcher nicht 
aus einer Beschädigung entsteht. Beide Schäden sind Wirkungen zweier nach- 
theiliger Ereignisse, welche das versicherte Gut betroffen haben. Das erste 
Ereigniss wird Beschädigung genannt, dem andern ist kein Name gegeben. 
Von beiden Ereignissen gibt das Gesetz keine Begriffsbestimmung. W^ir 
erfahren nur, dass es für den Begriff der „Beschädigung^ gleichgültig ist, 
ob dieses schädliche Ereigniss einen partiellen oder totalen Schaden, einen 
gänzlichen oder theilweisen Verlust nach sich zieht, die Beschädigung umfasst 
beide Schäden und Verluste. Dasselbe muss denn auch bei dem unbenannten 
oder den unbenannten Ereignissen, die keine Beschädigungen sind, der Fall 
sein, auch bei ihnen können die Schäden totale oder partielle Verluste sein. 
Was ist nun aber der charakteristische Unterschied beider Ereignisse? Er kann 
logisch nur der sein, dass die Güter- oder Ladungsbeschädigung eine Sach- 
besehftdiirangr ist, eine direkte körperliche Einwirkung des schädlichen Ereig- 
nisses auf die Substanz, auf den Körper des versicherten Gutes, einerlei ob 
damit nur ein Theil desselben oder das Ganze vernichtet, zerstört oder ver- 
dorben oder in seiner Brauchbarkeit und seinem W^erthe vernichtet oder ver- 
ringert wird, während die anderen Ereignisse Substanz und Körper der ver- 
sicherten Sache intakt lassen, und der Schaden theils nur in einer Entfernung 
derselben aus dem Vermögen, theils unter vorläufigem Verbleib der Sache selbst 
in dem Vermögen des Versicherten in einer indirekten Werthsentziehung durch 
Belasten mit einer Schuld, in einer Vermögensbeschädigung besteht.^) Solche 
Ereignisse, die man in Ermangelung eines besseren Ausdrucks vielleicht mit 
dem Namen „Sachentziehnngr^^ (direkte und indirekte)^®) bezeichnen kann' 
sind z.B. Raub; Diebstahl, Konfiskation, Kondemnation, Arrest, Verbodmung, 
grosse Haverei. Sie sind keine Beschädigungen im Sinne der Klausel „frei von 
Beschädigung ausser im Strandungsfall, ^^^ und es haftet daher der Versicherer 



») Vgl. hierüber oben S. 362. 

^^) Auch die Verpfändung einer Sache wird Veränsserang genannt 
'^) Man gelangt daher zu folgender Klassifikation der durch ein zufälliges Ereigniss 
verursachten Beschädigungen. Vermögensbeschädigung ist jede Verminderung eines Ver- 
mögens, und kann mit Bezug anf eine bestimmte, zu diesem Vermögen gehörende Sache 
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für den durch sie bewirkten Schaden gerade so, wie wenn jene Klausel nicht 
vereinbart worden wäre. Ja selbst eine wirkliche Beschädigiing ist irrelevant, 
wenn sie erst nach stattgehabter wirklicher Sachentziehung eingetreten ist. 

In die Kategorie der Beschädigungen als Sachbeschädigungen fallen ver- 
schiedene Ereignisse. Die am häufigsten vorkommenden sind: 

1. Eindringen von Seewasser. Dasselbe kann ein Beschmutzen des ver- 
sicherten Guts herbeiführen (Papier-, Linnenfabrikate, Manufakturen), oder ein 
Aufweichen, Auflösen, Zerfallen (Zucker, Salz, Papierfabrikate), oder eine Ver- 
änderung des Geschmacks und Geruchs (Kaffee, Thee, Tabak), oder eine Zer- 
setzung der Substanz (Faulen, Schimmeln von Obst, Früchten, Medikamenten). 

2. Mechanische Einwirkung anderer harter Körper, mit der Wirkung des 
Zerdrückens, Zerreisens, Zerschneidens, Abstossens einzelner Theile, Zusammen- 
pressens. Dahin gehört auch der Bruch^*) von Glas-, Porzellan-, Alabaster- 
und Gypswaaren. Bei znsammengesetzen Sachen kann Beschädigung und Bruch 
zusammentreffen, z. B. Abstossen einer Ecke des Spiegelrahmens und Bruch des 
Spiegelglases. 

3. Verbrennen durch Feuer und zwar in Folge Selbstentzündung oder 
Ansteckung. 

Der Grund nun, warum die Versicherer überhaupt und selbst die das Ver- 
sicherungsgeschäft gewerbsmässig und im Grossen betreibenden Versicherer, 
trotzdem dass sie prinzipiell gegen jede wie immer geartete Gefahr zu versichern 
bereit sind, eine Abneigung gegen die Versicherung solcher Beschädigungen haben, 
und sich daher von denselben frei zu zeichnen bestrebt sind, liegt in der viel- 
fach gerechtfertigten Furcht vor Betrügereien Seitens der Versicherten und des 
Schiffs Volks, und der Schwierigkeit oder gar Unmöglichkeit, trotz der sorgfältigst 
unternommenen Beweise die wahre Beschaffenheit der Unfallsursache und des 
Kausalzusammenhangs aufzuklären, um damit zu erkennen, ob die objektiv vor- 
liegende Beschädigung die Folge einer vertragsmässig übernommenen Gefahr 
ist oder nicht. Welch' weitläufiges , mühevolles und kostspieliges Verfahren ist 
erforderlich, um den Beweis zu führen, dass die Porzellan waaren schon zer- 



entweder Sachbeschädigung oder Sachentziehung sein. Die Sachbeschädigung ist ent- 
weder eine partielle, wenn nur ein Theil der Sache vernichtet oder ihr Werth verringert 
wird, wofür man im gewöhnlichen Leben den Ausdruck „Beschädigung^ zu gebrauchen 
pflegt, oder eine totale, wenn die Substanz der Sache gänzlich vernichtet wird, oder die 
Sache nur aufhört, dieselbe bestimmte Sache zu sein, in welchem Fall man von einer 
„Zerstörung'^ spricht. (S. z. B. den 26. Abschnitt des D. Str.G.B. „Sachbeschädigung''. 
§ 303. „Wer vorsätzlich und rechtswidrig eine firemde Sache beschädigt oder zerstört — *^. 
Femer § 804. Dagegen kennt § 305 eine gänzliche oder theilweise Zerstörung eines 
Gebäudes, eines Schiffs, einer Brücke, Eisenbahn u. s. w., indem er das Wesen der Zer- 
störung darin findet, dass diese Objekte zu ihrer Bestimmung unbrauchbar gemacht 
werden, ganz oder theilweise. — Die betrügliche Belastung eines fremden Vermögens 
mit einer Schuld wird von § 268 Str.G.B. zu den Vermögensbeschädigungen 
gerechnet. (Oppenhof, Komm. Nr. 13.) 

^^) Durch Art. 856 ist die Klausel: „Frei von Bruch ausser dem Strandnngs&U'' 
der Klausel: „Frei von Beschädigung ausser dem Strandungsfall^ völlig gleich gestellt. 
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brochen ins Schiff gelangten oder mangelhaft verpackt waren; dass die ver- 
sicherten leicht verderblichen Güter schon mit dem Keim des inneren Verderbs 
abgeladen waren, dass das eingedrungene Seewasser sie in dem vorliegenden 
Umfang nicht verderben konnte, oder dass dieselben mit Zustimmung des Ver- 
sicherten an einen dem Seewasser zugänglichen Theil des Schiffs verbracht 
worden waren? Wie nun so einerseits die Neigung der Versicherer, von solchen, 
aus welchen Gefahren immerhin resultirenden Beschädigungen sich frei zu zeichnen, 
eine gerechtfertigte ist, so ist doch andrerseits nicht zu verkennen, dass bei 
einer grundsätzlichen Durchführung der Befreiung von Beschädigungen das See- 
versicherungsgeschäft einen wichtigen Theil seiner Lebensbestimmung nicht er- 
fCdlt, und dass insbesondere dem redlichen und sorgfältigen Versicherungsnehmer 
die Wohlthat der Versicherung gerade in den zahlreichsten und am meisten zu 
befürchtenden Unglücksfällen fast gänzlich entzogen wird. Wie so häufig, so 
fand auch hier die Wahrung der wesentlichsten beiderseitigen Interessen durch 
ein Kompromiss statt, indem man das Gebiet derjenigen Unglücksfälle und 
Gefahren, welche eine Beschädigung der Ladung herbeizuführen im Stande sind, 
durchforschte und an der Hand der beim Betrieb der Seeschiffahrt gemachten 
£rfahruugen diejenigen Unfallarten feststellte, welche regelmässig eigentliche 
Beschädigungen herbeiführen, und bei welchen zugleich eine Einwirkung der 
Versicherten behufs Herbeiführung oder Vergrösserung eines Schadens mehr oder 
weniger ausgeschlossen ist. Der zunächst in die Augen springende Unglücksfall 
war der Strandungsfall. Wenn das Schiff strandet, so erleidet es Stösse auf 
Stösse, die der Ladung sich mittheilen und die Güter durcheinanderwerfen; 
Kisten, Kasten, Fässer und Tonnen zerbrechen, ihr fester Inhalt zerbricht und 
der flüssige läuft aus; wenn es strandet und einen Leck erhält, oder die an- 
stürmenden Wogen über es hinausgehen, so dringt das Seewasser ein, das die 
Güter beschmutzt, aufweicht, verdirbt oder zersetzt ; wenn es strandet, so werden 
zum Zweck der Erleichterung und Abbringung Masten gekappt, schwere Güter 
geworfen und andere ausserordentliche Massregeln ergriffen, wobei durch Um- 
fallen der Masten und eine aussergewöhnliche Thätigkeit der Mannschaft die 
Güter in mannigfacher Weise beschädigt zu werden pflegen. Wenn nun bei 
solcher Gelegenheit die Beschädigung eines versicherten Guts erfolgt, so spricht 
die höchste Wahrscheinlichkeit dafür, dass der Schaden durch das Stranden 
des Schiffs, und somit durch eine vom Versicherer übernommene Gefahr ent- 
standen ist. Damit föllt aber für den Versicherer jedes besondere Motiv, auch 
für den Strandungsfall von der Beschädigung sich frei zu zeichnen, weg. — 
Weitere Versuche, die Interessen der Versicherer und Versicherten gleichmässig 
zu wahren und zu fördern, haben zur Gleichstellung des Kenterns, Sinkens, ^^) 



^') Sehr lehrreich ist eine Entscheidung des Reichsgerichts vom 15. Novbr. 1882 
(Sen*. I Nr. 408/82. Jurist. Wocbenschrift Nr. 2 u. 3 1888). Es wird hier ansgeftOirt: 
„Die gesetzliche Gleichstellung des Sinkens im Art 855 H.G.6. mit der Strandnng 
beruht auf der auch im ersten Falle anzunehmenden bedeutenden Verletzung des 
Schiffo, welche zugleich muthmasslich oder leicht eine Beschädigung der in dem Schiffe 
verladenen Güter zur Folge hat. Das Wesentliche des Sinkens oder Versinkens 



426 Buch 4. Abschnitt 8. Die Seeversicherung. 

Zerbrechens des Rumpfs, des Scheiterns und jedes sonstigen Unfalls, wodurch 
das Schiff oder Leichterfahrzeug reparaturunfähig wird, mit dem Strandungsfall 
geführt, da in allen diesen Fällen fast dieselben Verhältnisse wie beim Stranden 
eintreten (Art. 855 Abs. 1. Prot. VIII S. 4365 ff.). 

III. Der Kausalzusammenhang zwischen dem Stranden oder den anderen 
ausgenommenen Seeunfällen und der Beschädigung des versicherten Guts wäre 
an und für sich vom Versicherten nachzuweisen, allein, wie bereits oben an- 
gegeben, spricht für sein Bestehen in jedem Falle die Vermuthung, insofern die 
Beschädigung möglicherweise die Folge des Strandens und sonstigen Seeunfalls sein 
konnte. Doch steht dem Versicherer der Nachweis des Gegentheils frel^*) Auch 
für die hiernach den Versicherer treffende Beschädigung haftet er nur, wenn sie 
drei Prozent des Versicherungswerths übersteigt. (Art. 855 Abs. 2, Art. 849). 

IV. Verbrennen eines Guts durch Feuer (Flamm- oder Glimmfeuer) in 
Folge Ansteckung (also nicht Selbstentzündung) , sei es direkter (Anzündnng), 
sei es durch Brand des Schiffs oder der Ladung vermittelter (Mittheilung) ist 
in Wirklichkeit eine Beschädigung des Guts. Feuer verursacht weiter auch ein 
Versengen, sowie eine Hitze, welche benachbarte Güter zum Zerspringen, 
Schmelzen, Zerrinnen und Vertrocknen bringt, und erzeugt Rauch und Ross, 
der die Umgebung schwärzt, den eigenthümlichen Geruch und Geschmack einzelner 
Waaren verdirbt und lebende Thiere erstickt. Dies Alles sind Wirkungen des 
Feuers, Beschädigungen durch Feuer. Prinzipiell würde der Versicherer bei 
Anwendung der Klausel: „frei von Beschädigung ausser im Strandungsfall*^ 
anch diese Wirkungen des Feuers nur in Strandungs- und den gleichgestellten 



des Schiffs im Sinne des Gesetzes besteht in dem Vorgange, dass das Schiff in Folge 
seiner (durch das Eindringen des Wassers vermöge des entstandenen Lecks verursachten) 
allzugrosseD Schwere seine Schwimmfähigkeit, d. h. die Fähigkeit, von dem das 
Schiff umgebenden Wasser getragen zu werden, in dem Masse verliert, dass es mit 
dem ganzen Schiffsrumpfe einschliesslich des Verdecks unter die Ober- 
fläche des Wassers geräth. Denn gerade dieses Unterwassergerathen des ganzen Schiffe- 
rumpfes insbesondere des Verdecks ist das muthmasslich auch die Beschädigung der 
Güter bewirkende Ereigniss, während in dieser Beziehung der Umstand, ob auch die 
Masten mit unter dem Wasser verschwinden oder nicht, unerheblich zu sein pflegt. 
Ebenso unerheblich ist es, webn bei eingetretener Ebbe das Verdeck des Schiffs wieder 
über den Wasserspiegel hervorragte, da dies nicht etwa durch die Fähigkeit des Schiffs, 
vom Wasser getragen zu werden, sondern nur durch die Unmöglichkeit, weiter in den 
Grund, auf welchen das Schiff gesetzt war, einzudringen, und durch den zeitweiligen 
niederen Stand des das Schiff umgebenden und Übcrfluthenden Wassers bewirkt wurde, 
wie denn auch die einmal eingetretene Beschädigung der Güter durch das Wasser, mit 
welchem der Schiffsraum sich vorher bereits angefüllt hatte, dadurch nicht beseitigt wurde^. 
»*) Art. 855 Abs. 2. R.O.H.G. Bd. 13 S. 141, Bd. 18 S. 411 ff. Bezüglich der Be- 
handlung des Kausalzusammenhangs gibt es überhaupt drei Systeme. Nach dem einen 
wäre im Fall der Stranduug ein Kausalzusammenhang nicht bloss nicht zu beweisen, 
sondern geradezu nicht nothwendig. Nach dem zweiten ist er nothwendig und zu beweisen, 
und nach dem vom H.G.B. adoptirten ist er zwar nothwendig, wird aber im Fall seiner 
Möglichkeit bis zum Beweis des Gegentheils vermuthet. Prot. VII S. 3325—8831. Lewi s 
a. a. 0. S. 331. Pohls a. a. 0. Bd. 2 8. 329. Nolte a. a. 0. Bd. 2 S. 377. Teck- 
lenborg a. a. 0. S. 238. 
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Fällen zu tragen haben. Allein auch hier hat im Verkehr und Gesetz ein 
Eompromiss stattgefunden. Der Ausbruch eines Brandes auf dem Schiff ist ftkr 
den Versicherten fast ausschliesslich ein von seinem Verhalten unbeeinflusstes 
Ereigniss, und der Beweis des Brandes wird niemals besonders schwierig sein. 
Das Gesetz hat daher bestimmt, dass eine Beschädigung des versicherten Guts, 
welche erweislich ohne Selbstentztlndung durch Feuer entstanden ist, als eine 
solche Beschädigung, von welcher der Versicherer durch die Klausel befreit 
würde, nicht anzusehen sei. Der Versicherte hat hier den Kausalzusammenhang 
zwischen dem Feuer und der Beschädigung, also die Ansteckung (Anzündung 
oder Mittheilnng) oder den Verderb durch die Erzeugnisse des Feuers (Ver- 
sengen, Hitze, Bauch, Russ) zu beweisen, eine Vermuthung kommt ihm hierbei 
nicht zu Statten. ^^) Beschädigungen, die nicht Wirkungen, sondern nur aus 
Anlass eines Feuers entstanden sind, sind keine Feuerbeschädigungen. Werden 
also zum Zweck der Bekämpfung des Feuers Luken geöffnet, durch welche See- 
wasser eindringt, so sind die durch das Wasser an den Gütern entstandenen 
Beschädigungen nicht Feuer-, sondern Wasserbeschädigungen, und der Ver- 
sicherer ist gegen diese durch die Klausel gedeckt. Dagegen hat das Gesetz 
ebenfalls kompromissweise den Wirkungen des Feuers die Beschädigungen gleich- 
gestellt, welche durch Löschung eines angesteckten Feuers oder durch Beschiessen 
entetehen (Art. 855 Abs. 4 Prot. VII S. 3342 ff., MII 4368 ff.). 

Die Klausel: „frei von Beschädigung ausser im Strandungsfalle^ ist auch 
bei Kaskoversicherungen anwendbar. Hier hat der Versicherer die Illoyalitäten 
des Schiffers noch mehr zu fürchten, wie bei Güterversicherungen. Nicht selten 
ereignet es sich beispielsweise, dass bei beginnendem Sturme der Schiffer seine 
alten und unzuverlässig gewordenen Segel abschneidet und preisgibt, um hinterher 
beim Versicherer zu erklären, dass die Gewalt des Sturmes sie ins Meer gejagt 
habe. Auch hier fällt die Beweisfrage meistens zum Nachtheil des hintergangenen 
Versicherers aus. Bei Anwendung der Klausel: „frei von Beschädigung ausser 
im Strandungsfall" haftet der Versicherer für jede Beschädigung des Schiffs, die 
in Folge der Strandung oder eines derselben gleichgestellten Ereignisses möglicher- 
weise herbeigeführt sein kann, und ebenso für die Schäden, welche durch Feuer 
oder Löschung desselben oder durch Beschiessen entstanden sind. 

§ 72. 

6. Yersprechen der PrSmle. 

Wesentlicher Bestandtheil des Seeversicherungsvertrags ist das Versprechen 
des Versicherungsnehmers, dem Versicherer als Aequivalent für die von ihm 
übernommene Gefahr, einen Preis (Prämie) zu zahlen, das Prämienverspreehen. 
Wie bereits oben erörtert,^) verspricht selbst bei der Versicherung für fremde 



1*^) Der Antrag auf Gleichstellung des Feuers mit den Strandungs- und diesen gleich- 
gestellten Fällen wurde in der Kommission ansdrückhch abgelehnt. Prot. VIII S. 4369. 
1) S. oben § 61 8. 327 ff. 
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Rechnung der Yersicherongsnehmer für sich, und nicht für den Versicherten die 
Prämie zu zahlen, er allein ist Prämienschuldner und nicht der Versicherte. 
Aus Gründen der Billigkeit ist aber dem Versicherer ein Prämienanspruch gegen 
den Versicherten dann gegeben, wenn der Versicherungsnehmer zahlungsunfähig 
geworden ist und die Prämie vom Versicherten noch nicht erhalten hat (Art. 816 
Prot. VII S. 3171 if., 3578). Gegenstand der Prämie ist Geld, dem vertrags- 
mässig ein in eine andere Form gekleideter Geldwerth substituirt werden kann, 
80 Waaren oder Antheil am Gewinn einer Seeunternehmung. Wesentlich ist die 
Vereinbarung, dass eine Prämie gegeben werden solle ; Gratisversicherungen sind 
keine Versicherungen, sie können Schenkungen sein, bei welchen der Schenker 
Verpflichtungen übernimmt, die denjenigen des Versicherers analog sind. Nach- 
träglicher Erlass der Prämie verwandelt den Seeversicherungsvertrag nicht in 
eine Schenkung. 

Die OrSsse der Prämie, Prämiensumme, muss vertragsmässig bestimmt oder 
bestimmbar sein. Sie kann ziffermässig ausdrücklich oder stillschweigend bestimmt, 
oder es können Normen vereinbart werden, nach welchen sie später festgestellt 
werden soll. Die übliche Bestimmungsweise ist die nach Prozenten des Ver- 
sicherungswerths oder der Versicherungssumme, und zwar auf der Grundlage 
einer bestimmten Reise oder eines vereinbarten Zeitraums (Jahr, Monate, Wochen, 
Tage), oder beider kombinirt (für die Reise von Frankreich nach Südamerika 
zu 1 Prozent für jeden Monat ihrer Dauer, oder für dieselbe Reise 3 Prozent 
und im Fall einer zwei Monate übersteigenden Dauer 1 Prozent für jeden 
weiteren angefangenen Monat). Neben der Konkurrenz ist die Grösse der 
Gefahren, denen die versicherte Sache ausgesetzt werden soll, von Einfluss auf 
die Bestimmung der Grösse der Prämie, namentlich Gefährlichkeit des Objekts 
(„für eine Guanoladung wird zwei Prozent {Zulage bezahlt"), der Dauer, Jahres- 
zeit und Oertlichkeiten. Die Aussicht auf einen Wechsel der Gefahren führt 
zu Nebenverabredungen über nachträgliche Erhöhung oder Verringerung der 
Prämie („für das Befahren der Ostsee, der angrenzenden Gewässer und der 
darin einmündenden Flüsse vom 1. Oktober bis zum 31. März wird eine Zulage 
von 2V2 Prozent gegeben", oder beim Ausbruch eines Kriegs zwischen Frank- 
reich und China erhöht, — beim Abschluss des Friedens zwischen Chile und 
Peru vermindert sich die Prämie um so und so viel). Ist eine ausdrückliche 
oder dieser gleichzustellende stillschweigende Bestimmung der Grösse der Prämie 
unterblieben, so geschah dies entweder in der Erwartung noch nachfolgender, 
l)ezw. in der Meinung bereits erfolgter Vereinbarung, oder in der beiderseitigen 
Absicht, die für Versicherungen gleicher Art und Individualität am Versicherungs- 
platze übliche Prämie gelten zu lassen. Das Beweismaterial liegt in den vor- 
handenen Umständen. Im ersteren Falle ist die Versicherung ungültig, im 
zweiten gilt die übliche laufende Prämie als vereinbart. 

Die Grösse der vereinbarten Prämie unterliegt handelsrechtlich keiner 
Beschränkung. 

Zeit und Ort der Prämienzahlung werden durch Vereinbarung bestimmt. 
In Ermangelung einer Zeitbestimmung ist die Prämie sofort nach dem Abschluss 



§ 78. Wirkungen im Allgemeinen. 429 

des Vertrags, und wenn eine Polize verlangt wird, gegen Aaslieferung der Polize 
zu zahlen (Art. 816, 326). In Ermangelung einer Ortsbestimmung muss in 
Gemässheit der Natur des Yersicherungsgeschäfts die Prämie aqn Geschäfts- 
oder Wohnsitz des Versicherers gezahlt werden ; die Prämie ist eine Bringschuld 
(Art. 324).*) 

C. Wirkungen. 

§ 73. 

1. Im Allgemeinen. 

Die Wirkungen des Seeversicherungsvertrags sind obligatorische Rechte und 
Pflichten der Kontrahenten, Forderungen des Versicherers mit entsprechenden 
Verbindlichkeiten des Versicherungsnehmers und Versicherten, und. Forderungen 
des Versicherten mit entsprechenden Verbindlichkeiten des Versicherers. Mit 
dem blossen Abschluss des Vertrags entsteht voll und ganz nur eine Forderung 
und Schuld, die Forderung des Versicherers auf Zahlung der Prämie und die 
korrespondirende Schuld des Versicherungsnehmers. Alle übrigen Forderungen 
und Verbindlichkeiten bedtlrfen zu ihrer vollendeten Entstehung nicht nur dieses 
Vertragsabschlusses, sondern auch noch des Hinzutritts eines zweiten oder 
mehrerer anderer Umstände. Dies gilt insbesondere von der zweiten Haupt- 
wirkung des Seeversicherungsvertrags, einer so wesentlichen Wirkung, dass ohne 
ihre vertragsmässige Festsetzung ein Seeversicherungsvertrag gar nicht gedacht 
werden kann, der Verbindlichkeit des Versicherers zum Ersatz des durch einen 
Unfall der Seeschiffahrt verursachten Schadens. Der Abschluss des Vertrags ist 
allerdings nothwendige Voraussetzung für ihre Entstehung , er ist Mitquelle und 
Anfangsakt der Erzeugung, allein die Schadensentstehung ist wie bei allen 
Schadensersatzobligationen für sie ebenso notwendig, sie ist ebenfalls Mitquelle 
und bildet den Schlussakt, den VoUenduugsakt der Entstehung dieser Verbindlich- 
keit. Mit dem Abschluss des Vertrags wird rechtlich nur bewirkt, dass, wenn 
die versichertes Sache innerhalb eines mehr oder weniger bestimmten Zeitraumes 
an mehr oder weniger bestimmten Oertlichkeiten von irgend einem der ^hl- 
reichen Unfälle der Seeschiffahrt betroffen und ihr dadurch ein bestimmter 



3) Nach meiner Ansicht ist das Versicheruugsgeschäft ein Geschäft, das seiner 
Nator nach vorzugsweise dem Versicherten zum Vortheil gereicht. Zwar besteht dieser 
Vortheil nicht in einem über den Verlust der versicherten Sache hinausgehenden Gewinn, 
allein gerade die Abwendung eines durch kasuelle Ereignisse bewirkten Verlusts von 
dem Vermögen des Versicherten ist der eminente Vortheil, den das Versicherungsinstitut 
dem Versicherten gewährt. Die Prämie selbst ist nur ein Aequivalent für die vom Ver- 
sicherer übernommene Gefahr. Nach den in meiner Lehre vom Erfüllungsort 
(Giessen 1862) aufgestellten Grundsätzen muss daher schon nach der Natur des Ver- 
sicherungsgeschäfts die Prämie beim Versicherer bezahlt, diesem gebracht werden, so 
dass die subsidiäre und jeden inneren Grundes entbehrende allgemeine Bestimmung des 
H.G.B. über den Erfüllungsort der Geldschulden (Art. 325) nicht angerufen zu werden 
braucht. Siehe übrigens über die Lehre vom handelsrechtlichen Erftdlungsort oben II 
§ 254 S. 506 ff. 
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Schaden zugefügt würde, der Versicherer eine diesem, dem Versichemngswerth 
und der von ihm gezeichneten Yersicberangssumme entsprechende Geldsumme zu 
zahlen hat. Ob aber ein vertragsmässiger Unfall überhaupt, ob er innerhalb 
der vertragsmässigen Zeit und an den vertragsmässigen Oertlichkeiten ein- 
treten, ob ein Schaden überhaupt verursacht, ob also eine Schadensersatz- 
verbindlichkeit überhaupt entstehen werde, ist vor, bei und unmittelbar nach 
dem Yertragsabschluss noch ganz ungewiss, ja diese Wirkung wird weder 
von dem soliden Versicherten, noch von dem Versicherer überhaupt herbei- 
gewünscht. Erst mit dem Eintritt des Unfalls und Schadens wird eine 
Schadensverbindlichkeit überhaupt begründet und zugleich individualisirt. Die 
Grösse der Schadensersatzsumme bestimmt sich im Wesentlichen nach der Grösse 
und dem Umfange des konkreten Schadens. 

Mit dem generellen, an sich völlig richtigen Satze, dass der Versicherer 
den in Folge eines vertragsmässigen Unfalls der Seeschiffahrt dem Versicherten 
erwachsenen Schaden diesem in Geld ersetzen müsse, kann indessen die Gesetz- 
gebung nicht ausreichen. Denn einestheils bietet das Leben eine grosse 
Mannigfaltigkeit der Schadensarten dar, die unmöglich rechtlich gleichgestellt 
oder gleich behandelt werden können, und anderntheils bleiben bei Anwendung 
des Satzes von der Schadensersatzpflicht doch noch so viele von ihm nicht be- 
herrschte, sondern nur berührte Gebiete übrig, dass das Gesetz, um den 
Adfordemngen des Lebens zu genügen, für diese Lehre eine grössere Anzahl 
von Detailbestimmungen treffen muss. Das Deutsche Recht hat diese Aufgabe 
nach beiden Richtungen hin in musterhafter Weise gelöst, und werden wir daher 
im Nachfolgenden gewisse allgemeine Grundsätze über die Schadensersatz- 
verbindlichkeit des Versicherers (§ 75) und sodann den Umfang des Schadens 
(§76 ff.) zu erörtern haben. 

Neben den erwähnten beiden Hauptobligationen kennt das Versicherungs- 
recht noch einige Nebenobligationen, Obligationen, die nicht gerade wesentliche, 
aber doch eigenthümliche Wirkungen des Seeversicherungsvertrags sind. Sie 
alle finden ihren Entstehungs- und Rechtfertigungsgrund in folgendem Rechts- 
verhältniss. 

Mit dem Abschluss des Seeversicherungsvertrags und in dem Moment, in 
welchem die Gefahr für den Versicherer zu laufen beginnt, wird neben dem Interesse, 
welches der Versicherte daran hat, dass Schiff oder Ladung die Gefahren der 
Seeschiffahrt bestehen, für den Versicherer ein ganz gleiches Interesse erzeugt. 
Dieses letztere besteht darin, dass die für den Eintritt eines Unfalls vom Versicherer 
vertragsmässig übernommene Schadensersatzverbindlichkeit nicht zur wirklichen 
Entstehung gelange, dass also ein Schaden nicht eintrete. Auch es wird, wie 
das Interesse des Versicherten, mit Schiff und Ladung über die See getragen, 
und seine Erhaltung oder Schädigung ist abhängig von der Erhaltung oder 
Schädigung jenes Interesses und von der Erhaltung oder Schädigung des Schiffes 
und der Ladung. Wem nun bei Ausführung einer Seeunternehmung die Auf- 
sicht und Verwahrung (custodia) des Schiffes und der Ladung anvertraut ist, 
dem ist wenigstens thatsächlich auch die Sorge für die Erhaltung und Be- 
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Währung jener Interessen und insbesondere des Interesses des Versicherers an- 
vertrant. Regelmässig ist es der Schiffer, der voll und ganz diese Interessen 
zu wahren berufen und im Stande ist, allein auch der am Lande zurück- 
gebliebene Versicherte ist nicht gänzlich von dem Schicksal der schwimmenden 
Interessen losgesagt. Sein Einfluss zeigt sich ganz besonders stark bei der 
Versicherung des Schiffes und der Fracht, indem Rheder und Verfrachter einen 
Stellvertreter in der Person des Schiffers haben, diesen mit den eingehendsten 
Instruktionen für alle möglichen Verhältnisse und Gefahren zu versehen and mit 
demselben fast während der ganzen Reise in fortgesetzter Orderverbindung zu 
stehen pflegen. Ein geringerer Einfluss kommt den übrigen Interessen- 
berechtigten zu, namentlich auch dem Ladungsversicherten, doch macht sich ein 
solcher immerhin beim Beginn und im Laufe der Reise auf verschiedene Art 
geltend. Und nun gar bei drohendem oder eingetretenem Unfall ist der Ein- 
fluss des Versicherten auf das Schicksal der schwimmenden Interessen insofern 
ein sehr erheblichei* , als der Versicherte eine Reihe von Massregeln anordnen 
kann, welche als zur Rettung seines und des Versicherers Interesse und zur 
Abwendung weiter drohender Unfälle geeignet sich erweisen. Er kann auf die erste 
Nachricht von der Strandung des versicherten Schiffes bemüht sein, ein Dampf- 
schiff zur Rettung abzusenden, die noch unversehrte oder zum Theil schon be- 
schädigte Ladung zu löschen und durch andere Fahrzeuge ans Land zu bringen, 
das beschädigte Korn durch sachentsprechende Bearbeitung in den früheren 
Stand zu setzen und überall durch Reparaturen, Stellung von rettender Mann- 
schaft und Aufwendung von Geldern dem Umsichgreifen der eingetretenen 
Schäden und der endlichen Vernichtung vorzubeugen. Ob er freilich im 
einzelnen Falle zur Ergreifung aller möglichen oder einzelner Rettungsmassregeln 
im Stande ist, hängt von den individuellen Umständen des einzelnen Falles ab. 
Der Versicherer dagegen hat vom Beginn der Seeunternehmung an bis zu einem 
unmittelbar drohenden oder eintretenden Unfälle fast niemals auch nur den 
geringsten direkten Einfluss auf das Schicksal des versicherten und damit seines 
eigenen schwimmenden Interesses, er ist vielmehr genöthigt, die Sorge um die 
Erhaltung dieser Interessen lediglich den Besitzern und Detentoren des Schiffes 
oder der Ladung, dem Versicherten und dem Schiffer zu überlasseh. Erst mit 
dem Eintritt eines Unfalles kann er für die Erhaltung seines Interesses in der- 
selben Weise, wie der Versicherte, nur regelmässig nicht in derselben Stärke wie 
dieser besorgt sein. 

Mit dem Abschluss des Versicherungsvertrags vertraut nun der Versicherer 
die Custodia seines Interesses dem Versicherten an , und dieser befindet sich 
während der ganzen Dauer der Versicherung in diesem faktischen Zustande des 
Einflusses auf Erhaltung oder Beschädigung des Interesses des Versicherers. 
Daraus ergibt sich seine Verpflichtung, mindestens vom Eintritt eines Unfalles 
an für die fernere Erhaltung des Interesses des Versicherers; also im Interesse 
des letzteren für die Erhaltung seiner eigenen versicherten Interessen besorgt 
zu sein, und demgemäss alle diejenigen Handlungen vorzunehmen, welche die 
versicherte Sache zu retten und grössere Nachtheile von ihr abzuwenden ge- 
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eignet sind. Für den Versicherten handelt es sich hierbei, insoweit schliesslich 
nnr das Interesse des Versicherers in Frage steht, nm ein fremdes Geschäft, 
er ist Geschäftsführer des Versicherers und dieser sein Geschäftsherr. 

In das Gebiet dieser Geschäftsführung fällt aber nicht bloss die soeben 
erwähnte Rettung, sondern auch die Ermittelung und Feststellung des dem 
Versicherer zur Last fallenden Schadens. Zwar bedarf der Versicherte behufs 
Begründung der Grösse seiner Schadensersatzforderung einer solchen Ermittelung, 
allein der entstandene Schaden ist schliesslich doch der Schaden des Versicherers, 
und sind demnach alle auf dessen Fixirung sich beziehenden Handlungen Ge- 
schäfte des Versicherers. Ihre Vornahme liegt dem Versicherten ob, weü er 
als Schuldner einer anvertrauten Sache den Nachweis ihrer kasuellen Beschädigung, 
und wenn er behufs Rettung der versicherten Sache oder Abwendung grösserer 
Nachtheile Verwendungen gemacht hat, als Geschäftsführer bei einer umfassen- 
deren Geschäftsführung Rechnung zu stellen verpflichtet ist. Das Deutsche Recht 
hat über diese Geschäftsführung einige Detailbestimmungen getroffen, die im 
Nachfolgenden (§ 74) erörtert werden sollen. 

§ 74. 

2. Die Obligationen ans der O^esebSltefDlirang. 

I. Aus dem im vorigen Paragraphen gewonnenen Grundsatze, dass der 
Versicherte das mit dem Abschluss des Versicherungsvertrags dem Versicherer 
erwachsene und seiner Custodia anvertraute Interesse nach Thunlichkeit zu 
schützen hat, folgt 

1. dass der Versicherte jeden die versicherte Sache treffenden Unfall, von 
welchem er oder sein Versicherungsnehmer Nachricht erhält, dem Versicherer 
alsbald anzeigen muss. Der Versicherer soll dadurch in den Stand gesetzt wer- 
den, sich darüber zu entscheiden, ob er sein gefährdetes Interesse selbst 
schützen, seine Geschäfte selbst führen, oder den Schutz seines Interesses und 
die Führung seiner Geschäfte dem Versicherten überlassen will. Erklärt er 
sich dem Versicherten gegenüber für das erstere, und handelt es sich dabei 
schliesslich nur um den Schutz seines eigenen Interesses und nicht auch um 
den Schutz fremder konkurrirender Interessen, so erlischt jede weitere Ver- 
bindlichkeit, aber auch jedes Recht des Versicherten zur Führung der Geschäfte 
des Versicherers. Erklärt er dagegen ausdrücklich oder stillschweigend,^) dass 
er den Schutz seines Interesses dem Versicherten überlasse, so ist dieser zur 
Weiterftihrung der Geschäfte berechtigt und verpflichtet. Nur in den Fällen 
des Abandons besteht diese Pflicht bloss bis zur Abandonerklärung (s. unten § 77), 
und nach derselben so lange, bis der Versicherer selbst zur Führung seiner 



^) Ob eine stillschweigende Erklärung und welche als ertheilt erscheint, ist quaestio 
facti. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass in den meisten Fällen weder der Versicherte, 
noch der Versicherer schon sofort nach eingetretenem Unfall die Sachlage genau zu 
übersehen und über die Zweckmässigkeit der einen oder der anderen Massregel sich zu 
entscheiden un Stande ist (Prot VII S. 3207). Lewis a. a. 0. S. 274. 
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Geschäfte im Stande ist (Art. 874). In letzterem Falle aber hat er gleich- 
wohl sofort, nachdem er erfahren, dass ein für Valoren erachteter Gegenstand 
wieder znm Vorschein gekommen ist, dies dem Versicherer anzuzeigen nnd ihm 
aof Verlangen die znr £rlangnng oder Verwerthang des Gegenstandes erforder- 
liche Hülfe zn leisten, z. B. durch Ertheilang einer geeigneten Order an den 
Schiffer, dnrch entsprechende Korrespondenzen mit diesem oder mit den Be- 
hörden, welche den versicherten Gegenstand in Gewahrsam genommen haben, 
durch Beschaffung der Konnossemente, durch Herleihung seines Namens bei der 
Beklamirung angehaltener oder aufgebrachter Schiffe u. s. w. (Art. 874, 
Prot. VII S. 3460 f.). Im Uebrigen bestimmt sich der Umfang der Geschäfts- 
führung des Versicherten durch den Umfang des ertheilten Auftrags. Derselbe 
kann allgemein dahin gehen, dass der Versicherte allein diese Geschäfte für den 
Versicherer führen solle, ohne bestimmte Anweisungen des Versicherers zu er- 
warten, oder dass er diese und jene Massregeln ergreifen oder in den und den 
Fällen weitere Entschliessungen des Versicherers einholen solle. Lautet der 
Auftrag nur dahin, dass er die erforderlichen Massregeln treffen solle, und hat 
der Versicherer sich nicht gleichzeitig von jeder ferneren Einwirkung losgesagt,^) 
so hat der Versicherte dennoch, wenn thunlich, d. h. wenn nicht Gefahr auf 
Verzug steht, über die seiner Ansicht nach erforderlichen Massregeln vorher 
mit dem Versicherer Rücksprache zu nehmen, bezw. eine bestimmte Entr 
Schliessung desselben einzuholen. Unterlässt der Versicherte die rechtzeitige 
Anzeige des eingetretenen Unfalls und ist in Folge der hierdurch verschuldeten 
nicht rechtzeitigen Einwirkung oder verspäteten Orderertheilung des Ver- 
sicherers ein weiterer Schaden an der versicherten Sache entstanden, so ist der 
Versicherte zum Ersatz desselben verpflichtet.^) 

2. Nach eingetretenem Unfall ist der Versicherte verpflichtet, sowohl für 
die Rettung der versicherten Sachen, als für die Abwendung grösserer Nachtheile 
thunlichst zu sorgen (Art. 823). Dies jedenfalls, wenn und so lange ein Auf- 
trag zur Ergreifung bestimmter Massregeln nicht ertheilt ist. Einen Auftrag 



') Eine solche Lossagung ist z. B. in der bei RückversicheruDgen, in gleicher oder 
ähnlicher Fassmig fast regelmässig vorkommenden Klausel: ;,Im Schadens&ll bedarf 
es zur Einkassimng der Rückversicherung nur der Quittung über den geleisteten Ersatz* 
enthalten. Diese Klausel ist — R.O.H.G. Bd. 24 8. 393 f. — dazu bestimmt, dem Rück- 
versicherten bei der Beurtheilung Desjenigen, was er als Versicherer nach Recht nnd 
Billigkeit dem Versicherten gegenüber im Schadensfalle zu leisten habe, einen freien 
Standpunkt zu verschaffen. Er wird hierdurch in die Lage gebracht, bei einer im 
Schadensfälle erforderlichen Abmachuog mit dem Versicherten sich des beengenden Ge- 
dankens zu entschlagen, dass er für die Gesammtheit oder eine Quote des Belaufe seinen 
RegresB an den Rückversicherer zu nehmen und möglicherweise sein Verfahren diesem 
gegenüber zu rechtfertigen habe: der Rückversicherer wird durch jene Klausel an die 
Schadensregulimng des Rückversicherten gebunden, selbstverständlich mit Ausnahme do- 
loser oder grob-kulposer Abmachungen; dem Rückversicherten aber soll sie ermöglichen, 
im Verhältniss zu dem Versicherten Demjenigen zu folgen, was er im guten Glauben und 
ohne offenbare Fehlgriffe für recht und billig hält. 

") Art. 822. Der Versicherte ist befugt, von der Entschädigungssumme den Betrag 
abzuziehen, um welchen dieselbe bei rechtzeitiger Anzeige sich gemindert hätte. 
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zur Anwendung veiiEehrter Massregeln, d. h. solcher, welche nach Lage der 
Sache weder nothwendig noch nützlich sind, oder gar schadenvermehrend wirken, 
braucht er nicht zu respektiren. Anch hat er nicht das äosserste Mass mensch- 
licher Th&tigkeit anzawenden, sondern nur so zu handeln, wie ein sorgsam» 
Kaufmann nach Abwägung aller Verhältnisse in gleicher Lage handeln würde. 
So darf er sich beispielsweise durch die Kostspieligkeit der Rettungsmittel, 
wenn dieselben in keinem Yerhältniss zu dem zu rettenden Werthe stehen, Ton 
weiteren Rettungsversuchen abschrecken lassen,^) wobei er jedoch nach Thunlich- 
keit immer bestrebt sein muss, dem Yersicherer von denjenigen Thatnmständen 
Nachricht zu geben, deren Kenntniss für die Beurtheilung der zu ergreifenden 
Massregeln diesem nothwendig ist (Prot. YIII 4324 fP. , 4426). Die Rettnngs* 
massregeln bestehen im Falle eines Schififbruchs oder einer Strandung im Bergen 
des Schiffs und der Güter, im Falle einer Wegnahme durch Seeräuber im Loe- 
kauf, im Falle der Aufbringung in der Einleitung des Reklameverfahrens, im 
Falle drohenden gänzlichen Verderbs der Grüter im Verkauf derselben, im Falle 
einer Beschädigung durch Seewasser im Trocknen und Bearbeiten u. s. w. 

3. Nach eingetretenem Schaden ist der Versicherte verpflichtet, dessoi 
Art und Grösse zu ermitteln und festzustellen und eine Schadensberechnong 
mit den erforderlichen Belegen dem Versicherer mitzutheilen. (Näheres 
unten § 79.) 

Den bisherigen Erörterungen lag der Fall zu Grunde, dass der versicherte 
Gegenstand schliesslich voll und ganz Gegenstand des Interesses des Versicherers 
ist, und dass bei dem Schutz, der Erhaltung, der Rettung und der Abwendung 
grösserer Nachtheile nicht auch noch fremde Interessen konkurriren. In diesem 
Falle kann der Versicherer, weil er Herr seines Interesses ist, dasselbe selbst 
schützen, seine Geschäfte selbst führen und den Versicherten wie jeden Dritten 
von der Ftlhrung seiner Geschäfte durch Verbot ausschliessen oder nach seiner 
Wahl Rettungsmassregeln anordnen und mit deren Vornahme den Versicherten 
in denselben bindender Weise beauftragen. Dieses Recht des Versicherers und 
die korrespondirende Verpflichtung des Versicherten muss aber dann eine 
Modifikation erleiden, wenn an der von einem Unfall betroffenen Sache andere 
Interessen konkurriren, wie die der Mitversicherer oder des zu einem gewissen 
Theile durch Versicherung nicht gedeckten Versicherten. In diesen Fällen be- 
steht an der versicherten Sache zwischen den mehreren Versicherern unter 
einander und zwischen diesen und dem Versicherten eine Interessengemeinschaft,^) 
dieselben sind Mitinteressenten, ein Jeder hat an der versicherten Sache ein 
Mitinteresse, einen idealen Interessenantheil , und alle diese Mitinteressen be- 
finden sich in derselben Reise-, Gefahr- und Schadensgemeinschaft. Nach den 
von der Ck)mmanio geltenden Grundsätzen des bürgerlichen Rechts vrürde im 



*) R.O.H.G. Bd. 24 S. 395. Dies Alles hat er jedoch immer vom Standpunkt des 
Versicherers aus zu beurtheilen, und es können Fälle vorkommen, in welchen die Kost- 
spieligkeit der Rettungsmassregeln keine Rücksicht verdient R.O.H.G. Bd. 18 S. 289 f. 

•*) Vgl. hierüber die Bemerkungen von Voigt, Neues Arch. Bd. 3 S. 430 ff. 
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Falle eines das gemeinschaftliche Interessenobjekt treffenden Unfalls jeder 
Interessent, selbst gegen den Widerspruch der anderen, berechtigt sein, die im 
Interesse der Gemeinschaft gebotenen Bettungsmassregein zu ergreifen.^) Da 
aber, wenn alle oder mehrere Mitinteressenten den Versuch der Rettung der 
versicherten Sache unabhängig von einander machen wollten, die verschieden- 
artigsten, die Kosten nutzlos vervielfachenden und sich widerstreitenden Rettungs- 
massregeln ergriffen werden würden, so gebietet es das vernünftige Interesse der 
Oemeinschaft, dass nur einer der Mitinteressenten das Rettungswerk in die Hand 
nehme. Können sie sich darüber nicht einigen, so erscheint der Versicherte 
■allein als die geeignete Person, welcher wie die Pflicht, so auch das Recht zur 
Rettung zukommt. Letzteres hat zwar das Gesetz nicht direkt bestimmt, wohl 
aber hat die Kommission auszusprechen beschlossen, dass die Entscheidung 
nicht in die Hand des Versicherers zu legen sei, sondern dem Versicherten 
zustehe.^ 

II. Wie schon nach bürgerlichem Rechte der Führer fremder Geschäfte, 
sei er Mandatar, negotiorum gestor oder Theilhaber einer Gemeinschaft, gegen 
den Geschäftsherm einen Anspruch auf Ersatz Desjenigen hat, was er aus 
seinem Vermögen für diesen aufopfert,^) so kommt auch dem Versicherten, 
welcher anlässlich eines eingetretenen Unfalls der Seeschiffahrt in der sub I 
erwähnten Weise thätig geworden ist, ein Anspruch auf Ersatz seiner Kosten 
(Auslagen, Verwendungen) zu, und fallen daher dem Versicherer diejenigen 
vom Versicherten aufgewendeten Kosten zur Last, welche 

1. zur Rettung, sowie zur Abwendung grösserer Nachtheile nothwendig 
oder zweckmässig aufgewendet wurden,^) selbst wenn die ergriffenen Massregeln 
erfolglos geblieben sind, und 

2. diejenigen Kosten, welche zur Ermittelung und Feststellung des dem 
Versicherer zur Last fallenden Schadens erforderlich waren, insbesondere die 
Kosten der Besichtigung, der Abschätzung, des Verkaufs und der Anfertigung 
der Dispache (Art. 838 pos. 3, 4. Art. 879). »o) 

Diese Kostenersatzpflicht ist unabhängig von der Schadensersatzpflicht des 
Versicherers, beide Obligationen gehen neben einander her, die Kosten werden 



^) Z. B. 1. 25 § 15. Farn. erc. (10, 2) „Cogeaie necessitate". 

^) Prot. VII S. 3204, VIII S. 4326 f. Dem Wortlaute nach würde sich dieser Be- 
schluBB auch auf den Fall beziehen, wenn lediglich das Interesse eines Versicherers 
(also nicht die Interessen mehrerer Versicherer oder ein ungedecktes Interesse des 
Versicherten) in Frage stünde. Allein einestheils ist dieser Beschluss unter Berück- 
sichtigung konkurrirender Interessen zu Stande gekommen, und andererseits würde er 
nach dem Wortlaute einen feststehenden Rechtsgrundsatz, den der Dispositionsfreiheit 
eines Berechtigten über sein Recht, ohne Noth verletzen. 

») Windscheid, Lehrbach Bd. 2 § 410. 430. 
, ^) Selbstverständliche Voraussetzung ist immer, dass diese Kosten zur Abwendung 
eines dem Versicherer zur Last fallenden Veriustes verausgabt sind. Art 855 Abs. 3. 

10) Die Klausel: „Für behaltene Ankunft*" (s. oben S. 385 f.) enthält die Verabredung, 
dass der Versicherer die sab 1 und 2 genannten Kosten nicht zu tragen habe. Art 854 
Abs. 3. 

28* 
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insbesondere nicht aus der Yersicherangssamme bestritten, und müssen vollständig 
erstattet werden, wenngleich die ermittelte Schadensersatzsunoune und die 
Eostenersatzsumme zusammen die gezeichnete Versicherungssumme übersteigen 
(Art. 844). 

Besteht eine Interessengemeinschaft, so bestimmt sich der von jedem Mitr 
Interessenten zu ersetzende Theil der vom Versicherten ausgelegten Kosten nach 
der Grösse seines Interesses, also nach dem Verhältniss der von jedem 
Versicherer gezeichneten Versicherungssumme bezw. des durch Versicherang 
nicht gedeckten Theils des versicherten Gegenstandes zum Versicherungswert!! 
(Art 847). 

Inwiefern der Versicherte einen Anspruch auf Zinsen für seine ausgelegten 
Gelder, auf Provision für seine Mühewaltung und auf Lagei^eld für Auf- 
bewahrung der versicherten Güter in eigenen Räumen hat, wird nach Handels- 
recht^^) und eventuell nach bürgerlichem Rechte bestimmt 

Neben der Eostenersatzpflicht besteht für den Versicherer, freilich in etwas 
beschränktem Masse, auch eine Eostenvorschnsspflicht. Auf Verlangen des 
geschäftsführenden Versicherten hat nämlich der Versicherer 

1. in Havereifällen zu den für die Rettung, Erhaltung oder Wieder^ 
herstellung der versicherten Sache nöthigen Ausgaben in Anrechnung auf 
seine später festzustellende Schuld zwei Drittel des ihm zur Last fallenden 
Betrags, und 

2. bei Aufbringung des Schiffs oder der Güter den vollen Betrag der ihm 
zur Last fallenden Eosten des Reklameprozesses, so wie sie erforderlich werden, 
vorzuschiessen^*) (Art. 898). 

3. Die Schadensersatzpfllcht. 

§ 75. 

a. Allgemeine Grundsätze. 

Die Schadensersatzverbindlichkeit des Versicherers steht unter einer Reibe 
allgemeiner Grundsätze, welche theils Produkte des Wesens der Seeversicherung, 
theils Postulate der Billigkeit und Zweckmässigkeit sind. Die bisherigen Unter- 
suchungen haben sich auf beiden Gebieten bewegt, und sollen nunmehr durch 
folgende Sätze vervollständigt werden. 

I. Die Schadensersatzverbindlichkeit des Versicherers ist eine prinzipale, 
und nicht eine subsidiäre. Selbstverständlich ist dies in denjenigen Fällen, in 



11) Insbes. Art 290 und oben II § 252 S. 495 ff. 

1') Die Verschiedenheit des Vorschussquantums rechtfertigt sich damit, dass in 
Havereifällen der Voranschlag der nöthigen Ausgaben meistens nur ein unsicheres ]ße- 
sultat gewährt, indem er unter Berücksichtigung aller Eventualitäten sehr hoch gegriffen 
zu werden pflegt, während die Reklamekosten nur nach Bedürfhiss nach und nach und 
auf Anfordern der auf bestimmte Zahlungen und Vorschüsse berechtigten Personen vor- 
zuschiessen sind (Prot. VII S. 3591 f.). 
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welchen der Schaden an der versicherten Sache in einer Naturkraft oder einer, 
jeder Verantwortlichkeit entzogenen menschlichen Handlang seine Ursache hat. 
Sie ist aber aach nach dem Wesen der Seeversicherong in denjenigen Fällen 
eine prinzipale, in welchen der Schaden durch die verantwortliche Handlang 
eines Dritten herbeigeführt ist, and dem verletzten Versicherten gegen diesen 
ein Schadensersatzansprach zusteht (Art. 826). Der Versicherer haftet hier 
nicht in zweiter Reihe, nicht in subsidinm, nicht etwa nur, wenn und insoweit 
der Versicherte auf dem Wege der Klage gegen den Verletzer nichts erhalten 
würde ; er ist nicht Versicherer gegen die Insolvenz des dritten Schadensersatz- 
schuldners, nicht Schadlosversicherer, und es kommt ihm auch die Einrede der 
Vorausklage nicht zu. Nur in einem Falle ist der Billigkeit halber eine Aus- 
nahme gemacht. Sie betrifft den vom Versicherten erlittenen, zur grossen 
Haverei gehörenden oder nach den Grundsätzen derselben zu beurtheilenden 
Schaden und die gegen seine Havereimitinteressenten ihm erwachsenen Ansprüche. 
Diese Ansprüche soll er zunächst in einem die Feststellung und Vertheilung des 
Schadens bezweckenden ordnungsmässigen Verfahren^) und erforderlichen Falls 
im Rechtsweg geltend machen. Der Versicherer haftet für den erlittenen 
Schaden nur, wenn und insoweit der Versicherte die ihm gebührende Vergütung 
auch im Rechtswege nicht erhalten hat. Die Einrede der Vorausklage fällt 
aber weg, wenn der Versicherte den Rechtsweg füglich nicht betreten konnte') 
(Art. 842) oder die Einleitung des Vertheilungsverfahrens ohne sein Verschulden 
unterblieben ist.^) In diesen beiden Fällen kann er den Versicherer wegen des 
ganzen Schadens nach Massgabe des Versicherungsvertrags unmittelbar in An- 
spruch nehmen (Art. 843 Prot. VII S. 3532—8536, 3590, VH! S. 4472 f.). 

II. Die mit dem Eintritt eines Schadens entstandene Schadensersatz- 
verbindlichkeit wird durch einen in Folge einer Gefahr, welche der Versicherer 
nicht zu tragen hat, später eingetretenen neuen Schaden und selbst Totalverlust 
weder aufgehoben noch geändert (Art. 848). 

III. Bei der Theil Versicherung^) haftet der Versicherer für jeden Schaden, 
insbesondere auch für Werthsverminderungen, welche der versicherte Gegenstand 
durch Belastung mit Havereibeiträgen^) erleidet, nur nach Verhältniss der Ver- 
sicherungssumme zum Versicherungswerth ®) (Art. 847). 

IV. Im Falle Totalverlustes hat der Versicherer die Versicherungssumme 
zum vollen Betrage zu zahlen^) (Art. 862). 



^) Das Nähere ist im Abschnitt V dargestellt. 

^ Z. B. wenn bei uncivilisirten Völkern in entfernten Weltgegenden der Prozess 
zu führen wäre. 

^ Z. B. in Folge Pflichtwidrigkeit des Schiffers oder wenn die beitragspflichtigen 
Gegenstände an verschiedenen Orten geborgen worden, oder Schiffer und Mannschaft ver- 
unglückt sind. 

*) D. h. im Falle nicht zum vollen Werth versichert ist. S. oben S. 417. 

») Art. 888 Ziff. 1, 2. S. unten § 76. 

«) S. 0. § 71 S. 418. 

^) üeber den Einfluss der Rettung oder Erhaltung einzelner Theile. S. unten § 77« 
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y. Im Falle partiellen Schadens hat der Versicherer bei der Voll* 
Versicherung den der Grösse desselben entsprechenden Theil der Yersicherongs- 
summe ganz, bei der Theil Versicherung den dem Yerhältniss der Grösse des- 
Schadens zum vollen Yersicherongswerth entsprechenden Theil der Yersicherangs- 
sunme zn zahlen (Art. 885, 796). 

YI. Der Versicherer haftet fttr den Schaden ^) nur bis auf Höhe der Yer* 
sicherangssomme (Art 894). 

YII. Mit dem Eintritt eines Unfalls and Schadens erlischt die Yersichenmg 
nicht ; der versicherte Gegenstand bleibt versichert, so lange die Yersichemngs- 
zeit noch nicht abgelanfen ist Hieraus folgt einestheils, dass, wenn in Folge^ 
eines späteren Unfalls die beschädigte Sache in ihrem beschädigten Zostande 
von Neuem beschädigt oder total verloren wird, der Versicherer für den Betrag 
des weiter entstandenen Schadens ebenfalls za haften hat, und andemtheüs, 
dass, wenn der erste Schaden anter Anfwendmug von Rettnngskosten wieder 
reparirt oder überhaupt beseitigt und die Sache hierdurch, sowie durch Be- 
freiung von den in Folge des ersten Unfalls ihr zugefügten Belastungen wieder 
in ihren früheren Zustand bezw. auf ihren ursprtüiglichen Versicherungswerth 
gebracht worden ist, der Versicherer den aus einem neuen Unfall eintretendoi 
Schaden ebenso wie den früheren ersetzen muss. Während im ersteren Falle 
beide Verluste die Versicherungssumme niemals übersteigen können, kann es sich 
im zweiten ereignen, dass die Summe aller von dem Versicherer in Folge beider 
Unfälle zu zahlenden Gelder die Versicherungssumme weit übersteigt. Insoweit 
unter diesen Geldern Rettungskosten begriffen sind, also z. B. Loskaufe- oder 
Reklamekosten oder Havereigelder, die behufs Wiederherstellung oder Aus- 
besserung der durch den ersten Unfall beschädigten Sache verausgabt wurden, 
kami nach dem früher Bemerkten von einem Schaden und einem Bestandtheü 
der Versicherungssumme nicht die Rede sein. Wohl aber scheint mit jener 
ausgedehnten Haftpflicht des Versicherers der Grundsatz, dass der Versicherer 
für den Schaden nur bis auf Höhe der Versicherungssumme zu haften habe, dann 
verletzt zu sein, wenn nach Eintritt des ersten Unfalls und vor Eintritt des- 
zweiten der Versicherte Beiträge zur grossen Haverei entrichtet oder eine 
persönliche Verpflichtung zur Entrichtung derselben übernommen hat, und die 
Summe dieser Beiträge und der in Folge des zweiten Unfalls zu Lasten de& 
Versicherers erwachsenden Schadensersatzbeträge die Versicherungssumme über- 
steigt. Denn die Beiträge zur grossen Haverei fallen in das Gebiet des 
Schadens (s. unten § 76). Nach Deutschem Rechte aber kann man diesem 
Resultat doch nicht als eine wirkliche Ausnahme des erwähnten Grundsätze» 
ansehen, weil nach Deutschem Recht die versicherte Sache trotz eines durch 
einen Unfall herbeigeführten Schadens versichert bleibt, und es dem Versicherten 
gestattet ist, die versicherte Sache nach Eintritt eines Schadens in ihren ur- 
sprünglichen Werthzustand zurückzuführen (Art. 844 Abs. 8, Prot. VII S. 3289 ff.). 

VIII. Der Versicherer ist nach Eintritt eines Unfalls berechtigt, durch 

") Die Bettnngs- und FeststeUungskosten faUen, wie § 74 gezeigt, nicht unter den 
Begriff des Schadens. 
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Zahlung der YoUen YersichenmgBSiiinme von allen weiteren Yerbindlichkeiten 
ans dem YerncheningB vertrag,*) insoweit sie noch nicht entstanden sind,^^) sich 
ZQ befreien (Art. 845 Abs. 1). Doch mnss er bei Yerlnst dieses Rechtes 
seinen desfallsigen Entschlnss dem Yersicherten spätestens am dritten Tage nach 
Ablauf de^enigen Tages erklären, an welchem ihm der Yersicherte nicht allein 
den Unfall nnter Bezeichnnng der Beschaffenheit and unmittelbaren Folgen des* 
selben angezeigt, sondern auch alle sonstigen, anf den Unfall sich beziehenden 
Umstände mitgetheilt hat, soweit die letzteren dem Yersicherten bekannt sind 
(Art. 846). War zur Zeit des Eintritts eines Unfalls ein Theil der versicherten 
Sachen der vom Yersicherer za tragenden Gefahr bereits entzogen nnd ver- 
minderte sich dadurch das versicherte, den Gefahren der Seeschiffahrt aas- 
gesetzte Interesse, so hat der Yersicherer nur den diesem Interessenrest ent- 
sprechenden Theil der Yersicherongssomme za bezahlen bezw. den auf das 
bereits in Sicherheit gebrachte Interesse entfallenden Theil der Yersicherangs- 
somme nicht za entrichten (Art 845 Abs. 2). Einen Ansprach auf die ver- 
sicherten Sachen erlangt der Yersicherer nicht (Art. 845 Abs. 3, Prot. YII 
S. 3464 ff., Ym S. 4404 iL). 

IX. Mit der völligen Erfftllnng seiner Schadensersatzverbindlichkeit tritt 
der Yersicherer bis znm Betrag seiner ganzen getilgten Schuld in die dem 
Yersicherten gegen einen dritten Schadensersatzschuldner zustehenden Rechte ^^) 
von Rechtswegen ein (Art. 808, Prot YII S. 3103). Eine besondere Ueber- 
tragung dieser Rechte durch Willenserklärung des Yersicherten ist weder 
erforderlich, noch von diesem geschuldet. Wohl aber ist er verpflichtet, dem 
Yersicherer die zur wirksamen Yerfolgung dieser Schadensersatzansprüche er- 
forderliche Hfllfe zu gewähren, insbesondere auch auf Yerlangen und Kosten 
desselben behub seiner Legitimation gegenüber dem Schadensersatzschuldner 
eine beglaubigte Anerkennungsurkunde Aber den Eintritt in die Rechte gegen 
den Dritten zu ertheilen, d« h. in dieser Form eine Erklärung über die 
Richtigkeit derjenigen Thatsachen abzugeben, an welche das G^esetz den Eintritt 
des Yersicherers in die Rechte des Yersicherten gegen den Dritten knüpft. 
Seine Hülfeleistnng erstreckt sich femer darauf, dass er für die Sicherstellnng 
der Schadensersatzansprüche durch Einbehaltung der Fracht, Auswirkung der 
Beschlagnahme des Schiffes und überhaupt auf jede geeignete Weise anf Kosten 
des Yersicherers die nach den Umständen angemessene Sorge trage (Art. 808, 
Prot YII 8. 3104, Art. 826, Prot YII S. 3674 ff., YUI S. 4333 f.). 

^) Insbesondere von der Yerpfiichtang, die Kosten zu erstatten, welche zur Bettang, 
Erhaltang und Wiederherstellung der versicherten Sachen erforderlich sind. Art 845 Abs. 1. 

^®) Art 845 Abs. 4. „Ungeachtet der Zahlung der Yersicbenmgssnmme bleibt der 
Yersicherer zam Ersatz deqenigen Kosten verpflichtet, welche anf die Rettung, Erhaltang 
oder Wiederherstellung der versicherten Sachen verwendet sind, bevor seine Erklftrong, 
von dem Rechte Gebraoch zu machen, dem Yersicherten zagegangen ist" 

") Rechte, wie sie dermalen beschaffen sind. Lasten daher anf dieser Schadens- 
ersatzforderang Pfieundrechte der Schiffsgläubiger, so geht sie nnr mit diesen Lasten auf 
den Yersicherer über. Art 808 Abs. 1, Art. 778 Abs. 2, Art 781 Abs. 2, Prot YHl 
8. 4279 f. 
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Jede diese Rechte beeinträchtigende Handlang des Versicherten vor oder 
nach Eintritt des Versicherers in dieselhen, insbesondere anch ein vorher er- 
klärter Verzicht auf den Schadensersatzanspmch, macht ihn diesem gegenüber 
verantwortüch (Art. 808, Prot. VII S. 3104). 

X. Nach völliger Erfüllnng seiner Schadensersatzverbindlichkeit ist der 
Versicherer einer Fordenmg, zu deren Deckung die nachmals beschädigte Sache 
gedient hat, berechtigt, vom Versicherten die Abtretung seiner Rechte gegen 
den Schuldner bis zum Betrag der gezahlten Schadensersatzsumme zu fordern 
(Art 809, Prot. VII S. 3111, 8121 f., Vffl S. 4280 f.). Auch hier zeigt sich, 
dass die Schadensersatzverbindlichkeit des Versicherers eine prinzipale und nicht 
eine subsidiäre ist, denn der Versicherte ist nicht verpflichtet, die gegen den 
Schuldner ihm zustehenden Rechte geltend zu machen, bevor er den Versicherer 
in Anspruch nimmt (Art. 809, Prot. VIII S. 4280. Vergl. Nr. 1 dieses 
Paragraphen). 

§ 76. 
b. Der Schaden. 

Die Schadensersatzverbindlichkeit des Versicherers entsteht voll und ganz 
erst mit dem Eintritt eines Schadens. Die Grösse der zu zahlenden Schadens- 
ersatzsumme wird bei der Vollversicherung lediglich durch die Grösse des 
Schadens, bei d^r Theilversicherung überdies durch das Verhältniss der Ver- 
sicherungssumme zum Versicherungswerth bestimmt.^) Der Schaden selbst ist 
seiner Grösse oder seinem Umfange nach entweder ein gänzlicher oder nur ein 
theilweiser Verlust des Werthes des versicherten Gegenstandes; darauf beruht 
die Unterscheidung zwischen Total verlust und partiellem Schaden (§77 f.). 

Die Frage, ob und in welchem Umfange durch den Eintritt eines Vertrags- 
massig bestimmten Unfcdls ein Schaden entstanden ist, bietet überall da, wo 
es sich lediglich um Thatsachen handelt, keine juristischen Schwierigkeiten, sie 
ist eben nur eine Beweisfrage. Anders, wenn in Folge eines, eine bestimmte 
Sache treffenden Unfalls ein Schaden an anderen versicherten Gegenständen 
dadurch erzeugt wird, dass letztere mit einer Schuld belastet werden, die ihren 
Werth vermindert. Dies ist vorzugsweise bei denjenigen Schäden der Fall, die 
nach den Rechten aller seefahrenden Nationen unter den Begriff der grossen 
Haverei oder Havarie -grosse fallen, und nach Deutschem Rechte in der Ver* 
bindlichkeit des Schiffs, der Fracht und der Ladung zum Ersatz aller Schäden 
hestehen, welche dem Schiff oder der Ladung oder beiden zum Zweck der Er- 
rettung beider aus einer gemeinsamen Gefahr von dem Schiffer oder auf dessen 
Geheiss vorsätzlich zugefügt werden, sowie auch der durch solche Massregeln 
femer verursachten Schäden und der zu demselben Zweck aufgewendeten 
Kosten. Für alle durch derartige Aufopferungen geretteten Gegenstände und 
Werthe erwächst als rechtliche Wirkung eine Beitragspflicht. In den Rechten 



») S. 0. § 71 S. 418. 
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der verschiedenen Nationen gibt es sowohl bezüglich der Natur der Havarie- 
grosse- Handlang, wie bezüglich des Umfangs ihrer Wirkungen erhebliche Ver- 
schiedenheiten, und wirft sich daher, wenn an irgend einem Orte der Welt das 
Schiff oder seine Ladung eine Bayarie-grosse erleidet, zwischen dem Versicherer 
und Versicherten, der hierdurch betroffen wird, die Frage auf, nach welchem 
Rechte und welchen Gesetzen die Havarie-grosse-Handlung und ihre Wirkungen 
zu beurtheilen seien. Die Beantwortung dieser Frage scheint auf den ersten 
Anblick eine sehr leichte zu sein und dahin gehen zu müssen, dass, weil der 
Unfall der Havarie-grosse ein Bestandtheil des Versicherungsvertrags, eine ver- 
einbarte Gefahr sei, die Handlung selbst, wie ihre Wirkungen nur nach dem 
Rechte des Versicherungsortes, d. h. desjenigen Ortes beurtheilt werden könnten, 
von welchem der Versicherungsvertrag beherrscht werde. Diesem Satze steht 
aber nicht bloss seine absolute Unbranchbarkeit im Leben, sondern auch ein 
mit internationalem Earakter versehenes zwingendes Recht entgegen, wonach die 
bei einem Havarie -grosse -Fall besonders hervortretende Gemeinschaft zwischen 
den Schiffs-, Fracht- und Ladungsinteressenten als einheitliches Rechtsverhältniss 
nicht nach den Rechten verschiedener Orte, sondern nur nach dem Rechte eines 
Ortes , und zwar des Dispachirungsortes ^) beurtheilt werden kann. Nach dem 
Rechte dieses Ortes ist zu beurtheilen, ob die dem Schiff oder der Ladung 
absichtlich zugefügte Beschädigung eine Havarie -grosse -Handlung ist und mit 
welchen Schadensantheilen die geretteten Objekte, Schiff, Fracht und Ladung 
belastet werden. Dieses fremde Recht ist dann auch für den konkreten 
Versicherungsvertrag und zunächst jedenfalls für die Obligation des Versicherers 
zum Ersatz des aus einer Havarie-grosse den beitragspfliehtigreii Havarie- 
Interessenten erwachsenden Schadens massgebend.^) Seine Anwendung ist nicht 
etwa eine, wenn auch nothgedrungene Ausnahme des Satzes, dass der Ver- 
sicherungsvertrag dem Rechte des Versicherungsortes unterworfen sei, sondern 
dieser Satz gilt für die Havarie-grosse prinzipiell nicht. ^) Prinzipiell trägt 
nämlich der Versicherer alle Gefahren und Verluste, von welchen der versicherte 
Gegenstand während der Dauer der Versicherung betroffen wird, folglich auch 
diejenigen Verluste oder Schäden, welche dem Versicherten gerade mittelst An- 
Wendung des am Dispacheort geltenden Rechtes durch Belastung ihres ver- 
sicherten Gegenstandes mit Haverei-Beiträgen zugefügt werden. Denn wenn die 
in Rede stehende Handlung nach dem Rechte des Versicherungsortes eine 
partikuläre Haverei wäre, während sie nach dem Rechte des Dispacheortes eine 
Havarie-grosse ist, in Folge deren die Eommunions - Interessenten zum Ersätze 
des dem zunächst betroffenen Socius erwachsenen Schadens nach Verhältniss der 



^ Nach Art 729 ist dies der Bestinmiungsort, und wenn dieser nicht erreicht wird, 
der Hafen, wo die Reise endet. 

^) Art. 839 Abs. 1. ;,In Ansehung der Beiträge zur grossen Haverei und der nach 
den Grundsätzen der grossen Haverei zu beurtheflenden Beiträge bestimmen sich die 
Verpflichtungen des Versicherers nach — — dem am Ort der Aufmachung geltenden 
Rechte.« 

*) A. M. R.O.H.G. Bd. 8 S. 293 unter Berufung auf Motive zum preuss. Entw. 
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Grösse ihrer geretteten Werthe verpflichtet sind, so würde bei Anwendung dt» 
ersteren der beitragspflichtige Versicherte mit der Zahlung seines Havereibeitiags» 
falls er ihm vom Versicherer nicht erstattet werden wttrde, einen Schaden er- 
leiden müssen, dessen Ersatz ihm doch durch den Vertrag im Allgemeinen ver- 
sprochen worden ist; nnd wenn sie nach ersterem Rechte eine Havarie-grosse 
wäre, während sie nach dem Rechte des Dispacheortes eine partiknläre ist, so 
würde bei Anwendung des ersteren Rechtes der Versicherer einen Schaden er- 
setzen müssen, der dem Versicherten gar nicht entstanden ist. Dies Alles ist 
dem Wesen des Versichemngsvertrags entschieden zuwider, und es kann sonach 
nicht das Recht des Versicherongsortes, sondern nur das des künftigen Dispache- 
ortes für die Behandlnng der Havarie-grosse massgebend sein. ^) Wenn daher 
der Versicherer beim Abschloss des Vertrags alle dem versicherten Gegenstande 
während der Dauer der Versicherung erwachsenden Schäden, insbesondere auch 
die aus einer Havarie-grosse entstehenden zu ersetzen verspricht, so verspricht 
er den Ersatz einer Schadensart und überlässt die Bestimmung des individuellen 
Havarie -grosse -Schadaas den Zufälligkeiten der versicherten Reise und Zeit 
Damit ist aber gesagt, dass seine Schadensersatzverbindlichkeit lediglich nach 
dem Rechte des Dispacheortes beurtheilt werden solle. Hat er sich freilich 
von den aus Havarie-grosse-Fällen entstehenden Schäden oder von den zu «ner 
Havarie*gro8se führenden Unfällen frei gezeichnet, so haftet er für keinen der- 
artigen Schaden, mag derselbe auch nach dem Rechte des Versicherungsortee 
oder nach dem des Dispacheortes ein Havarie-grosse-Schaden sein (Art. 840). 

Unter dem Rechte des Dispacheortes stehen aber nicht bloss die Schadens- 
ersatzbdträge, welche dem von einer Havarie-grosse zunächst betroffenen Schüfe- 
oder Ladungs- Interessenten von Seiten der übrigen Eommunions- Interessenten 
zu leisten sind, sondern auch der Sehadenstheil des zunftehst hetroffeneK 
Interessenten, der ihm von denselben gesetzlich nicht ersetzt zu werden brancht 
bezw. den er Namens seiner eigenen geretteten Werthe selbst tragen muss.^ 
Dies fordert die Einheitlichkeit des zwischen allen Haverei- Interessenten be- 
stehenden Rechtsverhältnisses. Eine und dieselbe Handlung kann für den von 
ihr Betroffenen nicht zugleich Havarie-grosse und Nicht -Havarie -grosse sein. 
Sie ist eins oder das andere nach dem Rechte, welches im Gebiete ihrer Vor- 
nahme bezw. der Dispache gilt. Ist sie nach dem Rechte des Dispacheortes 
Havarie-grosse, so erwachsen ihm einestheils Forderungen gegen seine Haverei- 
Hitinteressenten auf theil weisen Ersatz seines Havarie -grosse -Schadens und 
anderntheils ist und bleibt der hierdurch nicht gedeckte Schadenstheil sein 
Schaden. Wenn ihm nun in Gemässheit des Versicherungsvertrags der Ersatz 
seines durch Havarie-grosse entstehenden Schadens zugesagt ist, so muss ihm 
damit auch der Ersatz des nach dem Rechte des Dispacheortes ihn treffenden 
Havarie -grosse- Schadens, insoweit er durch die Beiträge der Haverei- 



«) R.O.H.G. Bd. 8 S. 295 ff. 

*) In der über die Vertheilung des Schadens aufgestellten Rechnung erscheint dieser 
ungedeckte Schadenstheil als ein Beitrag zur grossen Haverei. Art 888 Ziff. 1. 
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Mitinteressenten nicht gedeckt wird, zugesagt sein (Art 838 Ziffer 1, Art. 839 
Ahs. 1). Ist der Schaden nach dem am Ort der Aufmachung geltenden Rechte 
als grosse Haverei nicht anzusehoi, so kann er den Ersatz desselben von dem 
Versicherer nicht aus dem Grunde fordern, weil der Schaden nach einem anderen 
Rechte, insbesondere nach dem Rechte des Yersicherungsortes , grosse Haverei 
sei (Art. 839 Abs. 2). Dagegen wird die Frage, ob die in Rede stehende 
Besch&digungshandlnng als partikul&re Haverei anzusehen und von welchen 
rechtlichen Folgen sie begleitet sei, nicht nach dem Rechte des Dispacheortes, 
sondern nach dem des Yersicherungsortes entschieden,^) weil es an der Grund- 
bedingung fttr die Anwendbarkeit des Rechtes am Dispacheort, an dem Dasein 
einer Schadensgemeinschaft fehlt 

Fttr die bei der Beurtheilung der Schadensersatzverbindlichkeit des Ver- 
sicherers sich aufwerfende Frage, ob die in Rede stehende Handlung eine 
Havarie -grosse -Handlung ist und welche Schäden sie den beitragspflichtigen 
Haverei -Interessenten verursacht, ist aber nicht bloss das Recht des Dispache- 
ortes, sondern prinzipiell auch die daselbst aufgemachte Dispache massgebend« 
Sofern dieselbe von einer dazu antorisirten , durch Gesetz oder Gebranch dazu 
berufenen Person (Dispacheur) aufgemacht ist, ist ihre Schadensberechnung und 
Schadensvertheilung auf die verschiedenen Haverei-Mitinteressenten als mit dem 
am Ort der Aufmachung geltenden Rechte im Einklang befindlich anzusehen 
und fCkr beide Theile, den Versicherten wie den Versicherer präjudiziell und 
rechtsverbindlich, und es kann ihre Uebereinstimmnng mit dem Rechte des 
Dispacheortes in einem zwischen beiden Theilen sich erhebenden Prozesse regel- 
mässig nicht angezweifelt und zum Gegenstände einer richterlichen Entscheidung 
gemacht werden. Der Grund dieser präjudiziellen Kraft der Dispache liegt in 
der Einheitlichkeit des zwischen sämmtlichen Haverei-Interessenten bestehenden 
Rechtsverhältnisses, in deren Gemeinschaft, welche von der Dispache durch 
Vertheilung der gemeinschaftlichen Schäden aufgelöst werden soll und welche 
eine Auflösung Seitens verschiedener Autoritäten nicht verträgt. Eine materielle 
Beeinträchtigung der Parthieen wird durch die Ausschliesslichkeit des Dispache- 
verfahrens am Ort der Aufmachung auch nicht bewirkt, denn beiden Theilen 
ist immerhin Gelegenheit gegeben, ihre Rechte und Interessen hierbei zur 



^) Voigt, N. Arch. Bd. 1 S. 299, Prot VII S. 8588 ff., VIII S. 4856: „dadurch, 
dass ein Sehaden nach dem Rechte des DispachKrangsorts nicht zur grossen Haverei gehört^ 
wird nicht ausgeschlossen, dass fbr denselben vom Versicherer nach den Grundsätzen 
über besondere Haverei Ersatz gefordert wird, sofern die VorbediDgungeo der letBteren 
vorliegen." — Die Aufopferungen, welche zur grossen Haverei gehören wQrden, wenn 
das Schiff Güter und zwar andere als Güter des Rheder» an Bord gehabt hätte, &llen 
als Schäden dem Versicherer gerade so wie Havarie-grosse-Schäden zur Loist,' und nicht 
wie Schäden aus besonderer Haverei , allein die Verbindlichkeit zu ihrem ESrsatz richtet 
sich nicht nach dem am Bestunmungsort oder am Ort der beendigten Reise, sondern 
nach dem am Versicherungsort geltenden Rechte. Art. 888 Ziff. 2. — Selbstverständlich 
entscheidet auch der Inhalt des Vertrags. Ist derselbe mit der Klausel: „Für behaltene 
Ankunft** geschlossen (s. o. S. 385 f.), so hat der Versicherer weder Ha?erie*Beiträge zu 
leisten, noch jene Aufopferungen zu ersetzen. Art 854 Abs. 3. 
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Geltung zu bringen. In Ansehung der Beiträge zar grossen Haverei and der 
nach den Grandsätzen derselben za beortheilenden Beiträge^) bestimmen sich 
daher die Yerpflichtangen des Versicherers nach der am gehörigen Orte im In- 
lande oder im Aaslande im Einklänge mit dem am Orte der Aofmachung 
geltenden Rechte aufgemachten Dispache. Insbesondere ist der Versicherte, 
welcher einen zur grossen Haverei gehörenden Schaden erlitten hat, nicht be- 
rechtigt, von dem Versicherer mehr als den Betrag za fordern, za welchem der 
Schaden and die von den Mitinteressenten zu leistenden Beiträge in der 
Dispache berechnet sind: andererseits haftet der Versicherer fUr diesen ganzen 
Betrag, ohne dass namentlich der Versicherangswerth massgebend ist (Art. 839). 
Die von einer durch Gesetz oder Gebrauch dazu berufenen Person aufgemachte 
Dispache kann insbesondere Seitens des Versicherers in einem zwischen ihm 
und dem Versicherten entstehenden Prozesse wegen Nichtübereinstimmung mit 
dem am Orte der Aufmachung geltenden Rechte und der dadurch bewirkten 
gesetzwidrigen Benachtheiligung des Versicherten nicht angefochten werden,*) es 
sei denn, dass der Versicherte durch nachweisbar mangelhafte Wahrnehmung 
seiner Rechte diese Benachtheiligung verschuldet hat ^^) (Art. 841 , Prot. VII 
S. 3525 ff., S. 3583). 

Dagegen ist die Dispache, insoweit sie die in Rede stehende Handlang 
dem von derselben unmittelbar betroffenen Socius gegenüber für eine Havarie- 
grosse-Handlung erklärt und den Schaden bestimmt, den dieser selbst za tragen 
hat, nicht präjudiziell ftlr das Rechtsverhältniss zwischen diesem Versicherten 
und dem Versicherer. Es ist dies nicht etwa eine aus Billigkeitsrücksichten 
geschaffene Ausnahme von der Regel der präjudiziellen Kraft der Dispache, 
sondern nur eine Konsequenz der rechtlichen Natur derselben. Der Dispacheur 
hat nämlich lediglich die Aufgabe, die zwischen sämmtlichen Haverei-Interessenten 
bestehende Schadensgemeinschaft aufzulösen und die Schadensersatzverbindlich- 
keiten der beitragspflichtigen Interesseuten gegenüber dem von der Havarie-grosse 
.unmittelbar betroffenen Socius und dessen Schadensersatzansprüche gegen jene 
festzustellen. Nur soweit reicht seine Zuständigkeit. Diesem Betroffenen selbst 
legt er keine Schadensersatzverbindlichkeit gegen sich selbst auf. Elr hat auch 
nicht den Beruf, über das Gebiet der Communio hinauszugreifen und die Frage, 
ob eine Havarie -grosse -Handlung vorliege und welcher Schaden von dem 
unmittelbar betroffenen Socius selbst getragen werden müsse, für die Fest- 
stellung eines zwischen diesem und einer dritten Person, wie etwa seinem Ver- 
sicherer, bestehenden Rechtsverhältnisses zu entscheiden. Hierzu ist er nicht 
zuständig. Durch die Dispache fügt er femer nur den beitragspflichtigen Inter- 
essenten einen Schaden zu. nicht dem von der Havarie-grosse unmittelbar Be- 



») Art 838 Ziff. 1. „Die in Gemftssheit der Art 687 und 734 nach den Grundsätcen 
der grossen Haverei eu beurtheilenden Beiträge werden den Beiträgen zur grossen Haverei 
gleich geachtet ** Das Nähere findet sich im Abschnitt V. 

*) Wohl aber liegt es dem Versicherten ob, die Ansprüche gegen die su seinem 
Naehthdl Begünstigten dem Versicherer abzutreten. Art 841 Abs. 2. 

*ö) Voigt a. a. 0. 8. 310 ff. R.O.H.G. Bd. 17 S. 184 ff. 
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troffenen, der schon durch diese Handlang einen amfangreichen Schaden erlitten 
hat and ihn darch die Dispache and die in ihr normirte Beitragspflicht der Inter- 
essenten zum Theil ersetzt erhalten soll. Das Dispacheerkenntniss stellt also den 
Havarie-grosse-Fall nicht absolut, mit Wirkung gegen Jedermann, sondern nur 
relativ, mit Wirkung f&r das Yerhältniss zwischen dem Beschädigten und seinen 
beitragspflichtigen Interessenten fest. Hat daher eine Dispache einen Havarie- 
grosse-Fall und die Grösse des vom unmittelbar betroffenen Socius selbst zu 
tragenden Schadens festgestellt, so ist dies nicht gegen den Versicherer ge- 
schehen, die Dispache ist insoweit nicht gegen ihn präjudiziell und kann von 
ihm uirter Berufung darauf, dass nach dem am Ort der Aufmachung geltenden 
Rechte ein Havarie - grosse - Fall überhaupt nicht vorliege (so dass dem Ver- 
sicherten rechtmässiger Weise nicht einmal eine Schadensvergtltnng Seitens der 
Haverei- Mitinteressenten hätte zugesprochen werden sollen), oder dass der 
Schaden in der Dispache irrigerweise zu hoch berechnet sei, angefochten 
werden.^^) 

§ 77. 

c. Insbesondere Totalverlust. 

Die Grösse der Schadensersatzsumme richtet sich nach der Grösse oder 
dem Umfang des Schadens, d. h. nach der Grösse des Verlustes des Geld- 
werthes des versicherten Gegenstandes, und diese im Allgemeinen nach umfang 
und Stärke der Unfallswirkung. Denn ein bestimmter Unfall kann auf ein 
Schiff oder die Ladung und somit auf die damit verknüpften Interessen in ver- 
schiedener Ausdehnung nachtheilig wirken, von ganz unbedeutenden, kaum 
wahrnehmbaren körperlichen Veränderungen an bis zur vollständigsten Vernich- 
tung der Form, des Wesens und der Substanz. Die verschiedenen Stufen dieser 
physischen Veränderungen würden jedoch ohne wissenschaftliche Bedeutung sein, 
wenn dem Seeversicherungsrecht nur der eine Satz bekannt wäre, dass der Ver- 
sicherer lediglich den eigentlichen Minderwerth zwischen dem Werth der Sache 
vor und nach dem Unfall zu ersetzen hätte. Sachverständige brauchten nur 
beide Werthe festzustellen, und die sich ergebende Differenz, der Minderwerth, 



^^) Dieser Satz fand eine etwas getrübte Formallrang in Art. 841 Abs. 3: „Dagegen 
ist der Versicherer befagt, in allen Fällen die Dispache dem Versicherten gegenüber in- 
soweit anzufechten, als ein von dem Versicherten selbst erlittener Schaden, flür welchen 
ihm nach dem am Ort der Aufmachung der Dispache geltenden Rechte eine Vergütung 
nicht gebührt hätte, gleichwohl als grosse Haverei behandelt worden ist^ Die Begründung, 
welche dieser Satz in der Kommission gefunden hat und dahin geht, dass nicht abzu- 
sehen sei, wesshalb der Versicherte ein ihm an und för sich nicht zukommendes Recht, 
den Assekuradeur wegen eines Schadens in Anspruch zu nehmen, dadurch sollte erlangen 
können, dass dieser Schaden als grosse Haverei betrachtet und zur Ungebühr von den 
übrigen Interessenten zum Theil ersetzt worden sei (Prot. VII S. 3531, Voigt a. a. 0. 
S. 812 f., RO.H.G. Bd. 18 S. 295), ist nicht zutreffend. Sie würde mit demselben Rechte 
der präjudiziellen Kraft jeder Dispache entgegengehalten werden können, und die An- 
fechtbarkeit jeder in juristischer oder faktischer Hinsicht nnrichtigen Dispache Seitens 
des Versicherers gegenüber dem Versicherten rechtfertigen. 
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wäre gefunden. Allein der Seeversich^ungsverkehr kommt mit diesem einen 
Satse nicht ans. Zwar ist es klar, dass der Versicherer, wenn die versicherte 
Sache dem Zustande der vollständigsten Zerstörung oder Vernichtung verfallen 
ist, wenn das Schiff auf hoher See verbrannt ist und die unverbrannten Theile 
auf den Grund gesunken sind, die ganze Versicherungssumme bezahlen miiss, 
und dass andrerseits, wenn nur eine geringe Beschädigung, ein Bruch, ein Ver- 
lust einzelner Theile stattgefunden hat, nur dieser zu ermittelnde Schaden zu 
ersetzen ist, allein praktische Bedürfnisse haben dahin geffthrt, den Fall einer 
theilweisen, aber sehr umfangreichen Vernichtung oder Zerstörung und den der 
Ungewissheit des Schicksals der versicherten Sache dem der vollständigen 
Vernichtung und Zerstörung derselben gleichzustellen und den Versicherer zu 
verpflichten, den ganzen Werth des versicherten Objekts zu zahlen, wogegen 
man ihm freilich das Recht einräumen musste, das von der Sache in Wirklich- 
keit noch Ezistirende an sich zu nehmen. Man war damit genöthigt, zunächst 
die natürlichen Zustände der vollständigen Vernichtung und der blossen Be- 
schädigungen, und sodann die Zustände des wirklichen und höchst wahrschein- 
lichen vollständigen Verlustes einerseits und die des theilweisen Verlustes der 
versicherten Sache andrerseits ins Recht aufzunehmen. Das Gesetz bezeichnet 
den vollständigen Verlust mit dem Worte: Totalverlust, und den theilweisen 
Verlust mit dem Ausdruck: partieller Sehaden. Beide gestalten sich anders 
bei Schiffen, Gütern und den andern Versicherungsgegenständen. 

A. WIrklieher (absoluter) Totalverlnst liegt 

I. beim Schiff im vollkommensten Sinne des Wortes dann vor, wenn 
dasselbe in Folge eines Unfalls bis in seine kleinsten Bestandtheile physisch 
vernichtet und verloren ist, wenn Segel, Taue, Masten, alle Hölzer, der Rumpf 
verbrannt, die Asche und Kohlen zerstreut und von den Wellen auf- und fort- 
genommen, Kiel, Anker, Ketten und sonstige Eisentheile aber auf den Meeres- 
grund zur ewigen Ruhe gesunken sind. Wirklicher Totalverlust liegt für den 
Versicherten auch dann vor, wenn das Schiff unrettbar, also in einer Weise 
gesunken ist, dass jede gegründete Aussicht auf seine Hebung und Wieder- 
erlangung fehlt. Sind dagegen nur einzelne Bestandtheile des Schiffes zerstört, 
zertrümmert, gebrochen, zerrissen, ins Meer gejagt und verloren, das Wrack 
aber ist noch übrig geblieben, so tragen diese Unfallswirkungen nur den 
Karakter der Beschädigungen oder partiellen Schäden des Schiffes an sich. 
Gehen jedoch die Unfallswirkungen noch weiter, ist auch das Wrack zerbrochen 
und werden nur einige oder selbst alle Bestandtheile des aufgelösten Wracks 
gerettet, wie Planken, ' Spanten, Balken, Wände, das Ruder u. dergl., so könnte 
man über den Karakter des Verlustes, ob Total verlust oder nur partieller 
Schaden, zweifelhaft sein. Denn, könnte man sagen, es sind immerhin einige 
Theile des Schiffes gerettet, es ist von demselben nicht Alles verloren, diese 
Gegenstände haben immer noch einen Werth, und es ist nicht der ganze Werth 
des Schiffes verloren. Gegen diese Auffassung aber spricht, dass nicht die 
einzelnen Bestandtheile des Schiffes, sondern das Schiff versichert ist. Daß 
Schiff ist eine zusammengesetzte, von den verbundenen Sachen verschiedene 
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körperliche Sache. ^) Als solches ist es schon and erst dann verloren, wenn 
es von den ünfallswirlningen so stark betroffen worden ist, dass sein Gebftnde 
aufgehört hat, ein Schiff zu sein. So lange aber nach sachverständigem Urtheil 
der Rest des Gebäudes noch ein Schiff ist, sind diese Unfallswirkongen nnr 
Beschädigongen. Massgebend für den Begriff des Schiffes ist nicht dessen See- 
tttchtigkeit, anch nicht Reparatorwflrdigkeit, ja nicht einmal Reparatnrfähigkeit; 
Schiffe, denen diese Eigenschaften abgehen, sind eben seeontflchtige, reparatnr- 
nnwürdige oder reparaturanfällige Schiffe, Schiffe aber sind sie nach wie vor. 
Bilden indessen nach dem ürtheil Sachverständiger die geretteten Bestandthefle 
4es Schiffs, Wracks oder Inventars zusammen kein Schiff mehr, so liegt Total- 
verlast vor, selbst wenn sie einen verhältnissmässig hohen Werth repräsentiren 
wflrden. 

Wirklicher Totalverlust des Schiffes kann auch durch menschliche Hand- 
lungen erzeugt werden, so, wenn es durch rechtskräftiges Urtheil des zu- 
ständigen Prisengerichts als gute Prise erklärt, oder durch Seeraab oder treu- 
losen Verkauf Seitens des Schiffers in unwiederbringlicher Weise fär den 
Yersicherten verloren worden ist (Art. 858, Prot VII S. 3845 ff., 3854 ff., 
8362 ff., VIII S. 4887 ff.). 

II. Bei Olltem liegt Total Verlust im vollkommensten Sinne des Wortes 
dann vor, wenn ihre Substanz in Folge eines Unfalls physisch vollständig ver- 
nichtet ist, z. B. wenn die Ladung Korn, Spiritus, Tabak vollständig verbrannt, 
oder wenn nach Zertrümmerung der Fässer die flüssige Substanz von den Wellen 
des Meeres aufgenommen, zertheilt, aufgelöst, nach allen Richtungen fortgefllhrt 
und verschwunden ist Dieser völligen Substanzvemichtung steht die Substanz- 
verwandlung gleich, so wenn Holz zur Asche, Fische durch Fäulniss zu einer 
breiigen Masse werden. Es liegt auch Totalverlust und zwar für den Ver- 
sicherten vor, wenn unter vollkommener Erhaltung der Substanz die Sache un- 
rettbar auf den Grund des Meeres gesunken ist. Sind dagegen nur einzelne 
Stücke der versicherten Einzelsache (nicht Sachenmenge) vernichtet, zerstört, 
gebrochen, zertrümmert oder verloren, so muss man unterscheiden, ob *die 
geretteten Stücke zusammengenonmien als dieselbe Sache erscheinen, oder ob 
die Sache aufgehört hat, dieselbe Sache zu sein. In ersterem Falle liegt nur 
partieller Schaden, in letzterem Totalverlust vor. Ob die Sache als solche er- 
halten und nur beschädigt ist, oder ob sie in Folge der Beschädigungen als 
solche zu existiren aufgehört hat und nur Stücke der ehemaligen Sache zurück- 
geblieben sind, kann in einigen Fällen schon von Laien, in andern wohl nur 
von Sachverständigen nach Würdigung der ökonomischen Bestimmung der Sache 
beurtheilt werden. Wenn ein Glasgefäss seinen Henkel, Deckel oder Fuss ver- 
loren hat, im Uebrigen aber ganz geblieben ist, so erscheint es nur als be- 
schädigt. Ist es vollständig zertrümmert und sind nur Scherben übrig geblieben, 
so existirt es als Gefäss nicht mehr, es ist total verloren. Hat das Gefäss 
einen Sprung oder ein Loch erhalten, so dass es zur Aufbewahrung von 



1) L. 80 pr. de usurp. (41, 8). 
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Flüssigkeiten nicht mehr gebraucht werden kann, es hat aber die Crestalt eines 
Gefa^ses gerettet, so hat es nicht aufgehört, ein Olasgefäss zu sein nnd ist 
somit nicht total verloren, sondern nur beschädigt. Gebrauchsunfähigkeit, 
Reparatumnwttrdigkeit oder Reparaturunfähigkeit sind auch hier irrelevante 
Eigenschaften. Das Gefäss ist eben als Aufbewahrungsbehälter für Flttssigkräten 
nicht mehr zu gebrauchen, oder es verlohnt sich nicht, für seine Wieder- 
herstellung grosse Kosten aufzuwenden, oder es ist überhaupt nicht mehr in 
seinen früheren Znstand herzustellen, allein es ist immerhin noch ein Glasgefäss. 
Dies als Beispiel für einfache Sachen. Bei zusammengesetzten Sachen ist die 
Hauptsache zu ermitteln; ist diese ganz vernichtet, die Nebensache aber ganz 
erhalten, so liegt Totalverlust vor; und umgekehrt, wenn sie erhalten, die 
Nebensache aber gänzlich vernichtet ist, pa^eller Schaden. Sind bei einem 
versicherten Spiegel oder Gemälde diese die Hauptsache, die Einrahmungen als 
Träger, Schutz- und Umfassungsmittel Nebensachen, so hat die völlige Yernichtung 
des Spiegelglases oder des Gemäldes selbst dann einen Totalverlnst zur Folge, 
wenn die Einrahmungen intakt geblieben sind. Umgekehrt, wenn letztere als 
Kunstwerke Haupt-, Spiegelglas oder Gemälde als StaflPage Nebensachen gewesen 
sein sollten. 

Ist eine Sachenmenge, d. h. eine Quantität gleichartiger Sachen als Ladung 
Gegenstand der Yersicherung, so erscheint dieselbe als Einheit, als eine y^- 
sicherte Sache. Diese Einheit tritt in zwei Gestalten auf. Entweder ist sie 
äusserllch, körperlich ein Gegenstand, wie ein Fass Petroleum, ein Ballen 
Kaffee, eine Serone Tabak, oder sie wird gebildet von zwei oder mehreren 
körperlichen Gegenständen, wie von fünfzig Sack Getreide, zehn Tonnen 
Cichorie, zwanzig Btlndeln Felle. Im ersteren Falle sind nicht die einzelnen 
Tropfen, Bohnen oder Blätter versichert, sondern die ganze Quantität Petroleum, 
Kaffee, Tabak einschliesslich der Emballage, des Fasses, des Ballens, der 
Serone; versichert ist der Gollo. Hauptsache ist der Inhalt, Nebensache die 
Emballage, Fastage. Wird der Inhalt gänzlich verloren, die Emballage ganz 
oder zum Theil gerettet, so liegt Totalverlust des versicherten Gegenstandes 
vor. Wird aber der Inhalt nur zu einem quantitativen Theil vernichtet, so ist 
nur eine Beschädigung, partieller Schaden entstanden. Dies trifft jedenfalls zu, 
wenn das Fass zur Hälfte, zu drei Vierteln, zu sieben Achteln ausgelaufen ist, 
das Fass bleibt dann immerhin noch zur Hälfte, zu einem Viertel, Achtel ge- 
füllt. Allein wenn es weiter geleert wird, so kommt man zu einer Grenze, von 
der man nicht mehr sagen kann, es ist noch zu einem gewissen Theile gefüllt^ 
sondern es ist nur noch ein Rest vorhanden; das Fass ist fast leer und es 
verlohnt sich nicht, diesen Rest fernerhin als Ladung zu behandeln. Das Fass 
Petroleum hat aufgehört, es zu sein. In diesem Fall ist ebenfalls Totalverlust 
eingetreten. Die angedeutete Grenze lässt sich theoretisch nicht genauer fixiren, 
namentlich nicht in Prozentsätzen bestimmen, ihre Aufsuchung muss vielmehr 
im einzelnen Fall dem Urtheil Sachverständiger anheim gegeben werden. 
Massgebend wird freilich immer das prozentuale Verhältniss des geretteten 
Inhalts zum versicherten und die Erwägung sein, ob das Fass im transport- 
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fähigen Zustand geblieben ist oder nicht, ob der gerettete Inhalt in ein anderes 
F^iss verladen werden mQsste and wieviel Inhalt bei der Verladung und dem 
ferneren Transport noch verloren gehen würde, während die verhältnissmässige 
Geringfügigkeit des beim Verkauf des Inhalts am Bestimmungsorte zu erzielen- 
den Erlöses ohne Einfluss bleiben muss. Zur Bezeichnung der nach Vernichtung 
der ganzen Sache ttbrig gebliebenen Theile bedient man sich je nach der Be- 
schaffenheit ihrer Konsistenz oder Kohärenz neben den Ausdrücken: Rest, 
üeberrest, Ueberbleibsel , Rndera, der Worte: Scherben, Splitter, Brocken, 
Gebröckel, Rückstand, Satz. 

Die zweite Gestalt, in welcher die Einheit der versicherten Ladung äusser- 
lich auftritt, ist die, dass die gesammte versicherte Quantität in zwei oder 
mehrere Theile getheilt und jeder mit der entsprechenden Emballage versehen 
wird, 80 dass zwei oder mehrere Kollis gebildet werden. Die Quantitätstheile 
sind Ladungstheile und jeder solcher Theil Theilladung. Die einzelnen Inhalte 
und die einzelnen Emballagen sind körperliche Theile eines gedachten Ganzen. 
Nicht die einzelnen Kollis, geschweige denn deren einzelne Substanztheile, son- 
dern die Ladung als Ganzes ist versichert. Geht der Inhalt derselben ganz zu 
Grunde, die Emballage aber, wie Fässer, Kisten u. dgl. werden ganz oder 
zum Theil gerettet, so ist, weil jener Hauptsache, diese nur Nebensache ist, ein 
Total Verlust begründet. Gehen aber nur einzelne Kollis ganz zu Grunde, oder 
nur der Inlialt einiger, und das Uebrige wird gerettet, so liegt eine Beschädigung, 
ein partieller Schaden vor.^) Allein auch hier können die Beschädigungen einen 
solchen Umfang annehmen, dass der Begriff der Ladung überhaupt und der 
konkreten Ladung Insbesondere aufgehoben wird, dass die Ladung als solche 
zu existiren aufhört und somit ein Totalverlust angenommen werden muss. 
Auch hier lässt sich eine Minimalgrenze finden, wo man sagen muss, dass die 
geretteten Substanztheile nur Reste, Ueberbleibsel, Rudera sind, und wenngleich 
sie theoretisch nicht festzustellen ist, wird sie doch im einzelnen Fall von 
Sachverständigen gefunden werden. Auch hier wird das prozentuale Verhältniss 
einen massgebenden Faktor abgeben, und nicht bloss in dem Fall, wenn in 
jedem der etwa geretteten zwanzig Fässer Restchen von Zucker sich vorfinden, 
die zusammengekratzt werden mtLssen, um eine neue Fassladung zu bilden, son- 
dern auch wenn von einer sehr grossen Ladung ein oder einige Kollis voll- 
kommen erhalten geblieben sind. 

Wirklicher Totalverlust der Güter kann in derselben Weise wie beim Schiff 
durch menschliche Handlungen erzeugt werden. (Vgl. oben I, a. E. Art. 858, 
Prot. VII S. 8345—3349, 3354 f., VIII S. 4387.) 

III. Wirklicher Totalverlust in Ansehung der Fracht liegt vor, wenn die 
ganze versicherte Fracht verloren gegangen ist (Art. 859). War nur eine oder 
waren mehrere bestimmte Frachtforderungen in mehreren von einander un- 
abhängigen Versicherungsverträgen versichert, so ist der gänzliche Verlust einer 
oder der anderen Fracht Totalverlust dieser einzelnen Frachten, mögen auch 



2) RO.H.G. Bd. 23 S. 384 ff. 

Handbuch des HandekreehU. IV. Band. Abih. 1. 29 
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die übrigen gerettet worden sein. Bildeten aber alle Frachtforderangen einer 
bestimmten Reise zusammen den Gegenstand eines Vertrs^s,^) so liegt Total« 
verlast nur dann vor, wenn alle Frachten verloren sind (Prot. VII S. 3400, 
YIII S. 4392 f.).*) 

lY. Ein Totalverlast in Ansehung des imaginttreii Gewinns oder in An- 
sehung der Provision, welche von der Ankunft der Güter am Bestimmungsorte 
erwartet werden, liegt vor, wenn die Güter den Bestimmungsort nicht erreicht 
haben (Art. 860, Prot. VII S. 3402). 

V. Ein Totalverlust in Ansehung der Bodmerei- oder Havereigelder liegt 
vor, wenn die hierfür haftbaren Gegenstände von einem Total Verluste oder von 
anderen Unfällen dergestalt betroffen sind, dass in Folge der dadurch herbei- 
geführten Beschädigungen, anderweiten Verbodmungen oder sonstigen Belastungen 
zur Deckung jener Gelder kein Geldwerth übrig geblieben ist (Art. 861, Prot. VII 
S. 3403—3406). — 

Die mit Eintritt eines wirklichen Totalverlustes für den Versicherer ent- 
stehende Verbindlichkeit geht auf Zahlung der Versicherungssumme zum vollen 
Betrage. Da sie nur Schadensersatzsumme ist, so gehen diejenigen Geldwerthe, 
welche erspart^) oder gerettet worden sind, nach Verhältniss der Versicherangs- 
summe zum Versicherungswerthe von ihr ab. Der Geldwerth der geretteten Stücke 
wird durch den beim -Verkauf erzielten Erlös bestimmt (Art. 863 Abs. 1). 

Mit der definitiven Zahlung der Versicherungssumme gehen die Rechte des 
Versicherten an der versicherten Sache von Gesetzeswegen auf den Versicherer 
und zwar nach Verhältniss seiner Versicherungssumme zum Versicherungswerthe 
über. Erfolgt daher erst nach dieser Zahlung eine vollständige oder theilweise 
Bettung des versicherten Gegenstandes,^) so hat nur der Versicherer, und nicht 
der abgefundene Versicherte einen Anspruch auf das nachträglich Gerettete 
(Art. 863 Ab». 2 u. 3, Prot. VII S. 3376—3385). 

Eine besondere Art von Rettung des versicherten Gegenstandes oder 
einzelner Theile desselben kann beim imaginären Gewinn vorkommen. Werden 



3) S. oben S. 351. 

*) Der durch Insolvenz des Schuldners bewirkte Verlust einer bereits verdienten 
Fracht ist selbstverständlich kein Totalverlust Prot. VIII S. 4392. Die mit der Verab* 
rednng der NichtzurUckzahlung im Fall des Verlusts der Güter auf die Fracht geleistete 
Vorauszahlung erscheint nicht als geretteter Theil der Fracht, sondern als gar nicht mit- 
versichert Es liegt also, falls der nicht gezahlte Theil der Fracht verloren geht, nicht 
theilweiser, sondern Totalverlust der Fracht vor. S. oben S. 851. 

^) Art. 804. Sind die Ausrüstungskosten oder die Heuer (s. oben 8. 351 f.), sei es 
selbständig, sei es durch Versicherung der Bruttofracht, oder sind bei der Versicherung 
von Gütern die Fracht oder die Kosten während der Reise und am Bestimmungsort 
versichert, so leistet der Versicherer für denjenigen Theil derselben keinen Ersatz, welcher 
in Folge eines Unfalls erspart wird. Prot. VII S. 3034 ff. Entw. I. Lesung. Art 696. 
Prot. VIII S. 4271 f. 

^) So wenn aus dem versunkenen Schiff unerwarteter Weise ein Theil der mit- 
gesonkeneu Guter wieder zu Tage gebracht, oder das bereits rechtskräftig kondemnirte 
Schiff in Folge Friedensschlusses wieder frei gegeben wird. 
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die Güter in Folge eines Unfalls während der Reise verkauft, so liegt, weil sie 
den Bestimmungsort nicht erreicht haben, Totalverlust des imaginären Gewinns 
vor. Uebersteigt nun der beim Verkauf erzielte Reinerlös ihren Versicherungs- 
werth, so ist der Mehrerlös reiner Gewinn, der bis zu seinem Belaufe an Stelle 
des verlorenen vertragsmässigen imaginären Gewinns am Bestimmungsorte tritt, 
und als geretteter Theil des im Ganzen verlorenen Yersicherungswerthes an der 
Versicherungssumme verhältnissmässig in Abzug kommt. Dasselbe ist der Fall, 
wenn die versicherten Güter in grosser Haverei aufgeopfert und mit einem 
ihren Versicherungswerth übersteigenden Betrag vergütet wurden, und ebenso 
wenn die versicherten, vom Verfrachter verlorenen oder vom Schiffer mit für 
den Rheder verpflichtender Wirkung verbodmeten, verkauften oder verwendeten 
Güter am Bestimmungsorte einen ihren Versicherungswerth übersteigenden 
Marktpreis hatten. Alle diese Werthe sind nur gerettete Stücke des als 
Ganzes total verlorenen imaginären Gewinns (Art. 864, 860, 612, 613, 607, 
510, Preuss. Entw. Art. 651, Entw. I. Les. Art. 745, Prot. VII S. 3402, 
VIII S. 4394). 

B. Fingirter (konstruktiver) Totalverlast. 

Die Unfälle der Seeschiffahrt haben den Verlust der versicherten Sache 
theils sofort und unmittelbar nach ihrem Eintritt, theils erst nach mehr oder 
weniger geraumen Zeit zur Folge. In die Kategorie der ersteren gehört 
z. B. das Verbrennen des Schiffes auf hoher See und das Sinken desselben auf 
tiefen Meeresgrund in einer Weise, dass keine Hoffnung auf Rettung besteht. 
Zur zweiten Kategorie gehört das Stranden, die Nehmung durch Kriegsschiffe 
oder Kaper, die Wegnahme durch Seeräuber, der Embargo, Diebstahl u. s. w. 
In diesen Fällen ist der Verlust erst perfekt, wenn die Massregeln behufs 
Rettung, Gefahrabwendung oder Wiedergewinnung der Sache vergeblich gewesen 
oder nutzlos sind. So lange das gestrandete Schiff noch abgebracht werden 
kann, oder das Prisengericht sein Kondemnationsurtheil noch nicht gesprochen 
hat oder dieses noch nicht rechtskräftig ist, so lange die Seeräuber und Diebe 
noch verfolgt werden können, in so lange liegen nur vorbereitende oder 
Anfangs-Handlungen bezw. Thatsachen des Verlustes vor, und so lange ist daher 
die Schadensersatzverbindlichkeit der Versicherer nicht begründet. Erst wenn 
Schiff oder Güter, wie das Gesetz sagt, dem Versicherten ohne Aussicht auf 
Wiedererlangung entzogen sind, liegt ein Totalverlust vor (Art. 858). Dieser 
Schlussakt des Verlustes, der definitive Verlust tritt zuweilen erst sehr spät 
€in, der Zustand schwankender Hoffnung der Rettung oder peinigender Be- 
fürchtung des Verlustes kann ein zeitlich sehr langer sein, er kann viele Jahre 
dauern. Nach dem Wesen der Versicherung ist es aber unstatthaft, den Ver- 
sicherten mit der Geltendmachung seines bedrohten Interesses bis auf den 
Zeitpunkt zu vertrösten, wann sich das Schicksal der versicherten Sache definitiv 
entschieden haben oder das schliessliche Schicksal derselben zur Kenntniss der 
.Interessenten gelangt sein wird, und hat daher das Gesetz bei den wichtigsten 
solcher Unfälle zum Schutze der Interessen des Versicherten eine Zeit bestimmt, 

nach deren fruchtlosem Ablaufe eine Aussicht auf Wiedererlangung der ver- 

29* 
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sicherten Sache als nicht mehr bestehend angesehen werden soll. Es stützte 
sich hierbei auf den gewöhnlichen Lauf der Dinge und auf die Erfahrung, dass 
wenn in den betreffenden Fällen während einer bestimmten Zeit nach Eintritt 
des Unfallsanfangs eine Rettung nicht stattgefunden habe, jeder weitere Versuch 
fruchtlos und der definitive Verlust sicher oder im höchsten Grade wahrschein- 
lich sei. Diese Fiktion tritt indessen nicht in allen Fällen ein, Regel ist 
vielmehr, dass die Aussichtslosigkeit in Bezug auf die Rettung der Sache 
in jedem einzelnen Falle zu konstatiren ist, freilich nach freiem richterlichen 
Ermessen. 

Jene besonders ausgezeichneten Fälle, welche man mit dem Ausdruck: 
konstraktlTer oder fiktiver Totalverlust zu belegen pflegt, sind: 

der der Versekolleiiheit des Schiffes und der der Nehmung ^) des Schiffes 
oder der Gfiter. 

I. Ftbr letzteren Fall ist bestimmt, dass ein Totalverlust dann vorliegt, 
wenn der Gegenstand der Versicherung dadurch bedroht ist, dass das Schiff 
oder die Güter 

1. unter Embargo gelegt, 

2. von einer kriegführenden Macht aufgebracht, 

3. auf andere Weise durch Verfügung von hoher Hand angehalten oder 

4. durch Seeräuber genommen, 

und während einer Frist von sechs, neun oder zwölf Monaten nicht freigegeben 
sind, je nachdem die Aufbringung, Anhaltung oder Nehmung geschehen ist: 

a. in einem europäischen Hafen oder in einem europäischen Meere oder 
in einem, wenn auch nicht zu Europa gehörenden Theile des mittelländischen, 
schwarzen oder azowschen Meeres, oder 

b. in einem anderen Gewässer, jedoch diesseits des Vorgebirges der guten 
Hoffnung und des Kap Hom, oder 

c. in einem Gewässer jenseits des einen jener Vorgebirge (Art. 865). 

Die Fiktion des Totalverlustes knüpft nicht schon an die alleinige That« 
Sache des Embargo, der Aufbringung, Anhaltung oder einfachen Wegnahme an, 
sondern es wird gefordert, dass diese Handlungen in der primären oder 
eventuellen Absicht vorgenommen worden sind, Schiff oder Güter dem Versicherten 
dauernd zu entziehen und einen wirklichen Verlust beider für ihn herbeizuführen. 
Der fiktive Verlust ist nur ein Ersatz für den wirklichen Verlust, die Perfektion 
des Verlustes wird fingirt, weil ein Verlust überhaupt, der Eintritt der zur 
Perfektion des Verlustes gehörenden letzten Thatsache droht; diese letzte 
Handlung wird wegen ihrer übergrossen Wahrscheinlichkeit als bereits ein- 
getreten oder sicherlich eintretend angenommen. War daher mit den Thatsachen 
des Embargo nicht die Absicht definitiver Entziehung, sondern nur die eines 



"0 Dieser Ausdruck ist kein technischer des Gesetzes, auch nicht gebräuchlich und 
nicht ganz zutreffend. Indessen muss behufe leichterer Handhabung der hier ein- 
schlagenden Rechtsbegriffe ein kurzer Ausdruck gefunden werden, und er ist der relativ 
bezeichnendste. 
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vorübergehenden Gebrauchs des versicherten Gegenstandes verbunden, so kann 
wohl eine Schädigung der Interessen des Yersicherten eintreten, ein Totalverlust 
aber nicht angenommen werden. Bei der Wegnahme von Schiff oder Ladung 
durch Seeräuber kann zwar in gewissen ' Fällen sofort auf die Absicht 
definitiver Entziehung geschlossen, in andern aber muss diese Absicht erst 
festgestellt werden. Der Embargo kann in dieser Absicht verfügt sein, als 
Bepressalie oder behufs Vernichtung neutraler Schiffe auf feindlichem Gebiet 
aus Gründen militärischer Noth wendigkeit, allein er kann auch nur die Absicht 
gehabt haben, fremde Schiffe zeitweilig, etwa während der Dauer eines Krieges 
zum Transport zu verwenden, oder dieselben zeitweilig zurückzuhalten, um zu 
verhindern, dass gewisse Thatsachen, namentlich militärische Operationen und 
Massnahmen zur Kenntniss des Feindes gelangen.^) 

Der fiktive Totalverlust ist nur ein Ersatz des drohenden wirklichen Total- 
verlustes. Ist daher in den gesetzlichen Nehmungs- bezw. Freigabefristen 
letzterer eingetreten, sind Schiff oder Güter in diesen Fristen adjudizirt, ver- 
brannt oder versenkt worden, so kommen lediglich die vom wirklichen Total- 
verlust geltenden Rechtsnormen zur Anwendung. 

Diese Nehmungsfristen werden von dem Tage an berechnet, an welchem 
dem Versicherer der den versicherten Gegenstand mit Verlust bedrohende Unfall 
durch den Versicherten angezeigt ist (Art. 865, 822).^) Ihre Grösse und deren 
Verschiedenheit ist bestimmt mit Rücksicht auf die erfahrongsmässige Dauer 
des die Freigabe der genommenen Gegenstände an mehr oder weniger entfernten 
Orten bezweckenden Verfahrens. 

Dem fiktiven Totalverlust unterliegt nicht nur Schiff und Ladung, sondern 
jedes versicherbare Interesse, insbesondere auch Fracht, imaginärer Gewinn, 
Provision, Bodmerei- und Havereigelder.*®) 

IL Versehollenhelt. Ein Schiff, welches eine Reise angetreten hat, ist als 
verloren, versehollen, anzusehen, wenn es innerhalb einer bestimmten Frist, der 
Verschollenheitsfrist, den Bestimmungshafen nicht erreicht hat, auch innerhalb 
dieser Frist den Betheiligten keine Nachrichten über dasselbe zugegangen sind. 
Die Verschollenheitsfrist beträgt: 

1. wenn sowohl der Abgangshafen als der Bestimmungshafen ein europäischer 
Hafen ist, bei Segelschiffen sechs, bei Dampfschiffen vier Monate; 

2. wenn entweder nur der Abgangshafen oder nur der Bestimmungshafen 
ein nichteuropäischer Hafen ist, falls derselbe diesseits des Vorgebirges der 
guten Hoffnung und des Kap Hörn belegen ist; bei Segel- und Dampfschiffen 



^) Ob diese auf die Natur des fiktiven Totalverlusts gegründete Ansicht der Absicht 
der Kommission völlig entspricht, kann im Hinblick auf den Wortlaut der Protokolle 
▼ielleicht angezweifelt werden; z. B. Prot. VH S. 8856 Abs. 2. Allein der bloss vorüber- 
gehende Gebrauch eines Schiffs, das nach gemachtem Gebrauche wieder zurückgegeben 
werden soll, kann als wirklicher Verlust doch wohl nicht angesehen werden. S. auch 
Prot VII S. 3401, 3475. 

») S. oben S. 432. 

10) Vgl. über diesen fiktiven Totaiverlust Prot VH S. 3856 ff., 8400 ff., 3474 f., 3477 ff. 
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neun Monate, falls derselbe jenseits des einen jener Vorgebirge belegen ist, bei 
Segel- und Dampfschiffen zwölf Monate; 

3. wenn sowohl der Abgangs- als der Bestimmungshafen ein nichteuropäischer 
Hafen ist, bei Segel- und Dampfschiffen sechs, neun oder zwölf Monate, je nach- 
dem die Durchschnittsdauer der Reise nicht über zwei oder nicht über drei 
oder mehr als drei Monate beträgt (Art. 866). 

Von einem Schiffe, das nach Ablauf der Zeit, die es regelmässig zur Reise 
von einem Hafen zu einem andern nothwendig hat, im Bestimmungshafen nicht 
angekommen ist, kann für die nächste Zeit angenommen werden, dass es durch 
widrige Winde, vorübergehende Beschädigungen seines Körpers und insbesondere 
seiner Maschine oder durch andere zufällige und nur auf kurze Zeit wirkende 
Ereignisse in seinem Kours gehemmt oder durch Sturm in eine ganz andere 
Region verschlagen ist. Die Yermuthung, dass es in Folge eines Unfalls ver- 
nichtet sei, ist zu dieser Zeit noch nicht gerechtfertigt. Wenn aber eine weitere 
geräumige Zeit verstreicht, ohne dass es am Ort seiner Bestimmung anlangt^ 
wenn die Erkundigungen der um sein Schicksal besorgten Interessenten nach 
seinem Verbleib an den Orten und Gegenden, die es passiren musste oder 
konnte, oder bei Schiffen, denen es hätte begegnen müssen oder können, 
fruchtlos geblieben sind, auch keinerlei Nachrichten von seiner Ankunft an 
irgend einem Orte durch öffentliche Blätter oder die Geschäftswelt an den 
Abgangsort gelangen, dann muss auf Grund der in der Seeschiffahrt gemachten 
Erfahrungen angenommen werden, dass es durch irgend einen Unfall gänzlich 
verloren sei. Diese Annahme ist nicht bloss Präsumtion, gegründet etwa auf 
eine hochgradige Wahrscheinlichkeit, sondern geradezu ein Schluss, gegründet 
auf menschliche Gewissheit, und darum und weil der wirkliche Verlust nicht 
bewiesen ist, Fiktion des Verlustes. Ihr Gegenstand ist nicht Verlust durch einen 
individuell bestimmten Unfall, es wird nicht fingirt, dass das Schiff auf hoher 
See verbrannt oder in Folge Schiffbruchs oder Strandung unrettbar gesunken, 
auch nicht, dass es von Seeräubern genommen oder einer kriegführenden Macht 
für gute Prise erklärt worden sei, es wird vielmehr der Verlust überhaupt, 
ohne bestimmte causa fingirt. In dieser Beziehung unterscheidet sich der 
fiktive Totalverlust des Schiffes im Fall der Verschollenheit von dem sub I 
behandelten Fall des Totalverlustes wegen fingirter definitiver Nehmung. 

Die Grösse der Verschollenheitsfristen und deren Verschiedenheit ist be- 
stimmt mit Rücksicht theils auf die erfahrungsmässig durchschnittliche Dauer 
der Fahrten von Dampf- und Segelschiffen vom Abgangs- bis zum Bestimmungs- 
hafen, theils auf die Zeit, welche den um das Schicksal des Schiffes besorgten 
Interessenten nöthig ist, um Erkundigungen über den Verbleib des Schilfes 
einzuziehen und theils mit Rücksicht auf die praktische Handhabung der für 
die rechtliche Behandlung dieser Art des Totalverlustes nothwendigen Be- 
stimmungen, welche es als durchaus unthunlich erscheinen lässt, ein auf kleinere 
Entfernungsmasse basirtes Klassensystem in den Verkehr einzuführen.^^) Der 



^') Es ist alleidings nicht zu verkennen, dass die im Gesetz bestimmten Verschollen- 
heitsfristen in manchen Fällen weit über das Bedürfiiiss hinaus gehen, so beispielsweise 
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Gnmd der Abkürzung der Verschollenheitsfrist für Dampfschiffe im ersten and 
ihrer Gleichstellnng mit denen fClr Segelschiffe im zweiten und dritten Fall ist 
der, dass die Dampfschiffahrt eigentlich nur bei europäischen Reisen als eine 
schnellere Fahrt angesehen werden kann, während bei transatlantischen Reisen 
das von einem Unfall betroffene Dampfschiff, da meistens entweder die Maschine 
beschädigt oder Kohlenmangel eingetreten sein wird, noch hilfloser ist als ein 
Segelschiff (Prot. VIII S. 4394). 

Wenn es im dritten Fall zweifelhaft ist, ob die Darchschnittsdaner einer 
aussereuropäischen Reise zwei, drei oder weniger oder mehr Monate beträgt, 
so soll die nächst höhere Frist (nenn oder zwölf Monate) abgewartet werden 
(Art. 866). 

Die Verschollenheitsfrist wird von dem Tage an berechnet, an welchem 
das Schiff die Reise angetreten hat (nicht erst von der Zeit an, zu welcher es 
in See gegangen ist. Prot. VII S. 3418). Sie wird anterbrochen durch jedes 
Zeichen seiner Existenz, das als sichere Nachricht zu den Interessenten'^) ge- 
langt; Zeit und Ort der Unterbrechung ist Zeit und Ort der Zeichengebung, 
nicht der Ankunft der Nachricht Von da an läuft eine neue Verschollenheits- 
frist; nicht die alte als solche, sondern diejenige, welche für Reisen vom Ort 
der Unterbrechung nach dem Bestimmungshafen gesetzlich vorgeschrieben sind. 
So läuft für ein von den chinesischen Gewässern nach Bremen abgegangenes 
Dampfschiff, welches zuverlässig noch im Kanal gesehen wurde, von da an aber 
verschwunden ist, nicht die ftLr Dampfschiffahrten von einem nicht europäischen. 



für die Fahrt eines DampfschüQfo von Brenierhafen nach Cuxhafen, von Rotterdam nach 
Antwerpen, die Frist von vier Monaten. Man hatte daher in der Kommission ein auf 
die durchschnittliche Reisezeit basirtes Klassensystem vorgeschlagen , dasselbe freilich 
nicht für die kleinsten und kleinere Entfernungen spezialisirt, sondern die Skala von 
40, 80 und mehr Reisetagen aufgestellt Hiergegen vmrde aber bemerkt, dass dieser Vor- 
schlag, wenn er auch prinzipiell der richtige sein möchte, doch wegen der Üngewissheit, 
ob eine Reise in diese oder jene Klasse gehöre, zu den grössten praktischen Unzuträg- 
lichkeiten, insbesondere fast in jedem Falle zu einem Prozesse und dazu fuhren würde, 
dass der Versicherte oft ohne alles Verschulden um sein gutes Recht komme. Wenn der 
Abandon an gewisse Formen und Fristen gebunden werden solle, und der Versicherte in 
einem konkreten Fall vielleicht der Meinung gewesen sei, die betreffende Reise gehöre 
in die höhere Klasse, schwebe er in der Gefahr, dass die Reise vom Richter in eine 
niedrigere Klasse eingereiht und der Abandon f&r verspätet erachtet werde. Wie lästig 
solche Prozessführungen seien, ergebe die englische Praxis. Es sei ein dringendes Be- 
dürfniss daf&r vorhanden, wenigstens insoweit dies thunlich erschiene, für die haupt- 
sächlichsten Reisen fixe, ohne fernere Berechnungen und Sachverständigen- Gutachten für 
Jedermann erkennbare Verschollenheitsfristen festzusetzen. — Diesen Einwendungen kann 
man seinen Beifall nicht versagen. Die Rücksichten der Sicherheit stehen mitunter höher, 
als die der materiellen Gerechtigkeit. Im Fragefall wäre mit der relativ zu langen Ver- 
schollenheitsirist das Interesse des Versicherten nur darin geschädigt, dass er auf die 
Zahlung der Versicherungssumme etwa zwei Monate länger warten müsste, als unbedingt 
nöthig wäre, ein praktischer Missstand, dem in Wirklichkeit kein Werth beizulegen 
sein dürfte. 

*^) Die Interessenten oder Betheiligten sind der Versicherte, Versicherungsnehmer, 
Versicherer, Destinatar. Prot. VII S. 3474 ff. 
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jenseits des Vorgebirges der guten Hoffnung belegenen Hafen nach einem 
europäischen Hafen vorgeschriebene zwölfmonatliche, sondern die viermonatliche 
für europäische Reisen bestimmte Verschollenheitsfrist (Art. 867, Prot. Vll 
S. 3414 f.). 

Dem fiktiven Totalverlust im Fall der Verschollenheit des Schiffes unter- 
liegt nicht nur dieses, sondern jedes versicherbare Interesse, insbesondere auch 
die Güter, Fracht, ims^inärer Gewinn, Provision, Bodmerei- und Haverei- 
gelder.^') 

Mit dem Eintritt des fingirten Totalverlastes in den Fällen der Nehmung 
und Verschollenheit entsteht, wie beim wirklichen Total verlast der Ansprach 
des Versicherten auf Zahlung der Versicherungssumme zum vollen Betrage. Da 
aber die als verloren fingirten versicherten Gegenstände immerhin nachträglich 
wieder freigegeben werden oder zam Vorschein gelangen können, so erhält aaf 
der andern Seite der Versicherer einen Ansprach auf die dem Versicherten an 
denselben zustehenden Rechte. Mit dem Rechte des Versicherten aaf die 
Versicherungssumme korrespondirt seine Pflicht zur Abtretung jener semer 
Rechte, und er kann seinen Anspruch nur geltend machen, wenn er zugleich 
erklärt, diese Rechte abtreten zu wollen (Art. 865). 

Der technische Ausdruck für diese Abtretung ist Abandon, und für die 
Erklärung der Abtretung Abandonerkläning (Art. 865, 868). 

Der Abandonerklärnng sind einige formelle und materiell-rechtliche Eigen- 
schaften beigelegt. 

1. Sie muss, um wirksam sein zu können, innerhalb gesetzlich bestimmter 
Frist, der Abandonfrist , dem Versicherer zugehen. Die Abandonfrist beträgt 
sechs Monate, wenn im Fall der Verschollenheit der Bestimmungshafen ein 
europäischer Hafen ist und wenn im Falle der Aufbringung, Anhaltung oder 
Nehmung der Unfall in einem europäischen Hafen oder in einem europäischen 
Meere, oder in einem, wenn auch nicht zu Europa gehörenden Theile des mittel- 
ländischen, schwarzen oder azowschen Meeres sich zugetragen hat. In den 
übrigen Fällen beträgt sie neun Monate. Sie beginnt mit dem Ablauf der 
Verschollenheits- und Nehmungsfristen und bei der Rückversicherung mit dem 
Ablauf des Tags, an welchem dem Rückversicherten von dem Versicherten der 
Abandon erklärt worden ist (Art. 868). Nach Ablauf der Abandonfrist ist 
der Abandon unstatthaft, unbeschadet des Rechts des Versicherten, nach Mass- 
gabe der sonstigen Grundsätze Vergütung für einen wirklichen Total- oder 
partiellen Schaden in Anspruch zu nehmen (Art. 869). In den Fällen der 
Nehmung hat daher der Versicherte abzuwarten, bis das Schiff freigegeben oder 
definitiv verloren wird. Im Fall der Verschollenheit aber würde das an den 
Versicherten gestellte Ansinnen, das Wiedererscheinen des Schiffes abzuwarten' 
oder den Beweis des wirklichen Total Verlustes zu führen, gleichbedeutend sein 
mit dem Ausschluss jedes Schadensersatzes. Dies wäre unbillig und gegen das 
Wesen der Versicherung. Es wird daher nach Ablauf der Verschollenheits- 



»8) S. oben Not. 10. 
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and Abandonfrist der Total verlast nicht fingirt, sondern nnr präsamirt. Die 
Folge ist, dass der Versicherte zwar Ersatz des präsamirten Totalschadens 
fordern kann, bei späterem Wiedererscheinen des Schiffes aber, nachdem jene 
Präsamtion durch den Beweis des Gegentheils entkräftet ist, die gezahlte 
Yersicherangssamme wieder zarflckzahlen muss,^^) und nar den etwa erlittenen 
Partialschaden geltend machen kann (Art. 869, Prot. YII S. 3437 ff.). 

2. Eine besondere Form, insbesondere Schriftlichkeit, ist für die Abandon- 
erklärang nicht vorgeschrieben (Prot. YII S. 3439)* Dagegen moss der Yer- 
sicherte dem Yersicherer, wenn and sobald dieser die Rechtmässigkeit des 
Abandons anerkannt hat, aaf Verlangen and Kosten desselben über den als 
Wirknng der Abandonerklärnng eingetretenen Uebergang der Rechte des Yer- 
sicberten aaf den Yersicherer eine beglaabigte Anerkennangsurkunde, Abandon- 
revers, ertheilen, sowie alle weiteren auf dessen Legitimation behafs Verfolgung 
der abgetretenen Rechte and aaf die abandonnirten Gegenstände sich beziehen- 
den Urkanden aasliefern (Art. 875, Prot. YII S. 3462 f.). 

3. Die Abandonerklärnng ist ein einseitiges Rechtsgeschäft, sie bedarf za 
ihrer Gültigkeit und Wirksamkeit nicht der Acceptation des Versicherers 
(Prot. VII 8. 3439, 3463). 

4. Sie mass, am gültig zu sein, eine definitive Abtretnng der Rechte 
enthalten und ohne Vorbehalt oder Bedingung erfolgen (Art. 870). 

5. Sie muss auf den ganzen versicherten Gegenstand sich erstrecken, so- 
weit dieser zur Zeit des Unfalls den Gefahren der See ausgesetzt war. War 
der Gegenstand nicht zu seinem vollen Werthe versichert, so ist der Versicherte 
nur den versicherten Theil zu abandonniren verpflichtet (Art. 870, Prot. YII 
S. 3440 ff.). 

6. Sie ifit unwiderruflich (Art. 870, Prot. VII S. 3443). 

7. Der Versicherte muss, soweit er dazu im Stande ist, mit der Abandon- 
erklärung die Anzeige an den Yersicherer verbinden, ob und welche andere, 
den abandonnirten Gegenstand betreffende Versicherungen genommen sind, und 
ob und welche Bodmereischulden oder sonstige Belastungen darauf haften 
(Art. 873, Prot. VII S. 3458). 

8. Eine Abandonerklärung ist ohne rechtliche Wirkung^ wenn die zur 
Begründung des Totalverlustes angeführten Thatsachen unwahr sind bezw. in 
der Folge sich nicht bestätigen (Art. 873). 

9. Eine Abandonerklärnng ist ohne rechtliche Wirkung, wenn die zur 
Begründung des Total Verlustes angeführten Thatsachen zwar wahr sind, aber 
zur Zeit der Abandonerklärung nicht mehr bestehen. Dagegen bleibt die gültige 
Abandonerklärung für beide Theile verbindlich, wenn in der Folgezeit Umstände 



^^) Nach Art. 863 (s. oben S. 450) erhält bei wirklichem Totalverlnst der Yersicherer 
mit der Zahlung der Yersicherungssumme einen Anspruch auf Alles, was von dem ver- 
sicherten Gegenstande nachträglich gerettet wird. Verlangt er daher in obigem Falle den 
Rückersatz seiner VersicherungssumDie , so muss er dem Versicherten gegenüber auf die 
in Gemässheit jenes Artikels ihm zustehenden Rechte verzichten. Art 869. 
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sich ereignen, deren früherer Eintritt das Recht zam Abandon aasgeschlossen 
haben würde (Art. 873, Prot. VII S. 3442 ff.). 

Mit der rechtsgültigen Abandonerklärang gehen aaf den Versicherer alle 
Rechte über, welche dem Versicherten in diesem Zeitpunkte in Ansehung des 
abandonnirten Gegenstandes zustehen, mögen es Eigenthums-, Besitz-, Niess- 
brauchs- und Pfandrechte oder Forderungen sein. Eines besonderen üeber- 
tragungsaktes , wie Tradition oder Gession, bedarf es nicht. Wird das Schiff 
abandonnirt, so gebührt dem Versicherer desselben die Nettofracht der Reise, auf 
welcher der Unfall sich zugetragen hat, soweit die Fracht erst nach der Abandon- 
erklärung verdient wird. Dieser Theil der Fracht wird nach den für die 
Ermittelung der Distanzfracht geltenden Grundsätzen berechnet. ^^) War die 
Fracht selbständig versichert, so hat den hiernach für den Versicherten ent- 
stehenden Verlust der Versicherer der Fracht zu tragen (Art. 872, Prot. VII 
S. 3449—3457, VIII S. 4395 f.). Die dem Versicherten an dem versicherten 
Gegenstande zur Zeit der Abandonerklärung zustehenden Rechte gehen auf den 
Versicherer auch mit den zu dieser Zeit darauf haftenden Lasten, Verbindlich- 
keiten und dinglichen Rechten über. Der Versicherer ist daher berechtigt, den 
Betrag, um welchen der Werth der versicherten Sache durch derartige Passiven 
vermindert wird, von der Versicherungssumme abzuziehen, bezw. der Versicherte 
hat dem Versicherer Gewähr zu leisten wegen der auf dem abandonnirten 
Gegenstande zur Zeit der Abandonerklärung haftenden dinglichen Rechte, es 
sei denn, dass diese in Gefahren sich gründen, wofür der Versicherer nach 
dem Versicherungsvertrage aufzukommen hatte (Art. 872, Prot. VII S. 3448). 

Der Uebergang der Rechte und Lasten auf den Versicherer befreit in- 
dessen den Versicherten nicht von seiner Pflicht zur möglichsten Rettung der 
abandonnirten Sachen, ^^) doch hat er als GeschäftsftLhrer des Versicherers einen 
Anspruch nicht bloss auf Ersatz; seiner desfalls aufgewendeten Kosten, sondern 
auch auf einen angemessenen Vorschuss (Art. 874, s. oben S. 435). 

§ 78. 
d. Partieller Schaden. 

Partieller Schaden oder theilweiser Verlust ist Verlust eines Theiles 
( Bruch theiles, Prozentsatzes) des vollen Geldwerthes eines versicherten Gegen- 
standes. Er gestaltet sich bei den verschiedenen versicherten Gegenständen 
verschieden. 

I. Bei Schiffen ist zu unterscheiden, ob die an ihrem Körper bewirkten 
Beschädigungen durch Reparaturen wieder gehoben werden oder nicht. Im 
ersteren Falle besteht der zu ersetzende Schaden in dem nach Vorschrift der 
Art. 711 und 712 zu ermittelnden Betrage der Reparaturkosten, soweit diese 



1») S. oben S. 216. 

1«) S. oben § 74 S. 433. 
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die Beschädigungen betreffen, welche dem Versicherer zur Last fallen (Art. 876).^) 
Das Nähere ist oben im Abschnitt V S. 271 dargestellt. Im Fall der auf ge- 
setzlichem Wege festgestellten Reparatamnfähigkeit oder Keparaturnnwürdig- 
keit*) ist der Versicherte dem Versicherer gegenüber befugt, das Schiff oder 
das Wrack zum öffentlichen Verkauf zu bringen, and besteht alsdann der vom 
Versicherer za ersetzende Schaden in dem Unterschiede zwischen dem erzielten 
Reinerlöse und dem Versicherungswerthe (Art. 877, Prot. VII S. 3595 ff.).») 
Hat der Versicherte in schuldloser Unkenntniss erheblicher Schäden des Schiffes 
mit der Reparatur der ihm bekannten begonnen, und werden erst später jene erheb- 
lichen Schäden, welche zur Reparaturunfähigkeit oder Reparatnrunwttrdigkeit 
führen, entdeckt, so ist er vom Recht des Verkaufs des Schiffes nicht aus- 
geschlossen, und der Versicherer hat überdies die bereits aufgewendeten 
Reparaturkosten insoweit besonders zu vergüten, als durch die Reparatur bei 
dem Verkaufe des Schiffes ein höherer £rlös erzielt worden ist (Art. 878, 
Prot. VII S. 3682—3690). 

II. Bei Gutem ist zu unterscheiden, ob sie sämmtlich oder zum Theil 
beschädigt im Bestimmungshafen ankommen, oder ob ein Theil derselben auf 
der Reise verloren gegangen ist, oder ob sie auf der Reise in Folge eines 
Unfalls verkauft worden sind. Sind sie 

1. beschädigt im Bestimmungshafen angekommen, so ist zunächst der 
Bruttowerth, den sie daselbst im beschädigten Zustande wirklich haben, auf 
dem allein zuverlässigen Wege des öffentlichen Verkaufs, und nur wenn der 
Versicherer einwilligt, durch Abschätzung, und der Bruttowerth, den sie daselbst 
in unbeschädigtem Zustande haben würden, nach Massgabe der Bestimmungen 
des ersten und zweiten Absatzes des Art. 612^) zu ermitteln, und damit der 
Verlust des Geldwerthes jener Güter in Prozenten festzustellen. Eben so viele 



') Es muBS nämlich gefragt werden, um welche Summe ist in Folge der erlittenen 
Beschädigungen das Schiff weniger Werth geworden? Die Antwort ist: Der Minderwerth 
besteht in dem Werthe des an die Stelle des zerstörten oder verlorenen Schiffisstücks 
tretenden Ersatzstücks und seiner ordnungsmässigen Verbindung mit dem Ganzen, also 
im Werthe der Reparaturkosten. 

2) Art 444, 499. S. oben § 19 8. 86, 72 Not. 4. Bei der Begutachtung der Re- 
paraturunwürdigkeit des Schiffs bleibt der nach den Grundsätzen des Versicherungsrechts 
bestimmte Versicherungswerth, gleichviel ob derselbe taxirt i»t oder nicht, selbstverständ- 
lich ausser Betracht Art. 877 Abs. 3, Prot. VII S. 3362 ff. 

°) Schiff oder Wrack bleiben bis zum Verkauf versichert; erst mit diesem endet 
die Gefahr des Versicherers. Auch haftet letzterer für den Eingang des Kaufpreises. 
Art. 877 Abs. 2, Prot VII S. 3600 ff. 

*) Dieser Werth wird durch den Marktpreis bestimmt, welchen Güter derselben Art 
und Beschaffenheit am Bestimmungsorte der Güter bei Beginn der Löschung des Schiffs 
oder, wenn eine Entlöschung des Schiffs an diesem Orte nicht erfolgt, bei seiner Ankunft 
daselbst haben. In Ermangelung eines Marktpreises, oder falls Über denselben oder über 
dessen Anwendung, insbesondere mit Rücksiebt auf die Qualität der Güter Zweifel bestehen, 
wird der Preis durch Sachverständige ermittelt. S. oben § 34 S. 157 Nr. IV. 
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Prozente des Versicherangswerthes sind dann als der Betrag des Schadens an- 
anzusehen (Art. 879 Abs. 1 u. 2, Prot. VII S. 3505, 8507—3516).'^) 

2. Ist ein Theil der Güter auf der Reise verloren gegangen, so besteht 
der Schaden in ebenso vielen Prozenten des Versicherungswerthes , als 
Prozente des Werthes der Güter verloren gegangen sind (Art. 880, Prot. VII 
S. 3516). 

3. Wenn Güter auf der Beise in Folge eines Unfalls verkauft worden 
sind, so besteht der Schaden in dem Unterschiede zwischen dem (nach Abzug 
der Fracht, Zölle und Verkaufskosten) sich ergebenden Reinerlöse der Güter 
und deren Versicherungswerthe.«) (Art. 881 Abs. 1, Prot. VII S. 3506, 3516.)^) 
Selbst wenn alle Güter verkauft werden mussten, liegt doch nur partieller 
Schaden und nicht Totalverlust vor. Denn nur der Körper der Güter ist voll- 
ständig verloren, ihr versicherter Geldwerth aber ist durch den Verkauf je nach 
der Grösse des Erlöses zum Theil gerettet, zum Theil verloren worden. 

III. Bei partiellem Verluste der Fracht ist zu unterscheiden, ob die Fracht 
taxirt und zwar gerade mit Rücksicht auf einen vom Versicherer zu ersetzenden 
Schaden taxirt war ^) oder nicht. Wenn nicht, so besteht der Schaden in dem- 
jenigen Theile der in den einzelnen Frachtverträgen bedungenen oder in deren 
Ermangelung der üblichen Fracht, welcher wirklich verloren gegangen ist; wenn 
taxirt, in ebenso vielen Prozenten der Taxe, als Prozente der bedungenen oder 
üblichen Fracht verloren sind (Art. 882, Prot. VII S. 3516). 

IV. Bei partiellem Verluste des imaginären Gewinnes und der Provision, 
welche von der Ankunft der Güter erwartet werden, ist zu unterscheiden, ob 
die Güter zwar sämmtlich, aber in beschädigtem Zustande ankommen, oder ob 
ein Theil derselben den Bestimmungshafen überhaupt nicht erreicht. In ersterem 
Falle besteht der Schaden in ebenso vielen Prozenten des als Gewinn oder 
Provision versicherten Betrags, als der nach Vorschrift des Gesetzes^) zu er- 
mittelnde Schaden an den Gütern Prozente des Versicherungswerthes der 
letzteren beträgt (Art. 883 Abs. 1, Prot. VII S. 3506, 3522). Im zweiten 
Falle besteht der Schaden in ebenso* vielen Prozenten des als Gewinn oder 

.Provision versicherten Betrags ^ als der Werth des in dem Bestimmungshafen 
nicht angelangten Theils der Güter des Werthes aller Güter beträgt. Ist der 
nicht angelangte Theil der Güter während der Reise so günstig verkauft worden, 

^) Nach den Grundsätzen der Geschäftsführung hat der Versicherer ausserdem die 
Besichtigungs-, Abschätzungs- und Verkaufskosten zu tragen. Art 879 Abs. 3. S. oben S. 435. 

^) Aach hier bleiben die Güter bis zu ihrem Verkaufe versichert; erst mit diesem 
endet die Gefahr des Versicherers. Aach haftet letzterer für den Eingang des Kaufpreises. 
Art. 881 Abs. 2. S. Anm. 2, Prot. VII S. 3602 Abs. 4. 

'') Das Gesetz hat es behufs Vermeidung von Missverständnissen für angemessen 
erachtet, besonders auszusprechen, dass diese Bestimmungen die über die Ermittelung 
des Schadens in Fällen grosser Haverei ertheilten Vorschriften (Art 838 — 842) nicht be- 
rührten. Dieser von der Konmiission mit Stimueneinhelligkeit gefasste Beschluss hat in 
den Protokollen keine nähere Begründung gefunden. Prot VIII S. 4418. 

») S. Art. 797. Oben 8. 374 f. 

») S. Art 879. Oben II 1. 



§ 79. Erf&lluDg. 4(31 

dass der Reinerlös ihren Yersicbernngswerth übersteigt, oder waren sie in Fällen 
grosser Haverei aufgeopfert, oder war daftlr nach Massgabe der Art. 612 and 
613 £rsatz geleistet worden, nnd wurde für sie mehr als jener Werth vergütet, 
so vermindert sich bei der Yersichening des imaginären Gewinnes der in Folge 
Nichtankanft der Güter entstandene Brnttoverlost des imaginären Gewinnes um 
jenen Mehrerlös (Art. 883 Abs. 2 u. 3, Prot. VIII S. 4488, Art. 864, 607, 
612, 613). 

Y. Bei partiellem Verluste der Bodmerei- und Havereigelderfordemiig 
besteht der Schaden in dem in Folge Werthverlustes des für sie haftenden 
Gegenstandes ungedeckten Theil der Forderung (Art. 884). 

Die mit Eintritt eines partiellen Schadens für den Versicherer entstehende 
Verbindlichkeit geht auf Vergütung dieses Schadens nach Verhältniss der von 
ihm gezeichneten Summe zum Versicherungswerthe. Wie beim wirklichen 
Total Verluste, so werden auch hier die ersparten Geldwerthe ^^) nicht vergütet 
(Art. 885). 

§ 79. 

6. Erfüllung. 

Mit der Entstehung der Schadensersatzforderung des Versicherten ist nicht 
auch schon von selbst deren Fälligkeit verbunden. Dieselbe tritt auch nicht 
schon mit der einmaligen oder wiederholten nackten Anforderung einer Schadens- 
ersätzsumme, sondern erst dann ein, wenn der Versicherte dem von der Ent- 
stehung und dem Umfang seiner individuellen Schadensersatzflicht bis jetzt 
noch in keiner Weise unterrichteten Versicherer den Nachweis des vertrags- 
mässig zu ersetzenden Schadens und seiner Grösse, also den Nachweis geliefert 
haben wird, dass und zu welchem Theile der versicherte Gegenstand und Werth 
durch einen vertragsmässig bestimmten Unfall der Seeschiffahrt innerhalb der 
Versicherungszeit und auf der versicherten Reise vernichtet worden ist. Der 
Versicherte hat demgemäss, um den Ersatz eines Schadens fordern zu können, 
dem Versicherer eine seinen Schadensersatzanspruch rechtfertigende Schadens- 
berechnung mit den erforderlichen Belegen und Urkunden zur Prüfung mitzu- 
theilen und insbesondere durch genügende Belege darzuthun : 

1. sein Interesse; 

2. dass der versicherte Gegenstand den Gefahren der See ausgesetzt 
worden ist; 

3. den Unfall, worauf der Anspruch gestützt wird; 

4. den Schaden und dessen Umfang (Art. 886, 873 Abs. 1, Prot. VII 
S. 3523 ff., 3550 ff.). 

Bei der Versicherung fOr fremde Rechnung ^) hat ausserdem der Versicherte 
sich darüber auszuweisen, dass er dem Versicherungsnehmer zum Abschluss des 



*o) Art 804. S. oben § 77 Not. 5. 
1) S. oben S. 885. 
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Vertrags Auftrag ertheilt hat. War die Versicherung ohne Auftrag geschlossen, 
so muss der Versicherte die Umstände darthan, aus welchen hervorgeht, dass 
die Versicherung in seinem Interesse genommen war (Art. 887). In beiden 
Fällen muss er, falls dem Versicherungsnehmer eine Polize ertheilt war, behufs 
seiner Legitimation und Ausschlusses des Versicherungsnehmers die Polize bei- 
bringen (Art. 892, Prot. VIII S. 4433-^4437). 

Als genügende Belege sind im Allgemeinen solche anzusehen, welche im 
Handelsverkehr namentlich wegen der Schwierigkeit der Beschaffung anderer 
Beweise nicht beanstandet zu werden pflegen, insbesondere 

1. zum Nachweise des Interesses: 

bei der Versicherung des Schiffes die üblichen Eigen thumsurkunden; 

bei der Versicherung von Gütern die Fakturen und Konnossemente, in- 
sofern nach Inhalt derselben der Versicherte zur Verfügung über die Güter 
befagter scheint; 

bei der Versicherung der Fracht die Charteparthien und Konnossemente; 

2. zum Nachweise der Verladung der Güter die Konnossemente; 

3. zum Nachweise des Unfalls die Verklarung und das Schiffsjournal,') in 
Kondemnationsfällen das Erkenntniss des Prisengerichts, in VerachoUenheitsfallen 
glaubhafte Bescheinigungen über die Zeit, in welcher das Schiff den Abgangs- 
hafen verlassen hat und über die Nichtankunft desselben im Bestimmungshafen 
während der Verschollenheitsfrist (Art. 873 Abs. 1); 

4. zum Nachweise des Schadens und dessen Umfangs die den Gesetzen 
oder Gebräuchen des Ortes der Schadensermittelung entsprechenden Besichtigungs-, 
Abschätzungs- und Versteigerungsurkunden, sowie die Kostenanschläge der Sach- 
verständigen, femer die quittirten Rechnungen über die ausgeführten Reparaturen 
und andere Quittungen über geleistete Zahlungen; in Ansehung eines partiellen 
Schadens am Schifft) genügen jedoch die Besichtigungs- und Abschätzungs- 
urkunden, sowie die Kostenanschläge nur dann, wenn die etwaigen Schäden, 
welche in Abnutzung, Alter, Fäulniss oder Wurmfrass sich gründen, gehörig 
ausgeschieden sind, und wenn zugleich, soweit es ausführbar war, solche Sach- 
verständige zugezogen worden sind, welche entweder ein- für allemal obrigkeit- 
lich bestellt oder von dem Ortsgericht oder dem Landeskonsul und in deren 
Ermangelung oder, sofern deren Mitwirkung sich nicht erlangen Hess, von einer 
anderen Behörde besonders ernannt waren (Art. 888, Prot. VII S. 3559 — 3570). 

Dem Versicherer ist zur Prüfung der Richtigkeit der vorgelegten Schadens- 
berechnung und Belege eine den Umständen nach angemessene Frist gegeben, 
und erst nach deren Ablauf ist die Schadensersatzforderung des Versicherten 
fällig (Art. 873 Abs. 1). Sind die Belege nicht genügend oder rechtfertigen 
die für die Entstehung der Schadensersatzverbindlichkeit des Versicherers an- 



2) Art. 488 (Aufgehoben durch § 13 Ziff. 2 des Einf.Ges. zur Civ.Pr.O.) Art 494 
S. oben S. 78-82. 

3) Art. 876, 877. S. oben S. 458. 
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geführten Thatsachen diese nicht, so kann der Versicherte seine Ansprüche 
wohl im Prozesswege geltend machen und beweisen, allein die Fälligkeit der 
Forderung tritt denn doch erst mit dem sie anerkennenden Urtheile ein, der 
Versicherer befindet sich bis dahin nicht im Verzuge und kann folglich weder 
mit Kosten noch Verzugszinsen belastet werden. 

Für die Zahlung der Versicherungsgelder kann übrigens auch eine gewisse 
Zeit vertragsmässig bestimmt werden^ und zwar entweder im Interesse des 
Versicherers als Prüfungs- oder Zahlungsfrist, welche mit der Vorlage der kon- 
kreten Schadensberechnung nebst Belegen zu laufen beginnt, oder im Interesse des 
Versicherten, so dass die Zahlung der Versicherungsgelder auch vor Mittheilung 
einer Schadensberechnung oder einer vollständigen Schadensberechnung in An- 
lehnung an ein gewisses anderes Moment erfolgen soll. Letztere Gelder unter- 
liegen alsdann der Rückzahlung, wenn die Schadensberechnung nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist in konkreter Weise vom Versicherten vorgelegt wird. 

Aus Grttnden der Billigkeit ist dem Versicherten gesetzlich ein Anspruch 
auf einen Vorschuss auf die Versichcrungsgelder gegeben. Wenn nämlich die 
Entstehung der Schadensersatzverbindlichkeit überhaupt nachgewiesen, nach Ab- 
lauf zweier Monate seit der Anzeige des Unfalls aber die Schadensberechnung 
ohne Verschulden des Versicherten noch nicht vorgelegt, durch ungefähre Er- 
mittelung jedoch die Summe festgestellt ist, welche dem Versicherer mindestens 
zur Last fallen wird, so hat der letztere diese Summe in Anrechnung auf seine 
Schuld vorläufig zu zahlen, jedoch nicht vor Ablauf der etwa für die Zahlung 
der Versicherungsgelder bedungenen Frist. Sollte die Zahlungsfrist mit dem 
Zeitpunkte beginnen, in welchem dem Versicherer die Schadensberechnung mit- 
getheilt ist, so wird die Frist für die Zahlung des Vorschusses von der Zeit an 
berechnet, in welcher dem Versicherer die vorläufige Ermittelung mitgetheilt ist 
(Art. 897, Prot. VII S. 3583—8590, VIII S. 4443 ff.). 

Im Prozesswege unterliegt die Beweiskraft der zum Beweise des Schadens 
dienenden Urkunden der freien richterlichen Prüfung; an gesetzliche Beweis- 
regeln ist das Gericht hierbei nicht gebunden.^) An der materiellen Beweis- 
pflicht ist dagegen nichts geändert, und es ist insbesondere diejenige Partei, 
welche behauptet, dass sie Das, was ihr nach dem Versicherungsvertrage zu 
thun obliege, gethan habe, im Fall der Bestreitung dieser Behauptung auch 
dann beweispfiichtig , wenn die Nichterfüllung der Obliegenheit eine Strafe 
oder einen Rechts verlust nach sich zieht. ^) Doch ist eine Vereinbarung, wo- 
durch der Versicherte von dem Nachweise®) des Interesses, der Verladung der 



^) Art 889, der den als genügende Belege namentlich bezeichneten Urkunden in 
der Regel und, insofern nicht besondere Umstände Bedenken erregen würden, Beweis- 
kraft beilegte (Prot. VU S. 3553 ff.) ist durch § 13 Ziff. 2 des Einf.Ges. zur Civ.Proz.O. 
aufgehoben. Jetzt entscheidet das Gericht nach freier Ueberzeugung. § 259 Civ.Proz.O. — 
Ein interessanter Indizienbeweis liegt der Entsch. K.O.ILG. Bd. 3 S. ^3—246 zu Grunde. 

ß) R.G. Bd. 1 S. 303 f. (im Anschluss an R.O.H.G. Bd. 1 S. 112, Bd. 2 S. 247, 
Bd. 11 8. 133). 

®) Nicht auch von der thatsächlichen Begründung der Schadensersatzforderung. 



464 Btt<^^ 4- Abschnitt 8. Die SeeTenicherang. 

Güter, des Unfalls and des Schadens oder eines oder des andern dieser Um- 
stände befreit wird, für gültig erklärt worden. Damit ist aber nur der Ver- 
sicherte Von der ihn sonst treffenden Beweislast befreit, w&hrend Recht and 
Last des Beweises des Gegentheils dem Versicherer zukommt. Ist bei der Ver- 
Sicherung von Gütern vereinbart, dass das Konnossement nicht za prodaziren 
sei^ so wird der Versicherte nur von dem Nachweise der Verladung befreit 
(Art. 890, Prot. VII S. 8570 ff.). 

Erfüllungsort für die Schadensersatzverbindlichkeit des Versicherers ist in 
Ermangelung ausdrücklicher oder stillschweigender Verabredung der Ort der 
Handelsniederlassung und in deren Ermangelung der Wohnort des Versicherers 
zur Zeit des Vertragsabschlusses. Dieser Ort ergibt sich aus der Natar des 
Versicherungsgeschäfts, das in überwiegender Weise zum Nutzen des Versicherten 
gereicht und somit nicht duldet, dass dem Versicherer die mit der Versendung 
der Versicherungsgelder von seinem Geschäftssitz nach dem des Versicherten 
verbundenen Gefahren und Kosten aufgebürdet werden, vielmehr verlangt, dass 
der Versicherte diese Lasten trage. Die Geldschuld des Versicherers ist daher 
eine Holschuld, keine Bringschuld. Doch muss der Versicherer die Versichenings- 
gelder auf Verlangen des Versicherten und auf dessen Gefahr und Kosten an 
diesen schicken, wodurch freilich der gesetzliche Erfüllungsort nicht verändert 
wird.') 

§ 80. 

4. Die PrBmienschuld« 

Das Wesentlichste ist bereits im § 72 dargestellt Hier ist nur einer 
anomalen Bestimmung des Deutschen Rechtes zu gedenken. 

Das Gesetz unterscheidet zwischen Versicherungsverträgen, die keine recht- 
liche Geltung haben, und solchen, die für den Versicherer unverbindlich sind. 
Bei letzteren besteht gleichwohl dessen Anspruch auf die volle Prämie (z. B. bei 
verletzter Anzeigepflicht, s. oben S. 390). Gegen diese Strafe, eine Strafe des 
Dolus, der Leichtfertigkeit oder auch nur der Unordnung des Versicherten, lässt 
sich vom Standpunkt der Gerechtigkeit aus nichts Erhebliches einwenden. Bei 
den ungültigen Verträgen entsteht prinzipiell für keinen der Kontrahenten eine 
Verbindlichkeit, insbesondere auch nicht für den Versicherten eine Verpflichtung 
zur Zahlung der Prämie. Ausnahmsweise aber hat das Gesetz für drei Fälle 
der Ungültigkeit des Vertrags, nämlich wegen Mangels des versicherten Interesses, 
wegen Ueberversicherung und wegen Doppelversicherung die Regel aufgestellt, 
dass der Versicherte zur Zahlung der vollen Prämie verpflichtet sei. Und 
hiervon hat es nur dann eine Ausnahme zugelassen, wenn sich der Versicherungs- 
nehmer bei dem Abschlüsse des Vertrags, und bei der Versicherung für fremde 
Rechnung insbesondere auch der Versicherte bei der Ertheilung des Auftrags 



'') S. meine Lehre vom Erfüllungsort Insbes. S. 76, 82, 103 ff., Art 824, 325, 
und oben Bd. II S. 500 ff. 
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in gatem Glauben befanden habe, in welchem Falle die Prämie nicht geschaldet 
werde and somit bis auf die Ristornogebühr einbehalten oder zorfickgefordert 
werden könne^) (Art. 900, Prot. VII S, 3611, 3617 ff., 3632, Art. 779, 780, 
11. Les. Prot. VIII 8. 4445 f.). 

Ist ein aaf diese Weise angültiger Vertrag zugleich ein für den Versicherer 
'unverbindlicher, d. h. hat sich bei Abschluss des wegen eines der gedachten 
drei Fehler ungültigen Vertrags der Versicherte dieserhalb zwar in gutem 
Glauben befunden, sich aber eines andern Fehlers schuldig gemacht, der die 
Unverbindlichkeit des Vertrags für den Versicherer und seine Verpflichtung zur 
Zahlung der vollen Prämie wirkt, so hat bei dieser Konkurrenz der Ungültig- 
keit und Unverbindlichkeit die erstere den Vorzug, und der Versicherte hat 
daher nur die Ristornogebühr zu bezahlen.^) 

§ 81. 

D. Wiederaufhebung des Versicherungsvertrags. 

Ein definitiv zu Stande gekommener Vertrag kann auf Verlangen des 
Versicherten wieder aufgehoben werden, 

I. wenn die Unternehmung, auf welche die Versicherung sich bezieht, von 
dem Versicherten ganz oder zum Theil aufgegeben wird. Gründe für diese 
Aufgabe brauchen weder angegeben zu werden, noch zu existiren. Dies ist 
eins der charakteristischsten Zeichen des ehrbaren Earakters des Versicherungs- 
geschäfts, Der Vertrag wird, insoweit als die Unternehmung aufgegeben und 
die versicherte Sache der vom Versicherer übernommenen Gefahr nicht aus- 
gesetzt wird, für beide Theile aufgehoben, Rfstomo. Der Versicherer verliert 
seinen wohlerworbenen Anspruch auf die Prämie ganz oder zum verhältniss- 
mässigen Theile und gibt die bereits gezahlten Summen wieder zurück. Nur 
als Aequivalent für seine nutzlos geopferte Zeit und Mühe und als Ersatz für 
die mit seinen vergeblichen Dispositionen verbundenen Nachtheile erhält er eine 
Vergütung, Ristornogebühr, die, sofern nicht ein andrer Betrag vereinbart oder 
am Ort der Versicherung üblich ist, in einem halben Prozent der ganzen oder 
des entsprechenden Theiles der Versicherungssumme, und wenn die Prämie nicht 
ein Prozent der Versicherungssumme erreicht, in der Hälfte der ganzen oder 
des verhältnissmässigen Theiles der Prämie besteht (Art. 899, Prot. VII 
S. 3602 ff., 3633 ff.). 



^) Die im Text genannte Regel ist anomal und ohne zwingenden inneren Grund. 
Gerechtfertigt wäre der Satz , dass der in bösem Glauben befindliche , ja selbst der von 
jenen Mängeln unterrichtete Versicherte zur Strafe die volle Prämie bezahlen müsse. 
Allein nur den gutgläubigen d. h. denjenigen Versicherten mit der Strafe zu verschonen, 
der seinen Irrthnm zu beweisen und zu entschuldigen im Stande ist, ist m. E. nicht 
gerechtfertigt. 

^) Art 901. „Die Anwendung der Art. 899 u. 900 ist dadurch nicht ausgeschlossen, 
daes der Versicherungsvertrag für den Versicherer wegen Verletzung der Anzeigepflicht 
oder aus anderen Gründen unverbindlich ist, selbst wenn der Versicherer ungeachtet 
dieser unverbindlichkeit auf die volle Prämie Anspruch hätte." Prot. VIII S. 4446 ff. 

Handbuch des Haod(>ln«cht8. IV. Band. Abth. 1. ,30 
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II. Der Versicherungsvertrag kann von dem Versicherten femer aufgehoben 
werden, wenn ohne sein Zuthun die versicherte Sache oder ein Theil derselben 
der von dem Versicherer übernommenen Gefahr nicht ausgesetzt wird. Ristomo 
und Ristomogebühr sind hier dieselben, wie bei der freiwilligen Aufgabe der 
Seeunternehmung (Art. 899). 

In beiden Fällen ist der Ristomo ausgeschlossen, wenn die Gefahr f&r den 
Versicherer bereits zu laufen begonnen hat (Art. 902, Prot. VII S. 3635 ff.). 

Ist ein für den Versicherer unverbindlicher Vertrag zugleich ristomirbar, 
so hat der Versicherte nicht die volle Prämie, sondern nur die Ristomogebühr 
zu zahlen (Art. 901, s. oben § 80). 

III. Eine Wiederaufhebung des Versicherungsvertrags auf Verlangen des 
Versicherten bevor oder nachdem die Gefahr für den Versicherer bereits zu 
laufen begonnen hat, findet wegen Zahlungsunfähigkeit des Versicherers statt. 
Der Versicherte ist in diesem Falle befugt, nach seiner Wahl 

1. entweder von dem Vertrage zurückzutreten und die ganze Prämie 
zurückzufordern oder einzubehalten, oder 

2. auf Kosten des Versicherers eine neue Versicherung zu nehmen.^) 

Der Ausübung dieses Rechtes des Versicherten kann dadurch vorgebeugt 
werden, dass ihm wegen Erfüllung der Verpflichtungen des Versicherers ge- 
nügende Sicherheit bestellt wird, bevor er von dem Vertrage zurückgetreten ist 
oder die neue Versicherung genommen hat (Art. 903, Prot. VII S. 3612 ff., 
VIII S. 4450 ff.). 

§ 82. 

E. Verjährimg. 

Die Forderungen des Versicherers und des Versicherten aus dem Ver- 
sichemngsvertrage verjähren in fünf Jahren. 

Nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechtes beginnt die Verjährung 
der Forderungen im Allgemeinen mit ihrer Entstehung. Dies auf die Forde- 
rungen aus dem Versicherungsvertrag angewendet, würde die Verjährung der 
Prämienforderung mit dem Abschluss des Vertrags und die der Schadensersatz- 
fordernngen mit dem Eintritt des Schadens beginnen. Praktische Erwägungen 
haben indessen zu Modifikationen geführt. Damach beginnt die Verjährung 

1. mit dem Ablaufe des letzten Tages des Jahres, in welchem die ver- 
sicherte Reise beendigt ist; 

2. bei der Versicherung auf Zeit mit dem Ablaufe des Tages, an welchem 
die Versicherungszeit endet, und 

3. wenn das Schiff verschollen ist, mit dem Ablaufe des Tages, an welchem 
die Verschollenheitsfrist endet (Art. 910, Prot. VII S. 3676 ff.).i) 

^) üeber die Zulässigkeit einer solchen neuen Versicherung behufs Vermeidung einer 
Doppelversicherung s. Art 793 und oben S. 373. 

1) üeber die Wirkung der Verjährung s. oben § 59 S. 319. 

Pierer^sche Hofbnchdrnclierei. Stephan Geibel & Co. in Altenbni^. 
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Form des Seeversicherungsvertrages 376. 
Fracht, Begriff derselben 50 -52. 

— Bestimmung deselben im Konnossement 
181, 183. 

— Verbodmung derselben 252. 

— Havereivergatung für 272. 

— Beitragspflicht hierzu 277. 

— Ermittelung derselben 200—202. 

— Berechnung bei Reiseunterbrechung 201. 

— bei Beschädigung der Oater 202, 203. 

— bei Nichterreichen des Bestimmungs- 
ortes etc. 203—205. 

— Erfüllung Zug um^Zug 206. 

— Verjährung der Forderung 209. 

— subiidiäre Zahlungspfiicht des Befrach- 
ters 209—211. 

— Versicherung des Interesses an derselben 
350—353. 

— Versicherungsleistung bei Totalverlnst 
derselben 449. 

— bei partiellem Verluste 460. 
Frachtvertrag über Transport zur See 123 ff., 

s. Transportgeschäft zur See. 

Fremde Rechnung, Versicherung für 327 — 

337. 
Frist bei VerschoUenheit der Schiffer 453— 

455. 
Für Rechnung des N. 330. 
Für Rechnung, wen es angeht, Klausel bei 

Seeversicherung 333 t, 335 n. 

Gamirung des Seeschiffes 75 g. 
Gefahren der Schiffahrt bei Seeversicherung 
360—366, 382-393. 

— Pflicht dieselben anzuzeigen 388, 390. 

— die einzelnen Gefahrmomente 388, 389. 

— zukünftige G. 391. 

— bei Verletzung des Versicherungsvertrages 
413-416. 

Gegenstand der Seeversicherung 338 — 348. 

Geldwerthe als Gegenstand des Versichemngs- 
vertrages 341, 343 ff. 

Gewinn, Versicherung desselben 357. 
Gratisversicherung 428. 
Guter Glaube bei Versicherungsvertrag 369. 
Gutgläubiger Erwerb 197 so, ss. 
Güter, Beginn und Beendigung der Ver- 
sicherung derselben 401. 

— Versicherung derselben 350. 



Haftung bei Zusaminenstoss von Schiffen 288. 

— Modifizimng derselben durch Verletzung 
des Versicherungsvertrages 413 — 416. 

Havarie grosse 261, s. unter Haverei, grosse 
.oder gemeinschaftliche. 

— Versuch internationaler Regelung 6 i8. 

— welches Recht ist für Vertheilung maass« 
gebend 7. 

Haverei 259—290. 

— Begriff, Worterklärung 259, 260. 

— einfache oder besondere H. 260, 287. 

— ordinäre oder kleine H. 262. 

— grosse oder gemeinschaftliche 
H. 261. 

— Voraussetzungen dieser 263—267. 

— Hauptfälle derselben 268—270. 

— Havereivergütung, wofür ist Ersatz zu 
leisten 271—274. 

— die Beitragspflichtigen 275—280. j 

— Abrechnung, Dispache 281, 282. 

— rechtliche Natur der Havereifordemng 
282—286. 

— Pfandrecht der Havereifordemng 283, 
311, 316. 

— Beitrag bei Versicherung 441. 
Havereiberechtigter, Pfiindrecht desselben 

283, 311, 316. 
Havereifordemng, rechtliche Natur derselben 

282—286. 
Havereigelder, Versicherung ders. 354—356. 
Havereischuldner, Haftung derselben 284. 
Heimathshafen des Seeschiffes 26, 33 4. 
Hemmungsrecht beim Seetransport 197. 
Heuer 110—112. 

— Verringerung wegen Untüchtigkeit 109 i. 
Heuerfordemng, als nicht versicherungsfähig 

348. 
Heuervertrag 106, 107 7, 110, 113. 
Hohe Hand 219. 

— Verfügung von h. H. 362. 
Hülfisleistung in Seenoth 291. 
HQlftlohn 293—297. 
Hypothek an Ladung 318 i». 

— an Seeschiffen 21, 299—302. 

Jet 260 8. 

Imaginärer Gewinn, Versicherung dess. 357. 
Indossatar des Konnossements 193 i. 
Indossirang mehrerer Konnossementsezem* 

plare 196. 
Inhaberkonnossement 169 28. 
Inhalt unbekannt, Klausel im Konnossement 

177, 178 80. 
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Innere Rechtsabsicht bei Konnossements- 
übertragung 191, 195. 

internationales Seerecht 6. 

Interesse als Gegenstand der Seeyersichemng 
388 ff., 368, 379. 

— Versicherung der objektiven I. 382.' 

— Begriff des 1. 841 ff. 

— versicherbares I. 345. 

— in Geld absch&tzbares 346, 869. 

— verschiedene Arten desselben 847, 848. 

— am Schiff 849. 

— an Gütern 850. 

— an Fracht 850—853. 

— an Ueberfahrtsgeldem 353. 

— an Bodmereigeldem 354, 880. 

— an Havereigeldern 354—856. 

— an anderen Forderungen 356. 

_ am imagin&ren Gewinn 357, 381. 

— ^ der zu verdienenden Provision 358. 

— an der vom Versicherer übernommenen 
Gefahr 358. 

— Recht am I. als Voraussetzung des 
Versicherungsvertrages 368. 

— putatives I. 869. 

Eaplaken 89, 90 s. 

Karten, culpa bei Fehler derselben 119 9. 

Kasko, Versicherung auf 349. 

Kauffartheischiffe 18 s. 

Klagerecht des Versicherungsnehmers ftkr 

firemde Rechnung 836. 
Klausel, im Konnossement 176, 180. 

— nur für Se^efahr 884. 

-— frei von Kri^molest 885. 

— f&r behaltene Ankunft 885. 

— beim Seeversicherungsverträge 888 t, 830. 

— frei von Besch&digung 421. 

— frei von B. ausser im Strandungsfalle 
4S2j 427. 

Kleine Seeschiffe, Befreiung von Eintragungs- 
pflicht in das Schifibregister 36 21. 

Kollision der Inhaber mehrerer Konnosse- 
mentsexemplare 194 — 197. 

Kollision der Rechtsquellen im Seerechte 6. 

Konnossement im Seetransporte 164 — 198. 
Vergleiche auch das Register zu Band 
I-III. 

— Natur. Pflicht zur Ausstellung desselben 
164, 165. 

— Inhalt desselben 166, 167. 

— Beispiele von K. 167 la. 

— Unterzeichnung desselben 167, 168. 

— Namens-, Orderkonnossement 169, 192. 



Konnossement 

— mehrere Exemplare 170, 194. 

— Verfügungsrecht des Abladers nacfaBe> 
gebung des K. 171. 

— Forderungsrecht des Empfängers ans 
dem K. 172—186. 

— als Beweisurkunde 172, 173. 

— bindende Kraft dess. 178, 174-184. 

— selbständiges Recht des Destinatars 
174—176, 182. 

— keine Einreden aus Person des Be- 
frachters 175 IT. 

— K. ist maassgebend für Qualität, Quanti- 
tät der Güter 176—181. 

— Klauseln im K. 180. 

— Bedingungen der Ablieferung 181—184. 

— Bestimmung der'Fracht im K. 181, 183. 

— durchgehendes Konnossement 184 — 186. 

— Besitzübertragung durch K. 186 
—198. 

— dingliche Rechtswirkung der Uebergabe 
des K. 187. 

— Rechtswirkung der Uebertragung za 
Eigenthum, Pfandrecht etc. 191, 195. 

— Wirkung nach dem H.G.ß. 192. 

— Auslieferung der Waare auf das K. 193. 

— Kollision mehrerer Konnossements- 
exemplare 194—197. 

— Verfolgungs-, Hemmungsrecht 197. 

— Wirkung des K. auf Verpflichtungen des 
Destinatars 199, 200. 

Konnossementsklauseln 176, 178 so, 180. 
Korrespondentrheder 66 — 71. 

— Abschluss der Geschäfte durch dens. 55 2s. 

— Bestellung desselben 61 27. 

— als Vertreter der Rhederei 66—68. 

— direkte Stellvertretung 68, 69. 

— Verhältniss zu den Mitrhedem 69, 70. 
Kostbarkeiten etc., Haftung bei nicht Dekla- 

rirung derselben 155, 156. 
Kosten der Schiffahrt 199. 
Kostentragung bei Aufhebung des Fracht- 
vertrages 219. 
Kriegführende Macht, Handlungen ders. 862 1. 
Kriegsgefahr, Haftung d. Versicherers aus 884. 
Ejriegsmolest, frei von 885, 896. 
Kriegskontrebande, als Ladung 182 1, 135. 
Küstenfrachtfahrt 4 e. 
Küstenschiffahrt 4, 5. 

Ladebereitschaft 137, 138. 
Ladebuch über die Güter im Seetransporte 
165 5. 
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Ladezeit 136. 

— Beginn derselben 187, 138 n. 

— Daner derselben 139, 142, 143. 
>- Berechnung derselben 140. 

~ bei Stückgütervertrag 144, 145. 
Ladung, Lieferung derselben durch den Be- 
frachter 132—135. 

— Löschung derselben 146 — 150. 
Ladung, Havereivergütung für diese 271. 

— Beitragspflicbt hierzu 275-277. 

— theilweiser Untergang derselben 220. 

— Verbodmung 251. 

— P&ndrecht an derselben 311—318. 
Ladungsbetheiligte» Yerh. zum Schiffer 96 — 

108. 

— Haftung nur mit der Ladung 102. 

— persönliche Haftung 108 8». 
Ladungsempfänger 198, s. Destinatar. 
Ladungsplatz 137, 138. 
Landungsplatz des Schiffes 131. 
Leckage, frei von 203 ao. 
Leichterfahrzeuge, Umladung in diese 268. 

— Ausladung der versicherten GQter in 402. 
Lex Rhodia 9. 

Liegegeld 136. 

— Höhe desselben 142. 

.-> Zahlung vom Destinat&r 199 ?. 
Locatio operis, Frachtvertrag als solche 1246. 
Lootsen 117—122. 

— Pflicht zur Annahme eines L. 117. 

— Verhftltniss zum Schiffer, Rheder 118, 
119. 

— Zwangslootsen 120. 

— Kontraktverhältniss der L. 121. 

— Haftung für culpa 121, 122. 
Löschung der Ladung 146 — 150. 

— Platz, Kosten derselben 146. 
— * Löschzeit, Ueberliegezeit 147. 

— Schadensersatz bei Verzögerung 149, 150. 

Manifest im Seetransporte 16«). 
Maschinenpersonal auf Seeschiffen 105. 
Matrosen 105, s. Schiffsmannschaft. 
Messbrief bei Seeschiffen 24. 
Mitrheder 53 ff., s. Rhederei. 
Musterrolle des Seemannsamtes 107. 

Nationalität des Seeschiffes 29. 

Nehmung des Schiffes 452. 

Nichtigkeit bei gew. Veräusserung der 

Schiffsparte 57 a. 
Nothbodmerei 248 rs, no, 251 &. 
Nothhafen 269. 



Orderhafen 167. 
Orderkonnossement 169, 192. 
Orderpapier, Bodmereibrief als 254 82. 
Ordnungswidrige Beschaffenheit des Mate- 
rials 368. 

Parten an Seeschiffen 58, s. Schiffsparten. 
Partieller Schaden bei Versicherung 458 — 
461, 449 8. 

— an den G&tem 459. 

— an Fracht etc. 460. 
Passagevertrag 228. 
Passagier 230 s, s. Reisende. 
Pertinenzen des Seeschiffes 19 t, 20. 
Pfandbestellung beim Seedarlehen 238 le. 

— beim Bodmereiverträge 250 s, 257. 

Pfandrecht an Schiff und Ladung 29^—819. 

— Verpfändung, Hypothek am Schiffe 
299-302. 

— privilegirtes, der Schiffsgläubiger 303, 
305-310. 

— an der Ladung 311—818. 

— an Gütern, die ohne Willen des Eigen- 
thümers an Bord sind 312 u. 

— Dauer, Verfolgbarkeit dess. 814 — 816. 

— Rangordnung 817. 

— Geltendmachung desselben 817, 318. 

— Veijährung desselben 319. 

— wegen des Ueberfahrtsgeldes 232 s. 

— des Verfrachters 207 bp, 208. 

— wegen Bergungskosten 295 24. 

Polize, Urkunde über Versicherungsvertrag 
376. 

— Prozessvollmacht durch diese 336. 

— Retentionsrecht an 337. 

— tazirte 874 s. 

— offene 875 9. 

Prämie, Versprechen bei Versicherung 427— 
429. 

— Haftung für diese bei Versicherung für 
fremde Rechnung 330 4, 427 1. 

— Höhe derselben 428. 

— Zahlung bei der für Versicherer unver- 
bindlichen Versicherung 464. 

— bei Bodmerei 252, 238 ff. 

Präsumtive Stellvertretung bei Seeversiche- 
rung 382. 

Primage 89 2, 90 5. 

Privilegirtes Pfandrecht der Schiffsgläubiger 
303. 

Protest im Konnossement 182. 

Provision, Versicherung derselben 858. 
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Rangordnung der Schiffsgläubiger 304. 

— der Pfandrechte an der Ladung 817. 
Ranzionirung des Schiffes 270. 
receptum nautae 151. 

Rechnung, Versicherung ftlr R. dritter 330. 
Recht der Führung 112 22. 
Registerhafen 33 4. 

Regressrecht des Verfrachters wegen der 
Fracht gegen den Befrachter 210, 211. 
Reichsflagge auf Seeschiffen 30-32. 
Reiseeffekten der Passagiere 230 6. 
Reisende, Rechte derselben 229 - 231. 

— Pflichten 232. 
Reparaturunfähigkeit eines Seeschiffes, Re- 

paratarunwQrdigkeit desselben 72 i. 
Retentionsrecht wegenBergnng8ko8ten2969«. 

— an der Polize 337. 

— des Verfrachters 206 so, 207 59. 
Rettung von Menschenleben 294. 
Rezepisse im Seetransport 165 0. 
Rheder, Erwerb des Eigenthumes am Schiffe 

37-40. 

— als Inhaber des Rhedereigewerbes 40. 

— als Kaufmann 41. 

— Haftung ftür Handlungen der Schifb- 
besatzung 42^44, 264 6. 

— Haftung aus d. Rhedereibetriebe 44—52. 

— beschränkte Haftung 46, 87, 97 e. 

— persönliche Haftung 47, 77 n, 85. 

— Bestimmung der Haft nach dem Rechte 
des Heimathshafens 7. 

— Vertretung durch und Haftung aus 
Handlungen des Schiffers 82—88. 

— Haftung aus Handlungen des Lootsen 
118, 121 16. 

— Haftung aus dem Bodmereiverträge 
257 68. 

— Haftung gegenüber den Schiffsgläubigem 
306 so, 309. 

Rhederei, Begriff derselben 52, 58. 

— Antheile, Parten der Mitglieder 53. 

— Gesellschaftsform derselben 54, 55. 

— Haftung der einzelnen Mitglieder (Mit- 
rheder) 55. 

— Begründung derselben 56. 

— Veräusserung der Part, der Mitglieder- 
schaft 57. 

— Anzeige der Veräusserung 57 4. 

— Theilnahme des Mitrheders am Gewinn 
58. 

— am Verluste 58, 59, 62 4o. 

— gemeinsame Leitung durch die Mitrheder 
59-61. 



Rhederei 

— Setzungsrecht der Minorität 61 — 63. 

— Abandonrecht des einzelnen Mitrheders 
62 40; 63. 

— Rechtsverhältnisse der R. nach Aussen 
63—66. 

— persönliche Haftung der Mitrheder 64, 
8. Eorrespondentrheder. 

— Auflösung derselben 71—73. 

— der Schiffer als Inhaber einer Part 74 s. 
Rhodische Seegesetze 289 ss. 

Ristomo 465. 

— bei Bodmerei 248 5t ; 258 66. 
Route des Schiffs bei Versicherung 408. 
Rücktritt vom Frachtvertrage 213, 219, 221 ff., 

s. Aufhebung. 

— Recht des R. gegen Zahlung der Faut- 
fracht 223—227. 

— des Reisenden vom Ueberfahrtsvertrage 
234. 

Rückversicherung 358, 359, 433 2. 

— Abandonerklämng bei 456. 

Sachbeschädigung bei Versicherung 423. 

Schaden, Berechnung bei Versicherung 440- 
445. 

Schadensersatz, als Gegenstand des Ver- 
sicherungsvertrags 416—427, 436—440. 

— Höhe desselben 417, 440—445, 462. 

— Arten der Beschädigung 422. 

— bei Totalverlust 445—458. 

— bei partiellem Verluste 458 — 461. 
Schadensersatzpflicht des Verfrachters bei 

Verlust etc. der Ladung 157. 

— Untersuchung als Voraussetzung ders. 
161 1^5; 163 68. 

— bei Unterlassung der Untersuchung 162. 

— Verjährung derselben 164. 

— des Versicherers 436—440. 
Schiffer 74—103, 104 1. 

— allgemeine Stellung und Haftung dess. 
74—78. 

— Führung des Schiffsjournals 78, 79. 

— Aufnahme der Verklarung 79—82, 281. 

— als Vertreter des Rheders 82—88, 91. 

— Recht zum Verkaufe des Schiffes 86. 

— Verhältniss des Schiffers zum Rheder 
89—96. 

— Dienstlohn; besondere Vergütungen 89, 
90. 

— kein Recht, Güter für eigene Rechnung 
zu verladen 91 7. 

— Endigung des Dienstverhältnisses 92—95. 
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Schiffer 

— - Vertretung bei Tod etc« des Schiffers 96. 

— Yerhältniss zn den Ladungsinteressenten 
96—103. 

— VerfÜgongsrecht über die Ladung 99— 
101- 

— Haftung als Ladongseigenthümer 102. 

— Disziplinargewalt über die Schiffsmann- 
schaft 109. 

— Abschluss des Heaervertrages S7 as, 106. 

— Abmustemng 116. 

— Antritt der Reise 145. 

— als Bodmereinehmer 250. 

— HaftUDg aus dem Bodmereiverträge 257. 

— Haftung gegenüber dem Havereiberech- 
tigten 282 i8. 

— Haftung gegenüber den Schiffdgläubigem 
310 4s. 

Schiffsbesatzung 104 2 , s. Schiffsmannschaft. 
Schiffsgläubiger 303-310. 
■— Pfandrecht derselben 303. 

— Rangordnung 304. 

— als Forderungsberechtigter wegen Ber- 
gungskosten 295 28. 

Schiffsjournal 78, 79. 
Schiffskapitän 74, s. Schiffer. 
Schiffsmannschaft, Arten derselben 104 — 106, 

119 8. 

— Annahme, Anmusterung ders. 106—108. 

— Pflichten 108—110. 

— Stratgewalt etc. über diese 109. 

— Rechte 110—112. 

— Beendigung des Dienstverhältnisses 
113—116. 

— Dauer der Verheuerung 114, 115. 

— Ersatzanspruch wegen grundloser Ent- 
lassung 115, 116. 

— Abmusterung 116. 

— kein Anspruch auf Bergelohn 293 7. 
Schiffsoffiziere 104. 

Schiffspart, Eintheilung in solche 53. 

— Veräusserung derselben 38, 57. 

— Veräusserung an Ausländer 32 12. 

— gibt Stimmrecht 59, 60. 

— Recht zum Abandon derselben 62 4o. 
Schiffsparten, Versicherung derselben 350. 
Schiffsregister 33, 34. 

— Eintrag der Hypothek in 301 n; 302 20. 
Schiffsvermessungsordnung 23 so. 
Schriftlichkeit beim Bodmereivertrag 252 n. 

— bei Eligenthumserwerb von Seeschiffen 
39 11. 

Seedarlchen des antiken Rechtes 235—244. 



Seefahrt, Begriff derselben 4 4. 
Seefahrtsbuch der Schiffsleute 107, 116 ss. 
Seemannsamt, Anmusterung vor diesem 
106-108. 

— Prüfung des Schiffes 105 7; 110 n. 

— Abmusterung vor diesem 116. 
Seenoth, Hülfsleistung in 291. 
Seepass 36 20. 

Seeprotest 79, 82, 281, s. Verklarung. 
Seeräuber, Vertheidigung gegen 270. 
Seerecht 

— Begriff desselben 3—8. 

— Kollision der Rechtsquellen 6—8. 

— ältere Quellen 9-11. 

— Gesetze der Jetztzeit 11 — 14. 

— die deutschen Reichsgesetze 13, 14. 

— Literatur 14—17. 
Seeschiffe 18—36. 

— Begriff derselben 18. 

— als zusammengesetzte Sache ; Pertinenzen 
19, 20. 

— als bewegliche Sache 20. 

— rechtliche Behandlung als Immobilien 
21, 22. 

— Wirkung des gutgläubigen Erwerbes etc. 
22. 

— Vermessung, Messbrief 23, 24. 

— Name und Unterscheidungsignal 25. 

— Heimathshafen 26. 

— Beschlagnahme derselben 27—29. 

— Nationalität derselben 29. 

— Recht, die Reichsflagge zu führen 30—32. 

— Schiffsregister 33-34. 

— Certifikat 35. 

— kleine Schiffe 36 21. 

— Eigenthumserwerb an, Veräusserung von 
Schiffen 37—40, 52. 

— Verkauf der einer Rhederei gehörigen 
71a. 

— Reparaturunwürdigkeit, -Unfähigkeit des- 
selben 72 4. 

— Verkauf durch den Schiffer 86. 

— Verschollenheit des Schiffes 95. 

— Seetüchtigkeit des Schiffes 129, 130. 

— Versicherung des Interesses an dems. 349. 
Seeschiffahrt, Beginn u. Ende ders. 364. 
Seeversicherung 320 — 466. 

— Begriff 320. 

— Rechtsnormen 321. 

— Literatur 322 7. 

— Terminologie 323—325. 

— Fähigkeit bei ders. mitzuwirken 326. 

— Stellvertretung hierbei 326, 327. 



474 



Register zum Seerecht. 



Seeversicherung 

— für fremde Rechnung 827—887. 

— Aaltrag zum Abschluss dieser 828 — 880. 

— Mangel des Auftrages 830 4. 

— Abschluss ohne Auftrag, als prAsamptiver 
SteUvertreter 880--382. 

— alternative Yersicherung 888, 881. 

— Elagerecht des Versicherungsnehmers 
für fremde Rechnung 886. 

— Gegenstand ders., Interesse 838 — 848— 
859. 

— Versicherung der einzelnen Arten der 
Interessen s. Interesse. 

— Gefahren u. Unftlle 860-864, 882-898. 

— Beginn und Ende der Reise 864—866. 

— Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 
von den Gefahren 888, 890. 

— Versicherung nach Eintritt des Schadens 
392. 

— Beginn und Beendigung der Versiche- 
rung s. Versicherungszeit. 

— die versicherte Reise 407 — 413. 

— Abgangs- und Bestimmungshafen 408. ' 

— Bestimmung des Ortes der Ankunft etc. , 
409. 

— Aenderung der Reise 412. 
Seeversicherungsvertrag 867—466. 

— accesBorische Natur 867. 

— Recht an einem Interresse als Voraus- 
setzung 868. 

— Theilversicherung 869. 

— gleichzeitiger Abschluss mehrerer 870. 

— Ueber-, Doppelversicherung 869 — 878, 
464. 

— Versicherungswerth 373—876. 

— Abschluss desselben 376. 

— wesentliche Voraussetzungen 877, 378. 

— Gegenstand dess., Interesse 379—882. 

— Versicherung mehrerer Interessen in 
einem Akte 381. 

— Bezeichnung von Schiff etc. 382. 

— Ausdehnung und Beschränkung der 
Haftung bei Nichteinhalten des Ver- 
trages 413—416. 

— Versprechen des Schadensersatzes 416— 
427, 436—440. 

— Höhe desselben 417, 440--445. 

— Nebenberedungen 421. 

— Arten der Beschädigung etc. 423. 

— Umfang d. Haftung fOr Schäden 421—427. 

— Prämienversprechen 427—429. 

— allgemeine Wirkungen des Vertrages 
429—482. 



Seeversicherungsvertrag 

— Verpflichtungen des Versicherten 482— 
484. 

— Schadensersatzpflicht des Versicherers 
486—440. 

— Fortdauer der Versicherung nach erstem 
Schaden 438. 

— Erfüllung des Vertrages 461—464. 

— Nachweis des Schadens 462. 

— Zahlungsfrist 468. 

— Zahlungsort 464. 

— Prämienschuld 464. 

— Aufhebung des Vertrages 465. 

— Verjährung 466. 

Seewasser, Eindringen desselben 424. 
Seewurf 259, 267. 
Seezins 288 is. 

Setzungsrecht bei der Rhederei 61 so. 
Sinken des Schiffes 425 is. 

Solidarische Haftung der Haverei-Beitrags- 
pflichtigen 280. 

Stauung der Gater auf Seeschiff 131. 
Stellvertretung, bei Seeversicherung 332 
826. 

Steuermann als gesetzlicher Vertreter des 
Schiffers 96, 105. 

Strandamt 292. 
Strandrecht, fiskalisches 297. 
Strandung 422 s, 425. 

— absichtliche 269. 

Strandvogt 292. 
StQckgatervertrag 124. 

— Abladung bei demselben 144. 

— Terminbestimmung zum Reiseantritt 
145 3. 

— Abnahme der Güter 148 84. 
Substanzinteresse 847. 
Superkargo 96 s. 

Taxe des Versicherungswerthes 374, 875. 
Theilfracht 216. 

TheUversichernng 369, 370, 417. 

— Schadensersatz bei 487 4. 

Totalverlust bei Versicherung 445—458. 

— wfrklicher Totalverlust 446—451. 

— beim Schiffe 446. 

— bei Gütern 447. 

— bei Quantität gleichartiger Sachen 448. 

— Rettung der Emballage 449. 

— der Fracht 449. 

— des imaginären Gewinnes, Provision 450. 
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Totalverlust 

— der Bodmerei, Havereigelder 450, 451. 

— fingirter T. 451. 

— durch NehmuDg des Schiffes 452. 

— durch Yerschollenheit dess. 453 — 455. 

— AbaudoDerklärung hierbei 456—458. 

— Zahlungspflicht beim T. 437 7. 

Transportunternehmer, Rechte 232. 

Transportgeschäft zur See Qber Güterbeför- 
derung. 

— Natur, Arten des Frachtvertrages 123— 
128. 

— Stückgüter, Chartervertrag 124. 

— Frachtvertrag über das ganze Schiff 125. 

— Form des Vertrages, Chartepartie 125, 
126. 

— Cession, Unterfrachtvertrag 126—128. 

— Vorbereitung des Transports 128—145. 

— Verpflichtungen des Verfrachters 128— 
132. 

— Lieferung der Ladung durch den Be- 
frachter 132—135. 

— Recht des Schiffers Güter über Bord zu 
werfen 133 s. 

— Löschung der Ladung 146 - 150. 

— Verantwortlichkeit des Verfrachters aus \ 
dem Fracht vertrage 150—164. ' 

— Veijährung der Ansprüche aus Verletzung 
des Frachtvertrages 164. 

— Verpflichtungen des Destinatars 198—209. 

— Aufhebung des Frachtvertrages 212 — 
227, s. Aufhebung. 

— über Beförderung von Reisenden 228 — 
234, 8. Reisende. 

Ueberfahrtsgeld , Havereivergütung hierfür 
274. 

— Beitragspflicht hierzu 279. 

— Anspruch auf 232, 234. 

— Versicherung desselben 353. 

Ueberfahrtsgeschäft, Pfandrecht bei dems. 314. 
Ueberfahrtsvertrag, Natur desselben 228. 

— Auflösung desselben 283. 
Ueberliegezeit 136. 

— Liegegeld hierfür 136, 137. 

— Beginn, Dauer derselben 139, 140. 
üeberversicherung 369—373. 
Umladung 268. 

Unfälle bei Seeversicherung 360-866, 382— 

393. 
Ungültigkeit der mehrfachen Versicherung 

371. 



Unkenntniss, dass Schaden bereits einge- 
treten 369. 
Unmöglichkeit der Ausführung des Fracht- 
vertrages 

— dauernde, zeitweise 213, 214. 

— vor Antritt der Reise 215. 

— nach Antritt derselben 216. 
Unterbrechung der Reise, Berechnung der 

Fracht hierbei 201. 
Unterfrachtvertrag 127, 128. 
Untergang des Frachtgutes 204, 205. 

— eines Schiffes 289 le. 
Unterhalt des Reisenden 229 i, 238 s. 
Unterscheidungssignal des Schiffes 25. 
Untersuchung der Waare, Pflicht des Em- 
pfängers zur 158-164. 

— durch Sachverständige 160. 

— als Voraussetzung des Schadensersatz- 
anspruches 161 5fi, 163 68. 

usurae maritimae 238. 

Veräusserung von Seeschiffen an Ausländer 

31, 32. 
Verbodmung 251 lo, s. Bodmerei. 
Verbrennen, bei Versicherung 424, 426. 
Verfolgungsrecht beim Seetransport 197. 
Verfrachter 123. 

— Pflicht zur Lieferung des bestimmten 
Schiffes 128, 129. 

— Haftung bei Umladung 129 s. 

— Lieferung eines seetüchtigen Schiffes 
129, 130. 

— Ausrüstung, Verladung 131. 

— Abladung 132, 135—145. 

~ Recht, Güter über Bord zu werfen 133 s, 
135 16. 

— Bereitstellung des Schiffes zur Ladung 
137 ff., s. Ladezeit, Ladebereitschaft, 
Ueberliegezeit. 

— Recht bei nicht vollständiger Abladung 
143. 

— Antritt der Reise 145. 

— Pflicht bei Löschung der Ladung 146 — 
150. 

— Recht die Ladung zu deponiren 149, 194 t. 

— Verantwortlichkeit aus dem Fracht- 
vertrage 150—164. 

— Umfang der Haftpflicht 150, 151. 

— Ausschluss der Haftung 152—156, 157. 

— Beweiss desselben 156. 

— Schadensersatzzahlung 157. 

— Recht, dass Empfänger die Waaren 
untersuche 158—164. 
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Verfrachter 

— Verjährung der Ersatzansprache gegen 
ihn 164. 

— Retentions-, Pfandrecht am Frachtgate 
206 50, 207 Mt 58, 208, 813, 314. 

Verfrachtung en rouge , ' Haverefvergütung 

hierbei 273. 
Verfügung von hoher Hand- 219. 
Veijährung des Schadensansprachee wegen 

Beschädigung der Güter 164. 

— der Heuerfordemng 112 is. 

— Klage wegen Bergungskosten 297 si. 

— des Ueber&hrtsgeldes 282 4. 

— der Frachtforderung 209. 

— der Regressklage gegen den Befrachter 
211. 

— der Havereiforderung 286 ss. 

— der Klage w^en ZusammenstoBS von 
Schiffen 290. 

-^ der Pfandrechte 319. 

— der Versicherungsforderungen 466. 
Verklarung 79—82, 281. 

Verladung der zum Seetransport best. Güter 

131. 
Verlängerung der Versicherungszeit 395. 
Verlast des Schiffes 213 e. 

— der Güter 214. 

Verpackung, Haftung bei Mangel ders. 155. 
Verpfändung ▼. Seeschiffen 301, s. Pfandrecht. 
Verschollenheit des Schiffes 453, 95 sa. 
Versicherer 320, 324. 

— Haftung aus Handlungen Dritter 383. 

— bei Kriegsgefahr 384. 

— Recht auf die Prämie 427. 

— Anordnung von Rettungsmaassregeln 434. 

— Schadensersatspflicht 486—440. 

— Zahlung der Versicherungssumme 438, 
439. 

— Eintritt in die R. der Versicherten 439. 

— Prüfung der Schadensberechnung 462. 

— Veijährung seiner Forderungen 466. 
Versicherungszeit 393—407, 414. 

— Berechnung derselben 393 — 395. 

— Verlängerung 395. 

— Beendigung 396, 401. 

— bei V. für bestimmte Reise 396. 

— Dauer bei V. des Schiffes 397—400. 

— Wirkung der Verzögerung der Lö- 
schung etc. 400, 414. 

— Dauer bei V. der Güter 400—404. 

— Beginn mit Hebung des Gutes vom 
Lande 401. 



Versicberungszeit 

— Dauer bei V. der Fracht 404. 

— bei V. der üeberfahrtsgelder, des ima- 
ginären Gewinnes 405. 

— bei V. der Bodmerei*, Havereigelder 406 

— Endigung durch Angabe der Reise 406. 
Versicherte 432, 429 2. 

— Anzeige des Unfalls 432. 

— Sorge für Rettung des yersieherten Gutes 
433. 

— Feststellung des Schadens 434, 461. 

— Entschädigung für Rettungskosten etc. 
435. ^ 

— Abtretung der R. an den Versicherer 440. 
Versicherung 320, 324, s. Seeversicherung. 
Versicherungsnehmer 826. 

— Haftung bei V. für fremde Rechnung 330 4. 

— Klagerecht hieraus 336. 

— Recht gegen den Versicherten 337. 

— Pflicht Prämie zu zahlen 427. 

— V. geschieht in seinem Interesse 429 9. 
Versicherungssumme, Haftung bis zar Höhe 

derselben 438, 375, 418. 

— Befreiung durch Zahlung ders. 439. 

— Berechnung derselben 419. 
Versicherungswerth 373—376. 
Verzögerung der Güterlöschung , Einflusa 

auf Versicherung 400. 
Vis major im See-Frachtvertrage 152 — 154. 
VorschuBS auf die Fracht 205 49. 

Waare, Aushändigung an den Konnossement« 
Inhaber 193. 

Wartezeit, bei Abladung 135 3. 
~ Ablauf derselben 142 4«, 143. 

Widerrechtliche Handlungen 363. 

Wiedemehmung eines vom Feinde etc. ge- 
nommenen Schiffes 298. 

Zahlungsstatt, Ueberlassung der Güter an 
Z. 202 95. 

Zeitdauer der Versicherung 393, s. Versiche- 
rungszeit. , 

Zinsen bei Bodmerei 238 ff., 252. 

Zug um Zug, bei Frachtzahiung 206 49. 

Zukünftige Gefahr bei Versicherung 391. 

Zureise, Berechnung der Fracht 218. 

Zurückbehaltungsrecht s. Retentionsrecht. 

Zusammenstoss von Schiffen 262, 287—290. 

Zwangslootsen 117 i, 120. 

Zwangs verkauf des Schiffes 21, 304, 308 30. 
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